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Sachordnung’) 
des 1. bis 19. Jahrganges. 
Die in kleiner Schrift angegebenen Abhandlungen sind vergriffen. 


Band u. 


A. Grundlagen und allgemeine Fragen. Seite 


Begriff der Handelswissenschaft. Bd. 4, S. 107. 
Die Privatwirtschaftslehre als Kunstlehre. Bd. 6, S. 304. 
Betriebswirtschaftler als höhere Verwaltungsbeamte . . . . . .. 14, 129, 15, 77 


Handelshochschulunterricht in den Vereinigien Staaten von Amerika. Von 


Prof. Sillen . . . pilot has -HadyatriVi-Lensialll Er En 
Handlungsgehilfen-Romane. "Von W.Wollt. . . ehren Fin BOR 


Der Kaufmann im Spiegel des deutschen Romans. Von Dr Kon 17, 53 


B. Kaufmännische Betriebstechnik. 
I. Gesamt-Ordnung des Betriebs. 
Großbankorganisation. Bd. 5, S. 372. . 
Kritisches zum Postscheckbetrieb und -verkehr. Von Prof. Dr. Großmann 5} 
Die Organisation der en in se Bere und Belgien. 
Von J. Stumpen . .°. : : erundsidech 337,10 


I. Kapitalistische Ordnung des Betriebs de, Kapitalwirtschaft?). 
Die Berechnung des Betriebskapitals. Bd. 6, 
Die Gründung der A EengeslEchate ar Zuschrift dazu . . .. 643 7, 38 
Die Gründungskosten der JaRU En ES Se Von H. Wittler .„. . 18, 481, 19, 76 
Gründungsbuchungen. Bd. 3, S. 
Das Normale und Aroma in den Statuten der a Von 


Willi Leidecker . . . . 2 1... 29, 7135 
Die Sachgründung mit Agio.. .. . 6, 253 
Der Wert des Geschäfts im ganzen; Kapitalisierung des Geschäftsertrags. 

Von Berliner, Schmalenbäch, Fritz und Tgahrt . 7, 36, 39, ı32, 369, 11, 128 
Theoretische Studie über den gemeinen Wert. . . 12,129 
Die Werte von Anlagen und Unternehmungen in der Schätzungstechnik . “17 1 
Berechnung der Mehrabschreibung bei der. Umwandlung. Von C, Ernst . 6, 645 
Berechnung des Gewinn-Ant. für Vorst. und Aufsichtsr. Von H.Großmann 12, 92 


Verbuchung von nachträgl. Rückvergütg. aufeingebrachte Anlagegegenstände 10, 170 
Stempelpflichtige Summe bei Er, von en En ee Reunel Bd. 6, S. 1% u. 7, 288. 


Technik der Emission und Zuschrift pa2} 7,1, #9 und 32 
Die Kapitalrückzahlung bei Aktiengesellschaften Fr a dazu. "Bd. 7, S. 97 u. 197. 

Die Sanierung der Aktiengesellschaft. Bd. 2, S. 1 u. 41. 

Die Vorzugs-Aktie . . . BIETE RIO DREHEN ZUR 
Unbegebene Aktien. Von Weinreis-Debrus . ; eures MY, 189 


Genußscteine und Gewinnanteilscheine und Zuschrift dazu. Bd 2, S. MI u. 3 116. 
Die Mitwirkung der Genußscheine bei Elunzizı Tuner der deut- 

schen A.-G. Von H. Deichmann . He ler 2 48, 029 
Die Tilgung (Amortisation) von .Aktien. “Von Prof. Dr. Adler . ish 3, 485 
Die Technik der Fusionen und Zuschrift dazu ....4 113, 613, 10, 316 


Zur Technik der Vermehrung des Aktienka un Bd. 8, S. 555. 
Das Bezugsredit. Von K. Böttcher. Bd. 511 


Bezugsrecht. und Bilanzkurs. Von. Dr. W.Mahlberg . . . . 14, 223 
Das eigene Kapital der. eingetragenen Genossenschaften. Von General- 
revisor- Hildebrand „ 2...» 5.2 22... 2 12... malen IE 


2) In der Sachordnung ist der Name des Herausgebers als Verfasser zum Zwecke der- 
Platzersparnis weggelassen. Ältere Aufsätze, für ‚welche die Zeitschrift neue Bearbeitungen: 
enthält und einige Beiträge von nur gelegentlicher Bedeutung werden nicht mehr aufgeführt. 

2) Die in dem Abschnitt B. II wiedergegebenen Aufsätze des Herausgebers ‘sind neu 
Be in dem Buche „Finanzierungen“, Leipzig (G. A. Gloeckner), 3. Aufl. 1923, vereinigt: 
worden 
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Band “= 


Bewertung und Abschreibungen auf Anlagen der Bergwerksgesellschaften in bilanz- und steuer- Seite 
rechti. Beziehung. Von R. Hoffmann. 


Die Bewertung von Kohlenzechen, Von. Dr. Th. Umberg „ . . . 16, 256 u. 321 
Die Verrechnung des Ratenkaufes einer Fabrik. Von Hans Gutherz . . . 15, 314 
Die Regelung der Auseinandersetzungsfrage in den RES RORENEVEEITÄGEN 

der Personalgesellschaften. Von Th. Beste. . . . u, 4 


III. Sachliche Ordnung des Betriebs und Anlagen Wirtsbhpfk 
Über Einbringung von Anlagen siehe B II, Gründung. 
Die Werte von Anlagen und Unternehmungen in der Schätzungstechnik ,„, „ 12, 1 


Die Bewertung von Kohlenzechen. Von Dr. Th. Umberg . . . . 16, 256 u. 321 
Vertrag über Abtretung des Rechts zur FRERRUUE SON.Ralı „asun,05,00, 120 


18, 97 


Der Shedbau. Von Heinrich Hermes. . . . f a n; 18, 21 
IV.. Persönliche Ordnung des Betriebs Ania Personal-Wirtschaft. 

Das Arbeitsnachweisunternehmen des Reiches. Von J. Witte. . . . . 19, 20 

Die Diebstahlskontrolle in Fabriken. Von Fritz Ramjoue . . . . 2». 19, 361 


Die Kontrolle im Lohnwesen. Von Ernst Merbitz. Bd. R-, S. 349. 
Die Arbeiter-Torkonirolle.. Von J. Hohmann. Bd.8, S.4 


Prämienlöhne, Von M. Koch. . Ba, 5 12, 267 
Disposition für Beiträge über die Technik der Löhnung . ae au. &6,.220 
Technik der Löhnung in einzelnen Gewerben: 


ee un ecke im :Ruhrbezirk, Von H. Westermann. Bd. 6, = 121, 169, 318. 
Kohlenzechen bei Hamm i. W. Von N. Bohn. Bd. 6, S. 265. 

Niederrheinisches Braunkohlenbecken. Von C. Geusgen. Bd.5, S. 33 

Minettebecken und lothringischer Kohlenbergbau. Von ]. Lietard. Ba. 5, S.20. 


Bergwerk Südspaniens,. Von, 0,8. uneumntend Wi. . 0 0. . 18, 182 
Spiegelglaswerks. Von..E. Heisen,. „a tstsuuet anlegt ee 
Brauerei. Von H. Geismann . . 00 50,.024 
Schokoladen- und Zuckerwarenfabrik. Von Willy*Mannert. Bd. 8, S. 216. 
Papierindustrie. Von Wilhelm See nenne een 10170808 
Buchbindergewerbe. Von E.Lippold. Bd. 6 
Anforderungen d. Berufsgenossenschaft BRe Lohnbuchhaltung. Von G.Martius”, 541 
Organisation u. Buchführg. von Betriebskrankenkassen, v9: R. Bühler 10, 286, 350 
Literatur betr. Betriebskrankenkassen ... .. . REN 10, 374 
Die Fabriksparkassen. Von Hans Hübner. Bd. 7, 
Werkskonsumanstalten im Rhein te eisen Von E. Becker . 11, 133 
Schlafhäuser und Ledigenheime in Fabrikbetrieben. Von W.Knipprath 9, 1 u. 65 
Entwicklung und Tätigkeit der Organisationen der kaufmännischen Ange- 
stellten in der Nachkriegszeit. Von Hubert Huppertz. . . ....18 49 


V, Material-Wirtschaft und eg ae 


Bestellungswesen und Einzelverrechnung in ee a Bd. 3 

Einkaufswesen in Hütten- und Maschinenindustrie _ Von A. Klihner. ba. 5, 

Die Organisation des Einkaufs eines Eisenhüttenwerks, Von sen Levy 8, 281 
Das Einkaufswesen der Preuß. und Hess. Staatseisenbahnen. Von H.Keil. Bd.8, S. 241. 

Regi-trierung und Verbuchung eingehender Rechnungen. Bd. 1, S 121. 


Materialienverwaltung für das Berg-, Hütten- und Maschinenwesen. Von 

A. Kühner und Zuschrift dazu... ... 4, 317 u. 564 
Doppelte Magazinkontrolle. Von A. Kühner , . . aa 208 
Materialienverweltung in Zechen. Von W. Brandenburger. Bd. 8, S. 185. 
Montagewerkzeuge und ihre Verbuchung. Von A. Klocke . . b, 89 
Buchung u. Inventarisierung der Werkzeuge u. Utensilien. Von K. Adler 6, 427 DR 525 
Einkaufsdispositionen in einem Detailgeschäft. Von Dr. S. Berliner, . . 6, 533 
Lagerbuch eines Wiener Eisengroßgeschäfts. von Ludwig Pletscher. Bd. 7, S. 294. 

VI. Kundschaftsverkehr. 
a) Propaganda. 

Die kaufmännische Propaganda als gt der Handels-Hochschulen. !.Bd. 7, S. 297. 
Über Kartothek-Propaganda ...6, 445 


Napoleon I. als Anhänger der Kartothek . = ns. a. 15, 471 
Selbstkosten + 10%, Bd 7, S. 376. 


Die Propaganda im Hamburger Exportverkehr, Von an Winkhaus „ ,„ . 7,389 


. . . ® . 


VI Sachordnung. 


b) Preisstellung und Geschäftsbedingungen. 


is der Verstempelung der „Allgemeinen Geschäftsbedin- 

PR a der Banken. Von Fritz Fa EHAChEF u. Zuschr. dazu 7, 568 

Einwirkungen der Geldentwertung auf die Verkaufsbedingungen der Leder- 
und Schuhbranche. Von Matthias Steeg.. . 

Aufwertung der Verträge mit gleitenden Preisen. Von Dr. Heinrich Justus 

und Ferdinand Winckelhöfer una SE ara anal iz Ace 


ec) Kreditschutz. 
Entwicklüng‘ des Auskunftswesens. Von M. Kurth . 4 
Das Auskunftswesen in den Vereinigten Staaten von Amerika. "Yon Theo 
Teutenberg . . EEE TEN I SC EURE 
Die Kreditversicherung. Yonı Franz Unnteöbhrieg inaubıe seen. 


2) Lagerung und Versand der Waren. 
Bgeschäfts. Von Ludwig Pletscher. Bd. 7, S. 294. 

REN Aentischer Apparate. Von M. Räde.' Bd. 2, S. 147. 
os - VII. Kophunugen 23El und Schriftenverwaltung. 

{ a) Allgemeine Fragen. 

Die ee Von Ed. Glück. . TE 
Bedarf die Aktiengesellschaft der doppelten Buchführung? . { ye37 
2. Untersuchung unlesbar gemachter Schriften. Von O. Lindekam . 


- - b) Geschichte des Rechnungswesens. 
Historische Entwicklung der Buchführung. ‘Von Prof. C. Leyerer . 


.c) Buchführungsrecht. 
Über das allgemeine Bilanzrecht . . 


Über Mängel des Buchführungsrechts und Zuschriften dad BR fi 8, 


Gilt. die Vorsdirift ordnungsmäßiger Buchführung audı für die Bilanz? Bd. 7, S. 2un. 
Inventar und Bilanz. Bd. 7, S. 9. 


Die Goldmarkbilanz.. . . .  SORRKANDige Ted nat”, 
Redhtl. Zulässigkeit auswechselbarer Kontenbüdher. "Von Prof. Dr. Rehm. Bd.4, S. 221. 
d) Übertragungstechnik und Grundbuchformen. 
Variationen amerikanischer Journale. Von Prof. Dr. Schär. Bd. 1, S. 390, 436, 2, 157. 
Vereinigung der Soll- und Haben-Spalten im Journal. Bd.1,S. 273, 2, 157. 
Die Verwendung von roten Zahlen in Grundbüchen . . . 
Ausgleichsstrihe im Konto. Bd.1, S 272. 
Vergeudung von Platz und Arbeit bei amerik. ne 
Das tabellarische SammelJournal. Von Prof. Dr. R. Debes. Bd. 


Band u. 
Seite 


und 8, Ä 


18, 21 
..19, 399 


12, 152 


19, 529 
19, 453 


10, 172 u, 11, 323 


5, 215 


Grundbücher u. Konten in RE ee: NonBeoh E. ‚Walb 10, 74, 129 u. 192 


Debitorenbehandlung in Miyieatag 
Bd. 3, S. 537. 


® 


Storni und Umbuchu:gen. 


11, 


Die Hinz-Buchführung. Von Eugen Klaus und Zuschrift dazu 8,1, » u. 11, 370 


Moderne Abrechnungsmethoden und Zuschriften dazu . 
Buchhaltungsmaschinen. Von Direktor Oberbach . 
Das Wareneingangsbuch eines Warenhauses. Von A. Lutz 
Die Nebenkassen. Von K. v. Dobiejewski . j 
Patente in der Buchführung. Von Dr. Penndorf 


5, 556, 6, 


Schnitzelsystem und Addierlineal. Von Finke und Prof. Dr. Penndorf 12, 104, 244 


Übertragung in die‘ Kontokorrentbücher. Bd.1, S. 272 u. 3, 159. 
Gliederung der Debitoren im Kontokorrent. Bd. 1, S.242, 


e) Betriebsstatistik. 


| 115, 7, 26 
ET EEE 10, 140, 11, 


124 
11, 180 
14, 65 
12, 220 


Die statist. Nachweisungen Be ee VonR.Fleischfresser 14, 139 


Das Ne Diagramm . 


u ;) ee 
Kontokorrentbücher mit auswechselbaren Blättern 


Zulässigkeit auswedhseibarer Kontenbücher. Von Prof. Dr. Rehm. ; Bd. 4, S. 221 


17, 236 


. 1,153, 2, 29, arı u. 6, 261 


Sachordnung. vu 
Band u. 


Seite 

Ein „Konto pro Diverse‘ in den Grundbüchern (die Schuldposten werden 
aus den Grundbüchern nicht übertragen) . 7, 34 

Siehe auch: Vereinfachung von Kontokorrentbuchungen. Von Handals- 
schuldirektor Oberbach und ‚Die ‚deutsche Buchführung“ ... 8, ıs8, 12, 113 
Buchung und Inventarisierung der Werkzeuge u. Utensilien. Von K. Adler 6, 497, 525 
Debitorenbehandlung in Detailhäusern . 6, 458 
Registriermaschinen in der Depotbuchhalterei d. Großbanken. Von G.Wieske 5, 97 
Amerikanisches Hauptbuch ., . u m ‚Bons 194 
Sachkontenhauptbuch mit Saldenspalte. “Von Karl Beck j 11, 363 


Schnitzelsystem und Addierlineal. Von Finke und Prof. Dr. Penndort 12, 104, 244 
Neuerungen ım Kontokorrent. Bd. 3, S. 442. Se eH 

Das Kontokorrentsystem „Modern“ EEE er se Fe 5, 230 
BE ngsspeziDanNoben, Von K. Adler. Bd.7, S. 78. er 


Dale erbudh eines Wiener Eisengroßgeschäfts. Von Ludwig Pletscher. Bd. 7, S. 294. 
ostenbücher. Bd. 6, S. 156. 


g) Erfolgs- und Bilanzrechnung.. 
3, Bilanz und Gewinn- und Verlust-Rechnung im: tamsindn 
Zur Theorie der Erfolgsrechnung. Von:Prof. Dr. E. Walb. niheens® 027, 416 


Die Dreikontentheorie. Von M. R. Lehmann . . . aBiinıeh 19, 341 
Über den Zweck der Bilanz. Bd. 5, S. 379. ; IESk DIE G A 
Theorie der Erfolgsbilanz . . en a nn tee AN. 579 
Grundlagen dynamischer Bilanzlehre sairs ni 1 1 u. 68 
Tageswert oder Anschaffungswert in der Bilanz. Von Prof Dr. E. ‚Walb. 18, 228 
Geldwertausgleich in der en een wow oe BETEN 15, 401 
Die Goldmarkbilanz. . . Feier a a ee ln aa ae ei et 
Die Indexziffern. Von Dr. Marichal . . m a nn le 102 
EEBERZAnNIEN IE 1033 Sau a nee ie edaeare a LU 
Januar’bis Juli 1923 . . 17, 398 
Die Eingliederung fremder Währungen { i.d. Buchhaltung. Von J. Scherer 16, 471 
Zuschrift dazu . . . .17, 80 
Bewertung von Warenvorräten, mit Auslandsvaluta gekauft, "nach 
Reichseinkommensteuergesetz . . nnilatelod,. 106 
Weltteuerung und Bilanzbewertung. Von Prof. Dr. "Mahlberg . Au 18, 556 


Die Bilanzierung der Pfandbriefe. Von E. Schmalenbach u. H. Weinreis 18, 337 
Die Bilanzierung von Teilschuldverschreibungen. Von Hans Weinreis 19, 49 
Unbegebene Aktien. Von Weinreis-Debrus . . 2 2 2..2.........19, 139 
Der Name Gewinn- und Verlust-Konto. Bd. 7, S. 128, 195. 
Darstellung eines Gewinnvortr. im Gewinn- und Verlustkonto 10, 382, 11, 192 
Gewinn- und Verlustrechnung. Bd.1, S. 141 u. 7, 128. 
- u. V.-Rechnung mit. bes, Darstellung des Konjunktur: und Be- 
triebsgewinnes. Von Fr. Backofen . BuBBHEN Lonip BUNEDBERSE S0222. 327 
Die Generalunkosten in a Dion der A.-G. Bd. 2, S. 161. 


Bruttoabschluß. Bd. 6, 
Window dressing. Bd. 22 55 ‘9. 


Zur Darstellung des Gewinnvortrags . . ne. „ER, 1 192 


Notizposten in der Bilanz. Von M. Berliner Y Aneltstesisau), sib nad2, 230 
Eine Bilanzstudie. Von Prof. Dr. Fr. Schär. Bd. 4, S. 466. Milk 
: Der eiserne Bestand in der Bilanz. Von Otto Bertrams , .. . . . .. 17, 444 


Die Erfolgsrechnung der Kameralistik. Von Prof. Dr. E. Walb. .. . 19, 241 
Siehe auch die Aufsätze unter ee 


2. Konten der Anlagewerte. 22 2:5 m. 
Die Verbuchng von Neu-Anlagen . . LS En 4200, 006 
Die Abschreibungen und Zuschrift dazu. Bd. 3, S. 81, 162. 
Mathematische Untersuchung d. geometrisch- degressiven we 
Von Dr. Adolf Lüpke . ....18, 424 
Der Einfluß d. Zinsen a. d. Abschreibung. V. Rud. Löwenstein 15, 371, 16, 74 


. Bewertung und Abschreibungen auf Anlagen der "Berggewerkschaften und Bergwerks- 
gesellschaften. Von Robert Hoffmann. Bd. 7, S. 355. 
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Die Bewertung der Anlagen in Bergbaubilanzen einschließlich der 
steuerlichen Behandlung der. Substanzverringerung. Von Dr. F. Heina 19, 97 
Buchung u.Inventarisierung d.Werkzeuge u. Utensilien, VonK. Adler 6, 497, 525 
Montagewerkzeuge und ihre Verbuchung. Von A. Klocke. . .. . 
Über die Umsatzstatistik. Von Dr. Gustav Müller-Kalkberge . . . . 5, 322 
Verbucung eines Musterschutzes. Bd. 4, S. 350. 
Verbucdtungen von Reparaturen. Bd.2, S. 472. 
3. Anlagen, die zur Weiterveräußerung bestimmt sind. 
Die Bewertung von Immobilien in Bilanzen von Baugesellschaften. Bd. 8, S. 271. 
Die Bilanzierung der Grundstücke einer Terraingesellschaft. a 
4, Vorratskonten, 


Bilanzierung von Waren zum Verkaufspreise u.Zuschr. dazu a, 158, 564, 5, 180 
Das Warenkonto als nidıt gemischtes Konto. Bd. 8, S. 540. 
Die Bilanzierung von Konsignationsware. Bd. 7, S. 1%. 
Bewertung der Vorräte in Brauerei-Bilanzen. Bd. 8, S. 460. 

5. Konten der Schuldverhältnisse. 
Die Behandlung des Delkredere-Kontos . . 2 2 2 2 2 22... 8,89 
Die Behandlung des Delkredere-Fonds-Kontos . . 2 2. ...2......2, 39 


Schuldentilgung und Einkommen . ... 7 wordisslusainuil Bin, 193 
Abbuchung von Debitorenverlusten . . .... 12, 372 
Die bedingten Forderungen und Schulden in 1 Buchhaltung und Bilanz. 

Von Prof. Dr. H. Großmann . . . In ESRTOSRURL BE, 16, 1 


6. Transitorische Konten. 

Bilanzmäßige Verteilung von vorausbezahlten Talonsteuern. Bd. 5, S. 60. 
Verbuchuig von vorausbezahlten Versicherungsbeiträgen 2. .4, 31, 612 
Die Bilanzierung ‘von Kapitalprovision, Damno und Disagio . .8, 329, use 

Siehe auch die Verbuchung von Teilschuldverschreibungen . . . 2, 361 

Verbuchung von Provisionen auf noch nicht abgerechnete Geschäfte 6, 586 
Die Aktivierung von Betriebsunkosten bei Gewerksdiaften. Bd. 8, S. 470. 

7. Berichtigungs- und a 
Notizposten in der Bilanz. Von M. Berliner. Bd. 12, S.2 
Rückstellung für rückständige Buchführungs- una Abschlußarbeiten. . 18, 95 


8. Gefahrenkonten. 

Die Verbucung von Schadensreserven. Bd.A4, S. 35. 

9. Kapitalkonten. 
a La. Bd. 3, S. 193 
Buchung der Kapitalserhöhung der Aktiengesellschaft . . . . ... 4 611 
Unbegebene Aktien. Von Weinreis- Debrus . . . anchte Y brup- unbe EI 
Die Verbuchung von Teilschuldverschreibungen . . 22,8, 561 


Die Verbuchung eines Teiles der bewilligten Schuldverschreibungen. Bd. 8, S, 0, 
Die Verbucung zurückgekaufter eigener Schuldverschreibungen. Bd. 8, S. 


Vergl. auch die Aufsätze über Technik der Finanzierungen, 


10. Erfolgskonten. 
Über die Umsatzstatistik. Von Dr. Gustav Hua ah, 322 


Die Verbuchung von Kursdifferenzen . . . . DE 
Verbuchung von Reparaturen. Bd. 2, S. 472. 
Zinskosten in der Buchführung. Bd. y, S. 249, 
Verbucung von Arbeiter-Versicerun is-Beiträgen. Bd. 4, S. 34. 
Das Warenkonto als nidıtgemischtes Konto. Bd. 8, S. 5140, 

11. Gesellschaftsrechnungen und Berechnung NEE Ze nEO gen 
Buchungsfragen im Partizipationsgeschäft. Von Prof. Dr. Adler. Bd. 2, 
Banksyndikats- oder Konsortialgeschäfte. Von Prof. Dr. SAAIke 4, 587, 5, 1% 
Zinsberechnung bei Metageschäften. Von Prof. Dr. Berliner... . 8511 
Darstellung eines Konsortialgeschäftes. Von G.Otto . . » 2... 9,211 


12. Erfolgsschätzung. 


Berechnung des Mehrertrags bei Ausbeuteverbesserung . sitgrdallsem 14, 192 
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h) BEER Gewinnberechnung. 


Monatliche Gewinnberechnung. Bd. 7, | 
Monatsbilanzen ohne Inventur ie Znischrift dass nn AED RTA 


i) Selbstkostenrechnung. 


Einzeldarstellungen siehe bei den auf den Seiten VIILff. angegebenen Aufsätzen aus 
den einzelnen Gewerbezweigen. 

Theorie der Produktionskosten-Ermittlung. Bd. 3, S. 41. 

Die Technik’ der ee al Bd. 2, S. 201. 

Über Verrechnungspreise. Bd. 3, S.1 

Über den Zuschlag von en eralnnkasten und Gewinn in Se Fabrikkalkulation. Bd. 4, S. 354. 

Selbstkostenrechnung I (Grundlagen). Bd. 13, S. 357 u. 

Zur Theorie der industriellen Kalkulation. Von Dr.M.R.Lehmann . . . 14, 165 

Abgrenzung direkter Iprocuknv er) und indirekter (unproduktiver) Kosten in der Aue 
kalkulation. Bd.7, S. 198. 

Abzüge auf Warenlieferungen usw. in der Nadıkalkulation. Bd. 7, S. 198. 

Verbucuung von Arbeiterversicherungsbeiträgen. ' 

Die Generalunkosten als produktive Kosten in der Bilanz der A. -G. Bd.2, S. 161. 


k) Ermittlung der Steuerwerte. 
Der Buchprüfungsdienst d. Reichsfinanzverwaltung. Von Otto Löffler 18, 193 u. 241 
Die Bilanz im Lichte der Steuerbehörden, insbes. Schuldentilgung . 10, 193 u. 321 
Die Berücksichtigung der Steuerschulden “bei der Besteuerung des Ertrages, 


Einkommens und Vermögens. Von Dr. F. isen dt „eier 
Bilanzeinkommen und Steuereinkommen ., . { W204. darsıık0, BL 
Der „Buchwert“ bei der preußischen Einkommensteuer a ...7,42 


Das Kapital einer Bergwerks-Gesellschaft bei der preuß. Eink. „Steuer . ei, 2 
Bewertung und Abschreibung von Anlagen der EU Enge els haien bei der preußiscien 
- Einkommensteuer. Yon Robert Hoffmann. Bd.7 


355. 
Die Bewertung der Kohlenzechen. Von Dr. Th. Umberg . . . „ . 16, 256 u. 321 


Der Spekulationserfolg im Reichseink.-Steuergesetz . nahen 29 
Die Werte von Anlagen und Unternehmungen in der Schätzungstechnik . De 
Theoretische Studie über den gemeinen Wert Br 12, 129 


Abschreibung auf Anlagen im Bergwerksbetr. bei der preuß. Eink. -Steuer . 7, 43 
Die Bewertung der Anlagen in Bergbaubilanzen einschließlich der steuer- 

lichen Behandlung der Substanzverringerung. Von Dr. F.Heina. . . 19, 9 
Abzugsfähigkeit der Steuern. Von J.Groos. . . 13, 124 
Anrechnung beanstandeter Abschreibungen in späteren 'Steuererklärungen. 

Von M. Berliner und Zuschrift von M. Nußbaum . . . 11, 355, ı2, 117, 119 
Das Schätzungsverfahren zum Wehrbeitrag und Zuschrift dazu... % 521, 8, 9 
Die Kriegssteuer der Gesellschaften mit jur. Person. Von Reg.-Rat Buck 11, 344 
Warenumsatzsteuer und buchmäßige Darstellung. Von R.Buxbaum . . . 11, 69 
Die große Vermögensabgabe . . .... 12, 362 
Zur Frage der: Verbuchung der Reichsnotopferschuld. Von Ernst Walb . 15, 381 
Besteuerung der Personalgesellschaften. Von Dr. Fischer. . . ..... 17, 33 
Werte und Wertanschauungen im Steuerrecht. Von Dr. Schnick. . . 17, 81, 161 
Die Aufwertung und die Inflationssteuer der Teilschuldverschreibungen . „ 18, 124 


l) Buchhalterische Kontrolle. 


Fehlerkontrollen in der Buchführung und Zuschr. dazu 11, 197, 261, 319, 368 
12, 121, 246, 369 


Abstimmungstechnik bei Kartenkontokorrent durch Saldoeintragkontrolle, 


Von Beck . ee 
Die Schlüssel- oder Probezahlen. Von Dr. Schatz . ar arariarshaie, an). prssunüt.Tab. Sr 
„Der stumme Zähler“, Mitteilung von Revisor Klaus. . . . . 2... .. 11, 254 
Additionsschulung. Bd. 8, S 264 u. 559. 
Die Additionstechnik. Von Josef Zavelberg. . Hay . 16,359 


Die Additions--und Übertragungskontrolle mit der Zahl 11... . u, 241, 12, 112 
Über Addieren und die Benutzung von Probezahlen. Von Petz, Coburg . ’ 12, 369 


Technik der Kontokorrentprüfung. Bd. 6, S. 521. 
Ober Teilung der Fehlerfelder in der Buchführung u. Zuschr. dazu. Bd. 1, S. 440 u. 2, 39. 
Die Probezahl Marcdant. Bd. 3, S. 233. 
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Ein Mittel zum Fehlersuchen in Kontokorrenten . 22. ..... 6116 u "259 

Kontokorrentkontrolle durch Auszug . ... 2 2 nee ea. N 6, 380 

Vom Kollationieren der Kontokorrente . . ai 6, 461: 
Die Bekämpfung der Betriebsdiebstähle vom Standpunkt des "betrieblichen 

Rechnungswesens, Von Dr Erwin Zimmermann . . - .. 19, 389. 


m) Treuhänderische Kontrolle und ng 


Der Buchprüfungsdienst d. Reichsfinanzverwaltung. Von Otto Löffler 18, 193 u. 241 
Die Uberwachungspflict des Aufsichtsrats. Bd 85, S, 271. 
Eine Bilanzstudie. Von Prof. Dr.].F. Schär. Bd. 4, S. 466. 
Über Einrichtungen gegen Unterschlagung u. über Unterschlagungsrevision 6, 321 
Wahrscheinlichkeit der Entdeckung v. Fehlern bei Revisionen. Von A. Klein 6, 580 
Die Technik der Kontokorrentprüf Bd. 6, 

Revisionsverbände ir Mikkelsirddigschäfie Von Dr, J. Hirsch .;.. ..... . :10, 220. 


Geschäftsaufsicht zur Abwendung des Konkurses. Von Oetelshofen 3A og 10, 277 


. .n) Registraturwesen. . 
Disposition für Beiträge über das Registraturwesen. Bd. 7, S. 125. a 
Kaufmännische und kameralistische Registraturen. VonL. Weber. Bd. 8, iS. 406 u. 495, 
Registraturwesen. Von Dr. Birkenfeld. . . 0. 17, 241 
Registrierung und Verbuchung eingehender Rechnungen. Bd. 4, { 
Registriermaschinen in. der Depotbuchhalterei. Yon c An 100-2 ee 


Das Sammeln von Wirtschaftsnachrichten. Von Dr. Kegel. . . . ......16, 401 
Schriften über Wirtschaftsarchive. Von Dr. Kegel. . . 2.2 2...2 2.0.» 16, Er: 
0) Technologie der Büromaschinen. ; 
Buchhaltungsmaschinen, Von Direktor Oberbach. . . ... ......10, 140, 11, 124 
Rechnende Schreibmaschinen. Von Sven Lundberg . : 11, 53 
Die Anwendung maschineller Hilfsmittel im Rechnungswesen der Industrie- | 
betriebe. Von Hans Kirsch . . . .... 19, 404 u. — 


Vereinfachung der Abwicklung des Wertpapierhandels durch Verwendung 

von Schreib- und Buchungsmaschinen. Von E. Weißgerber. . » .. 19 64 
Registriermaschinen in der Depotbuchhalterei. Von G.Wieske . . . .:.. 5, 97 
Die Buchhaltungsmaschine von Johannedal . . „eo Da, 182 
Bedeutung der Diktiermaschine für das kaufm. Kontor. Von Loesch . 12, 234, 369 
Kleinrechenmaschinen und ihre Anwendung. Von Dr. Weiler .. 2...123, 6 
Der Aktograph"""",s  ,, 0 ZAGEERE SRIDONV Bi0jaus bay BOTea 


p) Neue Buchführungs-Systeme und -Einrichtungen. 


Apparate-Buchführung. Von Finke und Prof. Dr. Penndorf . .... .. 12, 104, 244 
Fernbuchführung . . ; saraodım 12, 116, 244 
Neue Buchhaltungsmethoden. Von Agnes Schmitz e e ..19, 308 
Die Anwendung maschineller Hilfsmittel im Bern der Industrie- 

betriebe. Von Hans Kirsch . . . 2020.19 404 u.433 


Siehe auch unter den aeiten vıld und £. 


VII. Beiträge zur Betriebswirtschaftslehre einzelner (ewerbezigEiE 
a) Industrieunternehmungen. 


1. Bergbau, Hütten, Walzwerke., 


Lohnbuchhaltung der Kohlenbergwerke im Ruhrbezirk. VonH. Westermann. Bd.6, S. 121, 16 18. 
Technik der Löhnung von Kohlenzechen bei Hamm i. W. Von N. Bohn. Bd.6, S. 5. & 
Technik der Löhnung im niederrhein. Braunkchlenbecken. Von C. Geusgen. Bd. 9, S.337. 
Desgl. im Minettebecken u. im lothring. Kohlenbergbau. Von Liestard. Bd.5, S. 20. 


Lohnermittlung u. Lohnzahlung in einem Bergwerk Südspaniens. Von 0.$. 13, 182 
Monatliche EL in einem Kohlenbergwerk. Von W. 
Brandenburger . .. . 2 ; Ah 49 


Buchhaltung u. Selbstkostenwesen einer Eisenhütte, Man, Dr Colares, "Ba. a >: 121. ; 
Selbstkostenwesen eines gemischten Hüttenwerks. Von O. Rupp. Bd.5, S: 395. 


Die Entwicklung der Kostenrechnung eines Walz- und Hammerwerks. Von 
Dr. Th. Wuppermann a A ve 20a dB, 73. u,0145 
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Die Entwicklung der Kaliindustrie unter dem Gesichtspunkt ihrer Kosten- 
gestaltung. Von Dr. Felix Steiner . . ee 
Materialien-Verwaltung für Berg-, Hütten- u. “ Maschinenwesen. Von | 
A. Kühner .und Zuschrift dazu. . . era 1a. rkrnecddren 317, D6A 


Doppelte Magazinkontrolle. Von A. Kühne . . . DER Er Bi. und 


Materialienverwaltung in Zecten. Von W. Brandenburger. Bd.8, S.1 
Einkaufswesen in Hütten- und Maschinenindustrie. Von A. Kühner. Bd. ‘5, S. 525. 


Die Organisation des Einkaufs eines Eisenhüttenwerks. Von Ernst Levy... 8, 281 
Buchführung eines Blechwalzwerks. Von H. Thiel. Bd. 3, S. 206. 
Kalkulation von Walzdraht. Von F.E.*. b Daml.moy 4,187 


Selbstkostenberedhnung von Drähten und Drahtstiften. "Von w. Schwarz. x Bd. 4, S. 137. 
Literaturnadıweis. Bd. 13, S. 299. 


2. Industrie der Steine und Erden. 
Selbstkostenberechnung u. Buchführung im Ziegeleibetriebe. Von G. Pasthke.* Bd. 
Die Selbstkostenrechnung in der Ziegelindustrie. Von Fritz Dilk 16, is1 u. ‚241 
Selbstkostenberechnung für Herstellung von Portlandzement. Von N. En Bd. 3, S. 237. 
Technik der Löhnung in einem Spiegelglaswerk. Von E x Röisenl.unie® . 7, 411 
Literaturnachweis. Bd. 13, S. 301. 
3. Metallverarbeitung. 


Selbstkostenberechnung der Werkzeugfabrikation. Von W.Kuse.* Bd. 4, S. 94. 
n in der Nähnadelfabrikation. Von H, Rahlenbeck*.. . 4, 298 


” von Drähten und Drahtstiften. Von W.Schwarz.* Bd.4, S. 137. 
einer Fabrik für Beleuchtungsartikel. Von M.Lebeis. Bd.4, S. 225. 


Organisation’ eines Rasiermessergroßbetriebes. Von E.N. Herb, . .... 8,837 
Die Solinger Scherenindustrie. Von Hermann Hartkopf . . . . » 2... 15, 269 
Erzeugnisse, Betrieb und Verwaltung deutscher Gesenkschmiedereien. Von 

R. Marggraff . . . . Fe 
Buchhaltung einer Fabrik kunstgewerbl. Metallwaren u. Zuschr. dazu . na 4, 612 
Literaturnachweis. Bd. 13, S. 301. 

4. Holzbearbeitung. 
rg aus der Holzbearbeitungsindustrie. Von H. Rexroth.* Bd. 3, S. 549. 
ation einer Holzbearbeitungsfabrik Von A. Ulrich . . . det) 

Weg des Weichholzes zur rheinischen Möbelfabrikation. Von Dr. Atzenroth 17, 353 
Organisation der rheinisch-westfälischen. Grubenholzindustrie. Von Berta 

Menniken ,. NT lbs. Kay ame Berk Bela Aral la tb 
Literaturnachweis. Bd. 13, S. 302, 

5. Industrie der Maschinen ah Gießereien., 


Die Literatur über, Buchführung der Mascdhinenfabriken. Bd. 3, ig 
Buchhaltung einer Masc hinenfabrik mit 27 Ann Ele Kretschmar 9, 110 u. 129 


Bestellungswesen und Einzelverrechnung in Maschinenfabriken. Bd. 3, S.1. 
Materialienverwaltung für Berg-, Hütten- und Maschinenwesen. Von 


A. Kühner und Zuschrift dazu. . . EEE EL E98 007° 004 


Doppelte Magazinkontrolle. Von A, Kühner. . Mech U ET BOLI 


Das Einkaufswesen der Hütten- und Maschinenindustrie.. Von A. Künber.. Bd. 5, S. 525, 
Fabrik- und Einkaufsbureau einer Kleinbahnfabrik. Von W.Blanke. Bd.1,S. 286. 


Selbstkostenwesen im Maschinenbau *. | 
Ergänzungsband I. Waggonfabriken, Beiträge von Bing und Schrey. 
Ergänzungsband Il. Maschinenfabriken, Beiträge von Pfeiffer, Moeser, Bergner, Dehez 


und Glunk. 
Literaturnachweis. Bd. 13, S. 302. 
Literatur der Nähmaschinenindustrie . . . . ; a ee ER 


6. Chemische ers 


Selbstkosten u. Erfolgskontrolle ein. Schwefelsäurefabrik. Von W,Schefczik 12, 345 
Die Industrie chemischen Düngers. Von E. Kellermann . . 13, 193 
Die Versorgung der deutschen Industrie mit mineralischen Schmiermitteln. 

BETEN ea er I en  EnzIn, 80 


*) Die mit Stern bezeichneten Arbeiten sind hervorgegangen aus dem neben 
das die „Gesellschaft für wirtschaftliche Ausbildung‘‘ in Frankfurt a.M. über das Selbst- 
kostenwesen industrieller Betriebe veranstaltet hat. (Siehe auch * Seite VIIL) 
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7. Leuchtstoffe, Seifen, Farben. | 
Organisation, Buchführung u. Kalkulation einer Lackfabrik. Von W.Otto 6, 556 
Einwirkungen der Geldentwertung auf die Verkaufsbedingungen der Leder- 
_ und Schuhbranche. Von Matthias Steeg. . ... . . 18, 21 
Literaturnachweis. Bd. 13, S. 306. 2 Ä 
8. Textilindustrie. 


Buchhaltung in einem Großbetriebe der Textilindustrie. Von H. Honsberg. Bd. 1, S. 465. 
Organisation einer Wollweberei. Von Felix Werner. Bd 5, S.1, 
Kalkulation einer Leinenspinnerei und -Zwirnerei. Von F. Scütz.* Bd. 3, S. 49. 
7 von Jute-Garnen, -Geweben und Säcken. Von B. Klußmann.* Bd. 3, S. 517. 
s Konfektion. Weberei. Von H. Rexrotii.* Bd. 3, S. 549. 


„ au 
Literaturnachweis. Bd. 13, S. 306. e i e 
9. Papierindustrie. 


Organisation und Buchführung einer Papierwarenfabrik. Von F.P. Tinner 2, 349 
Löhnungswesen in der Papierindustrie. Von W.Schaefer. . . . . . 7,30, 431 


Literaturnachweis. Bd. 13, S. 306. ; z 
10. Lederindustrie. 

Organisation einer Vachelederfabrik. Von K. Hedımann. Bd. 3, S. 97. 
Literaturnachweis. Bd. 13, S. 310. 

11. Industrie der Nahrungs- und Genußmittel. 
Die Verkaufsabteilung einer Zigarrenfabrik. Von P. Damm-Etienne. Bd. 2, S. 66. 
Die Kalkulation im Mühlenbetriebe. Von H. Rückert* . . . 2.2.2... 4, 402 
Die Erfolgskontrolle einer Zuckerfabrik. Von Dr. Fleischfresser. Bd. 7, S. 117. 
Zuckerfabriken-Buchführung. VonL. Plencher. . . . . 2 2.2.2.2... 15, 468 
Lohnwesen in Schokoladen- und Zuckerwarenfabrik. Von Willy Mannert. Bd.8, S. 216. 
Die Brauereibuchhaltung. Von R. Loeneriz . . . 2. .... .......% 718 433 
Löhnungswesen u. Selbstkostenberechnung i.d. Brauerei. Von H.Geismann 6, 627 
Buchführung und Rechnungswesen einer Brauerei. Von L. Ameely 8, 473 und 521 
Bewertung der Vorräte in Brauerei-Bilanzen. Von Brauereidir. C. Trinius. Bd. 8, S. 460. 
Hilfsbücer für Mineralquellenunternehmungen. Von Ludw. Pletscier. Bd. 7, S. 365 


Literaturnachweis. Bd. 13, S. 303. 
Literaturnachweis über Kakao und Schokolade . . . 2. 2.2 2.2.2... 16, 383 


12. Bekleidungsgewerbe. 


Kalkulationsbeispiele aus der Konfektion usw. Von H. Rexroth.* Bd. 3, S. 549. 

Band und Vertrieb von Strohgeflect und Strohhüten. Von W.Görner. Bd. 2, S. 213. 2 
Rentabilitätsberechnung im Wäschegeschäft . . . . 22 2 2.2 2... 4,608 
Literaturnachweis. Bd. 13, S. 310. 


13. Baugewerbe. 


Das Baubuch. "Von Walter Mahlberg . . 2 5° 5 7.0 73 WE RAEE EEE 
Die Kalkulation in Klempnerei und Installation. Von G. Winter.* Bd.4, S.1.' 
Normalisierungsbestrebungen im deutschen Baugewerbe. Von Paul Arnst 17, 303 
Literaturnachweis. Bd. 13, S. 311. 
14. Beleuchtungsindustrie. 
Selbstkostenberedinung in einem Elektrizitätswerk. Von A. Schulte.* Bd. &, S. 332. 
» .„ Gaswerksbetriebe. Von F. Greineder* . . . . 4,409 


„ 
Selbstkostenredinung einer Fabrik für Beleuchtungsartikel. Von M.Lebeis. Bd. 4, S.225. 
Literatuznachweis. Bd. 13, S. 315. 


15. Polygraphische Gewerbe. 
Technik der Löhnung im Leipziger Buchbindergewerbe. Von E.Lippold. Bd. 6, S. 36. 
Selbstkostenrechnung in Druckerei und Verlag. Von Paul Nassen . . . 17, 226 
Literaturnachweis. Bd. 13, S. 317. 
16. Künstlerische Gewerbe. 
Literaturnadchweis. Bd. 13, S. 320. 
17. Syndikatswesen. 


Buchführung eines Syndikats der Eisenindustrie. Von P. Stein. . 2,401 und 57 


b) Verkehrsunternehmungen. 


Aus der Technik des Speditionsgeschäfts. Von Joh. Oberbadı. Bd. 2, S. 14. 
Einkaufswesen der Preuß. und Hess. Staatseisenbahnen. Von H. Keil. Bd. 8, 


ß. und Hes : S.2. 
Sammelladungsbetrieb im inländ. Eisenbahnverkehr. Von H.Block: . . 5, 473 


Straßenbahnbetrieb der Stadt Cöln. Von P. Damm-Etienne . . 4, a83, 505 u. 569 
Binnenschiffahrts-Unternehmen. Von Hans Haase. Bd. 3, S. 70 u. 89, 
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Die Buchhaltung eines Hotelbetriebs. Von P. Damm-Etienne. Bd. 2, S.1 

Die Organisation eines Bade- und Kurbetriebs. Von P. Damm- Etienne. Ba. 2, 


Buchführung in e. Hotelbetriebe mittleren Umfanges. Von G. 'Steinkönig . 13, 161 
Organisation einer Kur- und Seebade-A.-G. Von P. Damm-Etienne . 9, 294 u, 321 


c) Handelsunternehmungen. 


1. Großhandel. 


Geschäft für Import und Export engliscier Tudıe. Von R. Fricke. Bd. 1, S. 219. 
Grundbücer eines Rauhwarengeschäfts. Von Prof. Dr. S Berliner. Bd. 8, S. 545. 


Vertriebsunternehmung für Luxusbeleuchtungskärper. Von W.le Coutre . 5, 437 


Versandorganisation einer Seidenband-Großhandlung. Von G. Eckstein . . 1, 45 
Versandorganisation einer Handlung chemischer Apparate. Von Max Räde. En 2, S. 147. 
Lagerbudh eines Wiener Eisengroßgeschäfts. Von Ludwig Pletscher. Bd. 7, 


Organisation einer Kolonialwaren-Großhandlung. Von Doz. Seren 10, 226, 257 


2. Kleinhandel. 


Organisation eines Unternehmens der Abzahlungsbranche. Von H.Brink . 6, 589 
Einkaufsdispositionen in einem Detailgeschäft. Von Dr. S. Berliner. „ . . 6, 533 
Die Innen-Verrechrung eines Warenhauses. Von J Lüdecke. Bd. 3, S. 185. 

Das Waren-Eingangsbuch eines Warenhauses. Von A.Lutz. . . .. . 11, 180 
Dividenden- und Rabattrechnung eines Konsumvereins. Von F. Siegfried . 6, 104 
Buchhaltung einer Verkaufsfiliale für Linoleum usw. Von A.Normann. Bd.1, S.%. 


3. Handelsgenossenschaften, 
Das eigene Kapital der eingetragenen Genossenschaften. Von General- 


revisor Hildebrand . . . 14 zıd 
Buchhaltung und Verrechnungswesen in Einkaufsgenossenschaten. Von 
E.Gaeb . . =89,:257 


Dividenden- und Rabattrechnung eines Konsumvereins. Von F. Siegfried. 6, 104 
Buchhaltungsorganisation der Raiffeisen-Genossenschaften. Von M, Rüssel 17, 321 


d) Banken. 


Die Weiterbildung der Betriebslehre der Banken. Von Prof. E.Walb,. . . 9, 179 

Korrespondenz und Buchtührungsabteilung einer Großbank. Von Ö.Ziegler. Bd. 5, S.4 

Desgl. einer Provinzial-Aktienbank mit 80 Angestellten. Von G. Otto 5, 152 u, 193 

Die Verwaltungsabteilungen und die Betriebsbuchhaltung einer Provinzial- 
Aktienbank mit 80 Angestellten. Von G,Otto. . . . 2.9, 347 

Organisation u. Buchhaitung einer Großbankfiliale. Von Joseph Beike. Bd. 8, S. "162 Pl 

Einrichtung und Betrieb einer Großbankfiliale. Von Hildegard Benten 15, 161 u. 241 

Organisation einer Privatbank mit 20 Angestellten. Von C.E. Pfälzer. Bd.8, S. 97, 1%. 

Die Zweimonatsbilanzen der Großbanken. Von L.Schaeffer . . . . . . 13, 102 


Die Grund- und Hauptbücher einer Aktienbank. Von E.Opderbecke . „ . 4, 529 


Ostdeutsches Provinzial-Bankgeschäft. Von G. Frese. Bd. 1, S. 129. 
Die omg eines rheinischen Bankgeschäftes. Von Robert Debes. Bd.1, S. 185. 


Disposition für Aufsätze über die Einrichtung von Depositenkassen andnsrl3 de 
Verkehr einer Depositenkasse. Von L. Freiherr von Schroetter. . . . . 2, 417 
Der Scheck-, Wechsel- und Kontokorrentverkehr eines mit einem Waren- 
großgeschäft verbundenen Privatbankgeschäfts. Von F.Fürst. . .. 9% 26 
Die Devisenabteilung einer belgischen Großbank. Von F. Eichhorn . 4, 441 und 457 
Depositenverkehr bei der ae ee und Leihbank, Von 


M.Dümeland . . . } Ss .. 3, 445 
Betrieb ländlicher Kreditgenossenschaften. Von w. Prollius . d.1, S. a1. 
Registriermaschinen in d. Depotbuchhalterei d. on Von G.Wieske 5, 9 


Vereinfachung der Abwicklung des Wertpapierverkehrs durch Verwendung 
von Schreib- und Buchungsmaschinen. Von C. Weißgerber . . . 19, 64 
Grundbücher und Konten in d: Baprhuchnalfung, Von Prof. E, Walb 10, 74, 129, 192 


Zur Statistik der Bankbilanzen. Bd. 7 
Beiträge zur Technik des ne Von Prof. E.Walb. . 9, 90 u. 195 


Buchhaltungsorganisation der Raiffeisen-Genossenschaften. Von M. Rüssel 17, 321 
Die Provisionsberechnung im Bankkontokorrent. Von Prof. Dr. Wall 17, 401 
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e) Versicherungsgesellschaften. 


Betrieb einer Lebensversiherungs-Aktiengesellshaft. Von V. Balzer. Bd.7, S.201 u. 256. 
Das ke der Lebensversicherer. Von H. Eggeling. Bd. 1, S. 540 


f) Landwirtschaft. } 
Die Vorkalkulation in der Landwirtschaft. Von Arnold Weber . . . . . 18, 289 


C. Kaufmännische Verkehrstechnik. 
I. Güterverkehr. 
Der Zollgutschein. Von Otto Jöhlinger . . nuinsedd 


Auüs der Technik des Speditionsgeschäftes. Von Joh. Oberbadh. "Ba. 2, S. 14. 

Der deutsche Speditionsverkehr nach Frankreich. Von Dr. Fr. Kürbs. . . 14, 257 
Umschlags- und Lagerhausverkehr in Triest. Von Prof. Dr. J. Hellauer : . 5, 177. 
Betrieb eines Binnerischiffahrts-Unternehmens. Von H. Haase. Bd. 3, S. 70 u. 89. } 
Technik der deutschen Eisenbahn-Güterbeförderung. Von H.Seuthe. . . 14, 29 
Der Sammelladungsbetrieb im inländ. Eisenbahnverkehr. Von H,Block.. . 5, 473 
Kalkulationen bei der Aufmachung der Dispache. Von Dr. S, Berliner 208 15, 354 


II. Geld- und Kapitalverkehr. 


a) Einführung und allgemeine Lehre. 


Die deutsche Finanzpresse u. Zuschr. dazu. Bd. 1, S. 277, 361 u. 435. 
Diskont, Schiebungssätze, tägliches Geld (mit Diagramm). Bd. 3, S. 234. 


Statistisches aus dem Zahlungsverkehr . . . 4, 560, 7, ızı 
Über die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes. Von Dr. Hocpfner . x tal 
Warnungstafel gegen Währungszerrüttung . . . en. . 18 45 


Zur Statistik der Bankbilanzen. : Bd. 7, S. 129. 
b) Edelmetall- und Sortenverkehk! 
8 Die Tätigkeit der Pforzheimer Banken für die Edelmetallwaren-Industrie, 


Von F.Maisenbacher u. Zuschrift dazu . . N - : H 276 
Geldverkehr einer Depositenkasse. Von Freiherr von Schroetter . . . A, EAN 
c) Verkehr in Noten und Geldzeichen, Notenbankausweise, Währung. 

Der Reichsbank-Ausweis. Von Walter Mahlberg. . . A ICE ARE 


Der Reichsbankausweis von 1914—1925. Von Paul Harte in. 
Der Quartalsausweis der Reichsbank. Bd. 8, S &. 2 
Reichsbanknoten. Bd. 5, S. 286. 


Kriegsgeld im besetzten Nordfrankreich. Von Dr. J, Hirsch 8 iim dusitd®, 248 


Erweiterung (u.a. russisches Kriegsgeld) dazu . y 9, 313, 10, 174 
Die Bilanz der schweizerischen Nationalbank. Von Arthur Stampili DU ATNE4E57 
Verschlechterung des Zahlungswesens . . . pl 
Literatur über französ. Assignaten . . . unter E Year ee 


d) Scheck- und ee 
Scıeck und Giro. Bd. 1, S.401. 
Zum Scheckgesetzentwurf INDIE SENTDTENT BD IAUN SHRZLOR AIR ROHR 
Zertifizierte Schecks . . sup 2,7357 
Der gesicherte, bestätigte oder garantierte Schaoki Von H. Großmann” „13, 136 
Postkarten-Schecks. Von Franz Schwerdtfeger. ‚Bd. 3, S. 201. 


Der Übertragungsscheck . . 09 andlidensankit Zu 
Der Scheck- und Quittungsstempel, Von Wilhelm Bürklin > PERBRRBOR = VORN G | 
Die Folgen des Scheck- und ie Von Max Dümeland . uuria 4, 595 
Scheckstempel und Giroverkehr „ . ac ‚nstinsensesenspriie?t wwhil 8, 325 
Umgehung des’Scheckstempelstüg 1,’ > rilsilomgiigasli ‚bo ai gapidbanım 8, 324 
Das Postscheck-Formular ., . 4, 206 


Depositenverk.-b..d. Oldenburgischen Spars' u. "Leihbank. Von M. Dümeland 3, 445 
Bedingungen einer Bank für die Diskontierung von Buchforderungen . . . 8,326 
Scheckverkehr einer Depositenkasse. Von Freiherr von Schroetter . . 2, 417 
Kritisches zum Postscheckbetrieb und -verkehr, Von Prof. Dr. Großmann 15, ti 
Die Organisation der Postsparkassen in England, Österreich und Belgien. 
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e) Wechselverkehr. 
Sola-Wedhsel, trockener Wechsel. Bd. 3, S. 232. 

Der Kapitänswechsel. Von Chr. Hübbe . . . 2 2 2 2 2, 389 
Zuschrift dazu von Prof. Dr. Adler. . . . ee 
Über Diskontierungsbedingungen. Von W. Eickemeyer R RE Pr y 
Bedingungen einer Bank für die Diskontierung von Buchforderungen. 8,326 
Das Privatdiskontgeschäft der Privatnotenbanken ig 3.2058, 368 
Vom Wechselverkehr der Reichsbankanstalten. Von Johann Kempkens mizaiiıd) 628 
Das Bankakzept. Von Werner Aprath . ae 10.131,00 
Umgehung des ee 2 Be im Privatdiskontgeschäft een 0, 320 
4 & „ bei Prolongation von Wechseln . . . . 8,323 
Ä im Bankdiskontgeschäft . a RD 


Wechselverkehr einer ern ‘Von Freiherr von Schroetter DU EA] 


f) Devisenverkehr und sonstiger internationaler Zahlungsverkehr. 


Die Nachrichtengrundlagen d. Devisenmarktes. Von Doz. Mahlberg 7, az, 493, 8, © 

Die Devisenabteilung einer belgischen Großbank. Von F.Eichhorn 4, 441 und. 457 

Untersuchungen ausländischer Wechselkurse: won - 
Der Pfund-Steril ng-Wedsel. Bd.1, S. 


241 
Der Franken-Wedisel. Von walter Mahlberg. Bd. 3, S. 397. 
Der Dollar-Wecdhsel. Bd. 2, S. 121 


Zur Theorie der Wechselkurse, Von Prof. Dr. Schmidt . je bio, 1,6093 
Die Umgestältüng des Devisenverkehrs im Krieg. Von Prof. E. Walb , RNEIG 
Erweiterung (u.a. Kursstatistik) und Zuschrift dazu. . . . . 9,123 u. 187 


Die Technik der Wechselpensionen. Von Dr. Fritz Suntych . 76,1:u407 
Die Ausschaltung der Valutaschwankungen bei Auslandsaufträgen. Von 
Handelsschulrat Dr. Hübner, . . u core 08.0. 81 


Zahlungsverkehr im Export mit China. Von Wilhelm Friedrich. "Bd. 4, S. 340. 
Zahlungsverkehr im Export mit Südamerika. Von W. Friedrich. ... . . 4 608 
Der Preismechanismus der kurz-lang-Spannung am Devisenmarkt. VonW. Mahlberg. Bd.13,S.357. 


Die Spannung zwischen Devisen und Notenkurs. Von Prof. Dr. Sommerfeld 16, 99 


8) Kreditbriefverkehr. 


Der Kreditbrief (kurze Darstellung) . . diimnelbepnusshrätsithen 204 

Der Kreditbrief. (eingehende Darstellung) Von Ric. Schigut. "Ba. 1, 

Reisekredit- und Geldüberweisungswesen (mit bes. BE ab. der 
Verhältnisse in d. Ver. Staaten von Nordamerika). Von Rich, ERERIEN: 6, 217 

Das Dokumenten-Alkkreditiv. Von F.Kalbfleisch. . . . se AL 


-h) Wertpapiere. 


Die Vorzugs-Aktie und Zuschrift dazu . 2. 2 202 e een n.e. 2, 241, 318 
:Genußscteine und Gewinn-AÄnteilscheine. Bd. 2, S.44. 

Stadt-Öbligationer. Bd. 3, S, 54. 

Bbesiimssische Oblieaünnen stur ne an re el ange 1360 


i) Grundlagen der Beurteilung von Wertpapieren. 


Bilanzkritische Studien: 
Aktiengesellschaften des Ruhrkohlen-Bergbaues. Von > Susat. Bd. 1, S. 256 u. 29. 
A.-G. u Gewerkschaften des A.Herrgen. Bd. 3, S. 266. 
Die an der Berliner Börse geh. Steinkohlenaktien. Von H. Krüger . 2.5, 593 


Diea.d. Essener u. Düsseld. Börse geh. Steinkohlenkuxe. Von H. Schmitz . 6, 385 
‘Die Bewertung von Kohlenzechen. Von Dr. Th.Umberg . . . . 16, 256 u. 321 


Statistik der Bankbilanzen. Bd. 7, S. 129, 

.Mängel der Brauerei-Bilanzen. Von Dr.G. Reicımann. Bd. 1, S. :37. 
Vergl. audı Zuschritt. Bd. 6, S. 317. 

Eine Bilanzstudie. Von Prof. Dr. Fr. Schär. Bd. 4, S. 466 


Geldentwertung und Aktienkurse. Von Dr. W. Heizmann . .. 2.2... 18, 360 
Kurse der Roggenwertanleihen. Von Dr. Bork. . . . . » su Tim IBn6R013.n378 


k) Ausgabe, Emission und Einziehung von Wertsapfere 


Technik der Gründung, Sanierung, Fusion usw. siehe Teil BII. 
Die Technik der Emission . . . 2. 2... ee ine 
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Zur Technik der Vermehrung des Aktienkapitals. Bd. 8, S- 555. 

Emissionen unter der Hand a; 2 

Banksyndikats- oder Konsortialgeschäfte. Von Prof. Dr. "Adler ER “4, 587, 5, ı7 

Ein Konsortialvertrag betr. d. freihänd. Begebung v. jungen Aktien. Bd.3, S. 90.u.8, 557. 

Eine Anbietung von Optionen für GE Bezug von,Aktien! ©... 07 777 Eee 


Das Bezugsredit. Von Karl Böttcher. Bd. 6, 
Stempelflihtige Summe bei Ausgabe v. Aller 6 en Reichsgericht. Bd. 6, S. 196 u. 7, 288. 


Zur Technik der Emissionen (Anleihevertrag der Bulgarischen Regierung) 8, 369 


Die Emission von Stadtanleihen. Von Dr, Hans Hesse . . . 2 2 2.....2, 371 
Stadt-Obligationen. Bd. 3, S. 54. 
Zur Frage der Vereinheitlichung von Städteanleihen. Die Rentabilität aus- 


losbarer Papiere. Von Dr. S.Berliner, . . b, 634 
Die Tilgung von Hypotheken und Obligationen. Von Prof. E. Walb, Mit 
Anhang von M. Schmidt und Zuschrift dazu. . . 2 2... ....9 213, 384 


Die Methoden der Emissionstechnik u. Zuschrift dazu . . ....3% 81, 6: 649 
Die Kapitalrückzahlung bei Aktiengesellschaften. Bd 7, S. 97 u. 197. 


I) Wertpapierverkehr. 


Der Handel in Aktien der Versicherungs-Gesellschaften. Von Otto Utsch „. 1, 51 


Die Ul'imo-Liquidation an der Berliner Börse. Von Dr. Georg Obst. Bd. 1, S. 230 
Einrichtung und Betrieb der Frankfurter Effektenbörse. Von Dr. eh, "Bd. 4, S. 15. 
Londoner Stock-Exdhhange. Von K. Grauhan-London. Bd. 1,S 

Kurszettel und Börsenhandbücher in London. Von K. Grauhan-London. Bd. 3, S. 15. 
Handel in Goldshares an und mit der Londoner Börse. Von W.Ruwe. Bd.1, S. 104. 


Abwicklung eines Geschäfts in amerikanischen Shares . . . . 2 .2....9, 316 
Technik des westdeutschen Kuxenhandels. Von G. Weinberg . . ... 1, 28 


III. Nachrichtenverkehr. 
Die deutsche Finanzpresse u. Zuschrift dazu. Bd. 1, S. 277, 361 u. 455. 
Vereinheitlichung der Formate. Von Dipl. -Ing. W. Speiser . . . .. 11, 245 
Grundlagen für die Vereinheitlichung der Formulare. Von W. Speiser . . 12, 193 
Der gegenwärtige Stand der Formatfrage. Von Dipl.-Ing. W.Speiser . . 13, 129 


Entwicklung des Auskunftswesens. Von M.Kurth, Cöln. ... 12, 152 
Das Auskunftswesen in den Vereinigten Staaten von Amerika. Von Theo 
Teutenberg . .  \, 


Der Briefbeförderungsdienst der Reichspost. Von Emil Kunert Ba. 3, S. 143. 
Aushändigung der Postsendungen an die Empfänger. Von E. Kunert . „ 5,389 


Kabel-Codes. Von Professor Robert Stern. . . . 2. 2 22 2.2.4 9 u. 269 


Die Telegramm-Codes. Von Fritz Runkel . . . 0. . 13, 225 
Die Anwendung des Zahlencode im Kabelverkehr. Von Otto Kahn. Bd. 2, S. 70. 
Finanzkorrespondenz . . ...8 40 


Die Nachrichtengrundlagen d. Devisenmarktes. Von W. Mahlberg 7, uns, 493 u. 8, 90 
Das Sammeln von Wirtschaftsnachrichten. Von Dr. Kegel. . . . . . .. 16, 401 
Schriften über Wirtschaftsarchive. Von Dr. Kegel . . . . 2... 2 2... 16, 474 


IV. Verkehrstechnik einzelner Länder und Geschäftszweige. 
Fragen für die Aufsätze über die Tedınik des Warenverkehrs. Bd. 5, S. En 
Aus der Technik des Handels nadı Ostindien. Von Alfred Loof. Bd. 2 S.4 
Handelstechnik im Verkehr mit Zanzibar und Hinterlande. ee, A. Loof 2, 310 u. 338 


Ein Gescäftsgang aus einem Hamburger Exporthause. Von O.Kahn. Bd.1, S 317, 399, 
Technik des rheinisch-westfälischen Getreidehandels. Von O. Jöhlinger. Bd. 1, S. 164. 


Technik des Königsberger Getreidehandels. Von Kurt Krause. . . „5, 7 u. 545 
Technik d. Getreidehandels zw, Rußland u. Deutschland, Von A.Löhning 6, 341, 460 


Der Hopfenhandel. Von Oberlehrer Ed. Glück. . . . alten 19 re 
Aus Betrieb und Technik des Tee-Großhandels. Von Joh Oberbadı. Bd. 3, S. 2u8, 
Der hamburgische Rohkakao-Handel. Von G. Heuckeroth . : ‚us 25402 


Preisgestaltung u, Absatzformen im Binnenhandel m, Kaffee. VonW., Kiel 8, 28, 1 


Wein-Großhandel mit bes. Berücks. des Rheingaues. Von F Sirgfried. Bd. 3, S. 27 
Der Tabakhandel in Bremen. Von A: Albrecht. Bd. 3, S. 415. ie ei 


Der Rohtabakhandel in Amsterdam und Rotterdam. Von Kurt Hopff , 
Der Nelkenhandel. Von Alfred Loof. Bd. 3, S. 570 

Die Einkaufstechnik im ostpreuß. Holzhandel. Von Doz, Pfeifer 
Der internationale Kautschukhandel. Von Dr. S. Berliner. Bd. 5, S. 135. 
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punkte des betrieblichen Rechnungswesens . 


1) Mitteilungen: sind -im alphabetischen Register nicht berücksichtigt. 


Der Weg der Jute von den Anbaufeldern Bengalens zur europäischen Spin- au 

nerei. Von Dr. J. Tappen.. . . a N ee re 3 |: Jana 1 
ger usuluandek Von Albertine Sturm sn EEE RT 12, 21 

ertrieb von Strohgeflecdit und Herren-Strohhüten. > 

Der Basalt als Handelsartikel‘ Von or Göimen, "I : ' ü SE Ar 975 
Die Warenbörse von Paris. Von Fritz Schmidt . . 2 2 2 2 2 2 2. 5, 289 
Der Zuckerrübenhandel. Von Paul Fleischfresser 2 ur 6, 433 
Der Handel mit künstlichen Düngemitteln vor und während des‘ Krieges 

Von E.Kellermann . . . 13, 193 
Die Versorgung der deutschen Industrie mit mineralischen. Schmiermitteln. 

Von Otto Duesberg . . SABERRENTTERRSNTSITLD, ©. 89 
Die Schleifmittel und ihr Handel. Von Ida Carduck . r . 15, 321 
Antimon, Wismut ünd Kadmium in der Weltwirtschaft. Von Carl Wirtz . 18, 385 
Neue Formen des deutschen Außenhandels. Von Dr. Hübner. . . 15, 418 
Die neuen Formen des deutschen Außenhandels. Von Handelsschulrat 

DRFHUhner an er A. ee Ans (ARE bergerzoildiggeiäy 

Alphabetische Ordnung 
- des 19. Jahrganges.- 
l. Aufsätze.!) 

Harte, Paul. Der Reichsbankausweis von 1914—1925 2 ; 193. 
Heina, Dr. Fritz. Die Bewertung der Anlagen in Bergbaubilanzen einschließ- 

lich der steuerlichen Behandlung der Substanzverringerung i 97 
Helpenstein, Dr. Franz. Die Berücksichtigung der Steuerschulden bei der Be- 

steuerung des Ertrages, Einkommens und Vermögens . er 93 5 
Huntgeburth, Franz. Die Kreditversicherung . . . 453 
Justus, ‚Dr. Heinrich, und. Winkelhöfer, F. Aufwertung der Verträge mit glei- 

tenden Preisen . . . 399 
Kirsch, Hans. Die Anwendung maschineller Hilfsmittel im Rechnungswesen 

der Industriebetriebe . . Tahiti tete denrenustr AQA 1.453: 
Lehmann, Dr. M. R. Die Dreikontentheorie 341 
Leidecker, Willi.. Das. Normale .und Anormale in rn Statuten der INaSe 

gesellschaften . : uk Beuichindeu dp 
Ramjou6, Fritz. Die Diebstahlskontrolle i in Fabriken % 361 
Schmitz, Agnes. Neue Buchhaltungsmethoden . 308. 
Stumpen, J. Die Organisation der Postsparkassen in England, Österreich und 

Belgien . 2 5l4 
Tappen, Dr.-J. Der Weg der Jute von den Anbaufeldern Bengalens zur "euro- 

päischen Spinnerei 1 
Teutenberg, Theo. Das Auskunftswesen in den "Vereinigten "Staaten von 
Amerika unter besonderer Berücksichtigung der Unternehmerorganisationen 529 
Walh, Prof. Dr: Ernst. : Die Erfolgsrechnung der Kameralistik , 241 
Weinreis, Hans. Die Bilanzierung der Teilschuldverschreibungen . . 48 
Weißgerber, C. Vereinfachung der Abwicklung des N durch 

Verwendung von Schreib- und Buchungsmaschinen „ h 64 
Witte, J. Das 'Arbeitsnachweisunternehmen des Reiches 20: 
Zimmermann, Dr. Erwin. Die Bekämpfung der Betriebsdiebstähle v vom n 'Ständ- Si 
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Abeähem,: Pt Emil Seckel . 

* Albrecht, Dr. Karl. Die Geschichte der Emil Busch A. 26 

‘Apelt, Dr. Kurt. Die wirtschaftlichen Interessenvertretungen i in Deutschland . 

*Barth, Dr. Alfred. Buch- und Wirtschaftsführung in gewerblichen Schulen . 

*Baumgarten, Dr. Franziska. Arbeilswissenschaft und Psychotechnik in Rußland 

*Becher, Dr. Carl. Die Reichsabgabenordnung . . 

*Becker, Enno und Lion, Dr. Max. Die Besteuerung der verschiedenen 
Unternehmungsformen . 

*Beckmann, Fritz. Die Örganisationsformen des Weltfunkverkehrs 

*Behrend, Dr. Reisebriefe von der Balkan-Studienfahrt . 
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A. Einleitung. 


Die hohe Bedeutung der Faserstoffe liegt zum größten Teile darin begründet, 
daß sie als Rohmaterialien für die Textilindustrie reiche Verwendung finden. Zweck- 
mäßig faßt man sie unter der Bezeichnung „Gespinstfasern“ zusammen. Es lassen 
sich je nach der Herkunft drei Gruppen unterscheiden: vegetabilische, animalische 
und mineralische Fasern. Ihre Verwendbarkeit in der Textilindustrie ist sehr ver- 
schieden, und zwar spielen die mineralischen Fasern eine ziemlich untergeordnete 
Rolle, während die beiden ersten Gruppen in reichem Maße versponnen und verwebt 
werden. Über die vegetabilischen oder Pflanzenfaserstoffe, auf deren einen Ver- 
treter, die Jute, im nachfolgenden besonders eingegangen werden soll, sei etwas 
Näheres gesagt. 

Die Pflanzenfaserstoffe gehören ihrer chemischen Zusammensetzung nach zu 
den Kohlenhydraten, bestehen also aus den Elementen Kohlenstoff, Wasserstoff und 
Sauerstoff. Innerhalb der Kohlenhydrate zählt man sie zu der Zellulosegruppe. In 
den gebräuchlichen Lösungsmitteln sind sie unlöslich, ferner geruch- und geschmack- 
los und, wenn ganz rein, von weißer Farbe. Die meist gelbliche bis bräunliche Farbe 
erklärt sich aus Verunreinigungen, die hauptsächlich aus Holzstoff, Pflanzenleim, 
Harzen usw. bestehen. Innerhalb der Gruppe der Pflanzenfasern unterscheidet man 
wieder, je nach den Pflanzenteilen, von denen die Fasern stammen, Samen-, Sten- 
gel-, Blatt- und Fruchtfasern. Die erste Stelle unter den Samenfasern nimmt die 
Baumwolle ein, und zu den Stengelfasern zählen Hanf, Flachs und Jute; letztere soll 
Gegenstand der nachstehenden Ausführungen sein. 


B. Hauptteil. 


I. Warenkundliches. 

1. Geschichtlicher Rückblick. Unter dem Namen Jute (Paathanf, Bengalhanf, 
Kalkuttahanf, Juthanf, Indiangrass, Gunny fibre) versteht man die Bastfaser mehrerer 
Corchorusarten, die zur Familie der Tiliaceen gehören, und von denen die wichtig- 
sten Corchorus olitorius und Corchorus capsularis sind. Die Heimat der Jute und 
auch jetzt noch das fast alleinige Produktionsland ist Britisch-Ostindien, und zwar 
Bengalen. Während den Eingeborenen, besonders in den nordöstlichen Bezirken 
Bengalens, die Jutefaser schon seit langem zur Herstellung von Kleidungsstücken 
diente, erfolgte ihre Einführung in Europa vor noch nicht 100 Jahren. 1832 wurden 
in Dundee in Schottland die ersten sofort erfolgreichen Spinnversuche gemacht; da- 
mit war der Grundstein zur Juteindustrie gelegt und die Jute selbst in die Reihe der 
textilen Rohmaterialien gerückt, unter denen sie sich im Laufe weniger Jahrzehnte, 
besonders begünstigt durch den Umstand, daß während des Krimkrieges die Textil- 
industrie unter Mangel an russischem Hanf litt, einen recht ansehnlichen Platz er- 
oberte, was natürlich einen immer ausgedehnteren Anbau zur Folge hatte. 


2. Der Anbau der Jute. Der Anbau von Jute ist an bestimmte Bedingungen 
geknüpft. Was das Klima anbetrifft, so gedeiht die Jute nur in tropischem und sub- 
tropischem Klima. Außerdem ist große Feuchtigkeit, besonders kurz vor und wäh- 
rend der Ernte, unumgänglich notwendig. Obgleich diese Erfordernisse nicht nur 
für Bengalen zutreffen, sondern auch für eine Reihe anderer tropischer Länder, so 
hat doch der Anbau von Jute keine nennenswerte Ausdehnung über Bengalen hinaus 
genommen. Es spielen nämlich neben diesen Naturbedingungen auch Voraussetzun- 
gen wirtschaftlicher Art eine wichtige Rolle, und zwar ist ein rentabler Anbau eng 
verbunden mit dem Vorhandensein vieler, zum Teil geschulter und vor allem billiger 
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Arbeitskräfte, wie sie gerade in Bengalen zur Verfügung stehen. Diesem Umstande 
ist es zuzuschreiben, daß von vornherein alle Versuche, die Jute in anderen, in: 
klimatischer Hinsicht durchaus geeigneten Ländern (Südprovinzen von Nordamerika, 
Kongo, Indochina, Britisch-Hinterindien, Ägypten) anzubauen, keine Gefahr für die 
Monopolstellung Indiens bedeuten konnten — mochte die gewonnene. Faser in bezug 
auf Qualität auch nichts zu wünschen übriglassen —, da sich die Produktionskosten 
bedeutend höher stellten. Lediglich in einzelnen verhältnismäßig dicht bevölkerten 
Gebieten Chinas und Japans (auf Formosä) hat sich der Anbau einigermaßen durch- 
gesetzt. Eine Änderung von einschneidender Bedeutung würde in dieser Richtung 
erst dann eintreten, wenn es gelänge, auf einfachem, maschinellem Wege die Faser 
aus den Stengeln zu gewinnen und so bei dieser auf dem Wege der Jutegewinnung 
langwierigsten Arbeit durch Ausschaltung eines großen Arbeiterheeres eine Vermin- 
derung der Produktionskosten herbeizuführen. | 

Die zwei zur Gewinnung der Jutefaser in Frage kommenden Corchorusarten 
sind einjährige Pflanzen. Zwischen Aussaat und Ernte liegt ein Zeitraum von un- 
geführ drei bis vier Monaten. Für die Aussaat kommt je nach Klima, Boden- 
beschaffenheit und Wetter die Zeit von Ende Februar bis Ende Mai in Frage. In 
der Regel erfolgt in niedrig gelegenen Gebieten die Aussaat möglichst früh, damit bei 
später eintretenden Überschwemmungen die Pflanze schon geerntet ist oder doch 
eine solche Höhe erreicht hat, daß sie nicht ganz von Wasser bedeckt wird, wo- 
durch sie absterben würde. 

Von nicht untergeordneter Bedeutung für ein gutes Gedeihen der Jute ist die 
voraufgegangene Bearbeitung des Bodens, mit der die Eingeborenen nach Beginn des 
ersten Regens, d.h. nach Mitte Februar, beginnen. Um den Boden möglichst locker 
zu machen, wird er, je nach der Festigkeit, vier- bis achtmal oder noch öfter um- 
gepflügt. Nachdem man durch mehrmaliges Eggen die Schollen gebrochen hat, steht 
der Aussaat nichts mehr im Wege. Nur ganz vereinzelt wird der Boden vorher 
gedüngt. Gerade an dieser Stelle liegt ein wunder Punkt im Juteanbau, da hier Ge- 
legenheit geboten ist, den Ertrag außerordentlich zu steigern. Es hat sich nämlich 
durch amtliche Versuche feststellen lassen, daß besonders in den Anbaudistrikten, in 
denen keine Überschwemmungen stattfinden, eine Düngung eine Ertragssteigerung 
von 4000 ergeben würde. Aber die Eingeborenen stehen der Angelegenheit ziemlich 
ablehnend gegenüber; sie verdienen ohnehin genug und scheuen die Mehrarbeit. 
Hinzu kommt aber noch der Umstand, daß sie den ganzen Kuhdünger, der sich für 
die Jutepflanze als am geeignetsten erwies, in der Sonne trocknen und als Feuerungs- 
material verwenden. Der Gebrauch von Kunstdünger, mit dem auch gute Erfolge 
erzielt wurden, würde aber infolge der hohen Transportkosten einen bedeutenden 
Teil des Mehrertrages verschlingen. 

3. Die Gewinnung der Faser. Der zur Aussaat verwandte Samen stammt 
aus der letzten Ernte. Auf 1 acre (40,46 a) werden durchschnittlich 10 lbs (4,45 kg) 
Samen von C. capsularis und 8 lbs (3,63 kg) von C. olitorius ausgestreut. Der 
Samen wird eingeeggt und beginnt nach wenigen Tagen zu keimen. Die Arbeit bis 
zur Ernte beschränkt sich jetzt auf das Entfernen von Unkraut und das Ausreißen 
von Pflanzen, die zu dicht stehen. Nach ungefähr 3 Monaten haben die Stengel 
eine Höhe von 3m oder noch mehr (bis 5 m) erreicht, und die Pflanze beginnt zu 
blühen. Jetzt ist der Zeitpunkt der Ernte gekommen; denn in diesem Stadium ist die 
Faser am brauchbarsten, vor allem sehr geschmeidig und noch wenig verholzt. 
Nachdem die Pflanzen ein wenig über dem Boden abgeschnitten oder, wenn sie im 
Wasser stehen, ausgerissen worden sind, erfolgt zur endgültigen Gewinnung der 
Faser der sog. Röstprozeß oder die Wasserroste. Das am meisten angewandte Ver- 
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fahren ist das folgende: Die Stengel werden von Nebenzweigen und Blättern befreit, 
zu Bündeln zusammengebunden und aufrecht ins Wasser gestellt, so daß die Spitze 
noch herausreicht, nach einigen Tagen aber schon in mehreren Schichten überein- 
ander vollkommen unter Wasser getaucht, mit Laubblättern, Klötzen oder Steinen 
beschwert und so am Auftrieb verhindert. Es setzt jetzt der Fäulnisprozeß ein, in 
dessen Verlauf der Pflanzenleim, der den Bast (d.i. der Teil des Stengels, der den 
verwertbaren Faserstoff bildet) mit den umgebenden Geweben verbindet, zersetzt 
wird, so daß eine Trennung leicht möglich ist. Je nach den Umständen vergehen 
hierüber 1—3 Wochen. Eine dauernde Kontrolle ist unumgänglich notwendig, da 
eine Überrottung die Qualität der Faser sehr beeinträchtigen würde. Nach Beendi- 
gung des Röstprozesses nimmt man zur Isolierung der Faser eine Handvoll Stengel, 
löst die Fasern durch Klopfen gegen die Wurzelenden, bricht kurz über der Wurzel 
den Stengel, so daß das untere Ende herausfällt und streift sodann den Bast voll- 
ständig ab. Um die Faser von Schmutz und Schlamm zu befreien, wird sie einige 
Male durch Wasser gezogen, dann ans Ufer geworfen und auf einem Bambusgestell 
getrocknet, worauf sie fertig zum Verkauf ist. 


4. Produktionskosten und Ertrag. Der Juteanbau ist vielfach die einzige, 
allerdings nicht zu verachtende Einnahmequelle der Bewohner Bengalens. Das Land 
befindet sich in den Händen von Kleinbauern, die lange an dem Prinzip festhielten, 
nur soviel Land zu bearbeiten, als ohne Inanspruchnahme fremder Arbeitskräfte, 
nur mit Hilfe der Familienangehörigen, möglich war. Da!) aber einige Jahre vor’ 
dem Kriege Hinterindien und Kalkutta mit den hohen Löhnen beliebte Ziele der 
ländlichen Auswanderer Bengalens waren, sahen sich die Bauern vor die Notwendig- 
keit gestellt, zur Ausführung der schnell zu erledigenden Erntearbeiten Tagelöhner 
anzuwerben, deren verhältnismäßig hoher Lohn von 1 Rupie pro Tag eine bisher 
nie gekannte Barauslage und eine erhebliche Steigerung der Produktionskosten be- 
deutete. Die Kosten für den Maund Jute beliefen sich vordem auf 1—2 Rs. „Noch ?) 
1906 gab R. S. Finlow, Faserstoffsachverständiger der bengalischen Regierung, in 
einer umfangreichen Denkschrift über den Anbau von Jute die Anbaukosten pro 
acre mit einem durchschnittlichen Ertrage von 15 Maunds Jutefasern mit 35 Rs. an. 
N. C. Chaudbury berechnet aber schon 1908 die Kosten pro acre zu 15 Maunds Er- 
trag auf 58 Rs. Heute (1914) muß aber der Bauer mindestens 5 Rs. pro Maund Jute, 
d.i. 75 Rs. pro acre, erhalten, wenn der Anbau für ihn lohnend sein soll.“ Von 
ungefähr 1905 bis 1916°) betrug der durchschnittliche Jahresertrag etwas über 
9000000 Ballen (1 Ballen = 400 lbs = 182 kg = 2,166 Maunds), was bei einer Anbau- 
fläche von nicht ganz 3000000 acres keineswegs besonders gut genannt werden 
kann. Solange aber der bengalische Bauer nicht zu einer rationellen Landwirtschaft 
zu bewegen ist, was sich der Staat allerdings sehr angelegen sein läßt, wird man 
mit einem günstigeren Verhältnis wohl nicht rechnen können. Im Gegenteil, der Er- 
trag pro acre wird voraussichtlich zurückgehen, wenn man bedenkt, daß der Bengal- 
bauer keinen Fruchtwechsel kennt, oder höchstens in ein und demselben Jahre zu- 
erst Jute und dann Reis auf dem gleichen Boden anbaut und ihn dadurch immer 
mehr erschöpft. 

Für die an der Jute interessierten Kreise des Handels und der Industrie spielt 
die vor der Ernte stattfindende Schätzung des voraussichtlichen Ertrages eine große 


!) van Delden, W. „Studien über die indische Jute-Industrie“, S. 11—12. 

®) van Delden, a. a. 0. 1 

®) Der von 1916/17 ab eintretende und auch in der Nachkriegszeit anhaltende Rück- 
Bang ist wohl zum größten Teil auf die allgemeine Störung des Wirtschaftslebens zurück- 
zulühren. 
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Rolle. Bis 1912 waren diese Schätzungen aber ziemlich roh, und zwar fast immer 
um ein beträchtliches zu niedrig, was natürlich zum größten Leidwesen der Händler 
und Industriellen nicht ohne Einfluß auf die Marktgestaltung blieb. Durch Einfüh- 
rung eines neuen Schätzungsverfahrens hat sich die indische Regierung bemüht, die- 
sem Übelstande abzuhelfen. Nachstehende Tafel!) enthält die Zahlen für Anbau- 
fläche und Ertrag von 1900 bis 1922. 


Indiens Anbaufläche und Ertrag in den Jahren 1900/01 bis 1918/19. 


Endgültig geschätzt 


Anbaufläche 


Wirklicher 
Jahr in 1000 acres Ken en Jahresertrag Jahresertrag | 
(acre = 0,40 ha) Era Ihe ee N in 1000 Ballen | 
| — 181,4 kg a 
3,02 6,400 6,526 
2,85 6,500 7,438 
2,48 5.328 6,577 
2,88 7,241 7,241 
2,52 7,400 7,400 | 
2,59 8,141 8,384 
2,61 9,206 8,883 
2,46 9,818 8,700 
2,92 6,311 8,800 
2,61 7,207 8,900 
1910/11 2,829 2,80 7,932 8,000 
1911/12 3,091 2,66 8,235 9,600 
1912/13 3,324 2,96 9,843 10,200 
1913/14 3,136 2,83 8,894 9,837 
1914/15 3,359 2,48 10,444 10,699 
1915/16 2,377 3,09 7,345 8,762 
1916/17 2,703 3,08 8,340 8,926 
1917/18 2,730 3,27 8,940 8,100 
1918/19 2,497 2,80 7,009 _ 
1919/20 © 2 — — 
1920/21?) 2,509 — a 5,962 
1921/22 °) 1,537 ’e | 5,962 —3) 


11. Handelskundliches. 


1. Der Inlandshandel bis Kalkutta. Der Weg, auf dem die in der Hand des 
Bauern befindliche versandbereite Jute ihrem endgültigen Bestimmungsort zugeführt 
wird, ist ein mehr oder weniger verwickelter, je nachdem die Jute im Basar zu 
Kalkutta zum Verkauf gelangt, oder im Innern des Landes von Firmen aufgekauft 
wird, um direkt den inländischen Spinnereien bzw. den Balers (Packern) in Kal- 
kutta zum Export zugeführt zu werden. Im ersteren Falle, wo also zunächst der 
Jutebasar das Ziel der Rohjute ist, könnte man fast von einer Art Ketten- 
handel sprechen; denn möglichst viele Leute wollen dabei einen Verdienst erzielen, 
Es lassen sich nicht weniger als vier bis fünf Etappen unterscheiden, Die Bauern 
(rayats) aus mehreren zusammenliegenden Ortschaften bringen etwa zweimal in der 
Woche die Jute in kleinen Mengen in einem bestimmten Dorfe auf den Markt, der 


t) Willms, M. „Zur Frage der Rohstoffversorgung der deutschen Jute-Industrie“, S, 61. 

2) Wirtschaft und Statistik 1922, S. 754. 

?) Entgegen der Schätzung waren bis Ende Februar schon 5,5 Millionen Ballen ein- 
gebracht. 
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natürlich nur rein lokale Bedeutung hat. Dort wird die Jute von den sog. Paikars 
aufgekauft, die aber diesen Einkauf auch oft direkt auf dem Gehöfte des Bauern 
tätigen. Die Abnehmer der Paikars sind die Beparis, ebenfalls Eingeborene. Zu- 
weilen stehen auch sie direkt mit den Bauern in Verbindung und unterscheiden sich 
von den Paikars nur dadurch, daß sie das Jutegeschäft in größerem Umfange betrei- 
ben. Da ihre eigenen Mittel aber dazu meist nicht ausreichen, lassen sie sich von 
dem sog. Mahajan Vorschuß geben. Dieser ist bei weitem der Geschäftstüchtigste in 
der Reihe der Zwischenhändler. Ihm gegenüber müssen sich die Beparis, sofern sie 
Vorschuß haben wollen, verpflichten, sämtliche Jute, die sie auftreiben können, nur 
an ihn abzugeben. Er besitzt Lagerschuppen und Pressen, und nachdem die ihm lose 
abgelieferte Jute sortiert ist, allerdings verhältnismäßig oberflächlich, wird sie in 
den Preßhäusern zu leichten Ballen gepreßt. Alsdann läßt der Mahajan sie nach 
Kalkutta schaffen, wo der sog. Aratdar im Basar den Verkauf vermittelt, d.h. er 
führt das Geschäft in eigenem Namen für fremde Rechnung und erhält Umsatz- 
provision. 


Bei diesem Verlauf des inländischen Jutegeschäfts, der oft dadurch eine Ver- 
änderung erfährt, daß einzelne Glieder in der Reihe der Zwischenhändler aus- 
geschaltet sind, hat sich im Laufe der Zeit eine Reihe von Mißständen eingestellt. 
Diese bestehen vor allem darin, daß die Beteiligten sich gegenseitig durch Lieferung 
von Ware schlechterer Qualität oder solcher mit großem, absichtlich herbeigeführtem 
Feuchtigkeitsgehalt zu übervorurteilen suchen. Sogar der Aratdar, in dessen Hän- 
den, wie schon erwähnt, der Verkauf in Kalkutta liegt, übernimmt keine Garantie 
für Qualität und Feuchtigkeitsgehalt, weshalb auch die indischen Spinnereien, sofern 
sie überhaupt im Basar und nicht direkt einkaufen, dies nur durch Vermittlung 
eines europäischen Maklers tun, dem es dank der scharfen Überwachung, die er 
dem Tun und Lassen des Aratdars angedeihen läßt, möglich ist, eine solche Garantie 
zu geben. Die Mißstände und Umständlichkeiten, die die so geschilderte Abwicklung 
des Jutegeschäfts mit sich bringt, bilden die Ursache für den immer mehr in den 
Vordergrund tretenden direkten Einkauf. 


Der direkte Einkauf gestaltet sich wesentlich einfacher und geschieht 
durch Agenturen europäischer und indischer Firmen im Innern des Landes, die die 
Rohjute von den Beparis oder direkt von dem Bauern beziehen. Um mit den 
Mahajans konkurrieren zu können, geben auch sie den Beparis Vorschuß, und zwar 
zinslos oder doch zu bedeutend günstigeren Bedingungen als jene. Die gelieferte 
Jute wird zunächst einer Sortierung unterworfen, die aber nicht so eingehend ist wie 
die zweite, die später im Ausfuhrhafen vorgenommen wird, und dann im Preßhause 
zu den sog. kutcha-Ballen gepreßt. Diese unterscheiden sich von den für den Export 
bestim.mten, im Hafenort gepreßten sog. pucca-Ballen dadurch, daß sie loser gepreßt 
sind und kein feststehendes Gewicht haben; auf jeden Fall sind sie aber leichter als 
die Exportballen. Zur Zeit der Hochsaison kommt es auch häufig vor, daß die Jute 
ohne vorheriges Sortieren einfach mit der Hand zu Rollen oder drums zusammen- 
gebunden wird. 


Ein großer Teil der Jute geht von diesen Agenturen direkt an die indischen 
Spinnereien, die fast die Hälfte der Gesamtjuteproduktion verbrauchen und ihren 
Verbrauch nur zu einem kleinen Teile durch Einkauf im Basar zu Kalkutta decken, 
Im übrigen stehen diese Einkaufsfirmen mit den sog. balers (Packern) in Kalkutta in 
‚Verbindung, die ihnen die Jute in kutcha-Ballen oder drums abnehmen. Die balers 
sind auch die Haupteinkäufer im Jutebasar, und die von ihnen aufgekaufte Jute ist 
ausschließlich für den Export bestimmt. 
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2. Die Jute in den Sortierschuppen und Preßhäusern Kalkuttas. Fast das 
ganze Exportgeschäft in Jute spielt sich in Kalkutta ab, und nur verhältnismäßig 
wenig Jute wird von Chittagong aus verschifft. Bis die Jute, die die balers von den 
Agenturen beziehen oder im Basar einkaufen, versandbereit ist, muß sie noch ver- 
schiedenen Operationen unterworfen werden. Dies geschieht in den Sortierschuppen 
und Preßhäusern, von denen Kalkutta eine große Anzahl besitzt. Diese sind ent- 
weder Eigentum der balers oder denselben von den Preßhausgesellschaften in Miete 
gegeben. Zunächst werden die Jutestengel von den weniger wertvollen Wurzelenden 
(cuttings) getrennt, indem letztere mit einem Beile abgehackt werden, und dann, da 
sie bisher entweder gar nicht (drums) oder doch nur oberflächlich (cutcha-Ballen) 
sortiert sind, sorgfältig nach einer Reihe von Qualitäten geschieden. Darauf werden 
zunächst kleine Risten gebildet, diese zu größeren vereinigt, dann in der Mitte zu- 
sammengeschlagen und mit hydraulischen Pressen von mehreren hundert Atm. zu 
den pucca-Ballen gepreßt. Diese werden durch rohe, mit der Hand geflochtene Jute- 
stricke umschnürt und mit Qualitätsmarke und Firmenzeichen versehen. Damit sind 
sie zum Export fertig. Der fertige Ballen hat ein Gewicht von ungefähr 400 engl. Pfd. 
(182 kg). Das starke Pressen hat den Zweck, die von Natur aus hygroskopische Jute 
vor Nässe und Feuchtigkeit so weit wie möglich zu schützen, und weiterhin durch 
Verringerung des Volumens eine Frachtverbilligung herbeizuführen. 

3. Die Organisation des Exportgeschäfts. An dem Exportgeschäft in Kal- 
kutta ist neben dem Packer (baler) noch der Makler (broker) und der Verschiffer 
(shipper) beteiligt, und zwar so, daß durch Vermittlung des brokers die Jute vom 
Packer zum Verschiffer gelangt, der sie den europäischen Abnehmern zuführt. Doch 
kommt es häufig vor, daß das Exportgeschäft sich dadurch vereinfacht, daß die 
Tätigkeit des Packers und Maklers oder des Maklers und Verschiffers in einer Person 
vereinigt ist. Mit Ausnahme der Packer sind die übrigen Beteiligten zum größten 
Teile Europäer, und zwar ausschließlich englischer Nationalität. 

Im übrigen vollzieht sich das Juteexportgeschäft in Kalkutta genau nach den 
Vorschriften der Calcutta Baled Jute Association, in der balers, brokers und shippers 
vereinigt sind. Der Packer ist seinem Abnehmer gegenüber für die Qualität seiner 
Märken verantwortlich. Im Streitfalle kann Arbitration bei der Bengal Chambre of 
Commerce beantragt werden, d.h. diese Instanz ist nur dann maßgebend, wenn der 
Packer an ein Mitglied der Calcutta Jute Association geliefert hat und nicht an einen. 
europäischen Abnehmer. In diesem Falle würde die London Jute Association ent- 
scheiden. Ferner hat sich die Calcutta Jute Association der Aufgabe unterzogen, in 
jedem Jahre ein gedrucktes Verzeichnis der von den Packern zum Verkauf an- 
gebotenen Marken aufzustellen, was um so notwendiger erschien, als die Packer ihre 
eigenen Bezeichnungen für die verschiedenen Marken haben und auch darin noch in 
jedem Jahre Änderungen eintreten lassen. 

4. Standardmarken und Qualitätsbezeichnungen. Es sei zunächst etwas 
Näheres gesagt über die einzelnen Marken und Markenbezeichnungen. Die Standard- 
marken, die von der Calcutta Jute Association anerkannt wurden und die nach der 
Gegend, aus der sie stammen, bezeichnet zu werden pflegen, sind in absteigender 
Reihenfolge: Serajgunge, Nerajgunge, Dacca, Daisee, Dowrah, ferner noch Rejections 
und Cuttings. Die wichtigsten Unterscheidungsmerkmale der einzelnen Sorten sind 
Farbe, Glanz, Geschmeidigkeit, Widerstandsfähigkeit gegen Druck und Zug, Länge 
und Teilbarkeit der Faser, und zwar gilt diejenige Faser als die beste, die möglichst 
lang ist, eine weiße Farbe und einen seidenen Glanz besitzt und sich weich und 
glatt anfühlt. Dabei kommt es aber auch noch auf eine möglichst große Gleich- 
mäßigkeit der Beschaffenheit an; denn der Fall, daß Wurzel- und Kopfende der Faser 
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von schlechterer Qualität sind als das Mittelstück und dadurch den Wert der ganzen 
Faser herabsetzen, ist sehr häufig. Zu den einzelnen Standardqualitäten wäre fol- 
gendes zu sagen: 


Serajgunge ist die beste Marke, also mit einer feinen Faser und von heller Farbe. 

Nerajgunge besitzt eine gröbere Faser und eine etwas dunklere, ungleiche 
Farbe. 

Dacca steht in bezug auf Farbe der Serajgunge kaum nach, aber ihr Wert wird 
durch die harte Faser und das grobe Wurzelende ziemlich beeinträchtigt. 
Daisee bildet das Gegenstück zu Dacca; der Feinheit der Faser steht ein brauner 
Farbton gegenüber, der eine Weiterverarbeitung zu ungefärbten Juteerzeug- 

nissen nicht zuläßt. 

Dowrah vereinigt die schlechten Eigenschaften von Daisee und Dacca in sich, läßt 
also sowohl in bezug auf Farbe als auch auf Feinheit der Faser viel zu wün- 
schen übrig. 

Rejections bilden die aus den übrigen (Qualitäten ausgeschiedenen, minder- 
wertigen Fasern, die meistens hart, kurz und miteinander verworren sind. 

Cuttings stellen die oben schon erwähnten abgehackten Wurzelenden dar. 


Die einzelnen Exporthäuser haben nun ihre besonderen Markenbezeichnungen, 
garantieren aber für die Übereinstimmung mit einer Standardqualität. Die Haupt- 
sorten sind meist wieder untergeteilt und unterscheiden sich durch die Bezeich- 
nungen 1, 2, 3; A., B., C.; oder 3, 4, 5; oder B., C., D. Gerade unter den besten 
Sorten ist die Untereinteilung besonders weitgehend, z.B. Superfine first marks, 
Superior first marks, Standard first marks, Good first marks, Ordinary first marks, 
Good second marks, Ordinary second marks, die meist wieder in Ober- und Unter- 
nummern eingeteilt werden. Eine Markenlistel) der Firma Ralli Brothers hat z.B. 
folgendes Aussehen: 


BB 3 
J. &# Equal proportions t3&5 ...... NEBEN RT HRET BAIRR First Serajgunge. 
(rot) 5 
1 Aug./Sept. 1 2 3 ERIEHN 
RX 92 Later 55 NIE ee m Sen Dmhap enge Fine first Serajgunge. 
3 5 50 45°], 
1 10°, 
Cassipore A. 2 ER ER RR IE ee First Serajgunge. 
3 10%, 
1 5°%% 
Cassipore B. 2 ORTEN TIER TR DRS ERS RENTE Second Serajgunge. 
3 35%, 
1 Second Serajgunge 
R.;Bii 2; Equal,;proportions 0.2.43, line und ar steh inauag a jeher 1& 2. Roots cut, 
3 Nr. 3 with Roots. 
RB This mark is selected 
RL a RE a Baus TU ans eig AN ee from Jute taken from 
between R.B.2&3. 
B. Nerajgunge, B. & D. 
RuF.rCH=Equaltproportions 0 BA D.L KANN) BEIN Roots cut, D. with 
D. Roots. 
A. 
WAR L a De IE N N I TI DE ER ABA Den Daisee, 


1sPfiuhliaraf 0.2.8269) 
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Ri H a EL TE IN. Daisee 
Er BE TERN RE HEIRIR ERNUR RTLSRRBRLESETRENGD SEN IT NEO Unassorted with Root. 
& ee 1 Tee a N Er an Dowrah. 
I: 
VE N N . . Cuttings. 
en Cuttings. 
re = 145. cl Air re Sa Pa BE U a Se rn Ste Br ER HE NE Cuttings. 
2 R - aa a Fahr HN ara aa Sl Aa ya Ve aa a a Cuttings. 
al rar er a a a ee Dar Cuttings. 
0 Cuttings. 
arte MEER LER RE ET AUT IERIRONEN Cuttings. 
ee Zatte Nusae len  e Bc a Tineten) ale Rejections. 


5. Der Import nach Europa. 
a) Die Bestimmungen der London Jute Association. 


Wie die Ausfuhr aus Indien, so liegt auch die Einfuhr nach Europa ganz in 
Händen englischer Firmen, die fast alle in London ihren Sitz haben. Der Handel in 
Jute vollzieht sich in Europa nach den Vorschriften der London Jute Association, 
mit denen die Bestimmungen der Dundee Jute Association fast gleichlautend sind. 
Sie befinden sich auf der Vorderseite eines jeden Juteimportkontraktes und werden 
ergänzt durch die auf der Rückseite verzeichneten sog. Bye laws oder Neben- 
bestimmungen. Die Vorschriften sind im wesentlichen folgende: 

Unter dem Namen Jute dürfen unter dem Kontrakte auch Rejections und 
Cuttings geliefert werden. 

Die Verschiffung der Jute hat in der vereinbarten, im Kopfe des Kon- 
traktes eingetragenen Zeit zu erfolgen, die sich gewöhnlich auf zwei bis drei 
Monate erstreckt. Falls die Verschiffung innerhalb dieser Zeit nicht erfolgt, wird 
dem Verkäufer eine Verlängerung der Lieferungsfrist zugestanden. Diese beträgt für 
die amerikanischen und südeuropäischen Häfen zwischen Spanien und Odessa ein- 
schließlich einen ganzen Monat, für alle andern Häfen jedoch nur 15 Tage. Wird von 
dieser verlängerten Frist Gebrauch gemacht, so ist der Verkäufer verpflichtet, dem 
Käufer eine prozentuale Vergütung auf den Kontraktpreis zu gewähren, und zwar 
beträgt diese: 


1/,°/, bei Verschiffung innerhalb der drei ersten Tage der verlängerten Frist, 
1 °/, bei Verschiffung vom 4.— 7.'Tage der verlängerten Zeit 


21/900 » ” n 8.—15. ” ” ” ” 
Ze “ Be Rn a i 4 
Sohkrid PARERE £ ‚ die noch später, aber innerhalb der bewilligten 


Frist stattfindet. 


Diese Preisnachlässe haben keine Geltung für den Fall, daß die Verzögerung 
hervorgerufen ist durch höhere Gewalt, wie Streitigkeiten unter den Arbeitern, 
Unruhen, Krieg, Wirbelsturm, Seuchen, Feuer im Preßhause oder in den Sortier- 
schuppen. In allen diesen Fällen muß durch den ersten Verkäufer per Kabel eine 
dementsprechende, schnell weiterzugebende Mitteilung gemacht werden, und darauf- 
hin wird dem Verkäufer eine Ausdehnung der Lieferungsfrist um einen Monat zuge- 


10 | | J. Tappen: 


standen, ohne daß die oben erwähnten Nachlässe in Kraft treten. Sollte die Ver- 
zögerung länger andauern, so muß mindestens jeden Monat eine bezügliche Mit- 
teilung erfolgen, die ebenso wie die erste immer von der Calcutta Baled Jute Asso- 
ciation bescheinigt sein soll. Nach Empfang einer solchen Mitteilung von einer un- 
vermeidlichen Verzögerung ist nun der Käufer berechtigt, innerhalb der drei ersten 
Tage vom Kaufe zurückzutreten, im andern Falle muß er die Jute ohne Preisnachlaß 
annehmen. 


In Fällen, in denen mehr als 500 Ballen Jute verkauft werden, sind Teilkonnos- 
semente auszustellen, von denen jedes auf nicht mehr als 500 Ballen lauten darf. 
(Abweichungen um 5% nach oben oder unten sind erlaubt.) Sollte die Jute auf 
mehr als einem Dampfer verschifft werden, so müssen getrennte Kontrakte ausge: 
stellt werden. 40 Tage vom Datum des Konnossements ab gerechnet müssen Name 
des Dampfers, sowie Datum des Konnossements, ferner Marke und Menge der zu 
liefernden Jute „angedient‘“ werden (s. B. S. 18), d. h. es muß dem Käufer eine 
bezügliche Mitteilung gemacht werden. Eine Andienung muß sich auf mindestens 
20 Ballen erstrecken (es sei denn, daß der Kontrakt auch auf eine geringere Menge 
Jute lautete). Wenn eine Andienung von Jute, die nach London bestimmt ist, sich 
auf weniger als 50 Ballen bezieht und dabei unter den kontraktlich zu liefernden 
Mengen bleibt, so hat der Verkäufer einen Preisnachlaß von 10sh pro ton zu ge- 
währen. Wenn nur eine Teilmenge der kontraktlich zu liefernden Jute ankommt 
und der Rest infolge einer unvermeidlichen Ursache überhaupt nicht: geliefert 
wird, so bleibt der Kontrakt für die wirklich gelieferte Menge in Kraft, auch im 
Falle einer Umladung und Weiterbeförderung auf einem andern als in der An- 
dienung genannten Dampier. 

Die endgültig gelieferte Menge darf von der im Kontrakt vereinbarten um 5 % 

nach oben oder unten abweichen; in beiden Fällen kann man von einer voll- 
ständigen Erfüllung (complete fulfilment) sprechen. 


Über Qualität und Beschaffenheit der Jute, die häufig zu Streitig- 
keiten Anlaß geben, sind eingehende Bestimmungen getroffen. Unter dem Kon- 
trakte der London Jute Association dürfen nur diejenigen Marken angeboten und 
geliefert werden, die bis zum 1.Juni eines jeden Jahres in das offizielle Marken- 
buch eingetragen sind, welches von der Calcutta Baled Jute Association heraus- 
gegeben (S. 7) und von der London und Dundee Jute Association anerkannt 
worden ist. Von seiten des Verkäufers wird dafür garantiert, daß die zu liefernde 
Jute von mindestens derselben Durchschnittsqualität ist wie die gleiche Marke oder 
die gleichen Marken, die zu der entsprechenden Zeit in den beiden vorhergehen- 
den Jahren zur Verschiffung gelangt sind, wobei allerdings solche Partien, bei 
denen auf Preisnachlaß erkannt wurde, nicht in Betracht gezogen werden dürfen. 
Eine Marke, für die in ein und derselben Saison bei drei verschiedenen Schiffs- 
ladungen durch Arbitration ein Preisnachlaß ‚wegen schlechter Qualität gewährt 
werden mußte, und zwar in der Höhe, daß der Käufer das Recht hatte zurück- 
zufakturieren, darf nach Verlauf von 2Monaten nach erfolgter offizieller Bekannt- 
machung nicht mehr unter dem Kontrakte verkauft werden. Dieses Verbot er- 
streckt sich auch auf alle andern Marken desselben Grades, die von dem gleichen 
Packer stammen, es sei denn, daß besondere Erlaubnis seitens der London oder 
Dundee Jute Association vorliegt. Im einzelnen regeln sich beim Qualitätsminder- 
wert die Verpflichtungen des Verkäufers und die Ansprüche des Käufers wie folgt: 


1. Es wird keine Vergütung erstattet bei einem Minderwert von weniger als 
1 0%, wenn dies per ton weniger als einen Betrag von 7sh und sixpence ausmacht. 
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2. Bei einem Minderwert von 1% oder mehr, und falls dieser einen Betrag 
von nicht weniger als 7sh sixpence ausmacht, steht dem Käufer eine vom Schieds- 
gericht festzustellende Vergütung zu. 

3. Übersteigt der Minderwert einen Betrag, der 10% oder mehr des Markt- 
wertes der gelieferten Jute ausmacht, so kann der Käufer die gemäß Arbitration fest- 
gestellte Summe verlangen oder aber innerhalb 10 Tagen nach offizieller Bekannt- 
machung des Urteils dem Verkäufer die Jute zurückfakturieren. Hierbei ist er be- 
rechtigt, per ton einen Betrag von 10sh über Marktwert zu berechnen. 

Über das Zurückfakturieren wird folgendes vorgeschrieben: Falls der Käufer 
von seinem. Recht, die Jute zurückzufakturieren, Gebrauch machen will, steht es 
nicht in seinem Belieben, irgendeinen Teil der strittigen Partie zurückzusenden, 
sondern es müssen mindestens 9000 zurückfakturiert werden, wenn die Sendung 
mehr als 275Ballen beträgt oder 80% bei einer Sendung von 275 Ballen oder 
weniger. Für den zurückbehaltenen Rest muß der Verkäufer den durch Arbitration 
festgesetzten Betrag vergüten. Wenn die Jute den Bestimmungshafen schon ver- 
lassen hat und dann zurückfakturiert werden soll, so können hierfür nur äußerlich 
in gutem Zustande befindliche, ungeöffnete oder zum Zwecke der Arbitration ge- 
öffnete Ballen in Frage kommen. Der Rücktransport zum Bestimmungshafen geht 
auf Kosten und Gefahr des Käufers. Bezüglich der Beschaffenheit ist vor- 
geschrieben, daß die Jute von guter, handelsüblicher Beschaffenheit sein soll, 
widrigenfalls ebenso wie bei Qualitätsminderwert eine Vergütung gezahlt werden 
muß. Diese fällt allerdings fort, wenn die Jute durch See-, Schiffs- oder Wet- 
terschäden beeinträchtigt worden ist; denn das Risiko hierfür hat bestimmungs- 
gemäß der Käufer zu tragen. Es kommen vielmehr die sog. Herzbeschädigungen in 
Frage. (Wenn nämlich die Jute in feuchtem Zustande gepreßt wird und dann einige 
Zeit lagert, so zerfällt sie besonders im Innern der Ballen zu Staub.) Auf die wegen 
Herzbeschädigung durch Arbitration festgesetzte Vergütung hat der Verkäufer außer- 
dem noch einen Aufschlag zu zahlen, der (als Ersatz für die in der Folge sich er- 
gebenden Schäden) bei Vergütungen von 5—10 0% = 25% und bei 100% und mehr 
sogar 500% beträgt. Im letzten Falle steht allerdings dem Verkäufer das Recht zu, 
innerhalb einer Frist von 10 Tagen nach offizieller Bekanntgabe des Arbitrations- 
urteils die fragliche Jute zurückzunehmen; er muß dann aber 10sh per ton über 
Marktpreis dafür zahlen. 

Bei der Bezahlung wird unterschieden zwischen einer Provisional- und 
. einer Finalfaktura. Der Betrag der provisorischen Rechnung abzüglich Fracht (falls 
dieselbe im Bestimmungshafen zahlbar ist), in der für jeden Ballen ein Gewicht 
von 4001lbs angenommen wird, muß innerhalb 24 Stunden nach offizieller Ankunft 
des Dampfers gegen Aushändigung von Konnossement, Frachtfreigabeschein und 
Versicherungspolice oder anerkanntem Versicherungsbrief in London per Kasse be- 
zahlt werden. Die Schlußabrechnung ist auf Grund des Durchschnittslandungs- 
gewichts vorzunehmen. Für den im allgemeinen seltenen Fall, daß die Jute auf 
Verschiffungsgewicht hin gekauft wurde, gilt die provisorische Faktura zu 400 1bs 
je Ballen als endgültig. Das Durchschnittslandungsgewicht soll festgestellt werden, 
indem 100% der Ballen auf Kosten des Verkäufers im Bestimmungshafen gewogen 
werden. Es dürfen dazu keine durch See-, Schiffs- oder Wetterschäden beeinträch- 
tigte Ballen genommen werden. Es liegt aber im Belieben einer jeden Partei, auf 
eigene Kosten sämtliche unbeschädigte Ballen am Löschungsplatze des Dampfers 
wiegen zu lassen. Die andere Partei muß jedoch vor der Ankunft des Dampfers von 
diesem Vorhaben in Kenntnis gesetzt werden. Das Abwiegen soll stattfinden in Gegen- 
wart des Vertreters des Käufers und des Verkäufers, im anderen Falle ist aber auch 
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eine von einem amtlichen Wiegemeister unterzeichnete Bescheinigung maßgebend. 
Zwecks Umrechnung in englische ton wird bestimmt, daß in französischen, belgi- 
schen und italienischen Häfen eine englische Tonne gleich 1015 kg und in allen 
übrigen Kontinentalhäfen gleich 1016kg zu setzen ist. Nachdem das Gewicht so 
festgestellt ist, soll die Begleichung der Finalfaktura innerhalb 10 Tagen nach der 
gegenseitigen Übereinkunft bzw. der Festsetzung des Arbitrationsurteils erfolgen, 
oder im Falle einer Berufung an den Ausschuß innerhalb 5 Tagen nach dem end- 
gültigen Urteil. 

Nichterfüllung. Im Falle eine Andienung und Lieferung unterbleibt, ist der 
Verkäufer dem Käufer gegenüber schadensersatzpflichtig, und zwar wird.aufeinen Be- 
trag von 10sh proton erkannt zuzüglich des Betrages, um den evtl. der Marktpreis den 
Kontraktpreis überschreitet. Falls der Verkäufer es nicht für nötig hält, die Nicht- 
erfüllung anzuzeigen, wird diese mit dem vierzigsten Tage nach Ablauf der ver- 
längerten Lieferungsfrist angenommen. Stellt eine Partei vor Erfüllung des Kon- 
traktes ihre Zahlung ein oder gerät sie in Konkurs, so wird dies als eine formelle 
Mitteilung dafür angesehen, daß der Kontrakt ihrerseits nicht erfüllt wird. In diesen 
Fällen kann die Gegenpartei über die Jute nach Belieben verfügen und die Ver- 
sütung für einen evtl. entstandenen Verlust von dem nichterfüllenden Teil oder 
dessen Nachlaß fordern. Auf jeden Fall ist der Verkäufer dem Käufer gegenüber 
zur Zahlung eines evtl. Mehrwertes des Marktpreises über den Kontraktpreis ver- 
pflichtet. Sollte aber der Kontraktpreis höher sein als der Marktpreis, so ist bei 
Nichterfüllung in keinem Falle auf eine Vergütung zu erkennen. 


Versicherung. Nach den bezüglichen Vorschriften muß ein Betrag ver- 
sichert werden, der sich ergibt, wenn man nach Abzug der Fracht (falls dieselbe 
im Bestimmungshafen zahlbar ist) die verbleibende Restsumme um 100% erhöht. 
Die Versicherung muß auch auf Kriegsgefahr ausgedehnt werden. Sie soll durch- 
geführt werden entweder bei Lloyds oder einer anderen bekannten und verant- 
wortungsvollen Versicherungsgesellschaft. Es wird aber von ihr verlangt, daß sie 


1. in Großbritannien oder einer britischen Kolonie oder Besitzung eingetragen ist 
und in London mindestens einen verantwortlichen Vertreter hat; 

2. auf Verlangen der London oder Dundee Jute Association ihren Jahresbericht. 
vorlegt; 

3. ein Mindestaktienkapital von £150000.— hat, von dem nicht weniger als die 
Hälfte aus flüssigen Mitteln und Reserven bestehen muß. 


Wenn die Seefracht in Kalkutta zu zahlen ist, so wird auf den Gesamtfaktura- 
betrag zuzüglich 10 0% versichert. Weiter besteht noch die Vorschrift, daß die Ver- 
sicherungspolice die Versicherungsklauseln der London Jute Association vom Januar 
1921 trägt). 

Arbitration ist immer zu beantragen, wenn in Verbindung mit dem Kontrakt 
und seinen Vorschriften zwischen Käufer und Verkäufer Streitigkeiten entstehen. 
Gibt die Qualität oder die Beschaffenheit der Jute Anlaß zu Auseinandersetzungen, 
so muß der Käufer innerhalb 21 Tagen nach beendigter Löschung Arbitration an- 
melden, d.h. dem Verkäufer und der Geschäftsstelle der Association eine entspre- 
chende Mitteilung machen. Die Association ernennt dann 2 Schiedsrichter und einen 
Obmann (für den Fall von Meinungsverschiedenheiten zwischen den Schiedsrich- 
tern), die die Jute besichtigen. Diese Untersuchung soll sich auf nicht mehr als 
100% der Ballen erstrecken. Diese müssen im Beisein des Vertreters des Käufers 


‘) Die Versicherungsklauseln befinden sich neben den Bye Laws (Nebenbestimmungen) 
auf der Rückseite eines jeden Juteimportkontraktes. 
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und des Verkäufers ausgesucht werden. Für die Besichtigung durch die Schieds- 
richter kommen nur ungeöffnete und äußerlich in gutem Zustande befindliche Ballen 
in Betracht, die ein Etikett mit dem Namen des Dampfers tragen. Überdies muß die 
Marke deutlich feststellbar sein. Diese Ballen sind von den 100% zu nehmen, die 
zur Feststellung des Durchschnitislandungsgewichts zurückgehalten worden sind. 
Sollten auch diese den Bestimmungshafen schon verlassen haben, so kann eine Arbi- 
tration wegen Qualität und Beschaffenheit nicht mehr erfolgen; die Jute ist ohne 
Vergütung anzunehmen. 

Arbitration in Streitigkeiten, die sich nicht auf Qualität oder Beschaffenheit be- 
ziehen, wird dadurch eingeleitet, daß eine Partei der anderen und der Geschäftsstelle 
die bezügliche Mitteilung macht. Von seiten der Geschäftsstelle werden auch in 
diesem Falle zwei Schiedsrichter und ein Obmann ernannt und ihre Namen den 
beiden Parteien mitgeteilt. Diese können nun innerhalb der nächsten 7 Tage den 
Schiedsrichtern 
1. eine schriftliche Mitteilung zukommen lassen, ob sie eine persönliche Verneh- 

mung und die Vorladung von Zeugen wünschen, 
2. einen schriftlichen Bericht über ihr Beweismaterial zuschicken und diesen durch 
beigefügte Dokumente bekräftigen. 

Auf besonderes Ersuchen hin, falls triftige Gründe vorliegen, können die 
Schiedsrichter diese Frist von 7 Tagen verlängern. Wenn kein Verlangen nach 
persönlicher oder Zeugenvernehmung vorliegt, so können die Schiedsrichter nach 
Ablauf der 7 Tage auf Grund des ihnen zur Verfügung stehenden Beweismaterials 
ein Urteil fällen. Die Parteien sind aber verpflichtet, den Schiedsrichtern auf Ver- 
langen das erforderliche und in ihrem Besitz befindliche Material auszuhändigen. 

Für die Ausübung eines Schiedsrichteramtes kann kein Mitglied der Vereini- 
gung in Frage kommen, das entweder direkt oder als Agent oder Makler bei dem 
Jutegeschäft, welches die Arbitration nach sich zieht, beteiligt gewesen ist. 

Berufung. Die Entscheidung durch ein Schiedsgericht ist nicht endgültig. 
Jeder Partei steht das Recht der Berufung gegen ein solches Urteil zu. Diese muß 
schriftlich bis spätestens 4 Uhr nachmittags des 10. Tages nach der offiziellen Stem- 
pelung des Arbitrationsurteils eingelegt werden, widrigenfalls das Urteil bindend ist. 
Gleichzeitig ist eine Gebühr von £10 zu zahlen, die sich noch erhöht, wenn die 
Berufung in Streitigkeiten wegen Qualität oder Beschaffenheit erfolgt. Die Berufung 
soll geprüft und entschieden werden durch einen Ausschuß von 5Mitgliedern, in 
dem durch Stimmenmehrheit entschieden wird. Bezieht sich die Berufung auf die 
Festsetzung eines Preisnachlasses wegen schlechter Qualität oder Beschaffenheit, 
so werden von dem Vorsitzenden des Berufungsausschusses drei Sachverständige 
ernannt, die die Jute untersuchen, darüber Bericht erstatten und den Ausschuß in 
seinen Entscheidungen unterstützen. Von dem Schiedsrichter und dem Obmann 
kann der Vorsitzende des Berufungsausschusses einen schriftlichen Bericht über 
die für das Arbitrationsurteil maßgebenden Gründe verlangen. Ein solcher. sowie 
auch alle anderen Unterlagen müssen den Mitgliedern ‘des Ausschusses mindestens 
48 Stunden vor der entscheidenden Sitzung zugänglich sein. Ein an der strittigen 
Jute irgendwie interessiertes Mitglied darf dem Ausschuß nicht angehören. Von 
wem die durch ein Schiedsgerichtsverfahren oder infolge Berufung entstehenden 
Unkosten getragen werden, wird in jedem Falle besonders bestimmt. Jede an 
einer Arbitration oder einer Berufung beteiligte Partei soll, wenn sie nicht in 
London Sitz oder Niederlassung hat, einen dort wohnhaften Agenten zu ihrem Ver- 
'treter bestimmen; im anderen Falle wird die Firma, durch die, der Verkauf ver- 
mittelt wurde, als der rechtmäßige Vertreter angesehen. 
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b) Importhäfen, Marktplätze und Preisnotierungen. 


Neben diesen Bestimmungen der Londoner Jutevereinigung, die, wie schon er- 
wähnt, für den gesamten europäischen Handel maßgebend sind, gibt es noch 
solche der Dundee Vereinigung, die aber mit jenen fast übereinstimmen. Nach wie 
vor behaupten diese beiden Städte ihren Rang als Hauptstapelplätze. Der Unter- 
schied in der Stellung beider liegt darin, daß die nach Dundee verschiffte Jute von 
der dortigen ausgedehnten Juteindustrie restlos verbraucht wird, während die nach 
London verschiffte Jute zum größten Teile nach anderen europäischen Häfen wie- 
der ausgeführt wird. Daneben spielen Hamburg, Bremen, Gent, Rotterdam, Triest. 
eine mehr oder weniger große Rolle. Fast die gesamte deutsche Einfuhr wird von 
Indien direkt nach Deutschland verschifft. (Die in Westdeutschland gelegenen Ver- 
einigten Jutespinnereien und -webereien Akt.-Ges., Zweigniederlassung Beuel bevor- 
zugte nach dem Kriege Einfuhr über Rotterdam, von wo die Jute per Schiff rhein- 
aufwärts bis Beuel gebracht wird. Dadurch werden Transportkosten gegenüber 
dem Bezuge aus Hamburg oder Bremen gespart.) Die Bedeutung Londons für den 
Jutehandel liegt weiter darin, daß dort der Hauptmarktplatz zu suchen ist. Die 
dortigen Preisnotierungen, die in £st. per ton erfolgen, sind richtunggebend für die 
Notierungen an den anderen europäischen Plätzen und somit maßgebend für den 
europäischen Handel überhaupt. Auf dem Kontinent gewinnt der Hamburger Markt 
immer mehr an Bedeutung. 


Die Preisentwicklung der Rohjute seit 1900 ist aus nachstehenden Tabellen 
zu ersehen. 


Notierungen in London von 1900—1917}) 
(per ton = 1016 kg für gute Mittelsorte) 


Preis in Preis in 

Jahr Lt Jahr Pst 
1900 141, 1909 13 

1901 122], 1910 143], 
1902 12%, 1911 204, 
1903 1315 1912 21 

1904 14 1913 261], 
1905 181, 1914 2815 
1906 231g 1915 181, 
1907 ei 1916 278], 
1908 | 15!/, 1917 434, 


Preisentwicklung in der Nachkriegszeit). 


Notierungen in Hamburg. 


Schlußpreis für Rohjute, Basis Native firsts, prompte Abladung von Kalkutta a 
ton von 1016Kilo cif Hamburg/Bremen: 


am 31. 12. 1919 £ 60.—.— 
di 020 BO 
A gr 
N SER TODE Ka BE 
AT AT 


R Wilms, a. a. 0.7 
2 Privatmitteilung He Vereins der am Rohjutehandel beteiligten Firmen, Sitz Hamburg‘ 
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Durchschnittspreise für Native firsts, prompte Abladung cif Hamburg/Bremen: 
Saison 19/20 (vom 1. Juli 1919 bis 30. Juni 1920) £ 64.10.— 
0/21 


BO (a 61920 11.8000 1991) 541.16, 
San 1. .10215.,5503.4,...1993),:589:15. 
MEWSDTBgE [.RT® = 1998 30, CHOSS) „.84.'p © 
Ba en ee BE 19oamı 8072,,00010941, 198.10. 


c) Der Bezug der Rohjute in der Praxis. Das Cif-Geschäft. 


Die englischen Importfirmen, in deren Hand die Gesamteinfuhr nach Europa 
liegt, haben ihre Vertreter sowohl in Kalkutta, stehen also in ständiger Verbindung 
mit dem dortigen Jutemarkt, als auch in den Importhäfen ihrer Hauptabsatzländer, 
z.B. in Bremen, Hamburg, Rotterdam. Vielfach ist es so, daß sie das Geschäft der 
Kalkutta-Verschiffer kontrollieren. 

Die Finanzvermittlung im Rohjutehandel von Kalkutta aus übernehmen Lon- 
doner Bankhäuser. Nachdem der Verlader in Kalkutta die Jute an Bord des Schif- 
fes gebracht hat, diskontiert er bei seiner Bank den in Sterling gezogenen Wechsel 
und übergibt gleichzeitig Konnossement und Versicherungspolice. Diese drei Pa- 
piere schickt nun die Bank an ihr Haus in London. Dieses legt den Wechsel dem 
Käufer zum Akzept vor. Nachdem dieser akzeptiert hat, stehen ihm Konnosse- 
ment usw. zur Verfügung. Der Londoner Käufer kennt jetzt genau die Menge und 
Qualität der verschifften Jute sowie den Namen des Dampfers, auf dem ver- 
laden wurde. Inzwischen hat er auch schon durch seine Vertreter in den anderen 
Ländern den Interessenten die Jute offeriert. Eine solche Offerte hat folgendes Aus- 
sehen 1): 


Neue Ernte 5/— niedriger. 
Ich kann fest abgeben bis Dienstag vormittag 11 Uhr: 


werkäulfer......: KEreeren London 
Neue Ernte. 
Lebertran: 500 Bil. Millars (Shiboo) 23 .......... £ 35.—.— August-Dampfer 
Lebkuchen: 500 Bll. Birsis Actmalsı 2. Wear £ 3210.— fe x 
Lederartig: 500 Bll. PIESISHLFUDDEL A. ee ne elehe £ 32.5.— . = 
Lederball: 500 Bil. Blitz Actaale ME u, £ 30.10.— N 4 
Lederband: 1000 BIl. Erstachrunper ea. ars £ 31.10.— Aug.|Sept.- „ 
‘_ Lederfarbe: 500 Bll. Millars es ERS. Abe it = NONE £ 23.—.— August-Dampfer 
Ledergelb: 500 Bl. ,„ rot 4% Ey nal hin gar £2110.— , 4 
Lederhose: 500 BN. nRESCHWALZ @M) Br N f 18.15.— “ „ 


Lederkork: 1000 BIl. ERENSEHAN WR -£ 32.10.— Aug.|Sept. , 
Triest 


3 Mon. Kredit. 
Ich ofieriere freibleibend: 


[SS 
Ledermappe: 491 Bil. ahcllarcast ana £ 30.—.— „Mulbera“ Lager Hamburg 
v durchschnittlich 27/6 p. t. Vergütung. 


‘) Offerte der Firma Th. R., Hamburg; zur Verfügung gestellt von den Vereinigten 
Jute-Spinnereien und Webereien A.-G., Zweigniederlassung Beuel. 
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Ledermaske: 19 Bl. ET PURE A il ana bar £ 34—.— „Werdenfels“ Lager Hamburg. 
Sehr gute Ablieferung. 
Lederprobe: 245 BIl. er DIE ME £ 29.10.— „Liebenfels“ Lager Hamburg. 
Ledersack: 64 Bl. EN 23 -» -..... £ 30.10.— „Mulbera“ Lager Hamburg 
EB - Tops 13/9, bott. 17/6 Vergütung. 
Lederschuh: 259 Bl. S% DE» Rasly 299! .£ 30.10.— „Warfield“ Lager Hamburg 
Tops 12/6, Bott. 11/3 Vergütung. 
Ledersohle: 250 pn. Goenka C ....... .£ 20.10.— Lager Hamburg. 
Mixing 
Ledersopha: 240 Bll. KEX PIE PR ERREIPEN A £ 30.—.— Lager Bremen 
Tops & Bottoms 20/— Vergütung. 
Ledertuch: 329 Bü. YROMX D-214 ... ..£ 30.17.6 „Maihar“ Lager Hamburg 
vr E—115 Tops passiert, Bott. 12/6 Vergütung. 
Lehmbau: 243 Bl. u D—-121 . . . .£ 30.17.6 „Trifels“ Lager Hamburg 
E—122 Tops & Bottoms 10/— Vergütung. 
Lehmboden: 221 Bl. 5 E 2 ..£ 30. 2.6 „Trifels“ Lager Hamburg 


Vergütung 12/6 per ton. 


Lehmform: 248 Bll. Bachra) 2/3 2 2...£ 30. 5.— „Werdenfels“ Lager Hamburg. 
yı 
Lehmgrube: 45 Bl. RCM DIE . ..2..£ 30.17.6 „Mahratta“ Lager Hamburg 
Tops & Bottoms 10/— Vergütung. 
Lehmguß: 29 mu, Madan 923 .....2£ 31. 7.6 „Birkenfels“ Lager Hamburg 


Gute Ablieferung. 


Auf dieser Offerte sind zwei Gruppen zu unterscheiden. Die Partien Jute, die 
zu der ersten Gruppe gehören, werden im Laufe des August oder Aug./Sept. ver- 
schifft, während die Marken, die im zweiten Teile angeboten werden, mit den be- 
nannten Dampfern (Mulbera, Warfield usw.) angekommen sind und in Hamburg 
lagern. Bei den meisten dieser letzten Marken handelt es sich zudem noch um be- 
schädigte Ballen, wie aus den zum Teil ziemlich hohen Vergütungen hervorgeht, 


die gewährt werden. So werden z.B. bei der Marke Lederschuh Sr D/E, 


ex „Mulbera“, auf Tops 12sh sixpence und auf Bottoms 11sh threepence Preis- 
nachlaß gewährt. Unter Tops und Bottoms versteht man dabei Ober- bzw. Unternum- 
mern. Die angebotene Marke ist nämlich nicht einheitlich, wie aus dem der Marken- 
bezeichnung beigefügtem D/E hervorgeht, wobei mit D die Obermarkenballen und 
mit E die Untermarkenballen gemeint sind. Bei der Marke Ledertuch ZRCMA De 
die aus 214 Obermarkenballen D und 115 Ballen der Untermarke E besteht, wird 
auf erstere keine Vergütung gewährt, daher: „Tops passiert“. Es wäre vielleicht 
noch auf die sonderbaren Bezeichnungen für die einzelnen Marken wie Lederartig, 
Lederball usw. hinzuweisen. Diese sind lediglich der Einfachheit halber gewählt 
worden, um, besonders bei telegraphischen Bestellungen, die komplizierten Marken- 
bezeichnungen zu umgehen. 


‚Hat. der Spinner Rohjute dringend notwendig, so wird er von der in Ham- 
burg auf Lager befindlichen Ware kaufen. Angenommen aber, sein Vorrat an Roh- 
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jute sei noch hinreichend, und er habe sich für die Marke Firsts Actuals, die zu 
$£ 32.10.— angeboten ist, entschieden. Er wird dann vielleicht dem Verkäufer tele- 
graphieren: „Abnehme 500 Ballen Lebkuchen zu £ 32.—.—.“ Er versucht also 
zunächst den Preis zu drücken. Je nach der Nachfrage und Preistendenz wird der 
Verkäufer zusagen oder vielleicht einen Preis von £ 32.5.— als ROBUINE bezeich- 
nen, mit dem sich der Spinner zufriedenstellt. 

Ist Übereinstimmung erzielt, so wird vom Verkäufer ein von der London Jute 
Association herausgegebenes Kontraktformular, von dem oben (S. 9) schon die 
Rede war, ausgefüllt und von beiden Parteien unterzeichnet. Die Abschrift eines 
solchen ausgefüllten Originalkontraktes!) sei hier wiedergegeben. 


Cash 
Copyright by the London Jute Association 
6 1921 
- Contract for Jute to arrive, the printed portion being in Form issued by the London 
Jute Association, June 1921. 


London, 20th March 1922 
Sold to the Westdütsche Jute-Spinnerei und Weberei 
Beuel 


at £225.5.— per ton, cost freight and insurance 250 bales of JUTE of crop 1921 
—1922 of usual assortment (if sold in assortment) press packed, and weighing about 
400 lbs each, bound with the customary ropes made of twisted raw Jute, otherwise 
a tare of 6 lbs per bale to be allowed to the buyer. The Jute to be of theGRADE 
or of the MARK or MARKS: — 


Shiboo 


Daisee 2/3 


red 


Jute is to be shipped from Calcutta and/or Chittagong (on through Bills of Lading) 
by first class steamer or steamers direct or indirect, with or without transhipment, 
via Canal and/or via Cape for Hamburg between 1th Märch and 30tk April 1922 
boilmanclusive .......... “r 


Ins Deutsche übersetzt: 


Ä Kassa-Kontrakt 
anvrioht...... ..4... 
Kontrakt für ankommende Jute; der gedruckte Teil ist in der von der Londoner Jute- 
vereinigung herausgegebenen Abfassung vom Juni 1922. 
| Bonton.rtden u... 


seo, 000 oe 0 0 


NR, per ton, cif, ...... Ballen Jute der Ernte 19...—19,.. im üblichen 
Sortiment (wenn im Sortiment verkauft) in gepreßten Ballen von ungefähr 400 Ibs, 


t) Zur Verfügung gestellt von den Vereinigten Jute-Spinnereien und Webereien A.-G., 
Zweigniederlassung Beuel. 

?) Es folgen hier sowie auf der Rückseite die oben shit im Auszuge besprochenen 
für Geschäfte in Rohjute gültigen Bestimmungen. 


Zeitschr. f. Handelsw. Forschg. 19. Jahrg. Heft I. 2 
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umschnürt mit den üblichen Stricken aus. gedrehter Rohjute, anderenfalls ist dem 
Käufer eine Tara von 6 lbs je Ballen zu vergüten. Marke: 


„er 0a 00er — 


Die Jute ist von Kalkutta oder Chittagong (auf Durchkonnossement) mit erst- 
klassigem Dampfer (oder Dampfern) direkt oder indirekt mit oder ohne Umladung 
via Kanal und/oder via Cape nach ...... ‚ahzwischen 1:14,19... und msn 
(beide Daten eingeschlossen) zu verschiffen. 


Sobald die Jute in Kalkutta verschifft worden ist und der englische Importeur 
von dem Verschiffer die genauen Angaben erhalten hat (S. 15), erfolgt die sog. 
Andienung, d. h. der Importeur teilt seinen Abnehmern mit, daß der schon vorher 
von beiden: Teilen unterzeichnete Kontrakt durch Verschiffung von so und so viel 
Jute auf dem und dem Dampfer ganz bzw. teilweise erfüllt wird. Die Andienung, 
die.sich auf obigen Kontrakt bezieht, lautet wie folgt: (Abschrift des Originals.)' 


No. 109. 
Jute Appropriation. 
To From 
James Douglas & Co. 
Herren Westdeutsche J. S. & Weberei 
1 Lloyds Avenue 
Beuel. London 14. 4 22 
We beg to declare as follows 
Contract 
Quantity 
Contract . wether com- 
date Hole Fright plete or 
partial 
fulfilment 


249 | 1921-22 |: Manaar | Hamburg | 21/3. 22 | 30/— 
red 


shiboo 
Daisee 


| 2—125 
3—125 


20/3. 22 complete 


Die Jute wird also mit dem Dampfer Manaar ankommen. Während der Kon- 
trakt über 250 Ballen lautet, sind in der Andienung nur 249 Ballen angegeben. ‚Wenn: 
nun in der letzten Spalte der Andienung trotzdem von einer vollständigen (complete). 
Erfüllung die Rede ist, so erklärt sich dies daraus, daß nach den Bestimmungen die 
wirklich gelieferte Menge von der kontraktlich vereinbarten um 5% nach oben und 
unten abweichen darf (S. 10). 
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Auf Grund dieser Andienung teilt der Spinner seinem Spediteur am Hafenort 


Shiboo 


mit, daß für ihn 249 Ballen Jute red 
Daisee 


mit dem Dampfer Manaar ankommen 
werden. Der Spediteur nimmt die Jute in Empfang und sendet sie an den Spinner. 
100% der Ballen werden in Hamburg zur Feststellung des für die Finalfaktura maß- 
gebenden Durchsehnittslandungsgewichtes BonBeH und vorläufig dort zurück- 
behalten. 

Nachdem die Jute in der Spinnerei A ir onthen ist, wird sie zunächst auf 
Qualität und Beschaffenheit hin untersucht (dies geschieht auch oft im Bestimmungs- 
hafen durch einen Vertreter des Käufers). „Um!) ein Urteil über die Sendung zu 
gewinnen, überzeugt man sich zunächst, ob die erhaltenen Ballen sämtlich mit.der 
verlangten Marke übereinstimmen. Dann sucht man sich mehrere Ballen von mög- 
lichst verschiedenem Aussehen aus. Diese Ballen legt man flach auf den Boden, löst 
die Verschnürungen, bricht jeden Ballen in der Mitte auf und legt die Hälften ausein- 
ander, indem man nun die mittleren Risten dieser Ballen der Reihe nach untersucht. 
Die Ballen zeigen nämlich manchmal in ihren mittleren Partien etwas andere, ge- 
wöhnlich weniger gute Risten. Man bricht nunmehr aus jedem derart geöffneten 
Ballen einzelne Risten los, faßt sie etwa in der Mitte an und führt einige kräftige 
Schläge gegen den geöffneten Ballen, wodurch sich die durch das feste Einpressen 
aneinander haftenden Faserbündel lösen und die Riste sich in ihrer ganzen Menge 
entfaltet. Man kann dann der Reihe nach Farbe, Glanz, Weichheit, Festigkeit, Gleich- 
mäßigkeit, Reinheit und Länge prüfen.“ Ist man mit Qualität und Beschaffenheit zu- 
 frieden, so läßt man die im Bestimmungshafen zurückgelassenen 10% Ballen nach- 
kommen; heantragt man Arbitration, so werden diese nach London geschickt, wo, 
wie oben schon erwähnt, das Schiedsgerichtsurteil gefällt wird. 

Die im Kontrakt vorgeschriebenen Zahlungsmodalitäten werden nicht immer 
genau eingehalten, sondern regeln sich zuweilen nach privater Übereinkunft zwischen 
Käufer und Verkäufer. In den meisten Fällen wird: prompt innerhalb 24 Stunden 
nach Ankunft des Dampfers gegen Übergabe der Verschiffungsdokumente und der 
Versicherungspolice an den Käufer bzw. dessen Spediteur per Scheck auf London 
gezahlt. Häufig gibt der Käufer auch ein in London zahlbares Dreimonatsakzept. 


d) Platzgeschäfte und Auktionen. 


Durch diese bis jetzt betrachtete Art von Geschäften, die sog. Cifgeschäfte, er- 
folgt zum allergrößten Teile der Bezug der Rohjute durch die Spinnereien. Daneben 
spielen die Platzgeschäfte und Auktionen nur eine untergeordnete Rolle. Die meisten 
Platzgeschäfte ?), d.h. Kaufaufträge über Jute, die schon im Bestimmungshafen 
lagert, finden in Dunde statt. Bei dieser Art von Geschäften fehlt teilweise sogar die 
Garantie für Beschaffenheit. Der Kauf wird Tale Quale (tel quel) abgeschlossen. 
Dies ist regelmäßig der Fall bei den verhältnismäßig seltenen Auktionen, die gewöhn- 
lich dann stattfinden, wenn ein schlecht gehaltenes Schiff mit halb verfaulter Ladung 
einläuft. Bei den Auktionen wird weiter nichts garantiert, als daß die Ware im 
Durchschnitt nicht schlechter ist als die zur Besichtigung aufgestellten Probeballen. 


‘) Pfuhl, Die Jute und ihre Verarbeitung. .S. 74. 
) Berichte über Handel und Industrie, Bd. 19, Dundees Jute- Industrie. 
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I. Die wirtschaftlichen Voraussetzungen und Notwendigkeiten. 


Es ist nicht etwa eine krankhafte Erscheinung der Wirtschaft, daß in beharr- 
licher Wiederholung Arbeitslosigkeit auftritt. Vielmehr gehören zu den natür- 
lichen Merkmalen der gegenwärtigen Wirtschaftsform — der kapitalistischen — 
wechselnder Arbeiterüberfluß und -mangel. 

Die Bewegungen des Arbeiterangebots und der Arbeiternachfrage zeigen sich 
natürlich nicht in schiedlich getrennter, erkennbarer Folge, sondern schwirren wirr 
durcheinander. Dieses unübersichtlich verschlungene Gegenspiel auf dem Arbeits- 
markte ist also der kapitalistischen Wirtschaft eingeboren, mit ihrer Natur verknüpft 
und verlangt daher dauernde Beachtung. Wie in jedem Wirtschaftsunternehmen die 
unvermeidlichen, betriebsnotwendigen Schwierigkeiten vom Gesamtbetriebe aufgefan- 
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gen und in der Organisation unschädlich oder wenigstens für das Unternehmen trag- 
bar gestaltet werden, so muß auch die Gesamtwirtschaft eines Volkes — in ihren 
geographischen Grenzen einmal als Großunternehmen aufgefaßt — diese unabwend- 
baren Unzuträglichkeiten auf dem Arbeitsmarkte dauerhaft zu meistern suchen. Die 
Frage nach Abhilfe ist etwas Selbstverständliches. Das „chronische Wechselfieber‘ 
der Wirtschaft kann nicht durch planmäßige Regelung der Produktion verbannt 
werden, wie dies der Sozialismus vorsieht. Man darf nicht, um Schäden zu heilen, 
die gesamte Wirtschaftsverfassung schleifen wollen. Aber auch im Ernste ist ver- 
sucht worden, in die verwirrten Möglichkeiten. von Arbeitslosigkeit und Arbeiter- 
mangel eine wirtschaftliche Ordnung zu bringen. 


Die ersten Versuche begannen bei dem auffälligen und der großen Masse fühl- 
baren Arbeiterangebote und beschränkten sich darauf, Augenblicksmaßnahmen 
zur Freihaltung des Arbeitsmarktes von Arbeitsuchenden zu ergreifen. Und doch 
birgt die Zahl der Arbeitsuchenden das Problem nicht, sondern verbirgt es. Sind 
doch Wirtschaftsverhältnisse denkbar, in denen eine absolut große Zahl Arbeitsloser 
relativ als die möglichst geringste anzusehen ist. Umgekehrt muß vielleicht eine an 
und für sich geringe Zahl Erwerbsloser vom bestehenden Wirtschaftsstande aus als 
ungünstig beurteilt werden. 


Der typische Arbeitgebernachweis, der selbstverständlich die Arbeiternach- 
frage zur Grundlage seiner Organisation machte, ist ebenso nicht geeignet, den 
Kern des Problems zu zeigen. Seine Tätigkeit erstrebt zu sehr die Abwendung der 
Gefahr, die von seiten des beachtlichen Gegners, der Gewerkschaften, im Kampfe um 
die Herrschaft über das Arbeiterangebot drohte (Streiks — Aussperrung). Sowohl die 
Benutzung der Nachweisstellen als machtvolle Waffe, als auch die Ausnutzung sol- 
cher Organisationen zu sozialpolitischen Zwecken, vernichten die wirtschaftliche Lei- 
stungsfähigkeit des Arbeitsnachweises, der ein neutraler Hilfsbetrieb der Ge- 
samtwirtschaft sein muß. 


Die Erreichung des wirtschaftlichen Zieles erfordert eine fein abgestimmte Zu- 
sammenarbeit aller Kräfte! Planmäßig muß die aus der Wirtschaft abströmende 
Arbeitskraft aufgefangen und, nach ihrer Verwendungsmöglichkeit differenziert, der 
gesammelten und geordneten Arbeiternachfrage — der Wirtschaft — zugeführt wer- 
den. Der Vermittlungsvorgang wird sich selten unverzögert abwickeln. Es werden 
Stockungen und Unregelmäßigkeiten die Ausgleichstätigkeit stören. Sei es, daß 
Arbeitskräfte in der gewünschten Eigenart und Anzahl fehlen und von reichhal- 
tigeren liquiden Arbeitsmärkten herangezogen werden müssen, oder sei es, daß ein 
Überangebot von Arbeitskräften den Markt belastet. Die Bereithaltung dieser Arbeits- 
kräfte, auch in ihrer körperlichen Leistungsbereitschaft, wird dann notwendig sein, 
sollen sie im gegebenen Augenblicke wieder in der Wirtschaft nutzbringend werden. 


Die in buntscheckiger Mannigfaltigkeit im harten Konkurrenzkampf zueinander 
sich erprobenden Einrichtungen konnten auf dem unzuverlässig auf- und abwogenden 
Wirtschaftsfelde diese planvolle Regelung des Arbeitsmarktausgleichs nicht erreichen. 
Neben der organisierten, aber einseitigen Tätigkeit gewerkschaftlicher, gewerblicher 
und kaufmännischer Arbeitsnachweise sowie entsprechender Einrichtungen der Ar- 
beitgeber entwickelte sich infolge der unzureichenden Ergebnisse der Versuch einer 
Zusammenfassung aller interessierten Kräfte im öffentlichen Arbeitsnach- 
weis. In ihm ist endlich durch gründliche Überwindung des Kampfgedankens die 
Vorbedingung zur wirtschaftlichen Leistung gegeben. 


Er steht mitten in den sich durchkreuzenden Bestrebungen der interessierten 
Wirtschaftsgruppen: 


22 beitainft- ah winter 


Arbeitgeber Arbeitnehmer 


Rn 


we 
- Öffentlicher 
| Arbeits- 
Nachweis 
Be green, | 
Nlepe | Angebot 


Der Arbeitgeber stellt seine Tätigkeit geradeaus auf die Befriedigung der Nach- 
frage ab. Den Arbeitnehmer interessiert nur die arbeitsuchende Masse. Jede Er- 
gänzung der Nachfrage aber kann nur aus dem vorhandenen Angebot erfolgen. Und 
die Unterbringungsmöglichkeit Arbeitsloser in der Wirtschaft findet ihr Maß in der 
vorhandenen Nachfrage. Der öffentliche Arbeitsnachweis ist durch seine Errichtung 
im Schnittpunkte dieser Wirtschaftsbeziehungen das Sammelbecken der wirtschaft- 
lichen Wünsche der Arbeitgeber und Arbeitnehmer, in das zugleich das Arbeiter- 
angebot und die Nachfrage nach Arbeitskräften fließt. Von dieser zentralen Stelle 
aus kann nun nach jeder der Richtungen ausgleichend und befriedigend Beyieal 
werden. 

Die Lage des Arbeitsmarktes in Deutschland nach dem Weltkriege mit ihren 
bedrohlichen Krisen drängte diese Entwicklung zum Abschluß, so daß wir heute in 
unserem Vaterlande vor einer breiten Organisation des öffentlichen Arbeitsnach- 
weises auf gesetzlicher Grundlage stehen. 


II. Die Arbeitsmarktorganisation des Reiches. 
1. Die gesetzgeberische Behandlung. 


a) Die Stellung zur gewerbsmäßigen Vermittlung und zum nicht- 
öffentlichen Arbeitsnachweis. Der ausländische Einfluß. 


Der gesetzgeberische Eingriff, der in die zersplitterte Vielgestaltigkeit der Ver- 
mittlungsstellen und -ämter Zusammenhalt brachte, erfolgte nicht unvermittelt und 
unerwartet, vielmehr ging ihm eine weitläufige Entwicklung der Förderung des 
Arbeitsnachweiswesens durch die Länder und das Reich voraus!). Wir müssen im 


1) Erstmalige Behandlung der Arbeitsnachweisfrage im Reichstage im Jahre 1884. 

15. Februar 1896 Rundschreiben des Reichskanzlers an die Bundesregierungen mit 
Empfehlung zur Zentralisation des Arbeitsnachweises. 

Die erste praktische Unterstützung des öffentlichen Arbeitsnachweises durch Subvention 
des Verbandes Deutscher Arbeitsnachweise im Jahre 1902. 

1910 (2. Juni) Stellenvermittlergesetz. 

Reichsverfassung vom 11. August 1919, Artikel7, Nr.9 und Artikel 163. — 5. Mai 1920: 
Errichtung eines Reichsamtes für Arbeitsvermittlung als Abteilung des Reichsarbeitsministeriums. 
(Die jetzige Reichsarbeitsverwaltung.) 


Das Arbeitsnachweisunternehmen des Reiches. | 23 


Rahmen dieser Abhandlung darauf verzichten, einen geschichtlichen Überblick. über 
diese Entwicklung zu geben. Unsere Frage ist darauf gerichtet, was in der Gegen- 
wart besteht. wir 

Unter den Vorbereitungsarbeiten zum Gesetz nahm die lebhafte Streitfrage nach 
der Stellung der neuen Organisation zu den bestehenden Stellen und Ämtern einen 
wichtigen Platz ein. Man stritt darüber, ob durch Aufhebung oder Auflösung der 
bestehenden Vermittlungsstellen der Neuschöpfung eine Monopolstellung gesichert 
werden sollte. Heute dürfen neben der Reichsorganisation noch gewerbliche Ver- 
mittlung und Nachweisstellen freier Wirtschaftsverbände tätig sein. Jedoch unter- 
liegt die Bewegungsfreiheit der gewerbsmäßigen Vermittler und der nichtöffentlichen 
Arbeitsnachweise derartigen gesetzlichen Einschränkungen, daß man kaum von 
einem Sieg des Gedankens der freien Konkurrenz — wie dies in Kommentaren zum 
Gesetze geschieht — sprechen kann. Daß die in diesem Streite ein Monopol ab- 
lehnende Auffassung sich nicht nur auf Grund beabsichtigter, zielbewußter Förderung 
der Nachweisarbeit durch freiheitlichen Konkurrenzkampf durchsetzte, daß sie viel- 
mehr durch die praktischen, übergroßen Schwierigkeiten, die eine Aufhebung aller 
übrigen Vermittlungsstellen zu überwinden hatte, mitdiktiert wurde, ist wohl zu 
erkennen. | los 

Besonders deutlich tritt es bei der Behandlung der gewerbsmäßigen Stellenver- 
mittlung hervor. Schon das Stellenvermittlergesetz vom 2. Juni 1910 (RGBl. S. 860) }) 
beabsichtigt eine Zurückdrängung des privaten Vermittlergewerbes zugunsten des 
öffentlichen (gemeindlichen) Arbeitsnachweises?). Die Genehmigung zum Betriebe 
der gewerbsmäßigen Vermittlung wurde von einer Prüfung des Bedürfnisses abhän- 
gig gemacht, das nicht anerkannt werden sollte, wenn ein Öffentlicher Arbeitsnach- 
weis für den fraglichen Bezirk ‚in ausreichendem Umfange‘“ vorhanden sei (8 22). 
Die völlige Aufhebung der gewerbsmäßigen Stellenvermittlung scheiterte damals 
daran, daß eine Entschädigung der betroffenen Vermittler für die Aufhebung ihres 
Gewerbes als erforderlich erachtet und auf die hohe Summe von etwa ‚#6 20 000 000. — 
berechnet wurde, wenn jeder Stellenvermittler nur „#6 3000.— durchschnittlich be- 
kam (rund 6500 Vermittler). 

Das Stellenvermittlergesetz war nur ein Vorbote des Arbeitsnachweisgesetzes, 
das (in $48) den radikalen Abbau des Stellenvermittlergewerbes durchführt. Bei Ab- 
fassung desselben waren mehrere Wege gangbar. Die schonendste Art und Weise 
des Abbaues wäre gewesen, durch Verbot neuer Konzessionen ein langsames Abster- 
ben abzuwarten. Auch die sofortige Beseitigung des Gewerbes wurde nicht gewählt. 
Jedenfalls waren die Entschädigungsschwierigkeiten wiederum von Einfluß. Man 
‚beschritt einen Mittelweg durch Festsetzung des Aufhebetermines auf des 1. Januar 
1931. Ein Entschädigungsplan wird in Aussicht gestellt. Doch beschränkt das Gesetz 
bereits den Kreis der Entschädigungsberechtigten auf diejenigen, die vom 2. Juni 
1910 — also vom Inkrafttreten des Stellenvermittlergesetzes ab — bis zum 31. De- 
zember 1930 ununterbrochen mit behördlicher Erlaubnis in ihrem Gewerbebetrieh 
tätig waren. 

Um ohne monopolartige Vorzugsstellung des öffentlichen Arbeitsnachweises 
die angestrebte Zentralisation des gesamten Arbeitsmarktes nicht zu verlieren, mußte 
durch Gesetzesvorschrift unsachlicher, störender Tätigkeit auch nichtöffentlicher 


!) Einschließlich der Verordnung zur Ausführung des Stellenvermittlergesetzes vom 
25. Juli 1910 (Gesetzsammlung Seite 155). 

2) Vorläufer des Stellenvermittlergesetzes mit derselben Tendenz: a) Novelle zur Reichs- 
gewerbeordnung vom 1. Juli 1883 (Reichsgesetzblatt Seite 159). b) Novelle zur Reichsgewerbe- 
ordnung vom 30. Juni 1900 (Reichsgesetzblatt Seite 321). 
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Arbeitsnachweise vorgebeugt ‘werden. Sämtliche Nachweisstellen der Arbeitgeber 
und -nehmer sind dem in ihrem Wirkungsgebiete zuständigen, öffentlichen Arbeits- 
nachweise im Aufsichtswege unterstellt. Sie haben ihrer Vermittlungstätigkeit die 
für die Reichsorganisation geschaffene Berufsgruppeneinteilung zugrundezulegen und 
sich ‘den statistischen Berichtsvorschriften zu fügen. Außer diesem äußerlichen, 
organisatorischen Druck macht sich besonders die Zwangsbeitragsleistung für die 
Reichsorganisation fühlbar. Die Reichsverordnung vom 16. Februar 1924, betr. Auf- 
bringung der Mittel für Erwerbslosenfürsorge, verpflichtet Arbeiter und Arbeitgeber 
zur Zahlung gleicher Beiträge, aus denen die Verwaltungskosten der öffentlichen 
Arbeitsnachweise und die Durchführung der Erwerbslosenunterstützung geleistet 
werden. Das Verschwenderische zweckloser Unterhaltung besonderer Nebenstellen 
wird immer deutlicher. Das Gesetz wirkt außerdem unmittelbar auf den Abbau der 
gesondert bestehenden Arbeitsnachweise dadurch, daß es gerade für die großen 
Berufsgruppen wie Landwirtschaft, Bergbau, Beamte, Angestellte u.a. die besonders 
erforderliche Organisationsmöglichkeit der Fachabteilungen bereitstellt. Zuletzt ist 
nicht zu übersehen, daß durch die Heranziehung der betroffenen Wirtschaftskreise 
zur Verwaltung der neuen Organisation das Mittel gefunden ist, den Verzicht auf 
vollkommen selbständige Regelung der eigenen Arbeitsinteressen zu erleichtern. 

Gerade bei den kleineren Nachweisstellen privater Natur zeigte sich sehr bald 
unter den gesetzlichen Einflüssen die Bereitschaft, ihre Vermittlungstätigkeit aufzu- 
geben. So verschwinden dann die besonderen Nachweisstellen der Innungen und 
mittelständischen .Wirtschaftsverbände (Friseur-, Restaurations-, Musikergewerbe 
usw.) in zunehmendem Maße. 

Auch großangelegte Arbeitsnachweise haben ni ihre Tätigkeit eingestellt. 
So hat der Zechenarbeitsnachweis!), dessen Hauptstelle sich in Essen befand, und 
dem rund 20 Nebenstellen im rheinisch-westfälischen Bergbaubezirk angeschlossen 
waren, seine Arbeit aufgegeben. 

Man wird als unmittelbare Veranlassung zur Auflösung dieser Organisation den 
Einmarsch der Franzosen ins Ruhrgebiet angeben können. Das mag der zeitliche 
Anlaß gewesen sein. Die tieferen Gründe dagegen liegen in der Kraft der gesetz- _ 
lichen Vorschriften. Für die Lösung der wesentlichen Aufgabe der hier beschrie- 
benen Einrichtung — der wirtschaftlich und betrieblich gerechten Befriedigung der 
Arbeiternachfrage — ist das Verschwinden des „bergbaulichen Nachweises‘“ kein 
Schaden. Die rein privategoistische Einstellung wäre wenig zu tadeln gewesen, wenn 
sie die betriebsgerechte Deckung des Arbeiterbedarfs verfolgt hätte. Die Tätigkeit 
der Zechenarbeitsnachweise dagegen erschöpfte sich in einer genauen Arbeiter- 
kontrolle. Der bereits eingestellte Arbeiter passierte nachträglich den ‚Arbeits- 
nachweis“ (Arbeiternachweis). Wie wenig es sich um Vermittlungstätigkeit hierbei 
handelte, zeigt die Tatsache, daß auf den Kontrollstellen durchschnittlich Berg- 
invaliden mit der schematischen Führung der Belegschaftsstatistik beauftragt waren. 
Eine Wiederkehr dieser Organisation in der alten Form ist kaum zu erwarten, zumal 
selbst in Arbeitgeberkreisen eine starke Wanderbewegung der Belegschaften nicht 
befürchtet wird. Die Entwicklung brachte für die Bergbaubezirke eine besondere 
Fachabteilung im Rahmen der Reichsorganisation in Bochum ?). 

Ein wesentlicher Einfluß auf die gesetzliche Gestaltung des Arbeitsnachweis- 
wesens, der nicht unerwähnt übergangen werden soll, machte sich vom Auslande = 


1) Eingerichtet am 1. Januar 1910. 

?) Abteilung „Bergbau“ des Landarbeitsamtes für Westfalen und Lippe. 

) Hierüber allgemein: Das internationale Arbeitsjahrbuch, herausgegeben vom inter- 
nationalen Arbeitsamt in Genf. 
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her geltend. Vor allem waren die Beschlüsse der internationalen Arbeitskonferenz 
in Washington vom November 19191) (über die Mittel zur Verhütung der Arbeits: 
losigkeit und zur Bekämpfung ihrer Folgen), wie in den bedeutendsten Ländern der 
Erde, auch für das deutsche Gesetz mitbestimmend. „Eine Organisation unentgelt- 
licher, öffentlicher und einer Zentralleitung unterstehender Arbeitsnachweisstellen 
zu schaffen“ und ‚aus Vertretern der Arbeitgeber und Arbeiter zusammengesetzte 
Ausschüsse‘ zu bestellen, wurde von allen Mitgliedern der Konferenz, die das Über- 
einkommen ratifizierten, beschlußmäßig verlangt. In den Beschlüssen wird außerdem 
empfohlen, „die Errichtung gewerbsmäßiger Stellenvermittlungsbureaus zu verbie- 
ten‘‘ und für bestehende Bureaus ‚alle Maßnahmen zu treffen, um sie sobald als 
möglich aufzuheben“. Die Entwicklung der Arbeitsnachweisregelung hat sich in 
allen Ländern deutlich im Sinne dieser Beschlüsse bewegt?). Für das deutsche 
Arbeitsnachweisgesetz wird diese Tatsache noch im weiteren klarer. 


b) Das Arbeitsnachweisgesetz vom 13. Juli 1922. 


Die gründliche Durcharbeitung des Gesetzes vom 13. Juli 1922 ist zu erkennen, 
Es behandelt im I. Abschnitt, der die Überschrift „Arbeitsnachweisämter‘‘ trägt, den 
Organisationsaufbau und die Verwaltungsorganisation ($$ 1—31). Der II. Abschnitt 
regelt die Möglichkeit besonderer „Fachabteilungen“ (88 32—38). Der III. Abschnitt 
mit der Überschrift „Vermittlungstätigkeit‘‘ gibt die gesetzlich festgelegten Grund- 
sätze der Arbeitsnachweispraxis ($$ 39—43). Der erste Teil des IV. Abschnitts 
(8$ 44—47) bringt die Bestimmungen für die neben der Reichsorganisation bestehen- 
den „nichtgewerbsmäßigen Arbeitsnachweise“. Der zweite Teil desselben ordnet (in 
$48) die „gewerbsmäßige Stellenvermittlung‘“. Der dritte Teil (849) verpflichtet die 
Arbeitgeber zur „Anmeldung offener Stellen“. Die $$50—53 enthalten als V. Ab- 
schnitt das Beschwerdeverfahren. Strafbestimmungen finden sich im VI. Abschnitt 
(88 54—58). Der letzte Abschnitt (88 59—72) legt die Schluß- und Übergangsbestim- 
mungen fest. | 

Die Durchführung des Gesetzes hat sicherlich dieselbe Zeit in Anspruch genom- 
men wie seine Vorbereitung. Die verlangten Einrichtungen sind zum Teil sehr spät 
geschaffen worden. Dem Gesetze folgte eine Menge von Bestimmungen und Verord- 
nungen, die teilweise als Experimente einer Zeit der schlimmsten wirtschaftlichen 
Wirrnis bereits überholt sind. Soweit sie von dauerhaftem Einfluß auf die Gestal- 
tung des Arbeitsnachweiswesens sind, — so vor allem das Gesetz über die Kosten 
der Arbeitsnachweisämter?) werden sie an den entsprechenden Stellen erwähnt. 


2. Die Organisation des öffentlichen Arbeitsnachweises. 
a) Deräußere Organisationsaufbau. 


' Ein grober Aufriß der Gesamtorganisation des Arbeitsnachweiswesens des 
‚Reiches ist schnell gegeben. Als Zentralstelle gilt das Reichsamt für Arbeitsvermitt- 
lung. Ihm sind unmittelbar die Landesämter für Arbeitsvermittlung unterstellt, 
denen wiederum die öffentlichen Arbeitsnachweise angeschlossen sind. 


t) Reichs-Arbeitsblatt Jahrgang 1 (neue Folge) Nr. 2, Seite 83. 

- ?) Hierzu siehe: a) „Die gesetzliche Regelung der Arbeitsvermittlung in den wichtigsten 
Ländern der Erde“ (bis 1913), zusammengestellt von Dr. O0. Becker und Dr. E. Bernhard, 
veröffentlicht vom Verbande Deutscher Arbeitsnachweise — Carl Heymann’s Verlag. b) „Aus 
der Begründung zum Entwurfe eines Arbeitsnachweisgesetzes: Die gesetzliche Regelung der 
en Arbeitsvermittlung im Auslande“. Reichs-Arbeitsblatt Nr. 2, Jahrgang 1922, 

ıte ? 

®) Der $ 67 des Gesetzes vom 13. Juli 1922 (Kostenparagraph) will nur vorläufige 
Regelung. 
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Wie das Reichsamt für Arbeitsvermittlung keine ursprüngliche Neueinrichtung 
ist —- es besteht bereits seit dem 5. Mai 19201) als Unterabteilung des Reichs- 
arbeitsministeriums zum Zwecke der Beobachtung des Arbeitsmarktes und einheit- 
licher Regelung der Vermittlungstätigkeit —, so stellen auch die Landesämter keine 
eigentliche Neuschöpfung dar. Rund 20 derselben sind aus den Arbeitsnachweisver- 
bänden hervorgegangen und unterstanden schon der Fachaufsicht des Reichsamtes 
für Arbeitsvermittlung. Sie wurden, außer durch Beiträge der wirtschaftlichen Ver- 
bände, durch Reichs-, Staats- und Kommunalzuschüsse erhalten. Die öffentlichen 
Arbeitsnachweise, die kleinsten Zellen dieses dreiteiligen Organismus, sind in der 
erheblichen Mehrzahl zum Teil lang bestehende  gemeindliche Arbeitsnachweise. 
Ihre Übernahme in die Reichsorganisation konnte ungehindert erfolgen?). Nur 
schloß das Gesetz (83) die gesamten gemeindlichen Arbeitsnachweise bei der Über- 
führung in Öffentliche durch Erweiterung ihrer Wirkungskreise über die gemeind- 
lichen Grenzen hinaus zu einem lückenlosen Kreise zusammen. So stellt sich ein 
Bild umfassender Organisation heraus, in dem sich die organische Struktur wieder- 
holt. Es gibt keine Gemeinde, die nicht von einem Öffentlichen Arbeitsnachweise 
erfaßt und so zugleich mit dem zugehörigen Landesamte für Arbeitsvermittlung ver- 
bunden ist: In gleicher Weise werden die Landesämter des gesamten Reichsgebietes 
vom Reichsamt für Arbeitsvermittlung umfaßt. 

Das bis jetzt in einfachen Zügen entworfene Bild stellt nur den inneren Kern 
der Organisation dar. Er ist nach allen Seiten, nach oben und unten, der Erweite- 
rung bedürftig und fähig. Das Reichsamt für Arbeitsvermittlung ist als Unterabtei- 
lung der Reichsarbeitsverwaltung mit dem Reichsarbeitsministerium verbunden. Die 
privaten Stellenvermittler und nichtöffentlichen Arbeitsnachweise sind den öffent- 
lichen Arbeitsnachweisen unterstellt. Die wichtigste Ergänzungsmöglichkeit erfährt 
das Arbeitsnachweisgefüge durch Fachabteilungen, die nach besonders deutlichen 
Bedürfnissen allen Arbeitsnachweisämtern (also dem Reichsamt, den Landesämtern 
für Arbeitsvermittlung und den Öffentlichen Arbeitsnachweisen) angegliedert werden 
können. Für die Standortfrage dieser Nebeneinrichtung von Fachabteilungen sind 
die besonders gelagerten Arbeitsmarktverhältnisse ausschlaggebend. So ist z.B. die - 
verwaltungstechnisch dem Landesamt für Arbeitsvermittlung in Münster angeglie- 
derte „Fachabteilung für den Bergbau‘ in Bochum eingerichtet worden. Auch kön- 
nen die Grenzen der öffentlichen Arbeitsnachweise durch solche Einrichtungen noch- 
inals durchschnitten werden. | 

Mit Darlegung der straffen Gliederung der über- und untergeordneten Stellen 
wird man dem Organisationsbild nicht gerecht. Es muß noch die bewegliche Ver- 
kehrsmöglichkeit, die den Stellen untereinander Verbindung gibt, hervorgehoben 
werden. Benachbarte Arbeitsnachweise können auch, wenn sie verschiedenen Lan- 
desämtern unterstellt sind, direkt miteinander in Verbindung treten. Das Gleiche 
gilt für den Verkehr der Landesämter untereinander. Auch erreicht der unmittelbare 
Eingriff des Reichsamtes unter Umständen den kleinsten Arbeitsnachweis. Auf 
sachliche Arbeit, die im gegebenen Falle keine Verzögerung verträgt, ist alles ein- 


!) Das auf Grund der Verordnung vom 5. Mai 1920 errichtete Reichsamt für Arbeits- 
vermittlung hat durch besondere Verfügung vom 30. September 1922 die Bezeichnung „Reichs- 
arbeitsverwaltung“ erhalten. Das jetzige Reichsamt für Arbeitsvermittlung im Sinne des Ge- 
setzes vom 22. Juli 1922 ist eine Abteilung der Reichsarbeitsverwaltung. 

?2) Vergleiche hierzu z. B.: a) Die Lippschen „Ausführungsbestimmungen zum Arbeits- 
nachweisgesetz vom 22. Juli 1922“ (Reichsarbeitsblatt Nr. 7, 1923, Seite 221). b) Die Thü- 
ringsche „Verordnung zur Ausführung des Arbeitsnachweisgesetzes vom 18. Januar 1923“ 
(Thüringsche Gesetzessammlung, Seite 35). c) Die Badische „Verordnung betr. Vollzug des 
Reichsarbeitsnachweisgesetzes vom 22. Juli 1922° (Reichsarbeitsblatt Nr.2, 1923, Seite 48. 
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gestellt. So wird der: Organisationsschrein trotz seiner auffälligen Einfachheit, die 
in groben Strichen umrissen unbeweglich erscheint, dehnbarer und seiner Aufgabe, 
den nervösen Arbeitsmarkt zu beherrschen und zu fesseln, angepaßt. 


b) Die innere Verwaltungsorganisation. 


Die sympathische Struktur des äußeren Organisationsrahmens besagt für die 
Lösung des Problems nichts, wenn nicht eine lebendige Verwaltung zugleich den 
Organisationskörper beseelt. 


Das Reichsamt für Arbeitsvermittlung hat als eine Unterabteilung der Reichs: 
arbeitsverwaltung seinen Sitz in Berlinl). Es wird vom Reichsarbeitsminister be- 
aufsichtigt. Diese Aufsichtsbefugnis erstreckt sich über den äußeren Geschäftsbetrieb 
hinaus auch im vollen Ausmaße auf die sachliche Tätigkeit. Der Präsident des 
Reichsamtes mit dem erforderlichen Beamtenstab gibt dem Geschäftsbetrieb :bu- 
reaukratisches Gepräge. Unter den Beamten sollen sich — wohl mit Rücksicht auf 
die Vermittlung weiblicher Arbeitskräfte — sachverständige Frauen befinden. Das 
Reichsamt für Arbeitsvermittlung regelt seine Geschäftsführung selbständig. 


| Für die Durchführung der großen Aufgaben aber ist ihm ein „Verwaltungs- 
rat‘ beigegeben. Derselbe besteht aus dem Präsidenten als Vorsitzenden (oder 
einem seiner Stellvertreter) und aus mindestens je 4 Vertretern der Arbeitgeber, der 
Arbeitnehmer und der öffentlichen Körperschaften (Gemeinden, Gemeindeverbände, 
Länder). Dabei ist zu bemerken, daß die Zahl der ‘Vertreter unter Wahrung des 
gleichen Verhältnisses größer sein darf. Ferner, daß unter ihnen eine Frau sein muß. 
Für alle Beisitzer ist die Bestellung von Stellvertretern gefordert. In den einzelnen 
Sitzungen wird die so bewirkte Parität der Beteiligten nicht unbedingt verlangt. 


Der erste Verwaltungsrat des Reichsamtes für Arbeitsvermittlung setzt sich aus 
je 13 Vertretern der fraglichen Gruppen zusammen. Er hat also’ 39 stimmberechtigte 
Beisitzer, für die ebenfalls 39 Stellvertreter benannt sind ?). ‚Die Vertreter der Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer werden auf Grund von Vorschlagslisten bestimmt. Der 
Reichsarbeitsminister, von dem auch die Vertreter der öffentlichen Körperschaften 
berufen werden, kann noch eine beliebige Zahl Sachverständiger in den 
Verwaltungsrat entsenden. Diese haben jedoch nur beratende Stimme. Schließlich 
sind noch im Verwaltungsrate Beauftragte des Reichsarbeitsministers ebenfalls 
mit beratender Stimme vertreten. Wohl regelmäßig handelt es sich hierbei um Be- 
amte entweder aus dem Reichsarbeitsministerium oder aus dem Reichsamt für Ar- 
beitsvermittlung. 


Die Landesämter für Arbeitsvermittlung werden durch die zuständige oberste 
Landesbehörde für Länder, Provinzen oder andere größere Bezirke errichtet. Man 
könnte äußerlich zwei Arten von Landesämtern unterscheiden. Der eine Teil der- 
selben ist Staats- oder kommunalen Verwaltungsbehörden angeschlossen, während 
andere, von diesen losgelöst, selbständiger aussehen. Bei den ersteren handelt es 
sich jedoch nicht etwa um Übertragung von Aufgaben der Landesämter an Staats- 
oder Kommunalbehörden, vielmehr beschränkt sich ihre Unselbständigkeit auf den 
äußeren Betrieb, der im größeren Geschäftsbereich der zugehörigen Behörde aufge- 
nommen erscheint. 


{ !) Berlin NW. 6, Luisenstraße 33. 

?) Ein narmentliches und nach den Gruppen geordnetes Verzeichnis der Beisitzer und 
ihrer Stellvertreter im Verwaltungsrate ist im Reichsarbeitsblatt, Nr. 23/24, 1922, Seite 700 
veröffentlicht. 
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So sind in Preußen!) die Landesämter für Arbeitsvermittlung 


in Königsberg (für Provinz Ostpreußen), 

in Stettin (für Provinz Pommern), 

in Schneidemühl (für Provinz Grenzmark Posen— Westpreußen), 

in Breslau (für Niederschlesien und bis auf weiteres für Oberschlesien), 
‘in Berlin (für Provinz Brandenburg ausschließlich Stadt Berlin), 

in Düsseldorf (für die Rheinprovinz), und | 

in Kiel (für Schleswig-Holstein) 


den kommunalen Verwaltungsbehörden der Provinzialverbände angeschlossen. Das 
Landesamt für die Stadt Berlin mit seinem Sitze dortselbst ist der Stadtgemeinde 
Berlin einverleibt worden. Ebenso sind unter besonderen Vereinbarungen der be- 
teiligten obersten Landesbehörden folgende Landesämter für Arbeitsvermittlung 
den preußischen Provinzen angeschlossen (gemäß $ 16 des Gesetzes): 

Als Landeamt für die preußische Provinz Sachsen und den Freistaat Anhalt 
das Landesamt für Arbeitsvermittlung in Magdeburg; 


in Hannover das Landesamt für die preußische Provinz Hannover, den 
preußischen Kreis „Grafschaft Schaumburg“ sowie die Freistaaten Braunschweig 
und Schaumburg-Lippe; 

für die preußische Provinz Westfalen und den Freistaat Lippe-Detmold das 
Landesamt für Arbeitsvermittlung in Münster. Der früher bestehende Landes- 
arbeitsnachweis in Detmold (,„Arbeits- und Berufsamt für das Land Lippe“) ist 
durch die Lippeschen Ausführungsbestimmungen vom 19. Februar 1923?) aufge- 
hoben worden. 

Schließlich kommt noch für Hessen-Nassau (mit Ausnahme des Kreises 
„Grafschaft Schaumburg‘) und die Freistaaten Hessen und Waldeck das Landes- 
amt für Arbeitsvermittlung in Frankfurt a. M. hinzu. 


Eine eigentümliche Regelung hat das Landesamt für Arbeitsvermittlung in 
München mit Ermächtigung des Ministeriums für „Soziale Fürsorge“ in Bayern 
getroffen ?). Das Landesamt in München ®) hat in 8 größeren Städten sogenannte 
„Hauptarbeitsämter‘ errichtet, und zwar: 


in München für Oberbayern, 

in Straubing für Niederbayern, 

in Ludwigshafen für die Pfalz, 

in Regensburg für die Oberpfalz und Regensburg, 
in Bamberg für Oberfranken, 

in Nürnberg für Mittelfranken, 

in Würzburg für Unterfranken und 

in Aschaffenburg für Schwaben und Neuburg. 


Diesen Ämtern ist eine Reihe von Aufgaben des Landesamtes übertragen. Den 
Hauptarbeitsämtern werden die Kosten, die bei Erfüllung der ihnen übertragenen 
besonderen Aufgaben entstehen, vom Landesamt in München erstattet. 

Als selbständige, dem Arbeitsministerium unmittelbar unterstellte 


!) Siehe hierzu: Preußische Ausführungsbestimmungen zum Reichsarbeitsnachweisgesetz 
vom 2. November 1922 (Preußischer Staatsanzeiger Nr. 254 vom 9. November 1922, Artikel T), 

?) Siehe Reichsarbeitsblatt Nr. 7, 1923, Seite 221. 

®) Siehe Bayrischer Staatsanzeiger Nr. 270 vom 21. November 1922: „Bekanntmachung 
betr. Vollzug des Arbeitsnachweisgesetzes.“ 

#) Früher „Landesstelle für Arbeitsnachweis.“ 
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Behörde ist ein „Badisches Landesamt für Arbeitsvermittlung“ in Karlsruhe 
eingerichtet 1). 

In Württemberg?) ist das in Stuttgart bestehende) Landesarbeitsamt als 
Landesamt übernommen worden. 

Für das Gebiet des Freistaats Sachsen ist das Landesamt für Arbeitsvermitt- 
lung in Dresden). Die Überführung war, da es sich um einen altbewährten Zen- 
tralarbeitsnachweis handelte5), leicht zu bewerkstelligen. 

Das in Jena errichtete Landesamt für Thüringen ist dem Wirtsschaftsministe- 
rium angeschlossen®). 

Wenden wir uns nach diesem Rundblick über die verschiedenen Landesämter, 
der zugleich die geographische Verteilung derselben über das Wirkungsgebiet 
zeigt, ihrer Verwaltungsform zu. 

Den Vorsitzenden des Landesamtes und seinen Stellvertreter beruft die 
oberste Landesbehörde, die auch die Regelung der Verfassung übernimmt. In der- 
selben wird zunächst der unterstellte Bezirk begrenzt, die Stellung des Landes- 
amtes als Behörde umschrieben, schließlich die notwendigsten Bestimmungen über 
zweckmäßige Durchführung der Aufgaben gegeben. Auch der die unmittelbaren 
Bureaugeschäfte leitende „Geschäftsführer“ wird von der obersten Landes- 
behörde (auf Vorschlag des Verwaltungsausschusses) bestellt. Das Reichsamt hat 
besondere Grundsätze ’) über die Voraussetzungen, unter denen die erforderliche 
Sachkenntnis des Geschäftsführers von Landesämtern (dasselbe von Arbeitsnach- 
weisen) auf dem Gebiete des Arbeitsnachweiswesens als gegeben anzusehen ist, 
aufgestellt). 

Dem Verwaltungsrate beim Reichsamte entspricht der Verwaltungsaus- 
schuß beim Landesamt. In ihm ist der Vorsitzende des Landesamtes oder sein 
Stellvertreter mit beschließender Stimme wirksam. Dazu kommen mindestens je 
4 Arbeitgeber-°) und Arbeitnehmervertreter und 4 Vertreter der Gemeinden im Be- 
zirke des Landesamtes als Beisitzer. Die Vierzahl ist wiederum nur als untere 
_ Grenze anzusehen, die in gleichmäßigem Verhältnis überschritten werden darf. 
Für die Beisitzer stehen Stellvertreter bereit. Außerdem können im Verwaltungs- 
ausschuß Beauftragte der obersten Landesbehörde tätig sein. 

Bei Berufung der Vertreter der Gemeinden ist die oberste Landesbehörde auf 
Vorschlagslisten der beteiligten Gemeinden angewiesen, in denen die Bedeutung 
der Gemeindegruppen (Stadt — Land) erwogen werden muß. Die Wahl der Arbeit- 
-geber- und Arbeitnehmerbeisitzer soll endgültig von den Arbeitgeber- und Arbeit- 


1) Badische Verordnung betr. Vollzug des Arbeitsnachweisgesetzes. Badisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt Nr. 68, Seite 685. 

2) Württembergischer Staatsanzeiger Nr. 231 vom 3. Oktober 1922. 

Hi bereits seit dem 12. November 1918 (siehe Staatsanzeiger für Württemberg 
Nr. 267). 

4) Sächsische Verordnung zur Ausführung des Arbeitsnachweisgesetzes vom 27. Sep- 
tember 1922. Reichsarbeitsblatt Nr. 22, 1922, Seite 677. 

5) Siehe: „Ein deutscher Arbeitsnachweis in seiner geschichtlichen Entwicklung“ von 
Dr. Erdmann Graak, Verlag von C. Heinrich, Dresden-N. 

) Verordnung des Thüringischen Staatsministerriums vom 5. Dezember 1921. : Verord- 
nung zur Ausführung des Arbeitsnachweisgesetzes vom 18. Januar 1923. Thüringische Ge- 
setzessammlung 1923, Seite 35. 

”) Gemäß 8 13, Abs. 1, Satz 3 und $ 23, Abs. 1, Satz 2 des Arbeitsnachweisgesetzes. 
Verordnung vom 17. November 1922. 
®) Die genauen Einzelheiten hierüber siehe Reichsarbeitsblatt Nr. 22 vom 30. November 
1922, Seite 674. 

®) Hierzu ist zu bemerken, daß bei ausschließlicher Beschäftigung von Hauspersonal 
keine Arbeitgebereigenschaft vorliegt ($ 7, Abs. 4, Satz 1 des Arbeitsnachweisgesetzes). 
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nehmeräbteilungen der zugehörigen Bezirkswirtschaftsräte!:) vorgenommen werden: 
Bis zur Regelung des Wahlverfahrens durch das Reichsamt werden die Beisitzer 
noeh'-auf Vorschlag der wirtschaftlichen Vereinigungen der Arbeitgeber und Ar- 
beiter des fraglichen Bezirks durch die oberste Landesbehörde bestimmt. 

‘'r Zur Erledigung laufender Arbeiten ist nicht unbedingt die dauernde Mitwir- 
kung des. Verwaltungsausschusses notwendig. Er wird aus seiner Mitte einen ge- 
schäftsführenden „Unterausschuß“ bilden, der jedoch keine Entscheidung be; 
sitzen darf?). Wohl zur Vorbereitung und Prüfung bestimmter Angelegenheiten 
kann er tätig sein. Außer dem Vorsitzenden müssen solchen Unterausschüssen minde- 
stens je 2 Vertreter der Arbeitgeber, Arbeiter und Gemeinden angehören. Am ein- 
fachsten läßt sich ohne die Notwendigkeit einer Sonderbildung von Unterausschüs- 
sen eine für die Beschlußfähigkeit des Verwaltungsausschusses erforderliche Min- 
destzahl von Sitzungsteilnehmern für bestimmte Gruppen von Angelegenheiten 
— ‚eben nach ihrer: Bedeutung — festlegen. | 

»»;Ein 'engmaschiges Netz von „öffentlichen Arbeitsnachweisen“ ?) umfaßt das 
gesamte Reichsgebiet. Bei der begrenzenden Einteilung der Nachweise spielt sowohl 
die: Rücksicht auf die bestehenden Verwaltungsbezirke (Städte — Gemeinden), als 
auch: der :natürliche-Zusammenhang: der Wirtschaftsgebiete eine Rolle. Eine nütz- 
liche Verbindung beider Einteilungsgrundsätze vermeidet zunächst die Schaffung 
einer ungehörigen Zahl neuer Behörden und bietet Anschlußmöglichkeiten an be- 
stehende. Andererseits wird eine schematische Angliederung ausgeschaltet. So 
finden sich Arbeitsnachweisbezirke, die sich mit den gemeindlichen Grenzen decken, 
und solche, die über diese Grenzen hinausgehen®). Fällt der Arbeitsnachweis- 
bezirk nicht mit den Grenzen der Gemeinde zusammen, so ist eine Unterscheidung 
zwischen den ;,„Errichtungsgemeinden“ und der „Verwaltungsgemeinde‘ zu machen. 
Alle Gemeinden, die der Nachweisbezirk umfaßt oder teilweise erfaßt, heißen ‚‚Er- 
richtungsgemeinden“. Als Verwaltungsgemeinde gilt diejenige, der als der haupt- 
beteiligten die Verwaltung von der obersten Landesbehörde übertragen wird. Der 
gewöhnliche Fall einer solchen Errichtung setzt Einigung der beteiligten Gemeinden 
voraus. Kommen bei Errichtung verschiedene Länder in Frage, so gilt auch hier 
Verständigung der beteiligten Gemeinden als das Normale. Im Streitfalle sollen die 
zugehörigen obersten Landesbehörden schlichten. Nach ihnen gilt als Entschei- 
dungsinstanz der Reichsarbeitsminister. | 

Der verwaltungstechnische Anschluß der Ämter an die Stadt- oder Gemeinde- 

verwaltungen war in der Mehrzahl bereits vollzogen, da die Neuerrichtung der öf- 
fentlichen Arbeitsnachweise im Regelfalle einer formgerechten Übernahme und einer 
geringfügigen Veränderung bezüglich der erweiterten Wirkungsgrenzen gleichkam. 
Sehr oft findet man die öffentlichen Arbeitsnachweise als selbständige Verwaltungs- 
abteilungen. Es ist aber auch die Möglichkeit eines engeren Anschlusses an größere 
Organisationsgefüge innerhalb der Stadt- oder Gemeindeverwaltungen gegeben. 


Y) Vgl. Artikel 165 der Reichsverfassung. 

2) Bescheid der Reichsarbeilsverwaltung vom 13. Dezember 1918. Reichsarbeitsblatt 
Nr. 3, 1923, Seite 83. 

®) Ein namentliches Verzeichnis aller Arbeitsnachweise im Reiche hat das Reichsamt 
für Arbeitsvermittlung aufgestellt. 

*) Beispiele hierfür: a) Die Grenzen fallen zusammen: Arbeitsnachweis Gera, Rudolstadt, 
Pforzheim, Rastatt usw. b) Die Grenzen sind weiter: Der Arbeitsnachweis in Lemgo für 
die Städte Lemgo und Barnburg und für die Amtsgemeinden Brake, Hohenhausen, Varen- 
holz, Sternberg, Barnburg; in Konstanz für Konstanz, Engen, Meßkirch, Pfullendorf, Stockach 
und Überlingen; in Recklinghausen für Stadt und Landamt Recklinghausen die Amter 
Marl, Datteln, Waltrop. eu 
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So hat, um ein Beispiel hierfür anzuführen, die Stadt Recklinghausen den öffent- 
lichen Arbeitsnachweis in das Wohlfahrtsamt eingebaut). Such ira! 
Eine „Satzung“ regelt die Verfassung des öffentlichen Arbeitsnachweises,. 
Sie muß die Errichtungsgemeinden unter Bezeichnung der Verwaltungsgemeinde 
nennen, ferner Name, Bezirk, Sitz, Aufgaben, Rechnungsjahr des Arbeitsnachweises, 
und bei einer Mehrzahl von Errichtungsgemeinden die Verteilung der anteilmäßi- 
sen Kosten). Ä . 
Die Grundsätze einer sachlichen Tätigkeit werden in der „Geschäftsord- 
nung“ niedergelegt, die sich den örtlichen Verhältnissen anpassen muß. Denn sie 
enthält die Bestimmungen über den Geschäftsbetrieb (Geschäftsstunden usw.), die, 
Einteilung der Abteilungen und ihre bureaumäßige Ausgestaltung, schließlich 
Grundsätze für die Vermittlungstätigkeit. Als Anleitung sind Entwürfe — Muster- 
satzungen und Mustergeschäftsordnungen — gemacht worden). ern 
Wie beim Reichsamt und den Landesämtern, so besteht auch beim öffent- 
lichen Arbeitsnachweis ein Organ, das die Beteiligung der interessierten Wirtschafts- 
kreise sichert — der Verwaltungsausschuß. Seine Zusammensetzung: ist, 
dem örtlich beschränkteren Wirkungskreise und seiner mäßigeren Verantwortung 
entsprechend, zahlenmäßig kleiner. Es werden als Mindestzahl 3 Arbeitgeber und 
3 Arbeitnehmervertreter*) als Beisitzer verlangt. Die Errichtungsgemeinden- kön- 
nen in der gleichen Anzahl Vertreter mit beratender Stimme in den Ver- 
waltungsausschuß schicken. Auch hier handelt es sich um eine Rahmenbestim- 
mung, die Mindestzahl und konkretes Stärkeverhältnis der Beisitzer festlegt. Die 
Satzung kann unter Einhaltung dieser gesetzlichen Forderung das Aussehen des .Ver- 
waltungsausschusses verändern. st 


3 Schaubild hierzu: 
| Wohlfahrtsamt Abteilung II 
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. ?) Bestimmung des Reichsamtes für Arbeitsvermittlung über den Inhalt .der Satzung 
öffentlicher Arbeitsnachweise vom 17. November 1922. Reichsarbeitsblatt Nr. 22, 1922, Seite 674. 
®) Siehe: a) „Die preußische Verordnung vom 12. September 1919 über Arbeitsnachweis“ 

von Paul Wölbling, Berlin, Guttenbergsche Sammlung preußischer Gesetze Nr. 25, 1920, 
Seite31ff. b) „Mustersatzung für einen größeren, öffentlichen Arbeitsnachweis* und „Muster- 
geschäftsordnung für einen Arbeitsnachweis gemäß $ 11 des Arbeitsnachweisgesetzes* (auf- 
gestellt vom Reichsamt für Arbeitsvermittlung). Reichsarbeitsblatt Nr. 23/24, 1922, Seite 7O1ff. 
*) Zum Begriff „Arbeitnehmer“ vgl. 88 10--12 des Betriebsrätegesetzes vom 4. Febr. 1920. 


32 J. Witte: 


Die Wahl der Beisitzer ist einfach, wenn einige Wahlvorschläge eingereicht 
werden. In diesem Falle sind Beisitzer und Stellvertreter der Reihenfolge nach zu 
ernennen. Andernfalls ist zunächst bei den Vorschlagslisten der Arbeitgebervereini- 
gungen die Zahl der von den Mitgliedern der Vereinigungen zusammen beschäftig- 
ten Arbeiter zu ermitteln, bei den Vorschlagslisten der Arbeitnehmervereinigungen 
die Zahl ihrer Mitglieder, die im Bezirke des Nachweises arbeiten. Sodann sind nach 
den Grundsätzen der Verhältniswahl!) die Beisitzer und Stellvertreter auf die 
Listen zu verteilen. 

Um die Übersicht über die Verwaltungsorganisation zu vollenden, muß noch 
die mögliche Gliederung der Arbeitsnachweisämter in ‚Fachabteilungen‘ genauer 
beschrieben werden. 

Vor der Einrichtung von „Fachabteilungen“ ist die Bedürfnisfrage eingehend zu 
prüfen. Zersplitternde Überorganisation wird dabei durch strenge Zurückweisung 
schädlicher Sonderwünsche kleiner Berufsgruppen unterbunden. Über den tat- 
sächlichen Bedarfsfall einer „fachlichen“ Gliederung entscheiden die wirtschaftlichen 
Vereinigungen der Arbeitgeber und Arbeiter des Bezirks, für den die Fachabteilung 
eingerichtet werden soll, selbst. Auch die öffentlichen Berufsvertretungen der Be- 
rufe, für welche die Fachabteilung wirken soll (Landwirtschafts-, Handels-, Hand- 
werkskammer) haben mitzusprechen. Außerdem kann aber der Fachausschuß eines 
Landesamtes die Errichtung einer Fachabteilung bei Arbeitsnachweisen verlangen, 
sogar entgegen den Beschlüssen der dortigen Wirtschafts- und Berufsvereinigungen. 
Im Beschwerdefalle trifft die oberste Landesbehörde die Entscheidung. Dieselben 
Rechte hat hinsichtlich der Fachabteilungen das Reichsamt für Arbeitsvermittlung 
gegenüber den Landesämtern. Ein Beispiel für den Ausbau einer Sonderabteilung 
vom Reichsamte herab bietet das Arbeitsnachweisgesetz in $ 36. Darin wird eine 
„Abteilung für Angestellte“ beim Reichsamte vorgeschrieben, in der Voraussicht, 
daß diese bei den Landesämtern und bedeutenden Arbeitsnachweisen unterstüzende 
Unterorgane erhält. Die natürliche Entwicklung jedoch wird nach auftretenden Be- 
dürfnissen in den einzelnen Arbeitsnachweisen beginnen und sich dann zu den 
Landesämtern, seltener bis zum Reichsamte aufbauen. Eine solche Entwicklung 
zeigten z.B. die Fachabteilungen für Landwirtschaft, die im landwirtschaftlichen 
Fachausschuß beim Reichsamte ihre Zusammenfassung erhielten. 

In allen Angelegenheiten, die ausschließlich die Fachabteilung betreffen, tritt an 
die Stelle des Verwaltungsausschusses oder des Verwaltungsrates der Fachaus- 
schuß. Als Beisitzer, die auf Vorschlag der fachgerechten wirtschaftlichen Ver- 
einigungen vom Verwaltungsausschuß des Arbeitsnachweises oder des Landes- 
amtes (beim Reichsamte vom Verwaltungsrat) bestellt werden, kommen fachkundige 
Vertreter in Frage. Es besteht die Möglichkeit, daß aus den Mitgliedern des Ver- 
waltungsausschusses (bzw. des Verwaltungsrates) die Beisitzer entnommen werden, 
da ja dort aus den stärksten Fachgruppen Vertreter sitzen. Es ist verständlich, daß 
bei dem geringeren Aufgabenkreis auch der Ausschuß enger wird. Gewöhnlich wird 
er in der Zusammensetzung einem Unterausschuß gleichen. In den Fachausschuß 
der landwirtschaftlichen Fachabteilung des Reichsamtes wurden je 6 Beisitzer der 
Arbeitgeber- und -nehmervereinigungen nach dem genannten Vorschlagsverfahren 
vom Verwaltungsrate bestellt. In den Fachausschuß der Abteilung für Angestellte 
berief der Verwaltungsrat je 8 Vertreter der Berufsvereinigungen und Arbeitgeber 
als Beisitzer. Der Vergleich wird deutlich, wenn man sich erinnert, daß der Ver- 


1) Es kommt Wahlordnung vom 30. November 1918 ($ 51) in Frage; siehe ebenfalls 


hierzu: Wahlordnung zum Betriebsrätegesetz vom 5. Februar 1920. (8$ 13, 14) Reichsgesetz- 
blatt Nr. 26, Seite 175. 
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waltungsrat des Reichsamtes für Arbeitsvermittlung je 13 solcher Vertreter als 
Beisitzer hat. Vertreter öffentlicher Körperschaften brauchen überhaupt nicht zum 
fachausschuß zu gehören. Sie können hinzugezogen werden!). 

Wird ein Fachausschuß gebildet, so sind in Geschäftsordnung und Satzung der 
zugehörigen Arbeitsnachweise die gesonderten Aufgabengebiete genau zu trennen. 

Damit ist ein Überblick über die Grundformen der Organisation gegeben. Die 
gesetzlichen Bestimmungen gehen natürlich weiter und sichern in ihrer breiten 
Ausführlichkeit eine kleinlich peinliche Ordnung. Hier ist für eine reine Inter- 
pretation des Gesetzes kein Platz ?). 

Nur der Begriff „Arbeitsnachweisamt‘, der sich nach Durchführung des Ge- 
setzes mehr und mehr einbürgert, soll noch kurz erläutert werden. 

In der preußischen Arbeitsnachweisverordnung (Minister für Handel und Ge- 
werbe) vom 12. September 1919 ist der Begriff „Arbeitsnachweisamt‘‘ bereits ge- 
prägt worden. Darunter sollte der planmäßig örtliche Zusammenschluß nicht ge- 
werbsmäßiger Arbeitsnachweise zu einem Zweckverbande verstanden werden. Das 
neue Arbeitsnachweisgesetz des Reiches hat den Begriff „Arbeitsnachweisämter‘‘ 
zweckmäßig als gemeinsame Benennung für die drei Instanzen: Öffentlicher Arbeits- 
nachweis, Landesämter für Arbeitsvermittlung und Reichsamt für Arbeitsvermitt- 
lung gewählt, um dadurch die öffentlich-rechtliche Eigenschaft der be- 
hördlichen Ämter im Begriff hervorzuheben. 

Auf den Grundmauern des öffentlichen Arbeitsnachweises ist so ein großer 
Organisationsbau erstanden. Die Arbeitsmarktorganisation des Reiches ist als aus- 
gebreitetes Unternehmen mitten in die Wirtschaft hineingestellt worden. Die Füh- 
lungnahme mit der Wirtschaft ist eine allseitige. Ob der neue Hilfsbetrieb, dem 
der Arbeitsmarktausgleich zur Aufgabe gemacht ist, sich organisch in die Wirt- 
schaft einfügt und mit ihr verwächst, ist als Erfolg der praktischen Tätigkeit abzu- 
warten. Man darf nicht etwa behaupten, die Leistungsprobe habe die neue Arbeits- 
marktorganisation bereits bestanden durch Erfüllung der Forderungen, die zur 
Durchführung des passiven Widerstandes gelegentlich des Ruhreinbruchs der West- 
macht gestellt wurden. In diesem Falle hat die Reichsorganisation Zwecken dienen 
müssen, die ihm seiner Natur nach fremd sind. Das Arbeitsnachweisgefüge ist nicht 
geschaffen, die Stillegung großer und wichtiger Wirtschaftsgebiete zu politischen 
Zwecken möglich zu machen. Diejenigen, die das Unternehmen zu finanzieren ver- 
pflichtet sind, Arbeitgeber und -nehmer, erwarten eine andere Tätigkeit: durch täg- 
liche Kleinarbeit im Vermittlungsdienst der Wirtschaft die erforderlichen Kräfte zu 
liefern. 


3. Die Vermittlungstätigkeit. 
a) Übersicht über das Gesamtaufgabengebict. 


In Betätigungsverlegenheit wird das Arbeitsnachweisunternehmen nicht kom- 
nen. Die Wirtschaft hat gerade im vorzunehmenden Ausgleich zwischen Arbeiter- 
nachfrage und -angebot täglich ungezählte Bedürfnisse. Die einzelnen Arbeitsnach- 
weise in ihrer Vielzahl verbreiten sich wie Fangarme über das Arbeitsfeld, um das 
Arbeiterangebot zu sammeln, und die Wirtschaftsunternehmen suchen ihre Nach- 
frage nach Arbeitskräften eben dort zu decken, ein jedes beim nächstgelegenen 


Y) Schreiben des Reichsarbeitsministers vom 26. Februar 1923 an den sächsischen 
Arbeitsminister. Reichsarbeitsblatt Nr. 14, 1923, Seite 447. 

2) Siehe: „Das Arbeitsnachweisgesetz vom 22. Juli 1922, ausführlich erläutert und mit 
Leitfaden für die Durchführung versehen“ von Regierungsrat Dr. Erich Kummerow und 
"a Be Max Lüttgens (Landesarbeitsdirektor). Verlag: Vossische Buchhandlung, 1922, 

erli . 62. 
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öffentlichen Nachweis. So steht im Brennpunkte des Aufgabenkreises die unmittel- 
bare örtliche Arbeitsvermittlung, jene vorbereitende Tätigkeit, durch die Gelegen- 
heit zum Abschluß eines Arbeitsvertrages nachgewiesen wird. Kaum einem öffent- 
lichen Arbeitsnachweise wird es gelingen, alle Vermittlungsforderungen in seinem 
örtlichen Wirkungskreise zu erfüllen. Durch die Inanspruchnahme der Landes- 
Ämter wird der zwischenbezirkliche Ausgleich geschaffen. Das Reichsamt für 
Arbeitsvermittlung bietet die letzte Möglichkeit der Vermittlung zwischen den ein- 
zelnen Gebieten und Ländern. Der unmittelbare Vermittlungsdienst, der auf Ab- 
schluß von Arbeitsverträgen abzielt, zergliedert sich natürlich in eine vielseitige 
Erkundiungs- und Aufklärungstätigkeit. An dieser Stelle muß gesagt werden, daß die 
gehäufte Kleinarbeit des Vermittkungsverfahrens den öffentlichen Arbeitsnach- 
weisen obliegt. Nur in verhältnismäßig wenigen Fällen wird die Zuhilfenahme der 
Zentralstellen erforderlich. Und auch dann leisten diese nur das Notwendigste ip 
der Beschaffung der Vermittlungsgrundlagen. Das Ausführungsgeschäft verbleibt 
wieder den öffentlichen Arbeitsnachweisen. Dagegen wachsen den Landesämtern 
und vor allem dem Reichsamte für Arbeitsvermittlung die großen Aufgaben der 
wirtschaftlichen Vorsorge und Leitung zu. Unentwegte Beobachtung der Arbeits- 
marktveränderungen, deren Erfassung durch Sammlung der Vermittlungsforderungen 
und -ergebnisse in nutzbaren Statistiken, schließlich die Auswertung der ganzen 
Arbeit durch treffende Maßnahmen sind das Arbeitsziel. 

Wenn man der Arbeitsnachweisorganisation die Durchführung der wirtschaft- 
lichen Versorgung der Arbeitslosen, denen vorläufig keine Arbeitsgelegenheit gegeben 
werden kann, überträgt, so erscheint das folgerichtig. Die wirtschaftliche Versor- 
gung Erwerbsloser kann verschieden sein. Bei normaler Wirtschaftslage, wenn sich 
die Zahl der Erwerbslosen in erträglichen Bahnen bewegt, wird man sich mit Zu- 
führung der gesetzlichen Unterstützungsbeträge zufrieden geben. Wird aber infolge 
starker Wirtschaftserschütterungen die Versorgung Arbeitsloser zum Massenproblem, 
so bevorzugt man Abhilfe durch Arbeitsbeschaffung. Hierher gehört die Bewerk- 
stelligung von Notstandsarbeiten — Wiederaufnahme unterbrochener oder ver- 
säumter und vorzeitige Inangriffnahme notwendiger Arbeiten. 

Der Arbeitsbeschaffung steht die Arbeiterbeschaffung gegenüber. In Zeiten un- 
erwartet emporschnellender Konjunktur müssen fehlende Arbeiter beschafft werden, 
entweder durch Heranziehung auswärtiger oder Umschulung einheimischer Kräfte. 
Diese oft großzügigen Maßnahmen fordern den Eingriff der zentralen Stellen. 

Außer den Pflichtaufgaben der Arbeitervermittlung und Versorgung Erwerbs- 
loser, deren Erfüllung von jedem Arbeitsnachweis verlangt wird, können noch Mit- 
wirkung in der Berufsberatung (einschließlich Lehrstellenvermittlung) und geson- 
derte Arbeitsvermittlung für Erwerbsbeschränkte einzelnen Arbeitsnachweisen durch 
die Zentralstellen übertragen werden. 

Aus dem großen Aufgabengebiet soll hier der Kern der Arbeitsnachweistätigkeit 
genau dargestellt werden — die unmittelbaren Pflichtaufgaben. Eine solche Be- 
schränkung ist zu rechtfertigen. Denn zum größten Teil gleichen die Anstrengungen 
der Arbeitsnachweise auf dem ausgedehnteren Arbeitsfelde noch Versuchen (z.B. in 
der Berufsberatung). Auf der anderen Seite ist eine vernünftige Darlegung der ent- 
fernteren Aufgaben nur in einer besonderen Untersuchung möglich (z.B. beim Pro- 
bleme der produktiven Erwerbslosenfürsorge — Notstandsarbeiten). 


b) Die Technik der Vermittlung. 


Durch eine eingehende Darlegung der Verkehrsvorgänge bei dem örtlichen und 
zwischenbezirklichen Ausgleich erkennt man das eigentlich alltägliche Betriebsver- 
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fahren der Arbeitsnachweise. Zunächst muß ein allgemeines Wort über die tech- 
nischen Vermittlungsinstrumente gesagt werden. 

Die einmal wichtige Unterscheidung zwischen Karten- und Listensystem und 
dem sogenannten gemischten System ist abgetan, und der Streit der Praktiker dar- 
über, ob das technisch bessere Handwerkzeug der Vermittlung das Kartenformular, 
die Listenführung oder eine Kombination beider sei, verstummt. Tatsächlich findet 
sich als ausschlaggebendes, technisches Hilfsmittel des örtlichen Ausgleichs das Kar- 
tenformular. Es ist, abgesehen von unwichtigen, den örtlichen Verhältnissen an- 
gepaßten Sonderheiten, eine allgemeine Gleichmäßigkeit in der Handhabung der Ver- 
mittlung erreicht. 

Als Grundlage für den gesamten Vermittlungsverkehr hat das Reichsamt für 
Arbeitsvermittlung eine allgemeingültige Berufsgruppeneinteilung geschaffen, die 
auch der nichtöffentliche Arbeitsnachweis und sogar der gewerbsmäßige Stellenver- 
mitiler seiner Tätigkeit zugrundezulegen hat. 
| Sie zeigt deutlich, daß den Forderungen der Wirtschaft bis zur genauesten 
Spezifikation der Arbeiterqualitäten entsprochen werden soll. Es ist also unmittelbare 
Absicht der tätigen Arbeitsvermittlung, den Leistungsertrag der Wirtschaft durch Zu- 
weisung vol! arbeitsfähiger Kräfte zu steigern. Gleichzeitig vereinfacht die Be- 
rufsgruppeneinteilung die Vermittlungstechnik, die nach diesen Voraussetzungen an 
Hand eines Geschäftsvorfalles besprochen werden kann. 

Der Verlauf dieser Besprechung wird ebenfalls eine Erklärung der Formulare 
geben. Für alle dem örtlichen Verkehr dienenden Formulare ist als verkehrsbeste 
Größe Postkartenformat gewählt. Unter ihnen sind die drei wichtigsten: der Antrag 
des Arbeitgebers auf Zuweisung einer Arbeitskraft, das Gesuch des Arbeiters um 
Zuweisung von Arbeit und, als eigentliches Vermittlungsinstrument, die Be 
sungskarte. 

Auf der Vorderseite des Antrages auf Zuweisung von Arbeitskräften hat der 
Unternehmer bei Inanspruchnahme des Arbeitsnachweises seine ausführliche An- 
schrift (mit Telephon), die Berufs- oder Geschäftsart und die Zahl und Art der 
geforderten Arbeiter einzutragen. Darunter verlangen noch die für eine zweckent- 
sprechende Zuweisung gleichmäßig wichtigen Fragen Beantwortung: Zeit des Ein- 
tritts, Alter (Religion), Kenntnisse und Fähigkeiten, beabsichtigte Entlohnung des 
Arbeiters. Der Beamte zeichnet auf dem vollzogenen Antrag (außer Datum) die 
Ziffer der Berufsgruppe in eine an auffälliger Stelle besonders eingeräumte Zeile 
‚ein. Erfolgt die Übermittlung des Antrages telephonisch, so wird dem Arbeitgeber 
von den Arbeitsnachweisen, die sich vor Mißbrauch des Telephons zu schützen 
haben, eine Bestätigung gesandt, in der die Vormerkung des Antrages um Zuwei- 
sung von Arbeitskräften mitgeteilt wird. Für jede Berufsgruppe ist ein besonderer 
Kartothekkasten mit je zwei Fächern (für Angebot und Nachfrage) eingerichtet. Die 
Kästen mit ihren Doppelfächern sind in derselben Folge, wie sie die Berufsgruppen- 
einteilung geschaffen hat, aneinander gereiht. 

Der gefertigte Antrag auf Zuweisung der Arbeitskraft wird in das Nachfrage- 
fach des entsprechenden Berufsgruppenkastens gestellt. Dort ruht es, bis in das 
Angebotfach desselben Kastens ein Gesuch um Zuweisung von Arbeit einläuft. 


Der erwerbslos gewordene Arbeiter, der erstmalig den Arbeitsnachweis auf- 
sucht, hat ein solches Gesuch zu stellen. Es enthält Vor- und Zuname, Wohn- und 
Geburtsort des Arbeitsuchenden. Es folgen dann einige Angaben, die in der Regel 
zu einer glücklichen Vermittlung notwendig sind und auf die vorliegenden Anträge 
um Zuweisung von Arbeitskräften antworten: Alter, Stand (ledig — verheiratet), 
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Religion, Ausbildung, Lohnforderung, letzte Arbeitsstelle, Dauer der Erwerbslosig- 
keit. Auch das Gesuch schließt der Beamte durch Eintragung des Anmeldetages und 
der Ziffer der Berufsgruppe. Darauf wandert es in das Angebotfach der in Frage 
kommenden Gruppe. 


Treffen nun Angebot und Nachfrage derselben Berufsgruppe derart aufeinander, 
daß auch die Einzelforderungen über Alter, Ausbildung usw. einander entsprechen, 
so geschieht der Ausgleich mittels Zuweisungskarte. Der Arbeitsucher wird schrift- 
lich beauftragt, die Überweisung persönlich dem Arbeitgeber zu überbringen. In der- 
selben wird dem Unternehmer gesagt, daß ein seinem Antrage entsprechender Arbei- 
ter, der als Überbringer der Zuweisungskarte namentlich bezeichnet ist, Arbeit sucht. 
Als Gegenleistung wird auf der Überweisung Mitteilung darüber verlangt, ob der 
Überbringer angenommen wurde, ob weitere Zuweisung gewünscht wird und, wenn 
die Stelle bereits vergeben wurde, wie der Eingestellte heißt. 


Es kommt vor, daß der Arbeiter aus zufälliger Abneigung, die er dem Arbeits- 
nachweis verschweigt, nicht einmal zur angewiesenen Stelle geht. Und ebenso 
bleibt oft nach erfolgter Einstellung durch den Unternehmer die Mitteilung an den 
Arbeitsnachweis vergessen. In diesen Fällen schafft die zugestellte Erinnerungskärte 
Aufklärung. 

Ist der Zuweisungsversuch von Erfolg, so wird ein diesbezeichnender Vermerk 
auf der Rückseite des Antrages des Unternehmers und des Gesuches des Arbeit- 
suchenden eingetragen. Die so erledigten Gesuche und Anträge gelangen zu statisti- 
schen Zwecken zur Sammlung. War die erste Vermittlungstätigkeit dagegen ergebnis- 
los, so wird dieses in gleicher Weise auf den Rückseiten der Formulare vermerkt. 
Sie verbleiben jedoch zur weiteren Berücksichtigung in ihren Fächern. 


Mit den örtlichen Versuchen sind die Möglichkeiten einer günstigen Vermittlung 
nicht erschöpft. Durch einen „täglich nach Bedarf“ erscheinenden „Arbeitsmarkt- 
Anzeiger“, den das Landesamt für seinen Bezirk herausgibt, erhalten die Arbeits- 
nachweise dieses Bezirks eine Übersicht über die im Landesamtbezirke unaus- 
geglichenen „Arbeitsgesuche und offenen Stellen“. Diese (numerierten) „Stellenaus- ° 
tauschlisten“ zeigen eine technisch sehr einfache Form, die vor allem durch die - 
Berufsgruppeneinteilung möglich wird. Sie sind eingeteilt in (I) Arbeitsgesuche (1.) 
der Männer und (2.) der Frauen, und in (II) offene Stellen (1.) für Männer und (2.) 
für Frauen. Ein besonderer Abschnitt teilt die Erledigung der einzelnen Stellen- 
meldungen mit. 

Die Form der Mitteilungen ist äußerst kurz. Jedes aufgezeichnete Arbeits- 
gesuch und jede nachgewiesene offene Stelle trägt am Kopfe die Berufsgruppen- 
bezeichnung (durch die entsprechende Ziffer). Alle Arbeitsgesuche und offenen 
Stellen für Männer und Frauen erhalten eine laufende Nummer, die unterschiedslos 
vom Arbeitsgesuch zur offenen Stelle weitergeführt wird. In den Arbeitsgesuchen 
und Stellenmeldungen selbst wird stichwortartig der Beruf noch einmal genannt. Es 
folgt dann der meldende Arbeitsnachweis (mit Fernsprechnummer) und die wichtig- 
sten Angaben (Alter, Stellenantritt, Ausbildung). 


Die auf Grund dieser Stellennachweislisten vorzunehmenden Vermittlungsver- 
suche erfolgen unmittelbar zwischen den einzelnen Arbeitsnachweisen, nicht etwa 
durch das Landesamt, das nur Veröffentlichungsstelle der Stellennachweisliste ist. 
Der eigentlichen Zuweisung gehen telephonische Verhandlungen voraus, um zweck- 
loses Reisen zu verhüten. Selbstverständlich muß die erfolgreiche Vermittlung sofort 
dem Landesamte mitgeteilt werden. In der nächsten Stellenaustauschliste des 
„Arbeitmarkt-Anzeigers‘“ ist dann unter der Überschrift: „Erledigung haben gefun- 
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den‘ die Nummer zu finden, unter der das erledigte Arbeitsgesuch oder die offene 
Stelle einmal aufgeführt war. 

Die Stellenaustauschlisten sind selbst numeriert und ersetzen dadurch, in ge- 
nauer Reihenfolge geordnet, jede besondere Listenführung. Die erledigten Meldun- 
gen werden von den Arbeitsnachweisen in den betreffenden Stellenaustauschlisten 
möglichst augenfällig durchstrichen, so daß die noch behandlungsfähigen Fälle deut- 
lich hervortreten. 

Die Bezirke der Landesämter für Arbeitsvermittlung sind ja nach wirtschaft- 
lichen Rücksichten gebildet. Für diejenigen Berufe, die der Eigenart dieser Wirt- 
'schaftsgebiete entsprechen, besteht gute Aussicht auf Arbeitsvermittlung durch die 
Stellenaustauschlisten. Jedoch wird die Vermittlung für die im Landesamtsbezirke 
seltenen Berufe oft Schwierigkeiten haben. Für diese muß ein umfassendes Ver- 
mittlungsfeld geschaffen sein. Ebenso werden die Landesämter, ein jedes auf sich 
gestellt, die in dringenden Wirtschaftsaugenblicken oft notwendige Konzentration von 
Arbeitskräften einer bestimmten Art kaum erreichen. Bei solchen Gelegenheiten tritt 
das Reichsamt für Arbeitsvermittlung auf. 

Eine „Beilage zur sofortigen Weitergabe an die Arbeitsvermittler‘‘, die der 
Wochenschrift des Reichsamtes ‚„Arbeitsmarkt-Anzeiger‘‘ angefügt ist, stellt das 
technische Vermittlungsorgan für diesen Ausgleich zwischen den einzelnen Gebieten 
und Ländern dar. In zwei Abschnitten, ‚offene Stellen“ und „Arbeitsuchende“ über- 
schrieben, werden genau nach der Berufsgruppeneinteilung Stellenangebote und -ge- 
suche geordnet aufgeführt. Damit ist die reguläre Tätigkeit des Reichsamtes für die 
zwischengebietliche Vermittlung erschöpft. Es beschränkt sich also auf die bloße 
Mitteilung, die den Landesämtern und Arbeitsnachweisen Vermittlungsmöglichkeiten 
gibt. Bei dem großen, besonderen Aufgabengebiet des Reichsamtes!) ist eine weitere 
Verfolgung der einzelnen Vermittlungsfälle bis zum endgültigen Erfolge eben unmög- 
lich. Natürlich bedarf es bei solchen Vermittlungen, die weit über die zunächst 
gegebenen Grenzen hinausgehen, vorsichtigerer Verhandlungen. 

Die geschilderte Tätigkeit der Arbeitsnachweise hat den Erfolg, daß ein Auf- 
kommen der Arbeitslosigkeit in den durch die Aufnahmefähigkeit der Wirtschaft 
gezogenen Grenzen verhindert wird. Diese Grenzen der Ausgleichsbetätigung sind 
in dem Doppelspiel zwischen Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt gegeben. 
Nur insoweit Angebot an Arbeitskräften und Nachfrage nach diesen als gleiche 
Größen im Arbeitsnachweise aufeinanderprallen, kann die Befriedigung der sich 
treffenden Wünsche durch den Ausgleichsdienst Zug um Zug erfolgen. Daraus er- 
hellt, daß sowohl Gesuche um Zuweisung von Arbeitskräften als auch Anträge auf 
Zuweisung von Arbeit zeitweise ins Freie fallen. Während nun im tatsächlichen 
Ausgleichsakt, der vom Arbeitsnachweis aus gesehen rein wirtschaftlichen Inhaltes 
ist, doch zugleich die individuellen Wünsche beider Wirtschaftsparteien erfüllt. wer- 
den, erscheint auf den ersten Blick die Behandlung der nicht erfüllbaren Forderun- 
gen der Unternehmer einerseits und der Arbeiter anderseits ungleich. Während der 
Unternehmer geduldig warten muß, bis sich eine seinen Anforderungen angepaßte 
Arbeitskraft auf dem Arbeitsmarkt findet, wird dem Arbeiter, wenn sein Ziel, die 
Arbeitszuweisung unerreichbar bleibt, ein gewisser Ersatz in der Form der Erwerbs- 
losenunterstützung geleistet. Wenn die dem Arbeitsmarktausgleich dienende Organi- 
sation des Reiches von der oberflächlich urteilenden Volksmeinung als sozial- 
politische Einrichtung zugunsten der Arbeitsmarktgänger verkannt wird, so liegt es 
eben in der auffälligen Tatsache der Unterstützung Erwerbsloser. Wir müssen diese 


!) „Systematische Übersicht über das Aufgabengebiet der Reichsarbeitsverwaltung“ 
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Maßnahme, die in der Tat wie Sozialpolitik anmutet, dennoch in unsere Betrach- 
tung einbeziehen, weil sie zur täglichen Dienstleistung der öffentlichen Arbeits- 
nachweise gehört, weil sie als ein Teil der praktischen Vermittlungstätigkeit ange- 
sehen werden muß, deren technische Durchführung hier zur Erörterung steht. Zu- 
gleich soll aber versucht werden, das sozialpolitische Aussehen der „Erwerbs- 
losenfürsorge“ durch Vorzeigen der wirtschaftlichen Grundzüge zu verwischen. 

Der Leitgedanke bei der Durchführung der Erwerbslosenunterstützung ist fol- 
gender. Die aus der Wirtschaft ausgestoßene Arbeitskraft bleibt ein wirtschaftlich 
wertvoller Faktor. Sie darf nicht verkommen oder sogar zugrundegehen, denn sie 
kann jeden Augenblick von der Wirtschaft notwendig gebraucht werden. Die Mittel 
zur Bereithaltung der im Augenblick müßigen Arbeitskräfte sind daher der Wirt- 
schaft zu entnehmen. Die Organisation zur Sicherung der Leistungs- 
bereitschaft aller Arbeitskräfte — die Erwerbslosenfürsorge — dient also 
dem wirtschaftlichen Zwecke, die Ertragsmöglichkeiten der Wirtschaft, soweit sie 
von der Frage der verfügbaren Arbeitskräfte abhängig sind, zu sichern. 

Wie ist nun hiernach die gesetzliche Regelung zu beurteilen? Die erdrückende 
Masse kurzfristiger Verordnungen des letzten Jahres hierüber ist zu erklären aus 
dem riesenhaften Ereignis, dem vorzugsweise die westdeutsche Wirtschaft aus- 
gesetzt war. Der Ruhreinbruch unseres westlichen Nachbarn verschaffte dem 
Worte „erwerbslos‘“ drastisches Verständnis. Zwanzig Millionen Deutsche gerieten 
mit einem Schlage in Versorgungsbedürftigkeit. Von diesen Vorstellungen muß man 
sich bei der Betrachtung der „wirtschaftlichen“ Erwerbslosigkeit befreien, die so alt 
ist, wie die kapitalistische Wirtschaftsform. Ihre zahlenmäßige Bewegung war be- 
reits vor dem Kriege ein Gegenstand aufmerksamster Beachtung. Die Nachkriegszeit 
hat nur dem alten Streben nach geordneter Arbeitsvermittlung als den sichersten 
Schutz vor Erwerbslosigkeit die notwendige, schnellere Entwicklung gebracht. Mit 
der letzten Fassung der Verordnung über Erwerbslosenfürsorge und Aufbringung der 
Mittel hierfür vom 16. Februar 19241) ist eine in seinen Grundzügen voraussicht- 
lich endgültige Regelung getroffen. \ 

Darin wird der Kreis der unterstützungsberechtigten Erwerbslosen unter dem 
Gesichtspunkt der beabsichtigten Arbeitsvermittlung sofort streng umgrenzt. Zu- 
nächst wird vorausgesetzt, daß ein wirtschaftlich denkender Mensch unter keinen 
Umständen seine Arbeitsstelle aufgibt, bevor er sich neue Erwerbsmöglichkeiten 
gesichert hat. Die Lasten aus unverantwortlichem Tun hat jeder selbst zu tragen. 
Nur unfreiwillige Arbeitslosigkeit führt zur Erwerbslosenunterstützung. Daher gel- 
ten in wirtschaftlichen Kämpfen ausgesperrte oder streikende Arbeiter vor dem 
öffentlichen Arbeitsnachweis nicht als Erwerbslose. Vorausgesetzt wird ferner, daß 
der Arbeitsfähige auch arbeitswillig bleibt, d.h., daß er nachgewiesene Arbeit, auch 
wenn sie außerhalb des Berufes und des Wohnortes liegt, annimmt. 

Als generelle, grundsätzliche Voraussetzung gilt die Tatsache der Bedürftigkeit. 
Daher werden Zinsen aus Sparguthaben voll und Renten (außer reichsgesetzlichen 
Zusatzrenten) zu 50% auf den Unterstützungssatz verrechnet. Ein Nebenverdienst, 
den sich der Erwerbslose zu verschaffen weiß, wird erst dann beachtet, wenn er um 
100% die Höchstsätze der Unterstützung übersteigt. Dann allerdings findet eine An- 
rechnung zu 609% statt. Ein Mittel zur Kontrolle über das Verhalten des Erwerbs- 
losen ist im täglichen Meldezwang gegeben. Man verändert jeden Tag die Meldezeit, 
so daß der Arbeitslose heute erst durch den „Aushang“ im Meldezimmer erfährt, 
wann er am folgenden Tage zu erscheinen hat; damit ist die Annahme wenigstens 
einer geregelten Nebenarbeit unterbunden. 


!) Beilage zum Arbeitsmarktanzeiger Nr. 9 vom 26. Februar 1924. 
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Das Unterstützungsverfahren ist einfach. Man unterscheidet von den ‚„Voll- 
oder Hauptunterstützungsempfängern“ die „Zuschlagsempfänger“. Für Angehörige, 
die familienrechtlichen Unterhaltungsanspruch dem Erwerbslosen gegenüber haben, 
und für Stief- und Pflegekinder, die vor Eintritt der Unterstützungsberechtigung in 
der Hauptsache vom Unterstützungsempfänger unterhalten wurden, wird nämlich 
eine entsprechende Erhöhung gezahlt. Die genannten Personen sind dagegen keine 
selbständigen Empfänger. 

Der Arbeitslose reicht einen Antrag auf Erwerbslosenunterstützung bei seinem 
Arbeitsnachweis ein, der vom Vorsitzenden entschieden wird. Nach einem Ein- 
spruch gegen diese Entscheidung gibt es, wenn der Verwaltungsausschuß dem Urteil 
des Vorsitzenden beitritt, kein Rechtsmittel mehr. Bei Meinungsverschiedenheiten 
zwischer dem Verwaltungsausschuß und dem Vorsitzenden tritt als letzte Entschei- 
instanz die oberste Landesbehörde auf. 

Die Auszahlung der Unterstützung beginnt erst nach einer Wartezeit von sechs 
Tagen. Nach auftretenden Streiks und Aussperrungen ist eine vierwöchige Wartezeit 
vorgeschrieben. Die Dauer der Unterstützung beläuft sich regulär auf 26 Wochen. 
Es ist bei besonders günstigen Berufen eine Herabsetzung der Dauergrenze bis auf 
13 Wochen üblich. Eine Durchbrechung dieser Zeitgrenzen kann nur der Reichs- 
arbeitsminister vornehmen. 

Der Unterstützungsberechtigte bekommt eine Ausweiskarte, die an den Zahl- 
stellen zur Legitimation dient. In den einzelnen Arbeitsnachweisen geschieht die 
Auszahlung und Abrechnung der Beträge nach eingefahrenen Gewohnheiten. Diese 
zeigen, den örtlichen Eigenheiten folgend, unwesentliche Abweichungen unterein- 
ander. Die Mehrzahl der Arbeitsnachweise legt eine „Unterstützungskartothek‘ an, 
in der „Zahlkarten“ in der gleichen Reihenfolge eingestellt werden, in der die oben 
erwähnten Legitimationskarten ausgestellt wurden. Beide Formulare sind ent- 
sprechend ihrer Zusammengehörigkeit gleichmäßig numeriert. 

Durch die persönlich zu leistende Quittung auf der Zahlkarte und einen Aus- 
zahlungsvermerk des Beamten auf dem Ausweis ist eine doppelte Kontrolle gegeben. 

Übereinstimmend ist die wöchentliche Auszahlung durchgeführt. Diese Mehr- 
arbeit muß geleistet werden, weil täglich eine erfolgreiche Arbeitszuweisung den 


Unterstützungsanspruch vernichten kann. Auch ist die Unterstützung derart gering . 


bemessen, daß nur durch kurz hintereinander folgende Auszahlungstermine eine 
haushälterische Sparsamkeit erzwungen werden kann. 

| Die Schilderung der technischen Form des alltäglichen Betriebes auf den 
Arbeitsnachweisen soll mit einigen Angaben über das Ausmaß des Verkehrs ab- 
schließen. Es wird der Umfang der zuletzt beschriebenen Erwerbslosenunter- 
stützung in einer Zahlenreihe gezeigt, weil gerade diese Ziffern die kritische Lage 
der Arbeitsmarktorganisation widerspiegeln. Im Deutschen Reiche mußte Erwerbs- 
losenunterstützung gewährt werden: 


männl. | weibl. 
Vollerwerbslosen | "mmen 


u. Zuschlags- 
empfängern 


Januar 1921..... 334 3912| 75326 458 924 

‚ Juli 1921... 0 244 067 | 70408 339 008 
Januar 1922..... 132223) 33025 210 468 
Juli GA. 2.0, 13 781 5 867 25 339 
Januar 1923..... 71429| 13989 106 108 
Juli Ur: 5 ER 132 777| 30422 \ 159296 | 
Dezember 1923... . [1 214548| 271613 |(1486161)| 1465 043 
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Die unterstützungsberechtigten Erwerbslosen stellen nur den kleineren Teil der 
täglichen Kundschaft der Arbeitsnachweise dar. Um ein genaueres Anschauungs- 
bild über die Inanspruchnahme der Organisation zu gewinnen, muß die Andrangs- 
ziffer betrachtet werden. Die nachfolgende Aufstellung hierüber ist absichtlich nicht 
zeitlich, sondern örtlich gegliedert, da dadurch zugleich die Verteilung der großen 
Andrangsziffer auf die bedeutenden Arbeitsnachweisbezirke hervortritt. Als einheit- 
licher Zeitpunkt ist der Monat März 1922 gewählt. Zwar liegt derselbe noch kurz . 
vor dem Inkrafttreten des Arbeitsnachweisgesetzes. Jedoch war die Organisation 
umfänglich bereits in Betrieb. Ferner ergäben die Zahlen des Jahres 1923 durch 
den Versuch des pasiven Widerstandes ein vollständig unwirtschaftliches Bild, wäh- 
rend der Monat März 1922 als eine für die Arbeitsmarktlage günstige Zeit bezeichnet 
werden darf. Damit wird der hier verfolgte Zweck, ein Bild über die Masse der 
Geschäftsvorfälle zu geben, wie sie die lebendige Wirtschaft mit sich bringt, erfüllt. 


Im Monat März 1922 lagen vor!): 


3 f Arbeits- h Likktaibe 
| im. Bezirke gesuche im Bezirke besuche 
| Berlin. th MANS, SR EM LAS BOURTT Munster. ne) 7600 

Sachsen. Ba EN RR OEBOO NN Lüneburg 9 7400 
Hamburg „UN, NP srl N 80200 "Schwaben ı 6650 
Schleswig il m erlytunzunsd , 38200.4@Köslin u. I. { 6 200 
Düsseldoit u A... kan. want ZON Mecklenburg-Schwerin ; 6 000 
Baden sn 2 Re ln A EN BSH RE Minden Be 5 900 
Breslau . . . 2. 2.2.2.2... 831150 | Unterfranken | 5850 
Württemberg . . . . .....1..29900 | Aurich Ah | 5250 
Arnshergi.h. 1. Muba a rl2r 25 100 Braunschweig . 111... Ruian | 4 700 
Mardeburg.. isn sul ulne = 280 Ei. Überfranken.'.. Jam. ınekigne 4 650 
Thüringen! N" WR ven. 2 214007 1 Anhalt ante LOL U ee 4 550 
Wiesbaden . . . ... 2... 20600 | Lübeck 4200 
Brementk..m nn, Ra Da I ZONDU NKOhlenZ.- 4 200 
Oberbayern. . . . .......1..19950 | Marienwerder . 3 900 
Merseburg | . 1-.Mults lauel Dur 119750 Ei Trier,,. 6 3 900 
Königsberg . . . . 2 .2..2..}.17%0 | Oberpfalz 3 650 
KOlen una. Ik ERW LOORDI Fe Hildesheim?. 3 600 
Hannover 1. Hy N NE 9 172000 Aachen 3 200 
Frankfurt a. Oder . . . . ..1!.16650 | Stralsund 3150 
Stettin "N a IORBONI Grienzmark:. 2 350 
Mittelfranken . . . . .....1.14750 | Niederbayern 2 050 
Potsdam . . . . 2. 2.2.2.7]. 14500. | Oberhessen . 1 900 
Diegnitz . \. 7.20.92 .0,4 5136009 "|" Tippe-Detmold .'.... 1200 
Verfurt alas. u. a RR RALONGEO Ba ORTE elta | 9u0 
Bheinnfalzi u nie eos dis 9500 | Osnabrück . h 900 
Rhein-Hessen , .!: . ...:; 9150 | Stade. . 850 
ODDeI In SO a N 9050 | Waldeck . . . 500 
Gassel ya En Sr 9000 | Lippe- Schaumburg 250 
Oldenbu La TR 7 750 


In diesem Monat bedrängten also rund 914550 Arbeitsuchende den Arbeits- 
nachweis. An dieser Zahl kann deutlich das Verhältnis zu den Empfängern der 
Erwerbslosenunterstützung gezeigt werden. Im gleichen Monat wurden rund 308000 
Erwerbslose unterstützt. Die Erwerbslosenziffer macht hier also ein Drittel der An- 
drangsziffer aus?). 


R Die Zahlen sind auf die letzten 50 Einheiten auigerundet wiedergegeben. 
Zeitlich weiter zurückliegende Zahlen ähnlicher Art können im statistischen Jahrbuch 
des Deutschen Reiches nachgelesen werden. 
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Der Vollständigkeit halber sollen noch die Zahlen eines einzelnen größeren 
Arbeitsnachweises herausgegriffen werden. Der Arbeitsnachweis der Stadt Köln hatte 
im Monat März 1924 5934 offene Stellen zur Verfügung und 10529 Arbeitsgesuche 
entgegenzunehmen. Auch diese Zahlen geben ein normales Bild der Geschäfts- 
tätigkeit. 

Aus dem Umfang der Geschäftstätigkeit und der Zusammensetzung der Kund- 
schaft (Arbeitnehmer — Arbeiter — Erwerbslose) erwachsen dem Arbeitsnachweis 
betriebstechnische Aufgaben bezüglich der Einrichtung der Räume. Über zweckent- 
sprechende Inneneinrichtung ist auf Grund der Erfahrungen in den größeren Nach- 
weisen manches geschrieben worden, so daß wir auf diese Nebenfrage hier nicht 
näher einzugehen brauchen!). 


4. Die statistischen Anstrengungen. 
a) Die Arbeiten der einzelnen Ämter für ihre örtlichen Zwecke. 


Das Wort „Statistik“ wird im Arbeitsnachweisbetrieb leichtfertig gebraucht. 
Man spricht von „Arbeitsnachweis- oder Arbeitsmarktstatistik“ und denkt dabei an 
die zahlenmäßige Feststellung der Geschäftsvorfälle in den Berichten der Arbeits- 
nachweise. Das Zählen der durchgehenden Arbeitsgesuche und erfolgreichen Ver- 
mittlungen ergibt aber nichts anderes als einen Geschäftsbericht, mit dem zunächst 
kein statistischer Zweck erreicht ist?). Dieses gesammelte Material läßt sich zu 
statistischen Forschungen sehr wohl auswerten. Die geschlossene Aufführung der 
Geschäftsberichte aller Arbeitsnachweise hat seit der Durchführung des Gesetzes 
vom 13. Juli 1922 für die statistische Forschung größeren Wert gewonnen. Eine 
Einheitlichkeit in der Anschreibung des Urmaterials ist dadurch erreicht, daß die be- 
richtenden Nachweise die gleiche Technik in der Vermittlung (Berufsgruppenein- 
teilung) üben und ihre Geschäftsvorfälle nach vorgeschriebener, gleicher Methode 
.zählen müssen. Auch die erforderliche Neutralität der Aufzeichnungen ist unge- 
fährdet. Die eigentlichen Erhebungen geschehen in den untersten Organen, während 
die Auswertung des Materials für die Wirtschaft, für Verwaltung und Gesetzgebung 
bei den Zenträlstellen, hauptsächlich im Reichsamt für Arbeitsvermittlung erfolgt. 

Bevor auf die Anstrengungen des Reichsamtes näher eingegangen wird, soll 
kurz auf die statistische Arbeit hingewiesen werden, die jeder größere Arbeits- 
nachweis und die Landesämter für ihren Wirkungsbereich zu leisten haben. 

Täglich tritt die Wirtschaft mit ihren Forderungen an den Nachweis heran. 
Wenn nicht mehr als eine geschliffene Vermittlungstechnik aus der Gewohnheits- 
arbeit erreicht wird, so kann man nur von einem schließlich mechanischen Erfolge 
_ sprechen. Man fühlt auf den größeren Arbeitsnachweisen immer auffälliger die 
Notwendigkeit, der fordernden Wirtschaft durch rechtzeitige Mittel und sinnvoll ge- 
leitete Maßnahmen zu begegnen. Es bietet sich den Arbeitsnachweisen und Landes- 
ämtern zunächst Gelegenheit, durch genaue vergleichende Beobachtung der Mo- 
natsberichte, die sie für das Reichsamt herzustellen haben, alle mit: irgend- 
welcher Regelmäßigkeit wiederkehrenden größeren Arbeiterverschiebungen in ihrem 
Wirkungskreise zu erkennen. Die Beschaffung regelmäßig fehlender Kräfte oder die 
Unterbringung freiwerdender (Saison-) Arbeiter kann dann durch direkte Zusammen- 


!) Hierzu: „Die Praxis des öffentlichen Arbeitsnachweises.“ Im Auftrage des Verbandes 
deutscher Arbeitsnachweise, herausgegeben von Fritz Lauer (Berlin 1908, Verlag Georg Reimer), 
— Ferner: Streunotizen im „Arbeitsnachweis in Deutschland“, z. B. „Betriebstechniische 
Neuerungen beim städtischen Arbeitsnachweis Düsseldorf“. Jahrgang 1918119, Seite 95. 

2) Mehr bedeuten auch alle Zahlenreihen über die Arbeitsnachweise im sialsäschen 
Jahrbuch des Deutschen Reiches nicht. Me % 
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arbeit mit Nachweisstellen, die eine gleiche Wirtschaftsstruktur aufweisen, sorglich 
vorbereitet werden. | 

Die vorbeugende Tätigkeit der Arbeitsnachweise oder Landesämter, durch die 
z. B. die kürzere Saison der Spiritusindustrie oder der Zuckerfabrikation und auch 
die längere des Baugewerbes leicht den erforderlichen Zustrom an Arbeitskräften 
erhalten, findet aber ihre Grenzen darin, daß wirtschaftliche Aussichten unberechen- 
bar bleiben. Die sprunghafte stoßweise wechselnde Entwicklung der Wirtschaft in 
Konjunktur und Depression erzeugt Bewegungen auf dem Arbeitsmarkt, die den 
Arbeitsnachweis vor neue Aufgaben stellen. Es wird schwerlich ein Mittel zu fin- 
den sein, das vorzeitig die kommenden Veränderungen — etwa wie ein Barometer 
das Wetter — anzeigt. Eine frühzeitige Erkenntnis der einsetzenden Bewegung aber 
ist. unerläßlich. Voraussetzung hierfür ist eine gründliche Einsicht in die Wirt- 
schaftsstruktur des Arbeitsnachweisgebietes und eine dauernde Beobachtung der 
Veränderungen. Hier fehlt auf den meisten Arbeitsnachweisen, die sich mit Augen- 
blicksleistungen oder Vorbereitungen für regelmäßig wiederkehrende Aufgaben zu- 
frieden geben, die schwierige Vorarbeit. Und doch ist die exakte Erforschung der 
einzelnen Gebiete durch ihre Arbeitsnachweise dringend notwendig, auch als Vor- 
bedingung für eine erfolgbringende Erfassung des Gesamtarbeitsmarktes durch das 
Reichsamt. In der Fachliteratur wird den Arbeitsnachweisen und Landesämtern die 
Führung von „Belegschaftskarteien“ und „Betriebsplänen“, die übersichtlich über die 
verschiedenen Belegschaftsstärken und Betriebszusammensetzungen berichten, an- 
geraten. 


b) Die generelle Arbeitsnachweisstatistik. 


Bedeutender sind die Anstrengungen des Reichsamtes. Die statistischen Er- 
hebungen des Reichsamtes stützen sich auf Berichte der Gewerkschaften, der Kran- 
kenkassen und der Arbeitsnachweise. Etwa 40 Arbeiterfachverbände, die bereits 
1921 rund 6Millionen gewerkschaftlich organisierte Menschen erfaßten, berichten der 
Reichsarbeitsverwaltung laufend die Mitgliederzahl, Zahl und Anteil derjenigen, die 
als Arbeitslose vom Verbande unterstützt werden. Rund 6000 Krankenkassen, deren 
Mitgliederzahl sich auf 13 Millionen beziffert, geben Zu- und Abnahme der versiche- 
rungspflichtigen Mitglieder an. Die Bewegungen beider Zahlengruppen spiegeln die 
Lage des Arbeitsmarktes wieder, da sich an ihren Veränderungen die Gesamtzahl 
aller Beschäftigten im Reiche verfolgen läßt. | 

Eingehender sind die Berichte der Arbeitsnachweise, die von rund 1400 Stellen 
geleistet orden! Durch sie sucht das Reichsamt unter Vermeidung unnützer Sta- 
tistiken einen für die Vermittlungspraxis brauchbaren, klaren Ausblick in die wirt- 
schaftliche Entwicklung zu gewinnen. Es werden von allen Arbeitsnachweisen 1. Mo- 
natsberichte, 2. monatliche Stichtagzählungen, 3. Zählung der Erwerbslosen auf 
vorgeschriebenen Formularen verlangt. 


4. Der Monatsbericht verlangt von den Arbeitsnachweisen — nach den bekannten 
Berufsgruppen geordnet und für männliche und weibliche Personen in besonde- 
ren Abschnitten getrennt — zahlenmäßige Angabe der Arbeitsgesuche, der offe- 
nen Stellen und der Vermittlungen aus dem Zeitraum eines Monats. Aus der Ge- 
samtzahl der Arbeitsgesuche und der offenen Stellen müssen die Neumeldungen und 
die aus dem Vormonat überkommenen besonders hervorgehoben werden. Unter 
„Vermittlungen“ sind die besetzten „Aushilfsstellen und die Zuweisungen an an- 
dere Arbeitsnachweisbezirke‘“ gesondert zu zählen. Eine Schlußspalte stellt die 
am Ende des Berichtsmonats noch verfügbaren Arbeitsgesuche und offenen Stel- 
len heraus. 
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2. Die monatliche Stichzählung fordert von den Arbeitsnachweisen an einem be- 
stimmten Tage (Stichtag) eine Übersicht, in der alle am Schlusse des Stichtages 
nach Abzug der Vermittlungen unerledigt gebliebenen und tatsächlich noch zur 
Verfügung der Arbeitsnachweise stehenden Arbeitsgesuche und offenen Stellen 
gezählt werden. Der Stichtag liegt zeitlich mitten zwischen den Monatsterminen. 
Die Stichtagszählungen sind wesentlich anders geartet als die Monatsberichte. 
Während die Monatsstatistik durch Schilderung der gesamten Arbeit, die im ge- 
nannten Zeitraum geleistet wurde, die Lage des Arbeitsmarktes am Schlusse des 
Beriehtsmonats herausstellt, gibt Äie Stichtagzählung ein durchaus unerläutertes 
Augenblicksbild über den Stand der Nachweisarbeit. 


3. Die Erwerbslosenstatistik bringt eine zahlenmäßige Aufstellung der Hauptunter- 
stützungsempfänger, der Zuschlagsempfänger und Kurzarbeiter. Diejenigen Eır- 
werbslosen, die länger als 6 Monate unterstützt werden, sind getrennt aufzuführen. 
Die Meldung über den Stand der Erwerbslosigkeit wird monatlich zweimal ge- 
geben. Die Erwerbslosenstatistik ist besonders viel bemängelt worden. Man kann 
sicherlich ihre gegenwärtige Form kritisch behandeln. Auch ist sie, isoliert be- 
trachtet, ohne Zweck und Sinn. Jedoch im Zusammenhang mit dem gesamten sta- 
tistischen Wirken der Arbeitsnachweisorganisation hat sie ihren wichtigen Platz, 
was aus folgendem hervorgehen mag. Es ist einzusehen, daß die Zahlen der 
Monatsberichte und Stichtagzählungen nicht mit den Ergebnissen der Erwerbs- 
losenberichte übereinstimmen. Zunächst wird unter den Arbeitsuchenden eine An- 
zahl sein, die noch im Besitze einer Arbeitsstelle ist, und diese nur aufzugeben 
gedenkt, wenn sich eine bessere Arbeitsgelegenheit finden sollte. Dazu erhalten 
ja nicht alle Arbeitslosen Erwerbslosenunterstützung. Die Differenz der bezeich- 
neten Zahlengruppen ist sogar sehr groß. Als Beispiel haben wir bereits die 
Ergebnisse des Monats März 1922 angegeben. Die Erwerbslosenziffer gibt also 
dem gewonnenen Wirtschaftsbild erst die kritische Schattierung. | 


Die Verwertung des gesamten Zahlenmaterials geschieht bei der Reichsarbeits- 
verwaltung im Reichsamt für Arbeitsvermittlung. Im Zusammenhang mit den viel- 
seitigen Erhebungen der Reichsarbeitsverwaltung ist eine mannigfache Auswertung 
der Arbeitsnachweisberichte für die Vermittlungspraxis möglich. Ein großer Teil der 
statistischen Spekulationen, die in zahlreichen Schaubildern aufgezeigt werden, sind 
im Reichsarbeitsblatt wiedergegeben. Bei Beobachtung der Schaubilder aus der 
„Arbeiterstatistik“ kann man sich nicht immer des Gedankens erwehren, als werde 
ein unberechtigter Wert auf zahlreiche und umständliche Darstellungen gelegt. 
Jedenfalls ist eine einheitliche Methode zu vermissen, die in immer deutlicherer 
Form die praktisch erprobten Verfahren herausarbeiten könnte. Das umfangreich 
eingehende Zahlenmaterial verleitet leicht zu statistischen Spielereien. Alle bild- 
lichen Vergleiche, die das Reichsamt für Arbeitsvermittlung in den verschiedensten 
Formen vornimmt, müssen, wenn sie auf praktische Sachlichkeit Anspruch machen 
wollen, durch den dichten Zahlenschleier hindurch die Wirtschaftsbedürfnisse er- 
kenen lassen, denen frühzeitig begegnet werden soll. Die Arbeitsleistung des Reichs- 
amtes in der nutzbaren Statistik soll an einem Beispiel eingehender erläutert werden. 

‚Zunächst entsteht durch Verteilung der Zahlenmassen aus der Monatsstatistik 
auf die einzelnen Bezirke, Gebiete und Länder ein geographisches Bild über die 
Dichte der wirtschaftlichen Schwierigkeiten). 


!) „Die Arbeiterverteilung in der deutschen Industrie Ende 1921.“ Kartenwerk der 
Reichsarbeitsverwaltung mit einleitenden und erläuternden Bemerkungen von Dr. Fr. Syrup. 
Verlag des Reichsarbeitsblattes Reimar-Hobbing, Berlin SW. 11, 1924. 
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Dieser Zerteilung der großen Andrangsziffer auf die einzelnen Wirtschafts- 
betriebe muß größere Klarheit hinsichtlich der Anteile der verschiedenen Industrie-, 
Gewerbe- und Berufszweige daran gegeben werden. Hierfür bieten eine Handhabe 
die Monatsberichte selbst, die ja nach der weitgehenden Berufsgruppeneinteilung ver- 
faßt sind. Den zwar in Berufsgruppen auf die einzelnen Wirtschaftsbezirke verteilten 
Zahlen fehlt noch die Beziehung zur tätigen Arbeitermasse. Etwa 5000 Arbeits- 
gesuche der Bergarbeiter eines Bergbaubezirkes, der durchschnittlich 50000 Mann 
beschäftigt, sind anders zu bewerten als 50 Arbeitsgesuche einer anderen Berufs- 
gruppe, die im Berichtsbezirke etwa 250 Arbeiter aufweist. Die Reichsarbeitsver- 
waltung hat nun in 25 großen Schaubildern die Arbeiterverteilung in der deutschen 
Industrie für das Jahr 1921 verdeutlicht . Die letzte Berufs- und Betriebszählung vom 
12. Juni 1907 galt infolge der verändernden Einwirkung des Krieges nicht mehr als 
brauchbare Grundlage. Die kartographischen Darstellungen über die Verteilung der 
Arbeitermassen bieten zunächst einen gewissen Ersatz. Zugleich ist damit ein erst- 
maliger, wissenschaftlicher Versuch gemacht, durch vergleichende Darstellung der 
Industriestrukturen (Standortverteilung und Betriebsgrößen), die den Gesamtarbeits- 
markt bildenden Teilmärkte in klaren Aufrissen zu zeigen. Das umfangreiche Zah- 
lenmaterial, das zur Herstellung der Arbeiterverteilungskarten diente, wurde von den 
Betriebskatastern der Gewerbeaufsichtsbehörden und den Bergbehörden geliefert. 
Den Wünschen aus industriellen und behördlichen Kreisen folgend, hat die Reichs- 
arbeitsverwaltung dieses Urmaterial im 29. Sonderheft zum Reichsarbeitsblatt ver- 
öffentlicht 1). Nun wird durch Vergleiche der bereits nach Berufsgruppen auf die ein- 
zelnen Wirtschaftsbezirke umgelegten Monatsziffern mit den Ergebnissen des Ar- 
beiterverteilungsbildes die eigentliche Lage der verschiedenen Hauptberufsgruppen 
in den einzelnen Wirtschaftsgebieten klar. 

Hier gelten also die gesamten Zählungen und Gruppierungen nicht als wohl- 
gefällige Betrachtung vergangener Leistungen, sondern sie haben den einzigen 
Zweck, wirtschaftliche Bedürfnisse auf dem Arbeitsmarkte zu erkunden. 

Dieses Beispiel zeigt, daß die Arbeitsmarktorganisation des Reiches sich zum 
behenden Abwehrkampf gegen die Überfälle der Wirtschaft wappnet. Es erscheint ° 
wie ein ununterbrochenes Ringen, in dessen Verlauf die gefährlichen Möglichkeiten 
des Gegners abgetastet und durch geeignete Gegengriffe unschadhaft gemacht werden 
sollen. Aus den noch wechselnden Versuchen der Statistik werden sich bald sichere 
Methoden herausbilden, durch welche dann „die den Gesamtarbeitsmarkt durch- 
kreuzenden Wanderstraßen, die Teilmärkte gleicher Berufsgruppen vereinigenden 
Verbindungswege, die für Konjunkturwanderungen schon begangenen oder jeweils 
plötzlich neu geschlagenen Brücken ?)“ erkundet werden können. Die Vorbedingung 
zu diesser Wegeerkundung, die Zusammenfassung des Gesamtgeländes, ist erfüllt. 


5. Die Finanzierung und Rentabilitätsvermutung. 
a) Finanzierung. 

Es war eine harte Aufgabe, dem Arbeitsnachweisgesetz die für alle Beteiligten 
zufriedenstellende Fassung zu geben. Besondere Schwierigkeiten boten die Vor- 
schriften über die Kosten der Arbeitsnachweisämter, so daß das Gesetz selbst nur 
eine vorläufige Regelung traf. Nach dem Gesetz wurden zunächst die öffentlichen 
Arbeitsnachweise von den Errichtungsgemeinden, die Landesämter von den Ländern 


!) „Zahlenwerk über die Arbeiterverteilung in der deutschen Industrie.“ Nach den 
Angaben der Gewerbeaufsichtsbeamten und Bergbehörden Ende 1921. Verlag des Reichs- 
arbeitsblatts (Reimar-Hobbing) Berlin SW. 11, 1924. 

?) So Dr. Carl Max Lüttgens „Der zwischenbezirkliche Arbeitsmarktausgleich“, Seite 17. 
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oder von den durch die oberste Landesbehörde bestimmten Verwaltungsbezirken (Ge- 
meindeverbände), das Reichsamt vom Reiche bestritten. Seit dem 1. November 
1923 wurde bereits durch Reichsverordnung vom 15. Oktober 1923 eine andere 
Lastenverteilung vorgenommen, die in der heute rechtsgültigen Reichsverordnung 
vom 13. Februar 1924 weiterentwickelt ist. 

Die Hauptlastenträger sind jetzt die Arbeitnehmer und Arbeitgeber. Beitrags- 
pflichtig sind nur diejenigen Arbeiter, die nach der Reichsversicherung oder dem 
Knappschaftsgesetz für den Krankheitsfall pflichtversichert sind, und ihre Arbeit- 
geber. Die Höhe des Beitrages, den beide Parteien zu gleichen Teilen zu leisten 
haben, setzt der Verwaltungsausschuß des öffentlichen Arbeitsnachweises fest. Er 
ist in Bruchteilen des Grundlohnes zu benennen und darf 3 0% des Grundlohnes nicht 
übersteigen. Die Beiträge sind — natürlich nur im Spielraum bis zur Höchst- 
grenze — so zu bemessen, daß die Gesamtleistung der Arbeitgeber und Arbeiter 
2/3 der Verwaltungskosten des öffentlichen Arbeitsnachweises und ®/, der Unter- 
stützungsgelder für Erwerbslose im Nachweisbezirke ausmacht. 

Bei der Finanzierung des öffentlichen Arbeitsnachweises haben ferner die Ge- 
meinden (Errichtungsgemeinden) dauernd mitzuwirken. Sie müssen Ys3 der Ver- 
waltungskosten und 1/, des erforderlichen Aufwandes der Erwerbslosenfürsorge 
decken. Der Reichsarbeitsminister kann mit Zustimmung des Reichsrates ab 1. Juli 
1924 den Anteil der Gemeinden am Fürsorgeaufwande gelegentlich auf 1/, erhöhen. 

Außergewöhnliche Beihilfen des Reiches und der Länder kommen nur dann in 
Frage, wenn die gesetzlichen Höchstleistungen aller Beitragspflichtigen den er- 
forderlichen Aufwand bei ungewöhnlich großer Arbeitslosigkeit nicht aufzubringen 
vermögen. Die Kosten der Landesämter verteilen sich auf die in ihren Bezirken an- 
geschlossenen öffentlichen Arbeitsnachweise. Aus der Beitragssumme, die im ge- 
samten Wirkungsbereiche eines Landesamts eingeht, werden 2/3 der notwendigen 
Kosten des Landesamtes bestritten. Die Deckung des Restbetrages hat die Errich- 
tungskörperschaft zu besorgen. 

Diz Einziehung der Gelder ist einfach. Die Beiträge werdeh grundsätzlich als 
Zuschläge zu den Krankenkassenbeiträgen und mit diesen entrichtetl). Die Kran- 
kenkassen, die für das Einziehungsgeschäft eine Pauschalsumme erhalten, führen 
den Gesamtbetrag unverzüglich an die Verwaltungsgemeinde des öffentlichen Ar- 
beitsnachweises ab, in deren Bezirk sie ihren Sitz haben. Es ist in der Reichs- 
verordnung vorsichtigerweise die Möglichkeit irgendeiner anderen Beitreibungsart 
der Pflichtleistungen vorgesehen unter der Voraussetzung, daß dann die Beitragshöhe 
ohne Rücksicht auf den Grundlohn nach Bruchteilen vom wirklichen Arbeitsver- 
dienst festgesetzt wird. Die Sammlung der Beiträge der Bergarbeiter des Ruhr- 
kohlenbezirks bei der Knappschaftskrankenkasse in Bochum hat sich als unprak- 
tisch erwiesen. Die Zerteilung des Gesamtbetrages auf die einzelnen Verwaltungs- 
gemeinden der Arbeitsnachweise erfordert eine unrentable Mehrarbeit. Es sind Ver- 
handlungen eingeleitet, die auf ein unmittelbares Abführen der Beträge durch die 
Zechenverwaltungen an die zuständigen Arbeitsnachweise zielen. In diesem Falle 
ist für die Zerlegung des Gesamtbeitrags einer Belegschaft auf die einzelnen Nach- 
weise nicht der Standort der Zeche, sondern die Wohnung des Arbeiters maßgebend. 
Auch der umgekehrte Weg ist vorgeschlagen und beschritten. Die Zechen über- 
mitteln den Gesamtbetrag dem Arbeitsnachweis ihres Werksbezirks, der seinerseits 
mit den übrigen Nachweisen, auf die sich die Belegschaft verteilt, abrechnet. So 


2) Die 88 28, 29 und 394—405 der Reichsversicherungsordnung sind auch auf die 
Leistungspflicht der Beiträge zu den Arbeitsnachweisen ausgedehnt worden. 


46 J. Witte: 


wäre eine billigere und gerechte he gefunden. Im übrigen hat sich die Ein- 
ziehung der Beträge durch die Krankenkassen reibungslos vollzogen. 


Im Regelfalle hat jeder Arbeitsnachweis seine Finanzierung im eigenen Bezirk 
selbständig durchzuführen. Ausnahmsweise kann aber die Bildung von Gefahren- 
gemeinschaften möglich und notwendig werden. Gemeinden, in deren Verwal- 
tungsbezirk mehrere öffentliche Arbeitsnachweise sind, können durch gemeinsamen 
Beschluß fordern, daß der Gesamtaufwand aller fraglichen Arbeitsnachweise maß- 
gebend für die Bemessung der Beiträge der Arbeitgeber und Arbeiter wird. Der Be-- 
schluß, dem die oberste Landesbehörde zustimmen muß, hat den Verwaltungsaus- 
schuß zu nennen, der nun die Beitragshöhe festzusetzen hat. Die oberste Landes- 
behörde kann auch aus eigenem Entschluß (regelmäßig dann) für den Bezirk eines 
Landesamtes für Arbeitsvermittlung eine solche Gefahrengemeinschaft konstruieren. 
Gewiß erleichtern diese Bezirksgemeinschaften das Finanzierungsgeschäft und ver- 
billigen die Verwaltungskosten. Aber bei der Einstellung der Behörden, die den 
Arbeitsnachweis in ihrem Verwaltungsbereiche möglichst selbständig festzuhalten 
trachten, und der darauf begründeten Abneigung gegen die Landesämter, wird der 
Gedanke des Reichsarbeitsministers, die Landesämter zu bezirklichen Lastenträgern 
zu machen, kaum verwirklicht werden. 


Die Praxis der Finanzierung führt ungewollt zur Bildung von Rücklagen, 
die in der Reichsverordnung ebenfalls erwähnt werden. Es läßt sich nämlich die 
Summe der Erwerbslosenunterstützung nie genau vorausberechnen. So werden bei 
starker Abnahme der Erwerbslosigkeit Überschüsse erzielt, die an sich eine Herab- 
setzung der Beitragsleistungen rechtfertigen. Aber ebenso unerwartet kann eine 
Überzahl an Erwerbslosen den Arbeitsnachweis überraschen. Der dann fühlbare 
Geldmangel wird eine vorsichtigere Finanzierung zur Folge haben. Ein ausreichen- 
der Reservefond, der, wenn er einmal gebildet ist, sich infolge der Schwankungen 
der Erwerbslosenziffer auch nach unten wahrscheinlich automatisch ergänzt, bringt 
den Vorteil einer Stabilität der Beitragshöhe, die andernfalls die Schwankungen der 
Zahl der Unterstützungsberechtigten mitmachen müßte. Durch das Abfangen der 
Schwankungen der Ausgaben für die Erwerbslosenfürsorge wird die Aufstellung des 
im Gesetze verlangten Haushaltplanes erst möglich. Bei den meisten Arbeitsnach- 
weisen ist der „Reservefonds“ bereits gefüllt. Ebenso ist durch Abführen eines ge- 
ringen Prozentsatzes der Beiträge an die Zentralstellen die Bildung von Rücklagen 
im Gange. 

Die Finanzierungsbestimmungen kommen einer Arbeitslosenversicherung nahe, 
Sie erscheint bei einem schnellen Überblick allerdings noch grob zugeschnitten. Je- 
doch sind auch schon Ansätze zu einer feineren Ausgestaltung zu bemerken. Wenn 
z. B. der Reichsarbeitsminister mit Zustimmung des Reichsfinanzministers und des 
Reichsrates nach Benehmen mit dem Verwaltungsrat des Reichsamtes für Arbeits- 
vermittlung „bestimmte Beschäftigungen oder Personengruppen für beitragsfrei er- 
klären oder verschieden belasten“ kann, so bedeutet das Einrichtung von Ge- 
fahrenklassen. Es wird ja bei diesen Maßnahmen, die bei dem in solchen 
Fällen vorgesehenen umständlichen Umweg über Finanzministerium und Reichsrat 
selten bleiben werden, die Rücksicht darauf, ob das Risiko der Arbeitslosigkeit groß 
oder gering ist, ausschlaggebend sein. Der schematisch für alle Berufe festgesetzte 
Leistungsatz ist sicherlich unhaltbar. Auch eine andere schwache Stelle des Sy- 
stems hat der Reichsarbeitsminister gefühlt, als er die Möglichkeit schuf, diejenigen 
Arbeitnehmer, deren Einkommen über die Grenze der Pflichtversicherung hinaus- 
geht, zum Beitrag zu zwingen. Die Bestimmung, daß diese Personengruppen zur 
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freiwilligen Beitragsleistung „ausnahmsweise“ zugelassen werden können, wird 
kaum praktische Bedeutung gewinnen. 

Auch bei der Finanzierung des Arbeitsnachweisunternehmens erkennt man, 
daß die richtunggebenden Grundsätze bereits durchgeführt sind, daß aber die feinere 
 Ausgestalungt noch folgen muß. Eine längere praktische Erfahrung kann die einzel, 
nen Bedürfnisse genau aufweisen, nach denen das technisch brauchbarste Ver- 
fahren sich herausbilden muß. Das Schwierigste dieser Arbeit wird die gerechte 
Aufteilung der Finanzierungslast sein. Die deutlichen Klagen der leistungspflichtigen 
Gemeinden dürfen dabei zunächst überhört werden. Bei regellosen Arbeitsmarkt- 
verhältnissen würde den Gemeinden eine unvergleichbar größere Last entstehen. 
Dazu sind sie von der Aufbringung der Erwerbslosenmittel bereits bis auf 1/, befreit. 


b) Rentabilitätsvermutung. 


An das Finanzierungsproblem schließt sich eng die Frage nach der Rentabilität 
des Unternehmens an. Die Rentabilitätsvermutung war unter den Beweggründen, die 
zur gesetzlichen Errichtung der großen Arbeitsmarktorganisation drängten, einer der 
stärksten. Die unwirtschaftliche Zerrissenheit der auf dem Arbeitsmarkt tätigen Or- 
ganisationen, die in einer unübersichtlichen Anzahl und buntgemischten Zusammen- 
setzung neben- und durcheinander den Arbeitsmarktausgleich versuchten, forderte zu 
einer Zusammenfassung aller Kräfte und zum einheitlichen Wirken derselben in die 
gleiche Richtung geradezu heraus. Der Einwand, ein automatischer Aus- 
gleich auf dem Arbeitsmarkt sei fast kostenlos und gut, denn die Wirtschaft finde, 
auf Selbsthilfe angewiesen, immer den besten und billigsten Weg — dieser Einwand 
läßt sich durch Aufzeigen der Verhältnisse, wie sie ohne gesetzliche Regelung ent- 
standen, leicht entkräften. 

Noch eine beachtliche Idee, welche die Rentabilität einer organisierten Arbeits- 
vermittlung in der Form eines Ausbaues des Öffentlichen Arbeitsnachweiswesens 
stark inZwöifel zieht, muß hier wiedergegeben werden. Man sagt!), die Bereit- 
stellung einer großen Organisation, die sich der Reichsarbeitsverwaltung (als 
Zentrale), den Zentralarbeitsnachweisen (als Mittelstufe) und den lückenlos ergänzten 
Nachweisämtern anschließen mag, muß zur Lösung der Aufgabe genügen, wenn ein 
gesetzlicher Benutzungszwang für alle Arbeitgeber hinzukommt., Damit ist ein 
Erfassen aller verfügbaren Arbeitsgelegenheiten sichergestellt. Eine Veröffentlichung 
der offenen Stellen geschieht zu festgesetzten Stunden an bekannten Stellen, wobei 
ein Austausch der Listen der größeren Städte untereinander vorausgesetzt wird. 
Jedes Vermitteln zwischen den Marktgängern ist aber überflüssiger und zweckloser 
Aufwand Es wird in der Tat nicht schwer, die Rentabilität einer solchen Organi- 
sation zu bezweifeln. Der große Verwaltungsapparat wird eingerichtet nur um einen 
„vollständigen“ Überblick über die Arbeitsmarktlage allen Interessenten zu bieten, 
die sich dann die passende Arbeitsgelegenheit selbst aussuchen mögen. Man stelle 
sich einmal die regellose Jagd zu den angegebenen Arbeitsstellen bei stark zuneh- 
mender Erwerbslosigkeit vor. Sinnlos erscheint die Annahme, in dieser Form den 
Ausgleich zwischen benachbarten Städten und Industriegebieten regeln zu können. 
Schließlich wird die Bereitstellung der Organisation zur Herausgabe einer 
Übersicht über die Arbeitsmarktlage nicht weniger kosten, als ihre gründlichere 
Ausnutzung bis zum wirklichen Erfolge. 

Durch Zurückweisung entgegenstehender Meinungen ist die Rentabilität des 
Reichsunternehmens noch nicht dargetan. Es fragt sich, ob die Rentabilitätsver- 


1) „Verstaatlichung des Arbeitsmarktes“, Schmölder, Berlin 1920. „Der klägliche Zustand 
unseres Arbeitsnachweiswesens“, Schmölder, im „Tag“ vom 30. Dezember 1919. 
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mutung durch positive Erfolge gestützt werden kann. Hierbei ist aber zu bedenken, 
daß es sich bei der Arbeitsvermittlung um Dienstleistungen handelt, deren Wert und 
Wirkung sich schwerlich ziffernmäßig nennen läßt. Man kann schon annehmen, dab 
der Arbeitsuchende bei Benutzung des Nachweises, dank der straffen Organisation 
durchschnittlich etwa einen Tag früher der Arbeitsstelle zugeführt wird. Aber 
welche Berechnungen und welche statistischen Experimente wären erforderlich, um 
eine derartige Erfolgsberechnung zustande zu bringen. Es bleibt noch der Ver- 
gleich zu anderen Einrichtungen, die mit dem Reichsunternehmen konkurrieren, 
übrig. Wir können an dieser Stelle nur den vom Gesetze unberücksichtigten „Ar- 
beitsmarkt in der Presse“ nennen. Die Presse weist eine erstaunlich hohe 
Zahl von Vermittlungsversuchen auf. Dr. Erdmann Graak!) hat für Dresden den 
Monat Juli 1916 daraufhin untersucht. Er stellte in 3 Dresdener Zeitungen 8384 In- 
serate (Stellenangebote und Arbeitsgesuche) fest und berechnet die dafür veraus- 
gabte Summe mit 20960 46 (2,50.46 pro Annonce). Es wurde in diesem Monat 
dieselbe Geldsumme bei den Tageszeitungen aufgewandt, die der große Zentral- 
arbeitsnachweis in Dresden im ganzen Jahre als Zuschuß erhielt?). Diese Zahlen 
gewinnen an Gewicht, wenn man die umfangreichen Bemühungen des Nachweises in 
der Stellenvermittlung mit der Passivität der Zeitungen vergleicht, die das Zustande- 
kommen von Arbeitsverträgen dem Zufall überlassen. Hier tritt die Rentabilität 
des organisierten Arbeitsnachweises besonders deutlich auf. Um so erstaunlicher ist 
es, daß die privaten Zeitungsunternehmen bisher durch die Konkurrenz der gemein- 
nützigen Nachweiseinrichtungen kaum Einbuße erlitten. Vermutlich haben die 
Arbeitsnachweise hauptsächlich in der zwischenörtlichen Vermittlung gesuchter 
Facharbeiter versagt. Das große Reichsunternehmen wird diesen Konkurrenzkampf 
verschärfen und den Arbeitsmarkt der Zeitungen und Fachblätter an sich zu ziehen 
suchen. Es wird in dem Maße gelingen, als sich die Rentabilität der Reichsorgani- 
sation fühlbar macht. Die Beobachtung der Arbeitsvermittlungsversuche der Presse 
in der nächsten Zukunft stellt eine reizvolle Aufgabe dar. Vielleicht wird dann bei 
den Zeitungen eine größere Neigung entstehen, eine feste Verbindung mit dem öffent- 
lichen Arbeitsnachweis aufzunehmen, die schon oft angeraten wurde ?). 


1) „Der Arbeitsmarkt in Dresdner Zeitungen“ (Zeitschrift: Arbeitsnachweis in Deutsch- 
land). Jahrgang 1916/17, Seite 25 ff. 

2) Ähnliche Untersuchungen: a) der Arbeitsmarkt in der Presse zu Frankfurt a. M. 
von R. Neubauer, 1905. b) Über die statistische Verwertbarkeit der Zeitungsanzeigen au 
dem Gebiete des Arbeitsmarktes“ von A. Schönflies, Frankfurt a. M. (Zeitschrift: „Arbeits 
nachweis in Deutschland, Jahrgang 1918/19, Seite 5 £f.). | 

®) Vgl. a) „Zur Frage einer festen Verbindung der Arbeitsnachweise mit den Zeitungen“ 
Dr. rer. pol. et jur. Wagner-Roemmich, Breslau (Zeitschrift: „Arbeitsnachweis in Deutsch- 
land“ 1916/17, Seite 138 ff. b) „Können Arbeitsnachweise und Zeitungsreformen Hand in 
Hand gehen?“ Derselbe. „Arbeitsnachweis in Deutschland“ 1916/17, Seite 218 ff. 
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1. Fertiggestellte, noch nicht begebene Teilschuldverschreibungen. 

Die Frage der Bilanzierung eigener, noch nicht begebener Schuldverschrei- 
bungen ist bei Industriegesellschaften nicht von der Bedeutung, wie sie die Orga- 
nisation der gemischten Hypothekenbanken mit sich bringt. Den ersteren ist es 
verhältnismäßig leicht, zum Bilanztag den Betrag ihrer bei den Kommissionsstellen 
noch ruhenden Teilschuldverschreibungen festzustellen, besonders da sich der 
Vertrieb der Obligationen im Gegensatz zu dem kontinuierlichen Absatz der Pfand- 
briefe in der Regel stoßweise vollzieht. Sehr oft wird die ganze Anleihe sofort von 
einem Bankenkonsortium fest übernommen. 

Die Gesellschaften verfahren in den meisten Fällen derart, daß sie nur die 
bereits sich im Umlauf befindlichen Obligationen als Passivum in der Bilanz auf- 
führen. Ist ein Teil der aufgenommenen Anleihe noch nicht begeben, so werden 
diese Beträge in der Regel in einer Vorspalte in Abzug gebracht (Ilse-Bergbau, 
Glückauf, A.-G. für Braunkohlenverwertung, Bochumer Verein, Rheinische Stahl- 
‚werke unter der Bezeichnung ‚Depot für entlastete Grundstücke“ 1). Nur wenige Ge- 
sellschaften stellen die unbegebenen Obligationen auf der Aktivseite ein, wo sie 
in den meisten Fällen?) deutlich als eigene Obligationen gekennzeichnet sind (Lu- 
gauer Steinkohlenbauverein unter der Bezeichnung ‚Depot der Anleihe“ 3). Die 
Krefelder Eisenbahngesellschaft*) weist die noch verfügbaren Obligationen auf der 
 Aktiv- als auch auf der Passivseite als gesonderte, korrespondierende Posten aus. 
Die Große Berliner Straßenbahn A.-G.?) setzt die unbegebenen Obligationen in einer 
Vorspalte dem Obligationenumlauf zu. 


1) Geschäftsbericht 1902. 

2) Ausnahmen: 
Elektrische Straßenbahn Barmen-Elberield A.-G., welche die Üoknbn) unbegebenen 
Obligationen auf „Effektenkonto‘“ verbucht. (Bilanzen 1896 ff.) 
Zwickau-Oberhohndorfer Steinkohlenbauverein (Geschäftsbericht 1899 £f.). 
Gotthardbahn-Gesellschaft. 

3) Bilanzen 1899 ff. ! 

#4) Bilanzen 1892/93—95/96. 

8) Bilanzen 1910 ff. 
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Die Aktivierung fertiggestellter, aber noch unbegebener Obligationen halten wir 
im Gegensatz zu der Ansicht der Mehrheit der Autoren für gesetzlich zulässig). 
Wenn auch nicht so gute Gründe für die Bilanzfähigkeit unbegebener Obligationen 
sprechen wie für die Aktivierungsmöglichkeit noch nicht begebener Pfandbriefe — 
positive Gesetzesvorschrift über Aktivierungsfähigkeit eigener Pfandbriefe ($ 24 
HypBankG.), Verrechnungsbedürfnis bei gemischten Hypothekenbanken — so kön- 
nen wir doch keinen rechtlichen Unterschied in der bilanzmäßigen Behandlung noch 
nicht begebener Pfandbriefe und Obligationen anerkennen. | 

Hinsichtlich der Bewertung der aktivierten noch nicht begebenen Obligationen 
glaubt Rehm), daß nur ein auf Aktivseite und auf Passivseite gleicher Wertansatz, 
d.h. in der Regel der Nominalwert, in Frage käme. Er betrachtet die aktivierten 
Obligationen als einen Korrektivposten zu dem zu hoch ausgewiesenen Obligationen- 
umlauf. Dieser Ansicht können wir uns nicht anschließen. Wir stehen, wie wir 
früher darlegten®), auf dem Standpunkt, daß, wenn eine Gesellschaft die unbege- 
benen Obligationen als im Umlauf befindlich passiviert und sie als „Effekten“ akti- 
viert, sie auch dann die Bewertungsregeln des Gesetzes, wonach die Wertpapiere 
höchstens zum Kurse oder dem niedrigeren Anschaffungspreis angesetzt werden dür- 
fen, beachten und, weil es in diesem Fall einen Anschaffungspreis nicht gibt, die 
noch nicht begebenen Obligationen zum Kurse gleichgearteter Obligationen akti- 
vieren muß. 

Die Praxis hat die aktivierten noch nicht begebenen Teilschuldverschrei- 
bungen als Korrektivkonto aufgefaßt und sie demgemäß mit einem dem Wertansatz 
auf der Passivseite gleichen Kurs aktiviert). 


ll. Disagio, Agio und Rückzahlungsaufgeld. 


Bei den Obligationen wird durch die mannigfachen Beziehungen zwischen 
Begebungskurs, Nennwert und Rückzahlungskurs eine genaue Regulierung des 
Nominalzinsfußes ermöglicht). Wir müssen folgende Beziehungen zwischen diesen 
drei Kapitalbeträgen unterscheiden 6): 


1. Begebung zu pari — Rückzahlung zu pari 


2. = unter pari — 5 zu pari 
& R" über pari — h zu pari 
. »„ unter pari — A über pari 
5. R zu pari — A über pari 
6. i über pari — 5 über pari 


Die Bilanzierung einer Anleihe Modus 1 bietet keine Besonderheiten und wird 
deshalb hier übergangen. Modus 2 und Modus 3 werden gesondert, Modus 4, 5 und 
6 zusammengefaßt behandelt. 


Im folgenden betrachten wir die Bilanzierung von Anleihen, die unter pari be 
geben, aber zum Nennwert rückzahlbar sind. | 


1) Vgl. die Ausführungen über die Bilanzierung der Pfandbriefe, Jahrg. 18, S. 337 if, 

2) Rehm, Die Bilanzen der Aktiengesellschaften usw., München 1903, S. 191. F 

®) Vgl. hierzu die Ausführungen über die Bilanzierung von Pfandbriefen, a.a.0., S. 341. 

*) So aktivierten zum Nominalwert: Lugauer Steinkohlenbauverein (Bilanzen 1899 ff.), 
Krefelder Eisenbahngesellschaft 1892/93 ff., Große Berliner Straßenbahn A.-G. (Bilanzen 1910f.), 
Gotthardbahn-Gesellschaft. 

5) Siehe eine nähere Begründung in den Ausführungen üüber die Bilanzierung der Pfand- 
briefe, a.a. O., S. 341 ff. 

6) Seelig, Die Industrieobligationen, Berlin 1920, S. 151. 
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1. Das Disagio. | 


22) Die Bewertung einer mit Disagio AR Anleihe in der 
Bilanz. 


Eine spezielle gesetzliche Bestimmung, zu welchem Kurs die mit Disagio be- 
gebenen Obligationen zu passivieren sind, wie eine solche für die Hypothekenbanken 
in der Vorschrift, daß die Pfandbriefe zum Nennwert unter die Passiven aufzu- 
nehmen sind, gegeben ist, fehlt. Die allgemeinen Bestimmungen des Bilanzrechtes 
verlangen in den $$ 40 und 38 die Angabe der Schulden mit ihrem „gegenwärtigen 
Wert“ nach „den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung“. Rehm!) sieht als 
den Gegenwartswert betagter Schulden den Fälligkeitswert an; er verweist vor 
allem auf die Gewohnheit der Praxis, welche aus praktischen Gründen die Obliga- 
tionen zum Nennwert bilanziere. Der bilanzmäßige Ausgleich wird durch das 
Disagiokonto herbeigeführt; nach Rehm stellt das normale Disagio, das seinen 
Grund hat in dem Abweichen des Nominalzinsfußes vom Marktzinsfuß, den Mehr- 
wert der Kapitalnutzung über die Zinsverbindlichkeit dar. Das außerordentliche 
Disagio, das auf der schlechten Bonität des Unternehmens beruht, sieht Rehm als 
Verlust an?2); gleichwohl fordert er auch die Aktivierung dieses Disagios, um den 
Verlust mehreren Jahren zu belasten. Simon) hält nur eine Bilanzierung der 
Obligationen zum Begebungskurs für zulässig. 

„In dem Augenblick der Aufnahme der Obligationen ist die Schuld der Gesell- 
schaft der erzielte Erlös; der Wert des Passivums wächst allmählich bis auf den 
Nennbetrag durch Zuschlag derjenigen Zinsen, welche erst bei Rückzahlung der 
Obligationen in Form eines Kapitalzuschlags vergütet werden.“ Die Anleihe ist 
dementsprechend mit dem rechnerisch ermittelten Wert, d. h. bei der Begebung mit 
dem erzielten Erlös zu bewerten. Die Passivierung zum Nennwert ist indessen 
auch möglich, wenn man die zu hoch angesetzte Schuld durch ein ‚„Bewertungs- 
konto“ auf der Aktivseite berichtigt. Nach Simons Auffassung bewertet das Dis- 
agiokonto eine Zinsverbindlichkeit, die bei der Rückzahlung in Form eines REN 
zuschlags abgetragen wird. | 

Simon vertritt den statischen Gesichtspunkt. Diesem entspricht am meisten, 
wenn man die Schuld, Rückzahlung einschließlich des zu- zahlenden Agios, auf den 
Bilanzstichtag zurückdiskontiert und passiviert. Nach der Rentenformel allmählich 
steigende Beträge sind dem Gewinn- und Verlustkonto in den einzelnen Jahren an- 
 zulasten, so daß stets der jeweilige Zeitwert (8 40 HGB.) der Schuld zu Buche steht. 
Da aber die Entwicklung des Zinssatzes nicht vorauszusehen ist, werden sich 
Schätzungsfehler einstellen, und es ist leicht möglich, daß bei der alljährlich neu 
vorzunehmenden Bewertung der Schuld bald ein Gewinn, bald ein größerer Ver- 
lust zu buchen ist. 

In der Praxis hat sich allgemein die Bilanzierung der Obligationen zum 
Nennwert, wenn dieser der Rückzahlungswert ist, durchgesetzt, da der Nominal- 
wert die Grundlage für Tilgung und Verzinsung bildet. 

Das Disagio wurde früher vielfach aktiviert. Simon*) berichtet, daß besonders 
die Eisenbahngesellschaften, deren hauptsächliches Finanzierungsmittel die Be- 
gebung von a uiverpineiangen war, die Mindererlöse nicht als Jahresver- 


1) Rehm,a.a. O., S. 284 ff. 

2) Düringer- Hachenburg, Das Handelsgesetzbuch vom 10. Mai 1897. Mannheim 
1008, 840 IV. 

3) Simon, Die Bilanzen der 3 he usw., Berlin 1910, S. 430. 

4) Simon, a. a. O., S. 442 
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lust ansehen, sondern sie als besonderes Konto aktiviertenl). Vielfach wurde das 
Disagio als Organisationskosten angesehen und dem Anlagekonto belastet. Dieses 
Verfahren bürgerte sich bei den Eisenbahngesellschaften ein?). Rehm?) recht- 
fertigt diese Übung, da das Disagio, welches die Geldbeschaffung und damit die 
Herstellung der Anlage ermöglicht, also Gesellschaftsbedürfnisse befriedigt, als 
wirtschaftliches Gut bilanzfähig sei*). Er sieht in der Bestimmung des $ 261, 4, wo- 
nach die Kosten der Errichtung und Verwaltung nicht als Aktiva in die Bilanz . 
eingesetzt werden dürfen, kein Hindernis, da dieser Paragraph nur die Einstellung 
der Kosten als solche, nicht aber der Gegenstände, die mittels der Kosten her- 
gestelli sind, verbietet. Simon) hält eine Zuschreibung des Disagios auf Baukonto 
für unstatthaft, da er ja, wie wir gesehen haben, im Disagiokonto nur ein Wert- 
berichtigungskonto erblickt, das die mit dem Nominalwert zu hoch angesetzte 
Schuld richtigstellt. Die Mindererlöse stellen „nur eine besondere Art der Zins- 
vergütung dar, und deshalb können sie auch nicht dem Baukonto dauernd zur Last 
fallen“. 

Die Industriegesellschaften führten früher ebenfalls des öftern ein Disagiokonto 
in der Bilanz auf®). Unter dem Druck der öffentlichen Kritik, die die Bilanzen nach 
statischen Gesichtspunkten beurteilte, verschwanden jedoch bald die Disagiokonten; 
in neuerer Zeit wird ein Disagio meistens sofort im Entstehungsjahr abgebucht ?). 
Nur einige Gesellschaften, deren starke Obligationenausgabe bei sofortiger Ab- 
buchung des Disagios das Gewinnergebnis des Ausgabejahres beeinflussen kann, 
aktivieren das Disagiod). 

Wenn auch die überwiegende Mehrzahl der Gesellschaften das Disagio im 
Entstehungsjahr abzubuchen pflegen, so kann man die Aktivierung des Dis- 


1) Simon nennt als Beispiele die Aachener Industriebahn (1879) und die Hessische 
Ludwigsbahn (1879). Die Berlin Potsdam-Magdeburger Eisenbahngesellschaft führt in der Bilanz 
1879 einen Posten: Beteiligung an der Stadtbahn inkl. # 51538.— Kapitalbeschaffung, auf. 

2‘) Das Konto, auf dem die Anlagen bewertet werden, trägt auch nach Vollendung der 
Eisenbahnaniage noch den Namen „Baukonto“. Siehe Rehm, a.a.0O., S. 297. 

ö Rehm, a. a. O., S. 494. 

4) Der Ansicht Rehms schließt sich auch Reisch-Kreibig, Bilanz und Steuer, 
Wien 1915, S. 147, im wesentlichen an. 

5; Simon, a.a. O., S. 443. 

6, Simon, a.a. O., S.444, nennt als Beispiele: Erste k. k. private Donaudampfschiff- 
fahrtsgesellschaft (1879); A.-G. Egest orfts Salzwerke (1879); Dresdner Papierfabrik (1879); 
der Norddeutsche Lloyd führt 1879 ein Konto auf mit der Benennung: Anleihenegozierungs- 
konto, beı Rückzahlung auszugleichender Verlust an der Prioritätsanleihe. 

®) So Rheinische Stahlwerke A.-G., Deutsche Erdöl A.-G., Ilse-Bergbau A.-G., Maschinen- 
fabrik Augsburg-Nürnberg A.-G.; die A. E. G. verbuchte das Disagio über „Effekten-Gewinn- 
und Verlustkonto‘“, dessen Überschuß nur zu Abschreibungen verwendet wurde; die Voigt 
ländische Maschinenfabrik A.-G. tilgte 1908/09 das Disagio aus dem Spezialreservefonds. 

®) So Natronzellstoff- und Papierfabriken A.-G. (Bilanzen 1920/21ff.) Vor allem weisen 
Gesellschaften der Elektrizitätsindustrie Disagiokonten aus. So: 

Sächsische Elektrizitäts{Lieferungsgesellschaft (Bilanzen 1901 ff.). 

Gesellschaft für elektrische Unternehmungen (Bilanzen 1900 ff.). 

Koblenzer Straßenbahn A.-G. (Bilanzen 1902 ff.). 

Danziger Elektrische Straßenbahn A.-G. (Bilanzen 1920 f£.). 

Große Leipziger Straßenbahn A.-G. (Bilanzen 1913 £f.). 

Zwickauer Elektrizitätswerk und Straßenbahn A.-G. (Bilanzen 1910 £f.). 

Rheinisch-Westfälisches Elektrizitätswerk A.-G. (Bilanzen 1906/07). 

Voigtländisches Elektrizitätswerk A.-G. (Bilanzen 1912 tf.). 

‚Die Rheinische Schuckert-Gesellschaft für elektrische Industrie A.-G. führt zwar 
in den Bilanzen 1909 ‚und 1911 ein Disagiokonto; aber dieses Konto wird nicht auf 
neue Rechnung vorgetragen, sondern durch Auflösung des außerordentlichen Reserve 
fonds, bzw. aus Gewinn getilgt. 
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agios doch nicht als ein den „Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung‘ wider- 
sprechendes Verfahren ansehen. Wenn wir, wie wir an anderem Ort dargelegt 
haben), die richtige Erfolgsermittlung als letzten Zweck der Bilanz erkannt haben, 
so müssen wir die Aktivierung des Disagios fordern. Das Disagio ist eine Zins- 
vorauszahlung, die als Aufwand dem Entstehungsjahr nur zu einem auf es entfallen- 
den Bruchteil belastet werden darf. Eine gesetzliche Sanktionierung hat die Akti- 
vierung des Disagios im HypBankG. und im Schweizerischen ÖObligationenrecht ge- 
funden ?). | 


b) Die Verteilung des Disagios auf die Aufwandjahre. 


Die richtige Erfolgsermittlung ist nur möglich, wenn jedem Jahr die Lasten aus 
der Anleihe aufgebürdet werden, welche ihm anteilig zukommen; das Disagio ist 
deshalb entsprechend der Zeit und der Menge des tätigen Kapitals zu verteilen ®). 
Das gesetzliche Erfordernis einer rechnungsmäßigen Tilgung des Disagios betonen 
Rehm“) und Simon?°), während Reisch-Kreibig®) eine liberale Auffassung 
vertreten und die Gesellschaften bei der Behandlung des Disagiokontos nicht 
als gesetzlich gebunden erachten. 

Die Praxis hat das Disagiokonto früher vielfach in voller Höhe in der Bilanz 
belassen ?). Gleich diesem Verfahren ist die Verbuchung des Disagios auf Anlage- 
konto, wenn man auch bei dieser Verrechnungsart berücksichtigen muß, daß durch 
die Abschreibung des Anlagekontos (des Baukontos) ein gewisser Ausgleich ge- 
schaffen wird. Die Tilgung des Disagios wird wirtschaftlich vielfach dadurch her- 
beigeführt, daß die Unternehmungen, die hauptsächlich das Disagio als stabiles Ak- 
tivum behandeln (die Eisenbahngesellschaften) ihre Obligationen aus dem Gewinn 
tilgten bzw. einen Amortisationsfond aus Gewinnmitteln bildeten. Schrieb man das 
Disagiokonto auf der Aktivseite ab, so geschah die Tilgung willkürlich). 

In neuerer Zeit sucht man sich des Disagiokontos, wenn man ein solches ın 
der Bilanz aufführt, möglichst rasch zu entledigen; es wird deshalb in kurzer Zeit 
willkürlich abgeschrieben ?). Die Natronzellstoff- und Papierfabriken A.-G. führt ein 
unveränderliches Disagiokonto in ihren letzten Bilanzen 10) auf. 


1) Siehe die Ausführungen über die Bilanzierung der Pfandbriefe, a.a.O., S. 341 ff. 

2) 8656 Ziffer 7 des Schweizerischen Obligationenrechts bestimmt: Von der Gesellschaft 
ausgegebene Obligationen sind zu dem vollen Betrage, zu welchem sie zurückgezahlt werden 
müssen, anzusetzen. Dagegen kann die Differenz zwischen dem Emissions- und dem 
Rückzahlungsbetrage, welche durch jährliche Abschreibungen bis zum Verfalltag zu amorti- 
sieren ist, unter die Aktiva aufgenommen werden. 

3) Siehe nähere Begründung in den Ausführungen über die Bilanzierung der Pfandbriefe, 
23.0. S, 342. | 

#) Rehm,a.a. O., S. 293. 

5) Simon, a. a. O., S.438. 

6) Reisch-Kreibig, Bilanz und Steuer, Wien 1915, II, S. 97. 

%, Simon, aa. O., S.442 bzw. 444, nennt als Beispiele: 

Erste k. k. Donaudampfschiffahrtsgesellschaft (Bilanz 1879). 
‚Aachener Industriebahn (Bilanz 1879). 

Hessische Ludwigsbahn. 

Berlin-Potsdam-Magdeburger Eisenbahn. 

8) Die A.-G. Egestorifs Salzwerke schrieb jährlich 10 % von dem Emissionsunkosten- 
konto ab. (Bilanzen 1879.) Die Hamburg-Altonaer Pferdebahn tilgte jährlich zu einem Drittel 
das Disagiokonto. (Bilanzen 1879.) Siehe Simon, a. a. O., S. 444, Anm. 269. 

9) Die Rheinisch-Westfälischen Elektrizitätswerke A.-G. (Bilanzen 1906/07 ff) und die 
Voigtländische Elektrizitätswerk A.-G. (Bilanzen 1908/09 ff) tilgten das Disagio innerhalb sieben 
Jahren, die Koblenzer Straßenbahn A.-G. (Bilanzen 1902 ff.) und die Gesellschaft für elektrische 
Unternehmungen (Bilanzen 1900ff.) innerhalb fünf Jahren, die Sächsische Elektrizitäts-Liefe- 
rungsgesellschaft und die Große Leipziger Straßenbahn (Bilanz 1913 ff.) innerhalb drei Jahren. 

10) Bilanzen 1920/21, 1921/22, 1922/23. 
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Ein Mittel, auch ohne Aktivierung des Disagios eine richtige Erfolgsrechnung 
zu erreichen, haben wir früher!) angegeben, indem wir die Bildung einer Disagio- 
reserve, der das im Ausgabejahr entstehende Disagio belastet und der te 
mäßige Aufwandsanteil ER, gutgebracht ‚wird, vorschlugen. 


c) Die Kosten bei der Emission. 


Man spricht von einem Disagio im weiteren Sinne dann, wenn man auch die - 
Begebungskosten mit Disagio bezeichnet. An Kosten, welche die Begebung einer 
Anleihe verursacht, sind vor allem die Anfertigungsgebühren der Urkunden und die 
Wertpapiersteuer (Gesellschaftssteuer) zu nennen. Die Emission geschieht in der 
Regel durch feste Übernahme der Anleihe seitens eines Bankkonsortiums, selten 
durch kommissionsweise: Übernahme. ‘Im ersten Fall besteht die Vergütung des 
Konsortiums in einer Differenz zwischen, Übernahme- und Begebungskurs; im zwei- 
ten Falle übernimmt das Konsortium den Absatz gegen eine Provision. Die Be- 
gebung einer Anleihe ohne Vermittlung einer Bank kommt praktisch nicht vor. 


Eine sofortige Abbuchung der Kosten bei Begebung der Anleihe halten wir 
ebenso wie die sofortige Abschreibung des Disagios für falsch. Die Vergleichbar- 
keit der Erfolgsrechnungen wird durch dieses Verfahren zerstört, da das Ausgabe- 
jahr, welches meistens nur einen geringen Nutzen aus dem hereinkommenden Kapi- 
tal zieht, eine unbillige Belastung zugunsten der folgenden Jahre erfährt. Gesetzlich 
werden die Gesellschaften an der Aktivierung der Kosten im Gegensatz zu der Vor- 
schrift des HypBank@G. nicht gehindert. Die Praxis hat die Kosten gleich dem Dis- 
agio in den meisten Fällen sofort zu Lasten des Entstehungsjahres abgebucht. Ak- 
tivieren aber die Gesellschaften das Disagio, so rechnen sie zu dem Disagio u 
mäßig die Kosten hinzu). 


2. Das Agio. 


Eine spezielle gesetzliche Regelung hat die Verbuchung einer mit Agio be- 
gebenen Anleihe nicht gefunden; lediglich für die Pfandbriefbanken schreibt das 
HypBankG. die Passivierung des bei der Emission erzielten Agios vor. Die Autoren, 
vor allem Simon und Rehm, welche auf die Zinsnahme des Agios hinweisen 3), sind 
sich darin einig, das Emissionsagio als passivierungspflichtig anzusehen, Simon) 
legt dem Agiokonto den Charakter eines „Bewertungspostens“ zu, welcher den 
Wert der mit dem Nennbetrag zu niedrig eingesetzten Schuld berichtigt?). Rehm) 
sieht im normalen Agio, das seinen Grund in dem Abweichen des Nominalzins- 
fußes vom Marktzinsfuß hat, die Bewertung einer Zinsverbindlichkeit. Wenn das 


1) Vgl. die Ausführungen über die Bilanzierung der Pfandbriefe, a.a.O., S. 349. 
2) So Gesellschaft für elektrische Unternehmungen (Bilanzen 1900 ff.). 

Koblenzer Straßenbahn A.-G. (Bilanzen 1902 ff.). 

Große Leipziger Straßenbahn A.-G. (Bilanzen 1913f.). 

Danziger Elektrische Straßenbahn A.-G. (Bilanzen 1920), 

Sächsische Elektrizitäts-Lieferungsgesellschaft (Bilanzen 1907 ££.). 

Die Gebr. Körting A.-G. führt in ihren Bilanzen 1914 und 1915 ein Obligationen- 
unkostenkonto ohne ein Disagiokonto auf; 1914 wurde eine Anleihe zu 101 % an die 
Börse gebracht. 

Die Lech-Elektrizitätswerke A.-G. führt die Obligationenunkosten unter Schuldnern 
auf (Bilanzen 1919/20 £f.). 

3) Vgl. die Ausführungen über die Bilanzierung der Pfandbriefe, a. a. 23 S. 346. 
io) Simon, a.2.0., S. 435. 
5) Rehm, 2. a. O., S. 216 ff. 
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Agio auf der besonderen Bonität des Unternehmens beruht, so ist diesem außer- 
ordentlichen Agio Gewinneigenschaft zuzusprechen; er verlangt aber auch die Passi- 
vierung dieses Agios zwecks Erfolgsregulierung!). Die Autoren sehen im Agio 
keinen Ertrag des Entstehungsjahres, vielmehr nur eine Einnahme, die auf die ein- 
zelnen Jahre entsprechend dem tätigen Kapital der Anteile verteilt werden muß. 
Wie das Disagio nicht allein dem Ausgabejahr zur Last gelegt werden kann, so darf 
auch das Agio nicht allein dem Entstehungsjahr zugute kommen. Das Agio, ob es 
nun seinen Grund in der Abweichung des Nominalzinsfußes vom Marktzinsfuß hat 
oder sich auf der besonderen Bonität des Unternehmens gründet, ist Zinseinnahme, 
welche die Gewinn- und Verlustrechnung des Entstehungsjahres nicht beeinflussen 
darf und deshalb in der Bilanz passiviert werden muß. 

Unbedenklich ist eine Aufrechnung des Agios gegen die Emissionskosten ?), da, 
wie wir früher betonten), aktivierungspflichtige Posten — die Kosten sind akti- 
vierungspflichtig — gegen passivierungspflichtige Posten kompensiert werden können. 

Die Praxis hat früher, wie Simon) berichtet, das Agio durchweg als Jahres- 
gewinn behandelt); auch in der Literatur hat dieses Verfahren Anerkennung ge- 
funden®). In neuerer Zeit wird ein etwaiges Agio unter verschiedenen Bezeich- 
nungen wie Agioreserve, Agiorücklage, Agiovortrag zurückgestellt”). Diese Bezeich- 
nungen sind, worauf Seelig hinweist, mißverständlich gewählt, da sie leicht eine 
Verwechslung mit dem Rückstellungskonto für Aufgeld bei der Rückzahlung zu- 
lassen. Seelig schlägt deshalb die genaue Bezeichnung ‚„Emissionsagiokonto“ vor. 
Praktisch ist die Frage der Verbuchung des Emissionsagios nicht von großer Be- 
deutung, da eine Gesellschaft nur sehr selten Agio zu verrechnen hat. Wenn auch 
die Anleihen zuweilen mit einem Agio von 1—3% begeben werden, so werden diese 
Mehrerlöse doch meistenfalls die Vergütung an das übernehmende Bankkonsortium 
darstellen 3). | 


3. Das Rückzahlungsaufgeld. 


Neben der Wahl des Emissionskurses unter oder über dem Nennwert (dem 
Rückzahlungskurs) ist durch eine Prämie bei der Rückzahlung eine Korrektur des 
Nominalzinsfußes zu erreichen. Das Rückzahlungsaufgeld ?) wirkt wirtschaftlich wie 
das Disagio zinserhöhend. Bei den meisten Emissionen, bei denen die Verpflichtung 
zur Zahlung eines Aufgeldes bei der Rückzahlung eingegangen wird, werden die 
Obligationen mit dem Nennwert oder gar mit einem Disagio begeben; die Ausgabe 
über Nennwert und die Rückzahlung über Nennwert wird seltener vorkommen. 

Müssen solche Obligationen schon sofort bei der Emission mit dem Rück- 
zahlungsbetrag bilanziert werden? Die Autoren haben diese Frage verschieden be- 
antwortet. 


3) Anders Düringer-Hachenburg, Das Handelsgesetizbuch vom 10. Mai 1897, 
2.:2..0.»840 IV. 
2) Sjehe hierzu Seelig, a.a.O., S. 159f. 
3) Siehe die Ausführungen über die Bilanzierung der Pfandbriefe, a. a. O., S. 351 ff, 
4) Simon, a.a. 0., S. 432. 
5) Simon nennt als Beispiele: 
Hamburg-Amerikanische Paketfahrtgesellschaft (Bilanz 1889). 
Hamburg-Pacific Dampfschifflinie. WR 
Die Hamburger Freihafengesellschaft überwies 1899 das Agio dem Erneuerungsfonds. 
6, Neukamp in Holdheims Monatsschrift 1892 (I), S. 46. 
7) Seelig, a.a.0., S. 158. 
8) Seelig, a.2.0., S.158f. 
9, Die Rückzahlungsprämie wird häufig auch „Agio“ genannt. Zur deutlichen Unter- 
scheidung sprechen wir hier von „Aufgeld“. 
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Rehms Stellungnahme) ist uns schon bekannt2): nach & 40 HGB. müssen 
die Schulden zu ihrem gegenwärtigen Wert angesetzt werden. „Als gegenwärtiger 
Wert betagter verzinslicher Verbindlichkeiten gilt der Wert zur Zeit ihrer Fällig- 
keit.“ Demgemäß muß die Teilschuldverschreibung mit dem Rückzahlungsbetrag, 
auch wenn dieser vom Nennwert abweicht, in der Bilanz bewertet werden). Eine 
gesonderte Passivierung des Aufgeldes in Form eines Wertberichtigungskontos zum 
Obligationenkonto erkennt Rehm als statthaft an, wenn der Charakter dieses Kontos 
deutlich ersichtlich ist. Den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung wider- 
sprechend, erklärt Rehm die Bezeichnung dieses Kontos mit dem Namen ‚Agio- 
konto“. Diese Benennung kann den Eindruck erwecken, als sei hier ein wirkliches 
Agio verbucht, welches mit der Zeit zugunsten des Gewinn- und Verlustkontos ver- 
rechnet würde. Die Gegenverbuchung des Aufgeldes auf Disagiokonto erklärt Rehm 
ebenfalls für gesetzlich unzulässig, da auch hier wieder die Gefahr der Verwechslung 
mit dem Disagio aus einer Unterpariemission vorliegt. Unter Berücksichtigung 
der angeführten Umstände schlägt Rehm folgende Verbuchungsart vor®): 

a) Bei Ausgabe von Obligationen unter pari (zu 98) und Heimzahlung der- 
selben über pari (zu 102). 

Disagio 2 | Obligationsschuld. . . . . 100 
Weiterer Mindererlös 2 | Rückzahlungszuschlag hierzu 2 

b) Bei Rückzahlung und Ausgabe über pari, und zwar Rückzahlung zu 110, 

Ausgabe zu 102. 


Wertzuschlag hierzu . . 2 


Mindererlös 8 | Obligationsschuld . . . .100 
Rückzahlungszuschlag hierzu 8 


Im Gegensatz zu Rehm verlangt Simon) nicht die sofortige Verbuchung des 
Rückzahlungsaufgeldes in der Bilanz. Der gegenwärtige Wert einer Schuld ist der 
Erlös; diese Summe muß jährlich gemäß der jährlichen Werifeststellung der Schuld 
bis zur Höhe des Rückzahlungsbetrages anwachsen. 

Die Praxis hat vielfach von einer Verbuchung des Rückzahlungsaufgeldes 
in der Bilanz des Emissionsjahres abgesehen und die Mehrausgaben bei der Tilgung 
jeweils über Gewinn- und Verlustkonto abgebucht®). Die Danziger Elektrische 
Straßenbahn?) entnahm das Agio aus dem „Bahnkörperamortisationskonto‘“, später 
„Lilgungsrücklage“ ‚genannt, die Allgemeine Lokal- und Straßenbahngesellschaft 3) 
der „Rücklage für Tilgung und Erneuerung‘; diese Konten wurden jährlich mit be- 
deutenden Beträgen dotiert. 

Passivierten die Gesellschaften das Aufgeld im Emissionsjahr, so geschah dies 
in der Mehrzahl der Fälle ohne Gegenverbuchung auf der Aktivseite; man belastete 


ı; Rehm,a.a. O., S. 324. 
2) Siehe S.51. 
s) Der Ansicht Rehms schließen sich die Mehrzahl der Klee an, so Staub, 
Kommentar zum HGB. $40, Anm.8; Passow, Die Bilanzen der privaten und öffentlichen 
Unternehmungen I, Leipzig 1918, S. 259. Seeling, a. a. O., S. 156, verweist darauf, daß der 
Schuldner sich nur zum Rückzahlungsbetrag nach seiner Schuld entledigen kann und daß dieser 
Betrag bei Verzug den klagbaren Anspruch der Obligationäre bildet. 
4) Rehm, a.a. 0.,'8. 326. 
5, Simon, a.2.0., S.435. 
6) Gelsenkirchener Gußstahl- und Eisenwerke A.-G. (Bilanzen 1901/02 £f.). 
Kesellschaft für elektrische Unternehmungen (Bilanzen 1898 ff.). 
Ilse-Bergbau-A.-G. (Bilanzen 1921/22 f£.). 
Voigtländische Maschinenfabrik A.-G. (Bilanzen 1908/09 ff.). 

?) Geschäftsberichte 1910 ff. 

8) Bilanzen 1907 ff. 
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also das Ausgabejahr mit dem gesamten Aufgeld. Die formelle Verbuchung erfolgt auf 
zweierle Art: Man setzt entweder die Obligationen mit dem Rückzahlungsbetrag ein, 
nachdem der Nennbetrag in der Vorspalte angegeben ist!); oder man bildet — dies 
Verfahren überwiegt — ein Aufgeldkonto mit Benennungen wie Agiokonto ?), Obliga- 
tionsreservekonto°), Hypothekaranleihetilgungskonto®%). Ein Gegenkonto zu dem 
„Aufgeldtilgungskonto“ führt auf der Aktivseite der Bilanz die Heckmann A.-G.°) 
auf, um durch Abschreibung dieses aktiven „Aufgeldtilgungskontos“ den Aufgeldauf- 
wand mehrerer Jahre belasten zu können. Ebenso verbucht die A.-G. Bürgerliches 
Brauhaus Ingolstadt®) das Aufgeld; die Anleihe ist aber auf der Passivseite mit 
dem Rückzahlungsbetrag angesetzt. Die Bavaria-Brauerei?) macht das Rückzahlungs- 
aufgeld auf die umlaufenden Obligationen durch ein Aufgeldkonto ersichtlich, dem 
auf der Aktivseite ständig ein Gegenkonto in gleicher Höhe gegenübersteht; der 
Aufwand für die Rückzahlung wird mittels einer besonderen Rückstellung den ein- 
zelnen Jahren belastet). 


b) Die Verteilung des Aufgeldes auf die Aufwandsjahre. 


Die Übung, das Aufgeld jeweils bei der Zahlung zu Lasten des Jahresgewinns 
zu verrechnen, ist mit den Grundsätzen richtiger Erfolgsrechnung nicht zu verein- 
baren. Das Aufgeld stellt eine Art Zins dar, der bei der Rückzahlung in Form eines 
Kapitalzuschlags vergütet wird; hätte die Gesellschaft nicht die Zahlung eines Auf- 
geldes versprochen, so hätte sie die Anleihe mit einem höheren Zinsfuß ausstatten 
müssen. Der Aufwand, den jedes Jahr während der Leihdauer des Kapitals tragen 
muß, besteht also neben den laufenden Zinszahlungen in einem Anteil an dem erst, 
‚ jeweils bei der Tilgung zu zahlenden Aufgeld. Die Höhe des Aufwandes der ein- 
zelnen Jahre bestimmt sich nach dem in den einzelnen Jahren der Leihdauer Jje- 
weils tätigen Kapital. 

Buchmäßig erreicht man die Belastung der Aufwandsjahre nach dem Vor- 
schlage Rehms?) durch entsprechende Gegenverbuchung des passiven Aufgeldkontos 
auf der Aktivseite; der Jahresaufwand wird zu Lasten dieses Gegenkontos ver- 
rechnet, während das tatsächlich gezahlte Aufgeld dem passiven Aufgeldkonto be- 
lastet wird. Die Passivierung des Aufgeldes in der Bilanz des Emissionsjahres und 
dessen entsprechende Gegenverbuchung ist, wenn man in der Bilanz hauptsächlich 
ein Mittel zur richtigen Erfolgsrechnung sieht, nicht erforderlich; es genügt, wenn 
die Postnumerandozahlung des Aufgeldes durch ein Rückstellungskonto den Auf- 
wandsjahren anteilig belastet wird10). Diesem während der Umlaufszeit des Kapitals 
zu bildenden Rückstellungskonto wird jeweils die Zahlung des Aufgeldes bei der 


1) Deutsche Erdöl A.-G. (Bilanz 1910). 
2) Hubertus Braunkohlen A.-G. (Bilanz 1906). 
Humboldtmühlen A.G. (Bilanzen 1921/22 £f.). 

3) Grube Leopold (Bilanz 1904). 

4) Mechanische Bergwerks-A.-G. (Bilanz 1901). 

5) Bilanzen 1910 ff. 

6, Bilanzen 1910/11 ff. 

?) Bilanzen 1899 ff. 

8) Vgl. unten Anm. 10. 

®2) Rehm, a.a. O., S. 336. 

10) So die J. P. Bamberg A.-G. Die Gesellschaft erwähnt in ihrem Geschäftsbericht des 
Jahres 1902/03, daß das auf der Passivseite aufgeführte Anleihg-Rückzahlungskonto diejenigen 
Beträge umfaßt, „um welche die Anleihezinsen durch die bei Rückzahlung zu leistenden 3 % 
Aufschlag verteuert werden“. 

Die Bavaria-Brauereı verteilt das Rückzahlungsaufgeld mittels einer Rückstellung in 
gleichen Raten auf 38 Jahre (siehe Bilanzen 1899 ff.), vgl. oben Anm. 8 
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Tilgung belastet. Die Bemessung der jährlichen Rückstellungen ersehen wir aus 
folgendem Beispiel: 

Wir nehmen eine 40%%oige Anleihe im Betrage von 6 5000 000.— an, die mit 
1020% zurückgezahlt wird; in den sechs Jahren bleibt die Höhe des Umlaufs un- 
verändert; in den folgenden Jahren werden je 6 1000000.— zurückgezahlt, so daß 
nach zehn Jahren die Tilgung beendet ist. Die Höhe der jährlichen Rückstellung 
können wir entsprechend dem jährlichen Zinsaufwand bemessen. Der Zinsaufwand 
beträgt: 


im 1. Jahr 200000 (tätiges Kapital: 5 000 000) 
NOME ı 200000 ( „ e 5 000 000) 
ERSTEN 200000 ( „ 5 5 000 000) 
vi 200000 ( „ 4 5 000 000) 
ON 200000 ( „ 2 5 000 000) 
u 200000 ( „ ® 5 000 000) 
RA 160000 ( „ R 4 000 000) 
TR 120000 ( „ R 3 000 000) 
Beta 80000 ( „ e 2 000 000) 
3: 10: 40000 ( „ £ 1 000 000) 


1600 000 


Die auf die einzelnen Jahre zu verteilende Summe (2% Tilgungsaufgeld) be- 
trägt 6 100000.—, d.i. 6,25% des gesamten Zinsaufwandes. In jedem Jahr 
müssen also 6,25% des Zinsaufwandes als Tilgungsaufgeld zurückgestellt werden. 


Der Verteilungsplan hat folgendes Aussehen: 


Jahr Zinsenaufwand Aufgeldrückstellung 
1. 200 000 12 500 
D: 200 000 12 500 
3. 200 000 12 500 
4. 200 000 12 500 
5. 200 000 12 500 
6. 200 000 12 500 
7. 160 000 10 000 
8. 120 000 7500 
9. 80 000 5000 

10. 40 000 2 500 


100. 000° 


Ist eine Anleihe, die mit einem Aufgeld zurückgezahlt wird, unter oder über 
pari begeben worden, so kann das Disagio- bzw. das Agiokonto für die Verbuchung 
der Aufgeldrückstellung verwendet werden!). Das folgende Beispiel möge die Ver- 
buchung einer mit Disagio begebenen, über pari rückzahlbaren Anleihe veranschau- 
lichen. Eine Anleihe im Nominalbetrage von 6 1000 000.— ist mit 95% begeben 
worden und zu 1030) rückzahlbar. Der gesamte Aufwand beträgt also, abgesehen 
von den laufenden Zinsen: 

50000 Disagio . 
30 000 Tilgungsaufgeld 
80 000 


Da wir hier annehmen, die Anleihe werde erst nach zehn Jahren, aber dann 
vollkommen zurückgezahlt, so entfällt auf jedes Jahr neben den Zinsen ein gleicher 


1) Siehe Schmalenbach, Die Verbuchung von Teilschuldverschreibungen in der Zeit- 
schrift für Handelswissenschaftliche Forschung 1907/08, S. 361 if. 


Die Bilanzierung der Teilschuldverschreibungen. | 59 


Aufwand von 6 8000.—. Bei der Emission wird die Anleihe mit dem Nominal- 
betrag verbucht; der Mindererlös von 6 50000.— wird durch ein Disagiokonto 
ausgeglichen. Das Disagiokonto hat im ersten Jahr folgendes Aussehen: 


Disagiokonto 


an Anleihekonto 50 000 | 8000 per Gewinn- u. Verlustkonto 
(Zinsenkonto) 
42000 per Bilanz 


50 OU0 | 50 000 


In den folgenden neun Jahren werden jeweils .J)6 8000.— dem Disagiokonto be- 
lastet: 
Disagiokonto 


2. Jahr Bilanzkonto 42 000 8000 Zınsenkonto 
34 000 Bilanzkonto 


420) | 42000 


BIS Bias tos BA ORDAL BONN Zinseakonie 
26 000 Bilanzkonto 


34000 | 34 000 


4. Jahr Bilanzkonto 26 000 8000 Zinsenkonto 
18000 Bilanzkonto 


26 000 | 26 V0U 


8000 Zinsenkonto 
10 000 Bilanzkonto 


18000 | 18.000 


5. Jahr Bilanzkonto 18 000 


6. Jahr Bilanzkonto 10000 8000 Zinsenkonto 
2000 Bilanzkonto 


1000 | 10 0UU 


7. Jahr Bilanzkonto 2000 8000 Zinsenkonto 
Agiokonto 6 000 
8 000 8000 


In der Bilanz des siebenten Jahres erscheint das Konto, auf dem wir den Auf- 
wand verrechneten, auf der linken Seite der Bilanz; man tauft jetzt das „Disagio- 
konto“ in „Agiokonto“ um. 

Agiokonto 


7. Jahr Bilanzkonto 6000 | 6000 Disagiokonto 
6 000 6 000 


6 000 Bilanzkonto 
8. Jahr Bilanzkonto 14000 | 8000 Zinsenkonto 


14 000 | 14 000 
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14 ı'00 Bilanzkonto 
9. Jahr Bilanzkonto 22 000 8000 Zinsenkonto 
22000 | 22 000 


22 000 Bilanzkonto 
10. Jahr Bilanzkonto 30 000 8000 Zinsenkonto 
30 000. | 30 0 


) 


Am Ende des zehnten Jahres ist das Agiokonto auf .% 30000 = 3% Aufgeld 
angewachsen. Bei Tilgung der Anleihe wird das Aufgeld zu Lasten des Agiokontos 
bezahlt. Wird eine Anleihe im Laufe der Jahre getilgt, so wird das Tilgungsaufgeld 
bei jeder Zahlung dem Disagio- bzw. Agiokonto belastet. 


III. Vorübergehend aufgenommene eigene Teilschuldverschreibungen. 


Werden eigene Obligationen vom Aussteller vorübergehend zurückgekauft, so 
sind für die buchmäßige Behandlung dieser Teilschuldverschreibungen, wenn wir 
das Ergebnis unserer Betrachtungen über die Bilanzierung vorübergehend aufge- 
nommener Pfandbriefel) zugrunde legen, drei Möglichkeiten gegeben. Erstens kön- 
nen die vorübergehend aufgenommenen Obligationen vom Umlauf abgeschrieben 
werden; zweitens ist möglich, die aufgenommenen Obligationen mit dem Nominal- 
betrag zu aktivieren; bei diesem Verfahren stellt man dem passiven Obligationen- 
konto ein Korrektivkonto gegenüber; drittens ist es erlaubt, die zurückgekauften 
Obligationen mit dem Rückkaufskurse zu verbuchen; sie werden in diesem Fall wie 
fremde Effekten behandelt. 

In der Literatur ist die Frage der Verbuchung umstritten. Tobias?) hält 
nur die sofortige Abbuchung zurückgekaufter Obligationen vom Obligationenumlauf 
für rechtlich zulässig; das Schuldverhältnis sei, wenn Schuldner und Gläubiger sich 
in einer Person vereinten, erloschen ®). Im Gegensatz zu den angeführten Autoren 
vertritt Rehm) die Auffassung, daß das Forderungspapier durch Ankauf seitens. 
des Ausstellers nicht seinen Verkehrswert verliert. Auch Immerwahr?°) bemerkt, 
die vom Aussteller zeitweilig zurückerworbene Teilschuldverschreibung verkörpere 
„ein bestehendes, aber zeitweilig ruhendes Forderungsrecht“. 

Praktisch ist die Frage der Behandlung vorübergehend zurückerworbener Obli- 
gationen nicht von Bedeutung, da ein vorübergehender Erwerb nur selten vor- 
komm!t$). Kursstützungsmaßnahmen werden fast kaum vorgenommen; wenn eine 
Stützung des Kurses erforderlich ist, geht diese von der emittierenden Bank aus. 
Die Anlage flüssiger Mittel in eigenen Obligationen kommt höchstens dann in 
Frage, wenn der Kurs der Obligationen im Verhältnis sehr niedrig ist 


1) Vgl. die Ausführungen über die Bilanzierung der Pfandbriefe, a. a. O., S. 352 ff. 

2) Tobias, Disagiogewinn und Bilanz der Hypothekenbanken. Holdheims Zeitschrift 
1901, S. 71. 

3) Ebenso Bendixen, Disagiogewinn und eigene Obligationen in der Bilanz der Hypo- 
thekenbanken. Frankfurter Zeitung vom 18. Januar 1901. 

Rehm, a.a. O., S.328ff. | 

5) Immerwahr, Über die vermögensrechtliche Bewertung von Inhaberschuldverschrei- 
bungen im Besitze des Ausstellers. Holdheims Monatsschrift 1900. S. 269. 

6) Die Gotthardbahn zeigt in ihren Ausweisen über den Bestand der eigenen Wertschriften 
eigene zurückgekaufte Obligationen zum jeweiligen Kurswerte. 
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Die Große Leipziger Straßenbahn-A.-G. bemerkt im Geschäftsbericht!), daß 
auf „Effektenkonto“ auch eigene zurückgekaufte Obligationen verbucht seien. Die 
Bürgerliches Brauhaus Ingolstadt-A.-G.2) weist zurückgekaufte eigene Obligationen 
aus, die dem Pfandhalter der Obligationsschuld zur Verfügung stehen und dazu 
dienen sollen, die Pfandentlastung von verkauften Grundstücken zu ermöglichen; 


wenn eine neue dringliche Sicherheit bestellt ist, können diese Obligationen nach 


den Anleihebedingungen wiederum begeben werden. In dem angeführten Fall 
erregt die Behandlung der zurückgekauften Obligationen wie fremde Effekten, 
d.h. ihre Bilanzierung zum Anschaffungs- bzw. niedrigeren Börsenkurs, Be- 
denken. Durch den Fortfall der in den Anleihebedingungen übernommenen Ver- 
pflichtung zur dinglichen Sicherstellung der Obligationsschuld verlieren die zu- 
rückerworbenen Obligationen ihren Verkehrswert; der Anschaffungs- oder Börsen- 
preis kann nicht maßgebend sein. Wenn man die aufgenommenen Obligationen 
aktivieren wollte, so wäre hier die Bildung eines Korrektivkontos zum Obliga- 
tionenumlauf angebracht gewesen. 


IV. Die Einziehung von Teilschuldverschreibungen. 


Die Einziehung von Obligationen kann auf dem Wege der Kündigung, der 
planmäßigen Verlosung und des freihändigen Ankaufs erfolgen. 


Bilanzmäßig haben wir zu unterscheiden, ob die Tilgung zu Lasten eines 
Bestandskontos oder eines Erfolgskontos geschieht. Der übliche Weg ist die Tilgung 
zu Lasten eines Bestandskontos 3); die Aktiv- und Passivseite der Bilanz erleiden 
eine Verringerung etwa durch die Buchung: Obligationenkonto an Kassa- (Bank-) 
Konto. Die amortisierten Obligationen werden sofort vom Umlauf abgeschrieben ®) 
oder in einer Vorspalte zum Öbligationenkonto®) in Abzug gebracht. Zuweilen 
wird auch der getilgte Betrag in einem Korrektivkonto auf der Aktivseite dem 
Obligationenumlauf gegenübergestellt 6). 

Bilanzmäßig kommt die Tilgung von Obligationen „aus Gewinn“ dadurch 
zum Ausdruck, daß entweder der amortisierte Betrag weiterhin auf der Passiv- 
seite der Bilanz stehen bleibt (fast regelmäßig werden dann die getilgten Obliga- 
tionen von dem Umlauf abgesetzt und in ihrer Höhe ein besonderes Passivkonto 
gebildet unter verschiedenen Bezeichnungen?) wie: Amortisationsfondskonto 8), 
Tilgungskonto°), Reservefonds und Anleihetilgung!10), Sonderrücklage durch Til- 
gung von Anleihen!1), Amortisationskonto der Bahnbaukonti aus zurückbezahlten 


ı) Geschäftsberichte 1907 ff. 
2) Bilanzen 1912/13 ff. 
) Vgl. hierzu die Ausführungen über die Bilanzierung der Pfandbriefe, a. a. O., S. 355 ff. 

4) So: Gelsenkirchener Bergwerksverein. 

Phönix, A.G. für Bergbau und Hüttenbetrieb. 

5) So: Essener Bergwerksverein König Wilhelm. 

6, Simon,.a.a. O., S.196, Anm. 139, nennt als Beispiele: Aktienbrauerei Friedrichshain 
(Hypothekenablösungskonto), Allgemeine Berliner Omnibus-A.-G. (Amortisationskonto). 

?) Die ausgelosten, noch nicht eingelösten Obligationen, also wirkliche Schuldposten, 
erscheinen oft unter ähnlichen Bezeichnungen in der Bilanz; so unter der Benennung: Til. 
gungskonto (Hibernia A.-G.), Anleihe, Amortisationskonto (Harpener Bergbau A.-G.), (Aktien- 
brauerei zum Bergkeller). 

8, Lausitzer Eisenbahn. 

Zwickauer Steinkohlenbauverein. 

9) Brandenburgische Städtebahn. 

10) Rhein-Siegbahn. 
11) Gutehoffnungshütte. 


“> 
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Obligationen)1), oder daß der getilgte Betrag in eine stille Reserve durch Ab- 
schreibung von einem Anlagekonto verwandelt wird. 


Zahlt eine Gesellschaft mit folgender Bilanz: 
Bilanz 


Kassa 6000 | 15 000 Obligationen 
Anlagen 10000 | 1000 Überschuß 


16 vUV | 16 000 


% 1000.— Obligationen zurück, so verändern sich zunächst nur zwei Bestands- 
konten, das Kassa- und das Obligationenkonto um 6 1000.—. Der Überschuß 
bleibt mithin noch in alter Höhe bestehen. 


Kassa 5000 | 14 000 Obligationen 
Anlagen 10000 | 1000 Überschuß 


15 000 | 15 000 


Soll nun auch ein Erfolgskonto, der Überschuß, vermindert werden, so kann 
das nur auf einem der beiden angedeuteten Wege erfolgen. 


Die Bilanz sieht dann entweder so 


Kassa 5000 | 14000 Obligationen 
Anlagen 10000 | 1000 Amortisierte Obligationen 


15 0U0 | 15 000 


oder so aus: 


Kassa 5000 | 14000 Obligationen 
Anlagen 900 


14000 | 14000 


Häufig findet man die Einziehung so dargestellt und bezeichnet, als handele 
es sich um eine Tilgung „aus Gewinn“, während sie es in Wirklichkeit nicht ist. 

Heimfallunternehmungen müssen nach Ablauf der Konzession ihre Anlagen 
ganz oder zum Teil unentgeltlich an den Staat oder die Gemeinden übergeben. Im 
Zeitpunkte des Heimfalls muß das Anlagekapital daher auf den Null- oder Über- 
nahmewert abgeschrieben sein. Die Unternehmungen tun das häufig in der Art, 
daß sie die der Nutzwertminderung entsprechende jährliche Abschreibung teilen. 
Einen Teilbetrag setzen sie von den Aktiven ab oder erkennen dafür ein Abschrei- 
bungs- oder Erneuerungskonto; für den Restbetrag ziehen sie Obligationen nach 
einem festen Tilgungsplane ein. Diese Beträge schreiben sie aber nicht von den 
Anlagen ab?), sondern bilden in ihrer Höhe ein weiteres Passivum, das sie „Amor- 
tisierte Obligationen“ bezeichnen. Der Schein spricht dafür, daß es sich um eine 


{) Hessische Ludwigsbahn. 

2) Anders bei einigen Bergwerksgesellschaften, bei denen die Dinge ähnlich wie bei 
den Heimfallunternehmungen liegen. Der Zwickau-Öberhohndorfer-Steinkohlenbauverein und 
Zwickau-Brückenberger-Steinkohlenbauverein setzen den Betrag der eingezogenen ze 
von den Aktiven ab. | 
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Tilgung „aus Gewinn“ handelt. In Wirklichkeit ist auch dieses Passivum nichts 
anderes als ein Korrektivkonto. Die Buchungsansätze sind folgende: 


Gewinn- und Verlustkonto an Abschreibungskonto oder Anlagenkonto, 
a 5 5 „ getilgte Obligationen, 
Obligationenumlauf an Kasse. 


Nicht selten tritt die Tilgung der Obligationen ganz an die Stelle der Ab- 
schreibung. Der Tilgungsplan wird, so gut es geht, der Lebensdauer des Betriebes 
angepaßt. Mangelhaft an diesem Verfahren ist, daß die Rückstellung für die Tilgung 
nicht immer dem wirklichen Aufwand entspricht. 

Die Obligationeneinziehung der Eisenbahnen ist fast regelmäßig eine tatsäch- 
liche Tilgung „aus Gewinn“. Eine wirtschaftliche Verpflichtung zur Tilgung besteht 
nicht (keine Heimfallverpflichtung), wohl häufig eine rechtliche insofern, als in den 
vom Preußischen Ministerium der öffentlichen Arbeiten zu genehmigenden Statuten 
und in den zu einer Ausgabe von Obligationen ermächtigenden staatlichen Privi- 
legien Bestimmungen über eine Tilgung aus dem Ertrage enthalten sind!). Es 
spricht hier vor allem auch die Tatsache mit, daß die genehmigenden Stellen nur 
die kameralistische Buchhaltung kennen, und daß die Eisenbahngesellschaften 
die — wenn auch in der Richtung einer richtigen Erfolgsrechnung stark korri- 
giertte — Einnahme- und Ausgaberechnung von den staatlichen Ämtern über- 
nommen haben. 

Zins und Tilgung aber stehen in der kameralistischen Rechnung als Ausgaben 
nebeneinander. So ist es zu erklären, wenn die Eisenbahngesellschaften jährlich 
gleichbleibende Beträge für Zins und Tilgung (Annuitäten) verwenden. Die passiven 
Poster „Amortisierte Obligationen“ u.dgl. sind als echte Reserven anzusprechen °). 


I) Simon,a.a. O., S. 198 ff. 

2) Die Lübeck-Büchener Eisenbahn brachte den Betrag der amortisierten Teilschuldver- 
schreibungen dem „Abschreibungskonto* und dem „Bilanzreservefonds“ gut. Die Abschrei- 
bung war wohl zu niedrig gewesen. 


Vereinfachung der Abwicklung des Wertpapierhandels durch 
Verwendung von Schreib- und Buchungsmaschinen. 
Von Garl Weißgerber, Frankfurt a. M. 


Die Inflationszeit mit ihrem außerordentlich gesteigerten Wertpapierhandel 
hatte Praktiker wie Theoretiker veranlaßt, nach Verbesserungen in der Abwicklung 
der Geschäfte zu streben. Unter anderem wurde als wirksames Mittel zur Verein- 
fachung der Arbeitsmethoden die weitgehendere Verwendung der Schreibmaschine 
und die Benutzung amerikanischer Buchungsmaschinen empfohlen. Nachdem eine 
Reihe von Bankbetrieben diese Anregung befolgt hat, dürfte es heute wissenswert 
sein, ob sich der Ersatz handschriftlicher Arbeit durch die Maschine bewährt hat. 
Diese Frage läßt sich für den nachstehend geschilderten Bankbetrieb bejahen. 

Bei der Abwicklung des Wertpapierhandels beginnt die Maschinenarbeit mit 
dem Ausschreiben der Bogen über die getätigten Wertpapierschlüsse (Börsen- 
journal) mit Durchschlägen für die Kundschaft und die Abwicklungsabteilungen des 
Betriebs. Hierfür werden deutsche Schreibmaschinen mit 38 cm Wagenbreite be- 
nutzt. Die Arbeit selbst gliedert sich wie folgt: 

Soweit die Geschäfte nicht am Fernsprecher der Börsenabteilung geschlossen, 
sondern an der Börse ausgeführt worden sind, werden sie daselbst auf Bogen hand- 
schriftlich niedergeschrieben und diese der Börsenabteilung durch Boten zugestellt. 
Die Börsenabteilung versieht jeden Schluß — getrennt nach Kauf und Verkauf — 
mit einer fortlaufenden Nummer, der sogenannten Handelsnummer, und diktiert Br 
Einzelheiten in die Maschine. 

Die Niederschrift erfolgt auf Blatt A mit den Durchschlägen B, C, D und E 
{siehe die betreffenden Muster). Nach Fertigstellung werden die einzelnen Blätter 
wie folgt verteilt: 

Blatt A verbleibt in der Börsenabteilung und dient als Unterlage für die Prü- 
fung der Maklergebühren und die Beantwortung etwaiger Rückfragen. 

Blatt B, das aus schuppenförmig aneinander geklebten Schnitzeln besteht, wird 
in seine Schnitzel zerlegt. Von diesen wird der größte Teil als Ausführungsanzeigen 
an die Auftraggeber (Loroverkehr) und als Bestätigungen .an auswärtige Bankverbin- 
dungen (Nostroverkehr) versandt, während der Rest Nostrogeschäfte am Platz be- 
trifft, die unbestätigt bleiben. Bei der Bestätigung auswärtiger Ausführungen wird 
dem Schnitzel ein Stempel: „Bestätigung Ihrer dortigen Ausführung‘ aufgedrückt. 

Blatt C, das in gleicher Weise wie Blatt B geschnitzelt ist, wird ebenfalls in 
seine Teile zerlegt. Diese gelangen zunächst zur Effektenkasse, wo sie als Unterlage 
für die Eintragung der gegen Zahlung zu beziehenden und abzuliefernden Wert- 
papiere und der von der Kontokorrentkundschaft zu fordernden und ihr schuldigen 
Stücke benutzt werden. Von der Effektenkasse werden die Schnitzel der Rechnerei 
zur Ausrechnung und Weiterleitung an die Maschinenbuchhaltung übermittelt. 

Die B-Schnitzel wie auch die C-Schnitzel müssen, bevor sie in Verkehr ge- 
geben werden, durch Stempelaufdruck mit Ausführungsdatum versehen werden, 
da die Urschrift den Ausführungstag nur einmal, und zwar am Kopf des Börsen- 
bogens, trägt. 

Blatt D wird in der Effektenkasse verwahrt und zum Nachschlagen bei Un- 
stimmigkeiten im Kassenverkehr benutzt. 
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Blatt E erhält die Effektenrechnerei zwecks Nachprüfung der ihr von der 
Maschinenbuchhaltung zugehenden Kundenabrechnungen. An Hand der Handels- 
‚, nummer, die auf jeder Kundenabrechnung vermerkt wird, werden die Posten auf 
Blatt E gefunden und mit Erledigungsvermerk versehen. Wenn alle Kundenabrech- 
nungen durchgelaufen sind, müssen sämtliche Loroposten auf Blatt E geschlossen 
sein, es sei denn, daß die Fertigstellung der Abrechnung aus besonderen Gründen, wie 
beispielsweise wegen rückständiger Stückelieferung, noch nicht möglich war. BlattE 
dient ferner zur Abstimmung der der Kundschaft abgerechneten Posten mit den 
betreffenden Buchungen der Effektenkasse und der Tresorverwaltung. Auch wer- 
den auf Grund von Blatt E die Schlüsse zusammengestellt und berechnet, die für 
eigene Rechnung getätigt und auf Konto eigener Wertpapiere zu verbuchen sind. 
Die Verbuchung geschieht nicht unmittelbar auf diesem Konto, sondern die Posten 
laufen zunächst über Kommissionseffektenkonto, damit der gesamte Effektenumsatz 
auf einem Konto überwacht werden kann. 

Wenn nach Fertigstellung der Blätter A bis E noch Änderungen notwendig 
werden, so werden diese auf Blatt F eingetragen und Durchschläge dieser Richtig- 
stellungen der Korrespondenzabteilung, der Rechnerei und der Effektenkasse über- 
mittelt, die das Nötige veranlassen. 

Die Maschinenbuchhaltung ist mit Elliot Fisher Maschinen von 60 cm Platten- 
breite ausgerüstet. Über die Konstruktion dieser Maschinen und die Form und Aus- 
stattung der zu verwendenden Vordrucke ist folgendes einzuschalten: 

Eine Schreibmaschine wird durch den Anschlag der Tasten über eine feste 
Schreibplatte bewegt und hierbei an den auf fester Querstange sitzenden Längs- 
zählwerken vorbeigeführt. Gleichzeitig kann auch ein mit der Schreibmaschine 
. fest verbundenes Zählwerk eingeschaltet werden, das die Queradditionen besorgt. 

Mit den Längszählwerken werden die in das Hauptbuch zu übertragenden 
Tagesadditionen gewonnen und die abzuführende Börsenumsatzsteuer aufaddiert. 
Der Querzähler dagegen dient zur Ermittlung der jeweiligen Salden auf den einzel- 
nen Blättern des Effektenkontos. 

In dem zu schildernden Betrieb sind die "Maschinen mit je acht Längszähl- 
werken ausgestattet, und zwar für die ne 

Alter Saldo — Kurswert Soll — Kurswert Haben — Spesen — Neuer 
Saldo — Verschiedene Konten Soll — Verschiedene Konten Haben. — Reichs- 
stempelabgabe. . 

Jedes Zählwerk benötigt einen Rat von Ka 35 mm, d. s. für scht Zählwerke 
28cm. Für den übrigen Text werden 32 cm gebraucht, so daß die volle Plaiten- 
breite für die Primanota in Anspruch genommen wird. Die Buchungen erfolgea 
in einem Zeilenabstand von 5 mm. Jeder Bogen faßt 59 Zeilen. | 

Die Vordrucke werden in folgender Reihenfolge eingelegt: Zu unterst kommt 
die Primanota, die durch entsprechende Lochung am rechten Rand in eine Zapfen- 
reihe eingelegt und von dieser festgehalten wird. Die Befestigung am linken Rand 
wird durch eine Klemmvorrichtung bewirkt. Auf die Primanota wird das Effekten- 
kontoblatt (Karton) gelegt und festgeklemmt. Hierbei wird gleichzeitig die Kunden- 
abrechnung mit eingespannt. Die richtige Lage des Effektenkontoblattes wird an 
Hand der numerierten Querzeilen der Primanota gefunden. Die Kundenabrech- 
nung ist am linken Rand so gelocht, daß die Nummer der auf dem Effektenkonto zu 
beschreibenden Zeile sichtbar bleibt und danach das Ausrichten erfolgen kann. 

Zwischen Primanota und Effektenkonto liegt Kohlepapier. Dagegen wird der 
Durchschlag auf dem Effektenkonto durch Karbonisierung der Kundenabrechnung 
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gewonnen. Hierbei wird der Raum für die Bezeichnung des Wertpapiers nicht kar- 
bonisiert, weil dieser Teil des Textes nur auf der Primanota erscheinen soll. 

Die Liniatur und ihre Benutzung sind aus Muster G ersichtlich. Die Spalte 
„Verschiedene Konten“ muß sämtliche Gegenkonten des Effektenkontos aufnehmen 
und auf besonderem Bogen in diese zerlegt werden. Das geschieht mit einer deut- 
schen Continental-Additionsmaschine. Diese an sich unerhebliche Arbeit läßt sich 
nicht vermeiden, weil es für die Benutzung weiterer Zählwerke an Raum fehlt. 
Aus gleichem Grunde sind auch Kurtage, Provision und Stempel in der Spalte 
„Spesen“ zusammengefaßt. Ihre Zerlegung am Schluß jeder Buchung erfolgt ohne 
Zählwerk. 

Als Buchungsunterlagen dienen: 

1. Die C-Schnitzel. 

2. Die Rechnungen über gegen Zahlung bezogene Wertpapiere. 

3. Die Durchschriften der Rechnungen über gegen Zahlung abgelieferte Wert- 

papiere. 

4. Die Abrechnungen der Nostroverbindungen. 

5. Die Zusammenstellung der für eigene Rechnung gehandelten Wertpapiere, 

die durch entsprechende Perforation in Einzelposten zerlegt wird. 

In der Regel werden die Kundenabrechnungen an dem dem Ausführungstage, 
die Kassenbelege an dem dem Zahltag folgenden Werktag gebucht. Die Überträge 
auf Konto eigener Wertpapiere werden wie die Kundenabrechnungen behandelt. 

Folgende Vorarbeiten sind zu erledigen, bevor mit dem Buchen begonnen 
werden kann. 

Sämtliche Buchungsunterlagen EIS GE nach Effektengattungen geordnet. Jede 
Gattung hat ihre Ordnungsnummer, die im Schriftverkehr und in den Büchern neben 
der Effektenbezeichnung aufgeführt wird. Die Führer der Bezugs- und Abliefe- 
rungsbücher in der Effektenkasse setzen als Nachweis, daß sie die C-Schnitzel ver- 
bucht haben, auf jedes Exemplar die betreffende Gattungsnummer. Ebenso ver- 
fahren sie, wenn sie Rechnungen über zu beziehende und abzuliefernde Effekten 
gegenzeichnen. Infolgedessen kann das erwähnte Sortieren der Buchungsbelege 
nach Gattungen auf Grund der Ordnungsnummer vorgenommen werden. 

Sind sämtliche Belege geordnet, so werden der Belegregistratur die zugehörigen 
Gattungsmappen entnommen. Es ist für jede Effektengattung ein Schnellhefter ein- 
gerichtet, worin die gebuchten Belege in der Reihenfolge ihrer Verbuchung auf-. 
bewahrt werden. In diese Mappen werden die neuen, zu verbuchenden Belege lose 
eingelegt und ihnen das der Kontenkartei entnommene Effektenkontoblatt, das eben- 
falls auf Grund der Gattungsnummer gefunden wird, beigefügt. Rechner und Ma- 
schinenschreiber beginnen täglich mit der Effektengattung, die die niedrigste Ord- 
nungsnummer hat und bearbeiten die übrigen Gattungen in der arithmetischen 
Folge ihrer Ordnungsnummern, Die gebuchten Belege und die fertigen Kunden- 
abrechnungen gelangen in den Schnellheftern zur Rechnerei, während die Effekten- 
kontoblätter unmittelbar den Skontristen übermittelt werden, die sofort mit der 
Skontrierung beginnen. Diese vollzieht sich an Hand der Handelsnummern in der 
Weise, daß zu jedem Posten auf der Gegenseite der oder die Ausgleichsposten mit 
gleicher Nummer gesucht werden. Zur Aufgabe der Skontristen gehört es auch 
nachzuprüfen, daß der alte Saldo vom Maschinenbuchhalter richtig vorgetragen 
worden ist, da Fehler beim Vortragen sonst erst bei der Monatsbilanz gelnndan 
würden. 

Der tägliche Abschluß der Primanota wird in der Weise durchgeführt, daß hit; 
Spaltenadditionen von den Zählwerken abgelesen und niedergeschrieben werden, 


Vereinfachung der Abwicklung des Wertpapierhandels usw. 67 


durch welchen Vorgang sämtliche Stellen der Zählwerke auf Null gebracht werden. 
Die Probe auf Richtigkeit der Ergebnisse kann: auch bei dem Maschinenbuchen nicht 
entbehrt werden. Sie wird wie beim handschriftlichen Eintragen durch Gegenüber- 
stellung der Soll- und Habenadditionen vorgenommen, deren Gesamtsummen bei 
richtiger Buchung übereinstimmen müssen. Nur so können Schreibfehler des Ma- 
schinenbuchhalters ohne Nachprüfung der Einzelposten gefunden werden. Treten 
Kompensationsfehler in zwei Spalten auf, so wird allerdings diese Probe versagen. 
Deshalb werden die Kundenabrechnungen in der Rechnerei auch ganz besonders 
' darauf nachgesehen, daß der Endbetrag mit der Vorrechnung stimmt. 

Richtigstellungen von Buchungsfehlern sollen niemals handschriftlich, sondern 
grundsätzlich durch Rückbuchung der falschen Eintragung und Neubuchung des 
betreffenden Postens vorgenommen werden. Ganz besonders ist davor zu warnen, 
daß der Maschinenbuchhalter sich angewöhnt, die Tagesadditionen der Zählwerke 
zunächst handschriftlich zusammenzustellen und abzustimmen, bevor er die Zähl- 
werke leert. 

Die monatliche Rohbilanz wird ebenfalls mit der Maschine aufgestellt. Da 
bei jeder Eintragung auf die Effektenkontoblätter gleichzeitig der Saldo gezogen 
wird, so sind lediglich die Kontosalden abzuschreiben, die von der Maschine auf- 
addiert werden. Auch die.Nettobilanz wird am einfachsten mit der Maschine an- 
gefertigt, wozu fünf Zählwerke, und zwar für die folgenden Posten gebraucht. 
werden: 

Alter Saldo (= Rohsaldo) — Sollvortrag noch zu beziehender Posten — 
Habenvortrag noch abzuliefernder Posten — Bestand (laut Inventur) — Neuer 
Saldo (= Gewinn oder Verlust). 

Eine weitere maschinelle Verbuchung von Wertpapieren findet in der Effekten- 
kasse statt, wo die wertfrei eingehenden und ausgehenden Posten nach dem Billing- 
system auf deutschen Schreibmaschinen gebucht werden. Bekanntlich handelt es 
sich bei der Billingkonstruktion um eine Vorrichtung an der Schreibmaschinenwalze, 
die es ermöglicht, Kundenaufgaben auf Buchungsblättern so durchzuschlagen, daß 
das Buchungsblatt auf der Walze bleibt, während die Kundenaufgaben nacheinander 
eingeführt werden. Hierbei wird die Drehung der Walze so reguliert, daß sich die 
Buchungen auf dem Buchungsblatt ohne Zwischenraum oder in gewissen gleicht 
großen Abständen aneinanderreihen. 
| Die Verbuchung der eingehenden Effekten erfolgt nach diesem System in der 
Weise, daß, nachdem die Stücke auf Lieferbarkeit geprüft sind, das zugehörige 
Verzeichnis zur Maschine gegeben wird, wo gleichzeitig die Empfangsanzeige, deren 
Kopie und das Eingangsjournal geschrieben werden (Muster H). 

Die ausgehenden Effekten werden auf Grund der Stücke selbst gebucht 
(Muster J). Hierbei wird nicht nur 

1. die Versandanzeige 
hergestellt, sondern es werden auch 

2. deren Kopie, 

3. die vom Empfänger der Effekten lediglich mit Ort, Datum und Unlerschrift 

zu versehende Bestätigung, 

4. die Buchung im Ausgangsjournal 
durchgeschrieben. 

Sind Effekten im Auftrage eines Kunden an einen Dritten zu versenden, so 
wird ein Vordruck nach Muster K benutzt, bei dem gleichzeitig 

1. die Auftragsbestätigung, 

2. deren Kopie, 
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8. die Versandanzeige, 

4. die Empfangsanzeige und 

5. die Buchung im Ausgangsjournal 
durchgeschlagen werden. 

Ein Vordruck nach Muster L wird verwandt, wenn eine auswärtige: ‚Nostro- 
verbindung Wertpapiere an eine andere Depotstelle am gleichen Ort ausliefern soll: 
In-diesem Fall werden mittels Durchschlag 

1. der Auftrag, 

2. dessen Kopie, 

3. die Ankündigung der Auslieferung für den Empfänger, 

4. die Buchung im. Depotjournal gewonnen. 

Zum Schluß sei. noch ein Vergleich zwischen der früheren handschriftlichen 
und der jetzigen maschinellen Abwicklung .der Effektengeschäfte gezogen, ünd 'zwar 
einzeln für folgende Arbeiten: 

Die Anzeigen über Börsenausführungen wurden früher in der Korrespondenz- 
abteilung auf Grund von Belegen der Börsenabteilung geschrieben. Hierbei mußten 
zunächst Beleg und Kundenauftrag verglichen und dann Beleg und Ausführungs- 
anzeige abgestimmt werden. Heute wird die Schreibarbeit in der Korrespondenz- 
abteilung erspart, weil die Börsenabteilung anstatt der Belege die fertigen‘ Aus- 
führungsanzeigen liefert, die lediglich an Hand des Kundenauftrags zu kaniehl; 
lieren sind. 

‚Bei dem alten Verfahren mußten sich die Effektenskontristen auf Grund a 
Börsenbelege Notizen machen, um die Richtigkeit der Eintragungen auf dem 
Effektenkonto in allen Einzelheiten prüfen zu können. Diese Prüfung kann heute 
unterbleiben, weil die Ausrechnung der Kundenposten auf dem Durchschlag der 
Ausführungsanzeige erfolgt und lediglich dieser Beleg mit der Kundenabrechnung 
zur Feststellung der Richtigkeit der Buchungen in der Primanota und auf dem 
Effektenkonto zu vergleichen ist. Die Effektenbuchhalter führten früher Beibücher 
zu dem Effektenkonto, aus dem die eingetragenen Posten täglich in die Beibücher 
zurückübertragen und aufaddiert wurden. Diese Arbeit war zur Durchführung. der 
täglichen Abstimmung mit dem Hauptbuch nötig. Trotzdem wurden bei der monat-. 
lichen Abstimmung noch Buchungs- und Additionsfehler festgestellt. ‚Heute er- 
übrigt sich die tägliche Abstimmung, da durch die Abstimmung der Primanota auch 
die: Richtigkeit der Durchschläge auf dem Effektenkonto mitgeprüft wird. Die Addi- 
tionen im Effektenkonto beschränken sich lediglich auf die Nennwertspalten,. weil 
die ausmachenden Beträge bei jeder Eintragung maschinell saldiert werden. 

Die Korrespondenz über wertfrei ein- und ausgehende Effekten wurde früher 
in der Korrespondenzabteilung erledigt, und zwar auf Grund von Belegen, die die 
Effektenkasse ausstellte. Die Verbuchung erfolgte zweifach: in der Effektenkasse. 
auf Grund der Stücke und in der Korrespondenzabteilung an Hand der ausgehenden 
Briefe. Beide Buchungen mußten abgestimmt werden, wobei nicht selten Ab- 
weichungen gefunden wurden, die zu klären und zu beseitigen waren. Heute findet 
eine. einmalige Verbuchung mit Durchschrift der Anzeigen statt. Hierdurch: fällt 
eine umfangreiche Schreib- und Kontrollarbeit in der Korrespondenzabteilung weg. 
Die einzige Kontrolle, die dem Korrespondenten noch verbleibt, ist die Nachprüfung, 
daß alle avisierten ren eingegangen und alle bestellten Sendungen aus- 
gegangen: sind. a 


Verkäufe !) am 19. Oktober 1924 


Muster A. 
D&E wie A) 


1. 2. 
Des Wertpapiers 
Von ken nn ABO KB IE ER REN NE 1 
Nennwert MR Gattung 
Handels-Nr. Herrn ;> 
2116 Adam Jungels |. 10000 | Anilin Treptow Act. 163],0], Käufe 
ibn N. 2710 
2117 Yoereinsbank ‘. 1.# 15000 Bergmann El. Act. 129%, Ka 
| Herford Be 
| ass beiue el VE Jh Ka DE) EU RR a RE ei . Ba ER 
2118 Herren 
Bach & Kahn . 1x# 100000 | 4°/, Pfälz. Eisenb. Pr. 4,25°|, Nostro 
Cassel 
2119 Herrn | 
| Daniel Loeb 1.# 20000 Mainz. Act. Brauer. Act. | 75°), Nostro 
Mainz | | 
2120. Herm | 
.. Paul Abel: 1.# 30000 | Disconto Comm. Ant. 12%, Makler Katz 
| . Düsseldorf 
D121 © a | 
Handelsbank A.G. ° |.# 6000| Deutsche Bk. Act. OR een tee 
Barmen 
X-stadt, den 19. Oktober 1924 | 
Wir kauften heute von Ihnen die nachstehenden Wertpapiere. 
Hochachtungsvoll X-Bank. 
londeb-Nr Henn n | 5.83 Irrtum vorbehalten | Kurs 
N; 2116 Adam Junges :.# 10000| Anilin Treptow Act. 163/,9/, 
Hier | | 
Bereit 
Vereinsbank :,# 19000 |. Bergmann EI. Act. 12%), 
Herford : 
"9118 RER Herzen BER “oe: : “ | | | 
Bach & Kahn : „#100 Pfälz. Eisenb. Pr. 4,25°/ | 
$ Cassel ; 5 N | Muster 
| 
| 


# Daniel: Loeb _# 20000 | Mainz. Act. Brauer. Act. | 75% | 
E Mainz | | 
NET m ER Er | | 
2120 Herrn 2. | | | 
|: Paul Abel :# 30000. | Disconto Comm. Ant. 12°, | 
E ' Düsseldorf | E | 
Te re el Tr Pa Por Fe men = | Ta | 
Handelsbank A.G. :# 6000 |: Deutsche Bk. Act. 10%, 
Barmen | | ! | ) 
a ee nee | | 


a LL——— — — — ZZ ZZ m m — = m —— mean 
!) Bei dem Bogen „Käufe“ hat die Spalte 1 die Breite der Spalte 8 und diese Spalte die Breite der Spalte 1, 
Auf den Ausführungsanzeigen (Muster B) stehen also die Wertpapiere links und die Anschriften rechts, 
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Wir kauften heute 


’ Handels-Nr. 
:2120 Herrn 
Paul Abel 


Düsseldorf 


B-Schnitzel 


Lee nn — 


X-stadt, den 19. Oktober 1924 


von Ihnen die nachstehenden Wertpapiere. 


Hochachtungsvoll 
X-Bank. 


.rn—nunnen 


Irrtum vorbehalten 


A 30000 | Disconto Comm. Ant. 


Hand.- 


C-Sehnitzel 

2120 Herrn 

Paul Abel A 30000 | Disconto Comm. Ant. | 12%, 

Düsseldorf 
ar EERTEETTE 
: Ei. Abt. . abzügl. Kurtage .# 5.40 
:Rechner:: * Stempel „ 21.60 
_Maschin. M nz erg Provision ,„ 18-— iR 
Re RE RT ON a a LEN » on 
an Wert 21.]10. # 3555. 


Berichtigungen. 
Verkäufe vom 19. Oktober 1924. 


Art der 


Bericht, Von 


Bach & Kahn, Cassel 


Wertpapiere 


Muster F. 


Kurs | An | Kurs 


A 100000 4°|, Piälz. 


Eisenb. Priorit. 4.20 
2118 Kurs |_____ statt: sat, es late 
ur 
| 
Kuno Meier 4 5000 Api Act. | 
2125 Von I statt: - statt: —— statt: — - 
| | Karl Meier | | | 
Lasson & Schuster, Hier | .# 15000 Meguin Act. | 
2140 Wertp. = —— stall: — statt: ———- — statt: — 
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12 €. Weißgerber: 


| Muster H 
Effekten-Eingang am 5. Oktober 1924 


Hinterleger und Effekten Verwendung | | M 


| Herrn Ewald Müller | 327 
| 
| Meiderich 
Ihre Sendung vom 4. Okt. 1924 
A 14000 Hanfwerke Füssen Act. + 1924 Depot 
n. 10000 4°), abg. Ungar. Goldrente + 1/7. 19 do. 


Gelsenkirchen 


Sendung der Deutschen: Bank, Berlin von 


Durchschlag 
im Journal 


| „#.10000 Bergmann Elect. Act. -+ 1924 Depot 
„ 20000 8°], Rhein. Hyp. Bk. Pf. + 1/4. 25 abgeliefert 
„40000 5°], Deutsche Reichsanl. + 1/1. 25 Depot 


| 
| 
Herrn Carl Schneider | | 
| 
| 


X-stadt, den 5. Oktober 1924 


Herrn Carl Schneider | Eingang Nr. 328 
Gelsenkirchen 


Wir empfingen für Ihre Rechnung 


Sendung der Deutschen Bank, Berlin von 


Urschrift (Kopie wie Ursehrift) 


A 10000 Bergmann Elect. Act. + 1924 E Depot 
„ 20000 8°, Rhein. Hyp. Bk. Pf. + 1/4. 25 abgeliefert 
„ 40000 5°], Deutsche Reichsanl. + 1/1. 25 Depot 


die wir für Sie in Depot nehmen, soweit nicht die Stücke, wie oben vermerkt, abge- 
liefert worden sind. 


Hochachtungsvoll 
X-Bank. 


Effekten-Ausgang am 2. Oktober 1924 ‘ Muster I 


pe j- Ku a DD en re Emp- 
P- 
| Empfänger u. Effekten per Bed ‚Mae 


Deutache "Bau Bank 


Berlin 
zum „A 10000 Hapag Act. 1924 ! 1504/10. 1725./6. 1820 | 
Verkauf 
Ei | Herren Buch & Sohn 319 
Ei | Köln 
a . j 
\ 
=) E 
”  |ausDepot| .# 7000 Dresdner Bank Act, | 1924 | 805. 835/40 
» 10000 Motorf. Deutz Act.| 1924 | 1206. 1219. 1221/38 
(Der Text in diesem Raum lautet wie die Fußnote)!) | 
HYHerren\Büch WSohh mh & Versand-Anzeige Nr. 319 
| | Köln X-stadt, den 2. Oktob. 1924 | 
5 bö Wir senden Ihnen A unter Einschreiben und versichert 
a Kup. Nummern 
E ausDepot| .# 7000 Dresdner Bank Act. | 1924 | 805. 835/40 i 
„ 10000 Motorf. Deutz Act.| 1924 | 1206. 1219. 1221/8 
mit der Bitte, uns den Empfang auf dem der Sendung beigefügten 
Vordruck zu bestätigen. Hochachtungsvoll 
X-Bank. 
| er Be, a ie 
"or I Köln X-stadt, den 2. Oktob. 1924 
2 "Wir senden Ihnen gesondert unter Einschreiben und versichert 
2 Kup. Nummern 
Alf |ausDepot| „# 7000 Dresdner Bank Act. | 1924 | 805. 835/40 
ie „10000 Motorf. Deutz Act. | 1924 | 1206. 1219. 1221/8 N 
mit der Bitte, uns den Empfang auf dem der Sendung beigefügten 
Vordruck zw bestätigen. Hochachtungsvoll 
X-Bank. | 
Fe ee nen 
Br. 2 Be ae eg ee 
Ei Köln : Mit Sendung vom: 2. Oktob. 1924 
2 le X.Bahk in X-stadt 
= Kup. Nummern 
a5 |ausDepot| „#4 7000 Dresdner Bank Act. | 1924 | 805. 835/40 
r „ 10000 Motorf. Deutz Act.| 1924 | 1206. 1219. 1221/8 


empfangen zu haben, wird hierdurch bescheinigt 


on 2 
2) Sollten sich beim Öffnen der untenstehenden Sendung Abweichungen von Inhalt und Verzeichnis ergeben, 
so wollen Sie uns telegraphisch verständigen und die gesamte Umhüllung bis zur Klärung der Angelegenheit sorg- 
fältig verwahren. Ebenso wollen Sie die protokollarische Feststellung des Tatbestandes bei dem zuständigen 
Postamt veranlassen. 
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Muster K 


Im Auftrag und für Rechnung von 
a re | Vernand- Areale NE 


Anton N & Co. 
nton Naumann BD X-stadt, den 2. Okt. 1924 
Augsburg 


DEP PTR RRNRIERERERSREEIERDEREEDDDEIEELLERLETEUELLELTESTTSELSLTTITTSETLTLIIUTEENG 


senden wir Ihnen gesondert unter Einschreiben und versichert: 


Kup. Nummern 
& A 50000 4°, Münch. St. Anl. | 1/1. 25 2600/19 = 20/1000 
E 1011. 1020/4 = 6/5000 
S 
mit der Bitte, uns den Empfang uuf dem der Sendung beigefügten Vordruck zu be- 
stätigen. 
Hochachtungsvoll 
(A»schrift) 
X-Bank. 
Mitteldeutsche Creditbank 
Augsburg 
(Anschrift) ’ 
Versand Nr. 501 
Herren 
Anton Naumann & Co. 
| X-stadt, den 2. Okt. 1924 
Augsburg 
Auftraggemäß senden wir aus Ihrem Depot an untenstehende Adresse 
Kup. Nummern 
A 50000 4°, Münch. St. Anl. | 1/1. 25 2600/19 = 20/1000 
Fi 1011. 1020) = 6/5000 
.o 
a 
£ 
=) 
=) 


und halten uns von den Stücken entlastet. 
Hochachtungsvoll 
ee TR EN, X-Bank. 


Außerdem werden noch Versandkopie und Empfangsanzeige wie bei Muster I durchgeschlagen. 


N Be 
u 
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Muster L 
Auswärtige Effekten-Auslieferungen, beauftragt am 2. Okt. 1924 


Depot-Konto Depot-Konto 
Soll | Bilekten | Haben 


Herrn A 500000 5°), Deutsche 
S. Bleichröder Kriegsanleihe 
Berlin 


Dresdner Bank 


Berlin 


# 5000 Cementw. Heidel- | Herren 
berg Act. Baß & Herz 
Frankfurt a/M. 


Deutsche Vereinsbank 


Frankfurt a/M. 


Commerz u. Privatbank 
A.G. 


„# 20000 Wasserw. Char- 
lottenburg Act. 


Deutsche Bank 


Berlin 


Durchschlag 


Berlin 


X-stadt, den 2. Oktober 1924 


Sie empfangen für unsere Rechnung folgende Wertpapiere: 
(Anschrift) 


A 20000 Wasserw. Char- Commerz u. Privatkank 


lottenburg Act. : AT, 


Deutsche Bank 


Berlin 


Ursohrift 


die Sie zur Ablieferung verwenden wollen. 
Hochachtungsvoll 


X-siadt, den 2. Oktober 1924 


Wir bitten Sie, aus unserem Depot 


(Anschrift) 


Ei AM --=+--ennnnnnnnnnsnnnnnnunereenenn BIht # 20000 Wasserw. Char- 
E Deutsche Bank lottenburg Act. Commerz Ne Privatbank 
E Berlin "Berlin 


Barenembomgorenunac Henne enn en essen nnnnn nen nenne nenn he 


u. A. auszuliefern. 
Hochachtungsvoll 


X-Bank. 


Mitteilungen. 


Einfluß der Gründungskosten auf die Finanzierung. !) 


Vergleicht man die Zahl der Gründungen von Aktiengesellschaften in den 
Jahren nach der Gründung des Deutschen Reiches mit der Zahl der Gründungen in 
den Jahren 1913—1924, so findet man, daß nach erfolgreicher Beendigung des 
Krieges 1870/71 die Gründungen von Aktiengesellschaften den Kapitalmarkt immer 
mehr in Anspruch nehmen; die-gleiche Erscheinung ist in den Jahren 1917 bis An- 
fang des Jahres 1924 zu beobachten. Nach der Be „Deutscher la 
wurden gegründet: 


im Jahre _ Gesellschaiten mit einem Kapital von 
1871 207 758 760 000 .# . 
1872 479 1477730 000 „ 
1873 | 242 544 180 000 „ 
1874 90 105 920 000 „ 
1875 55 45 560 000 „ 
1876 42. 18180000 „ 
1877 44 43420000 „ 
1878 42 13 250 000 „ 


und nach dem „Statistischen Jahrbuch für das Deutsche Reich“ im Jahre 


1913 119 PR 333 716 
1914 175 | 219046 „ 
1915 AR 68 658023 „ 
1916 "89 114258 " 
1917 111 A 279108 „ 
1918 168 347881 „ 
1919 226 586 870 „ 
1920 503 1515780 „, 


Von 1920 ab wird der monatliche Durchschnitt der Neugründungen von Aktien- 
gesellschaften immer größer; 1922 ist der Durchschnitt 255 und 1923 bereits 585. 

Untersucht man die Frage näher, woher es kommt, daß von 1871—1873 nach 
einem gewonnenen Kriege die Zahl der Aktiengesellschaften stark zunimmt und daß 
die gleiche Erscheinung, aber in einem viel größeren Ausmaße nach einem ver- 
lorenen Kriege zu beobachten ist, so kommt man zu folgendem Ergebnis: 

In den letzten Monaten des Jahres 1870 hatte eine rege Unternehmungslust ein- 
gesetzt, die einen bedeutenden Aufschwung weiter im Jahre 1871 auf allen Gebieten 
des Handels und der Industrie nahm. Durch eine Menge von Neuanlagen auf dem 
Gebiete der Industrie wurde eine lebhafte Kapitalnachfrage hervorgerufen; infolge 
des flüssigen Geld- und Kapitalmarktes kaufte das Publikum alle neuen Wertpapiere 
mit großer Begierde und ohne Untersuchung des inneren Wertes der Aktien. Der 
deutsch-französische Krieg brachte vorerst das Gründungsfieber zum Stillstand; dann 
aber erfolgte auf dem Gebiete des Aktienrechtes eine wichtige gesetzgeberische 
Maßnahme. Das Bundesgesetz vom 11. Juni 1870, in den süddeutschen Staaten seit 
1871 in Geltung, beseitigte die Konzessionierung und setzte an deren Stelle privat- 
rechtliche Normativbestimmungen. Diese Befreiung von der staatlichen Bevormun- 
dung im Verein mit der nach dem Kriege durch den Milliardensegen einsetzenden 


. 1) Dieser Abschnitt bildete das Schlußkapitel der im November-Heft, Jg. 1924, veröffent- 
lichten Arbeit „Die Gründungskosten der Aktiengesellschaft“. Er konnte wegen Raummangels 
nicht aufgenommen werden. Da er von Interesse sein dürfte, wird er hier nachgetragen. 
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Überspekulation führten zu der Gründerperiode der Jahre 1871—1873. Im Jahre 


1873. erfolgte dann der Zusammenbruch dieser Überspannung der Unternehmungs- 


lust. Die Zahl der Neugründungen sinkt in den folgenden Jahren immer mehr. 

In der zweiten Periode sieht man, daß bis Ausbruch des Weltkrieges die Zahl 
der Neugründungen im Wachsen begriffen war, durch den Ausbruch des Krieges 
bis auf ein Drittel sank, um dann in einem immer schnelleren Tempo sich zu ver- 
größern. Die immer stärker auftretende Geldentwertung seit 1920 beschleunigte die 
Geschwindigkeit des Anwachsens der Zahl der Neugründungen. In dieser Periode 
ist es aber nicht die Zunahme an echtem Kapital, die diese Erscheinung hervorruft, 
sondern das Gegenteil ist diesmal der Fall: das Verschwinden von Kapital durch 
die Geldentwertung. Die einzelnen Unternehmungen werden immer kapitalschwächer 
und müssen sich entweder in Gesellschaftsform zusammenschließen oder sich in 
eine Form umwandeln, die es möglich macht, den Kapitalmarkt schnell und leicht 
in Anspruch nehmen zu können. Die Zunahme der Zahl der Gründungen ist also 
in der jüngsten Vergangenheit kein Zeichen für eine lebhafte Unternehmungstätig- 
keit, sondern ein Zeichen dafür, daß die Unternehmungen durch ihre Kapitalarmut 
immer mehr in die juristische Form der Kapitalgesellschaft gedrängt wurden, um 
auf diese Weise leichter Kapitalien für ihren Betrieb zu erlangen. Auf der anderen 
Seite verschwinden in beinahe gleicher Höhe Einzelunternehmungen, offene Han- 
delsgesellschaften usw. 

Die Inanspruchnahme des Kapitalmarktes in Goldmark vom Dezember 1923 ab 
zeigt folgendes Bild: 


Neugründungen von Aktiengesellschaften im Monat: 


Anzahl Nennwert Kurswert in G.M. 
Dezember 1923 195 - 45599 Bill. 45 767 053 
Januar 1924 705 505000  „ 7063 099 
Februar , 207 24142 , 769 130 
März e 186 18523. -, 2 464 284 
April A 90 61130 , 178.583 
Mai . 43 IEHUBE TE 46 849 
Goldmark- "Neugrün dungen im: Monat; AUN 
' "Dezember 1923 2 600 000 G.M. 600 000- 
Januar :1924. SER . 765.000 R: - .. 765.000 
Februar A 35 2707000 „ 2 720 000 
März nn 94 35393000 „. )) 35 537 000 
April P 73 12312800 „ 12 870 300 
| Mai 5 67, 1, 18119000 .. 16 312 000 
Kapitalerhöhungen im Monat: 
Dezember 1923 523 2203 Mrd. 1132 221 
Januar 1924 281 1499 Bill. 5 777230 
Februar . 161 1532 Mrd. 2 649 923 
März H 144 67 992 Bill. 1518293 
April x 128 30 Mrd. 2 780 072 
Mai vage 51 50 000 Bill. 3 316 232 
Kapitalerhöhungen in Goldmark im Monat: 
März 1924 2 99000 G.M. 99 600 
April y 1 229000 „ 229 000 
Mai S 5 727800 „ 810 0452) 


1) In dieser Zahl ist eine Neugründung mit einem Kapital von 25 Mill. Goldmark ent- 
halten, die Essener Steinkohlenbergwerke A.-G. 
2) Die Zahlen entstammen aus der Zeitschrift „Wirtschaft und Statistik‘, Herausgeber: 


Statistisches Reichsamt, 4. Jahrgang, Nr. 1—14. 
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Bei graphischer Darstellung der Gesamtgründungstätigkeit, gemessen an der 
Zahl der Aktiengesellschaften, und bei derselben Darstellung der Gründungstätigkeit 
bei G.m.b.H. im Jahre 1924 ergibt sich folgende Kurve: 


1P00 Neugrünkungen 


ramaena arm a 


2 E 
Tg Be 


1b en: Dan. Fe r2_\Abril_ Mmbi__ B 
Durchschn. i. Monat en 


= Neugründungen me... = Kapitalerhöhungen 


Bei graphischer Darstellung der Inanspruchnahme des Kapitalmarktes in Gold- 
mark durch Neugründungen von Aktiengesellschaften und durch Kapitalerhöhungen 
von bestehenden Gesellschaften entsteht die nachstehende Kurve: 
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Die Kurve für die Anzahl der Neugründungen von Aktiengesellschaften zeigt 
eine stark fallende Tendenz; trotzdem ist die Gründungstätigkeit im Juni 1924 noch 
um 350 % größer als im Monatsdurchschnitt des Jahres 1913. 

Die Kurve für die Inanspruchnahme des Kapitalmarktes durch Neugründungen 
zeigt kein einheitliches Bild; ebenso die Kurve für die Kapitalerhöhungen. Eine 
Kurve über eine längere Periode würde wahrscheinlich die Bewegung deutlicher 
zeigen. Immerhin liegt das Durchschnittskapital bei einer neugegründeten Aktien- 
gesellschaft im Monat Mai 1924 mit Gm. 148700.— bedeutend höher als 1913 bei 
einem Durchschnittskapital von Gm. 2800.—. 

Bei der Neugründung von Aktiengesellschaften bzw. bei der Umwandlung von 
Unternehmungen in die Form der Aktiengesellschaft hat die Frage der Gründungs- 
kosten in wertstabiler Zeit immer eine wesentliche Rolle gespielt. Wenn man sich 
im Prinzip darüber einig war, daß die zur Zeit wirtschaftlich und steuerlich zweck- 
mäßigste Unternehmungsform die Aktiengesellschaft sei, dann lautete die stets von 
neuem zu beantwortende Frage: ist der Bargründung oder der Sachgründung aus 
allgemeinen oder aus Kostengründen der Vorzug zu geben? Eine Statistik von 1909 
bis 19191) zeigt deutlich, daß die Entscheidung stets zugunsten der Bargründung 
fiel. Neben der Kostenfrage mag aber bei der überwiegenden Wahl der Bargründung 
auch die Frage der Leichtigkeit und Schnelligkeit der Bargründung mit beein- 
ilussend gewesen sein. Jedenfalls zeigt diese Statistik, daß die Sach- bzw. Um- 
wandlungsgründung immer mehr im Laufe der letzten Jahre zurückgedrängt worden 
ist, sogar derart stark, daß im Jahre 1919 nur noch 9 Umwandlungsgründungen und 
2 Sachgründungen gegenüber 215 Bargründungen stattgefunden haben. Für die 
neueste Zeit liegt eine derartige Statistik noch nicht vor; meine Aufzeichnungen 
aus den Gründungen des ersten Halbjahres 1924, die der Revision der Handels- 
kammer zu Köln unterlagen, zeigen aber auch für die allerjüngste Zeit dieselbe 
Tendenz: von insgesamt 14 revisionspflichtigen Gründungen vom Januar bis Juni 
1924 waren 12 Gründungen Bargründungen und nur zwei davon Sachgründungen. 

Die Festsetzung eines Mindestkapitals von Gm. 50000 durch die Goldbilanz- 
Verordnung hat die Gründung von Aktiengesellschaften erschwert; bei der Kapital- 
armut der deutschen Wirtschaft haben Gm. 50000.— eine ganz andere Bedeutung 
wie zu normalen Zeiten. Prof. Dr. W. Kalveram sagt hierzu folgendes: 

„Die Wahl der A.-G. als Unternehmungsform wird unter diesen Umständen für solche 
Unternehmungen nicht mehr in Betracht kommen, die nur für ein kleines Kapital tragfähig 
sind. Der Wunsch, daß sich in den Kapitalgesellschaften die Kapitalgröße dem Zwecke der 
Unternehmung besser anpaßt, ist sehr berechtigt. Aber die generelle Festsetzung des Kapitals 
auf 450000 erscheint bei unserer verarmten Wirtschaft als eine große Härte ?).“ 

Diese gekennzeichnete Härte hat aber das Wirtschaftsleben bereits dadurch zu 
überwinden versucht, daß bei Bargründungen nur 250% des Kapitals eingezahlt 
werden, so daß als Mindestgrenze einer Neugründung nur Gm. 12500.— in Frage zu 
kommen brauchen. Bei der Durchsicht der Handelskammer-Revisionsberichte der 
Gründungen von Aktiengesellschaften im Bereiche des Handelskammerbezirks Köln 
habe ich gefunden, daß das Kapital von sechs Bargründungen von insgesamt zwölf 
Bargründungen nur mit 25 %0 eingezahlt war, daß von zwei weiteren Bargründun- 
gen nur 40% des Kapitals und von der neunten Bargründung 50% des Aktien- 
kapitals eingezahlt war. Nur drei Gesellschaften hatten ihr Grundkapital voll ge- 
deckt. Von den vorhandenen zwei Sachgründungen hatte eine Gesellschaft noch 


' D) Aus E. Schmalenbach „Finanzierungen“, 3. verbesserte Auflage, S.99/100. 
2) S, „Die Gründung von Aktiengesellschaften“ in der Zeitschrift für Betriebswirtschaft 
Jahrgang I, 1924, Heft 3, S. 285. 
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einen Teil ihres Grundkapitals durch eine he aufgebracht; auch diese Bar- 
einlage war nur mit 250% eingezahlt. 

Durch das Fehlen einer Statistik über das Verhältnis ber Bargrindnnpe zu 
den Sachgründungen im ersten Halbjahr 1924 ist noch nicht mit Bestimmtheit er- 
kennbar, ob für die Folgezeit die Bargründung innerhalb der Aktiengesellschafts- 
Gründungen vorherrschend bleiben wird wie in früheren Zeiten. Die angestellten 
Überlegungen sprechen allerdings dafür, wie ja auch die provisorisch aufgestellte- 
Statistik für den Handelskammerbezirk Köln zeigt. Eine Verminderung der Grün- 
dungskosten um 4,3 0% gegenüber der Sachgründung bei einem Grundkapital von 
Gm. 50 000.— ist bei der heutigen wirtschaftlichen Depression eine nicht zu unter- 
schätzende Ersparnis. Heinz Wittler, 


Literatur. 


Grundplan der Selbstkostenrechnung. Entwurf aufgestellt von dem 
Selbstkostenausschuß im Ausschuß für wirtschaftliche Fertigung. Berlin NW 7, 
Friedrichstr. 931I. Zweite Ausgabe, Neudruck Mai 1923. 

In einer Vorbemerkung heißt es, der in gemeinsamer Arbeit von Ingenieuren 
und Kaufleuten, Industriellen und Wirtschaftsberatern, Wissenschaftlern und Prak- 
tikern aufgestellte Entwurf sei in der Absicht geschaffen, Übereinstimmung über die 
Grundbegriffe und Hauptgrundsätze der Selbstkostenrechnung herbeizuführen und 
das für alle oder für die meisten Industriezweige Gültige herauszuarbeiten. | 

Die Herausgeber sind selbst überzeugt davon, daß dies weitgesteckte Ziel noch 
nicht erreicht sei. Sie geben eine stellenweise besonders eingehende Berücksich- 
tigung des Maschinenbaues zu und begründen das mit besonders guten Unter- 
lagen und besonders zahlreichen Mitarbeitern in der in Fragen des Selbstkosten- 
wesens überhaupt am meisten fortgeschrittenen Maschinenindustrie. An die Vertre- 
ter sämtlicher Industriezweige wird im Anschluß daran die Bitte gerichtet, an: der 
weiteren Verbesserung des Grundplanes mitzuwirken, soweit dessen Ziel, das All- 
gemeingültige herauszuarbeiten, im vorliegenden Entwurf noch nicht verwirk- 
licht sei. 

In der Torben ist dann weiter gesagt, daß ein völliger Ausgleich der 
einander widerstrebenden Anschauungen unter den Mitarbeitern bisher nicht ge- 
lungen sei, das gelte vor allem für die Durchführung der Selbstkostenberechnung, 
wo es entsprechend den besonderen Verhältnissen der Betriebe oft verschiedene 
gleichrichtige Mittel und Wege gebe. 

Es zeugt von sorgfältiger Arbeit, daß die Herausgeber die Schwächen des 
Entwurfes sehen, und es verdient alle Anerkennung, daß sie diese um der sachlichen 
Klärung des Selbstkostenproblems willen selbst herausstellen. Uns scheint es aller- 
dings unmöglich, einen Grundplan für die Selbstkostenberechnung aufzustellen, der 
Ansprüchen auf Allgemeingültigkeit in dem vom A.w.F. erstrebten Ausmaße ge- 
nügen könnte; hier werden immer berechtigte Meinungsverschiedenheiten entstehen, 
wie bei allen Zweckmäßigkeitsfragen. | 

Inhaltlich enthält der Entwurf folgendes: 

Erster Hauptabschnitt: Grundlagen der ne 
‘A. Überblick, 

B. Die Kostenarten, 


Literatur. 


8l 


C. Die Kostenstellen, 
D. Die Kostenträger, 
E. Übersichtsschema der Kostenarten, Kostenstellen und Kostenträger. 


Zweiter Hauptabschnitt: Nachrechnung und Vorrechnung. 
A. Nachrechnung, 
B. Vorrechnung. 


Der leitende Grundgedanke des Entwurfes ist folgender: Als Ergänzung der 
kaufmännischen Buchhaltung, die über den Gesamterfolg des Unternehmens oder 
einzelner Abteilungen Aufschluß gibt, bedarf es einer Rechnung, aus der sich ergibt, 
wie hoch die Kosten für ein bestimmtes Erzeugnis oder eine bestimmte Leistung 
- sind, und wie sie sich artmäßig zusammensetzen, ferner wie sich die Kosten auf die 
mitwirkenden Faktoren und die einzelnen Arbeitsvorgänge verteilen. Diese Aufgabe 
leistet die Selbstkostenrechnung, und zwar durch die Vorrechnung und die Nach- 
rechnung. Die Summe der durch die Nachrechnung ermittelten Einzelstückerfolge 
muß gleich sein dem durch die Buchhaltung errechneten Gesamterfolge. Zu unter- 
scheiden sind die individuellen Selbstkosten, die z. B. Zinsen für das eigene Kapital 
nicht enthalten, von den objektiven, die allein eine geeignete Beurteilungs- und Ver- 
gleichsgrundlage abgeben. Sie werden wie folgt definiert: 

„Objektive Selbstkosten sind alle für Herstellung und Vertrieb eines Er- 
zeugnisses oder für Durchführung einer Leistung entstehenden Aufwendungen 
aus Betriebskapital, Minderungen an Anlagekapital und Einbußen an Ertrag, wie 
er durch anderweitige Verwendung des Kapitals und der Arbeitskraft des Unter- 
nehmers normal erzielt werden würde.“ 

Wichtige Gesichtspunkte für die Einteilung der Kosten sind die Trennung von 
Herstellungs- und Vertriebskosten, die Unterscheidung von Einzel- (Maß-) und Ge- 
mein- (Zuschlags-) kosten, endlich die Gliederung der Kosten nach Arten. 


Die wichtigsten Kostenarten sind: 


our 


1 


. Werbekosten, soweit nicht unter an- 


deren Kostenarten berücksichtigt, 


. Beförderungskosten, soweit nicht un- 


. Materialkosten, 8. Kosten, für Schutzrechte, soweit nicht 
. Personalkosten, unter anderen Kostenarten berück- 
. Sachversicherungen, sichtigt, 

. Steuern und andere Abgaben, 9. Abschreibungen, 

. Postgebühren, 10. Zinsen für das Anlage- und Betriebs- 


kapital, 
Grundstücks- und Gebäudekosten, 
Wagnisse und Ausfälle, 


ter anderen Kostenarten berücksich- 

tigt, 
Die so in der Buchhaltung artmäßig gegliederten Kosten sind in der Selbstkosten- 
rechnung auf die Kostenstellen zu verteilen. Diese Kostenstellen können sein eine 
räumlich bestimmte Arbeitsstelle, eine Tätigkeit, ein Zweck, selbst eine Gruppe van 
Erzeugnissen. Die Verteilung geschieht einmal zwecks Vergleichungen bezügl. der 
Kostenstelle selbst, dann aber auch zum Zweck der Weiterverteilung der Kosten 
auf die eigentlichen Kostenträger (Erzeugnisse und Leistungen). Anzahl und 
Gliederung der Kostenstellen richten sich nach Art und Größe des Betriebes. 

Der einfachste Fall, der gegeben ist, wenn nur ein Erzeugnis in einfachem Arbeits- 
gang hergestellt wird, ist die Behandlung des gesamten Unternehmens als einer 
Kostenstelle.. In den meisten Fällen sind aber mindestens drei Kostenstellen zu 
bilden, nämlich 

Materialwesen, Fertigung und Vertrieb. 
Zeitschr. f. Handelsw. Forschung. 19. Jahrg. Heft II 6 
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Je größer die Fabrik, und je mannigfaltiger die Erzeugnisse, um so größer ist die 
Anzahl der zu bildenden Kostenstellen. Die Kostenstellen sind so zu bilden, daß 
zwischen den auf eine Kostenstelle entfallenden Gemeinkosten und derjenigen. 


Größe, die als Maßstab für die Verteilung der Gemeinkosten in Betracht kommt 


(Schlüsselgröße), eine tatsächliche und überblickbare Beziehung besteht. 
Die Kostenstellen sind entweder unmittelbar an der Herstellung von Ver- 


kaufserzeugnissen (Kostenträger) beteiligt oder mittelbar. Im ersten Fall erfolgt die 


Verteilung von Kostenstelle zu Kostenträger in einem Schritt mittels einer geeig- 
neten Schlüsselgröße, im zweiten Fall ist erst eine Weiterverteilung auf unmittel- 
bare, letzte Kostenstellen erforderlich. | 

Die Verteilung der Kosten und damit die Selbstkostenberechnung wird um so 
richtiger, je mehr die Kosten unmittelbar den letzten Kostenstellen oder, wenn das 
nicht möglich ist, wenigstens den Kostenstellen zugeteilt werden, die in möglichst 
wenigen weiteren Schritten zu den letzten Kostenstellen führen. 

Als Schlüssel für die Verteilung der Gemeinkosten auf Kostenstellen und 
Kostenträger kommen in Betracht Wertbeträge wie Löhne oder Materialkosten, da- 
neben aber auch Mengen-, Zeit- und Raummaße, endlich Kraftmaßstäbe wie PS 
oder kWh. 

Ihren so im wesentlichen Kern wiedergegebenen Ausführungen fügen die Her- 
ausgeber einige sehr übersichtliche Schemen mit der üblichen schachbrettartigen 
Anordnung bei. | 

Der sachkundige Leser wird die Überzeugung mitnehmen, daß ihm hier eine 
glänzende, wohldurchdachte und praktisch in vielen Fällen erprobte Anleitung zur 
Verteilung der in der Buchhaltung artmäßig gegliederten Kosten auf Kostenstellen 
(Arbeitsplätze, Betriebszwecke, Abteilungen usw.) und Kostenträger (verkaufs- 
bereite Erzeugnisse und Leistungen) geboten wird. 

Aber ein anderer Zweifel taucht auf, ob nämlich die so gewonnenen Ergeb- 
nisse tatsächlich geeignet sind, als Unterlage für die Hauptzwecke der Selbstkosten- 
rechnung: Preisstellung, Betrsebskontrolle und Betriebsanleitung zu dienen. Dieser 
Zweifel läßt sich nicht einheitlich für alle Betriebe lösen; aber soviel steht fest, 
daß für Unternehmen, in denen der Beschäftigungsgrad starken Schwankungen aus- 
gesetzt ist, obiges Schema unvollkommen ist, und daß diese Unvollkommenheit 
sich mit der relativen Größe der fixen, vom Beschäftigungsgrad unabhängigen 
Kosten steigert. 

Die Lösung dieser Schwierigkeit wird in der Richtung liegen, daß man alle 
oder wenigstens gewisse fixe Kosten aus obigem Schema herausnimmt und einer 
gesonderten Behandlung unterwirft. Bevor zu den Einzelheiten zweckmäßiger Durch- 
führung Stellung genommen werden kann, müßte zunächst Material aus einer großen 
Zahl einzelner Betriebe der verschiedensten Gewerbezweige gesammelt werden. 

Es scheint überhaupt, daß — von Ausnahmen abgesehen —, weder Theorie 
noch Praxis dem wirtschaftlichen und organisatorischen Problem der Zusammen- 
hänge zwischen Beschäftigungsgrad und Kosten die ihm gebührende Beachtung 
schenken. In vorliegendem Grundplan wird diese Frage nicht einmal angedeutet. 

Beanstanden möchten wir an dem Entwurf auch die oben angeführte vor allem 
der Form nach unglückliche Bestimmung des Begriffs der „objektiven Selbst- 
kosten“. 

Alles in allem indes sollte niemand, der 'sich in Lehre und Leben mit Kosten- 
fragen zu befassen hat, das Studium des Grundplanes versäumen, Auch soweit 
sich seine praktische Anwendung nur mit Einschränkungen empfiehlt, gibt er nütz- 
liche und beachtenswerte Anregungen. yo! Dr. Paul Nassen. 
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Feldkeller, Dr. Paul. Logik für Kaufleute. Leipzig, Verlag G. A. Gloeckner. 
110 Seiten. 


Wir erwähnen aus dem Inhalte dieses prächtigen Handbüchleins, das in logi- 
scher Weise den Leser selbst zu praktisch glänzend verwertbaren Schlüssen führt, 
nur folgendes: Reellität, Löhne, Leistungen und Lieferungsbedingungen, Preisbil- 
dung, Wucher, Selbstbetrug, Reklame. Das Buch muß von jedem Kaufmanne ge- 
lesen werden, der seinen Beruf nicht nur des Geldes wegen betreibt, sondern auch 
Interesse und Liebe zur Sache hat. (,,Die Intelligenz‘, August 1924.) F. R.-K. 


Prater, Dr. Diplom-Handelslehrer. Kaufmännische Buchhaltung. Eine me- 
thodische Einführung mit Übungsgängen für kaufmännische Schulen und zum 
Selbstunterricht. Berlin C2, Spaeth & Linde, 1924. 163 Seiten. Preis 46 3.20. 


Es handelt sich um ein kleines Lehrbuch. Da der Verfasser darauf verzichtet 
anzugeben, warum er trotz der Fülle dieser Art Bücher eine Neuerscheinung für 
notwendig hielt, noch anzeigt, worin das wesentlich Neue seiner Arbeit besteht, 
kann auf die Würdigung der Schrift nicht eingegangen werden. Der Stand der 
Fachwisserschaft ist ihm offenbar ungenügend bekannt. Hp. 


Schmidt, Dr. Alfred. Drogen und Drogenhandel im Altertum. Inaugural- 
Dissertation. Köln, Paul Gehly, 1924. 134 Seiten. 


Aus medizinischen, botanischen und geographischen Schriften der Antike, aus 
Aufzeichnungen von Geschichtsschreibern und Dichtern hat der Verfasser mit großer 
Mühe seine Ausführungen zusammengestellt. Um über die Bedeutung und den 
Umfang des Drogenhandels eine Erkenntnis zu erlangen, glaubte er, zuvor eine 
Untersuchung über die Verwendung der Drogen in Medizin, Technik, für Kultus- und 
Luxuszwecke anstellen zu müssen. Diese umfangreichen Darlegungen bilden den 
ersten Teil seiner Arbeit. Der zweite Teil befaßt sich mit dem eigentlichen Drogen- 
handel. Er bringt keine Einzelheiten über bestimmte Epochen und über bestimmte 
Länder, da das vorhandene Material durch größere Zeiträume, aus denen Aul- 
zeichnungen fehlen, unterbrochen wird. Mit einer Übersicht über Herkunft und Ge- 
winnung der Drogen beginnend, macht uns der Verfasser mit den Gebräuchen des 
Klein- und Großhandels, der Aufbewahrung und Verpackung bekannt. Von beson- 
derem Interesse dürften die Preistabellen sein, unter denen sich eine befindet, die 
angesichts einer Teuerung mit Höchstpreisen festgesetzt ist. Auch der Abschnitt 
über Zölle und Monopole gibt einen guten Einblick in die Handelsverhältnisse der 
Antike. Im Schlußkapitel behandelt der Verfasser die Handelswege. Hp. 


v. Sazenhofen, Karl. Technik der taylorisierten Schnellbuchhaltung 
„Blattograph“. 2. Auflage. Freiburg in Baden, Verlagsanstalt Sazenhofen, 
1924. 58 Seiten. 


Der Verfasser kritisiert zunächst die alte Buchführung und die bisherigen 
Durchschreibeverfahren, hebt dann das Prinzipielle seines Systems hervor und gibt 
Richtlinien für die Vorbereitung zur Blattographbuchhaltung. Nach diesen all- 
gemeinen Erörterungen geht er auf die technische Seite seines Systems ein. Das 
Wesen des Durchschreibeverfahrens, dessen sich auch v. Sazenhofen bedient, be- 
steht darin, daß mittels einer Durchschreibevorrichtung die Buchung gleichzeitig 
im Grundbuch und auf den Konten des in einzelne Kartenblätter aufgelösten Konto- 
korrent- und Hauptbuches erscheint. Ein Unterschied gegenüber den meisten 
anderen Verfahren besteht darin, daß die Originalschrift auf den Kontenblättern, die 
Durchschrift in den Grundbüchern sich befindet, während es sonst umgekehrt ist. 
Obwohl die Originalschriften auf den einzelnen Kontenblättern geschehen, ist es 
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nicht notwendig, jede einzelne Buchung auf den Kontenblättern selbst auszu- 
führen. Dies wird durch eine besondere Einrichtung des Journals vermieden. Vor 
den Spalten, in welche die Durchschriften der Originalbuchungen erfolgen, befinden 
sich Vorspalten, in die solche Buchungen gebracht werden, die erst in Sammel- 
posten auf die einzelnen Konten gelangen sollen, wie die des Warenkontos usw. Zu 
beliebigen Zeiten können die Buchungen dort aufaddiert werden und auf die 


Kontenblätter mit gleichzeitiger Durchschrift ins Journal gebracht werden. Der 


Verfasser teilt seine Grundbücher in zwei Arten ein, in solche mit Vorspalte, die 


er Journale nennt, und solche ohne Vorspalte, die er Memoriale nennt. Das Journal 


ist so eingerichtet, daß sich eine Buchungsseite über zwei Blätter hinzieht. Das 
erste Blatt dient zur Aufnahme der Vorspalten, die Durchschriften erfolgen auf der 


rechten Seite. Im übrigen ist die Liniatur und Einteilung im wesentlichen so ein- 


gerichtet wie bei den übrigen Durchschreibeverfahren. Das Memorial ist paginiert. 
Der Vordruck stimmt mit der rechten Seite des Journals überein. Die Kontenblätter 
werden eingeteilt in Sach- und Personenkontenblätter. Eine besondere Regelung 
erfordert der Kassenverkehr. Der Kassierer kann nicht mehr wie früher das Kassen- 
buch selbst führen, weil die Kontenblätter nicht zum Teil in der Buchhaltung, zum 
Teil in der Kasse sich befinden können. Der Kassierer kann daher nur eine Kassa- 
liste führen und diese zum Buchen an die Buchhaltung abgeben. Nach diesen Aus- 


führungen bespricht dann der Verfasser noch kurz den Monatsabschluß und den 


Übergang zum Blattographsystem. Im Anhang sind Vordrucke über Buchungs- und 
Kontenblätter gegeben. Hp. 


Foerster, Dr. Emil, Honorardozent an der Technischen Hochschule in Wien. Poli- 
tische Arithmetik (Zinseszins-, Renten- und Anleiherechnung). Berlin und 
Leipzig, Walter de Gruyter & Co., 1924. 155 Seiten. 


Blind, Prof. Dr. August. Maß-, Münz- und Gewichtswesen. 2. Aue 
Berlin und Leipzig, Walter de Gruyter & Co., 1923. 144 Seiten. 


Die Arbeit legt in der Einleitung die Entstehung der Längenmaße und der 
in ihrem Ursprung fast untrennbar verknüpften Gewichte und Münzen dar. Der 


Hauptteil stellt im ersten Teile die Maße und Gewichte der einzelnen Länder 
zusammen. Diese Einteilung hält der Verfasser auch im zweiten Teile, der die 
Geldgewichte behandelt, bei. Der Krieg und seine Veränderungen sind vom Ver- 
fasser als unbeachtliche Tatsachen behandelt worden; viele Angaben sind veraltert. 
Hp. 


Pissel, Dr., Oberregierungsrat, und Koppe, Dr., Rechtsanwalt. Die Neurege- 


lung des Lohnabzuges 1924. Berlin C2, Spaeth & Linde, 1924. 90 Seiten. 


Die Bestimmungen über den Steuerabzug vom Arbeitslohn haben mit Wirkung 
vom 1. Januar 1924 eine grundlegende Umgestaltung erfahren. Hierdurch veranlaßt, 
stellen die Verfasser diejenigen Paragraphen aus der zweiten Steuernotverordnung, 
die sich mit der Neuregelung dieser Bestimmungen befassen, zusamınen, und geben 
hierzu ausführliche Erläuterungen. Der zweite Teil bringt den Wortlaut der Durch- 


führungsbestimmungen über den Steuerabzug vom Arbeitslohn vom 20. Dezember 


1923. Eine kurze Zusammenfassung des wesentlichen Inhalts der Bestimmungen mit 
Beispielen der Berechnung der Steuer, Verwendung der einbehaltenen Steuerbeträge 
und sonstige Einzelheiten bilden den Schluß der Arbeit. Hp. 


Mayer, M. Betriebswissenschaft. Sonderabdruck aus dem Taschenbuch für 
Bauingenieure. Herausgegeben von M. Foerster. 4. Auflage. Berlin, Julius Sprit 
: ger, 1921. 48 Seiten. 
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Nach allgemeinen Ratschlägen über den Bauauftrag, Vertrag, über Arbeits- 
teilung im Baufach und über die Auswahl der Mitarbeiter gibt der Verfasser Ar- 
beitsleistungsziffern über Beton- und sonstige Maurerarbeiten, die größtenteils den 
Arbeiten Taylors und Thomsons entnommen sind. In den letzten Abschnitten 
besprichi er die Betriebs- und Geschäftsleitung unter Beifügung eines Organisations- 
planes. Hp. 


Beusch, Dr. Paul. Tabelle zur Ermittelung der Lohnsteuer. Berlin C2, 
Spaeth & Linde, 1924. 


Eine Tabelle enthält die Steuer bei steuerpflichtigen Lohnbeträgen bis zu 
Ab 10.—, die zweite über M 10.—; die letzte ist eine Steuertabelle für Akkord- 
löhne. Spalte 1—10 der ersten Tabelle gibt die Steuersätze von 10—1% wieder, 
die je nach den besonderen Verhältnissen der Steuerzahler, die dort angegeben 
sind, in Frage kommen; hierunter befinden sich gleich ausgerechnet die steuer- 
pflichtigen Lohnbeträge, also mit Abzug der Freigrenze. Spalte 11 enthält den 
Steuerbetrag. Die zweite Tabelle zeigt die steuerpflichtigen Lohnbeträge über 
M 10.—, aber nur in Zwischenräumen von je M10.—. Für die dazwischen- 
liegenden Beträge muß die erste Tabelle herangezogen werden. Die dritte Tabelle 
enthält den Steuerabzug bei Akkordlöhnen, von denen einheitlich vom vollen 
Lohnbetrag 40% einbehalten. werden. Hp. 


Vogel, Dr. Joachim. Das D ee hal Berlin, Julius Springer, 
1924. 57 Seiten. Preis Mb 2.— 


Der Verfasser bespricht in der Einleitung das Wesen des Devisentermin- 
geschäftes und seine Entwicklung in Deutschland in der Nachkriegszeit. Hierbei 
hebt er besonders das Devisentermingeschäft der Reichsbank hervor. Der erste 
Hauptteil der Arbeit befaßt sich mit der Technik des privaten Devisentermin- 
geschäfts. Hieran schließen sich Darlegungen über das direkte Kursrisiko der 
Banken, über die Gefahren der Nichterfüllung durch den Kontrahenten, über die 
Spekulation des Devisenhändlers und über die Prolongation des Devisentermin- 
geschäfts. Der zweite Hauptteil ist eine Abhandlung über die Theorie des Devisen- 
termingeschäfts. Es werden hier Begriff, Wesen und die Preisbildung des Termin- 
satzes, d. i. die Bezeichnung der Kursdifferenz zwischen einem tatsächlichen Ter- 
mingeschäft und einem gedachten Kassageschäft gleicher Richtung, dargelegt und 
der Einfluß des Devisentermingeschäfts auf Wechselkurs und Geldmarkt unter- 
sucht. Im Schlußkapitel wird die Bedeutung des Devisentermingeschäfts für den 
Bankkunden besprochen. Hp. 


Erler, Dr., Oberregierungsrat, und Koppe, Dr., Rechtsanwalt. Die Aufwer- 
tungsverordnung vom 11. Oktober 1923 mit den Durchführungsbestimmun- 
gen, Erlassen und Beispielen für die Praxis. Berlin C2, Spaeth & Linde, 1923. 

124 Seiten. 


Die Arbeit beginnt mit dem Wortlaut der Verordnung über die Aufwertung 
von Steuerbeträgen und über die Vereinfachung im Besteuerungsverfahren, woran 
sich kurze Erläuterungen anschließen. Es folgt dann der Abdruck der ersten bis 
vierten Durchführungsbestimmung, der Erlasse und der bezüglichen Malen nen 
Zwischen diesen befinden sich Aufwertungstabellen über 

1. Besitzsteuern, 

2. Verkehrssteuern, 

3. Verbrauchssteuern, | 

4. Erzwingungsstrafen und Kosten, 
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Die Rubriken der Tabellen enthalten: 

1. Steuerart, 

2. Entstehungstag, 

3. Schonfrist, 

4. Besondere Bestimmungen. | ; 

Zum Schlusse bringen die Verfasser einige Beispiele. Hp. 


Becher, Dr. Carl. Reichsabgabenordnung mit Stundungsverordnung und Bei- 
treibungsordnung. Berlin C2, Spaeth & Linde, 1924. 360 Seiten. Preis geh. 
sb 6.—. 

Da die Reichsabgabenordnung seit ihrem Erscheinen im Jahre 1919 durch 
eine Reihe von Änderungen und Ausführungsbestimmungen ihre Übersichtlichkeit 
verloren hat, gibt der Verfasser eine Zusammenstellung aller die Reichsabgaben- 
ordnung. betreffenden Bestimmungen.bis zum 6. März 1924. Das Buch-ist im wesent- 
lichen als eine Textausgabe anzusprechen, welche durch kurze Anmerkungen, in 
denen die wichtigsten Entscheidungen des Reichsfinanzhofes berücksichtigt sind, 
erläutert wird. Eine tabellarische Zusammenstellung der Änderung der Reichs- 
abgabenordnung unter Angabe der geänderten Paragraphen und der diese Änderung 
hervorrufenden Gesetze sowie ein umfangreiches Schlagwortverzeichnis erhöhen 
die Brauchbarkeit des Buches. . Hp. 


Warneyer, Dr. Otto, Reichsgerichtsrat, und Koppe, Dr. Fritz, Rechtsanwalt. Das 
Reichsgesetz betreffend die Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung. Berlin C2, Spaeth & Linde, 1924. 236 Seiten. Preis geh. „#6 5.40. 


Da der Gesetzestext des G.m.b.H.-Gesetzes von 1898 bis heute im wesentlichen, 
abgesehen von einigen kleineren Änderungen durch die Goldbilanzierungsverordnung 
vom 28. Dezember 1923, derselbe geblieben ist, war ein neuer Kommentar nur zu 
rechtfertigen, wenn es gelang, den Gesetzestext dem neuzeitlichen Stand der wirt- 
schaftlichen Verhältnisse anzupassen. Daher fanden die G.m.b.H. und Co., die Um- 
stellung auf Goldbilanz und die Aufwertungsfrage Berücksichtigung; auch die 
steuerrechtlichen Ausführungen sind ausführlicher als in anderen Kommentaren. 
Der Anhang gibt den Wortlaut der Verordnung über Goldbilanzen nebst Durch- 
führungsbestimmungen wieder. Ein Schlagwortverzeichnis ist angefügt. Hp. 


Lexis, Prof. Dr. Wilh. Das Kredit- und Bankwesen. 2. Auflage. Besorgt 
von Prof. Dr. Karl Muß. Sammlung Göschen. Berlin und Leipzig, Walter de 
Gruyter & Co., 1924. 148 Seiten. Preis 6 1.25. 


Die Darlegungen behandeln den Stoff bis zur Gegenwart. Hervorzuheben sind 
die im dritten Teile behandelten Änderungen der deutschen und internationalen 
Bank- und Währungsverhältnisse, bei denen auch die Nachfolgestaaten Berück- 
sichtigung finden. Hp. 
Krause, Hugo, Ingenieur-Chemiker. Das Eisen-Kohlenstoff-Diagrammals 

Führer bei der Auswahl des technisch verwertbaren Eisens. 
Herausgegeben vom Ausschuß für wirtschaftliche Fertigung. Berlin, Verlag 
des Verbandes Deutscher Ingenieure G.m.b.H., 1924. 40 Seiten. Preis %# 2:—. 


Wagemann, Dr. Ernst, Professor der Staatswissenschaften an der ‚Universität 
Berlin. Allgemeine Geldlehre. I. Band: Theorie des Geldwertesund 
der Währung. Berlin W 15, Hans Robert Engelmann, 1923. 367 Seiten. 


Der unterzeichnete Referent ist vom Hauptherausgeber beauftragt worden, über 
das vorliegende Buch ein kurzes Referat zu erstatten. Dieser Aufgabe nachkom- 
mend, glaubt der Referent auf eine Kritik des Buches verzichten zu können. 
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Der Verfasser unterscheidet drei große Grundanschauungen über das Geld: 

1. Den Symbolismus (im merkantilistischen Zeitalter vorherrschend). 

Dieser faßt unter Gleichsetzung von Geld und Edelmetall die Edelmetalle als 
allgemeines Wertsymbol, als Wertzeichen und in diesem Sinne als Inbegriff des 
Reichtums auf. 


2. Den Metallismus (in der klassischen Nationalökonomie vorherrschend), der 
gleichfalls Geld und Edelmetalle gleichsetzt, die Edelmetalle aber sowohl wie das 
Geld nicht mehr als allgemeines Wertsymbol, sondern als Ware auffaßt. 

3. Den Nominalismus (der sich in den letzten Jahrzehnten Bahn gebrochen 
hat), der die Edelmetalle als Waren betrachtet, Geld aber als Wertzeichen. 

Die Frage nach dem Wesen des Geldes ist nach ihm eine Frage nach dem 
Wesen des Geldwertes. Seine Definition des Geldes lautet: „Geld ist Träger von 
Werteinheiten mit allgemeiner und unbedingter Zahlkraft.“ Hiermit bekennt sich 
der Verfasser zur nominalistischen Geldtheorie. Die von ihm vertretene Auf- 
fassung steht der Knappschen Begriffsbestimmung der Zahlungsmittel ziemlich 
nahe. Knapp bezeichnet nur eine bestimmte Art Zahlungsmittel als Geld, nämlich 
die als Münze oder Schein geformten, deren Geltung in Werteinheiten von der 
Rechtsordnung vorgeschrieben ist. Der Verfasser dehnt den Begriff des Geldes 
weiter aus und bezeichnet als Geld alle der Zahlung dienenden Mittel, unabhängig 
von ihrer Erscheinungsform, also auch das Buchgeld. 

Beim quantitativen Geldproblem entwickelt der Verfasser folgende Anschau- 
ungen. Er verwirft 

1. den allgemeinen Satz von Angebot und Nachfrage, da dieser Satz nicht 
über die Erkenntnis hinaus komme, daß dem Kauf oder Verkauf eine quantitative 
Begrenzung sowohl hinsichtlich der Ware wie auch des Geldes zugrunde liege, 

2. die Produktionskostentheorie, da sie den Preis aus anderen Preisen erkläre 
und nicht den Preis als solchen, 

3. die Grenznutzentheorie, weil sie keine greifbare, zahlenmäßig faßbare 
Grundlage liefere. 

Nach ihm kann der Preis nur aus dem Zusammenhang folgender vier 
Faktoren erklärt werden: 


1. aus Gütervorrat, 

2. aus Güterbedarf, 

3. aus Geldvorrat (Vermögensmacht), 

4. aus Geldbedarf (Geldaufwand, Produktionskosten). 


Der Quantitätstheorie gegenüber vertritt der Verfasser folgenden Standpunkt. 
Er bezweifelt die Übertragbarkeit der quantitätstheoretischen Formel, da die Er- 
fassung der einzelnen Elemente der Gleichung begrifflich und auch zahlenmäßig auf 
die größten Schwierigkeiten stoße. Er hält aber den in der Quantitätstheorie ent- 
haltenen Bilanzgedanken fest. Die umstrittenen Begriffe der Geldmenge und Um- 
laufsgeschwindigkeit ersetzt er durch den Begriff des Einkommens. Das Geld- 
einkommen der einzelnen Wirtschaftssubjekte hält er für einen durchaus ein- 
deutigen Begriff und vor allem als klar erfaßbar. In Wirklichkeit stelle das Ein- 
kommen eine Synthese von Geldmenge und Umlaufgeschwindigkeit dar. Um ein 
Bild von der Entstehung und Verwendung des Einkommens zu geben, entwickelt 
er folgende Formel des volkswirtschaftlichen Kreislaufes; 

Preis mal produzierter Nutzertrag = 

Gestehungskosten einschließlich UnternehmergeWwinn = 

Einkommen = | 
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Ausgaben und Ersparnisse = ; 

Verbrauchter oder kapitalisierter Nutzertrag mal Preis. 

Praktisch anwendbar ist aber die Kette der Gleichung nur unter gewissen 
Voraussetzungen, 


1. die Summe der Gelderträge in einer bestimmten Wirtschaftsperiode muß 
gleich der Summe der Einkommen oder Ausgaben in der entsprechenden Wirl- 
schaftsperiode sein; diese Periode fällt jedoch nicht mit der ersteren zusammen, . 
sondern sie folgt auf sie und kann kürzer oder länger sein. 

2. müssen die Grundsätze der doppelten Buchführung streng befolgt werden. 
Jeder Buchung muß also eine Gegenbuchung entsprechen. Seine Kontengliederung 
ist folgende. Er richtet ein Passivkonto Volkseinkommen ein. Dies nennt er 
Passivertrag. Es deckt sich in der Regel mit der Gesamtheit der Ausgaben und 
Ersparnisse. Dem Konto Passivertrag; stellt er das Konto Aktivertrag gegenüber. 
Hierunter versteht er den Nutzertrag multipliziert mit den Preisen. Aus der For- 
derung, daß jeder Eintragung auf der Passivseite eine Eintragung auf der Aktiv- 
seite gegenüberstehen muß, ergibt sich, daß jedem Einkommen ein Ertrag gegen- 
übergestellt werden muß. Daher muß der Verfasser auch die Tätigkeit des Han- 
dels zur Produktion, zum Nutzertrage rechnen, ebenso die Tätigkeit der freien 
Berufe und der Dienstboten. 

Wie das Volkseinkommen, so denkt er sich auch das Volksuerandeh als ein 
Passivum. Diesen, also dem Einkommen wie dem Vermögen, stellt er als ‚Aktiva 
die realen Vermögensstücke gegenüber. Hierdurch erhält er eine Bilanz, die er 
die volkswirtschaftliche Bilanz nennt. Der Aufbau ist folgender; er stellt nicht, 
wie es bei den gewöhnlichen Bilanzschemen geschieht, den Aktiva die Passiva 
gegenüber, sondern er stellt sie untereinander. Auf der linken Seite des Konien- 
striches stehen Aktiva und Passiva, aber sie werden durch einen Zwischenraum 
getrennt. Rechts vom Kontenstriche stehen in gleicher Höhe der Passiva die oben- 
erwähnten Passiverträge und entsprechend darunter die Aktiverträge. Auf der 
Passivseite steht das Einkommen und das Volksvermögen. Er teilt es ein in: 

1. Rentenvermögen, 

2. Eigenvermögen, 

3. in Kassenbestände und greifbare Bankdepositen; 
auf der Aktivseite stehen entsprechend 


1. die Aktivanlagen, 
2. die Aktiverträge. 


Zu diesen Aktivanlagen rechnet er nicht die Gesamtheit der Vermögens- 
gegenstände, über die eine Volkswirtschaft zu einem bestimmten Zeitpunkte ver- 
fügt, sondern er schaltet diejenigen aus, die in der nächsten Periode auf den 
Markt kommen und setzt sie auf die Ertragsseite der Bilanz, also rechts vom 
Kontenstrich. Nur diejenigen Bestände läßt er auf der Anlageseite, die man privat- 
wirtschaftlich als ‚eiserne Bestände“ bezeichnen kann. Auf der Passivseite 
schaltet er die dem eisernen Bestand entsprechenden Kassen- und Giroguthaben 
aus. Diese beiden Posten, also den eisernen Bestand an Waren und die ihm ent- 
sprechenden Kassen- und Girobeträge setzt er einander gleich. Er folgert aus 
dieser Annahme, daß, wenn aus irgendwelchen Gründen eine Veränderung der 
einen oder andern Größe eintritt, damit eine Einwirkung auf die Preise stattfinden 
muß. Auf der rechten Seite des Kontenstriches in der Bilanz stehen, wie gesagt, 
die gesamten Erträge einer. Wirtschaftsperiode. Diesen setzt der Verfässer die 
Gesamtheit der Zahlungsmittel, die Kassenbestände und die Giroguthaben, gleich. 
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Damit kommt er zu der ältesten Form der Quantitätstheorie zurück, welche in 
seiner Sprache lautet: „Alles in einer: bestimmten Wirtschaftsperiode zur Veraus- 
gabung gelangende Einkommen einerseits und die in derselben Wirtschaftsperiode 
auf den Markt gelangenden Güter und Leistungen andrerseits bestimmen den 
Preisstand. Hp. 


Friedländer, Dr. Heinrich, Höchieahwär in Charlottenburg. Das Kartellauf. 
sichtsgesetz. BerlinC2, Spaeth & Linde, 1924. 286 Seiten. Preis geb. 6 .M%. 


Die Bekämpfung der schädlichen Auswüchse des Kartellwesens wurde durch 
die. Kartellaufsichtsverordnung dem Reichswirtschaftsminister und einem neu zu 
schaffenden Kartellgericht übertragen. Der Verfasser gliedert den Stoff in seiner 
systematischen Einleitung in folgende Hauptabschnitte ein: 

A. Erfordernisse der Gültigkeit eines Kartellvertrages und -beschlusses 
(88 1—3, Übergangsbestimmungen $ 21). 

B. Materielle Bestimmungen: 

1. Einschreiten des Reichswirtschaftsministers wegen Gefährdung der Ge- 
samtwirtschaft oder des Gemeinwohls (8 4); 

2. Bestimmungen über Kündbarkeit von Kartellverträgen (8 8); 

3. En aleen für Maßnahmen des innern und äußern Kartell- 
Bares (8 99); 

4. Beanstandungen von Geschäftsbedingungen und Arten der Preisfestset- 
zung (8 10). | 

C. Verfahren und Verfassung des Kartellgerichts (88 12, 14, 20). 

D. Strafbestimmungen (88 17 und 18). 

Bevor er dazu übergeht, zum Gesetze kommentarmäßige Erläuterungen zu 
geben, befaßt er sich in umfangreichen Vorbemerkungen mit der Begriffsbestim- 
mung des Kartells. Im Gesetze selbst faßt er die zusammengehörigen Paragraphen 
in Gruppen und charakterisiert kurz ihren Inhalt. Hieran schließen sich die um- 
fangreichen Erläuterungen zu den einzelnen Paragraphen. Der Anhang gibt einen 
Überblick über ausländische Gesetze und Gesetzentwürfe. Den Schluß bildet ein 
Schlagwortverzeichnis. Hp. 


Friedrich, Wilh., Ingenieur und Gewerbeschuldirektor und Fuhlrott, Otto, Ge- 
werbelehrer. Bürgerkundliche Tabellen und Bürgerkundliches 
Rechnen. Sammlung von Tabellenbüchern. Ausgabe E. Magdeburg, Creutzsche 
Verlagsbuchhandlung, 1924. 120 Seiten. 


Das Büchlein befaßt sich mit der Bürgerkunde und dem bürgerkundlichen 
Rechnen. Durch knappe Anordnung des Stoffes nach Tabellenart bringen die Ver- 
fasser in gedrängter Form eine Menge von Material. Um einen Einblick in die 
Arbeit. zu geben, seien folgende Teile hieraus angeführt: die Grundrechte und Pflich- 
ten der Einzelperson gemäß der Reichsverfassung, die wichtigsten Papiere des 
Staatsbürgers, die Gesellen- und Meisterprüfung, das  Parteiwesen, der mensch- 
liche Körper und seine Pflege, die Bekämpfung des Ungeziefers im Hause, das 
Zustandekommen der Reichsgesetze, das Arbeitsrecht usw. Aus dem bürgerkund- 
lichen Rechnen. bringt das Buch Formeln zur Zinsberechnung, Zins und Zinses- 
zinstabellen, Formeln zur ROFRATbPrSPHHONG usw. Ein Sachregister bildet den 
Schluß des Büchleins. Hp. 


Lehmann, Dr. Adolf. Einführung in die Warenkunde. III. Teil. Leder, 
- Papier, Nahrungs- und Genußmittel. (Gloeckners Handelsbücherei Bd. 2 
Leipzig, G. A. Gloeckner, 1924. 124 Seiten. 
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Moral, Dr. Felix. Revision und Reorganisation industrieller Be-. 
triebe. 2. Auflage. Berlin 1924. 138 Seiten. 


Das Buch, das in zweiter, verbesserter Auflage vorliegt, ist von einem tech- 
nischen Sachverständigen für technische Betriebsprüfer geschrieben. Es soll 
technischen Fachleuten den Weg weisen, wenn sie die Anlagen und den Gang 
industrieller Betriebe auf ihre Zweckmäßigkeit und Ertragsfähigkeit prüfen sollen. 
Darüber hinaus gibt es Richtlinien für die Gesichtspunkte, die bei der Abstellung - 
vorgefundener Mängel und bei der Reorganisation von Betrieben zu beachten sind. 


Nach allgemeinen Ausführungen über die Betriebsrevision behandelt der Ver- 
fasser die einzelnen Teilprüfungen. Er beginnt mit der Prüfung der Errichtung von 
Betriebsstätten und schildert danach, in Gedanken dem Produktionsgange folgend, 
die Prüfung der einzelnen Abteilungen und Teilfunktionen. Dabei nimmt er sich 
die Verhältnisse in einer Maschinenfabrik als Muster, weil dort die Einrichtungen 
und die Fabrikation am vielseitigsten zu sein pflegen und sich als Lehrbeispiel am 
besten eignen. Das hindert den Verfasser allerdings nicht, dort, wo es die Dar- 
legungen durch praktische Beispiele zu ergänzen gilt, lehrreiche, aus der eigenen 
Praxis geschöpfte und gut dargestellte Fälle aus anderen Fabrikationszweigen, in 
denen die Verhältnisse einfacher als in Maschinenfabriken liegen, anzuführen, 
z.B. für Berechnung der erforderlichen Arbeiterzahl den Fall einer Wandplatten- 
fabrik, für Prüfung. der technischen und maschinellen Einrichtungen den einer 
Ziegelei, für Prüfung der Fertigfabrikate den einer Brauerei, desgleichen für eine 
Reorganisation. 


Die Prüfung, die einer Reorganisation vorausgeht, hat sich auf das gesamte 
Unternehmen, also auf den technischen und den kaufmännischen Teil des Betriebes 
zu erstrecken. Technische und kaufmännische Sachverständige haben dabei Hand 
in Hand zu arbeiten und sich gegenseitig zu ergänzen. Um das Verständnis des 
Technikers für den Gang, das Ziel und die Grenzen kaufmännischer Prüfungen zu 
fördern, hat der Verfasser einen Abschnitt „Bemerkungen, betreffend die kauf- 
männische Revision des Geschäftsganges und der kaufmännischen Verwaltung“ 
eingefügt. Sehr tief gehen diese Bemerkungen nicht, wie auch, beiläufig bemerkt, 
das Literaturverzeichnis die in den letzten Jahren erschienenen, teilweise recht 
guten Werke über kaufmännisches Revisionswesen nicht nennt; immerhin sind sie 
geeignet, dem Techniker ein Bild von dem Wesen und Umfang der kaufmännischen 
Prüfung zu geben. 


Was das Buch auch für den kaufmännischen Revisor recht wertvoll macht, 
das ist einmal die Behandlung organisatorischer und betriebswirtschaftlicher Fragen, 
die seine Arbeitsgebiete eng berühren (z.B. Prüfung der Selbstkostenrechnung, 
der Inventur, des Magazinwesens, des Lohnwesens), sodann aber auch die überaus 
beachtenswerten praktischen Fingerzeige und Anhaltspunkte für die Anlage und 
Durchführung von Revisionen und für die Abfassung von Revisionsberichten. 
Man möchte wünschen, daß die offenen Worte, mit denen sich der Verfasser gegen 
Rezeptmacherei und vorschnelle, schablonenmäßige Reorganisationen sowie gegen 
die Sorte von Sachversändigen, „welche gleich bei dem ersten Gange durch den 
Betrieb die Fehler desselben entdeckt zu haben glauben und auch gleich anzugeben 
wissen, wie es anders und besser gemacht werden müßte, weil sie es in dem oder 
jenem anderen Betriebe auch so gesehen oder auch so gemacht hätten‘, wendet, 
nicht nur von den kaufmännischen und technischen Revisoren, sondern auch von 
den häufig in ihren Anforderungen recht unverständigen AA ELDa BB ORTE Bela und 
beherzigt würden. | | 
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Im großen und ganzen ein wertvolles und beachtenswertes Buch, dessen Ge- 

nuß leider für den Liebhaber einer reinen deutschen Sprache durch das häufige 
Vorkommen des häßlichen „und mit Inversion“ gestört wird. Dr. Bork. 


Eckstein, Hanns, Steueramtmann beim Finanzamt München II. Buch- und Be- 
triebsprüfung und -Beweiskraft der Handelsbücher für die 
Steuerveranlagung. Berlin 1924. 83 Seiten. 


In dem kleinen Buche sind die in den verschiedenen Gesetzen (im HGB. und 
in den ‚wichtigsten Steuergesetzen) verstreuten Vorschriften über Buchführung und 
steuerliche Buch- und Betriebsprüfung sowie einzelne Hinweise auf die Recht- 
sprechung zusammengetragen und teils mit Worten von Kommentatoren, teils 
mit solchen des Verfassers erläutert worden. 

Wo der Verfasser die im Vorworte verheißenen Erfahrungen aus der eigenen 
Praxis zum besten gibt, zeigt sich, daß ihm die Verhältnisse im Betriebe des Klein- 
kaufmanns vorschweben, und daß seine Kenntnisse von betriebswirtschaftlichen 
Dingen, insbesondere von dem betriebswirtschaftlichen Sinn der Buchhaltung und 
Bilanz, nicht allzu tief gehen. Sieht man nicht richtig das wissende und überlegene 
Lächeln der Bilanzpraktiker, wenn sie folgende Sätze lesen? „Eine ordnungsmäßige 
Buchführung berechtigt daher auch zu der Annahme, daß die Bilanz in ihren Er- 
gebnissen zuverlässig ist“ (S. 35) und ‚Auf jeden Fall kann man sagen, daß mit 
der Erfüllung dieser (vorher genannten, lediglich formellen) Buchführungsvor- 
schriften eine richtige Berechnung des Bilanzgewinns erreicht wird“ (S. 36). 

Wie sehr der Verfasser bei der Auslegung der Gesetzesvorschriften an der 
Form hängen bleibt, zeigt die auf S. 71 geäußerte Meinung, daß die Aufbewahrung 
der Buchungsbelege, z.B. der Quittungen, Fakturen, Frachtbriefe, im Handels- 
gesetzbuche nicht vorgeschrieben sei. Gewiß, das HGB. nennt im $ 44 ausdrücklich 
nur die Bücher, Inventar und Bilanzen und die Handelskorrespondenz als auf- 
bewahrungspflichtig. Aber sind nicht die Buchungsbelege wesentlicher Bestand- 
teil einer ordnungsmäßigen Buchführung? Überdies spricht auch der $ 302 des 
HGB. (Liquidation) von der Aufbewahrung der Bücher und Papiere. 

Damit genug! Wollte man alle Unebenheiten, Halbheiten und Gemeinplätze 
der Darstellung aufzählen, so würde diese Besprechung einen Umfang annehmen, 
der im umgekehrten Verhältnis zu der Bedeutung des Buches stände. 

Die Arbeiten über den Buchprüfungsdienst der Reichsfinanzverwaltung und 
über steuerliche Revisionen von Knof (1921) und Löffler (1924, siehe S. 193 des 
18. Jahrgangs dieser Zeitschrift) kannte der Verfasser nicht bzw. konnte er nicht 
kennen. Besonders die letzte möge den, der etwa nach Ecksteins Darlegungen 
an der Güte und Gründlichkeit des Betriebsprüfungsdienstes der Reichsfinanzver- 
waltung zweifeln sollte, beruhigen. Dr. Bork. 


Kuczynski, R. Deutschland und Frankreich. Ihre Wirtschaft und Politik 
1923/24. Berlin, Verlag von R.L. Prager, 1924. 411 Seiten. 


Das Buch ist eine Sammlung der in der „Deutsch-Französischen Wirtschafts- 
korrespondenz“ erschienenen Aufsätze. Es soll durch Verbreitung der Wahrheit über 
Deutschland und Frankreich zwischen diesen Ländern die Möglichkeit einer Ver- 
ständigung schaffen. Als Mitarbeiter wurden Persönlichkeiten aus beiden Ländern 
herangezogen. Der Herausgeber gliedert den Stoff in folgende Abschnitte, in denen 
zunächst die deutschen, dann die französischen Verhältnisse besprochen werden: 

I. Wirtschaftliche Lage, 
II. Finanzen, 
III. Reparationen, 
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IV. Ernährungsfrage, 
V. Lebenshaltung und Löhne, 
VI. Arbeiterfrage, 
VII. Bautätigkeit und Grundstücksmarkt. 


Im Anhang ist ein Personen-, Orts- und Sachverzeichnis eingefügt. Hp. 


Block, Dr. Walter. Handbuch der Technischen Meßgeräte. Ausschuß für wirtschaft- 


liche Fertigung. Berlin 1923. 392 Seiten. 


Der Verfasser schildert Zweck, Aufbau und Arbeitsweise der verschiedenen 
Geräte zum Messen von Zahlen, Winkeln, Zeiten, Längen, Flächen, Räumen, Gewich- 
ten, Dichten, Geschwindigkeiten, der verschiedenen Kräfte, Temperaturen, der Elek- 
trizität usw. in einer auch für Nichttechniker verständlichen und ansprechenden 
Weise. Die Darstellung wird ergänzt durch eine große Zahl recht anschaulicher 
Abbildungen. 


Hänchen, Dipl.-Ing. R. Das Förderwesen der Werkstättenbetriebe. Ausschuß für 
wirtschaftliche Fertigung. Berlin 1923. 127 Seiten. 


Dieser Studienbericht wird jedem praktischen Industriebetriebswirtschaftler eine 
Menge brauchbarer Anregungen in einer bisher wenig beachteten Frage vermitteln. 

Durch zahlreiche Abbildungen wird das Verständnis der klar geschriebenen Aus- 
führungen erleichtert. Dr. Paul Nassen. 


Breuer, Robert, D.H.H.C. Wesen und Form der doppelten Buchführung unter be- 
sonderer Berücksichtigung des deutschen und amerikanischen Verfahrens. Eine 
grundlegende Einführung in gemeinverständlicher Darstellung. C.Boysen, Ham- 
burg 1924. 209 Seiten. 


Das Buch ist als Leitfaden gedacht, der in der Hauptsache Handelsschüler zur 
Erfassung des Wesens der doppelten Buchführung und zur Kenntnis der für irgend- 
einen Betrieb zweckmäßigsten Form der Buchführung führen soll. Dem Ziel ent- 
sprechend, befaßt sich der erste Teil des Buches mit dem Wesen der doppelten 


Buchführung, der zweite mit ihrer Form. Das Wesen der doppelten Buchführung : 


erklärt der Verfasser von der Bilanz her. Er zeigt, wie jeder Geschäftsvorfall eine 
doppelte Bewegung in der Bilanz herbeiführt, wie dadurch die Bilanz rein zahlen- 
mäßig geändert werden kann oder nicht, und wie in beiden Fällen wiederum das 
Unternehmerkapital zunehmen, abnehmen oder gleich bleiben kann. Diese Be- 
wegung mit. ihrer Folge auf die Bilanz wird an 60 Beispielen erläutert. Es folgt 
darauf die Auflösung der einzelnen Bilanzposten in Konten, worauf mittels der 
gleichen Beispiele die Bewegung auf den Konten dargestellt wird. 

Vom betriebswirtschaftlichen Standpunkte aus ist gegen die gegebene Erklärung 
der doppelten Buchführung nichts einzuwenden. Von vielen Mängeln, ich erinnere 
nur an die Personifikationstheorie, die gerade in Handelsschulen mitgeschleppt 
werden, hat der Verfasser sich freigemacht. Dagegen ist der methodische Aufbau 
nicht voll gelungen. Zunächst bringt der Verfasser eine Unmenge von nebensäch- 


lichen Eigenschaften der einzelnen Geschäftsvorfälle.. Die Unterscheidung von 
buchungsbedürftigen, buchungsfähigen, Zeit-, Augenblicks-, Personen-, Sachbuchun- 


gen verwirrt. Es hätte vielmehr folgender Gesichtspunkt deutlich hervorgehoben 


’ PR 


werden müssen: Ändern die Geschäftsvorfälle die Unternehmeransprüche oder nicht, 


sind sie also erfolgbringend oder nicht. Diese wesentliche Teilung verliert sich in 
den übrigen Begriffsbestimmungen. — Außerdem liegt methodisch ein Mangel 
darin, daß bei den Kontenbuchungen auf dieselben Beispiele zurückgegriffen wird, 
die für die Bilanzbuchungen gebraucht wurden. Rein technisch gesehen ist es un- 
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praktisch, durch sehr häufiges Zurückverweisen auf frühere Beispiele andauerndes 
Umschlagen der Blätter zu veranlassen. — Dann aber auch muß es den Schüler 
ermüden, die große Menge der Übungsbeispiele nun nochmal bei den Konten durch- 
' zugehen. Es hätte genügt, für die Bilanzbewegung einige charakteristische Beispiele 
zu wählen, worauf dann zur Übung bei der kontenmäßigen Verbuchung eine Reihe 
von Beispielen herangezogen werden konnte. 

Der zweite Teil des Buches ist im methodischen Aufbau weitaus glücklicher 
als der erste. Die einzelnen Bucharten, ihre Verbindung durcheinander sind klar 
und übersichtlich dargestellt. Der Unterschied zwischen der deutschen und ameri- 
kanischen Buchführung ist an einem Geschäftsgang, der aus der Praxis entnommen 
ist, verständlich gemacht. Me. 


Kalveram, Prof. Dr. W. Praxis der Goldmarkbilanzierung und der Kapitalumstel- 
lung auf Grund der Bilanzverordnung vom 28. Dezember 1923 und der Durch- 
führungsbestimmungen vom 28. März 1924. Bücher für Bilanz und Steuern. Her- 
ausgegeben von Prof. Dr. Großmann, Leipzig. Berlin, Spaeth & Linde, 1924. 
252 Seiten. | 


In einem einleitenden Kapitel behandelt der Verfasser den Einfluß der Geld- 
entwertung auf die Rechnungsführung in allgemeiner Weise, wobei er sich beson- 
ders mit dem Problem der Kapitalerhaltung beschäftigt. Sodann bespricht der Ver- 
fasser die bis zur Einführung der Goldmarkbilanzverordnung im wesentlichen in 
der Literatur dargestellten und zum Teil in der Praxis zur Anwendung gelangten 
Verfahren. Er unterscheidet: | 

1. Gefühlsmäßige unsystematische Korrektur, 

2. Korrektur durch Indexrechnung, 

3. Ersatzkostenmethode. 

Bei der Besprechung der letzten kennt er nur die von Schmidt propagierte Tages- 
wertbilanz. Er behandelt dagegen nicht die Methoden, die ebenfalls als Ersatz- 
kostenmethoden anzusprechen sind, insbesondere die bilanzlose Erfolgsrechnung, 
die namentlich als Monatsrechnung aufgemacht wurde und noch heute aufgemacht 
wird, ferner die Methode des eisernen Bestandes, diejenige der unveränderten 
Preise für den Vorjahresbestand an Vorräten sowie die entsprechenden Verfahren 
bei der Behandlung der Anlagewerte. 

Der Hauptabschnitt ist der Bilanzierung auf Grund der Goldmarkverordnung 
gewidmet. Die Auffassung, daß Rentenbrief und Rentenmark parallel laufen müssen, 
ist, wie sich gezeigt hat, irrig. Diese Wertabhängigkeit war in den ursprünglichen 
Entwürfen des Währungsgesetzes allerdings vorhanden, ist aber im letzten Entwurf 
beseitigt worden, dergestalt, daß die Umtauschbarkeit nur eine einseitige ist und der 
Wert des Rentenbriefes die Untergrenze des Wertes der Rentenmark ist. Mit Recht 
weist der Verfasser darauf hin, daß, obwohl die Bilanzverordnung das Prinzip der 
Kontinuität aufgibt, dennoch viele Kaufleute für die Jahre 1918—1923 Goldmark- 
bilanzen aufzustellen wünschen. Er gibt hierfür gute Hinweise. 

Für die Auslegung der Bewertungsvorschriften der Bilanzverordnung kommt es 
in erster Linie darauf an, welche Bedeutung der $40 HGB. hat. Die Frage ist strit- 
tig, jedoch scheint es mir, daß die Mehrzahl der Betriebswirtschaftler und Juristen, 
soweit sie sich mit Bilanzvorschriften speziell beschäftigen, von der früheren Mei- 
nung, $ 40 schreibe den Zeitwert vor, abgekommen ist. Den Hauptstoß gegen diese 
Meinung hat schon vor mehr als 25 Jahren Simon geführt. Kalveram steht noch 
auf einem andern Standpunkte und ist mit den Steuerjuristen noch der Meinung, daß 
840 den Zeitwert vorschreibe, der allerdings unterschritten werden dürfe. Es ist 
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ihm beizupflichten insoweit, als die Verfasser der Verordnung offensichtlich auf 
dem gleichen Standpunkt stehen. Ich habe an anderer Stelle ausgeführt, daß diese 
Auffassung für die Goldmarkbilanz der Einzelkaufleute und Personalgesellschaften 
nicht haltbar ist!). Kalverams Auffassung vom Tageswert wird nun aber ent- 
scheidend modifiziert dadurch, daß er den Begriff des Tageswertes sehr weit faßt. 
Der Zeit- oder Tageswert kann nach seiner Meinung sein: Kostenwert, Reproduk- 
tions- oder Wiederherstellungswert, Ertrags- oder Nutzungswert, Gebrauchs- oder 
Geschäftswert, gemeiner Wert usw. Diese Wertauffassung scheint mir schwer ver- 
tretbar zu sein. Sch. 


Zörner, Bergrat Dr. ing. e. h. Betriebsstatistik und Betriebskontrolle. C. E. Poeschel, 
Stuttgart. 118 Seiten. 


Der Verfasser spricht zunächst über den Wert, den Zweck und die Notwendig- 
keit der Statistik und Betriebskontrolle, behandelt dann kurz die Methoden und die 
Technik der Statistik und zeigt zuletzt an Hand eines sehr reichhaltigen Materials 
die Anwendungsmöglichkeiten der Statistik im Dienste der Betriebskontrolle. Diesen 
110 Seiten des Buches umfassenden praktischen Teil gliedert er nach den Stellen, 
die Zahlenübersichten und graphische Darstellungen für ihre Zwecke verwenden 
können und bringt eine Reihe von Beispielen — meist aus Maschinenfabriken — für 
den technischen, den kaufmännischen Leiter, die Oberleitung und die Fachverbände. 
Der Wert der Arbeit liegt in der Fülle des zusammengetragenen Materials. De. 


Krüer, Hermann. Geschäftskunde für den Kleinhandelsstand. Zweites 
: Buch. Leipzig 1924. | 


Das Buch bietet eine gute systematische Zusammenstellung und Erläuterung 
der Teile des bürgerlichen Rechts und des Handelsrechts, die für den kleingewerb- 
lichen Mittelstand von Bedeutung sind. Im Anhange sind Muster für einen Miet- 
vertrag, einen Anstellungsvertrag für Handlungsgehilfen und einen kaufmännischen 
Lehrvertrag beigefügt. Dr. Bork. 


Meyerheim, Hugo. Die Buchungsfehler. Anleitung zum Auffinden von Über- 
tragungs-, Additions- und Saldierungsfehlern nebst Ratschlägen zur Fehlerver- 
hütung in der Buchführung. Muthsche Verlagsbuchhandlung, Stuttgart. 45 Seiten. 


Auf 25 Seiten hat der bekannte Buchführungsorganisator zahlreiche selbster- 
probte Mittel zur Verhütung und zum Auffinden von Buchungsfehlern zusammen- 
getragen. Neues bringt der Verfasser nicht. Aus Schmalenbachs Aufsatz ‚Die 
Fehlerkontrollen in der Buchführung‘, Zeitschr. f. Handelsw. Forschung Bd. 11 und 
den vielen Zuschriften dazu kennt der Leser dieser Zeitschrift fast alle von Meyer- 
heim angeführten Maßnahmen und noch eine große Anzahl mehr. Einigen prakti- 
schen Wert haben die beigefügten Fehlertabellen, aus denen auch der im Rechnen 
weniger geschulte Buchhalter schnell ersehen kann, auf welchen Schreibfehler die 
Differenz vielleicht zurückzuführen ist. De. 


Peiser, Herbert. Der Einfluß des Beschäftigungsgrades auf die in- 
dustrielle Kostenentwicklung. 7. Heft der Betriebswirtschaftlichen 
Zeitfragen. Herausgegeben von der Gesellschaft für Wirtschaftliche Ausbildung, 
E. V., Frankfurta. M. Julius Springer, Berlin 1924. 22 Seiten. 

Der Verfasser lehnt die Vierteilung der Gesamtkosten eines Betriebes in feste, 
proportionale, degressive und progressive als für die Praxis unbrauchbar ab und 
stellt eine Zweiteilung auf: vom Beschäftigungsgrad abhängige und nicht abhängige 
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Kosten. Nicht abhängig sind die Kosten, die sich proportional mit der Beschäftigung 
entwickeln, z. B. Materialkosten, produktive Löhne, Stromkosten. Abhängig sind 
alle anderen Kosten, die bei wechselnder Beschäftigung mehr oder weniger stark, 
jedenfalls nicht proportional steigen und fallen. Als Leistungseinheit, den Maßstab 
für den Beschäftigungsgrad, wählt der Verfasser bei Massenanfertigung die Stück- 
oder Gewichtsmenge, bei Gas- und Elektrizitätswerken die Zahl der cbm, der 
KW-Stunden, bei Verkehrunternehmungen die Zahl der Tkm, bei Einzelkalkulation 
die Zahl der produktiven Arbeiterstunden oder Maschinenstunden. Er verlangt, daß 
man für jede einzelne Kostenart die Abhängigkeit vom Beschäftigungsgrad unter- 
suche und stellt in Diagrammen für den Fall der Produktionssteigerung die Entwick- 
lung einiger abhängiger Kosten, der Kosten der Krafterzeugung, der Unkostenlöhne 
und der Maschinenabschreibungen, dar. Aus der Zusammenstellung der Entwick- 
lungslinien der einzelnen Kosten ergibt sich dann ein Bild der Summe aller vom 
Beschäftigungsgrad abhängigen Kosten. Er zeigt die Wichtigkeit der Erkenntnis der 
Abhängigkeit, besonders der einzelnen Kostenarten, vom Beschäftigungsgrad für das 
Angebotswesen, die Preis- und Geschäftspolitik. 

Da der Verfasser sich häufig der übersichtlichen Form graphischer Darstellung 
bedient, kann man seinen Gedankengängen leicht folgen. Die gewählte Einteilung 
der Kosten ist sehr glücklich und fruchtbar. Die angewandte Betrachtungsweise ist 
für die Vorkalkulation die richtige. Nur sie sichert die beste Betriebsanleitung. 

De. 


Steinthal, Dipl.-Ing. W. IntensitätsmessungeninderIndustrie. 6. Heft 
der Betriebswirtschaftlichen Zeitfragen. Herausgegeben von der Gesellschaft für 
Wirtschaftliche Ausbildung, E. V., Frankfurta. M. Julius Springer, Berlin, 1924. 
57 Seiten. | 


Durch die Intensitätsmessungen soll gezeigt werden, ob mit den vorhandenen 
Produktionsfaktoren der Wirkungsgrad der Produktion gesteigert werden kann. Nicht 
Gegenstand der vorliegenden Arbeit ist also die Frage, wie durch Einführung ver- 
besserter Arbeitsverfahren und -methoden eine höhere Leistung erzielt werden kann. 

Die Produktionsintensität ist das Verhältnis von Leistungsmenge zu Zeitver- 
brauch. Sind die Erzeugnisse nicht einheitlich, müssen die Leistungen vergleichbar 
gemacht werden. Dazu bedarf es eines Einheitsmaßes. Es ist der in jedem Erzeug- 
nis steckende Normalarbeits- oder Normalzeitwert. Man braucht also nur die ver- 
schiedenen Produktionsmengen mit ihren Normalzeiten zu multiplizieren, erhält so 
die Sollarbeitszeit und stellt sie der tatsächlichen Istarbeitszeit gegenüber. Voraus- 
setzung für die Bestimmung der Produktionsmenge ist die Möglichkeit, ‚jederzeit 
sagen zu können, wieweit die Aufträge bearbeitet sind (Auftragsverfolgung mittels 
Ablieferungsmeldungen). Die Sollzeit wird bestimmt durch Zeitstudien. Es wird 
für jeden Arbeitsgang und jede Teilarbeit unter den besten Produktionsbedingungen 
eine Bestzeit für den besten Arbeiter ermittelt. Die verbrauchte Zeit geht aus den 
Lohnlisten hervor. 

Die Auswertung der Intensitätsmessungen muß den Wirkungen der einzelnen 
Komponenten auf die Leistung nachgehen. Diese können persönliche und unpersön- 
liche sein. Persönliche sind z. B. der Arbeitswille, die Eignung des Arbeiters; un- 
persönliche sind z. B. Störungen an Maschinen, fehlerhaftes Material, das Warten 
auf Rohstoffe und Werkzeuge, Auftragmangel. 

Die Intensitätsmessung setzt allerdings einen gut organisierten Betrieb voraus 
und ist m. E. nur bei Serien- und Massenfabrikation praktisch anwendbar; denn bei 
Einzelfabrikation verursachen die notwendigen Erhebungen einen unverhältnis- 
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mäßigen Aufwand. Immerhin ist die Arbeit ein wertvoller Beitrag zur Lösung der 
Frage der Betriebsbeobachtung und Betriebsanleitung. Die Darstellung wird durch 
anschauliche Diagramme unterstützt, in die der Verfasser seine Erfahrungen bei der 
Einführung von Intensitätsmessungen in einem großen Betriebe der Reihen- und 
Massenfabrikation niedergelegt hat. De. 


Peiser, Herbert, Obmann des Arbeitsausschusses für Selbstkostenwesen im A. w. F. 
Selbstkosten und Erfolg in Buchhaltung, Nachrechnung und Vorrechnung. Her- 
ausgegeben vom Ausschuß für wirtschaftliche Fertigung, 1924, Berlin W 15, 
Kurfürstendamm 193/94. 56 Seiten. 


Die Schrift besteht aus 5 Hauptabschnitten: A. Allgemeines, B. Gemeinkosten, 
€. Nachrechnung, D. Hauptbuchhaltung, E. Vorrechnung. 

In knapper Form bringt der Verfasser teils Bekanntes, sowohl Anerkanntes wie 
Bestrittenes, meist unter Anlehnung an den vom A. w. F. herausgegebenen Grund- 
plan, zu dessen führenden Mitarbeitern er ja auch wohl gehört hat, teils auch neue 
Anregungen. Besonders lesenswert und reich an wertvollen Anregungen sind seine 
Ausführungen und Abbildungen zum Abschnitt D, der von der Verknüpfung zwischen 
Nachrechnung und Hauptbuchhaltung handelt. 

Eine kritische Stellungnahme zu Peisers Schrift wird dadurch sehr erschwert, 
daß seine Darlegungen viel zu allgemein gehalten sind und infolgedessen die Schwie- 
rigkeiten für die Durchführung der von ihm empfohlenen Methoden gar nicht hervor- 
treten. Solcher Schwierigkeiten wird es gewiß geben, wenn vielleicht gerade nicht 
für den Betrieb, den Peiser bewußt oder unbewußt im Auge hat, so doch für eine 
Menge anderer Betriebe .Die Frage nach der Organisation des Selbstkostenwesens 
ist eben eine reine Zweckmäßigkeitsfrage, und es kommt dabei stets auf die be- 
sonderen Verhältnisse des Einzelfalls an. 

Nicht zu Unrecht weist Schmalenbach immer wieder darauf hin, daß die Ver- 
suche, betriebswirtschaftliche Verfahrungsfragen unter stark verallgemeinernden 
Gesichtspunkten zu betrachten, wenig Aussicht auf Erfolg haben. | 

Ein Verdienst solcher Versuche bleibt allerdings, daß sie die Begriffe klären 
und anregend wirken. Was aber zunächst zur Förderung einer gedeihlichen Ent- 
wicklung der Betriebswirtschaftslehre und der praktischen Selbstkostenorganisation 
in erster Linie nottut, sind Einzeldarstellungen über Betriebe in ihrem organischen 
Aufbau und lebendigen Wirken, sowie die gründliche Bearbeitung bestimmt ge- 
faßter Probleme in ihren Lösungsmöglichkeiten je nach den verschiedenen Bedin- 
gungen und Zwecksetzungen der vorkommenden Einzelfälle. Dr. Paul Nassen. 


Pfeifer, Dr. Bruno, Professor an der Handelshochschule in Königsberg. Bank- 
betriebslehre. Gloeckners Handels-Bücherei Bd. 101, herausgegeben von 
Prof. Adolf Ziegler. Leipzig, G. A. Gloeckner, 1924. 118 Seiten. Preis 6 1.50. 


Das Werkchen ist eher eine einführende Beschreibung des Aufbaues des 
Bankbetriebs und der Technik der Bankgeschäfte als eine Bankbetriebslehre. Der 
Titel hält nicht, was er verspricht. Auf einen sehr knappen geschichtlichen Teil 
folgt eine kurze Charakteristik der Arten der Banken. Der Schwerpunkt liegt in der 
Darstellung der Organisation und der Arbeitsteilung im Bankbetrieb, der Art und 
der Technik der den einzelnen Abteilungen zufallenden Geschäfte. Natürlich kann 
es sich im Rahmen des vorliegenden Bändchens nur darum handeln, das Wesent+ 
lichste hervorzuheben. De. 
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| Von Dr. Fritz Heina, Diplomkaufmann, Köln. 
Einleitung. 
1. Die Aufgabe. 
2. Bergbau und Bilanz. 
-  3.-Anlagen und Anlagebewertung: im. allgemeinen. 
1: Hauptteil: Die Bewertung der Anlagenin Bergbaubilanzen. 
A. Die Arten der Bergbauanlagen. 
' I. Einteilung der Anlagen im allgemeinen. 
II. Einzelne Anlagen im besonderen. 
1. Die Gerechtsame. 
2. Die Schacht- und Grubenbaue. 
3. Die sonstigen Bergbauanlagen im engeren Sinne. 
4. Die Grundstücke. 
B. Die Bewertung der Anlagen. 
‚= 2... L Die Bewertung der Gerechtsame. 
1. Die Abschreibung von einem. festen Geuhäwert, 
' a) Der Grundwert. 
.b) Die. Arten. der Abschreibung Bd ihre Anwendbarkeit. 
2. Die Abschreibung von einem veränderlichen Zeitwert. 
a) Die Natur des in Frage kommenden Zeitwerts. 
b) Die drei möglichen. Abschreibungsmethoden- (ohne Bereksictigung von 
Ertragswertschwankungen). iu 
aa). Abschreibung gleich Ertragswert der Anfangssubstanz. 


ae BEE Zahl’ der Betriebsjahre. 
E vn en: gleich Ertragswert der noch vorhandenen Substanz 


Zahl der noch ausstehenden Betriebsjahre. 
cc) Abschreibung gleich Ertragswert am Anfang des Jahres minus Er 
tragswert am Ende des Jahres. 
c) De Verhältnis der drei Methoden zueinander und die Frage der. 'Anwend- 
arkeit. 
- d) Der Einfluß der Ertragswertänderinf auf die‘ Abschreibung. 
I Die Bewertung der Schacht: und Grubenbaue. | 
1. Die Abschreibung vom Anschaffungswert. 
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or - - ..b) Abschreibung nach Brauchbarkeitsabnahme der sohlenweise zusammen- 
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3): Die. Arbeit ist. aus dem Seminar des Hauptherausgebers hervorgegangen. in 
"Zeitschr: f. Handelsw. Forschg. 19. Jahrg. Heft III. 7 
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Einleitung. 
1. Die Aufgabe. 


Die vorliegende Arbeit hat es sich zur Aufgabe gemacht, die Abschreibungs- 
fragen für einen speziellen Produktionszweig, den Bergbau, zu behandeln. Es ist 
dies gerechtfertigt durch die Besonderheiten, die der Bergbaubetrieb gegenüber 
anderen Betrieben aufweist. Bei ihm treten für den Bilanztheoretiker eine Reihe 
interessanter und wichtiger Fragen auf. 

Wenn wir von Anlagebewertung in der Bilanz sprechen, so fassen wir in dieser 
Arbeit die Bilanz als Mittel der Erfolgsrechnung auf, und dementsprechend besteht 
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unsere Aufgabe darin zu zeigen, wie die ui zum Zwecke einer 
guten Erfolgsrechnung zu geschehen hat. 

Das Kernproblem liegt bei der Grubengerechtsame, diesem ‚wichtigsten An- 
lageobjekt jedes Bergwerks. An die Gerechtsame knüpfen sich indessen nicht nur 
allgemeine Bilanzfragen, sondern sie ist auch die Frage der Steuer, Lion be- 
zeichnet die Behandlung der Abschreibungen auf die Gerechtsame als eine alte 
erux im Steuerrecht, und heute, 40 Jahre nach der Erstehung des die ganzie, 
Frage aufrollenden Gesetzes ist eine Lösung der Aufgabe noch nicht herbeigeführt. 


2. Bergbau und Bilanz. 

Unter Bergbau versteht man die Tätigkeit, welche die: Gewinnung nutzbarer 
Mineralien bezweckt. Man rechnet den Bergbau ebenso wie die Landwirtschaft zur 
Urproduktion. In der Hauptsache sind es die Erze, die fossilen Brennstoffe und die 
Salze, deren Gewinnung Gegenstand der Bergwerksbetriebe ist. Den Grundstock 
des konkreten Betriebes bildet das Mineralvorkommen, die Lagerstätte. Durch 
diese Tatsache ist der Bergbau im Gegensatz zu den weiterverarbeitenden Ge- 
werben gekennzeichnet. Während diese die Rohstoffe erst auf dem Markt kaufen 
müssen, um sie in neue Produkte umzuwandeln, liegt dort der Rohstoff fertig vor, 
und es handelt sich nur um seine Loslösung aus den ihn einschließenden Gesteins- 
massen. Aus der obigen Tatsache folgt als weiteres wichtiges Charakteristikum für 
den Bergbau, daß er wie kein anderes Gewerbe in hohem Maße von der ele- 
mentaren Natur abhängig ist. Deren Gunst und Ungunst heeinflussen weitgehend 
seine Ergebnisse. Ob die Lagerstätte mächtig oder wenig ergiebig ist, ob das Ge- 
winnen der Mineralien schwer oder leicht fällt, ob die Hohlräume mit oder ohne 
Stützung des Gesteins halten, das alles sind Momente, die in anderen Gewerben 
nichts Ähnliches: vorfinden. Dazu kommt die höhere Gefahr infolge von Natur- 
katastrophen, die den Bergbaubetrieb plötzlich zwangsweise zum Stillstand bringen 
können. Immer aber wird der Betrieb schließlich infolge Versiegens der Substanz 
seine Tätigkeit einstellen, während der weiterverarbeitende Gewerbebetrieb diese 
Lebensdauerbegrenzung nicht hat. 

Eine weitere wichtige Eigenschaft des Bergbaus ist sein großer Kapitalbedarf, 
den er allerdings mit anderen Schwerindustrien gemeinsam hat. Der Tiefbau, die 
heute allgemein verbreitete Betriebsform, erfordert vor allem zu seiner Einrich- 
tung ganz enorme Summen. 

Wir folgen der üblichen Einteilung der Bilanz in Vermögens- und Erfolgs- 
bilanz und untersuchen zunächst die Stellung des Bergbaus zu der ersteren. Es ist 
ohne weiteres ersichtlich, daß diese Frage wegen der Natur des Bergbaus eine 
besondere Färbung bekommt. Nach dem oben Ausgeführten sind in der Regel 
große Kapitalien für die Errichtung .des Betriebs erforderlich; damit ist nicht ge- 
sagt, daß im konkreten Fall große Werte durch die Investierung geschaffen sind. 
Ein Bergwerk kann sehr viel kosten und nachher wenig Ertrag bringen. Daher sieht 
man, daß ein Einstellen der eingeschossenen Kapitalbeträge in die Bilanz noch 
keine Vermögensübersicht gibt. Da der bergbauliche Ertrag weitgehend von natür- 
lichen Tatsachen abhängig. ist, besagen die Beträge auf dem Gerechtsamekonto und 
auf dem Schacht- und Grubenbaukonto sehr wenig. 

- Welche Stellung hat die Erfolgsbilanz im Bergbau? Wir wissen, daß Gewerk- 
schaften lange Zeit ohne eine eigentliche Bilanz ausgekommen sind und lediglich 
ihre Anschnittsrechnungen nach kameralistischer Art hatten. Zur Veranschau- 
lichung fügen wir das Schema einer solchen Rechnung an. | | 
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Geldrechnung 19....... 


Es wurden vereinnahmt aus Kohlen , . ce... | | 3.000.000, — 
Hiervon 'wurden werausgabt E N 
1), zu Betriebszwecken BUN BR 2 ee 

a) Gehälter und Löhne “1.100.000, USE Ari x 


b) Sachausgaben - 400.000,— 
c) Steuern 200.000, — 
d) a NE 150.000, — 1.850.000, — 
> zu: ‚Neuanlagen a A HI U up Te __400.000,— | __2,250.000,— 
21195 = Au 1.» 750.000,— 
Es würden als Ausbeute verteilt : o ER Tr RT; ie alter : 750. oa -- 


Ä ie aus an Beispiel zu. ersehen ist, hat die Atıschrattireciin in \ gewissen 
Beiiehting die Aufmachung einer Brutto-Gewinn- und Verlustrechnung. Um einer 
solchen !näher :zu kommen, müßten die Neuanlagen fortbleiben, während die Ab- 
schreibungen hinzugesetzt werden müßten. Abgesehen von den heute ziemlich aus- 
gedehnten mehr industriellen. Weiterverarbeitungsanlagen .haben wir an haupt- 
sächlichsten Anlageposten die Gerechtsame und die Schacht- und: Grubenbaue als 

Aufwand zu: verteilen. Bei der Gerechtsame ist nun häufig gar keine Ausgabe ’ge- 
macht. worden, nämlich soweit sie auf Verleihung beruht. Der Gegenwert für die 
Überlassung des Bergbaus wurde dem Regalherrn in Form von laufenden Berg- 
abgaben geleistet. Die Schacht- und Grubenbaue aber muß der Bergmahn: durch 
Reparaturen dauernd erhalten bzw. durch neue ersetzen, die aber laufend. her: 
gestellt werden und. daher die Perioden ziemlich gleichmäßig belästen. .In: der 
obigen Anschnittsrechnung ist zwar der Einnahmeüberschuß nicht. im. ganzen Um: 
fange Gewinnüberschuß, aber ein Bild von.der Wirtschaftlichkeit des Betriebes 
kann sie doch geben, und zwar um so mehr, je gleichmäßiger die absoluten Ab- 
schreibungsbeträge sind. Die Anschnittsrechnung schließt indessen nicht die Be+ 
rücksichtigung der-Abschreibungen aus. Durch eine einfache Absetzung vom Über- 
schuß wird. das schon erreicht, außerdem kann eine regelmäßige Anleihetilgung, 
die. unter. die Ausgaben. gesetzt. wird, in diesem Sinne wirken. Es ist noch zu be- 
merken, daß dort, wo bei den Gewerkschaften die kaufmännische. Buchführung 
eingeführt ist,-. die alte Anschnittsrechnung mitunter zur ztonatlichen ‚Ge witnreci 

Be ae, SRTGER. ist, Sat 


3: Antaye a Anlatehesprtanh im Air, m 


"Zur Beurteihini ‚der Frage, ob ein wirtschaftliches Gut:innerhalb des ‚Betrieben 
zu den Anlagen zu rechnen ist, wird als Kriterium die „dauernde Widmung“ ‚heran- 
gezogen. Man könnte daher die Anlagen, wie dies auch meistens geschieht, im:Sinne 
des 8 261 Abs. 3 HGB. als Gegenstände umschreiben, die nicht zur. Weiterveräuße- 
rung, sondern dauernd. zum Geschäftsbetriebe der Unternehmung .bestimmt sind. 
Die entgegengesetzte Kategorie von Gütern bezeichnet man dementsprechend mit 
Veräußerungs- oder Umsatzgegenständen. Es ist somit der Verwendungszweck: ent- 
scheidend, und es können daher von zwei materiell ganz gleichen Dingen das eine 
den Charakter. eines Anlage-, das andere den eines Umsatzgegenstandes haben. In 
diesem: Sinne sind .Fabrikgrundstücke Anlage- oder Betriebsgegenstände, während 
Grundstücke bei einer Terraingesellschaft Umsatzgegenstände sind... 
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Die Zeit, während der ein Betriebsgegenstand im Betriebe verbleibt, hängt von 
der Lebensdauer und von der Geeignetheit für Betriebszwecke ab. In letzter Linie, 
und das gilt auch für Gegenstände mit ewiger Dauer, ist die Lebensdauer des Be- 
triebes selbst natürlich maßgebend. Betriebsgegenstände, deren Lebensdauer kürzer 
ist als die des Betriebes, werden laufend ersetzt. Wenn daher auch beispielsweise 
eine Maschine als aufgebraucht ausscheidet, der Maschinenpark als solcher bleibt 
bestehen, und man kann im buchstäblichen Sinne von einer dauernden Widmung 
sprechen. Der Gedanke, daß es nicht auf die Substanzindentität bei den Anlagen an- 
kommt, führt, wenn man ihn auf die Warenvorräte überträgt, zu der Konstruktion 
des eisernen Bestandes, welch letzterem man Anlagecharakter zuschreiben kann, 


Die Frage der Anlagenbewertung können wir nach der rechtlichen und nach 
der wirtschaftlichen Seite hin verfolgen. Wir behandeln zunächst den rechtlichen 
Standpunkt, ohne dieser Seite der Bewertungsfrage die größere Bedeutung zuzu- 
messen.. Bilanzen wurden gemacht, ehe ein Gesetzgeber daran dachte, für ihre 
Aufstellung Normen zu geben. Im allgemeinen hat das Recht, soweit es die Wirt- 
schaft angeht, dieser zu dienen, sie in ihrer gesunden Entwicklung zu unterstützen. 
Daß das durch die $$ 38ff. HGB. nicht immer erreicht wurde, ist zum mindesten 
insoweit ein Fehler des Gesetzgebers, als.derselbe durch nicht ganz eindeutige Be- 
stimmungen zu den verschiedenen Auslegungsmeinungen Anlaß gegeben hat. Der 
8 40 hat in der Anlagenbewertung der Berggewerkschaften ein geradezu groteskes 
Beispiel dafür gegeben, wohin die Auslegung, der Wert dieser Bestimmung sei der 
gemeine Wert, führt. In keinem sonstigen Produktionszweig kommen ähnliche 
Millionenschwankungen vor wie beim Bergbau, insbesondere wenn man der Wert- 
ermittlung die später zu besprechende Rentenformelberechnung des Oberverwal- 
tungsgerichts zugrunde legt. Wir schließen uns in betreff des $ 40 der Auslegung 
an, die sagt, der Gesetzgeber habe absichtlich durch die farblose Fassung dem 
bilanzierenden Kaufmann keine engen Beschränkungen auferlegen wollen. Schmalen- 
bach sagt in dem Aufsatz „Über das allgemeine Bilanzrecht“t): „Wenn das Gesetz 
vom ‚Wert‘ spricht, so ist nicht ein bestimmter Wert gemeint. Das aber war der 
Grund für die Benutzung des Wortes ‚Wert‘ ohne Attribut, daß man’ die Praxis 
nicht unnötig einengen wollte, den den Umständen nach für die Bilanz angemesse- 
nen Wert zu verwenden... Ganz besonders ist den Versuchen entgegenzutreten, 
dem Gesetz die Auslegung zu geben, als ob der Gesetzgeber hier den gemeinen 
Wert gewollt habe. Hätte der Gesetzgeber diesen Wert gewollt, so wäre es leicht 
gewesen, diesem Willen den Ausdruck zu geben, den man im u ES 
bereits vorfand.“ 

Bezüglich der Frage der wirtschaftlichen Anlagebewertung wollen wir nicht 
auf die verschiedenen Abschreibungsmethoden eingehen, sondern einige grundsätz- 
liche Ausführungen zu der Frage der Anschaffungswert- oder Zeitwertabschreibung 
anfügen, da diese für die vorliegende Arbeit eine besondere Bedeutung hat. Der 
Unterschied der beiden Abschreibungsarten ist der von Vergangenheit und Gegen- 
wart. Während .die Anschaffungswertabschreibung den Aufwand an Vergangen- 
heitsgütern mißt, so die Zeitwertabschreibung an Gegenwartsgütern. Geldmacher ?) 
sagt an einer Stelle: „Denkt man sich den extremen Fall, daß ein Gut heute ver- 
braucht wird, welches vor hundert Jahren mit Silber, Gold, Platina oder mit 
Assignaten eingekauft wurde, so wird klar, daß Gegenwartsaufwand und Vergangen- 
heitspreis nichts miteinander zu schaffen haben.‘ Beim Bergbau haben wir einen 


) Zeitschrift für Handelswissenschaftliche Forschung, 11. Jahrg., S. 18 ff. 
2) Wirtschaftsunruhe und Bilanz, S. 60, 
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solchen extremen Fall. Die Berggerechtsame, dieses wichtigste Anlageobjekt, stammt 
häufig aus weit zurückliegenden Zeiträumen, Der Zeitwertabschreibung liegt immer 
der Ersatzgedanke zugrunde, und man erkennt die besondere Gestaltung, die diese 
Frage bei ihrer Anwendung auf den Bergbau annimmt; denn bei diesem tritt in 
der Regel nicht eine Ersatzanschaffung der Substanz in der Weise ein wie bei 
sonstigen Betrieben. Wir müssen im allgemeinen der Zeitwertabschreibung zustim- 
men, da sie theoretisch den Aufwand richtiger erfaßt. Ob ihre praktische Durch- 
führung wirtschaftlich ist, hängt von der Höhe der Preisschwankungen ab. Nicht zu 
verkennen ist die Schwierigkeit der Zeitwertbestimmung, die leicht ein unsicheres 
Moment in die Bilanz hineintragen kann. Es haftet ihr ein technischer Mangel in- 
sofern an, als sie in der Regel Reste in der Bilanz zurückläßt, aktive bei ab- 
fallenden, passive bei steigenden Zeitwerten. 


Erster Hauptteil: 


Die Bewertung der Anlagen in den Bergbaubilanzen. ' 
A. Die Arten der Bergbauanlagen. | 


I. Die Einteilung der Anlagen im allgemeinen, 

Die Anlagen eines Bergwerksbetriebes kann man nach der wirtgchatlichg 
Zweckbestimmung folgendermaßen einteilen, 

1. Anlagen, welche der eigentlichen Mineralgewinnung dienen, man kann sie 
als Bergbauanlagen im engeren Sinne bezeichnen, Dahin gehören: Grubengerecht- 
same, Schächte und Grubenbaue, Wasserhaltungseinrichtungen, Fördermaschinen, 
Ventilatoren usw. 

2. Anlagen, die zur Weiterverarbeitung des Fördergutes vorhanden sind, wie 
Separationen, Waschanlagen, Kokereien, Brechwerke, Brikettfabriken, Nebenproduk- 
ten- und Destillationsanlagen. 

3. Anlagen, welche sowohl der ersten als auch der zweiten Gruppe dienen. 
Hierzu zählt man: Ziegeleien, Dampfkessel, Kraftmaschinen, Magazine, Reparatur- 
werkstätten, Übertageseilbahnen, Fuhrparks, Wege, Eisenbahnen, Werksbahnhöfe, 
Häfen, Gas- und Wasserleitungsanlagen, Beleuchtungseinrichtungen, Verwaltungs- 
gebäude und Mobilien. | 

‘4. Anlagen, die nicht unmittelbar zur Produktion gehören wie Arbeiter- und Be- 
amtenwohnungen, Grundstücke und Häuser, welche zwecks Ersparung von Berg- 

schädenkosten gekauft worden sind. 

Der Boden ist bei allen Anlagekategorien beteiligt, und er nimmt im Rahmen 
der Gesamtanlagen insofern eine besondere Stellung ein, als er jede Ausbeutungs- 
zeit überdauert. 

Die Anlagen der ersten Gruppe haben ein wichtiges gemeinsames Merkmal. 
Mit der tatsächlichen, häufig auch schon mit der wirtschaftlichen Erschöpfung des 
Mineralvorkommens fällt der Gebrauchswert dieser Anlagen fort. Die Gerechtsame, 
als die Grundlage des ganzen Bergwerks, verlangt wegen ihrer eigenartigen Natur 
eine besondere Behandlung. Ebenso liegen die. Dinge bei den Schacht- und Gruben- 
bauen, den zweiten wichtigen Anlagen eines Bergwerks. Die übrigen Gegenstände 
der ersten Gruppe, Fördermaschinen, Wasserhaltungen, Ventilatoren haben das eine 
gemeinsam, daß sie in der erstmaligen Größe und Ausführung bis zu einer gewissen 
Tiefe genügen, und bei einem weiteren Fortschreiten des Bergbaus nach unten, 
selbst bei gleichbleibender Förderung, durch leistungsfähigere ersetzt werden 
müssen, 
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Charakteristisch für die zweite Gruppe in der obigen Einteilung ist, daß diese 
Anlagen theoretisch nicht an eine Förderung in unmittelbarer Nähe gebunden sind. 
Ob sie ein eigenes Dasein nach der Erschöpfung der Substanz führen können, 
hängt davon ab, ob es noch wirtschaftlich ist, das rohe Fördergut, das anderwärts 
gewonnen wird, in diesen Anlagen weiterzuverarbeiten. Bei der Kohlenseparation 
und -wäsche beispielsweise scheint dies ausgeschlossen, weil beide zu sehr mit der 
Förderung zusammenhängen. Da die Bergwerksprodukte im Verhältnis zu ihrem 
Wert sehr voluminös sind, wird der Standort der ersten Weiterverarbeitung natur- 
gemäß stark von der Rohstoffquelle, dem Bergwerk, beeinflußt. Bei Koksöfen und 
Nebenproduktenfabriken im Steinkohlenbergbau besteht die Möglichkeit: eines Son- 
derdaseins eher. 

Die dritte Art der Bergbauanlagen befindet sich in starker Abhängigkeit von 
den beiden ersten Anlagegruppen. Ist der eigentliche Bergbaubetrieb zu Ende, so 
findet selbst bei Fortführung eines Teils der Übertageproduktionsanlagen eine große 
Freisetzung dieser Hilfsanlagen, wie wir sie bezeichnen können, statt. 

- Bezüglich der Werkswohnungen gilt das eben Gesagte in gewisser Beziehung 
auch. Bei der Erschöpfung des Bergwerks findet eine Entlassung bzw. eine starke 
Reduzierung der Arbeiterschaft statt: Damit fällt das ursprüngliche Interesse des 
Betriebes an dieser Art Anlagen fort. Doch ist eine weitere Verwendbarkeit dieser 
Werkseinrichtungen BEEEnER weit eher möglich als bei den Anlagen dar 
vorigen Gruppe. | 

Nach dieser allgemeinen Charakterisierung. der Bergbauanlagen soll auf die 
Kehigen besonders eingegangen werden, welche wegen der sie von anderen Industrie- 
anlagen unterscheidenden Eigenart, die Objekte der späteren Untersuchungen 
werden sollen. Es sind dies folgende: die Gerechtsame, die Schacht- und Gruben- 
baue, die sonstigen Bergbauanlagen im engeren Sinne, wie Fördermaschinen, Venti- 
latoren und der Boden, 


II. Einzelne Anlagen im besonderen. 
1. Die Gerechtsame, 


Br Nationalökonomie unterscheidet drei ns des Bodens als 
Produktionsfaktor. Der Boden kann als örtliche Grundlage, als Standort .der Pro- 
duktion dienen, wie beim Fabrikgrundstück, er ist Träger ersetzbarer Stoffe in der 
Landwirtschaft und Träger unersetzbarer Stoffe beim Bergbau. Die bergbauliche 
Produktion hat den Charakter einer Okkupation und besteht in dem Loslösen des 
Produkts aus dem Bodenverband und aus dem Transport vom Gewinnungsort bis 
zum Anschluß an die allgemeinen Verkehrsmittel. Es ist sonach der Mineralvorrat 
die Grundlage des Bergwerks und die fortgesetzte Verminderung dieses Vorrats bis 
zur Erschöpfung die notwendige Folge des Bergwerksbetriebes. ! 

Es erhebt sich an dieser Stelle die Frage: ist die Bergwerkssubstanz als An- 
lage- oder als Umsatz- oder Veräußerungsgegenstand zu betrachten. Fischer!) will 
sie im letzteren Sinne behandelt wissen und legt ihr denselben Charakter zu wie 
einem Warenlager, das ein Kaufmann in Ausnützung einer günstigen Konjunktur 
zur Bedarfsdeckung für mehrere Jahre angeschafft hat. Die in der Erde lagernden 
Stoffe dienten nicht dem Gebrauch, sondern der Veräußerung. Dieser. Ansicht 
könnte man entgegenhalten, daß die Substanz in ihrer Gesamtheit als Veräußerungs- 
gegenstand anzusehen sei, wenn sie Geschäftsobjekt eines mit Bergwerken handeln- 


1) Bilanzwerte, Bd. 1, S. 106 ff. 
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den Kaufmanns: wäre. In dieser Weise argumentiert Haußmann?) gegen Fischer: 
„Zum Veräußerungswerte kann im Augenblicke der Bilanzziehung, abgesehen von 
den bereits getrennten Bestandteilen, grundsätzlich wenigstens, die Gerechtsame 
als solche nur von einem Kaufmann angesetzt werden, der das Bergwerk als Ganzes 
nach der Art seines Geschäftsbetriebes zur Veräußerung stellen will, also z. B. von 
einem :Kaufmann, der gewerbsmäßig mit Steinbrüchen handelt und sein Gewerbe 
durch den Ankauf und Verkauf derselben betreibt.“ Doch der eben angeführte 
Gesichtspunkt ist Fischer selbst nicht unbekannt. Er sagt an anderer Stelle: „Das 
Kriterium bietet der wirtschaftliche Zweck, dem der Geschäftsinhaber eine Sache 
gewidmet hat, ob sie ihm durch Gebrauch oder Veräußerung dient, nicht der Um- 
stand, ob nach der Verkehrsauffassung eine Sache überwiegend als durch Gebrauch 
oder durch Veräußerung .dienend betrachtet wird2).“ Das Wort „Veräußerung“ 
ist es im Grunde genommen, das Fischer verleitet, die Substanz nicht zu den An- 
lage-, sondern zu den Veräußerungsgegenständen zu zählen. Aus diesem Grunde 

‚ist der Ausdruck „Umsatzgegenstand‘“ zutreffender. Er charakterisiert den zwei- 
seitigen Zusammenhang des Betriebes mit dem Markt durch diese Art von Gütern, 
die laufend dem Markt entzogen und entweder nach Umformung oder unverändert, 
in der Regel nach einem kurzen Zeitraum, wieder an den Markt abgegeben werden. 
Daß dies bei der Gerechtsame als solcher nicht zutrifft, ist ein Grund, warum wir 
diese innerhalb des Bergwerksbetriebs unbedingt zu den Anlagegegenständen 
rechnen. Der Vergleich Fischers ist auch insofern unzutreffend, als die eigent- 
liche Grubenarbeit, Schaffung eines Zugangs zu dem Mineralvorrat, Loslösen der 
Produkte aus dem Bodenverband, umständlicher Transport zutage, bei keiner Art 
von Warenlager eine Parallele findet. 


2. Die Schacht- und Grubenbaue. 

Um den wirtschaftlichen Charakter der Grubenbaue zu verdeutlichen, geben 
wir folgende Einteilung dieser Art von Anlagen: 

1. Ausrichtungsbaue sind Räume mit dem Zweck, einen Weg zu der Sub- 
stanz zu schaffen. 

2. Vorrichtungsbaue sind Räume mit dem Zweck, die Substanz in zweckmäßige 
Abbauabteilungen zu teilen. 

3. Abbaue sind Räume mit dem Zweck, die Substanz zu gewinnen. 

Die letzte Kategorie der Grubenbaue weicht in ihrer Natur sehr von den beiden 
ersten Gruppen ab. Das Entstehen der Räume ist bei den Abbauen etwas Zwangs- 
läufiges, bezweckt wird die Gewinnung der Mineralien. 

Bei den ersten beiden Arten von Grubenbauen ist das Schaffen der Räume 
das Primäre. Unter sich sind sie dadurch geschieden, daß die Ausrichtungsbaue 
außerhalb der Lagerstätte verlaufen, das heißt, im Gestein errichtet sind, während 
sich die Vorrichtungsbaue zum Teil oder ganz innerhalb der Mineralien befinden. 
Eine Aktivierung dieser Anlagen in der Bilanz unterbleibt meistens, da die Her- 
stellungskosten dieser Grubenbaue häufig durch die gleichzeitig gewonnene Sub- 
stanz bestritten werden. Es bleiben sonach nur die Ausrichtungsbaue als eigent- 
liche Anlagen übrig. Ä 

Innerhalb des Betriebsplans wird die Ausrichtung regelmäßig so verteilt, daß 
man diese erst für einen Teil der Gesamtsubstanz fertigstellt, um möglichst bald 
mit dem Abbau beginnen zu können. Neben diesem betreibt man dann die Aus- 


1) Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht, Bd. 78, S. 395. 
®) Fischer, Buchführung und Bilanzaufstellung, S. 64. 
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richtung weiter. Es ist für die Ausrichtungsbaue charakteristisch, daß die ursprüng- 
lichen Anlagen später Teile einer größeren Anlage werden. So wird ein Schacht 
erst bis zu der obersten Lagerstätte abgeteuft und nach Abbau der Mineralien 
weiter hinuntergebracht. Man kann auf der Tagesoberfläche einen Vergleich kon- 
struieren, wenn man annimmt, es werde auf ein einstöckiges Fabrikgebäude zu Er- 
weiterungszwecken ein weiteres Stockwerk aufgesetzt. Hat man gleich im Anfang 
mit dieser später eintretenden Tatsache gerechnet, so wird man. mit Rücksicht 
darauf die Stärke der Mauern entsprechend bestimmt haben. Ebenso ist es mit 
dem Bau eines Schachtes. Wenn wir annehmen, daß der oben angeführte Schacht 
später bis auf 500 m abgeteuft werden soll, so sind die Abmessungen der Anlage 
von vornherein größer gewählt worden. Wirtschaftlich gesehen kommt der obere 
Teil des Schachtes der größten Substanzmenge zugute, jeder tieferliegende Teil 
nützt einer geringeren Menge. Welche Wirkung das auf die Aufwandverteilung 
hat, wird später gezeigt werden. 


Von übertägigen Anlagegegenständen lassen sich bestenfalls die Gebäude 
in.gewisser Beziehung den Grubenbauen an die Seite stellen. Hier wie dort haben 
wir Immobilität, größere Bedeutung der Arbeit: bei der Herstellung usw. Zur 
weiteren Charakterisierung der Grubenanlagen seien noch folgende Tatsachen an- 
geführt. 

Die Herstellung geschieht im eigenen ch und in der Regel durch Ar- 
beiter und Techniker des Bergwerks. Die Folge ist, daß man in der Bewertung 
der Anlagen eine größere Freiheit hat. Um die Kosten zu erfassen, müssen Auf- 
zeichnungen über- die aufgewandten Arbeiten und Materialien, also die direkten 
Kosten, gemacht werden, damit diese nicht mit den durch Abbau entstandenen 
durcheinanderlaufen. Es hat, um theoretisch genau zu verfahren, ein entsprechen- 
der Zuschlag der allgemeinen Betriebsunkosten auf die direkten Kosten zu erfolgen. 
Alles das würde fortfallen, wenn man den Anschaffungspreis der Rechnung eines 
Lieferanten entnehmen könnte, wie das bei gekauften Anlagegegenständen geschieht. 

Die Lebensdauer der Anlagen ist, von elementarer Naturzerstörung abgesehen, 
durch Vornahme von Reparaturen unbegrenzt und endigt wirtschaftlich mit dem 
Versiegen der Substanz. 


3. Die sonstigen Bergbauanlagen im engeren Sinne. 


Zu diesen Anlagen rechnen wir: Fördermaschinen, Ventilatoren, Wasserhal- 
tungen, Luftkompressoren usw. Die besondere Behandlung dieser Art von Anlagen 
rechtfertigt sich durch die charakteristische Eigenschaft, daß sie sich, was Größe 
und häufig auch Konstruktion angeht, in einer gewissen Abhängigkeit von der Tiefe 
des Bergwerks befinden, und zwar die einen mehr, die anderen weniger. Das Ge- 
sagte wird besonders deutlich bei der Fördermaschine. Sie ist bei der erstmaligen 
Anschaffung für eine. bestimmte Maximalteufe und -förderung berechnet. Wird die 
Förderung in der ersten Zeit des Gebrauchs oberhalb dieser Teufe eingerichtet, so 
wäre an sich die Maschine in der tatsächlich vorhandenen Stärke nicht notwendig. 
Ist sie unbrauchbar geworden und muß sie durch eine neue ersetzt werden, so 
kommt nur eine leistungsfähigere in Frage, da der Bergbau im Weiterfortschreiten 
nach unten, selbst bei gleichbleibender Förderung, erhöhte Anforderungen stellt. Bei 
den anderen Gegenständen ist es ähnlich. Mit größerer Tiefe werden durch die 
Bewetterung größere Leistungen der Ventilatoren und Luftkompressoren erforder- 
lich. Ebenso wird die Hebung des Grubenwassers leistungsfähigere Maschinen nötig 
machen. Wir haben hier eine verwandte Erscheinung wie beim Schacht. Die 


106 F. Heina: 


tieferen Lagerstätten erfordern größere Schächte; jedoch wird den höheren An- 
forderungen in der Regel durch Erweiterung der alten Anlagen entsprochen. 


4. Die Grundstücke. 


Wie eingangs bemerkt wurde, kommt der Boden als solcher in jeder der Ob 
Anlagegruppen vor. Der dort angewandte Einteilungsgrund ist indessen für Grund- 
stücke nicht von Belang. Der Boden ist von ewiger Dauer und unterscheidet sich 
dadurch erheblich von den anderen Anlagegegenständen des Bergwerks. Bei ge- 
werblichen Betrieben sonstiger Art wird, theoretisch wenigstens, ebenfalls mit einer 
ewigen Dauer gerechnet, und insofern haben auch die anderen Anlagegegenstände, 
wenn man von der Substanzindentität absieht, unbegrenzte Lebensdauer, Das ist, 
wie man leicht erkennt, beim Bergbau nicht der Fall. Wird in genannten Betrieben 
überhaupt nicht mit einem Zurückkehren des Grundstücks zum Markt gerechnet, so 
liegt das auf der anderen Seite beim Bergbau sehr nahe, da mit dem Aufhören des 
Betriebes der ursprüngliche Verwendungszweck der Grundstücke fortfällt. 

Wir können nach der Verwendung im Bergwerksunternehmen folgende Arten 
von Grundstücken unterscheiden: 

1. Betriebsgrundstücke: 

Gebäudegrundstücke, 
° Plätze, 

Halden. 

Sandgrundstücke. 

2. Grundstücke für Beamten- und Arbeiterwohnungen, 

3. Grundstücke zur Ersparung von Bergschädenersatzkosten. 

Als charakteristisch für den Bergbau kommen die Verwendungen als Halden- 
und Sandgrundstücke und als Grundstücke zur Ersparung von Bergschäden in Frage, 

Halden sind Erhöhungen des Bodens, die durch Bewerfen mit Abfällen des Pro- 
duktionsprozesses entstehen, Wir finden sie nicht nur bei Bergwerken, sondern bei- 
spielsweise auch bei Hochöfen. In unserem Falle sind es meistens wertlose Abraum- 
mineralien oder Gestein, das zum Haldensturz gelangt. Die Massen entstehen durch 
Auslesen oder Waschen aus dem Fördergut oder stammen aus Gesteinsarbeiten in 
der Aus- und Vorrichtung, falls sie nicht in der Grube zum Ausfüllen von Hohl- 
räumen verwandt werden, Das letztere ist heute gewöhnlich die Regel, da das so- 
genannte Versetzen bergpolizeilich überall dort vorgeschrieben ist, wo die unterirdi- 
schen Hohlräume ein Nachsinken der Erdoberfläche verursachen. Die Entstehung 
der Halden fällt auch allgemein in die Zeit vor dieser polizeilichen Bestimmung. 
Heute müssen wir sogar mancherorts mit einem allmählichen Abtragen der Halden 
rechnen, da der Bergbau nicht mehr die nötigen Versatzmassen durch die Produk 
tion bekommt. 

Daß man den Zukunftsbedarf an diesen Stoffen nicht immer durch eigene Hal- 
den decken kann, führt häufig zum Ankauf von Sandfeldern, das sind Grundstücke, 
die lediglich ihres Sandreichtums wegen angeschafft werden. 

Dort, wo der Bergbau eine Gefährdung der Tagesoberfläche Kerböikahet wie das 
beispielsweise beim Steinkohlenbergbau der Fall ist, werden vielfach Grundstücke 
und Häuser angekauft, um die Ansprüche aus Bergschäden einzuschränken bzw. 
durch Verhinderung der Bebauung gar nicht erst hervorzurufen. Diese Grundstücke 
verlieren nicht schon mit dem Aufhören des Bergbaubetriebes ihren eigentlichen 
Zweck, sondern müssen theoretisch noch so lange dem Unternehmen verbleiben, 
bis keine Nachwirkungen des Bergbaues auf die Tagesoberfläche mehr Race 
weisen sind. u; 
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B. Die Bewertung derAnlagen. 


Nach der allgemeinen Charakterisierung der Bergbauanlagen behandeln wir die 
Bewertungsfrage. Wir folgen hier der im vorigen Abschnitt gegebenen Einteilung 
und untersuchen nacheinander die Gerechtsame, die Schacht- und Grubenbaue, die 
sonstigen Bergbauanlagen im engeren Sinne und die Grundstücksanlagen. 


I. Die Bewertung der Gerechtsame. 
1. Die Abschreibung von einem festen Grundwert. 
| a) Der Grundwert. 


Die Gerechtsame kann ihren Weg in die Buchführung und von dort aus in die 
Bilanz auf verschiedene Weise finden. Zunächst geschieht das beim Erwerb des 
Bergwerkseigentums, welcher auf zweierlei Art vor sich gehen kann, entweder durch 
Verleihung des Regalherrn oder durch Kauf. Beim letzteren unterscheiden wir 
wiederum zwei Fälle: der Gegenstand des Kaufs kann ein unverritztes Grubenfeld 
oder ein aufgeschlossenes Bergwerk sein. 

: Bei dem Erwerb durch Verleihung kann man von einem Anschaffungspreis im 
eigentlichen Sinne nicht sprechen. Bestenfalls wären alle Aufwendungen, die man 
zum Zwecke der Verleihung gemacht hätte, in ihrer Gesamtheit als Anschaffungs- 
preis der Gerechtsame anzusprechen. Es gehörten dann dazu die Ausgaben für 
Bohr- und Vermessungsarbeiten, ebenso etwaige Gebühren für die on der 
Verleihung. 

Bei dem Kauf eines unverritzten Feldes ist der Anfangswert der Gerechtsame 
im Kaufpreis gegeben. Wie ist es aber beim Erwerb eines aufgeschlossenen Berg- 
werks, was hat hier im Gesamtpreis als Wert für die Gerechtsame zu gelten? Um- 
berg1) schlägt vor, die einzelnen Anlagekonten höchstens bis zur Höhe der Repro- 
duktionskosten zu belasten und den Rest auf ein Kapitalisierungsmehrwertkonto zu 
bringen. Bei diesem Vorschlag ist völlig übersehen worden, daß ein Reproduktions- 
preis für die Gerechtsame nicht zu bestimmen ist. Es ist zu beachten, daß bei einem 
Verkauf die sogenannte Bergwerksrente kapitalisiert wird, genau wie dies beim Ver- 
kauf von Grundstücken mit der Bodenrente geschieht, und deshalb auch ein An- 
schaffungspreis, der etwa aus den Büchern des Vorbesitzers hervorging, nicht ge- 
braucht werden kann. In der Differenz zwischen dem Gesamtpreis und den Repro- 
duktionskosten der Anlagen ausschließlich der Gerechtsame steckt aber nicht nur die 
kapitalisierte Bergwerksrente, sondern es sind in ihr noch enthalten: Beträge für die 
Organisation des Betriebes, für den Wert der Kundschaft und andere Impondera- 
bilien. Einen exakten Aufteilungsmaßstab zu finden, dürfte unmöglich sein. Es liegt 
jedoch in der Natur der Sache, die Gerechtsame als Anwärter für den Rest, : als 
Residuum zu betrachten. Es müßte danach beim Kauf, ebenso bei Einbringung eines 
aufgeschlossenen Bergwerks in eine Aktiengesellschaft beispielsweise, in der Weise 
verfahren werden, daß man die sonstigen Anlagekonten höchstens bis zur Höhe der 
Reproduktionskosten belastet und den Rest als Gerechtsamekonto in die Bilanz 
einstellt. 

‚Eine erstmalige Bewertung der Gerechtsame sowie der übrigen Anlagekonten 
tritt nicht nur in den bisher genannten Fällen ein, sondern wird auch dann notwen- 
dig, wenn sich eine bergbautreibende Gewerkschaft entschließt, von der alten ge- 
werkschaftlichen Anschnittsrechnung zur kaufmännischen Buchführung überzugehen. 
Dieser Fall trat für die meisten Gewerkschaften mit der Einführung des neuen Han- 


' 4) Zeitschrift für Handelswissenschaftliche Forschung, Bd. 16, S. 291. 
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delsgesetzbuches ein. Um die Neuregelung des gewerkschaftlichen Rechnungswesens 
hat sich seinerzeit besonders Veit Simon bemüht. Da sein Vorschlag hinsichtlich der 
Bewertung der Gerechtsame sich an die vom Oberverwaltungsgericht eingeführte 
Rentenformel hält, werden wir an einer späteren Stelle darauf zurückkommen. Für 
uns kann die Aufgabe nur so gelöst werden, daß man den Zukunftsertrag schätzt, 
mit Hilfe der Lebensdauer eine Bewertung des Bergwerks vornimmt und den Ge- 
samtwert im obigen Sinne aufteilt. 


b) Die Arten der Abschreibung und ihre Anwendbarkeit. 


Die Verteilung des Substanzwertes auf die einzelnen Jahre der Ausbeutungs- 
zeit kann verschieden vor sich gehen. Wir unterscheiden: Abschreibung im Ver- 
hältnis des Substanzabganges, Abschreibung in jährlich gleichbiethenzen und Ab- 
schreibung in abfallenden Beträgen. 

Der ersten Abschreibungsmethode liegt der Gedanke sn daß jede Periode 
in dem Verhältnis, in welchem sie zur Erschöpfung der Gesamtsubstanz beiträgt, 
einen entsprechenden Teil des Gesamtwertes zu tragen hat. Sie unterstellt, daß die 
Teilmengen des Mineralvorkommens vollständig gleichwertig sind. Die Höhe der Ab- 
schreibung ergibt sich aus der Proportion x:A=F:S, worin A der Anschaffungs- 
preis, F die Förderung der Periode in einer bestimmten Mengeneinheit und S die Ge- 
samtmineralmenge bedeuten. Betrage beispielsweise der Wert der Gesamtsubstanz 
von 100000000 t #6 10000000.—, die Förderung dieses Jahres 500000 t, so ‚wäre 


500 000 - 10 000 000 
"100000000 —— M 50 000.—. 


Die gleichbleibende Abschreibung macht zwei Voraussetzungen. Erstens be- 
handelt sie wie die vorige Methode alle Teilmengen gleichartig und zweitens unter- 
stellt sie eine während der Ausbeutungszeit gleichbleibende Förderung. Insofern 
könnte man sie als einen Spezialfall der ersten Abschreibungsweise bezeichnen. Die 


die Abschreibung gleich 


Höhe der Abschreibung errechnet man aus der Gleichung x, worin n die Anzahl 
der Perioden darstellt nach der Formel n —= =. 


Die abfallende Abschreibung endlich nimmt ebensowenig Rücksicht auf die 
Höhe der Förderung wie die zweite Methode. Im Unterschied zu dieser belastet sie 
die einzelnen Perioden ungleichmäßig, und zwar trägt jede spätere weniger als die 
vorhergehende. Die gebräuchlichste Art der abfallenden. Abschreibung ist die vom 
Buchwert, welche in festen Prozentsätzen vom jeweiligen Restwert abschreibt. 

Nach der allgemeinen Charakterisierung der Abschreibungsmethoden kommen 
wir zur Frage ihrer Anwendbarkeit. Die Abschreibung im Verhältnis der Substanz- 
verminderung halten wir nur unter gewissen Bedingungen für richtig. Zwei Dinge 
kommen für die Beurteilung. dieser Frage in Betracht: die Gleichwertigkeit der Ein- 
zelmengen und die Sicherheit des Abbaus. So wird man beispielsweise eine be- 
stimmte Menge Lehm, die zehn Jahre zur Ziegelproduktion ausreicht, genau im Ver- 
hältnis der jährlichen Förderung abschreiben dürfen. In derselben Weise wird man 
einen noch zehn Jahre vorhaltenden Kohlenvorrat in der Grube behandeln, voraus- 
gesetzt, daß die Gewinnungsverhältnisse ziemlich gleich sind. Wie ist es aber, wenn 
das Kohlenvorkommen bei gleichbleibender Förderung 100 Jahre reicht, die oberen 
Kohlen in einer Tiefe von 100m, die untersten bei 1000m lagern? Wird die Ge- 
rechtigkeit der obigen Methode dann nicht in das Gegenteil verkehrt? Daß ein Flöz 
in 100m Tiefe einen höheren Wert hat als ein solches in 700 oder 1000 m Tiefe, 
leuchtet ohne weiteres ein. Bedenkt man ferner, daß die wirtschaftliche Entwicklung 
der nächsten 20—30 Jahre schwer voraussehbar ist, so wird ein Flöz, das erst in 
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100 Jahren zum Abbau gelangt, einen sehr zweifelhaften Wert haben, Man wird da- 
her einem Mineralvorkommen bei gleicher physikalischer und. chemischer Zusam- 
mensetzung der einzelnen Teilquantitäten von oben nach unten einen abnehmenden 
Wert zusprechen. In konsequenter Weise ergäbe sich also in diesem Falle bei gleich- 
bleibender Förderung eine abfallende Abschreibung. Den Einfluß der mehr: oder 
minder großen Ergiebigkeit der einzelnen Lagerstätten eines Bergwerks kann..man. 
unter normalen Umständen unberücksichtigt lassen, da ein ordnungsmäßig -betrie- 
bener Bergbau nicht einseitig zunächst die guten und dann die schlechten Vorkom- 
men in Angriff nehmen, sondern beide gleichmäßig abbauen wird, Allerdings’ liegt 
in Zeiten besonders starker Nachfrage immer die Tendenz vor, die. ergiebigeren 
Lagerstätten mehr zu berücksichtigen. Da die Perioden erhöhter ‚Nachfrage in der 
Regel auch die Zeiten höherer: Gewinne sind, so findet man in Verbindung. mit 
diesen meistens auch höhere Abschreibungen, die in der eben augeführten. Tatsache 
ihren wirtschaftlichen Grund finden. 

Die Mängel der Abschreibung. nach Maßgabe der Suhstanzverminderung er 

sich in der Weise beseitigen, daß man bei’ der Berechnung, der Gesamtsubstanz 
nicht die.technische Maximalteufe nimmt, sondern eine geringere, Man:berücksich- 
figt nur. die mit größter Wahrscheinlichkeit noch zum ‘Abbau gelangenden Mine: 
ralien und geht nicht einfach davon aus, daß irgendwo: ein. Abbau beispielsweise 
noch in 1500 m Tiefe getätigt wird und sicherlich nicht, wenn diese Tiefe im eigenen 
Bergwerk erst in 100 oder 200 Jahren erreicht wird. Sind diese Momente bei einem 
etwaigen Kauf des Bergwerks schon in Rechnung gezogen worden, so wird man 
höchstens die dieser Schätzung zugrunde gelegte Substanzmenge als Ausgangs- 
punkt nehmen. Verfährt man in dieser Weise, so-wird das Konto mit dem Abbau.der 
angenommenen Substanzmenge ganz abgeschrieben sein. Stellt sich in der Zwischen- 
zeit-heraus, daß der Bergbau noch über diesen Zeitpunkt hinaus betrieben: werden 
kann, so sind im Grunde genommen die einzelnen Jahre‘.der Periode zu stark be- 
lastet worden. Da die Mehrbelastung aber gleichmäßig verteilt war, so ist die ab- 
solute Richtigkeit nicht erreicht, die Maßstäblichkeit der Gewinne jedoch sehr gut 
gewahrt. ‚worden, 
; » Die’ Abnahme des a der SE mit Suse Tiefe läßt At :auf 
Ezende Weise zum Ausdruck bringen. Da’ der Bergbau gewöhnlich stufenweise. in 
die Tiefe geht, so kann man die Substanz in horizontal übereinandergeschichtete 
Teile zerlegen, welche von Ebenen, die durch die einzelnen Sohlen gelegt sind, be- 
grenzt werden. Geht nun die Schachtförderung sukzessive:'von einer Sohle auf die 
nächst tiefere, so sind die Einzelquantitäten dieser Substanzschichten unter sich 
gleich zu rechnen, da sie, was die Schachtförderkosten angeht, gleichmäßig be- 
lastet sind. Bei gleich großen Teilsubstanzen könnte man die Gerechtsame dann 
im umgekehrten Verhältnis derjenigen Teile der Gesamtkosten aufteilen, die in 
ihrer Höhe von der Fördertiefe abhängig sind. Wäre dieses. Verhältnis. beispiels- 
weise 1:2:4, so könnte man das Konto wie 4:2:1 aufteilen. Innerhalb’ der Sub- 
stanzschichten muß natürlich gleichmäßig im Verhältnis der Förderung abgeschrie- 
ben werden. Es entfallen dann jedesmal bei Inangriffnahme einer tieferen Förder- 
sohle auf die Produkteinheit kleinere Abschreibungsbeträge. 

Theoretisch gesehen ist diese Art der. Abschreibung wohl die beste. Von den 
gebräuchlichen Abschreibungsweisen kommt die in der Praxis beliebte, vom jedes- 
maligen Buchwert ausgehende, den wirklichen Verhältnissen am nächsten, wenn 
man gleiche Förderung voraussetzt. Während die Buchwertabschreibung jedes 
folgende Jahr weniger belastet als das vorhergehende, geht die obige Methode etap- 
penweise zu kleineren Abschreibungsbeträgen über, 
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2. Die Abschreibung von einem veränderlichen Zeitwert. 
a) Die Natur des in Frage kommenden Zeitwerts. 

Bei der Abschreibung nach dem Zeitwert ist der Neuwert bzw. -preis des Ab- 
schreibungsobjektes im Zeitpunkt der Bilanz maßgebend. In der Regel geht man 
vom Marktpreis des betreffenden Gegenstandes aus. Ein solcher ist, wie leicht zu er- 
sehen, bei Bergwerken wegen der weitgehendsten Individualität der Bewertungs: 
objekte meistens nicht gegeben. Man ist daher auf Schätzungen angewiesen und 
wird in diesem Falle auf den Ertragswert zurückkommen, da dieser auch die 
etwaige Preisberechnungsgrundlage für Käufer und Verkäufer sein müßte. Damit 
scheint die anfängliche Schwierigkeit behoben zu sein, doch es erheben sich bei 
näherem Zusehen neue Fragen. Es liegt in der Natur der beim Bergbau in Frage 
kommenden Ertragswertberechnung, daß sich der Ertragswert und somit der Zeit- 
wert in jedem Zeitpunkt der Ausbeutungsdauer feststellen läßt. Dadurch ergibt sich 
ein großer Unterschied zu der sonst gebräuchlichen Zeitwertabschreibung bei Ge- 
brauchsgegenständen. Bei der letzteren gehen wir immer von dem jetzigen Preis 
eines neuen gleichartigen Gegenstandes aus, während wir dort auch den Zeitwert 
des schön :teilweise gebrauchten Bewertungsobjektes genau feststellen können. 
Damit scheint eine Vereinfachung gegenüber der gebräuchlichen Methode ro 
zu sein; denn jetzt könnte man das Ergebnis der Rechnung 


Ertragswert der noch vorhandenen Substanz 
Zahl der noch ausstehenden Betriebsjahre 


eintdch als Abschreibung betrachten oder, was noch leichter erscheint, die Ditfe- 
renz zwischen den Ertragswerten am Anfang und am Ende des Betriebsjahres. 


b) Die drei möglichen Abschreibungsmethoden (ohne Berück- 
sichtigung von Ertragswertschwankungen). 
Ertragswert der Anfangssubstanz 
| Zahl der Betriebsjahre., 
Es sei vorausgesetzt: eine gleichbleibende nt über die gesamte zu 
beutungszeit von n Jahren, die Erträge E,, E,, Ey... seien gleich. Der Wert der 
Gerechtsame am Anfang der Betriebszeit ist danke 


aa) Abschreibung gleich 


We aA ar 2 und die ne, für jedes Jahr ist 


eier 
= 7, Age ai, 
rlgtzl)em 


Ertragswert der noch vorhandenen Substanz 
Zahl der noch ausstehenden Betriebsjahre 
Bei denselben Voraussetzungen wie vorhin hetjagen die Abschreibungen 


bb) Abschreibung gleich 
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Jede Abschreibung in dieser Reihe ist. kleiner als die nächstfolgende, denn 
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so müssen auch die Abschreibungen, vom letzten Jahr zurückgehend, immer geringer 
werden, bzw. die Abschreibungen fangen im ersten Jahr mit einem kleinen Betrage 
an und werden gegen Ende der Ausbeutungszeit immer größer. Um dies an einem 
Beispiel zu charakterisieren, sei angenommen, die Substanz werfe jährlich 
«46 100 000.— Ertrag ab, der Abbau dauere 100 Jahre, der Zinsfuß sei 6%; dann ist 


100000 - (1,0620 — 1) 1 
1,0610. (1,06 —1) 100 


Am Anfang des 51. Jahres wäre bei gleichbleibenden Voraussetzungen der 
Ertragswert | 


A,= —= A 16618.— 


100000 : (1,06% — 1) 
1,06% (1,06 — 1) 


Wollte man die Abschreibung des 51. Jahres auf Grund dieses Wertes be- 


ER — %31529.—. Im zehnten Jahre vor Schluß 


der Abbauzeit bekäme man eine Abschreibung von % 73583.—. 


—=A 1576 470.— 


stimmen, so ergäbe sich 


cc) Abschreibung gleich Ertragswert am Anfang des Jahres minus 
Ertragswert am Ende des Jahres. 


Da nach der von uns gemachten Voraussetzung, daß die Erträge während der 
ganzen Zeit gleichbleiben sollen, der Ertragswert jedes Jahres kleiner ist als der des 
vorhergehenden, könnte man auf den Gedanken kommen, diese Differenz als Ab- 
schreibung zu betrachten. Mathematisch dargestellt, wären dann die Abschreibungen 


E-(gn—1) , E-(gemi—1) 


17 u (geoT) Fang) 
Pe _ E(gn-1—1) , E(gt-7—1) 


qa-1(g—1) " qu2(g— 2 
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Es läßt sich mathematisch nachweisen, daß die Abschreibungen Glieder einer 
geometrischen Reihe der Formel A, - ar sind, d. h. es handelt sich um eine Ab- 
schreibung mit Berücksichtigung der Zinsen. Das bedeutet ebenso wie bei der 
vorigen Methode eine ständige Zunahme der Abschreibungsbeträge, und zwar ist der 
Verlauf noch progressiver. Jede Jahresabschreibung enthält den Betrag der ersten 
Abschreibung und die Zinsen und Zinseszinsen für die ‚aufgelaufenen Abschrei- - 
bungsbeträge. Ein Zahlenbeispiel diene zur Veranschaulichung dieses Verfahrens. 


E=.# 100000.—,n=5 Jahre, q9=1,06 
100000 (1,06°— 1) __ 


W= 06810 -D. 110613 m = ,M 421 253.— 
| een Abschreibung Reingewinn 
ErREREneN zu Anfang des 1. Jahres „% 421 253.— _ 100 000.— 74 725.— 25 275.— 
” » a „ 346 528.— 100 000.— 79 218.— 20 782.— 
» a „ »% ” 267 310.— 100000.— 83961.— 16 039.— 
3 ; x ©; „183349.— 100000.— 89000.— 11 000.— 
s n n n 5. 


. 94349.— 100000. 94339. — 5 661.— 
M M 321 243.— ') 


‚Die Bash setzen sich folgendermaßen zusammen: 


. Gesamt- Summe der aufgelau- 
Abschreibung En Zinsen = abschreibung : fenen Abschreibungen 
Abschreibung 1. Jahr # U TB. 0 125. 214 725.— 
h 2. Jahr „ 4a25.— + 4485.—: = 79208.— :- . .153933.— 
(6° lo v. 74 725.—) RETTET EN ET 
r 3. Jahr „ 7A725.— + 9236.— = 8391.— 237 894.— 
(6°, v. 153 933.—) TEE 
a 4. Jahr „ 74725.— + 14 275.— = 89 000.— 326 894.— 
yeah (6°), v.. 237 894.—), RE EENTBETTTTET N 
Sa 5. Jahr „ 74 725.— + 19614.— = 94339.— 


(6°, v. 326 894.—) 


Zu den gleichen Beträgen gelangt man, wenn man.in nachbesch A Weise 
vorgeht. -Das Bergwerk ‚mit obigen -Voraussetzungen sei gepachtet. ‚Da der Ver- 
pächter die Pacht so festsetzen wird, daß der Bergbaubetreiber 6% seines Kapitals 
verdient,;: so‘ beträgt dieselbe bei einem  Rohertrag von .%100000.— jährlich 
MM 94339.—, das wären für fünf Jahre 5X 94 339.— = 6 471695.—. Nehmen wir 
an, die Pacht soll gleich im Anfang der fünfjährigen Ausbeutungszeit ganz bezahlt 
werden. Zu diesem Zwecke wird man alle Pachtbeträge auf den Anfang des ersten 
Jahres zurückdiskontieren. Dadurch ergibt sich eine‘kleinere absolute Zahl. Die 
jährliche Pacht kann man mit ..% 94339.— in der Gewinn- und Verlustrechnung als 
Aufwand einstellen, wenn män’ folgendermaßen verfährt. Zunächst wird der Ver- 
Ba en mit dem a nt von i 1 

MN 421 253.— "belastet; 
lache zu die erste Pacht mit 1.94 339.— gutgeschrieben ; 
Ba Zur pre 
darauf folgt eine Belastung für Zinsen (6°/,) #4 + 19 614.— 
NM 346528.— 
a a ok 
M 252 189. — 


Pacht für das 2. Jahr 


3) Differenz aus Abrundungsfehlern. 
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Zinsenbelastung 6°|, v. .% 252 189.— A 15131.— 
| | M 267 318.— 
Pacht für das 3. Jahr „.). 94 339.— 
| AM 112 979.— 
Zinsenbelastung 6°/, v. .„Z 112 979,— „+ 10378.— 
M 183 357.— 

Pacht für das 4. Jahr „']. 94 339.— 


AM 89018.— 
- Zinsenbelastung 6°/, v. 89 018.— len aaa 11 Fa 


M 94359. — 
Pacht für das 5. Jahr M |. 394 339.—!) 


Das Gewinn- und Verlustkonto des ersten Jahres würde folgendes Bild zeigen: 


a enisctumganundse: M 94339.— | Rohgewian . . . : .... . 4 100 000,— 


Re A 7.196144 
A 119 614.— A 119 614.— 


Den Reingewinn von % 25.275.— könnte man zerlegen in #% 5661.— Produk- 
tionsreinertrag aus dem in Anspruch genommenen Kapital von %94339.— und 
#%19614.— Zinsertrag aus dem nicht in Anspruch genommenen Kapital von 
Ib 326 914.—. 

Saldiert man den Pachtbetrag mit den Zinsen jedes Jahres, so kommt man auf 
dieselben Abschreibungen wie vorhin (S. 112). 


M 94339. — — 19614.— — 74725.— 
94390, 15131 — 79208. 
» 94339.— -- 10378.— — 83 961.— 
" 94339,— -- 5341. — 88 998.— 
-9339.— = 0 = 94339,— 


Den besprochenen Fall können wir noch in folgender Weise variieren. Wir 
kaufen obiges Bergwerk und bezahlen mit eigenem Gelde „ „ „ „ % 94339. — 


und mit'fremdem, zu 6% geliehenem „ . . 2 22 2.22.2020. c%b 326 914.— 
dann ist das Bergwerkskonto mit . . rn 421 253. — 
zu belasten. Die Eröffnungsbilanz sähe dann folgendermaßen aus: 
Bergwerkskonto M 421 253.— Kapitalkonto M 94339. — 
“Schulden „ 326 914. — 
M 421 253. — M 421 253.— 


Am Ende der vier ersten Betriebsjahre zahlen wir jedesmal % 94339.— an 
den Gläubiger zurück. Die Bilanz nebst Gewinn- und Verlustrechnung würden am 
Schlusse des ersten Betriebsjahres folgendes Bild zeigen: 


Bergwerkskto. 346 528.— | Kapital 94339.— Abschreibg. 94 339.— | Rohgewinn 100 000.— 

_ Liquide Mittel 5661.— | Schulden 252 189.— Schuldzins. ir 614.— | Zinsen auf 
| Gewinn 5661.— Reingewinn 5 661.— | Bergwerkskto.19 614,— 
M 352 189.— M 352 189. — A 119 614.— A 119 614.— 


Zeitschr. f. Handelsw. Forschg. 19. Jahrg. Heft III. 8 


114 al) | F. Heina: 


Das Bergwerkskonto verläuft wie die Staffel S. 113 zeigt; es wird belastet für 
Zinsen auf die nicht in Anspruch genommenen Kapitalteile (unabgebaute Substanz) 
und erkannt für die jährlichen, sich gleichbleibenden Abschreibungen. Das Konto 
Schulden ist das Spiegelbild des Bergwerkskontos, beginnt aber erst mit dem Betrag 
I 326 914.—. 

Haben wir das Bergwerk mit eigenem Gelde gekauft, so fällt der Schuldzinsen- 
posten in der Gewinn- und Verlustrechnung fort. Die Abschreibung in Höhe des 
Pachtbetrags und die Belastung mit Zinsen sind in diesem Falle Umständlichkeiten, 
die man durch Abschreibung in Höhe des Saldos dieser beiden Beträge beseitigt. — 
Diese Ausführungen wollten zeigen, wie die innere Zusammensetzung des Roh- 
ertrages und des Gewinns bei Anwendung der Abschreibung mit Zinsen ist. Es 
bleibt die Frage zu beantworten, ob die unterschiedlichen Belastungen der ein- 
einzelnen Perioden zu rechtfertigen sind oder nicht. Zur Klarstellung dieser Frage 
nehmen wir folgenden Fall an. Die Abschreibungen auf obiges Bergwerk, das uns 
diesmal vollständig gehört, legen wir in Form eines Sparkassenguthabens zu 6% 
Zinsen an. Das Gewinn- und Verlustkonto des zweiten Betriebsjahres zeigte dann 
folgendes Bild (siehe auch S. 112): 


Abschreibung .%# 719208.— | Rohertrag ‚A 100 000.— 
Reingewinn »„ 25275.— | Zinsen auf Spar- 

kassenguthaben „ 4483.— 

MH 104 483.— ‚A 104 483.— 


Der Reingewinn ist genau so hoch wie im ersten Jahr, da die höhere Ab- 
schreibung durch die Zinsen kompensiert wird. Wir können das Geld, das den 
Gegenwert der Abschreibung darstellt, zu neuen Produktionsanlagen, beispielsweise 
zur Schaffung von Nebenproduktenfabriken verwenden. Die infolge der Zinsrech- 
nung stets wachsenden Abschreibungen können in den Erträgen dieser Anlagen 
ihren Ausgleich finden. Wie ist es aber, wenn die flüssigen aus Abschreibung 
stammenden Mittel zum Ankauf von neuen Grubenfeldern verwandt werden, die . 
erst nach vielen Jahren zum Abbau gelangen? Berücksichtigt man, daß der Zins- 
verlust beim Kauf solcher Anlagen im Preise eingerechnet ist, so stehen theoretisch 
keine Bedenken entgegen, die Grubenfelder laufend mit Zinsen und Zinseszinsen zu 
belasten. Werden die flüssigen. Gelder aus, dem Betrieb gezogen oder zu unpro- 
duktiven Zwecken verwandt, so findet ein Ausgleich der stetig zunehmenden Ab- 
schreibungen nicht statt und die obige Abschreibungsmethode wird unberechtigt!). 


c) Das Verhältnis der drei Methoden zueinander und die Frage der 
Anwendbarkeit. 


Nach einer eingehenden Behandlung der Abschreibung unter Berücksichtigung 
von Zinsen wollen wir die Ergebnisse der drei Verfahren vergleichen. Angenommen, 
E —= % 100000.—, n=5 Jahre, q= 1,06, dann sind die Abschreibungsbeträge nach 
Methode a 


y 


— 0 De 
N a N nn 


ae TER STEN ET 


Den Gang der Abschreibung und die Zusammensetzung des Rohertrages zeit 
folgende Übersicht: 


1) Schmalenbach, Grundlagen, 8. 67. 
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a) Tätiges Kapital 
lt. Bilanz Rohertrag Abschreibung Reingewinn 
1.Jahr .# 421 253.— 100 000.— 84 250.60 15 749.40 
RR „ 337 002.40 100 000.— 84 250.60 15 749.40 
gen „252 751.60 100 000. — 84 250.60 15 749.40 
E Ba ‚ 168 501.20 100 000. — 84 250.60 15 749.40 
G.u08 „84 250.60 100 000.— 84 250.60 15 749.40 
M 421 253.— 
Die Abschreibungen nach der zweiten Methode würden sein: 
b) nn Roherirag Abschreibung Reingewinn 
—_ 1 
ns re Te 50. Bu | 
A, 1,065 (1,06—1) 5 ‚AH 34 250.60 100 000. 84 250.60 15 749.40 
100 000 (1,06—1) 1 
ee a I 1 86 627.— 13 373.— 
= 7,06: (106-0) 4 
100000 (1,06°—1) 1 __ 
u 08 1) 37 > 89 103,33 100 000.— 89 103.33 10 896.67 
100000 (1,06°—-1) 1 | 
e- > 1,068 11,06 1) a 91 669.50 100 000.— 91 669.50 8 330.50 
100000 (1.061) 1 | 
u: 1,06 1,061 ee 94 339. 100 000.— 94 339. — 5 661.— 
M 445 989.43 


Wir fügen die Resultate der dritten Methode zur besseren Vereloichbarken 
hinzu (S. 112): 


e) #4 100 000.— 714 725.— 25 275. — 
„ 100 000.-— 79 218. — 20 782.— 
„ 100.000. — 83 961.— 16 039. — 
„ 100 000.— 89 000. — 11 000 — 
„ 100 000.— 94 339. — 5 661.— 


M 321243. ') 


Vergleicht man die Ergebnisse der drei Abschreibungsarten, so ist fest- 
zusiellen: Die Abschreibung im Falle b bewegt sich mit der bilanzmäßigen in a 
beginnend und fällt im letzten Jahr mit der Abschreibung in c zusammen. Die 
Summen der Abschreibungen in a und c stimmen mit dem ursprünglichen Kapital- 
betrag überein. Im Fall b übersteigen die gesamten Abschreibungen den Anfangs- 
wert, obgleich nach der Voraussetzung keine Ertrags- und daher keine Wertsteige- 
rung eingetreten ist. Aus diesem Grunde ist diese Methode für eine eigentliche Zeit- 
wertabschreibung, die tatsächliche Wertschwankungen berücksichtigen soll, nicht zu 
verwenden. Im allgemeinen differieren die durch Zeitwertabschreibung ange- 
sammelten Beträge mit dem ursprünglichen Wert des Gegenstandes, nicht aber in 
dem von uns angenommenen Grenzfall, wo die Zeitwertabschreibung in die An- 
schaffungswertabschreibung übergeht, da eine Wertschwankung durch Voraus- 
setzung ausgeschlossen war. In diesem Falle müßte die Kongruenz der Beträge da 
sein. Außerdem scheidet diese Abschreibungsweise aus, weil die unterschiedliche 
Belastung der einzelnen Perioden nicht wie bei der dritten Methode durch ein 
klares Prinzip begründet ist. 

Die Abschreibung unter Berücksichtigung der Zinsen ist ihrer ganzen Natur 
nach für das Ausgehen von einem festen Grundwert angelegt. Wir haben sie nur 
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deshalb in diesem Abschnitt behandelt, weil sie auf dem Ertragswert aufgebaut ist 


und als Zeitwertabschreibung in der Judikatur des Oberverwaltungsgerichts eine 
verheerende Rolle gespielt hat. Läßt man, wie es dort geschieht, den Ertragswert am 
Ende des Jahres den Bilanzwert sein, so ergibt sich nur bei Ausschaltung von Er- 
tragsschwankungen ein vernünftiger Abschreibungsgrundsatz. Bei einem geringen 
Steigen des Ertrages fällt die Abschreibung vollständig fort, bei einem Fallen des- 
selben aber werden die Abschreibungen oft recht bedeutend. 


Nach dieser Ausschaltung der Methoden b und c bleibt nur die erste für die | 


eigentliche Zeitwertabschreibung übrig. Mit dieser haben wir uns jetzt genauer zu 
befassen. 


d) Der Einfluß der Ertragswertänderung auf die Abschreibung. 


Gehen wir davon aus, die Zukunftsentwicklung des zu untersuchenden Berg- 
werks sei bekannt. Größe der Substanz, jährlicher Abbau, Zukunftsreinertrag und 


Zinsfuß sind jetzt nicht Gegenstand einer schwierigen Schätzung, sondern bekannte 


Größen, und es ist leicht, den genauen Ertragswert zu Beginn der Betriebszeit fest- 
zustellen. Ebenso sicher ist, daß dieser Wert die Grundlage der Abschreibung bil- 
det. Nach welchem Maßstab soll die Abschreibung selbst erfolgen? Man könnte 
versucht sein, die Förderung als einen solchen anzusehen. Bedenkt man aber, daß 
der abzuschreibende Betrag, der Anfangsertragswert, lediglich auf Grund der Fak- 
toren: Zukunftsertrag, Zinsfuß und Zeit ermittelt ist, das einzelne Jahr aber nicht 
durch seine Lage innerhalb der ganzen Betriebszeit bevor- oder benachteiligt wer- 
den soll, so behält man nur zwei Elemente zurück, nämlich die Höhe des Ertrages 
und die des Zinsfußes. Ein Zahlenbeispiel möge das erläutern. — Das 10. Jahr 
bringe bei einer Förderung von 200000 46 200 000.— Ertrag, das 20. Betriebsjahr 
bringe bei 150000 t #6 400000.—. Der Zinsfuß sei bis zum 15. Jahr 6% und gehe 
dann auf 50% herunter. In dem Ertragswert am Anfang der Betriebszeit sind die 
beiden Erträge dann mit folgenden Werten enthalten: 


200 000 
Ew io = 1,06% — ,# 111670. — 
400 000 | 
Ew 15 — 1,0620.1,055 = A 130 770.— 


Ein Verpächter würde für die befreffenden Jahre bei Voraussicht der Verhält- 


PO _ y 188678.— und 000 — 380953.— als Pacht nehmen. In 


1,06 1,05 


nisse 


einer Staffel, die man analog der auf $. 113 aufstellen wollte, stünden die Abschrei- 


bungen in dieser Höhe; sie würden aber durch die in diesem Zeitpunkt zu berech- 


nenden Zinsen gekürzt "werden. Da die größere oder geringere Zeitspanne zwischen 


Betriebsanfang und Abschreibungsjahr in ihrem Einfluß auf die Höhe der Abschrei- 
bung unberücksichtigt bleiben soll, so müssen sich die tatsächlichen Abschreibungen 
wie diese Pachtbeträge zueinander verhalten. Um die absoluten Zahlen zu bekom- 


men, wären in dieser Aufgabe noch die Relativzahlen der übrigen Jahre und. der 


Gesamtabschreibungsbetrag bzw. der Ertragswert zu Betriebsbeginn erforderlich. 
Dieses Verhältnis von 188678:380953 steht in gar keiner Beziehung zu dem der 
Förderung beider Jahre. — Mit dieser Berechnungsweise hätten wir eine Abhängig- 
keit der Abschreibung vom Ertrag konstruiert. In Zeiten der Ertragslosigkeit ent- 
fielen sonach die Abschreibungen vollständig. Das ist ganz in der Ordnung, denn 
für die in ertragslosen Jahren abgebaute Substanz ist im Anfangswert. kein Äqui- 


Die Bewertung der Anlagen in Bergbaubilanzen usw. | 117 


valent enthalten. Ja, man kann sogar sagen, für die etwa im Laufe der Betriebs- 
zeit eintretenden Verluste sind in dem angenommenen theoretischen Anfangsertrags- 
wert Abzüge gemacht worden. 


Kehren wir in unserer Untersuchung von der Abatraktiän zur Wirklichkeit zu- 
rück. Von den für die Schätzung des Ertragswertes maßgebenden Faktoren ist 
häufig kein einziger genau bekannt. Als Annäherungsgröße kommt mitunter nur 
die Gesamtsubstanzmenge in Frage. Bei Vorkommen, die sehr tief in das Erdinnere 
reichen, kann man mit ziemlicher Sicherheit sagen, wieviel Mineralien bis zu dieser 
oder jener Tiefe lagern, aber darauf kommt es bei der wirtschaftlichen Wert- 
schätzung nicht in erster Linie an. Was die andern Faktoren angeht, so ist die Er- 
tragswertberechnung notwendigerweise auf Durchschnittsfaktoren angewiesen. Nen- 
nen wir in folgendem den geschätzten Wert sW, den obigen wahren, theoretischen 
Wert wW, so können wir sagen, je besser wir schätzen, um so mehr wird sich sW 
dem wW nähern. Ist mit unveränderten Faktoren für die ganze Betriebszeit gerech- 
net worden, so ist die Abschreibung einfach, jedes Jahr hat den gleichen Betrag zu 
tragen. Man könnte auch hier versucht sein, die Förderung als Maßstab zu nehmen, 
doch ist das nicht zutreffend. sW rechnet mit Durchschnittsfaktoren und so auch 
mit einer Durchschnittsförderung, um welche die tatsächliche ruhig etwas schwanken 
darf. Bei den anderen Faktoren ist ebensowenig mit starr gleichbleibenden Größen 
gerechnet worden. Es besteht somit kein Grund, dem Schwanken lediglich eines 
einzelnen Faktors, hier der Förderung, einen Einfluß auf die Höhe der Abschrei- 
bung einzuräumen. Weicht indessen ein einziger Faktor dauernd und stark in 
einer Richtung ab, so ist sW nicht richtig und bedarf einer Korrektur. Nehmen wir 
beispielsweise an, die Förderung steige im fünften Jahre der Betriebszeit auf das 
Doppelte und habe die Aussicht, sich in dieser Höhe bis zur Erschöpfung der Sub- 
stanz zu halten, dann würde sich die noch verbleibende Zahl der ursprünglich be- 
rechneten Betriebsjahre auf die Hälfte vermindern. Der Ertragswert muß unter diesen 
Umständen eine Änderung erfahren, selbst wenn der Ertrag der betreffenden Jahre 
sich auch verdoppelt hätte. Wie die Förderung, kann sich jeder Faktor dauernd 
ändern: die abbaufähige Substanzmenge, der Durchschnittsertrag, der Verzinsungs- 
faktor. Bei einer tatsächlich eingetretenen und nach unserer Meinung bleibenden 
Änderung eines oder mehrerer Faktoren müssen wir sW in der Richtung auf wW 
korrigieren und von da ab auf dieser neuen Grundlage abschreiben. Die Frage nach 
dem Maßstab der Abschreibung bringt uns wieder auf die schon oben angewandten 
Pachtbeträge. Diese sind bei Änderung im Zinsfuß unbedingt zur Hilfe zu nehmen, 
während bei Änderungen im Ertrage das Verhältnis der EEABe dasselbe ist wie das 


Verhältnis der Pachten: E,:E, = ar En 


fahrens sei nachstehend ein Beispiel durchgeführt, bei dem der ursprünglich ge- 
schätzte Ertrag eines 50 Jahre vorhaltenden Bergwerks sich nach 10, 20, 30, 
40 Jahren der Betriebszeit verdoppelt. E = .% 100000.— nach 10 Betriebsjahren 
E = .% 200000.—, n = 50 Jahre, q = 1,06, sW der ursprünglich geschätzte Er- 
'tragswert, sW, der korrigierte Ertragswert. A = ursprünglich berechnete Ab- 
schreibung, A,, A, die auf Grund von sW, Rp Abschreibungen. 


100.000 - (1.06°° — 1) Wi 
1. er D_ gi 1 576 506. 
1 576 506 
= =_t 3150. 


FEs 
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w, — 100.000.— (1,961), 200.000 (1,06% — 1) _ 
RE EIERN 1,06% (1,06—)) 


== 736 017 + 1 680 706 —= .%# 2 416 723.— 


—o 


AA, etie 2A,=ÄA, 
104, 4012 — # 2416 723.— 
10A1 804, — # 2416 723.— 


2 416 723 
h= —g— = 4 %8532.— 
A, — 2:26 852.— — .# 53 704.— 


Der Verlauf der tatsächlichen Abschreibungen ist theoretisch folgender: 


10-A =10-31530.— =.% 315 300.— 
40 -A,= 40:53 704.— —= „ 2148 160.— 


MM 2 463 460.— 

sW, = „ 2416 723.— 

zuviel abgeschrieben ca 2°], von sW, .4 46 737.— 
100 000.— « (1,06% — 1) , 200 .000.— - (1,06?° — 1) 


en 1,06% (1,06 — 1) Te 1,06% (1,06 — 1) 
— 1147 172.— + 858 552. — — # 2.005 724.— 
A, — 23 071.— A, — 50 142.— 


Verlauf der tatsächlichen Abschreibung: 


20 - 31 530.— — .# 630 600.— 
30-50142 — — „ 1504260. — 


AM 2134 860.— 
sW, = „ 2005 724.— 


- zuviel abgeschrieben ca 6,5°/, von sW, .# 129 136.— 


100 000.— (1,06% --1) , 200 000.— (1,06% — 1) 


al an 1,06° (1,06 —1) - "1,06% (1,06—1) 
— 1376535.— + 399484 — .# 1776019. 
A,—= # 25391.— A,—= # 50.782. — | 


. Verlauf der tatsächlichen Abschreibungen: His. Tnsesils 
- 30-31530.— = #4 -95 900. . 

2050782. — „1015640.— 

AM 1961 540.— 

sw, = „1776019.— 

zuviel abgeschrieben ca. 10,5% von sW, # 185521.— 
100 000.— - (1,06 — 1) , 200 000.— (1,06% — 1) 

1,062 (1,06 — 1) 1,065 (1,061) 


— 1504764.— + 143314.— — #1648078.— 


4. sW, = 


A, = 27 468.— A, — 54 936. — 
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Verlauf der tatsächlichen Abschreibungen: 


40 . 31 530.— = .# 1261 200.— 

10 » 54 936.— = 549 360.— 

A 1810 560.— 

sW, = „ 1648 078.— 

zuviel abgeschrieben ca. 10°], von sW, M 162 482,— 


Die Ergebnisse der Untersuchung seien kurz noch einmal zusammengefaßt: 

1. Als Zeitwert der Gerechtsame kommt der Ertragswert aın Anfang des Berg- 
baubetriebes, beim Kauf derjenige dieses Kaufzeitpunktes in Frage. 

2. Der Ertragswert muß geschätzt und bei späteren dauernden Änderungen 
einer der Rechnungsfaktoren korrigiert werden. 

3. Bei Änderungen des Ertragswertes ist für die Bemessung der Abschrei- 
bungen das algebraische Verhältnis der Erträge bzw. der mit verschiedenen Ver- 
zinsungsfaktoren dividierten Erträge maßgebend. A,:A,—=E,:E, bzw. A,:A, 

E, B, 

(ı % | 

4. Die tatsächlich durch diese Abschreibungsweise sich ansammelnden Beträge 
nähern sich dem korrigierten Schätzungsertragswert und dadurch dem theoretischen 
Ertragswert beim Beginn des Betriebes. 

Zu der in der vorstehenden Untersuchung angewandten Methode ist noch zu 
bemerken, daß, um die Verhältnisse nicht gleich im Anfange zu sehr zu kompli- 
zieren, meistens von dem Ertragswert eines Bergwerks statt von dem der Gerecht- 
same gesprochen wurde. Wir haben in einem früheren Abschnitt über die Auf- 
teilung des Ertragswertes auf die verschiedenen Anlagen gesprochen. Die  vor- 
stehende Untersuchung selbst setzt gewissermaßen eine exakte Aufteilung voraus. 
In der Wirklichkeit wird man so vorzugehen haben, daß man einen Teil des Er- 
trages den ihrem Zeitwert nach bekannten Einrichtungsgegenständen zurechnet 
und den Rest als Ertrag der Gerechtsame und, unter bestimmten, im nächsten 
Abschnitt zu besprechenden Voraussetzungen, auch der Grubenbaue gelten läßt. 

Es könnte scheinen, als stehe die praktische Bedeutung der Zeitwertabschrei- 
bungsfrage im umgekehrten Verhältnis zu dem großen Raum, den die .bezüg- 
lichen Ausführungen einnehmen, da in der Praxis kein Mensch solche auf un- 
sicheren Schätzungen beruhenden Werte in die Bilanz bringen würde. Demgegen- 
über sei schon jetzt bemerkt, daß diese Untersuchungen hauptsächlich den Zweck 
hatten, der im zweiten Teil dieser Arbeit zu behandelnden steuerlichen Abschrei- 
bungsfrage die theoretische Grundlage zu schaften. . 


II. Die Bewertung der Schacht- und 6rubenbaue. 
1. Die Abschreibung vom Anschaffungswert. 


—  Schacht- und Grubenbaue als Anlagegegenstände müssen mit der Erschöpfung 
des Bergwerks abgeschrieben sein. Die Zeit bis zu diesem Zustande ist die 
Lebensdauer der Anlagen. Es ist angemessen, daß die einzelnen Produktions- 
perioden an den Kosten in dem Verhältnis zu tragen haben, in welchem sie 
Förderung 
Gesamtsubstanz 
ist demnach der Quotient, mit dem man die Anlagekosten multiplizieren muß, um 
die Abschreibung zu bekommen. Theoretisch können. wir nach der Art der 


durch Verminderung der Substanz die Lebensdauer verkürzen. 
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Aktivierung und nach der Bestimmung des Abschreibungsquotienten drei Ab- 
schreibungsmöglichkeiten unterscheiden: 

1. Alle anfänglichen, ebenso alle späteren Neuanlagen werden aktiviert und 
nach Maßgabe der Brauchbarkeitsabnahme der einzelnen Anlageteile abgeschrieben. 

2. Die ursprünglichen und die späteren Anlagekosten werden aktiviert, etagen- 
weise zusammengefaßt und nach Maßgabe der Förderung aus dem betreffenden 
Abschnitt abgeschrieben. 

3. Es wird nur die anfängliche Neuanlage aktiviert und aufgeteilt in einen 
Teil, der nach Maßgabe der Förderung aus dem ganzen Bergwerk abgeschrieben 
wird; der andere Teil bleibt für die letzten Ausbeutungsjahre, die keine laufenden 
Ausrichtungsarbeiten mehr ausführen, auf einem Sonderkonto. Alle späteren An- 
lagekosten werden als laufender Aufwand betrachtet und nur soweit auf einem 
weiteren Konto aktiviert oder passiviert, als sie das Normalmaß der jährlich zu 
schaffenden Ausrichtungsarbeiten über- bzw. unterschreiten. 

In den folgenden Abschnitten sollen diese drei Abschreibungsmethoden einzeln 
behandelt werden. 


a) Abschreibung nach Brauchbarkeitsabnahme der einzelnen 
Anlageteile. 


Um allgemeine Richtlinien für diese Art der when zu gewinnen, 
nehmen wir folgende Fälle des Substanzabbaus an. 

1. Ein Bergwerk, dessen Mineralvorkommen in einem Jahre ganz abgebaut 
werden kann, sei vor Beginn der Förderung durch einen Schacht mit den dazu- 
gehörenden Strecken vollständig ausgerichtet. Es ist ohne weiteres ersichtlich, daß 
Schacht- und Grubenbaue in dem Förderjahr ganz abgeschrieben werden müssen. 

2 Das Mineralvorkommen reiche nicht für ein, sondern für zwei Jahre. Not- 
wendigerweise wird man die Kosten der Ausrichtung auf die beiden Jahre nach 
Maßgabe der Förderung aufteilen. 

3. Das Vorkommen reiche für zwei Jahre und liege zu beiden Seiten des 
Schachtes. Die Streckenausrichtung für die Förderung des zweiten Jahres wird 
im ersten ausgeführt. In diesem Falle wird der Schacht wie unter 2 abgeschrie- 
ben; die Streckenausrichtung für das erste Jahr im ersten, diejenigen für das 
zweite im zweiten Jahr. 

4. Die Substanz reiche für zwei Jahre und befinde sich in getrennten Lager- 
stätten hintereinander auf der einen Seite des Schachtes. Die Streckenausrich- 
tung für die Förderung des zweiten Jahres erfolge im ersten Jahre durch Weiter- 
treiben der schon bestehenden. — Der Schacht wird wie unter 2 und 3 behandelt. 
Der erste Teil der Strecke wird ebenso abgeschrieben, da er zur Aufschließung 
und Förderung der ganzen Substanz dient. Die hinteren Teile der Strecken dienen 
nur der im zweiten Jahre geförderten Substanz und müssen daher in dieser 
Periode ganz abgeschrieben werden. 

Als Unterfall nehmen wir an, daß die Streckenausrichtung vor Beginn der 
Förderung ganz erledigt ist. Werden beide Lagerstätten gleichzeitig. in Angriff 
genommen, so ist wie bei 2 zu verfahren. Geht der Abbau nacheinander vor 
sich, so werden die hinteren Teile der Strecken wie nicht in Anspruch genommene 
Anlagen betrachtet, und es wird wie im Hauptfall abgeschrieben. 

5. Das Mineralvorkommen sei so verteilt, daß die vertikale Ausrichtung durch 
den Schacht in zwei Stufen erfolge. Für die Förderung des ersten Jahres genüge der 
Schacht bis zur zweiten Sohle in Verbindung mit den entsprechenden Querschlägen. 
Das Abteufen des Schachtes bis zur dritten Sohle, ebenso das Auffahren (Herstellen) 
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der Querschläge auf der dritten Sohle werde im ersten Förderjahr bewerkstelligt. 
Dann ist die Behandlung der Anlagen folgende: Die horizontale Ausrichtung auf 
der ersten Sohle wird mit dem Ende des ersten Förderjahres wertlos. Der Quer- 
schlag der zweiten Sohle, ebenso der Schacht bis zur zweiten Sohle sind für die 
weitere Förderung notwendig und werden entsprechend dem Verhältnis der Förde- 
rung des ersten Jahres zur Gesamtsubstanz abgeschrieben. Den Rest trägt das 
zweite Förderjahr, ebenso die Kosten des Schachtes zwischen der zweiten und 
dritten Sohle und die horizontale Ausrichtung auf der dritten Sohle. 

Als Unterfall werde vorausgesetzt, die gesamten Ausrichtungsarbeiten seien 
vor Beginn der Förderung erledigt. Wird der Abbau wie im Hauptfall betrieben, 
so erfolgen die Abschreibungen wie dort angegeben. Der Schacht zwischen der 
zweiten und dritten Sohle und der Querschlag auf der dritten Sohle werden im 
ersten Jahr als nicht in Betrieb genommene Anlagen behandelt. 

6. Die vertikale Ausrichtung sei nur durch die wirtschaftliche Teufe begrenzt. 
Nehmen wir an, diese sei 1000 m, der Schacht sei vorgesehen für eine Teufe von 
500 m (der Querschnitt des Schachtes, die Stärke der Fördermaschine usw. rechne 
mit dieser Maximalteufe) wird aber vorläufig nur bis auf 300 m niedergebracht. 
Frage: Wie soll der Schacht abgeschrieben werden? Offenbar ist es nicht richtig, 
den Schacht mit der Erschöpfung der 300-m-Sohle ganz abzuschreiben, da er in 
Verbindung mit den weiter abzuteufenden 200 m späteren Abbauperioden noch zu- 
gute kommt. Es ist daher bei Feststellung des Abschreibungsquotienten die 
durch den Schacht aufschließbare, nicht nur die schon aufgeschlossene Mineral- 
menge zugrunde zu legen. Ist als sicher anzunehmen, daß der 500-m-Schacht 
später auch dem Abbau zwischen 500 m und 1000 m Tiefe dienen wird, so ist 
sogar die Substanz bis zu 1000 m für die Berechnung des Abschreibungsquotienten 
zu Hilfe zu nehmen. | | 

7. Das Mineralvorkommen ist in horizontaler Richtung so ausgedehnt, daß es 
vertikal nur durch mehrere, getrennt voneinanderliegende Schächte ausgerichtet 
werden kann. Da man normalerweise mit einem.Schacht beginnt, so ergibt sich 
die Frage, welche Substanz soll bei der Berechnung der Abschreibung genommen 
werden. Es unterliegt keinem Zweifel, daß nur die durch den speziellen Schacht 
aufschließbare Menge in Frage kommt. Diese ergibt sich, wenn man die horizon- 
tale Ausdehnung innerhalb des Grubenfeldes für jeden schon gebauten oder pro- 
jektierten Schacht bestimmt. 

Im folgenden geben wir eine mathematische Darstellung des in der Wirklichkeit 
maßgebenden Falles, daß nämlich der Schacht bzw. die horizontale Ausrichtung 
mehrere Vorkommen etappenweise aufschließt. 


ee eeredee  SCHarnies nu we at Ks. 
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Beuingen.: aus den verschiedenen Abschnitten mit a, b, c bezeichnet 
Fa,, Fas, Fa,, Fb,, Fb;, Fb, Fba, Ebs, Fb, 
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Abschreibung 4. Jahr — Ehe + 5 ein Ks, 


Ss b+Sc 
DIAd,, WR I. Ks, Ser "Ks, 
0, getr Ben oh 
z ar =. Ks, — en - Ks, + - Ks, 
RR a te at gi 
0 et SEES Kt 
Summe der Abschreibungen — Ks, — ir «Ks, — = «Ks, 
— Ks, — Ks, — Ks, 
= K 


Die Wirkung dieser Abschreibungsmethode ist leicht zu ersehen. Die Sub- 
stanz jeder unteren Abteilung wird stärker von den Schachtkosten belastet als die 
vorhergehende. Die Tendenz der Kostensteigerung mit zunehmender Tiefe liegt 
auch bei anderen Aufwandskategorien vor, z. B. erhöhter Kraftverbrauch, Einsatz 
stärkerer Maschinen, und es könnte diese Aufteilung der Kosten als die natür- 
liche und gerechte gelten. Genau wie beim Schacht ist die Belastung innerhalb 
der horizontalen Ausrichtung verteilt. Die nahe beim Schacht gelegenen Lager- 
stätten tragen wenig, die entfernter liegenden höhere und höchste Anlagekosten. 


b) Abschreibung nach Brauchbarkeitsabnahme der sohlenweise 
zusammengefaßten Anlagen. 


Wie der Fall 5 im vorigen Abschnitt zeigt, fallen die Ausrichtungskosten der 


obersten Sohle und die der untersten den direkt unter ihr lagernden bzw. der direkt | 


über ihr befindlichen Substanz zur Last. Das kommt daher, weil zur Aufschließung 
‚von zwei Schichten drei, von drei ... vier, allgemein von n... n—-1 Strecken- 
ausrichtungen nötig sind, so daß jedesmal die oberste und die unterste Abteilung 
je eine Strecke ganz zu tragen haben und an einer weiteren partizipieren. Dieser 
Mangel könnte dadurch sehr einfach behoben werden, daß .man die oberste 
Streckenausrichtung während der ganzen Abbauzeit nach Maßgabe der Förderung 
abschreibt und die übrigen Querschläge nur in Abhängigkeit von der über ihnen 
befindlichen Substanz sein läßt. Gegen die auch nach dieser Abänderung noch 
verbleibende unterschiedliche Belastung der einzelnen Substanzmengen läßt sich 
mancherlei einwenden. Die Lagerstätten sind häufig so unregelmäßig verteilt, daß 
sich bei der obigen Methode ganz enorme Unterschiede ergeben können. Es ließe 
sich durch eine: bestimmte Wahl der Abbaustellen eine weitgehende Beeinflussung 
der Kosten erreichen. Das liegt aber keineswegs im Interesse einer vergleichbaren 
Erfolgsrechnung. Die Betriebspolitik selbst strebt durch gleichmäßigen Abbau guter 
und weniger ergiebiger Lagerstätten nach einem Gleichhalten der Betriebskosten, 
und es ist nicht einzusehen, daß z. B: eine aus'wichtigen technischen Rücksichten 
betriebene Abbauverteilung durch buchmäßige Maßnahmen stärker oder schwächer 
belastet werden soll als es der Durchschnitt erfordern würde. Da der Bergbau aus 
volkswirtschaftlichen Gründen’ entfernter liegende Vorkommen von geringer Mächtig- 
keit nicht einfach unabgebaut liegen lassen kann, so liegt um so mehr ein Grund 


u u 
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vor, die Anlagekosten innerhalb der Sohle auszugleichen. Um das zu erreichen, be- 
darf es der Lösung folgender Schwierigkeit. Bisher brauchten wir zur Bestimmung 
des Abschreibungsbetrages drei Faktoren: Förderung, Größe der durch den Quer- 
schlag erschlossenen bzw. erschließbaren Substanz und die Kosten des in Betrieb 
genommenen Teiles der Strecke. Bei einer gleichmäßigen Abschreibung brauchen 
wir außerdem die Kosten der nicht in Betrieb befindlichen, mitunter noch gar nicht 
ausgeführten Querschlagteiles. Diese Kosten müssen geschätzt, später mit den 
wirklich entstandenen verglichen und an diesen korrigiert werden. Auf diese 
Weise erreicht man eine gleichmäßige Belastung der zwischen zwei Sohlen befind- 
lichen Substanz, soweit es sich um die Kosten der horizontalen Ausrichtung han- 
delt. Die Belastung durch die Schachtanlage bliebe wie unter der vorigen Ab- 
schreibungsmethode; mit zunehmender Tiefe wachsen die Abschreibungsbeträge. 


c) Abschreibung nach Brauchbarkeitsabnahme der Gesamt- 
anlagen. 


Diese Abschreibungsweise sucht eine gleichmäßige Totalbelastung für jede 
Substanzmenge ohne Rücksicht auf den Gewinnungsort, also nicht nur für die in 
einer Sohle gewonnenen Mengen, sondern auch für diejenigen, welche aus ver- 
schiedenen Tiefen stammen. Gegenüber der eben besprochenen Methode bezweckt 
diese auch eine gleiche ‚Verteilung der Schachtkosten. Es taucht demgegenüber 
dieselbe Schwierigkeit auf wie vorhin: zur Errechnung der Abschreibung fehlen 
die Kosten der noch nicht ausgeführten Anlagen. Man könnte sich auch hier wieder 
mit Schätzungen helfen, doch ist zu bemerken, daß diese für Abteufen von Schäch- 
ten schwieriger sind als für das Weitertreiben von Strecken, schon allein deswegen, 
weil für die horizontale Ausrichtung eine feste Grenze, das Grubenfeld, gegeben 
ist und außerdem die vollständige Erschließung auf der Sohle in viel kürzeren 
Zeiträumen erfolgt als das Tieferbringen von Schächten. 

In der Praxis findet man häufig folgende Behandlung des Schacht- und Gruben- 
baukontos. Dieses wird bei der Errichtung des Bergwerks mit den für die ent- 
sprechenden Anlagen entstandenen Kosten belastet. Das Konto wird mit einem ge- 
ringen Prozentsatz 1, 1,5, 2% abgeschrieben; alle während der Betriebszeit her- 
gestellten Ausrichtungsarbeiten werden als Unkosten behandelt und nicht aktiviert. 
Wie steht es mit der Richtigkeit dieser Methode? Wir können sagen, dieser Ab- 
‚schreibungsweise liegt der Gedanke zugrunde, daß durch die Herstellung neuer 
‚Schacht- und Streckenteile laufend ein Ersatz der alten Anlage stattfindet und 
eigentlich gar keine Abschreibung einzutreten braucht. Da aber die Gebrauchs- 
fähigkeit mit Erschöpfung der Substanz gleich Null ist, so hat eine Abschreibung 
des ursprünglichen Bestandes zu erfolgen. Theoretisch ist diese Art der Aufwands- 
verteilung dann richtig, wenn jedes Jahr, eine gleichmäßige Förderung voraus- 
gesetzt, materiell die gleiche Menge von Ausrichtungsarbeiten herstellt. Gleiche 
‚Wertbeträge sind nicht nötig, da Löhne und Materialkosten je nach den Perioden ver- 
schieden hoch sein können. In der Wirklichkeit werden nun zunächst die Ausrich- 
tungsarbeiten in den letzten Jahren der Ausbeutungszeit ausfallen. Außerdem. wer- 
den die Ausrichtungsarbeiten in Zeiten erhöhter Nachfrage nach Bergwerksproduk- 
ten relativ zurückbleiben, in Zeiten der Geschäftsstille mehr betont werden. Diese 
letzteren Tatsachen wird man in der Weise berücksichtigen,. daß man im ersten 
Falle eine Aufwandsrückstellung macht, die nachher in Perioden vermehrter An- 
lagenherstellung allmählich ausgeglichen wird. Die schwache Belastung der letzten 
Jahre ließe sich theoretisch so beseitigen, indem man das ursprüngliche Anlage- 
konto teilte, den einen Teil nach Maßgabe der Förderung abschrieb und den anderen 
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für die letzten Jahre reservierte. Ob dadurch eine bessere Vergleichbarkeit auch 
für diesen letzten Abschnitt der Ausbeutungszeit erreicht wird, bleibe dahingestellt. 

Die hier besprochene Abschreibungsweise liegt der Praxis besonders darum so 
nahe, weil diese sich sehr dagegen sträubt, Dinge zu aktivieren, die nicht augen- 
scheinlich der Erhöhung der Produktivität dienen. Die Methode ist auf der anderen 
Seite so gut anwendbar, weil die Anlagen genannter Art im eigenen Betriebe von 
einem Stamm von Bergleuten ausgeführt werden, die in der Regel nur mit Aus- 
richtungsarbeiten beschäftigt sind. Dadurch ergibt sich in normalen Zeiten schon 
ganz von selbst eine gewisse Stetigkeit. 


2. Die Abschreibung vom Zeitwert. 


Es gilt, an dieser Stelle auf einen weiteren Vorteil der soeben entwickelten Ab- 
schreibungsmethode hinzuweisen, nämlich, daß sie gewissermaßen diese wichtigen 
Bergwerksanlagen zu Zeitwerten verrechnet. Das trifft für den größeren Teil der 
Schacht- und Grubenbaukosten zu, nicht allerdings für den Teil, den die Förderjahre 
an den ursprünglichen Kosten dieser Art tragen. Der Zeitwert der anfänglichen 
Schacht- und Grubenbauanlagen läßt sich indessen ermitteln. Uns interessiert aber 
im Zusammenhang mit dem Zeitwert die Beziehung des Grubenbaukontos zum 
Gerechtsamekonto innerhalb des Ertragswertes. Dabei ist festzustellen, daß aus dem 
Gesamtertragswert eines Bergwerks nur die Maschinen, Gebäude usw. ausgesondert 
zu werden brauchen, der Rest dann nicht nur das Gerechtsamekonto, sondern auch 
noch die in ihrer Lebensdauer von der Substanz abhängigen Schacht- und Gruben- 
baue enthält (siehe S. 118). Eine Aussonderung dieser Anlagen ist nicht nötig, da 
beide Konten einheitlich abzuschreiben sind. 


III. Die Bewertung der sonstigen Bergbauanlagen im engeren Sinne. 
Wie wir auf Seite 102 feststellten, wachsen mit zunehmender Tiefe die Anforde- 
rungen an diese Art von Anlagen hinsichtlich Größe und Stärke. Damit ist in der 
Regel auch eine Steigerung der Anlagekosten verbunden. Es bedarf keiner Gründe, 
daß eine etwaige Abschreibung zu Wiederbeschaffungspreisen diese höheren An- 
schaffungskosten, die auch ohne Preissteigerung eintreten würden, nicht berück- 
sichtigen dürfte. Jeder Substanzabschnitt hat seinen Aufwand selbst zu tragen. 
Im Zeitpunkt des Übergangs zu einer tieferen Fördersohle tritt durch die Förder- 
kraftkosten eine stärkere Belastung der dann gewonnenen Mineralien ein. Diese Be- 
lastung wird vergrößert, wenn damit gleichzeitig die Neuanschaffung leistungsfähi- 
gerer Maschinen verbunden ist. Theoretisch wird an diesen Übergangspunkten die 
Vergleichbarkeit der Erfolgsrechnung in gewisser Beziehung gestört. Eine allmäh- 
lich zunehmende Abschreibung auf Anlagen kann indessen nicht als richtig an- 
gesehen werden, könnte auch einen Ausgleich nicht herbeiführen, da .die plötzlich 
wirkende stärkere Belastung durch die Kraftkosten bleiben würde. Hat das Bergbau- 
unternehmen mehrere Schachtanlagen, die sich in verschiedenen Abbaustadien be- 
finden, so ist ein Ausgleich eher möglich, und es wird daher die Kurve der Auf- 
wandssteigerung, für das ganze Unternehmen betrachtet, eine größere u 
aufweisen. 


IV. Die Bewertung der Grundstücke. 

Aus der Natur des Bergbaubetriebes, der zeitlich an die Erschöpfung der Sub- 
stanz gebunden ist und daher eine beschränkte Lebensdauer hat, ergeben sich be- 
stimmte Folgen für die Bewertung der Grundstücke. Der Bergbaubetrieb muß mit 
dem Verkauf der Grundstücke beim Aufhören der Fördertätigkeit rechnen, da diese 
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für ihn dann keinen eigentlichen Zweck mehr haben. Überlegt man, daß der Berg- 
bau als grundlegende Industrie häufig auch der natürliche Standort vieler anderer 
Gewerbezweige ist, so kann man ermessen, welchen Einfluß das Aufhören der 
Fördertätigkeit auf die Bodenpreise hat, und zwar in dem Zeitpunkt, in dem das 
Bergwerk liquidieren will. Man wird daher nie mit einem Verkauf zu Anschaffungs- 
preisen rechnen können, die zudem häufig bei einem Hochstand der Grundrente ge- 
zahlt wurden. Als unterste Grenze des Liquidationserlöses wird man den Preis 
für landwirtschaftlichen Boden nehmen können. | 

Aus diesem Grunde erklärt sich der allgemeine Brauch der Bergwerks- 
unternehmungen, auf Grundstücke Abschreibungen vorzunehmen. 

Für Haldengrundstücke kommt dann eine vollständige Abschreibung in Frage, 
wenn das Grundstück für immer entwertet wird. Ist mit einem Abtragen der 
 Haldenmassen zu rechnen, so ist eine Sonderabschreibung außer der obigen all- 
gemeinen nicht zu begründen. 

Bezüglich der Sandgrundstücke ist zu sagen, daß durch die Entfernung der 
Sandschicht nicht ohne weiteres eine Abschreibung begründet ist, besonders dann 
nicht, wenn durch eine Erhöhung der Brauchbarkeit eine Wertsteigerung eintritt. 
Rein theoretisch müßte das Sandgrundstück sogar mit Zinsen und etwaigen Grund- 
steuern belastet werden, wenn die Verwendung des Sandes erst in späteren Jahren 
erfolgt und dem dann betriebenen Bergbau zugute kommt. 

Bei den aus Gründen der Bergschädenersparung angeschafften Grundstücken 
ist eine Sonderabschreibung nicht einfach dadurch gerechtfertigt, daß durch den 
eigener: Betieb (beispielsweise durch Entziehung des Grundwassers oder starke 
Rauchentwicklung) eine Schädigung der landwirtschaftlichen Brauchbarkeit herbei- 
geführt wird. Den Schaden hat der Betrieb schon durch Ausfall an Pacht bzw. 
Ertrag oder durch Entschädigung an den Verpächter zu tragen. Bleibt die Schädi- 
gung allerdings nach Aufhören des Bergbaubetriebes, so ist eine Abschreibung 
begründet. 


| Zweiter Hauptteil: 
Die steuerliche Behandlung der Substanzverringerung. 


I. Kurze Darstellung der hauptsächlichsten steuerrechtlichen 
Bestimmungen. 


Die erste gesetzliche Bestimmung betreffs Abschreibungen infolge von Substanz- 
verminderung befindet sich im $ 3 des Kommunalabgabengesetzes vom 27. Juli 1885. 
Es heißt dort: 


„Bei Ermittlung des jährlichen Reineinkommens ist, soweit sich nicht aus 
den 88 4—6 ein anderes ergibt, nach den für die Entscheidung zur Staatsein- 
kommensteuer geltenden Grundsätzen zu verfahren. 

Bezüglich des Reineinkommens aus Bergbauunternehmungen gilt dies mit 

der Maßgabe, daß die der jährlichen Verringerung der Substanz entsprechenden 
Abschreibungen zu den Ausgaben gerechnet werden.“ 


Das Gesetz vom 1. Mai 1851, betreffend die Einführung einer Klassen- und 
klassifizierten Einkommensteuer kannte eine derartige Sonderbestimmung für den 
Bergbau, wie sie der Absatz II des obigen Paragraphen darstellt, nicht. Durch die 
Aufnahme dieses Satzes in das Gesetz bezweckte man, das in dem Jahresgewinn 
enthaltene Geldäquivalent für die geförderten Substanzteile als zurückfließendes 
Kapital steuerfrei zu stellen. 
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In der Praxis verfuhr man in den ersten Jahren ziemlich willkürlich, bis die 
Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts vom 19. Dezember 18881) eine eindeutige 
Auslegung der gesetzlichen Bestimmungen schuf. Der Sinn der dort aufgestellten 
Grundsätze ist folgender: 

1. Als Substanz gilt die Masse der verliehenen unterirdisch lagernden Minera- 
lien. Das in dem Erlöse enthaltene Surrogat für die Substanz soll durch Zulassung 
der Abschreibung als „zurückfließendes‘“ Kapital behandelt werden. 

2. Die Verringerung der Substanz wird durch einen Bruch ausgedrückt, dessen 


Zähler das im Betriebsjahre abgebaute Quantum und dessen Nenner die Gesamt- 


mineralmenge bildet, die zur Zeit der Steuerveranlagung tatsächlich vorhanden ist. 
3. Die Abschreibung steht zu dem Gesamtwert in demselben Verhältnis wie der 
eben genannte Bruch zeigt: 


Abschreibung _ Fördermenge des Abschreibungsjahres 
Gesamtwert Gesamtmenge am Anfang des betreffenden Jahres 


4. Der Wert der Substanz besteht in der Brauchbarkeit, welche die verliehene 
Lagerstätte für den Bergwerkseigentümer hat, sich durch Gewinnung und Absatz 
des Minerals ein Einkommen zu erwerben. Dieser Gebrauchswert der Gesamtsub- 
stanz wird ermittelt, indem man den Barwert einer Rente errechnet, deren jähr- 
licher Betrag der getätigten Ausbeute entspricht und deren Dauer sich aus der 
Gesamtmenge am Anfang des Jahres 


Fördermenge des Betriebsjahres 
bei Bergbauunternehmen übliche zu nehmen. 
Die Durchführung dieser Grundsätze brachte eine verschiedene Behandlung 
der Berggewerkschaften und der Aktiengesellschaften mit sich, da letzteren nur eine 
Aktivierung der Substanz zu Anschaffungspreisen gestattet ist. In der Praxis er- 
gaben sich für die Gewerkschaften in der Regel viel höhere Abschreibungsbeträge 
als dies bei Aktiengesellschaften des Bergbaus möglich war. Passow?) führt für 
diese Differenzierung ein Beispiel an, wo von zwei nebeneinanderliegenden Zechen 
mit vollkommen gleichen Verhältnissen die Aktiengesellschaft bei einer Förderung 
von 2 Millionen Tonnen 46 175059.—, die Gewerkschaft bei 1,5 Millionen Tonnen 
in demselben Jahre Mb 1391089.— abschrieb. 

Das preußische Einkommensteuergesetz vom 24. Juni 1891 ließ die obigen 
Grundlagen der Berechnung von Substanzabschreibungen bei Gewerkschaften un- 
berührt. Nach einer ausdrücklichen Erklärung des Finanzministers Miquel sollte das 
neue Gesetz in diesem Punkte betreffs der Bergwerke ebenso zu handhaben sein, wie 
im Kommunalabgabengesetz vorgeschrieben war. 

Durch das neue Handelsgesetzbuch wurden Gewerkschaften, die einen in 
kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb aufzuweisen hatten, dem 
HGB. unterstellt und waren daher nach 8$ 38ff. gezwungen, Handelsbücher zu 
führen. Bis dahin war eine regelrechte Bilanzziehung bei den Gewerkschaften 
nicht sehr häufig. Durch die Einführung der Bilanz in das gewerkschaftliche 
Rechnungswesen trat die Frage der Substanzabschreibung in ein neues Stadium. 
Es ist nämlich zu beachten, daß die sogenannte preußische Rentenformel bis 
dahin praktisch gar nichts mit der kaufmännischen Bilanz zu tun hatte. Durch das 
neue Handelsgesetzbuch wurden für die zur Buchführung übergehenden Gewerk- 
schaften zwei Fragen wichtig: die erstmalige Bewertung der Anlagen, insbesondere 


Rechnung ergibt; als Zinsfuß ist der zur Zeit 


1) Entscheidungen des Aue, Ba. 17, S. 129'1f. 
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der Gerechtsame und die buchhalterische Behandlung der Substanzverluste. Zur 
Lösung dieser Fragen machte Simon!) folgende Vorschläge: 

„Bei der Feststellung des Werts der Substanz für die Eröffnungsbilanz sind 
die in der Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts vom 11. Juli 1895 festgestellten 
Grundsätze mit der Maßgabe zugrunde zu legen, daß die Hurshaghnitisherenhhnng 
nach den Ergebnissen der Jahre 1897, 1898 und 1899 erfolgt. 

Auf den Buchwert der Bergwerkssubstanz und der dauernd dem Betriebe ge- 
widmeten Gegenstände ist alljährlich eine der Abnutzung entsprechende Abschrei- 
bung vorzunehmen.“ Die angezogene Entscheidung?) enthält eine Anweisung über 
die Ermittlung des der Rentenformel: zugrunde zu legenden reinen Kohlenwerts. 
Danach ist von dem für die Förderung erzielten Erlöse außer den Betriebskosten 
noch ein einer angemessenen Verzinsung entsprechender Prozentsatz der in den 
sonstigen Bergwerksanlagen angelegten Werte in Abzug zu bringen. 

- . Simon war sich wohl bewußt, was die erstmalige Bewertung der Substanz an 
geht, keine unanfechtbare Lösung gegeben zu haben und führt auf S. 43 des Gut- 
achtens selbst die kritischen Punkte an, um die sich der Streit der Sachverständigen 
drehen würde: Vergangenheits- oder Zukunftsproduktpreise, Substanzmenge bzw. 
die für die Berechnung maßgebende Höchstteufe und der Kapitalisierungszinsfuß. 
Wenn Simon trotzdem den Substanzwert nach der vom OVG. eingeführten Formel 
berechnen läßt, so tut er-es aus praktischen Gründen, weil den Gewerkschaften 
diese Art der Substanzwertberechnung aus den Steuersachen geläufig ist. Bezüglich 
der jährlichen Abschreibungen der Substanz hält Simon eine Anwendung der Grund- 
sätze des OVG. in der kaufmännischen Bilanz für ausgeschlossen, da sie zufolge 
der oft bedeutenden Schwankungen des Substanzwertes zu unmöglichen Gewinn- 
ausweisen führen müßte. Es sollte auf den oben errechneten Grundwert jährlich 
nach Maßgabe der Abnutzung d.h. der Förderung abgeschrieben werden. 

Das OVG. ging jedoch nicht von seiner Gepflogenheit in der Behandlung der 
Substanzwertminderung ab. Es folgte weder dem Vorschlage Simons, noch gab es 
dem Vorschlage der Einkommensteuerberufungskommission für den Regierungsbezirk 
Düsseldorf statt, welche in einer Eingabe vom Jahre 1904 den Standpunkt vertrat, 
daß als Grundlage der Berechnung nur die Aufwendungen für die Erlangung der 
Grubengerechtsame dienen könnten und eine Gleichstellung der Gewerkschaften mit 
den Aktiengesellschaften verlangte. In zwei Entscheidungen vom 18. Februar und 
1. Dezember 1904 betonte das OVG., aus der Unterstellung der Gewerkschaften 
unter das Handelsgesetzbuch folge nicht, daß die in der kaufmännischen Bilanz aus- 
gewiesenen Abschreibungen auch steuerlich richtig seien. 

Interessant ist der Versuch des OVG., die Berechnung nach der Rentenformel 
als in Übereinstimmung mit der Bestimmung des $ 40 HGB. stehend darzustellen. 
Die ungedruckte, bei Haußmann?) angeführte Entscheidung vom 14. Februar 1907 
besagt: „Wenn der unter Anwendung der Rentenformel auf gleicher Grundlage zu 
bestimmende Wert der Mineralsubstanz am Anfang und am Ende der Durchschnitts- 
periode festgestellt und die zulässige Abschreibung durch Gegenüberstellung der 
beiden Wertbeträge gefunden werden soll, so.wird hiermit bei der Berechnung der 
Abschreibungen nicht etwa der bisherige, durch das Urteil des zweiten Senats vom 
9. Dezember 1888 (Bd. XVII S. 128ff.) gewiesene Weg verlassen. Vielmehr steht die 
Abschreibung zu dem Substanzwerte am Beginn der Periode gerade in dem dort als 
maßgebend anerkannten Verhältnisse der innerhalb der Förderperiode abgebauten 


1) Rechtsgutachten, S. 47. 
7 Entscheidungen des OVG., Bd. VI, S. 38—42. 
>) Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht, Ba. 78, 3.378, Fußnote 29. 


128 AR | 'F Heina 


Substanz zu der Gesamtsubstanz am Beginne dieses Zeitabschnittes. Die bisherigen 
Grundsätze des OVG. für die Bemessung der Abschreibungen wegen Substanzver- 
ringerung bei Berggewerkschaften stehen also mit der Bestimmung des $ 40. HGB. 
durchaus nicht im Widerspruch, finden vielmehr gerade durch sie ihre Bestätigung 
und behalten fortgesetzte Geltung.“ 

Eine Änderung in dieser Ansicht brachte die Entscheidung vom 3. März 1909 2), 
Danach sollte eine bücherführende Gewerkschaft nur dann abschreiben können, 
wenn der nach der Rentenformel zu errechnende Wert der Substanz am Jahres- 
schlusse niedriger wäre als der am Anfang des Jahres. Die Folge war, daß in Jah- 
ren steigender Konjunktur entweder wenig oder gar nichts, bei der umgekehrten 
Wirtschaftsentwicklung oft ganz bedeutende Beträge abgeschrieben werden konnten. 
Zu der schon bestehenden Differenzierung zwischen Aktiengesellschaft und Gewerk- 
schaft trat jetzt eine weitere, die zwischen der bücherführenden Gewerkschaft und 
der sog. nichtkaufmännischen, da für die letzteren die alte Berechnungsweise be- 
stehen blieb. Sehr treffend, wenn auch in dem letzten Punkt etwas übertrieben, sagt 
Rühl in dem Aufsatz: Die Abschreibungen wegen Substanzminderung beim: Berg- 
bau ?): „Eine gleichmäßige Förderung vorausgesetzt, bleiben die Abschreibungen der 
Aktiengesellschaften in guten und schlechten Jahren dieselben, bei den nichtkauf- 
männischen Gewerkschaften steigt die Abschreibung in guten, und nimmt in schlech- 
ten Jahren ab, die kaufmännischen Gewerkschaften endlich dürfen in guten Jahren 
gar nichts und in schlechten Jahren so viel abschreiben, daß kein steuerpflichtiger 
Reingewinn übrig bleibt.“ 

Mit einer weiteren Entscheidung vom 27. April 1910 %) geht das OVG. so weit, 
die Einsetzung des auf Grund der Rentenformel errechneten. Substanzwertes in die 
Bilanz zu verlangen, da nach der Vorschrift des $ 13 Einkommensteuergesetz der 
Zuwachs des Anlagekapitals, auch solcher aus Wertsteigerung in der Bilanz, berück- 
sichtigt werden soll. Nur auf diese Weise könne der richtige Reingewinn ermittelt 
werden. Mit dieser Bestimmung hat das OVG., in konsequenter Verfolgung seiner 
Grundeinstellung, seiner Rechtsprechung die Krone aufs Haupt gesetzt. War die 
Ermittlung der Substanzabschreibung ursprünglich eine steuerliche Sonderrechnung, 
so wurde allmählich mit Hilfe einer eigenen Auslegung der Bilanzvorschriften des 
HGB. eine völlig anorganische Sache in das feine Gebilde der Bilanz hineingetragen. 


II. Stellungnahme der Literatur und Verbesserungsvorschläge. 
1. Stellungnahme der Literatur. 


Die Auffassungen des OVG. haben bei den Interessenten und in der Literatur 
die verschiedenste Kritik gefunden. Um die Einwendungen und Verbesserungs- 
vorschläge zu ordnen, gruppieren wir sie um folgende Fragen: 

1. Di2 Differenzierung von Aktiengesellschaft und Gewerkschaft bzw. Abschreibun- 
gen vom Anschaffungs- oder Zeitwert; 

2. Die Differenzierung von kaufmännischen und nichtkaufmänischen Gewerk- 
schaften, bzw. die Abschreibung des OVG. und die kaufmännische Bilanz; 

3. Die Art der Abschreibungsberechnung. 


a) Zur Diffrenzierung von Aktiengesellschaft und Gewerkschaft. 
‚Den größten Raum in der Kritik hat dieser erste Punkt eingenommen, schon 

weil sich um ihn die Interessenten stritten. Auf der einen Seite stand hier der 
1) Entscheidungen in Staatssteuersachen, Bd. XIV, S. 263 ff. / 


2) Preußisches Verwaltungsblatt 1910, S. 849. 
®) Entscheidungen in Staatssteuersachen, Bd. XIV, S. 281 ff. 
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Steuerfiskus, auf der anderen Seite standen die Gewerkschaften, Die Bergbau- 
Aktiengesellschaften konnten ihren Standpunkt wechseln, je nachdem, ob sie eine 
Gleichstellung mit der Gewerkschaft verlangten, oder dagegen protestierten, daß die 
Gewerkschaften besser gestellt’ wurden. Von seiten des Steuerfiskus‘ wurde mehr- 
fach gegen die Behandlung der Abschreibung durch das OVG. Stellung genommen, 
Es sei an die obenerwähnte Eingabe der Düsseldorfer Berufungskommission vom 
Jahre 1904 erinnert. Diese trat mit umfangreicher Begründung für den Anschaffungs- 
preis auch bei Gewerkschaften ein. Eine bei Passow!) angeführte Petition von Be- 
triebsgemeinden des rheinisch-westfälischen Kohlenbergbaus schlägt nicht den An- 
schaffungswert vor, will aber die unterschiedliche Behandlung von Aktiengesell- 
schaft und Gewerkschaft auf andere Weise beseitigen. Diese Eingabe, wie auch eine 
weitere der Stadt Herne, die ebenfalls bei Passow 2) wiedergegeben ist, gehen in der 
Hauptsache von dem Gesichtspunkt aus, daß die steuerliche Behandlung der Sub- 
stanzverminderung nach den Grundsätzen des OVG., infolge der großen Schwankun- 
gen der Steuereinkünfte, unvereinbar sei mit einer vernünftigen Finanzverwaltung 
der beteiligten Gemeinden. Verlangen die eben angeführten Stellen eine Änderung 
der alten Abschreibungsweise gewissermaßen aus politischen Gründen (politisch hier 
im weiteren Sinne) und werden zwecks wirklicher oder auch vermeintlicher Gleich- 
stellung von Aktiengesellschaft und Gewerkschaft einmal der Selbstkostenpreis, das 
andere Mal gleiche Quoten vom Verkaufserlöse als Grundlage der Abschreibung 
bzw. als Abschreibung selbst vorgeschlagen, so finden wir von anderer Seite Vor- 
schläge in denselben Richtungen aus mehr sachlichen Gründen. So setzt sich 
v. Wilmowski ®) wohl als erster für den Anschaffungspreis ein. Für ihn beruht die 
Steuervorschrift, nach der vom Einkommen die regelmäßigen jährlichen Absetzun- 
gen für Abnutzung von Gebäuden, Maschinen, Betriebsgerätschaften usw. zu machen 
sind „auf der althergebrachten Praxis der kaufmännischen Geschäftsführung, bei 
der Aufstellung der Bilanz und der Gewinnberechnung die der Abnutzung der un- 
beweglichen wie der beweglichen Betriebsobjekte entsprechende Wertverminderung 
in Rechnung zu ziehen“, Der von der kaufmännischen Bilanz sanktionierte An- 
schaffungspreis ist nach Wilmowski der Ausgangspunkt der Abschreibung und die- 
ser umfaßt beim Bergwerk ‚die gesamten für Schürfungen im verliehenen Felde, für 
die Einrichtung des Bergwerks, den Bau von Schächten und Stollen und die son- 
stigen verschiedenartigen baulichen Anlagen unter und über Tage verausgabten 
Kosten, im Falle des Erwerbs des Bergwerks durch entgeltlichen Vertrag die für den 
Ankauf und die etwaige Erweiterung des Bergwerks gemachten Aufwendungen; aus- 
geschlossen sind jedoch die Kosten derjenigen dem Betriebe dauernd dienenden Ob- 
jekte, für deren Nutzbarkeit eine kürzere Dauer anzunehmen ist, wie für das ganze 
Bergbauunternehmen, und für welche deshalb besondere Abschreibungen bei der 
Gewinnberechnung vorzunehmen wären“, Bezüglich der Höhe der jährlichen Ab- 
schreibungen schlägt Wilmowski vor, daß der Betrag für jedes Betriebsjahr nach 
demjenigen Verhältnis festgesetzt wird, in welchem die Mineralförderung des Be- 
triebsjahres zu der ursprünglich bzw. beim Erwerb vorhandenen Gesamtmineral- 
masse steht. Ebenso wie Wilmowski läßt auch Fischer*) nur den Anschaffungs- 
preis als Grundlage der Abschreibung gelten. Er begründet seine Ansicht einmal 
aus der Unvereinbarkeit der Rentenformel mit der bilanzmäßigen Darstellungs- 
weise und hält weiter aus der Unterstellung der Bergwerkssubstanz unter die nach 


1) Bilanzen, Bd. II, S, 176, Fußnote, 
2) Bilanzen, Bd. II, S.183, Fußnote. 
®) Verwaltungsarchiv, Bd. 3, S, 366 if. 
» Bilanzwerte, S. 127 ff, 
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8 9,1,5 des preußischen Einkommensteuergesetzes abschreibungsfähigen Gebrauchs- 
sachen eine andere Abschreibungsweise als die vom: Anschaffungspreis für gesetz- 
widrig. 

Gegen eine Gleichstellung der Gewerkschaft mit der Aktiengesellschaft im all- 
gemeinen und gegen die Einführung des Anschaffungspreises bei den Gewerkschaf- 
schaften im besonderen wenden sich vor allen Dingen Haußmann und Westhoff. 


Aus dem Gesichtspunkt der Steuergerechtigkeit heraus sind sie Gegner obiger An- 


sichten. Was zunächst die Gleichstellung angeht, so wird geltend gemacht, daß die 


Gewerkschaft in ihrer Struktur darauf angelegt ist, aus kleinen Anfängen heraus 


sich allmählich entsprechend der Zunahme der Förderung zu entwickeln und die 
Bestände fortlaufend bis zur Erschöpfung der Bergwerke zu liquidieren... Schon 
das Risiko der gewerkschaftlichen Unternehmungsform läßt gewisse Vorteile in 
steuerlicher. Hinsicht gegenüber der Form der Aktiengesellschaft in gewissem Um- 
fange berechtigt erscheinen. Dieses Risiko besteht einerseits darin, daß die an einer 
Gewerkschaft Beteiligten nach dem Grundgedanken des Gewerkschaftsrechts die 
Gefahren, welche die Aufschließung des Bergwerks in technischer Hinsicht mit sich 
bringt, auf sich zu nehmen haben, andererseits aber auch insofern, als die unbe- 
grenzte Möglichkeit der Zubußeeinziehung für die Gewerken eine weitere Inan- 
spruchnahme, unter Umständen in beträchtlichem Umfange, mit sich bringen kann. 
Wie die praktische Erfahrung zeigt, pflegen auch Bergwerksaktiengesellschaften 
zumeist die Bergwerke erst nach Aufschließung derselben aus der Hand eines Vor- 
besitzers zu einem festen Preis zu erwerben‘“t). 

Westhoff?) weist noch darauf hin, daß das Risiko der Aktiengesellschaften, 
die durchweg mehrere Grubenfelder mit einer Reihe von Schachtanlagen besitzen, 
kleiner ist als das der Gewerkschaften, die sich im Besitze eines oder doch nur 
weniger Bergwerke befinden. 

Gegen die Anwendung des Anschaffungspreises wird von beiden Schriftstellern 
eingewandt, daß aus der formalen Gleichstellung mit der Aktiengesellschaft regel- 
mäßig eine steuerliche Benachteiligung der Gewerkschaft folge, da der sog. An- 
schaffungspreis, wenn er überhaupt zu ermitteln ist, wegen der häufig weit zurück- 
liegenden Zeiträume, sehr gering ist im Verhältnis zu den etwa gleichgearteten 
Grubenfeldern einer Aktiengesellschaft, die in den meisten Fällen viel später Gegen- 
stand eines Kaufs oder einer Einbringung gewesen sind und daher einen hoben 
Preis haben ®), | | | 


b) Zur Bilanzierung des Rentenformelwerts. 


Gegen die Entscheidung des OVG. vom 3. März 1909 finden wir in der ge- 
samten Literatur schroffe Ablehnung. Wilmowski t) weist auf die widerspruchsvollen 
und unbegreiflichen Ergebnisse hin, zu denen man bei Anwendung dieser Grund- 
sätze gelangt: „Für den Fall, daß sich am Jahresschlusse kein Gewinn, sondern 
Verlust ergibt, würde bei der kaufmännischen Buchführung der Mineralkapital- 
wert auf O zu berechnen und die zulässige Abschreibung gleich dem Mineralwert 
sein, wie er sich zu Beginn des Jahres stellte; der Mineralkapitalwert würde plötz- 
lich ganz abgeschrieben sein! Führt dagegen die Gewerkschaft nicht nach $$ 38ff. 
HGB. Buch, so würde die Mineralabschreibung im Falle des Betriebsverlustes gleich 
0 sein!“ Wie wir oben sahen, hält Wilmowski infolge seiner ganzen Grunde na 


!) Haußmann in Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht, Bd. 78, S. 441 ff. 
?) Zeitschrift für Bergrecht, Bd. XLVIII, S. 264. 

®) Ebenda, S. 263; Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht, Bd. 78, S. 442. 
#) Wilmowski, Das preußische Einkommensteuergesetz, S. 56. 
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lung eine andere Abschreibung als die vom Anschaffungspreis als nicht vereinbar 
mit den Grundsätzen der kaufmännischen Bilanz. Haußmann, der als Anhänger 
Simons bei dem letzten Punkte anderer Meinung ist, bestreitet jedoch ebenfalls, daß 
die Entscheidung vom 3. März 1909 für kaufmännische Gewerkschaften irgendwie 
mit der Bilanz vereinbar sei. Gegen die Auffassung des OVG. führt Haußmann t) 
u. a. aus: „Erwägt man ferner, daß... sich aus der Entstehungsgeschichte des HGB. 
der Schluß ziehen läßt, daß man absichtlich die jetzt etwas farblose Fassung des 
$ 40 wählte, um bestehende Handelsgebräuche aufrecht zu erhalten und daß bei der 
Abfassung der Bestimmung nichts ferner gelegen hat als die Absicht, hier gesetzlich 
eine Änderung der Übungen des redlichen Handelsstandes eintreten zu lassen, so er- 
scheint auch unter diesem Gesichtspunkt die Entscheidung des OVG. unhaltbar.“ 

Ebenso ablehnend äußern sich Simon ?), Fischer ?) und Passow *), wobei der 
letztere allerdings betont: „... daß die Bilanzaufstellung, wie sie sich in der 
Praxis vollzieht, von dem Betrage der tatsächlich aufgewendeten Kosten aus- 
geht und dann diesen Betrag allmählich abschreibt“, Nach Passows Auffassung will 
840 HGB. den „wahren“, den „wirklichen“, den Verkaufswert als den für die 
Bilanzaufstellung maßgebenden ?). In diesem Sinne bezeichnet Meusel®) auch die 
Entscheidung des OVG. vom 3. März 1909 „im harmonischen Einklang mit den in 
Betracht kommenden Bestimmungen (des HGB.) und deren mäßgebenden Inter- 
pretation“. Befremdlich mutet die folgende Ausführung desselben Verfassers an, 
wenn sie auch dem ‚„nur“-juristischen Standpunkt alle Ehre macht: „Wenn jedoch 
die Formel, trotz der üblichen Angriffe gegen sie, im praktischen Leben nicht nur 
zu Steuerzwecken, wie kein Zweifel (s. Lobe in Höfers Taschenbuch für Berg- 
männer, 2. Aufl. S. 723f£., Rücker, Über die Schätzung von Bergbauen, Wien 1903, 
W. Kreutz, Wertschätzung von Bergwerken), wenn auch scheinbar vorsichtige An- 
wendung findet, so ist nicht zu ersehen, warum sie nicht bei der Aufstellung von 
Bilanzen Anwendung finden soll.“ 


c) Zur Art der Abschreibungsberechnung. 


Als erster ist auch hier wieder Wilmowski zu nennen, der gegen die Abschrei- 
bung nach der Rentenformel angeht. Ohne genauer auf die mathematische Natur 
dieser Rechnung einzugehen, weist er an einem Zahlenbeispiel nach, daß, gleicher 
Reingewinn und gleichbleibende Förderung vorausgesetzt, die Abschreibungen mit 
Abnahme der Lebensdauer zunehmen und einen immer größeren Betrag des Ge- 
winns absorbieren’”). 

Gegen die Verwendbarkeit der Formel wendet Wilmowski im übrigen noch ein, 
daß von den Faktoren der Berechnung der Wert der zukünftigen Jahresförderung 
und ebenso der anzuwendende Zinsfuß so unbekannt seien, daß das Ergebnis einen 
sehr zweifelhaften Wert habe. 

Haußmann verwirft nicht die Rentenformel als solche, sondern wehrt sich 
gegen die jedesmalige Anwendung bei Ermittlung der jährlichen Abschreibungen. 
Er sagt u.a. °): „Der Möglichkeit der Veränderung der Umstände im Laufe der 
Jahre kann nur durch eine Wahrscheinlichkeitsrechnung Rechnung getragen wer- 


1) Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht, Bd. 78, S. 433. 
2, Gutachten, S. 44. 

3) Bilanzwerte, S. 110 ff. 

4) Bilanzen, Bd.II, S. 184. 

5) Bilanzen, Bd. 1, S.11l. 

6) Preußisches Verwaltungsblatt XXXI, S. 833. 

?) Verwaltungsarchiv, Bd. 3, S. 376 ff. 

8) Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht, Bd. 78, 5.3021. 
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den, die in einer Durchschnittsberechnung in dem angegebenen Sinne besteht. Hier- 
aus ergibt sich, daß, wie dies auch bei Anwendung der Rentenformel in der Praxis 
allgemein gehandhabt wird, von vornherein die Rentenformel nur auf Durchschnitts- 
faktoren unter Berücksichtigung der ganzen Zeitdauer der Rente aufgebaut werden 
kann. Daß dies in der Judikatur des OVG., insbesondere in der Entscheidung vom 
19. Dezember 1888, nicht beachtet wird, vielmehr jedes Jahr neue Rentenformeln 
unter ausschließlicher Berücksichtigung der Zeitverhältnisse, insbesondere der 
Preise, zur Zeit der Bilanzerrichtung aufgestellt und die Ergebnisse miteinander ver- 
elichen werden, ist der grundlegende Fehler des angeführten Urteils.‘ In ähnlichem 
Sinne äußert sich Fischer ?). 


. Verbesserungsvorschläge. 
5 Seitens der Regierung. 


Von den mehrfachen Neuregelungsversuchen sind einige esse: durch 
die Einführung eines ganz neuen Abschreibungsprinzips, die anderen durch eine Ver- 
besserung des Rentenformelverfahrens. Der preußische Entwurf eines Gesellschafts- 
steuergesetzes vom Jahre 1908 hatte folgende Bestimmung: „Bei Berggewerkschaf- 
ten sind Abschreibungen nur bis zur Höhe von 3% des Verkaufswertes der jähr- 
lichen Förderung zulässig‘. Diese Bestimmung sollte eine Vereinfachung gegenüber 
der Rentenberechnung bringen. Der Entwurf wurde nicht angenommen. Ein neuer 
Regierungsentwurf vom Jahre 1912 besagte: „Als jährliche Absetzung bzw. Ab- 
schreibung für Substanzverminderung kommen bei dem Betriebe vom Bergbau auf 
Steinkohle, Steinsalz, Kali-, Magnesia- und Borsalze nebst den mit diesen Salzen 
auf der nämlichen Lagerstätte vorkommenden Salzen drei vom Hundert, auf Braun- 
kohle und Graphit vier vom Hundert, auf Erze sechs vom Hundert des Verkaufs- 
wertes der jährlichen Förderung zur Anrechnung“. 

Der Unterschied zum ersten Entwurf besteht darin, daß dieser Maximal- 
abschreibungen, der zweite Vorschlag feste Abschreibungssätze vorsah. Außerdem 
sollte die neue Bestimmung für alle bergbautreibenden Unternehmungen nicht nur 
wie die erste für Berggewerkschaften gelten. Auch der neue Entwurf wollte eine 
Vereinfachung gegenüber der alten Berechnungsart bringen. Die Höhe der Prozent- 
sätze war so gewählt, daß eine Benachteiligung bei Bergwerken mit kürzerer Lebens- 
dauer vermieden wurde. Die Verschiedenheit der Sätze begründete man mit den be- 
sonderen Verhältnissen in den einzelnen Bergbauarten. 

Die Kommission des Abgeordnetenhauses ersetzte obige Bestimmung durch 
den Satz: „Bei dem Betriebe von Bergbau sind Absetzungen bzw. Abschreibungen 
für Substanzverminderung zulässig, und zwar ohne Unterschied, ob Handelsbücher 
geführt werden oder nicht, in Höhe desjenigen Teils des Jetztwerts der Gesamt- 
substanz, der dem Verhältnisse der in dem Betriebsjahre geförderten zu der am 
Anfange desselben vorhandenen Substanzmenge entspricht. 

„Bei der Berechnung des Jetztwertes der Substanz ist der Wert der anstehenden 
Mineralmenge unter Zugrundelegung des durchschnittlichen reinen Wertes der Jah- 
resförderung der zehn der Veranlagung unmittelbar vorangegangenen Betriebsjahre 
oder, wenn das Unternehmen noch nicht so lange besteht, unter Zugrundelegung 
des Durchschnitts der Zeit des Bestehens bzw. nach dem mutmaßlichen Betrage an- 
zusetzen,“ 

Dieser Entwurf, ebenso ein weiterer zur Änderung des Kommunalabgaben- 
geseizes von 1914, der fast wörtlich so abgefaßt ist wie der obige, sind nicht Gesetz 


1) Bilanzwerte, 8. 111. 
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geworden, und es ist daher nicht zu einer Neuregelung der Abschreibungsfrage ge- 
kommen. 

Der Vorschlag der Regierung, der feste Sätze vom Verkaufspreis als Abschrei- 
bung einführen wollte, hat einen heftigen Widerstand der Interessenten hervor- 
gerufen. Der hauptsächlich gemachte Einwand, daß diese Abschreibungsweise keine 
Rücksicht auf die Gesamtsubstanzmenge nehme und dadurch zu Ungerechtigkeiten 
führe, ist nur bedingt richtig, wie Blümell) zutieffend sagt. So ist die Argumen- 
tation in dem Aufsatz der Deutschen Bergwerkszeitung vom 27. Februar 1912 (ab- 
gedruckt bei Passow, Bilanzen Bd. II S. 180ff.) ziemlich Yeicht zu widerlegen. Es 
heißt dort: „Eine Braunkohlengrube z. B. kann fünfmal so reich sein als eine andere 
und trotzdem kann die tatsächlich vorgenommene jährliche Förderung in beiden 
Gruben die gleiche sein. Infolgedessen würde nach dem neuen Vorschlag des Ge- 
setzentwurfs die Abschreibung bei beiden Gruben absolut genommen gleich hoch, 
aber im Verhältnis zur Substanz bei der einen Grube fünfmal so groß sein als bei 
der anderen. Bei gleichgroßer jährlicher Förderungsmenge von Gruben mit ver- 
schieden großer Substanz wird naturgemäß die Lebensdauer beider Gruben eine 
verschiedene sein. Wenn in unserem Beispiel die weniger reiche Grube sich in 
25 Jahren erschöpft, so ist diese vorgeschlagene Abschreibung von 40% ange- 
gemessen, denn dann wird diese Grube tatsächlich in 25 Jahren abgeschrieben sein. 
Die andere Grube, die nach unserem Beispiel fünfmal reicher sein soll, aber jähr- 
lich doch nicht mehr fördert, würde ebenfalls in 25 Jahren auf dem Papier abge- 
schrieben sein, könnte aber noch 100 Jahre länger im Betriebe stehen.“ — Der 
Verfasser hat völlig übersehen, daß der Gesetzentwurf nicht 4% vom Wert der 
Gerechtsame, sondern vom jährlichen Verkaufserlös als Abschreibung vorschlägt. 
Bei einer Rechnung in diesem Sinne ist es ganz unerfindlich, wie unter den im 
Beispiel angegebenen Voraussetzungen die Grube in 25 Jahren abgeschrieben sein 
kann. Da eine fünfmal reichere Grube auch einen bedeutend höheren Substanz- 
wert hat, so wird, da die jährlichen Abschreibungen absolut gleich sind, die 
reichere Grube auch viel länger abzuschreiben haben als die mit der kleineren Sub- 
stanzmenge. 

Blümel ?2) bringt indessen stichhaltigere Gründe gegen eine Regelung der 
Abschreibungsfrage im Sinne des Gesetzentwurfs. Er wendet vor allem ein, daß ein 
feststehender Prozentsatz zu stark schematisiere und Ungerechtigkeiten mit sich 
bringe. In zwei der Wirklichkeit entnommenen Beispielen liegt das eine Mal die 
gesetzliche Abschreibung über der bilanzmäßig notwendigen, das andere Mal erheb- 
lich darunter. Weitere Schwierigkeiten liegen nach Blümel in der Bestimmung des 
Verkaufswertes. So wird das Rohprodukt, dessen Verkaufspreis eigentlich in Frage 
kommt, vielfach weiterverarbeitet, beispielsweise Rohbraunkohle zu Briketts. Hier- 
durch könnten leicht Willkürlichkeiten in’die Berechnung hineingetragen werden. 
Aus diesen und einigen anderen, aber weniger wichtigen Gründen glaubt Blümel 
die Bemessung der Abschreibung nach festen Sätzen vom Verkaufserlöse ablehnen 
zu müssen, 

Hinsichtlich der letzten Fassung des Regierungsentwurfs, nämlich Anwendung 
der Rentenformel unter Zugrundelegung eines zehnjährigen Durchschnitts, äußert 
Haußmann Zweifel, ob das OVG. selbst bei Annahme des Gesetzentwurfs von dem 
einmal eingenommenen Standpunkt abgehen würde, da seiner Rechtsprechung nicht 
rein steuerliche, sondern allgemein bilanzrechtliche Erwägungen zugrunde lägen. 


!) Braunkohle, 10. Jahrg., S. 758. 
*) Ebenda. 
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a rer rer nin, 


b) In der Literatur. 


Den von mehreren Schriftstellern gemachten Vorschlag, die. Gewerkschanen 
wie die Aktiengesellschaften zu behandeln, also auch ihnen nur Abschreibungen 
vom Anschaffungspreis zu gestatten, haben wir im Laufe der Abhandlung schon 
kennengelernt, wie auch den Simonschen Vorschlag, der von einem nach der preu- 
ßischen Formel zu ermittelnden Grundwert ausgeht. In dieser Linie liegen auch die 


Vorschläge von Blümel und Kreutz. Sie wollen ebenso, allerdings nicht mit der _ 


Formel des OVG., den Wert der Gerechtsame in einem bestimmten Zeitpunkt fest- 
stellen und dann von diesem festen Substanzwert abschreiben. 

Blümel!) faßt seinen Vorschlag kurz folgendermaßen zusammen: ‚Der Wert 

der Gesamtsubstanz ist nicht aus den geförderten Substanzteilen zu ermitteln, son- 
dern er ist der objektive Verkaufswert, den die Substanz als ganzes hat; er ergibt 
sich aus dem Kaufpreis oder durch Schätzung. Dieser Wert wechselt nicht mit 
jeder Konjunkturschwankung, sondern ist im großen und ganzen gleichbleibend und 
kann in der Buchführung verwendet werden. Die Abschreibung erhält man aus 
dem Unterschied des Gesamtwertes am Anfang und am Ende des Geschäftsjahres; 
‚die im laufenden Jahre neu hinzutretenden Substanzmengen können und ‚müssen 
bis zum Jahresschlusse gesondert behandelt werden. Eine Erhöhung des Gesamlt- 
wertes muß als Geschäftsgewinn des Jahres erscheinen, in dem sie erfolgt; bei der 
ersten Werteinsetzung bedeutet nur der Überschuß über den Kaufpreis oder über die 
zur Schaffung und Sicherung des Bergwerkseigentums aufgewendeten Kosten einen 
Gewinn. Unterbewertungen sind zwecklos, benachteiligen aber weder den Berg- 
werksunternehmer noch den Steuerfiskus.“ Die Stellung Blümels wird weiter cha- 
rakterisiert durch folgende Ausführung: „Die Erhöhung des Wertes, die nicht auf 
einem Kaufe beruht, stellt sich als eine Vermögensvermehrung und gemäß der kauf- 
männischen Ertragsberechnung als Gewinn dar, der das steuerpflichtige Einkommen 
beeinflußt. Das ist berechtigt, da der Vermögenszüwachs nicht zufällig ist, sondern 
mit dem Betriebe zusammenhängt.“ Von der Ermittlung des Verkaufswertes sagt 
Blümel, daß er unter Hinzuziehung von Sachverständigen durch Schätzung genügend 
genau gefunden werden könnte. 

Kreutz ?) schlägt folgendes vor: „Die jährliche Abschreibungsquote für Sub- 
stanzverminderung bildet einen dem Verhältnis der Fördermenge des betreffenden 
Jahres zu der am Anfang dieses Jahres anstehenden: gewinnbaren Substanzmenge 
entsprechenden Teil des zugrunde zu legenden Kapitals. 

Als zugrunde zu legendes Kapital gilt dabei die Summe der für die Erlangung 
und Erhaltung der Gerechtsame gemachten tatsächlichen Kapitalaufwendungen ab- 
züglich der bisherigen Abschreibungen; jedoch tritt bei Gewerkschaften, welche als 
Kaufleute anzusehen sind oder kaufmännische Bücher führen, an die Stelle der tat- 
sächlichen Aufwendungen für die bei Beginn der praktisch-wirtschaftlichen — den 
Keim zur Kaufmannseigenschaft in sich bergenden — Tätigkeit, bzw., falls dieser 
‚Zeitpunkt vor 1900 fällt, für die am 1. Januar 1900 vorhandene gewerkschaftliche 
Gerechtsame deren damaliger gemeiner Wert bzw. Kaufpreis.“ 


. II. Eigene Stellungnahme zu ı den Fragen. 


Um .einen ‚festen theoretischen Standpunkt in der Frage der steuerlichen 


Behandlung der Substanzverminderung® zu. gewinnen, stellen wir nachstehende 
‚Sätze auf: Pi ara iag 


1) Glückauf, Berg- und Hüttenmännische Zeitschrift, 48. Jahrg., S. 602. ' 
5) Bergwirtschaftliche Mitteilungen, 3. Jahrg., S. 172. 


A 


m ic ru 
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1. Der Gesetzgeber will durch Abschreibungen wegen Substanzverminderung das 
zurückfließende Kapital steuerfrei stellen; i 

2. Das zurückfließende Kapital ist investiertes Kapital plus Wertzuwachs; 

3. Die Freistellung geschieht 
a) durch Nichtberücksichtigung des Wertzuwachses bei seinem Entstehen; 
b) durch Zeitwertabschreibung beim Zurückfließen ; 

4. Das zurückfließende Kapital ist gleich dem theoretischen wirklichen Ertrags- 
wert des Bergwerks beim Beginn des Betriebes. 


1. Der $3 des obenerwähnten Kommunalabgabengesetzes bestimmt, daß die 
der jährlichen Verringerung der Substanz entsprechenden Abschreibungen zu den 
Ausgaben zu rechnen sind. In der Begründung heißt es, das in dem Verkaufserlöse 
enthaltene Geldäquivalent für die geförderten Substanzteile soll als zurückfließendes 
Kapital steuerfrei gestellt werden. Welches Kapital gemeint ist, ob die Abschreibung 
von dem tatsächlichen oder einem zu schätzenden Anschaffungswert oder von 
einem sonstigen Wert auszugehen hat, darüber sagt das Gesetz nichts. 


2. Die Entscheidung von 1888 brachte die preußische Rentenformel und erklärte 
damit, daß der Zeitwert die Grundlage der Abschreibung bilden sollte. In den Grund- 
sätzen des OVG. selbst wird vom Gebrauchswert gesprochen, aber es ist leicht zu 
ersehen, daß die von der Entscheidung verlangte Abschreibungsweise dem von uns 
Ertragswert der noch vorhandenen Substanz, 


Zahl der noch ausstehenden Betriebsjahre 
im Grunde entspricht. Eine Abschreibung vom Zeitwert hat aber in diesem Falle 
den Sinn, nicht nur die zurückfließenden investierten Kapitalteile, sondern auch die 
zurückfließenden Wertzuwachsteile aus dem Rohgewinn auszuscheiden. 


3. Eine günstige wirtschaftliche Entwicklung ruft bei allen Anlagegegenständen 
'Wertsteigerungen hervor. Die Erfolgsrechnung wird jedoch verschieden beeinflußt, 
je nachdem die Objekte wechseln. Gehen wir von den Grundstücken aus. Bei diesen 
kommen häufig ganz enorme Wertsteigerungen vor; die sogenannte Grundrente er- 
fährt oft Vervielfältigungen. Da indessen auf Grundstücke im Regelfalle keine Ab- 
schreibungen gemacht werden, so tritt eine Beeinflussung des Gewinns nur dann 
ein, wenn man den auf die Periode entfallenden Wertzuwachs durch Aktivierung 
zugunsten des Gewinn- und Verlustkontos in die Erfolgsrechnung bringt. Auf diese - 
Weise würde der Wertzuwachs bei seinem Entstehen in den Jahresertrag hinein- 
. kommen. 

Maschinen und Einrichtungsgegenstände erfahren ebenfalls bei aufsteigender 
Konjunktur eine Wertsteigerung. Hier tritt auch, ohne daß man den Zuwachs auf 
die Anlagekonten bringt, eine Beeinflussung des Gewinns ein. Bedenkt man nämlich, 
daß in den Erlösen aus der Jahresproduktion die vom Markt zurückvergüteten Ab- 
schreibungen enthalten sind, und zwar, theoretisch gesehen, nicht gemessen an 
den mehr oder weniger historischen Einstandspreisen der betreffenden Anlagen, 
sondern an den derzeitig geltenden Anlagepreisen, so ist eine Bereinigung des Ge- 
winns nur durch die Zeitwertabschreibung möglich. 

Übertragen wir die eben entwickelten Gedankengänge auf die Bergbausubstanz, 
so können wir folgendes feststellen: mit dem Boden hat die Substanz gemeinsam, 
daß sie wie dieser Monopolcharakter besitzt und daher ganz andere Wertsteigerungen 
durchmachen kann als beliebig vermehrbare Anlagegegenstände; auf der anderen 
Seite unterscheidet sich die Substanz vom Grundstück in den meisten Fällen da- 
durch, daß ihre Zusatzrente selten oder gar nicht kapitalisiert wird und auf diesem 
Wege mit einem höheren Wert in die Bilanz des Nachbesitzers kommt. Mit den 


oben angeführten Fall, Abschreibung — 
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Gegenständen der zweiten Gruppe hat sie gemeinsam, daß sie wie diese den Wert- 
zuwachs laufend realisiert. Kombinieren wir diese Tatsachen, so müssen wir sagen: 
der Wertzuwachs auf die Substanz kann nur so aus dem Ertrag ausgeschieden 
bleiben, daß man den Zuwachs 1. beim Entstehen unberücksichtigt läßt und 2. durch 
Zeitwertabschreibung den liquidierten Zuwachs in dem Rohgewinn aussondert. 

Der Erwerb der Gerechtsame reicht für Gewerkschaften häufig weit zurück, 
oft bis in die Anfänge des modernen Industrialismus, und daher hat die Substanz 
in der Regel eine ganz enorme Wertsteigerung erfahren. Berücksichtigt man, daß 
bei den früheren Verleihungen der Gerechtsame das wirtschaftliche Äquivalent für 
die Überlassung der Abbaurechte in den Bruttobergbauabgaben, dem Bergzehnten 
bzw. -zwanzigsten bestanden, so könnte man vielleicht folgern, erst mit der Auf- 
hebung dieser Abgaben habe die eigentliche freie Wertbildung für Bergbausubstanz 
eingesetzt. Wollte man daher nur das tatsächlich investierte Kapital beim Rück- 
fluß steuerfrei stellen, so würde der ganze Wertzuwachs nach und nach als steuer- 
bares Einkommen herangezogen werden. Für Gewerkschaften mit niedrigen Ge- 
rechtsamekonten wäre, falls ein Zwang zur Abschreibung vom Anschaffungspreis 
bestände, eine Umwandlung in die Aktiengesellschaftsform dann aus rein steuer- 
lichen Gründen zu empfehlen. Es ist erstaunlich, daß die gegenteilige Absicht der 
Steuergesetzgebung in der Literatur so wenig betont wird. Haußmann!) weist als 
einziger darauf hin, indem er sagt: „... der Grundgedanke war der, daß der um- 
sewandelte Teil des Stammvermögens zur Steuer nicht herangezogen werden dürfe, 
wobei auch die Erwägung zugrunde liegt, daß ein etwaiger: Wertzuwachs des 
Stammvermögens als solcher nicht zur Einkommensbesteuerung APTANBRZOEER wer- 
den darf.“ 

4. Streng genommen findet bei einem höheren on kein 
Wertzuwachs statt, sondern .es entsteht eine Zusatzrente. Der Zusatzwert oder 
Wertzuwachs ist die zurückdiskontierte Zusatzrente. Wenn also nach dem Zeit- 
wert abgeschrieben werden soll, so wird gewissermaßen die Anschaffung zum 
wirklichen Ertragswert beim Beginn des Bergwerks unterstellt. Soll die wirklich 
zugewachsene Zusatzrente steuerfrei bleiben, so ist die Rechnung einfach. Als 
steuerliche Abschreibung käme dann außer einem der Förderung entsprechenden 
Teil der Anschaffungskosten die ganze Differenz zwischen dem ursprünglich kalku- 
lierten Gewinn und dem tatsächlich erzielten noch hinzu. Um das Beispiel S. 118 
zu gebrauchen, würden vom elften Jahre ab % 31530.— plus 6 100000.— Zu- 
satzrente als Abschreibung abzusetzen sein. Doch das ist offenbar nicht beab- 
sichtigt, sondern man läßt den Wertzuwachs steuerfrei, indem man ihn weder beim 
Entstehen noch bei der Liquidierung erfaßt, zieht aber den Ertrag des Zuwachses 
zur Versteuerung heran. Es dürfte nach alledem nicht mehr zweifelhaft sein, daß die 
ideale Besteuerung Abschreibungen in Gesamthöhe des theoretischen, wirklichen Er- 
tragswertes zu Beginn des Bergbaus zulassen würde. Bezüglich der Errechnung 
dieses Wertes können wir auf die Ausführungen im ersten Hauptteil zur Bewertung 
der Gerechtsame hinweisen. ' 

Wir haben nun zu untersuchen, inwieweit die Methode des Oberverwaltungs- 
gerichtes der offenbaren Absicht des Gesetzgebers entspricht. Zuerst müssen wir 
die fortgesetzte Wiederholung der Ertragswertberechnung aus: den Gründen, die wir 
oben angeführt haben, ablehnen. Die auf die vorgeschriebene- Weise errechneten 
und gesammelten Abschreibungen übersteigen schon in Zeiten gleichbleibender 
Erträge den Anfangsertragswert, wieviel mehr in Perioden des Aufstiegs. Außer- 


1) Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht, Bd. 78, S. 440. - 
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dem würden sie eine ungleich stärkere Belastung der letzten Jahre des Abbaus be- 
deuten bzw. durch Abzug sehr hoher Abschreibungen würde das steuerbare Ein- 
kommen der letzten Jahre ganz erheblich reduziert. 


Zu der Rentenformel selbst: ist folgendes zu sagen. Was zunächst die Ermitt- 
lung: des Ertrags angeht, so ist der rohe Durchschnitt der drei letzten Jahre nicht 
ohne weiteres maßgebend für den Zukunftsertragl). Es ist nicht zu verkennen, daß 
der Verbesserungsvorschlag, der einen zehnjährigen Durchschnitt als Zukunfts- 
ertrag nehmen will, geeignet ist, Zufälligkeiten auszugleichen. Vor allen Dingen ist 
in der Berechnungsweise falsch, gleichbleibende Erträge für den Abbau einer Sub- 
stanz anzunehmen, der in Jahrzehnten, ja sogar in Jahrhunderten erst getätigt 
wird. Wenn man tausend und mehr Meter Tiefe für die Substanzmenge zugrunde 
legt,so muß man wenigstens die zunehmenden Abbauschwierigkeiten berücksichtigen. 

Um den Wert allein für die Gerechtsame zu ermitteln, sind nach der Vorschrift 
aus dem Rohertrag Absetzungen für die Verzinsung und Abschreibung der son- 
stigen Bergwerksanlagen zu machen, was die Verzinsung angeht, nur für die nicht 
durch Schulden belasteten eigenen Anlagen. Das ist zutreffend, wenn in dem Roh- 
ertrag die tatsächlich gezahlten Zinsen für Obligationen und Hypotheken, soweit 
sie in Frage kommen, schon berücksichtigt sind. 

Hinsichtlich der Lebensdauer ist weiter zu bemerken, daß eine wirtschaftliche 
Schätzung nicht so vorgehen kann, eine technisch noch erreichbare Teufe zugrunde 
zu legen, wenn diese wirtschaftlich gar nicht mehr in Frage kommt. Eine Ent- 
scheidung des Oberverwaltungsgerichtes vom 29. Februar 1896 besagt zwar: „Die 
für die Berechnung der Abschreibungen wegen Substanzverringerung zur Unterlage 
dienende Feststellung der noch anstehenden Kohlenmengen muß auf die abbauwür- 
dige, nicht auf die abbaufähige Kohlenmenge gerichtet sein“?), aber das Oberver- 
waltungsgericht zieht nicht die Konsequenz aus seiner eigenen Begründung. - In 
dieser heißt es: „Bei Feststellung der noch anstehenden Kohlenmenge als Unterlage 
für die Berechnung der Abschreibung ... ist nicht diejenige Kohlenmenge zu be- 
rechnen, die überhaupt im Grubenfeld vorhanden und nach Maßgabe der tech- 
nischen Hilfsmittel überhaupt abbaufähig ist, also ohne Rücksicht auf die Kosten . 
abgebaut werden kann, sondern diejenige, welche mit Aussicht auf einen, wenn 
auch geringen Gewinn, zum Abbau sich eignet und abbauwürdig eı- 
scheint.“ | = 

Die der preußischen Rentenformel gemachten Einwendungen kann man auch 
dem Vorschlage‘ Simons entgegenstellen, der sich auf diese Rechnung stützt: Man 
würde auf diese Weise Zahlen in: die Bilanzen bringen, die gar nicht hinein paßten, 
(da sie keinen wirtschaftlichen Überlegungen bzw. Rechnungen entsprächen. 

In bezug auf die jedesmalige Einsetzung des Rentenformelwerts in die Bilanz 
ist unsere Stellung zufolge der von uns vertretenen Ansicht über $ 40 HGB. gekenn- 
zeichnet. Ein solches Verfahren ist abzulehnen. Berücksichtigt man, daß der Ge- 
setzgeber gerade die Besteuerung des Wertzuwachses vermeiden wollte, so finden 
wir hier eine direkte Umkehrung des Prinzips. Der nach der Rentenrechnung sich 
'eiwa ergebende Mehrbetrag am Ende des Jahres ist nach dem Oberverwaltungs- 
gericht in die Bilanz einzusetzen, damit der „richtige versteuerbare Reingewinn“ 
ermittelt wird (siehe S..129). 


| 1) Umberg in Zeitschrift für Handelswissenschaftliche Forschung, Bd. 16, S. 268. 
2?) Entscheidungen in Staatssteuersachen, Bd.5, S. 53. 
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IV. Die Behandlung der Substanzverringerung in den neuen 
Steuergesetzen. 

Im 813 Ziff. ic des Reichseinkommensteuergesetzes heißt es: „Vom Gesamt- 
betrage der Einkünfte sind... in Abzug zu bringen .... bei Bergbauunternehmungen, 
Steinbrüchen und anderen einen Verbrauch der Substanz bedingenden Betrieben 
die Abschreibungen für die Substanzverringerung.“ Eine ausdrückliche Bestimmung 


darüber, von welchem Wert abgeschrieben werden soll, ist nirgends aufgenommen 


worden. Bei der Beratung des Gesetzes wurde der Vorschlag gemacht, daß auf 
Antrag des Steuerpflichtigen bei der Substanzabschreibung von dem Wert aus- 
gegangen werden dürfe, der für die Substanz beim Reichsnotopfer festgesetzt wor- 
den seit). Der Vorschlag wurde abgelehnt, da man nicht durch eine derartige Be- 
stimmung einer grundsätzlichen und alle Betriebe gleichmäßig treffenden Regelung 
vorgreifen wollte. Diese ist indessen bis jetzt nicht erfolgt ünd es herrscht deshalb 
in der Literatur keine Einhelligkeit über die Wahl des zugrunde zu legenden Wertes. 

.. Nach Isay?) kommt nach $ 139 Absatz 2 RAO. der Preis, der für die Ge- 
rechtsame gezahlt worden ist, in Frage; falls sich ein Anschaffungspreis nicht er- 
mitteln läßt, soll bei unverritzten Feldern der gemeine Wert des $ 152 Abs.1 RAO,, 
bei einem ausgebauten Bergwerk der Ertragswert nach $ 152 Abs. 2 als Ausgangs- 
punkt der Abschreibung genommen werden. Isay begründet seine Ansicht damit, daß 
nach $ 50 des Allgemeinen Berggesetzes auf das Bergwerkseigentum die für Grund- 
stücke geltenden Vorschriften des BGB. Anwendung finden sollen und daher die 
Gerechtsame nach $ 153 RAO. wie ein Grundstück zu behandeln sei. Er stellt ferner 
das aufgeschlossene Bergwerk dem bebauten Grundstück gleich und will es daher 
dem Abs. 2 des $ 152 unterwerfen. Dieser letzteren Ansicht widerspricht Lion ®) 
mit Recht, indem er darauf hinweist, daß die Bestimmung ausdrücklich betont: 
„. .. soweit es sich um Steuern vom Vermögen handelt,“ und daher für die Ein- 
kommensbesteuerung nicht in Frage kommt. Lion hält zwei Wege für möglich, ent- 
weder man geht nach $ 33a EinkStG. vom Anschaffungspreise aus und es müßte 
dann dieser Wert bei Unternehmungen, die ihn nicht mehr aus den Büchern er- 


mitteln können, geschätzt werden, oder man geht von dem gemeinen Wert aus, den ° 


die ursprüngliche Substanzmenge beim Erwerb hat. Diesen muß man auch even- 
tuell durch Fachleute schätzen lassen. Ist das Bergwerk käuflich erworben worden, 
so hat man den Anschaffungspreis zu nehmen, der sich ja im Augenblick des 
Kaufs mit dem gemeinen Wert deckt. 


Passow*) hält den ersteren Weg für den richtigen und sagt: „Mit dieser Be- 


stimmung (gemeint ist $ 33a) ist nun endlich einer vernünftigen, der Praxis ent- 
sprechenden Behandlung der Frage — und zwar für alle Arten von Unternehmun- 
gen gleichmäßig — die Bahn geebnet.“ 

Wir können uns dieser Ansicht nicht anschließen, ii auf diese Weise wohl 
eine. äußerliche Gleichbehandlung erreicht wird, nicht aber die steuerliche Ge- 
rechtigkeit, wie Lion behauptet. Vielmehr ist dem zweiten Vorschlage Lions mit 
den von uns gemachten Modifikationen der Vorzug zu geben, da er nach unserer 
eingehenden Begründung den ursprünglichen Absichten des Gesetzgebers entspr 


t) Drucksachen der Nationalversammlung Nr. 2190. 

®) Das neue Steuerrecht und die Berggewerkschaften und Bohrgesellschaften, S. 47. 
3, Das Bilanzsteuerrecht, S. 220 ff. 

*) Die Bilanzen der privaten und öffentlichen Unternehmungen, Bd.II, S.197, 3. Aufl. 


Mitteilungen. 


Unbegebene Aktien. 


Die auf Grund eines Kapitalerhöhungsbeschlusses neu geschaffenen Aktien 
werden nicht immer sofort und in vollem Betrage begeben, d. h. gezeichnet. Am 
Bilanzstichtage können die Zeichnungen auf die jungen Aktien hinter der beschlos- 
senen Kapitalerhöhung zurückbleiben, entweder weil es der Gesellschaft oder dem 
Dritten, der den kommissionsweisen Verkauf übernommen hat, noch nicht gelungen 
ist, alle Aktien unterzubringen, oder weil es die Verwaltung aus finanzierungspoli- 
tischen Gründen für zweckmäßig hält, einen Teil der jungen Aktien noch nicht zur 
Zeichnung aufzulegen. 

Häufig begegnen wir in der Zeit vor der Inflation dem Zurückhalten von Aktien 
bei Eisenbahngesellschaften, die sich eine Erhöhung des Aktienkapitals für einen 
bestimmten Zweck vom Staate konzessionieren ließen und dann entweder, so wie sie 
Mittel zum Ausbau der geplanten Strecke benötigten, fehlende Einzahlungen auf die 
gezeichneten Aktien einforderten oder, was uns hier interessiert, die neu geschaffe- 
nen Aktien in verschiedenen Serien in Abständen von mehreren Monaten und 
Jahren den alten Eau anboten oder auch beide Verfahren miteinander ver- 
banden. 

Eine besondere Bedeutung gewannen die Vorratsaktien in der Inflationszeit. 
Sie waren eine Art wertbeständiger Anlage. Man schuf namentlich in den Jahren 
1922 und 1923 durch Generalversammlungsbeschluß mehr neue Aktien, als das 
Unternehmen zur Zeit der Kapitalerhöhung brauchte, gab sie aber nur bis zur Höhe 
des augenblicklichen Geldbedarfs aus, weil sonst die überschüssigen Beträge der Ent- 
wertung anheim gefallen wären. Benötigte man später neue Mittel, so legte die Ge- 
sellschaft einen weiteren Posten zu einem inzwischen gestiegenen Papiermarkkurs 
zur Zeichnung auf oder gab sie direkt gegen Sachwerte her. 

Noch einen weiteren Zweck erfüllten die Vorratsaktien in den Inflations- 
jahren. Die Zeit der Geldentwertung war die Zeit einer allgemeinen Konzentrations- 
bewegung. Hatte man. Aktien in Vorrat, so war die zeitraubende Einberufung einer 
Generalversammlung für den einzelnen Fall, ın dem man Aktien brauchte, nicht 
mehr notwendig; man konnte sie, ‚sobald sich Gelegenheit bot, zu Angliederungs- 
zwecken verwenden.. 

In sehr vielen Fällen, in denen solche Verwertungsaktien GSreHere worden 
sind, wurden sie allerdings von einem der Verwaltung nahestehenden Konsortium zu 
niedrigsten Kursen fest’übernommen mit der Verpflichtung, sie bei eintretendem 
Kapitalbedarf oder zu Angliederungszwecken im Einvernehmen mit der Verwaltung 
im Interesse der Gesellschaft zu verwerten. (Gebundene Vorratsaktien). Natürlich 
sind diese Aktien, weil bereits gezeichnet, als begeben anzusprechen, Fast ebenso 
häufig ist es aber auch vorgekommen, daß man von der Übergabe an ein Konsor- 
‚tium und der Zeichnung abgesehen hat. _ | 

Die. Frage, ob die noch nicht begebenen Aktien aktiviert werden dürfen, hat 
‚die Mehrzahl der Rechtsautoren verneint!). Rehm?) hält es für unzulässig, die 
‚unbegebenen Aktien dem Aktienkapitalkonto auf der Passivseite zuzusetzen, da 
noch nicht begebene Aktien nicht als statutenmäßiges Aktienkapital betrachtet wer- 


3 Nach österreichischem Aktienregulativ dürfen auf der Passivseite nur die tatsächlich 
‚emittierten Aktien angegeben sein. 
2) Rehm, Die Bilanzen ‚der eh usw. München 1903, ‚I. 882 ft. 


140 Mitteilungen. 


den können. Simon!) sieht die Aktienurkunden, wenn ein Begebungsvertrag 
noch nicht abgeschlossen ist, als ungültige Urkunden an, die nicht bilanzfähig sind. 
Vor allem aber würde durch die Einsetzung eines Postens ‚„Unbegebene Aktien“ 
in die Aktiven das Aktienkapital falsch angegeben, da das Gesetz die Angabe des 
gezeichneten, festen Grundkapitals verlange. 

Wir schließen uns der Ansicht dieser Autoren an. Zu dem Aktienkapital 
sollen nur die bereits begebenen Aktien gerechnet werden, zumal zur Aktivierung 
unbegebener Aktien kein wirtschaftliches Bedürfnis vorliegt. Einen Verkehrswert 
erhalten die noch nicht begebenen Aktien zudem erst dann, wenn die erfolgte Er- 
höhung in das Handelsregister eingetragen ist?). Die Eintragung kann indessen 
erst nach Zeichnung der Aktien erfolgen. 

Oh die Berücksichtigung unbegebener Aktien in den Bilanzen der Aktiengesell- 
schaften häufiger ist als die Nichtberücksichtigung, läßt sich kaum übersehen. Viel- 
fach werden die unbegebenen Aktien in einer Vorspalte vom Aktienkapitalkonto 
abgesetzt ?). Die Oberschlesische Kokswerke und Chemische Fabriken-A.-G. machte 
die Verwertungsaktien auf Aktiv- und Passivseite in einer Vorspalte ersichtlich. Bei 
allen Eisenbahngesellschaften und einer Anzahl anderer Unternehmungen finden 
sich die unbegebenen Aktien als Aktivposten dem gesamten beschlossenen Kapital 
gegenübergestellt unter Bezeichnungen wie: „Noch nicht begebene Aktien“ *), „Nicht 
verausgabtes Aktienkapital‘), „Noch nicht begebene eigene Aktien“®), „Stamm- 
aktien“?), „Nicht verwertete Aktien“ und ähnlichen), „Effektenkonto‘?). 

Man betrachtet diese Konten meist als Korrektivposten zum Aktienkapital; in 
den angeführten Beispielen sind die unbegebenen Aktien auch mit dem Nennweert 
aktiviert. In den Bilanzen der Jahre 1922, 1923 und 1924 und in der Goldmark; 
eröffnungsbilanz finden wir nicht selten andere Bilanzansätze. Während das 
Aktienkapitalkonto die unbegebenen Aktien zum Nennwerte enthält, finden wir 
auf der Aktivseite kein Gegenkonto!®)oder einen 1-#-Posten!!) oder einen Betrag, 
der dem Börsenkurs1?) oder einem Schätzungswert!?) entspricht, ausgewiesen 1) 
Werden diese Aktien später zu einem höheren Betrage untergebracht, so entstehen 
Gewinne, die auf ein Reservekonto zu verbuchen sind. Weinreis-Debrus. 

!) Simon, Die Bilanzen der Aktiengesellschaften und der Kommanditgesellschaften auf 
Aktien. Berlin 1910, S. 210 ft. 

2) 8 287 HGB.: Bevor die erfolgte Erhöhung des Grundkapitals in das Handelsregister 
eingetragen ist, können Aktien und Interimsscheine auf das zu erhöhende Kapital nicht aus- 
gegeben De 

s) So A. G. Georg Eggestorffs Salzwerke und Chemische Fabriken (Bilanzen 
1885 f£.). B. Dolack A.-G. Woltershausen (Bilanz 1922/23). 

\ Vereinsbrauerei Göltzschtal (Bilanzen 1921/22 ff). Siegener Bank A.G. (Bilanzen 
19231 

5) Allgemeine Gas A.-G. Magdeburg (Bilanzen 1922 ff.). A.-G. Gerresheimer Glashütten. 

6) Allg. Gas- und Elektrizitätsgesellschaft Bremen (Bilanz 1923). 

?) Thüringische Eisenbahn, Oberschlesische Eisenbahn, Hessische Ludwigsbahn. 

8) Gebr. Simon, Ver. Textilwerke A.-G. (G.E.B. 1924). 

=“ Mühle Künningen A.-G. (G.E.B. 1924). Lerche & Neppert (Bilanz 1923). 

10) C, Großmann A.-G. (1923). Bohrisch Brauerei—Conrad Brauerei A.-G. Stettin 
(1922/23). Hille Werke A.-G. Dresden (1923). Triton Werke A.-G. Hamburg (G.E.B. 1924). 
Continental Caoutchouc- & Gutta-Percha-Compagnie (1923). Rauchwaren Walter & Arnhold 
(1923). Textilosewerke und Kunstweberei Claviez (1923). 

11) Schultz & Grünlack (G. E. B. 1924 „Eigene Aktien). Rauchwaren Walter & Arnhold 
(G. E. B. 1924 „Verwertungsaktien‘“). Textilosewerke und Kunstweberei Claviez (G. E. B. 
1924 Verwertungsaktien). 

12) Herm. Meyer& Co. Berlin (1923). Bes Kommerz- und Kreditbank A.-G. Berlin (1923). 

18) Porzellanfabrik Waldsassen (G. E. 1924). 

4) Es ließ sich nicht in allen , Beispielen einwandfrei feststellen, ob es sich 
um unbegebene Verwertungsaktien handelte oder um gebundene schon begebene Vorratsaktien. 
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It 6.80. | | | 


142 Literatur. 


Delbanco, Dr. G. A. Kartell- und Konzernrecht. Mit dem Text der Ver- 
ordnung gegen Mißbrauch wirtschaftlicher Machtstellungen vom 2. Nov. 1923. 
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Scheler, Dr. Georg, Diplomkaufmann. Der Handel: in amtlich nicht notier- 


ten Werten. Heft 14, II. Serie der „Betriebs- und finanzwirtschaftlichen For- 
schungen‘“, herausgegeben von Prof. Dr. F. Schmidt. Berlin C2, Industrieverlag 
Spaeth & Linde, 1924. 152 Seiten. 


Eine einheitliche Darstellung des Handels in amtlich nicht notierten Werten lag 
bisher noch nicht vor. Man kann den Versuch des Verfassers, dem Leser ein ge- 
schlossenes Bild von der schwierigen, zweifellos aber sehr interessanten Materie zu 
geben, als gelungen bezeichnen. Das allen Werten Gemeinsame wird von der recht- 
lichen und wirtschaftlichen Seite beleuchtet. Die technische Durchführung: der 
Kursschnitt, die Preisbildung, die Preisveröffentlichung, die Formen der in Frage 
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Carl Heymanns Verlag. Preis .% 1.20. 

Es handelt sich um zwei eingehende Referate, die auf der Herbsttagung des 

Deutschen Juristentages gehalten worden sind über die Fragen: ‚Ist es erwünscht, das 

Einkommen aus Gewerbebetrieb nach gleichmäßigen Grundsätzen zu besteuern, ohne 


Rücksicht auf die Rechtsform, in der das Gewerbe betrieben wird? Welche Wege 


rechtlicher Ausgestaltung bieten sich für eine solche Besteuerung?“ 
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| Das Gesetz regelt in den 88 1—18 die Arbeits- und Lohnverhältnisse der Heim- 
arbeiter, Hausgewerbetreibenden und Zwischenmeister, gibt in den $$ 19—25 Richt- 
linien über die Organisation der Fachausschüsse. $$ 26—41 behandeln das Ver- 
fahren auf Festsetzung von Mindestentgelten und das Bußverfahren. Die 88 42—55 
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nungen, insbesondere die Preußische Ausführungsanweisung, sowie ein Verzeichnis 
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Das Werk schließt Anfang September 1924 ab. Diese systematische Dar- 
stellung der in einer Fülle von Gesetzen, Verordnungen, Aus- und Durchführungs- 
bestimmungen zerstreuten Gesetzesmaterie ist sehr zu begrüßen, De. 
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„Die Bewertung der ländlichen Grundstücke und Güter für die Veranlagung der 

‘ Steuern“ und ‚Die Besteuerung des landwirtschaftlichen Ertrags‘‘ und den 
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Einkommen und Vermögen von Strutz, Dr. Georg, Senatspräsident am Reichs- 
finanzhof, Wirklicher Geheimer Öberregierungsrat. — Il. Allgemeine Grund- 
züge des Steuerstrafrechts von Pape, Dr. Ernst, Oberverwaltungsgerichtsrat, 
Berlin. Zwei Vorträge, gehalten in München am 28. Juni 1924 auf der sechsten 
Hauptversammlung des Bundes der Buchsachverständigen (Bücherrevisoren) 
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Lexis, Dr. Wilhelm, } Professor an der Universität Göttingen. Kredit- und 
Bankwesen. 2. Aufl. besorgt von Dr. Karl Muhs, Prof. an der Universität 
Greifswald. Berlin und Leipzig, nn Göschen, yane Walter de Gruya 
& Co., 1924. 148 Seiten. 


Nach einigen grundsätzlichen Ausführungen über den Begriff die Komnan und 
die Bedingungen des Kredits spricht der Verfasser von den Kreditvermittlern, die 


2 


er nach der wichtigsten Art der Passivgeschäfte der Banken unterscheidet in 


1. Depositen- und Effektenbanken, 2. Notenbanken, 3. Bodenkreditanstalten. Er be- 
handelt die Technik des Zahlungsverkehrs, des Effekten- und Emissionsgeschäfts, 
die verschiedenen Kreditgeschäfte und die Bankpolitik; die Geschichte und Wäh- 
rungspolitik der Notenbanken der wichtigsten Länder (das neue Reichsbankgesetz 
ist noch nicht hineingearbeitet); die Kreditgeschäfte der Hypothekenbanken und 
öffentlich-rechtlichen Kreditanstalten. Das Bändchen ist als ein einführendes Lehr- 
buch gedacht. 


Schoenthal, Dr. jur. Justus. Goldnotenbank und Goldnote. Eine Darstel- 
lung der Umgestaltung der deutschen Reichsbank und der dadurch geschaffenen 
geldwirtschaftlichen Lage nebst Abdruck der einschlägigen Bestimmungen, 
Berlin C2, Industrieverlag Spaeth & Linde, 1924. 176 Seiten. Preis in Halb- 
leinen geb. M 4.20. 


Der von Dr. Hjalmar Schacht im Oktober 1923 aufgestellte Entwurf einer 
Goldnotenbank, die Vorschläge des Dawesplanes für die Errichtung der Goldnoten- 
bank, das Bankgesetz vom 30. Aug. 1924, das Münzgesetz vom 30. Aug. 1924, das 
Gesetz über die Liquidierung des Umlaufs an Rentenbankscheinen vom 30. Aug. 
1924, das Privatnotenbankgesetz vom 30. Aug. 1924 sind in dem vorliegenden Buche 
abgedruckt. Der Verfasser gibt einen kurzen Abriß der Entstehungsgeschichte und 
Organisation der Goldnotenbank und einen Überblick über die durch das neue 
Bankgesetz und die damit im Zusammenhang stehenden Gesetze geschaffenen neuen 
deutschen Währungsverhältnisse. De. 


Samuel, Dr. rer. pol. Ludwig. Die ENTE REN im 17. und 


18. Jahrhundert. Ein Beitrag zur Börsengeschichte. Heft 13, II. Serie der 
Betriebs- und finanzwirtschaftlichen Forschungen. Herausgegeben von Prof. 
Dr. F. Schmidt. Berlin C2, Industrieverlag Spaeth & Linde, 1924. 192 Seiten. 
Preis 6.4.80. 


Die Entwicklung der Börsentechnik steht im Mittelpunkt det Arbeit. Am ‚Ver 


laufe der Perioden der Überspekulation an den einzelnen Börsen wird ‚gezeigt, wie 
sich bis zum Ende des 18. Jahrhunderts an den einzelnen Plätzen fast alle Formen 
des heutigen Börsenverkehrs herausgebildet haben. Es wird eine kurze Geschichte 
der bedeutendsten Börsen gegeben. Amsterdam, London und Paris stehen voran. 
Hamburg und Wien hatten als Effektenbörsen geringere Bedeutung. Der Leser 
wird mit der Organisation, dem Besucherkreis, dem Spekulationsmaterial, der 
Kursfestsetzung und -veröffentlichung bekannt gemacht. Den ausgesprochenen 
Spekulationsperioden werden besondere Kapitel gewidmet. Die Kritik der zeit- 
genössischen Anschauungen über die Spekulation und deren Niederschlag in Ge- 
setzen ergänzen das Bild. | | ‚De. 


Das Normale und Anormale in den Statuten der 
Aktiengesellschaften. 
Von Willi Leidecker, Diplomkaufmann, Köln. 


Inhalt. 
A. Allgemeines über 
I. Statut, 
II. Begriff von normal und anormal. 


B. Das Normale und Anormale in den Statuten der Aktiengesellschaften. 
I. Voraussetzungen für das Betrachtungsobjekt inbezug 
1. der Aktiengesellschaften, 
2. der Statuten. 


II. Formen und Möglichkeiten der Ausgestaltung des Statutsinhalts. 
1. Bestimmungen — die der Außenwelt auch ohne das Statut mit mehr oder weniger 
großer Genauigkeit zur Kenntnis gelangen — über 
a) Namen, 
R Sitz, 
c) Gegenstand, 
d) Bekanntmachung, - 
e) Dauer. 
2. Bestimmungen — die eine genaue Kenntnis des Staiuts erheischen — über 
a) Kapital (Vermögen): 
1. Kapitalmehrung. 2. Kapitalminderung, 3. Aktie; 
b) ausführendes Organ (Vorstand): 
1. Bestellung, 2. Zahl, 3. Tätigkeitsfeld; 
c) Kontroll- und Schiedsorgane: 
1. Aufsichtsrat, 


aa) Wählbarkeit, dd) Amtsdauer und Ausscheiden, 
bb) Mitgliederzahl, ee) Tätigkeitsfeld, 
cc) Wahl, ff) Vergütung; 


2. Verwaltungsrat; 
3. Schiedsgericht; 
d) oberstes Willensorgan (Generalversammlung): 
1. Versammlungsort, Form und Gegenstand der Berufung, 
2. Zulassungsbedingungen und Stimmabgabe, 
3. Versammlungsleiter und Beschlußfähigkeit; 
e) Gewinn und seine Verteilung; 
f) Auflösung. 
III. Nachteile und ihre Ursachen: 
1. durch Recht, 
2. durch betriebswirtschaftliche Anschauung. 


IV. Forderungen. 
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Statuten der Praxis. 


Vorwort. 


Die Mannigfaltigkeit aktiengesellschaftlichen Lebens und seines verschieden- 
artigen Gefüges ließen eine Grenzsteckung des Betrachtungsfeldes für unerläßlich 
erscheinen und einen Typus in den Vordergrund treten, der auch fast allen bei 
der Erörterung der A.-G. schlechthin vorschwebt. 

Die Arbeit hat das statistische Moment vollständig ausgeschaltet und versucht 
vornehmlich, die Art und Weise der Inanspruchnahme der gesetzlichen Bestim- 
mungen unter dem Gesichtspunkte ihrer Varietät hervorzuheben. 

Abschnitt III und IV sind keineswegs als erschöpfender Katalog gedacht, son- 
dern bestreben nur, illustrierend das Individuelle des Statuts mit seinen abwend- 
baren und nicht abwendbaren Hemmungen und seinen Ansprüchen herauszuschälen. 


A. Allgemeines über 
I. Statut. 


Eine Gesellschaftsform erfreut sich zur Zeit größter Beliebtheit. Auf ihr ruht 
der Schwerpunkt allen wirtschaftlichen Lebens, und noch hat sie, so sagt Passow, 
ihren „Triumphzug‘“ nicht beendet. Es ist die Aktiengesellschaft. Sie ist in den 
Vordergrund des wirtschaftlichen Interesses ‚getreten, und somit auch ihr Primat, 
das Statut. 

Das Statut ist ein gegenseitiger Vertrag, also Rechte und Pflichten wechsel- 
seitig in sich schließend. Die eine Leistung erfolgt um der anderen Leistung willen. 
Vom Vertrage schlechthin unterscheidet es sich darin, daß es nicht für einen Zeit- 
punkt — im weitesten Sinne gefaßt — mit auflösender Wirkung geschlossen, son- 
dern für lange Sicht — regelmäßig auf unbeschränkte Zeit — dient. Es wirkt 
also über die Gegenwart in die Zukunft. Der Grad des In-die-Zukunft-reichens ‚und 
seine Bemessung sind sehr verschiedener Natur. 

Die Schwierigkeit des Vertragsabschlusses — ökonomisch gesehen — liegt 
in der Stagnation des dem Vertrage zugrunde gelegten Willens — der Rechte und 
Pflichten. Sie ist eine der Kardinalfragen, die für und vor allem beim Abscize 
allergrößte Beachtung verdient. 

Der im Vertrage einmal verankerte Wille ist Wegweiser und Bäche ech 
für die Erfüllung. Bei Berücksichtigung der Fülle des stagnierten Willens — der 
Rechte und Pflichten quantitativ gesehen — ergibt sich eine weitere Schwierig- 
keit für den ökonomischen Vertragsabschluß. Sie ist dem Statut eigen, und gerade 
dieser Gesichtspunkt mit der vorhin erwähnten, in die Zukunft reichenden, wechsel- 
seitigen Bindung — von noch einigen anderen abgesehen — trennen das Statut 
kategorisch ab — man spricht schlechthin von Gesellschaftsverträgen. 
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Die erste Grundlage allen gesellschaftlichen Handelns bildet somit das Statut. 
Es ist Ausgangs- und Endpunkt dieses Handelns, also Regulator gesellschaftlichen 
Wirkens. 


lI. Begriff von normal und anormal. 

Vorab ist die Auslegung unerläßlich, was im Rahmen dieser Arbeit als nor- 
mal und anormal anzusehen ist. 

Unter normal versteht man schlechthin das von einer gelegten Richtschnur 
nicht Abweichende, mit einem für vorbildlich erklärten Richtmaße sich Deckende; 
anormal ist dann alles Gegenteilige. Die Richtschnur kann sich unter anderm 
legen: | 

1. an die Aktiengesellschaften im allgemeinen, 

2. an die Aktiengesellschaften im besonderen. 


B. Das Normale und Anormalein den Statuten der 
Aktiengesellscehaften. 


I. Voraussetzungen für das Betrachtungsobjekt. 

Die Statuten der Aktiengesellschaften zeigen in erheblichem Maße manche 
Einstimmigkeiten. So finden sich Bestimmungen mit mehr, weniger oder gar keiner 
Modellierung immer wieder. Diese Einstimmigkeit ist das Richtmaß des Normalen 
- der Statuten für diese Betrachtung. Es ist äußerst schwierig, eine scharfe Trennung 
zwischen normal einerseits und anormal andererseits vorzunehmen. Je mehr Sta- 
tuten von Aktiengesellschaften in den Betrachtungskreis eintreten, um so mehr 
können die Einstimmigkeiten zunehmen und die Verschiedenheiten abnehmen oder 
umgekehrt. Die Grenzlinie tendiert einmal mehr auf die normale, ein andermal mehr 
auf die anormale Seite. 

Vorerst sind noch einige Ergänzungen und Richtigstellungen für den Betrach- 
tungskreis und die Unjeresellung der vorhin skizzierten Definition von normal und 
anormal vonnöten. 


1. Voraussetzungen inbezug der Aktiengesellschaften. 


Die Aktiengesellschaften repräsentieren ein Konglomerat äußerst differenten, 
wirtschaftlichen Inhalts). Unter der gleichnamigen äußeren Schale „Aktiengesell- 
schaft‘ pulsiert eine durchaus ungleicharfige Lebenskraft. Letztlich wird diese von 
dem wirtschaftlichen Interesse und der finanziellen Beteiligung an dem Unter- 
nehmen als Aktiengesellschaft getragen. Sie — wirtschaftliches Interesse und 
finanzielle Beteiligung — sind also die Eckpfeiler dieser Gesellschaftsform. Die 
Intensität der beiden Faktoren allein und miteinander formen und gestalten die 
verschiedenen Typen und winden sie zum Kranze mit dem adäquaten Titel ‚„Aktien- 
gesellschaft“. 


1) Passow führt folgende an: 

1. A.-G., die de facto reine Einzelunternehmungen sind, 
2. Gesellschaften mit engbegrenztem Aktionärkreis, 
3. A.-G. mit vinkulierten Stammaktien, 

4. Gesellschaften mit kleinem Aktienkapital, 

5. Gemischt-private und öffentliche A.-G., 

6. Nebenleistungs-Aktiengesellschaften, 

7. Verkaufs- und Verwaltungsstellen der Syndikate, 
8. A.-G. mit genossenschaftlichem Typus, 

9. Versicherungs-Aktiengesellschaften, 

10. A.-G. ohne Erwerbszwecke. 
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Erreichen beispielsweise diese Faktoren den höchsten Intensitätsgrad oder, 
besser gesagt, geht die lukrative Betätigung in diesen völlig, also ausschließlich auf, 
so spräche man wirtschaftlich besser von Einzelunternehmung oder Personalgesell- 
schaft, je nachdem sich das Interesse — wirtschaftliches und finanzielles — in 
einer oder mehreren Personen verkörpert. Ist der Intensitätsgrad der denkbar 
tiefste — er muß aber stets über null sein —, so ist diese fundierte Unternehmung 
als Aktiengesellschaft der öffentlichen Unternehmung in ihrer wirtschaftlichen Struk- 
tur äußerst nahe verwandt. 

Die Aktiengesellschaft jongliert nun auf der Achse, die durch die höchste und 
die niedrigste Intensität der vorgenannten Interessenfaktoren getragen wird. Die 
Unternehmung ist in dauernder Bewegung begriffen. Die Bewegungen sind teils 
fortschreitender, teils rückschreitender, teils gleichbleibender Natur, teils nehmen 
sie ihren Anfang von der höchsten und münden in den anderen Pol der niedrigsten 
Intensität oder umgekehrt. Das Letzte ist jedoch seltener als das Erste. Der 
wirtschaftliche Formenguß ist nie vollendet, er ist in dauerndem Fluß. Die Viel- 
gestaltigkeit des wirtschaftlichen Inhaltes der Aktiengesellschaften macht es not- 
wendig, einem Typus des vorauf kurz gezeichneten Zyklus ausschließliche Be- 
achtung zu schenken. Es soll demjenigen Typus der Aktiengesellschaft der Vor- 
rang gegeben werden, bei dem das finanzielle Interesse aus einer großen. Anzahl 
Personen — physischer und/oder juristischer — resultiert und das wirtschaftliche 
Interesse dieser zum überwiegend größten Teile nicht allzu hoch eingeschätzt wer- 
den kann und darf, größtenteils gleich null ist. Das finanzielle Interesse muß defi- 
nitiv sein, d.h. endgültig, unlösbar für das Unternehmen und unabhängig, d.h. 
lösend, übertragend für den finanziellen Interessenten zum Unternehmen. Es 
sind diejenigen Aktiengesellschaften wirtschaftlichen Inhalts, die gemeinhin als 
Haupttypus hingestellt werden!). Auch die Outsiders finden Berücksichtigung, aber 
nur insoweit, als sie mit dem Haupttypus Homogenität aufweisen. Wo von dem 
Interesse die Rede war, wurde stets das unbedingte, d.h. das den Erfolg unmittel- 
bar begünstigende, bildende Interesse ins Auge gefaßt. Bedingt und mittelbar ist 
ein jeder mehr oder weniger, gegenwärtig oder künftig, dauernd, wenn auch nicht 
beständig oder ephem interessiert, durch Kauf-, Dienst-, Werkvertrag u. dgl. mehr. 


2. Voraussetzungen inbezug der Statuten. 


Das Statut steht in funktionaler Abhängigkeit von den Bedürfnissen des Unter- 
nehmens, und diese wieder formen sich durch die Verhältnisse von innen und außen, 
von Gegenwart und Zukunft, wobei die vergangenen Bedürfnisse und Verhältnisse 
als Schule auftreten können oder nach dem florentinischen Staatsmann Niccolo 
Macchiavelli auftreten müssen, „weil alle Dinge in der Welt jederzeit eine eigen- 
tümliche Ähnlichkeit mit den vergangenen haben. Es kommt dies daher, daß sie 
von Menschen betrieben werden, welche immer dieselben Leidenschaften besitzen 
und besaßen und daher auch notwendig immer denselben Erfolg haben müssen“ ?), 
Auf den Komplex der Bedürfnisse und Verhältnisse wirken die verschiedensten Ein- 
flüsse von unterschiedlichster Art und Stärke. Zweier Einflüsse ist vor allem zu 
gedenken. Sie sind für die Gestaltung des Statuts von allergrößter Bedeutung. 


1) Ähnlich Passow, Seite 8. Bei dem wirtschaftlichen Haupttypus handelt es sich 
„also um größere Unternehmungen, deren Eigenkapital von einer großen Anzahl von Gesell- 
schaftern unter Bedingungen aufgebracht ist, die das Risiko des einzelnen Aktionärs begrenzen, 
eine Zurückforderung des eingelegten Kapitals zwar ausschließen, dafür aber die Übertragung 
an andere weitgehend erleichtern“. 

2) Vgl. A. Damaschke, Geschichte der Nationalökonomie, Seite 3 usw. 
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Überwiegend mitbestimmend sind sie für den Statutsinhalt von Anfang!) bis zu 
Ende. Es sind Einflüsse rechtlicher und wirtschaftlicher Natur. Der rechtliche 
Einfluß ist äußerst einschneidend und formbildend für das Statut. Welcher Art 
sind nun diese Bestimmungen bzw. wie bestimmen sie den Inhalt des Statuts? 

Gesetz und Statut unterscheiden sich — abgesehen von dem Gemußten und 
Gewollten oder dem mittelbar und unmittelbar Gewollten — hauptsächlich in der 
Größe des Anwendungsbereiches. Während das Gesetz vor territorialen oder im 
allgemeinen an nationalen Grenzen Halt macht, umschließt das Statut verhältnis- 
mäßig einige wenige territorial, national oder — und — international gebundene 
Interessenten. 

Der Gesetzgeber hat dem Statut Grenzen gezogen. Die unterste Grenze für 
den Inhalt ist durch $ 182 HGB. genau bestimmt. Hierdurch ist das Inhaltssoll 
des Statuts gegeben. Ein Unterschreiten dieser Grenze beraubt das Statut seiner 
Existenz; es hört auf, Statut einer Aktiengesellschaft zu sein. Der Mangel kann 
heil- und unheilbar sein?). Das durch den vorgenannten Paragraphen in das Statut 
Aufzunehmende kann man als das Inhaltsminimum ansprechen. Wo liegt nun die 
optimale Linie? Sie liegt zweifellos an der Grenze der inneren und äußeren Ver- 
hältnisse, da, wo diese dem Unternehmerauge — Statutsaufsteller — als un- 
erkennbar entrückt sind. 

Es ist in die Augen springend, daß das Inhaltsminimum des. Statuts nicht als 
Regulatur des Unternehmens fungieren kann. Ein Überschreiten der Minimalgrenze 
war rechtlich, geschweige betriebswirtschaftlich zwangsläufig geboten. Das Betreten 
dieser Sphäre wird bedingt durch den Willen des Gesetzgebers. Der Wille ist teils 
obligatorisch, d. h., er trifft alle und jede Gesellschaft, unbeschadet, ob das Statut 
den Willen besonders kundtut oder nicht. Hierin liegt ein immerhin nicht be- 
deutungsloses Kostenmoment. Paragraphen wie: Der Aktionär haftet der Gesell- 
schaft nur in der Höhe seines Aktienbesitzes! oder: Der Aktionär kann zu Nach- 
zahlungen nicht gezwungen werden! und viele andere mehr gehören durchaus nicht 
zur großen Seltenheit. Die Kunst des Abschreibens hat hier geradezu Blüten ge- 
zeitigt. Der diesen Paragraphen zugedachte Dornröschenschlaf im Kodex wird ihnen 
des öfteren vergönnt. Der obligatorische Wille birgt einen gewissen Dualismus in 
sich; er ist größtenteils definitiv, d.h. zwingend von Hause aus und anderenteils 
provisorisch. Der letztere trägt sein wahres Gesicht nicht zur Schau. Seine Maske 
fällt, wenn er des provisorischen Charakters beraubt wird, d.h. wenn der durch 
ihn zugelassene Kannanspruch nicht geltend gemacht wird. Dieser Paragraphen- 
weide der Istbestimmungen steht nun die Paragraphenwiese der Kannbestimmungen 
gegenüber. Hier ist der bessere Boden, der dem Individuellen des Statuts Bedürfnis- 
befriedigung gewährt. Der Formgriff des Statutsausstellers ist hier ausschließlich 
bestimmend für Güte und Qualität der Nutzungen. 

Der vorhin gezogene Betrachtungskreis engt sich hierdurch zwangsläufig noch 
mehr ein. Wie bereits hervorgehoben, ist der obligatorische Wille oder sind die Ist- 
bestimmungen, wie schon der Name sagt, zwingend für alle und jede Unterneh- 
mung ®), unbeschadet ihres Niederschlages im Statut. Sie sind also als normal für 
diese Betrachtung zu bezeichnen. Es liegt sogar vollkommenste Normalität vor. 
Ihnen gegenüber stehen die mit Kannatur. Auf diese beschränkt sich nun die Be- 


1) Staub, Seite 632 usw., „Das Statut ist der Schlüssel für das Unternehmen als 
Aktiengesellschaft‘. 

2) Staub, Anmerkungen zu $310 HGB., Seite 1038/39. 

3) Wenn im weiteren von Unternehmung die Rede ist, so ist damit stets die Aktiengesell- 
schaft gemeint, es sei denn, daß aus dem Inhalte ein anderes hervorgeht. 
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trachtung. Es steht daher die Frage zur Lösung: Inwieweit hat man von den Kann- 
bestimmungen in den Statuten der Aktiengesellschaften Gebrauch gemacht und 
worin zeigen sich ihre Einstimmigkeiten und Verschiedenheiten ? 


II. Derzeitige Formen und Möglichkeiten der Statutsinhalte. 


1% Bestimmungen, die der Außenwelt auch ohne das Statut mit mehr oder 
weniger großer Genauigkeit zur Kenntnis gelangen. 


Das Statut ist nicht nur Regulator, sondern es gibt nebenher auch Aufschluß 
über die Struktur des Unternehmens. Diese Kenntnis setzt nicht immer ein Kennen- 
müssen des Statuts voraus; z. B. Name, Gegenstand!). Immerhin sind sie im Ver- 
gleich zum weiteren Statutsinhalt gering, dieser ist weit bedeutungsvoller, wesent- 
licher vor allem in bezug auf die Regulierung. Er informiert über: 

. das Kapital als Kraftmaschine des Unternehmens, 

. die Inbewegungsetzung dieser Maschine, 

. die Beaufsichtigung, 

. die Beurteilung der Leistungen, Inbewegungsetzung und Beaufsichtigung, 
. den Erfolg dieser Arbeit und seine Aufteilung, 

. die Zersetzung der Kraft. 


Durch diese Skizzierung sind die Linien für die weitere Betrachtung gegeben. 


Ho m 


a) Name. 


Beim Namen oder der Firma des Unternehmens?) ist zwischen Kern und 
Schale zu scheiden. Der Kern ist das wesentlichste des Namens, die Schale mehr 
formales Beiwerk. In der Regel ist wohl der Zusatz ‚„Aktiengesellschaft“ als Schale 
anzusprechen ?°). 

Entscheidend hierfür ist stets, ob die Unterscheidung dieses von einem anderen 
Unternehmen — welches keine Aktiengesellschaft ist — auch ohne den Zusatz 
„Aktiengesellschaft‘“ gewährleistet ist ?). 

Nach 820 HGB. ist in der Regel die Firma einer „Aktiengesellschaft“ von 
dem Gegenstand des Unternehmens zu entlehnen®). Grundlegend für die Regel- 
annahme ist — wie überhaupt der Name schlechthin — die Entstehungsart des 
‘Unternehmens. Es kann sich handeln um: 


1. eine neue Gründung, d.h., das Unternehmen als solches, losgelöst von 
der Gesellschaftsform, ist neu entstanden, 

2. die Gründung einer Aktiengesellschaft als Nachfolgerin eines bereits be- 
standenen Unternehmens — Umwandlung in das Gesellschaftskleid der 
Aktiengesellschaft, 


3. eine Gründung durch Vereinigung, 


1) Diese Scheidung ist allerdings keine schlüssige. In Wirklichkeit befindet sich alles 
in hemmungslosem Fluß, wo hier Einschnitt, dort Zusammenhang, unerkennbarer Übergang. 
2) Sie sind identisch; vgl. Staub, Seite 636, Anm. 16, Ziffer Ya. 
®) Z.B. Kleinbahn A.-G., Höchst-Königstein in Franfurt a.M. 
Kleinbahn A.-G., Tharau-Creuzberg in Creuzberg. 
Gebr. Stollwerck, A.-G., Köln. 
Rückforth-Werke, A.-G., Berlin. 
Leonhard Tietz, A.-G., Köln. 
Sarotti, A.-G., Berlin. | 
4) Zentralheizungswerke G.m.b.H.; Zentralheizungswerke A.-G.; Schmitz & Müller; 
Schmitz & Müller A.-G. 
5) Sachfirma, im anderen Falle Personenfirma — Leonh. Tietz, A.-G. 
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a) bestehender Gesellschaften — Einzelfirma, Personalgesellschaften, Kapi- 
talgesellschaften-G. m. b. H., 
b) bestehender Aktiengesellschaften. 


Wirtschaftlich bezeichnet man jede Vereinigung — unter einigen Voraus- 
setzungen —, unbeschadet ihrer Gesellschaftsform, als Fusion, während rechtlich 
nur die Vereinigung von Aktiengesellschaften als solche anzusprechen ist!). 

Die gesetzliche Regelannahme — Entlehnung der. Firma von dem Unterneh- 
mungsgegenstande — bleibt nur solange und insofern Regel, als die Gründungen 
zum überwiegenden Teile sich aus den vorgenannten Entstehungsarten, und zwar 
der unter 1, 3a — Kapitalgesellschaften — und 3b resultieren und der unter 3 
nur insoweit, als ihr Name dem Gegenstande des Unternehmens entlehnt oder 
verneinendenfalls der Vermögenswert der Firma der Vereinigenden gering ist. Diese 
Regelannahme ist sehr bedingt durch die Konjunkturläufe. Der Zusatz „Aktien- 
gesellschaft“ ist heute zwingend. 

Vereinzelt finden sich noch Unternehmen, deren Firma durchaus keinen oder 
nur in beschränktem Maße einen Rückschluß auf die Gesellschaftsform zulassen; 
z.B. Deutsche Bank; Silesia, Verein Chem. Fabriken; Strehlener Aktien-Zucker- 
fabrik, Niclasdorf bei Strehlen; Aktien-Bierbrauerei zum Lagerkeller in Dresden; 
Aktien-Bierbrauerei Falkenkrug, Detmold; Aktien-Bierbrauerei zum Löwenbräu in 
München ?). 2; | 

Der aus dem Unternehmungszweck gewonnene Name — mit dem Zusatz 
„Aktiengesellschaft‘‘ — setzt sich nicht nur aus diesem ausschließlich zusammen, 
wie Bleiwalzwerke, A.-G. in Speyer; Holzindustrie, A.-G., Bielefeld. Überwiegend 
finden sich noch entsprechende Zusätze. Die attributiven Erläuterungen gehören 
größtenteils zum Firmenkern und verleihen ihm dadurch das Individuelle. Sie geben 
Aufschluß in mehr oder weniger genauer Weise über den Sitz des Unterneh- 
mens; z.B.: 

Lindenthaler Metallwerke, A.-G. in Köln-Lindenthal, 

Kottbuser Maschinenbauanstalt und Eisengießerei, A.-G. in Kottbus, 

Lippische Zuckerfabrik, A.-G. in Lage, 

Oberbayerische Zellstoff- u. Papierfabriken, A.-G. in München, 

Allgäuer Brauhaus, A.-G. in Kempten, 

Deutsche Metallwerke, A.-G. in Neustadt a. d. Haardt, 

Continentale Wasserwerkgesellschaft, Berlin, 
oder dem Wirkungsfelde, z. B.: 

Kleinbahn-Aktiengesellschaft Höchst-Königstein in Frankfurt a.M., 
teils lassen sie auf den maschinellen Produktionsprozeß schließen, z. B.: 

Dampfbrauerei Zwenkau, A.-G. in Zwenkau, 

Mechanische Seidenweberei, A.-G., Viersen, 
teils bergen sie den Namen für die Fabrikate in sich, z. B.: 

Adler Fahrradwerke, vorm. Heinrich Kleyer, A.-G., Frankfurt a. M., 

Optima Schuhfabrik, A.-G., Hamburg. 

Hiermit ist aber die Gestaltungsform der Firma bei weitem nicht erschöpft. 


Es seien noch einige angeführt, und zwar wird erläuternd dem Unternehmungszweck 
beigegeben: 


1) Schmalenbach, Finanzierungen, Seite 120 usw. 
2) Bezüglich der Gesetzlichkeit siehe Staub, Seite 133, Anm. 4. 
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a) Vornamen beiderlei Geschlechts, z. B.: 
Aktiengesellschaft Dortmunder Stein-Kohlen- PRERER: Louise Tiefbau, 
Grube Leopold bei Edderitz, A.-G., 

b) Namen sagenhafter und berühmter Persönlichkeiten: 
„Hagen“ Bergbau-A.-G. in München, 
Bismarckhütte, 

c) angesehene Familiennamen: 

Hohenzollernhütte, A.-G., Emden, 

Hohenlohewerke, A.-G., 

Titelbezeichnungen, z. B.: 

Herzogliche Eisen- u. Emaillierwerke, A.-G., Prunkenau, 

Fürstl. Wildunger Mineralquellen, A.-G., Wildungen, 

e) Attribute, die das Ansehen steigern: 
Erste Stapelfaserfabrik für Volksbekleidung, 
Neue Baumwollspinnerei und Weberei, A.-G., 

f) Akkumulation der die Firma bildenden Wörter unter Berücksichtigung ein- 
zelner Buchstaben oder Silben zu einem Worte, z.B.: 
Agema, Aktiengesellschaft für elektromedizinische Apparate, Berlin, 
Fleischwarenindustrie, A.-G., „Fliag‘“, Berlin. 


Bei Umwandlungen und Fusionen — im weitesten Sinne — zu einer Aktien- 
gesellschaft spricht die Firma zum erheblichsten Grade von der Gesellschaftsform 
vor ihrer Begründung. Die alte Firma lebt ganz — bei Umwandlungen — oder zum 
Teil — bei Fusionen — im neuen Gesellschaftskleide weiter. Zur Illustration mögen 
folgende Beispiele dienen: 


d 


Ns” 


Friedrich Krupp, A.-G., Essen, ne 
Leonhard Tietz, A.-G., Köln, 

Gebr. Paul, A.-G., Chemnitz i. Sa., 

Billing & Zoller, A.-G., Karlsruhe, Personalgesellschaften !) 
B. Liebold & Co., A.-G., Holzminden, 

Vereinigte Hüttenwerke Burbach-Eich-Dudelingen, A.-G., 
Linke-Hofmann-Lauchhammer, A.-G., Berlin, 

Vereinigte Schuhfabriken Bernais-Wessels, A.-G. 


Die Ursache der Nichtweiterführung der alten Firma wurde an früherer Stelle 
dargetan ?). 


b) Sitz. 


Mit der Firma nahe verwandt ist der Sitz dergestalt, daß die Firma — nament- 
lich Sachfirma — in klarer oder weniger klarer Weise auf den Sitz schließen läßt. 
Er setzt somit auch weniger ein Kennenmüssen des Statuts voraus. Zwei Möglich- 
keiten ergeben sich bei der Wahl des Sitzortes. 

Regelmäßig ist er mit dem Verwaltungsort identisch (gesetzlicher Sitz). Als 
weitere Möglichkeit ergibt sich nun noch als Sitzort ein anderer als der Ver- 
waltungsort (statutarischer Sitz). Eine Unterart des statutarischen Sitzes, die in 


1) Ob es sich tatsächlich um Personalgesellschaft oder Einzelfirma handelt, ist lediglich 
Tatfrage. Ihre Beantwortung setzt große interne Kenntnisse voraus. 

2) Das über „Firma“ Dargestellte versucht im großen und ganzen das Markanteste in 
der Formgestaltung der Firma zu veranschaulichen. Es ist noch hervorzuheben, daß in den 
verschiedenen Branchen Gewohnheiten in der Bildung des Firmennamens erkennbar sind, 
z.B. im Brauereigewerbe, Industrie der Steine und Erden. 
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der Praxis außerordentlich selten vorkommt, ist die geplante Sitzverlegung. So 
heißt es im Statut der Bavaria-Brauerei, Hamburg: „Sitz ist Hamburg. Eine Ver- 
legung des Sitzes der Gesellschaft nach Altona bleibt vorbehalten und kann durch 
den Aufsichtsrat beschlossen werden.“ 


c) Gegenstand. 


Den gleichen Verwandtschaftsgrad wie Firma und Sitz zeigen Firma und 
Gegenstand der Aktiengesellschaft bei Unterstellung des Überwiegens der Sach- 
firma. Der Gegenstand ist äußerst vielgestaltig, da die Aktiengesellschaft sich fast 
alle Gebiete wirtschaftlichen Lebens erschlossen hat. Doch weist er in seiner 
quantitativen Begrenzung sehr viel Homogenes auf. 


Die straffe oder zu straffe Zügelung wirtschaftlicher Betätigung wirkt allzu 
oft zögernd — zeitraubend und damit auch kostenmehrend —, also nachteilig auf 
den zu erzielenden Erfolg. Die Ursache ist die menschliche, wohl mildernde, aber 
nie ganz zu behebende Schwäche der Unwissenheit vor Zukunftsdingen. Ihre Wir- 
kung zeigt sich bei Vernachlässigung dieser Tatfrage. Die Nichtberücksichtigung 
oder Berücksichtigung dieses Umstandes ist jedoch eine nur von Fall zu Fall 
beantwortbare Frage. Die Statuten haben diesem Umstande in der Regel weit- 
gehendst Rechnung getragen und dem Gegenstande weite Grenzen gezogen, ihn 
aber durch die gesetzliche Schranke der Bestimmtheit oder Bestimmbarkeit vor 
dem Grenzenlosen bewahrt. 

Der Gegenstand des Unternehmens kann sich in vertikaler und — oder — 
horizontaler Richtung auswirken. Rathenau schreibt dieses Begehren nach der 
Vor- und Nachstufe eines Unternehmens einem absoluten Wirtschaftsgesetz zu: 
„Ein gewerbliches Unternehmen schreitet vor in der Richtung zu seinen Urprodukten 
und zugleich in der Richtung zu seinem verfeinertsten Endprodukt und entspricht 
einem absoluten Wirtschaftsgesetz, indem es vom Standpunkt des eigenen Interesses 
die Zwischenhandlung, das Hin und Her der Stoffe, die Häufung der Teilgewinne 
auszuschalten sucht.“ Ein Zustand vollkommener Vertikalität, das Zurückgehen 
auf die Elemente der Produkte und das Hervorholen aus der Tiefe ist im Verhältnis 
der bestehenden Aktiengesellschaften selten. Im allgemeinen stellt der Gegenstand 
mehr oder weniger einen Ausschnitt aus der Vertikalität dar. Entscheidend für . 
diese ist überhaupt die Art wirtschaftlicher Betätigung; Ver- und Bearbeitung, Ver- 
trieb u. a. m. 

Während die vertikale Betätigung für einige monopolistisch wirkt, ist die Be- 
wegung in horizontaler Richtung allen Statuten eigen. Verstärkt wird sie noch 
durch Erweiterungsbestrebungen, z. B. am Platze, durch Zweigniederlassungen im 
In- und Auslande, durch Fusionen im weitesten Sinne. Bei Fusionen ist auch eine 
vertikale Erweiterung möglich. Hier macht sich das Streben nach Unabhängigkeit 
‚geltend. Die Erweiterung durch Erwerb eines neuen Unternehmens ist in der 
Regel generell, ohne hierbei ein bestehendes, bestimmtes Unternehmen im Auge 
zu haben, bestimmt. Ein Beispiel des Ausnahmefalles bringt das Statut „Bochumer- 
Bergwerks-A.-G., Bochum‘‘ — Erwerb namentlich der Kohlenzeche „Vereinigte 
Präsident“. 

Der Gegenstand durchläuft durchweg die Stationen eigener Sachmittel; neben- 
her sind die fremder Sachmittel nicht selten, z. B. Pacht, sowie auch ein anteiliges 
Eigentumsverhältnis fremder, vornehmlich kapitalistischer Unternehmen — Be- 
teiligung. Eine Universalbestimmung des Gegenstandes eines Unternehmens zeigt 
folgendes Gesicht: 
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Erwerb, Pachtung, Betrieb von x1) sowie der Betrieb aller mit diesem Zwecke 
mittelbar und unmittelbar in Verbindung stehenden Hilfs- und Nebengeschäften. 


d) Bekanntmachung. 


Die angeführten Bestandteile des Statuts besitzen die Eigentümlichkeit, daß sie 
mit der Außenwelt in dauerndem Konnex stehen. In ihre Reihe gehören auch die 
Bekanntmachungen, welche den Willen der Unternehmung zeitweilig — in regel- 
mäßigen und unregelmäßigen Intervallen — nach außen bringen. Dominierend ist, 
daß die Veröffentlichungspflicht auf breiteren Füßen als die gesetzliche steht. Der 
Umfang weiterer Publikationen bestimmt sich durch die Größe des Unternehmens. 
Ausschlaggebend hierfür ist die Bedeutung des Unternehmens in lokaler und inter- 
lokaler Beziehung, wobei die Grenze des Interlokalismus durchaus nicht mit der 
nationalen Grenze zusammen zu fallen braucht. Immerhin sind diese doch äußerst 
selten. Die Bekanntmachungen finden ihren Niederschlag in — führenden — lokalen 
und interlokalen Zeitungen, vor allem bei letzteren in solchen des oder der Börsen- 
plätze, natürlich unter der Voraussetzung der Börsenzulassung im Verkehr mit dem 
Kapitalmarkt. Auch ist fürdie Wahl der Zeitung bei Publikationen das Domizil der 
finanziellen Interessenten nicht unerheblich. 

Von den freiwilligen — durch das Statut auferlegten — Veröffentlichungs- 
pflichten hängt durchweg die Gültigkeit der Bekanntmachung nicht ab. Sie er- 
füllen mehr einen Reklamezweck. Bei Eingehen einer der Zeitungen verbleibt es 
größtenteils bei den übrigen. Auch wird schon das Recht zur Bestimmung einer 
neuen Zeitung, außerdem noch das Recht der Veröffentlichung in anderen als den 


genannten Zeitungen einem Gesellschaftsorgan — gewöhnlich dem Aufsichtsrat — 
zuerkannt. Hierfür ein Beispiel. Im Statut der Homburger Eisenwerk A.-G., vorm. 
Gebr. Stumm zu Homburg (Saar) heißt es: „... Aufsichtsrat kann beschließen, 


daß die Bekanntmachungen auch noch in anderen Zeitungen erfolgen, unbeschadet 
der Bestimmungen in dem vorstehenden Absatz.“ 


e) Dauer. 


Ein Mittelding in diesem Rahmen nimmt die Dauer des Unternehmens ein. 
Sie ist von sehr vielen Zufälligkeiten — des öfteren weniger betriebs- und wirtschaft- 
licher Art — abhängig. Diese Zufälligkeiten — die dem Unternehmen den Garaus 
machen können — sind es, die die Festsetzung einer bestimmten Dauer des Unter- 
nehmens gar nicht zulassen oder wobei doch eine schwebende Widersinnigkeit nicht 
zu, leugnen ist. Die Dauer des Unternehmens ist unter diesem Gesichtspunkt nie 
bestimmt. Die Regel der Unbegrenztheit der Dauer im Statut, wie bereits ein- 
leitend angedeutet wurde, bringt diese Tatsache — wenn auch unbewußt — 
eklatant zur Geltung. Die Dauer läßt sich also nicht ‚fest‘ bestimmen, sie steht erst 
dann endgültig fest, wenn das Unternehmen bereits seinen Lebensweg zurückgelegt 
hat. In diesem Falle tritt sie auch ohne Statutskenntnis zutage. Dieser Umstand 
rechtfertigt es auch, die Dauer an dieser Stelle aufzuführen. 

Von ausschlaggebendster Bedeutung für die Dauer des Unternehmens ist die 
Ursache seiner Begründung. Sie hat durchschnittlich wirtschaftliche Wurzeln. Einem 
akuten oder akutwerdenden Bedürfnis soll durch den Gegenstand des zu begründen- 
den Unternehmens Befriedigung gewährt werden. Wegfall des Bedürfnisses hat 
zwangsläufig Wegfall des Gegenstandes zur Folge, aber nicht immer Wegfall des 


1) x kann sich erstrecken auf Erzeugung, Ver- und Bearbeitung, NOSBDE SEINE u. dgl. mehr 
der zur Bedürfnisbefriedigung schlechthin dienenden Mittel. 
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‘ Unternehmens, z. B. Umstellung der Industrie im Kriege. Das Bedürfnis kann auch 
durch staatlichen Zwang oder Schutz hervorgerufen werden; bedingt ist dann die 
Dauer durch die Dauer dieses Zwanges oder Schutzes, so z. B. beim Gaskohlen- 
syndikat, A.-G., Köln. Im Statut dieser Gesellschaft heißt es: 

Die Gesellschaft wird aufgelöst, wenn das Gesetz über die Regelung der 
Kohlenwirtschaft vom 23. März 1919 (RGBl. S. 342) und seine Ausführungsbestim- 
mungen vom 21. August 1919 (RGBl. S. 1449) für Gasanstalten außer Kraft treten. 

Auch gibt es Fälle — namentlich bei Verkehrsanstalten, Bohrgesellschaften und 
vielen anderen mehr — einer Bestimmung der Dauer von außerbetrieblichen — 
staatlichen, kommunalen — Einflüssen, obgleich das Bedürfnis nicht durch diese, 
wenigstens nicht unmittelbar, sich herausgebildet hat. 

Das Statut der Kleinbahn A.-G., Tharau-Creuzberg in Creuzberg, setzt fest: 
„Die Dauer... wird durch die Zeitdauer der staatlichen Genehmigung zum Betriebe 
vor aufgeführter Bahn bestimmt.“ 

Selten wird die Dauer durch die Unternehmungsinteressenten im Statut genau 
fixiert. Ein Beispiel hierfür bietet das Statut der A.-G. für Plantagenbetrieb in Zen- 
tralamerika, Hamburg, welches bestimmt: Die Dauer der Gesellschaft ist auf fünfzig 
Jahre festgestellt. 

2. Bestimmungen, die eine genaue Kenntnis des Statuts erheischen. 

a) Kapital (Vermögen). 

Der Kapitalausdruck eines Unternehmens ist gleichzeitig sein Kraftausdruck. 
Er steht im Mittelpunkt aller Betrachtungen der Unternehmungsinteressenten. All- 
jährlich und überschlagend in kürzeren Zeitabschnitten wird er gemessent). Die 
Hauptrolle, die er so spielt, läßt sich aus dem Statut — an der Raumbeanspruchung 
gemessen — nicht ersehen. Am größten ist die Außerachtlassung dieses Vorranges 
bei noch nicht lange bestehenden Unternehmungen. Die die Kraft bildenden Sum- 
manden sind dann äußerst gering. Sie nehmen an Zahl mit der Unternehmungs- 
dauer zu. Allerdings ist ein solcher Maßstab sehr vage. Immerhin läßt er einen 
Schluß auf ein neubegründetes und ein schon mehr oder weniger lange bestehen- 
des Unternehmen zu. Das Anwachsen der Summanden ist der Ausdruck der Pro- 
sperität und Rentabilität, falls der Unternehmungserfolg dem Unternehmen, wenn 
auch nur zum geringsten Teile, verbleibt. 


1. Kapitalmehrungen. 

Als Summanden der Kraft kommen anfänglich nur Grund- oder Aktienkapital 
und Reserve — stets gesetzliche — in Frage. Mit der Zeit gesellen sich zu ihnen 
die freiwilligen Reserven und das Fremdkapital — Schuldverschreibungen. Eine 
Kraftmehrung, wie diese Summanden schon besagen, erfolgt von innen durch Zu- 
führung eines Teiles des Erfolges in die Betriebskanäle, der seinen Niederschlag in 
den gesetzlichen oder freiwilligen Reserven findet — und von außen durch In- 
anspruchnahme des Kapitalmarktes. Ein weiterer Kraftzufluß von innen kann durch 
falsche — absichtliche oder unabsichtliche — Bewertung „betriebseigener‘‘ und „be- 
triebsfremder“ Mittel erfolgen, welche das Gesetz in beschränktem Maße nicht be- 
anstandet. 

Auf stille Reserven legt das Statut häufig sehr großen Wert. Sie entstehen 
durch eine unrichtige Berücksichtigung des Aufwandes insofern, als der effektiv 


1) Absolut nach statischer Bilanzauffassung, wenigstens wird dies angestrebt. Hiergegen 
siehe Schmalenbach, ‚Grundlagen dynamischer Bilanzlehre“, 1925, Seite 97. Diese 
Doöktrin bescheidet sich mit einer relativen Messung, d.h. absolut soll nur die Resultante der 
Kraftströme, der Erfolg, ermittelt werden. 
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entstandene Aufwand hinter dem verrechneten zurückbleibt. Dem von Natur aus — 
ökonomisch — gemußten Aufwand wird eine gewollte — diesen übersteigende — 
Essenz beigegeben. Im Grunde genommen enthält jeder Aufwand eine solche Bei- 
mischung, weil nicht nur der durch den Betrieb verursachte, sondern auch der 
außerbetriebliche Aufwand — neutraler Aufwand — berücksichtigt werden muß. 
Die Liebe des Statuts für die Bildung stiller Reserven drückt sich in der Bestim- 
mung der vorzunehmenden Abschreibungen aus. So führt das Statut der J. Ban- 
ning, A.-G., Hamm i. W., bezüglich der Mindestabschreibung aus: 

Gebäude 2%; Maschinen, Werkzeuge, Utensilien 80%; Pferde, Wagen, Modelle, 
Zeichnungen 20 %. 

Eine entgegengesetzte Wirkung wird durch die Fixierung des Aufwandes — Ab- 
schreibung — nach oben hervorgerufen, und zwar insofern, als der verursachte Auf- 
wand die Optimale des statutarisch zulässigen Aufwandes übersteigt. Ein Beispiel 
hierfür bietet das Statut der Zentralwerke, A.-G., Hannover: 

Der Aufsichtsrat bestimmt die Höhe der Abschreibung auf Gebäude von 
1—50%; Maschinen, Werkzeuge und sonstige zur Fabrikation dienenden Einrich- 
tungen von 5—20 %. 

Die Höhe der stillen Reserven läßt sich in der Regel nicht genau bestimmen, 
vor allen Dingen, wenn sie hier und da als Rettungsanker für Vertuschung wahren 
Unternehmungsstandes dienen. Sie öffnen für diese Manipulationen Tür und Tor. 

Grundkapital und gesetzliche Reserve sind konstante Summanden der Betriebs- 
kraft. Der gesetzliche Reservefonds schließt vielfach eine freiwillige Reserve in sich, 
indem ihm über das gesetzliche Maß alljährlich und auch über den gesetzlich nor- 
mierten Stand zugeführt wird. | 

. Eine solche Fondsbildung kann am Ziele vorbeischießen, wenn aus ihm Be- 
träge zu irgendeiner Begleichung herauszuziehen sind, der Fonds aber die gesetz- 
liche Höhe noch nicht erreicht hat oder der begleichende Posten das aus dem 
Fonds gesetzlich Entnehmbare — Bestand minus ein Zehntel Grundkapital — über- 

steigt). 
Dominierend ist auch die Dotierung freiwilliger Reserven, vor allem zur Be- 
gleichung außerordentlicher Verluste. Sonstwie erfolgen noch Reservefondsbil- 
dungen für mannigfache Zwecke, z. B. Arbeiterunterstützungsreserven, Angestellten- 
pensionsreserven, Dividendenergänzungsfonds. 

„Manche Gesellschaften haben,‘ so schreibt Passow, „eine ganze Musterkarte 
von solchen freiwilligen Reserven, und bei vielen Unternehmungen übertreffen die 
freiwilligen Reserven weitaus die gesetzlichen.“ Während die stillen Reserven dem 
Unternehmen stets verbleiben, sind die offenen Reserven — gesetzliche und frei- 
willige — oft von der Betriebskraft abgesondert und sind der betrieblichen Ver- 
wendung entzogen, z. B.: 

„Der gesetzlich vorgeschriebene Reservefonds hat, wie dies zur Zeit tatsächlich 
der Fall ist, in Höhe von % 150000.— zu bestehen und wird teils in Hypotheken, 
teils in Wertpapieren und Effekten vom Vorstande unter Genehmigung des Auf- 
sichtsrates angelegt“ 2). — Bestimmung aus dem Statut der Aktien-Lagerbier- 
brauerei zu Schloßchemnitz in Chemnitz. 


| 1) Über die Höhe der Verwendung aus dem gesetzlichen Reservefonds ist man geteilter 
Ansicht; vgl. Schmalenbach, Finanzierungen, 1922, Seite 175. Der Einwand steht und 
fällt mit der Unterstellung der einen oder anderen Meinung. 
2) Die betriebs- und allgemeinwirtschaftlichen Wirkungen einer solchen Bestimmung 
zeigte äußerst klassisch die allerjüngste Zeit. Sie stehen noch in frischester Erinnerung, so 
daß sich weitere Ausführungen erübrigen dürften. 
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Die Schuldverschreibungen — Obligationen — knüpfen an einige Voraus- 
setzungen des Unternehmens. Vor allen Dingen spielt die Fundierung die aus- 
schlaggebendste Rolle. Sie hat für das Unternehmen den Vorteil, daß die an ihr Be- 
teiligten keinen Einfluß am Unternehmen haben. Nur vereinzelt finden sich in den 
Statuten über sie Ausführungen, namentlich beschränken sie sich auf die Berech- 
tigung und die Höhe solcher Kraftbeschaffung, z.B. das Statut der Aktienweberei 
R. Schwarz & Co., Grefrath (Kr. Kempen), bestimmt: 

„Obligationen dürfen bis zur Höhe des Grundkapitals ausgegeben werden.“ Die 
Maximalgrenze kann auch das Grundkapital weit übersteigen. So ist eine Obliga- 
tionenausgabe bis zum vierfachen Betrage des Grundkapitals bei der Kontinentalen 
Wasserwerkgesellschaft, Berlin, statthaft. 

In der Nachkriegszeit hat diese Art der Kraftmehrung sehr zugenommen. Sie 
war ein beliebtes und billiges Mittel bei dem rapid einsetzenden Wertschwund 
der Mark. 


2. Kapitalminderungen. 


Der Kraftmehrung diametral entgegengesetzt bewegt sich die Kraftminderung. 
Sie kann mit oder ohne Ausschüttung des Gewinnes mit gleichzeitigem Untergang 
einzelner Rechte finanzieller Unternehmungsinteressenten erfolgen oder auf Kraft- 
schwund beruhen, z.B. in Inflationszeiten, wo die Kräfte ohne oder wenigstens 
nicht gegen entsprechende Gegenwerte zerfließen. Beide sind nur insofern mit- 
einander verwandt, als sie den Gesundheitszustand des Unternehmens scharf charak- 
terisieren, und zwar hier Aufstieg, Wohlstand, dort Abstieg, vielleicht Untergang. 
Kraftminderungen der ersten Art sind in der Praxis selten, da sie einen Kraft- 
überfluß voraussetzen und immerhin verschwindend wenige Gesellschaften sich in 
solch glücklicher Lage preisen können. Der gesundheitliche Zustand für eine solche 
Kraftminderung ist hierbei also ausschlaggebend. 

Einige Arten von Kraftminderungen lassen sich erst vornehmen, wenn sie im 
Statut angeordnet oder gestattet sind. Obschon ihr Anwendungsfeld sehr begrenzt 
und ihre Träger äußerst in der Zahl beschränkt sind, scheinen sich doch fast alle 
Gesellschaften verpflichtet zu fühlen, sie im Statut zu erlauben. Die meisten 
Statuten sehen solche Kraftminderungen nur in Bausch und Bogen vor, d. h. sie ge- 
nügen eben dem rechtlichen Erfordernis — Artbestimmung der Amortisation, ihre | 
Höhe und die Zeit ihrer Durchführung. Für die Minderungen, betr. die Kapital- 
herabsetzungen $8$ 288 HGB.ff., kommen die Erschwernisse für die Beschlußfähig- 
keit der Generalversammlung entsprechend in Frage. Größere Beachtung hat man 
den Bezugsanteilsrechten gewidmet, indem man die Art ihrer Auslosung, die Art 
der Kündigung, den zu zahlenden Preis usw. bestimmt, z. B. „Kündigung mit drei- 
monatiger Frist zum Rückzahlungskurs von 110%“ bei der H. Berthold Messing- 
linienfabrik und Schriftgießerei, A.-G. Die Verletzung der den finanziellen Inter- 
essenten obliegenden Pflichten bei dieser Operation sind vereinzelt — von diesen 
aus gesehen — mit Opfern verbunden. Hierfür ein Beispiel: 

Im Statut der Dulv A.-G., Velbert, ist folgender Passus vorgesehen: ... Bei nicht 
rechtzeitiger Einlieferung hat die Gesellschaft das Recht, mit einer Frist von min- 
destens einem Monat zur Rückzahlung zum Kurse von 105% — Einreichungskurs 
beläuft sich auf 120 0% — plus rückständigen Gewinnanteilen und 7% Zinsen, wenn 
eine Bilanz noch nicht vorliegt, zu kündigen. 


3. Aktie. 
Die Anteilsrechte der finanziellen Interessenten des Unternehmens sind über- 
wiegend in Aktien verbrieft. Ihr regelmäßiger Mindestbetrag belief sich bisher auf 
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N 1000.—. Er wird künftighin durch die Umstellung und infolge der Kapitalknapp- 
heit ein anderes Gesicht zeigen. Einen bestimmten Inhalt hat das Gesetz der Aktien- 
urkunde nicht vorgeschrieben. Auch die Statuten lassen zum allergrößten Teile In- 
haltsbestimmungen vermissen. In der Regel bleibt es dem Vorstande, dem Aufsichts- 
rat usw. vorbehalten, hierfür Richtlinien herauszugeben. Einen Ausnahmefall be- 
leuchtet das Statut der Aktien-Zuckerfabrik Wendelbusch, Helmstedt. Als Inhalt ist 
hier vorgesehen: 


. Summe, welche sie in Zahlen und Buchstaben repräsentiert, 

. Ordnungsnummer von 1 ab, 

. Nummer des Folios, auf das sie eingetragen ist, 

. Name, Stand und Wohnort des Inhabers, 

. Bestimmung, daß jeder Aktionär durch Annahme der Aktie an die zur Zeit 
gültige und später ordnungsmäßig gegebene Satzung der Gesellschaft ge- 
bunden wird, 

. Ort und Datum der Ausstellung, 

. Stempel und Firma der Gesellschaft, 

. Vermerk, daß sie ohne Genehmigung der Gesellschaft nicht veräußerlich ist 
und nach dem Statut für nichtig erklärt und einkassiert werden kann, wenn 
die Veräußerung ohne Genehmigung erfolgt ist, 

9. sie ist von zwei Mitgliedern des Vorstandes unterzeichnet und 

10. von dem Inspektor gegengezeichnet. 


QatpopmDr 


&X =1& 


Wie Punkt 3, 4 und 8 zeigen, handelt es sich bei diesem Unternehmen um 
Namensaktien, die überhaupt für diesen Gesellschaftstypus — „Nebenleistungsaktien- 
gesellschaften“ — charakteristisch sind. 

Die Aktien lauten wegen ihrer oft schwerfälligen Veräußerbarkeit, z. B. sogar 
schon Genehmigung der Generalversammlung, durchweg auf den Inhaber. Bei der 
C. Heckmann, A.-G., Duisburg, ist z. B. die Übertragung an die Zustimmung des 
Aufsichtsrats und der Generalversammlung geknüpft. Einen hohen Grad schwieri- 
ger Veräußerlichkeit zeigt das Statut der Homburger Eisenwerk, A.-G., vorm. Gebr. 
Stumm, zu Homburg a.d. Saar. Die Veräußerung der Aktien der Gruppe Al) und 
die der Gruppe B innerhalb der Gruppe ist ohne Einschränkung gestattet, jedoch 
bedari eine solche an Mitglieder der anderen Gruppe oder an Dritte der Zustimmung 
des Aufsichtsrates. Bei Verkauf an Dritte ohne Aktionäreigenschaft des Unter- 
nehmens haben zuerst die Aktionäre ein Vorkaufsrecht, und zwar zunächst die 
Gruppenaktionäre. Machen diese nur zum Teil von ihrem Recht Gebrauch, so muß 
den übernehmenden Aktionären der Rest nochmals angeboten werden; alsdann 
geht das Recht auf die andere Gruppe über. Erst wenn dieser zweimal, wie vor- 
dem ganz oder zum Teil erfolglos angeboten ist, kann der Aktionär die Veräußerung 
an Dritte unter den schriftlichen, beim Aufsichtsrat bereits niedergelegten Benz 
gungen vornehmen. 

Eine zeitlich begrenzte Veräußerbarkeit — die sehr durch Kriegsgefühle be- 
einflußt und eben nur ein Zeichen seiner Zeit ist — stellt die Bestimmung im Statut 
der Hamburger Reismühle, A.-G., Hamburg, dar, worin es heißt: 

Eine Veräußerung von Aktien an Ausländer ist vor dem Ablauf von fünf 
Jahren nach Abschluß der Friedensverträge mit folgenden Großmächten: England, 


1) Gruppe A wird durch die gegenwärtigen Gesellschafter der Firma Bayerische Werke 
der Gebr. Stumm m.b.H., die direkten Nachkommen oder Seitenverwandten, vertreten; 
Gruppe B durch die Gesellschaft: Societe Anonyme des Forges et ae de Nord et Lorraine 
und die derzeitigen Mitglieder. 
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Frankreich und Italien unzulässig und der Gesellschaft gegenüber rechtsunwirksam, 
es sei denn, daß der Verkauf ausdrücklich von der Deputation für Handel, Schiff- 
fahrt und Gewerbe in Hamburg als der zuständigen Behörde genehmigt wird. 

Die Unterzeichnung der Aktien entbehrt auch — außer der faksimilierten 
Unterschrift — der gesetzlichen Form. Die Statuten haben nun mit diesen For- 
men nicht gekargt, z.B. faksimilierte Unterschrift des Vorsitzenden des Auf- 
sichtsrates und rechtsgültige des Vorstandes; Faksimileunterschrift aller Vorstands- 
mitglieder und eines Mitgliedes des Aufsichtsrates; Faksimile der Unterschriften 
mindestens je eines Mitgliedes des Aufsichtsrates und Vorstandes und die eigen- 
händige Unterschrift eines Kontrollbeamten usw.1). 


b) Ausführendes Organ (Vorstand). 


Die Inbewegungsetzung der Kraftmaschine in dem monotonen Turnus: Auf- 
wand, Ertrag; Aufwand, Ertrag usw. liegt dem Vorstande ob. Monoton klingt nur 
die Formel. Ihr Rhythmus ist aber sehr ungleich. Die verschiedene Bewegtheit 
— unter sonst gleichen Umständen — ist der Ausdruck des graduellen Florierens 
des Unternehmens. Vorausgesetzt ist natürlich, daß der Ertrag stets den Aufwand, 
d.h. einen solchen, der eine richtige Erfolgsrechnung nicht beeinflußt und stört, 
überschießt. Der Grad des Überschusses ist das Spiegelbild der graduellen Lei- 
stungsfähigkeit. Der Vorstand als Steuermann des Unternehmungsschiffes über- 
nimmt eine außerordentliche Verantwortung. Die vielgestaltigen Anforderungen 
dieses Postens setzen vor allem überaus große und hohe persönliche Fähigkeiten 
voraus. Die gegebenen Voraussetzungen zu einer Wahl als Vorstand oder -mitglied 
sind in der Regel im Statut nicht niedergelegt. Überhaupt hat das Statut dem Vor- 
stande eine äußerst stiefmütterliche Behandlung zuteil werden lassen. Sein Verhält- 
nis zur Gesellschaft, seine Pflichten und Rechte sind meist einem besonderen Ver- 
trage unterworfen ?). 

1. Bestellung. 


Das Gesetz sagt nichts darüber, wer zur Bestellung des Vorstandes berufen ist. 
Die Annahme des Gesetzgebers, daß sich die Bestellung durch die Generalversamm- 
lung vollzieht, erweist sich in der Praxis nur als Ausnahme). Vereinzelt ist dieses 
Recht noch von fakultativer Natur. Dominierend ist die Bestellung durch den Auf- 
sichtsrat, z. B. Statut der Stellawerke, A.-G., vorm. Willich & Co., Homburg a. Nieder- 
rhein, besagt: 
„Die Ernennung und Entlassung erfolgt zu amtsurkundlicher Niederschrift in 
einer Sitzung des Aufsichtsrates“ %). Auch können einzelne Mitglieder mit der Be- 
stellung betraut sein, und zwar 


1) Da sich die vorliegende Arbeit weniger die Hervorhebung des Normalen und Anor- 
malen unter statistischem Gesichtspunkt als Ziel gesetzt "hat, wird bezüglich der weiteren 
Anteilsrechte und Pflichten der finanziellen Unternehmungsinteressenten auf „Finanzierungen“ 
von Schmalenbach hingewiesen. Soweit sie statutarischer Regelung unterliegen, sind. 
sie dort bestens berücksichtigt. Eine Wertung an dieser Stelle müßte sich als Extrakt ge- 
nannter Schrift herausstellen, da die zur Verfügung gestandenen Statuten der Praxis bei 
weitem nicht die Fülle der verschiedenen Arten der Anteilsrechte repräsentieren. 

2) Soweit sie getrennt vertraglich Berücksichtigung finden, fallen sie aus dem Rahmen 
dieser Betrachtung und scheiden folglich aus. Einige andere Bestimmungen über den Vor- 
stand decken sich mit denen des Aufsichtsrates, z.B .Wahlvoraussetzungen, Gewinnbeteili- 
gungen, Tantiemen. Da sie im Statut in der Regel beim Titel „Aufsichtsrat“ gebucht werden, 
sollen sie auch dort Erwähnung finden. 

2 Z.B. Vereinigte Spiegelfabriken, A.-G., Fürth in Bayern. 

4) Die Ernennung usw. erfolgt nicht durch den gesamten Aufsichtsrat, söndern nur 
durch den beschlußfähigen. 
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1. der Vorsitzende des Aufsichtsrates, | 

2. der Vorsitzende des Aufsichtsrates im Einvernehmen mit seinem Stellvertreter, 
z.B. bei Textilosewerke und Kunstweberei Claviez, A.-G., Adorf i. Vgtl., 

3. eine Kommission von Aufsichtsratsmitgliedern, zu denen der Vorsitzende ge: 
hören mußt), 

4. eine Kommission, die aus Mitgliedern des Aufsichtsrates und dem Unterneh- 
men fernstehender Personen, z. B. Behörden, Verbände, gebildet ist. 


Die Bestellung durch den Aufsichtsrat im weitesten Sinne hat meist nur be- 
grenzte Wirkung und unterliegt für die Umgehung der fixierten Maxime der Ge- 
nehmigung der Generalversammlung. Sie ist überwiegend zu Vorstandsbestellungen 
über 

1. eine gewisse Amtsdauer, 
2. eine gewisse Kündigungszeit (1 oder 1 Jahr), 
3. ein gewisses Jahresgehalt, z. B. #6 20000.—, ermächtigt. 


Selten ist die Bestellung durch die Aktionäre der einzelnen Aktiengattungen in 
der Weise, daß sich ihre Wahl, entsprechend der Gattung, auf eine unterschiedliche 
Zahl erstrecken kann, z. Lit. A zwei Mitglieder, Lit. B ein Mitglied. Von dem Er- 
messen der Mitglieder jeder Gattung hängt es dann ab, die für ihre Gattung be- 
stimmte Zahl als Mitglieder oder weniger zu entsenden. 

Die Bestellung des Vorstandes erfolgt in den meisten Fällen durch gerichtliches 
oder notarielles Protokoll. Es dient — allerdings nur vereinzelt — als Legitima- 
tionspapier. Meistenteils legitimiert sich der Vorstand durch einen beglaubigten 
Auszug aus dem Handelsregister. 

Als weitere Ausweisung sei zu nennen: 


1. vom Aufsichtsrat gezeichnete Bestellungsurkunde, z.B. bei der Rheinischen 
Schamotte- und Dinaswerke A.-G., Eschweiler; 

2. vom Vorsitzenden des Aufsichtsrates beglaubigte Abschrift des Wahlprotokolls; 
z.B. bei der Aktien-Zuckerfabrik Wendelbusch, Helmstedt. 


Einen besonderen Platz bei der Bestellung inbezug der Dauer nehmen die Grün- _ 


der als Vorstandsmitglieder ein. Ihnen wird überwiegend das Amt für eine längere 
als die sonst übliche Zeit, größtenteils auf Lebenszeit zuerkannt. So bestimmt das 
Statut der Baltischen Reederei, A.-G., Flensburg, folgendes: 

Den Vorstand bildet der Schiffsreeder Chr. A. G. Salling auf Lebenszeit. Findet 
Abberufung ohne hinreichenden Grund statt, so ist die Gesellschaft verpflichtet, dem 
Vorstand zur vollständigen Abfindung auf die Dauer von zehn Jahren jährlich 1 % 
der in den letzten fünf Jahren durchschnittlich aufgefahrenen Bruttofracht sämt- 
licher Schiffe zu vergüten... 

Überhaupt hat sich in der Reederei manche Eigentümlichkeit herausgebildet, 
die in der Eigenart dieses Gewerbes ihre Wurzeln hat. So hat bei der Ozeandampfer, 
A.-G., Flensburg, der Vorstand Anspruch auf eine 1%ige Vergütung der auf- 
gefahrenen Fracht, außerdem bei allen Befrachtungen der Schiffe die übliche 
Maklercourtage, hat aber hierfür alle Kosten, außer den gesetzlichen Steuern und 
den direkten im Interesse der Gesellschaft aufgewendeten Depeschen-, Porto- und 
Reisekosten selbst zu tragen, so z. B. sämtliche Kontor- und Befrachtungskosten. Im 
übrigen ist der Unterschied zwischen Vorstandsmitgliedern als Gründern und den 
sonstigen noch nicht einmal so groß. Die immerhin kurze Bindung des Vorstands- 
mitgliedes zum Unternehmen und umgekehrt gestaltet sich in der Regel zu einer 


1) Z.B. National-Jürgens Brauerei, A.-G., Braunschweig. 
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dauernden oder aber doch viel längeren als der anfänglich beabsichtigten. Man 
ist weit entfernt, bei Ablauf an eine Lösung zu denken, sondern sieht die Erneue- 
rung des Vertrages als etwas Selbstverständliches an. Relevant ist hierbei jedoch 
stets die Eignung der in Frage stehenden Persönlichkeit. 


2. Mitgliederzahl. 


Bestimmend für die Anzahl der Mitglieder ist die Größe des Unternehmens. 
Wo auf Umfang und Vielseitigkeit bei der Feststellung der Zahl kein Wert gelegt 
wurde, da wirken sich die Kräfte des Unternehmens und die der Leiter nicht 
ökonomisch aus. Die Mitgliederzahl schwankt durchweg zwischen ein und zwei 
Personen. Hier und da ist auch ihre Zahl durch die Zahl der Aktiengattungen ge- 
geben. Eine solche Grundlage ist durchaus zu verwerfen, da durch die bloße Zahl 
von Aktiengattungen nicht im geringsten ein Wirkungsfeld für eine gleiche Per- 
sonenzahl bedingt ist. Sie hat überhaupt keine Berührungspunkte mit diesem und 
kann erst da für die Zahl der Mitglieder entscheidend sein, wo mit der Zahl der 
Aktiengattung das Wirkungsfeld entsprechend wächst, beide sich in proportionaler 
Richtung bewegen. „Jedes Organ wächst aus seinen Funktionen heraus,“ so schreibt 
Steinitzer, ‚in der Anpassung an den zu erfüllenden Zweck entsteht das Mittel. Bei 
der Unternehmung ist’s ganz ähnlich. Wie sie verwaltet werden muß, das bestimmt 
ihre Natur, nicht die Zahl und Beschaffenheit ihrer Interessenten.‘ Großer Beliebt- 
heit erfreut sich noch die vor allen Dingen beim Aufsichtsrat angewendete Bestim- 
mung einer Minimal- und Maximalzahl der den Vorstand bildenden Personen. Ihre 
endgültige Zahl wird dem freien Ermessen des den Vorstand zu bestellenden Or- 
gans überlassen. | 


3. Tätigkeitsfeld. 


Das Tätigkeitsfeld der Gesellschaft ist gleichzeitig dasjenige des Vorstandes, 
seine Tätigkeit ist durch jenes gegeben. Er ist der Kopf des Unternehmungs- 
körpers, von dem die einzelnen Bewegungen unmittelbar und mittelbar ausgehen. 
Dieser Status der alleinigen, umfassenden Tätigkeit der gesamten Geschäftsführung 
ist sehr selten. Außer den durch Gesetz auferlegten, unentziehbaren Geschäfts- 
akten ist er mehr oder weniger beschränkt. Er wird hierdurch zum reinen Voll- 
ziehungsbeamten für einen Teil oder die ganze Geschäftsführungsaufgabe gestem- 
pelt. Diese teilweise und gänzliche Beschränkung spiegelt sich in der Schwerfällig- 
keit des Geschäftsganges wieder. Sie legt sich wie Fesseln um das Unternehmen 
und drosselt die Entfaltungs- und Gewinnmöglichkeit da ab, wo Eile und schnelle 
Entschlußkraft geboten ist. Wo die Beschränkung in einer nachzuholenden Geneh- 
migung besteht, hat sie auf Lauf und Erfolg des Geschäftsganges keinen Einfluß. 
Ihr entgegengesetzt ist die Regelform der Beschränkung, bestehend in der ein- 
zuholenden Genehmigung aller oder teilweiser Geschäftsoperationen. Der Regel- 
fall der teilweisen Operationen ist durchweg von der Erwägung des Aufwands- 
momentes getragen. Die Höhe des direkten und indirekten Aufwandes ist hierbei 
ausschlaggebend für die Beschränkung, z. B. bestimmt das Statut für Elektrische 
Hoch- und Untergrundbahnen in Berlin): 

... Genehmigung aller die Anlagen der Gesellschaft betreffenden Bauverträge 
über größere Neubauten und wesentliche Umbauten; 

... Genehmigung zur Anstellung von Prokuristen in jedem einzelnen Falle, 
sowie von Beamten und Angestellten, wenn deren jährliche Besoldung mehr als 
IM 3000.— beträgt. 


1) Es sind einzelne herausgegriffen. 
Zeitschr. f. Handelsw. Forschung. 19, Jahrg. Heft IV. 11 
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Wo nun die Grenze zwischen genehmigungspflichtig und genehmigungsfrei 
liegt, läßt sich generell nicht bestimmen. Es handelt sich stets um einen außer- 
ordentlichen, d.h. einen Aufwand, der über dem alltäglichen Niveau des Unter- 
nehmens steht. Was für das eine Unternehmen ordentlicher Aufwand ist, kann 
für das andere schon außerordentlicher sein. 

Wie schon das Beispiel zeigt, handelt es sich um Fälle, die nahe an der 
Grenze des Tätigkeitsfeldes der Unternehmung liegen. Es sind wichtige geschäft- 
liche Operationen, wobei Ziel die Ausdehnung und Erweiterung, Abschluß großer 
Geschäfte u. dgl. mehr ist, wo die rasche Abwicklung mehr und mehr in den Hinter- 
grund tritt. 

Zu der Aufgabe der Geschäftsführung tritt die durch statutarische Bestimmun- 
gen nicht zu erweiternde und einengende Aufgabe der Vertretung. Solche dem Ge- 
setz entgegengesetzte Bestimmungen haben nur interne Bedeutung, wovon die 
Statuten viel Gebrauch gemacht haben. Diese Beschränkungen zu Lasten des Vor- 
standes bedeuten in der Regel einen Sollposten für den Aufsichtsrat. 

Bei mehreren den Vorstand bildenden Personen bestimmt das Statut selten, 
daß ein jeder zur Vertretung berechtigt ist, es sei denn, daß die Vorstandsmit- 
glieder auch die Gründer des Unternehmens sind. Auch die vom Gesetz vorge- 
schlagene gesamte Vertretung bei vielköpfigem Vorstand!) hat in der Praxis wenig 
Verbreitung gefunden; vielmehr hat sich die kollegiale Vertretung zur Regel durch- 
gesetzt, d.h, der Rechtsakt bedarf zur Bindung der Mitwirkung der durch das 
Statut festgelegten Anzahl der Vorstandsmitglieder. Im Regelfalle liegt die Ver- 
tretung bei vielköpfigem Vorstande 


2 Vorstandsmitgliedern, 
1 Vorstandsmitglied und 1 Prokuristen oder 
2 Prokuristen 


ob. Außerordentliche und ordentliche Mitglieder nehmen hierbei gleiche Stellungen 
ein. Vielfach ist auch einem Mitgliede des Vorstandes das alleinige Vertretungsrecht 
zuerkannt, namentlich, wenn es sich um einen Gründer handelt oder wo zur Ver- 
meidung erheblicher Schwierigkeiten ein Generaldirektor bestellt ist. Er übt die 
ähnliche Funktion wie der Vorsitzende des Aufsichtsrates aus und ist somit auch 
die letzte Instanz zur Entscheidung strittiger Fragen des Vorstandes. 

An den Beratungen des Aufsichtsrates über die Geschicke der Unternehmung 
nimmt er überwiegend Anteil. Seine Teilnahme stützt sich weniger auf einen Ist- 
anspruch 2?) mit beratender?) oder nicht beratender Stimme. Weit häufiger ist es 
ein Kannanspruch. Die endgültige Zulassung zur Sitzung mit oder ohne Stimm- 
beratung bleibt dem Aufsichtsrat oder dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates vor- 
behalten, welche nach ihrem Ermessen einzelnen Mitgliedern oder dem gesamten 
Vorstande das Recht der Teilnahme erteilen. 


c) Kontroll- und Schiedsorgane. 
1. Aufsichtsrat. 


Die Beaufsichtigung und Kontrolle aller Bewegungen des Unternehmungs- 
schiffes und der Arbeiten seines Steuermannes ist dem Aufsichtsrat von Gesetzes 
wegen übertragen. Es ist eine geradezu unmöglich zu lösende Aufgabe, weder für 
ihn „in der Gesamtheit noch individuell“. Seine Arbeit gestaltet sich noch schwie- 


R\ Vgl. 8232 Abs.1 HGB. 
) Z.B. bei der Dürener Metallwerke A.-G., Düren, „soweit es sich nicht um Fragen han- 
delt, Er: die Vorstandsmitglieder betreffen“. 
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riger durch die Aufbürdung einiger oder der ganzen Geschäftsführungsakte des Un- 
ternehmens. Häufig steht diese Tätigkeit sogar — mit der mehr noch repräsentieren- 
den — im Vordergrunde. Er ist quası „das Mädchen für alles“ in dem Unter- 
nehmen. An reicher Polemik über ihn hat es nicht gefehlt. Die verschiedenen An- 
sichten wurzeln zum allergrößten Teile in den beiden Extremen über Sein und 
Nichtsein dieses Kontrollorgans. Weniger hat man hier den sonst so vielgepriesenen 
Mittelweg eingehalten. 


aa) Wählbarkeit. 


Das Gesetz verlangt vom Aufsichtsrat „bei der Erfüllung seiner Obliegenheiten, 
die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes anzuwenden“. Hieraus folgert sich 
ohne weiteres, wer für diese Stellen die erforderliche Eignung mitbringt. Von 
diesem Gesichtspunkt läßt sich das Statut fast gar nicht leiten. An der Anzahl der 
bestehenden Gesellschaften gemessen, kann gesagt werden, daß zu einem ganz ver- 
schwindend kleinen Teil die Wahl an solche oder überhaupt an Prämisse geknüpft 
ist. Wesentliche Erfordernisse für die Wahl können sein: 


a) Geschlecht. 


Wo diese Bestimmung in den Statuten Platz greift, wird das weibliche Ge- 
schlecht für die Funktion als Aufsichtsratsmitglied stets ausgeschlossen. 


b) Staatsangehörigkeit. 


Die autarke Maßnahme bezweckt vor allem die Fernhaltung fremdländischer 
Elemente und Vermeidung der Ausschlachtung internster Betriebsgeheimnisse nach 
dem Auslande; aber auch schon über die Unternehmungsgrenze hinaus sucht man 
durch entsprechende Maßnahmen vorzubeugen; z. B. Verbot der Beteiligung an Kon- 
kurrenzunternehmungen. | 

Die Bleiindustrie, A.-G., vorm. Jung & Lindig in Freiberg i. Sa. verpflichtet den 
Aufsichtsrat statutarisch, sich „an keinem Konkurrenzunternehmen zu beteiligen 
noch es zu erwerben, weder mit Kapital, noch mit Rat und Tat, sei es in leitender, 
sei es in abhängiger Stellung oder im Aufsichtsrat oder einem dieser Verwaltungs- 
organe, auch nicht während eines Zeitraumes von zwei Jahren nach Ausscheiden“. 

Nicht immer läßt das Unternehmen eine solche Abgeschlossenheit zu, vor 
allem nicht da, wo die Mitwirkung von Ausländern oder des Auslandes für die Er- 
reichung des Zweckes des Unternehmens unerläßlich ist. So setzt sich z. B.’der 
Aufsichtsrat bei der Deutsch-Niederländischen Telegraphen-Aktiengesellschaft, Köln, 
aus ausschließlich zwei Drittel deutscher oder niederländischer Staatsangehörigen 
zusammen, und zwar muß je ein Viertel der Mitglieder ausschließlich deutsche 
oder niederländische Staatsangehörigkeit besitzen. Mit der Staatsangehörigkeit 
'meistenteils verbunden ist der 


c) Wohnsitz, 

eine Bindung an den Sitz des Unternehmens oder die nächste Umgebung. Da in 
der Regel dem Mitgliede alle Barauslagen, die im Interesse der Gesellschaft auf- 
gewendet werden, zurückzuerstatten sind, aber auch die schnelle Erreichung der 
Funktionäre des Kontrolldienstes angenehm und kostensparend wirkt, wird dieses 
Erfordernis bedeutungsvoll. Als Beispiel möge folgende Bestimmung im Statut 
der Bremer-Silberwaren A.-G., Bremen, dienen: 

„Wählbar in den Aufsichtsrat sind nur solche Personen, die in Bremen ihren 
Wohnsitz haben und die bremische Staatsangehörigkeit besitzen. Wechselt ein 
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Mitglied den Wohnsitz oder verliert die bremische Staatsangehörigkeit, so scheidet 
es aus dem Aufsichtsrate aus.“ 

Damit das Rekrutierungsfeld für den Aufsichtsrat nicht gar zu beschränkt ist, 
gelten die Erfordernisse b und c überwiegend nur für eine bestimmte Anzahl von 
Mitgliedern des Aufsichtsrates. Beispielsweise muß nach $19 des Statuts der 
Deutschen Bank ‚von den von der Generalversammlung zu wählenden Mitgliedern 
ein Drittel seinen Wohnsitz in Berlin haben.“ | 

Bei der Hamburg-Amerikanischen Paketfahrt Aktien-Gesellschaft, a 
drückt sich diese Tendenz in folgender Bestimmung aus: 

„Der Aufsichtsrat besteht aus 5—15 von der Generalversammlung zu er- 
wählenden Mitgliedern, welche sämtliche die deutsche Reichsangehörigkeit be- 
sitzen und innerhalb des Deutschen Reiches, der Mehrzahl nach in Hamburg oder 
Umgegend, ihren Hauptwohnsitz haben müssen, und zwar sollen in Hamburg 
oder Umgegend ansässig sein: wenn der Aufsichtsrat aus 5 Mitgliedern besteht, 
mindestens 3 Mitglieder, wenn er aus 6 oder 7 Mitgliedern besteht, mindestens 4, 
wenn er aus 8 Mitgliedern besteht, mindestens 5, wenn er aus 9—11 Mitgliedern 
besteht, mindestens 6, wenn er aus 12—13 Mitgliedern besteht, mindestens 7, und 
wenn er aus 14 oder 15 Mitgliedern besteht, mindestens 8 Mitglieder.‘ 

d) Häufig ist an die beiden letzten Erfordernisse noch eine bestimmte Dauer 
geknüpft. So bestimmt das Statut der Asbest- u. Gummiwerke Alfred Calmon, A.-G., 
Hamburg: 

Zum Mitgliede des Aufsichtsrates kann nur gewählt werden, wer seit minde- 
stens zehn Jahren die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt und seinen Wohnsitz 
innerhalb des Deutschen Reiches gehabt hat. 

e) Sehr bezeichnend ist das Erfordernis einer gewissen Stellung zum Unter- 
nehmen — Abnehmer seiner Leistungen, Aktionär schlechthin, Aktionär einer be- 
stimmten oder eines Teiles einer Aktiengattung, z. B. Aktien Lit. A; Aktien Lit. B 
Nr. 1001—2000 u. dgl. mehr. Man glaubt hierin eine Garantie für die gute Er- 
ledigung ihres Aufgabenkreises und die Wahrung ihrer Pflichten zu erblicken!). 
Ein Beispiel hierfür bietet die Überlandzentrale Mansfelder-Seekreis A.-G. Im Statut 
dieser Gesellschaft heißt es, daß mindestens zwei Drittel der Aufsichtsratsmitglieder 
Aktionäre und Stromabnehmer von je mindestens 20 Kilowatt Anschlußwert sein 
müßten. 

f) Um gegen eventuellen Schaden gesichert zu sein, ist die Stellung einer Kau- 
tion — in Papieren der Gesellschaft (Stammaktien, Vorzugsaktien, Obligationen usw.) 
oder anderen Wertobjekten — die Vorbedingung zur Bestellung oder Amtsaufnahme. 
Die Kaution ist in der Regel statutarisch festgelegt oder liegt der Bestimmung des 
Aufsichtsrates oder der Generalversammlung ob, welche auch einen Teil oder den 
ganzen Aufsichtsrat von der Pflicht entbinden kann. Die Kaution wird vielfach bei 
der Kasse der Gesellschaft, beim Vorstand — für diesen wird der Aufsichtsrat 
Hinterlegungsstelle — oder bei einer von der Generalversammlung bestimmten Bank 
oder einem bankähnlichen Institut hinterlegt und ist der Verfügungsgewalt der 
Hinterlegenden für die Amtsdauer entzogen. Als Beispiel sei der $ 20 des Statuts 
der Deutschen Bank angezogen: 

„Jedes Mitglied des Aufsichtsrates muß während seiner Amtsdauer mit einem 
Aktienbesitz von mindestens nom. ‚6 30000.— (das Statut datiert vom Jahre 1904) 
bei der Gesellschaft beteiligt sein und die Aktien bei derselben hinterlegen; die- 
selben dürfen weder veräußert noch beschwert werden.“ 


1) Das Aufsichtsratsmitglied übernimmt durch sein Mandat eine große Verantwortung 
— wenn auch allzu oft nur auf dem Papier. 
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Die Erfordernisse bedingen nicht nur die Bestellung des Mitgliedes, sondern 
das Mitglied als solches wird an diese gebunden, so daß Wegfall eines Erfordernisses 
— namentlich des der Staatsangehörigkeit und des Wohnsitzes — ohne weiteres 
Unfähigkeit als Mitglied nach sich zieht, so z.B. bei der Asbest- u. Gummiwerke 
Alfred Calmon, A.-G., Hamburg, der „Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit 
oder die Aufgabe des deutschen Wohnsitzes“. 

Auf individuelle Fähigkeiten und Kenntnisse wird im Statut durchaus kein 
Gewicht gelegt. In Bausch und Bogen finden sich schon häufig — bescheidene — 
Angaben, ohne aber hierbei auch nur in etwa den Kern zu treffen. Der ent- 
sprechende Passus des Statuts der Mahn & Ohlerich Bierbrauerei, A.-G., Ro- 
stock i. M.: Der Aufsichtsrat besteht aus..., die selbständig dispositionsfähig und 
im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte sein müssen, charakterisiert prägnant den 
Regelfall. Was das Gesetz über das Wie der Erfüllung der Obliegenheiten dieses 
Organs verlangt, ist zwangsläufig das primärste, elementarste Erfordernis — und 
zwar kaufmännische Schulung. „Wer nicht kaufmännisch geschult ist,“ so sagt 
Warschauer, „kann nicht die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes ausüben, und 
wer eine Beschäftigung aufnimmt, deren inneres Wesen ihm nicht genügend be- 
kannt ist, wird derselben durchschnittlich nicht gewachsen sein.“ 


bb) Mitgliederzahl. 

Die gesetzlich zwingend festgesetzte Mindestzahl der den Aufsichtsrat bildenden 
Mitglieder ist drei. Im Statut spielt die Zahl drei als Mindestgrenze und zum aller- 
größten Teile für die Beschlußfähigkeit eine bedeutende Rolle. Über die gesetz- 
lich erforderliche Zahl gehen die Statuten meistenteils hinaus. Diese ist abhängig 
von dem Umfang des Unternehmens, von dem Aufgabenkreis, der ihrer wartet. 
Die Zahl ist entweder begrenzt oder unbegrenzt, so daß sie im letzteren Falle der 
definitiven Bestimmung der Generalversammlung oder des Aufsichtsrates unter- 
liegt. Auch treten Fälle der Begrenzung innerhalb der Aktiengattungen auf. So 
verpflichtet das Statut der Kleinbahn-A.-G., Höchst-Königstein: „Von den Mitgliedern 
des Aufsichtsrates werden 6 aus den in einer Anzahl von 12 von den Aktionären 
Lit. A vorzuschlagenden Personen und 5 aus den in einer Anzahl von 10 von den 
Aktionären Lit. B vorzuschlagenden Personen gewählt.‘‘ Das Statut der Homburger 
Eisenwerk A.-G., vorm. Gebr. Stumm zu Homburg (Saar) sieht vor: ‚„... Soweit 
nicht in der Generalversammlung einstimmiger Zuruf erfolgt, haben die Aktionäre 
der Gruppe A drei Fünftel, die Aktionäre der Gruppe B zwei Fünftel der Mitglieder 
des Aufsichtsrates zu wählen. Bei Bestimmung einer höheren Zahl von Aufsichts- 
ratsmitgliedern als 5, welche nicht durch 5 teilbar ist, erfolgt die Wahl von den 
Gruppen in der Reihenfolge, daß das 6. Mitglied von der Gruppe A, das 7. Mit- 
glied von der Gruppe B, das 8. Mitglied von der Gruppe A, das 9. Mitglied von 
der Gruppe B und in entsprechender Weise das 10. Mitglied gewählt wird.“ 

Eine statutarische Begrenzung kann erfolgen nach unten — sie müßte eigent- 
lich stets über drei sein, da diese schon durch das Gesetz zwingend ist, nach oben 
und nach oben und unten. Letzteres ist die Regel; die endgültige Festsetzung 
erfolgt durch die auf Seite 164 genannten Organe. Ausnahmsweise wird verein- 
bart, daß der Aufsichtsrat eine gerade oder ungerade Mitgliederzahl bilden soll, 
z.B. Hamburger Hochbahn, A.-G., Hamburg — gerade Zahl —; Fleischwaren- 
Industrie, A.-G., „Fliag‘‘ — ungerade Zahl. 


ce) Wahl. 


Die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder muß nach dem Gesetz die Generalver- 
sammlung vornehmen. Sie erfolgt entweder in einer ordentlichen oder außerordent- 
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lichen, je nachdem es sich um eine regelmäßige oder außergewöhnliche Besetzung 
handelt. Die Wahlen für außergewöhnliche Besetzungen eines Teiles oder des gan- 
zen Aufsichtsrates sind durch die Fälle des — un- und freiwilligen — Ausschei- 
dens vor Ablauf der Amtszeit gegeben. Außerordentliche Wahlen finden sehr häufig 
nur dann statt, wenn die Mitgliederzahl unter die statutarische Mindest- oder unter 
die sonst im Statut bestimmte Zahl sinkt. 

Die Wahl erfolgt nur für die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen. Die 
Vornahme der Wahl ist größtenteils für die kommende — nicht nur zu diesem Zweck 
berufene — außerordentliche Generalversammlung vorgesehen. Ausnahmen sind 
von der gleichen Tendenz getragen, als überhaupt Wahlen — außer den regelmäßig 
durch Ablauf der Amtsdauer wiederkehrenden — vor sich gehen. 

Zuweilen nimmt auch der Aufsichtsrat die Wahl bei eingetretener Vakanz 
infolge besonderer Gründe — Tod, freiwilliges oder unfreiwilliges Ausscheiden vor 
Ablauf der Amtsdauer — selber vor!). 

Die Wahl kann dann noch — braucht es aber nicht — der Zustimmung der 
Generalversammlung unterliegen. Der Vorschlag des Aufsichtsrats wird in diesen 
Fällen fast stets von der Generalversammlung gutgeheißen. Bei der Wilhelms- 
havener-Hochseefischerei, A.-G., Rüstringen i. Oldenburg, ist sogar den Unterneh- 
mungsinteressenten der Einfluß auf die Gestaltung des Kontrollorgans zum Teil ent- 
zogen. Das Statut dieser Gesellschaft besagt: Dem Aufsichtsrat muß stets der je- 
weilige Oberbürgermeister von Rüstringen und Wilhelmshaven sowie ein Mitglied 
angehören, das von folgender Gruppe gemeinsam vorzuschlagen ist: 


1. der Stadt Rüstringen, 
2. der Stadt Wilhelmshaven, 
3. dem Werft-Wohlfahrtsverein Wilhelmshaven. 


Die Wahl zum Aufsichtsrat wird in den sogenannten Wahlprotokollen ver- 
brieft. Sie werden überwiegend auch als Legitimation benutzt. Mit besonderen 
Kosten verbundene Ausweispapiere, z. B. ausgestelltes notarielles oder gerichtliches 
Attest auf Grund des Wahlprotokolls (H. Berthold, A.-G., Düsseldorf) treten gänzlich 
in den Hintergrund. 


dd) Amtsdauer und Ausscheiden. 

Von der gesetzlichen Dauer machen die Statuten sehr häufig Gebrauch. Ihr 
ebenbürtig zur Seite stehen die Bestimmungen über weniger als die gesetzliche 
Dauer, ganz wenig tritt eine solche über eine einjährige Amtsdauer auf. Häufiger 
Wechsel hat manches Gute an sich, er darf nur nicht in allzu kurzen Perioden 
— so z.B. in einem Jahre — erfolgen. Eine Kontrolle — wenn sie überhaupt er- 
folgt, — würde bei der kurzen Vorbereitung des sich in den Betrieb mit seinen 
spezifischen Eigenarten Hineinlebens scheitern oder wenigstens nicht erschöpfend 
sein. Dieser Gedanke wird auch richtunggebend gewesen sein, den Aufsichtsrat 
nicht am Ende der Amtsperiode insgesamt ausscheiden zu lassen, man bedient sich 
eines Mittels, welches ermöglicht, daß jedes Mitglied die gesetzliche oder statu- 
tarische Zeit im Amte verbleibt, aber alljährlich doch Mitglieder ausscheiden. Um 
einen solchen Turnus beginnen zu können, wird bestimmt, daß für das erste Mal 
Los, Alter, Vorsitzender für das Ausscheiden maßgebend sind. Als Beispiel mag 


1) Z.B. bestimmt das Statut der Duisburger Hütte, Aktien-Verein zu Duisburg: Treten 
innerhalb der Wahlperiode Vakanzen im Aufsichtsrate ein, so werden dieselben provi- 
sorisch von den übrigen Mitgliedern durch Ersatzwahl aus der Zahl der Aktionäre aus- 
gefüllt usw. Hiergegen Staub, Seite 826, Anm.1, Abs.1 zum $243 HGB.; desgleichen 
Passow, Seite 412 usf. 
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hier $8 des Statuts der A.-G., Reederei Norden-Frisia in Norderney dienen. Er 
sei hier der Klarheit halber ungekürzt wiedergegeben. 

„Der Aufsichtsrat besteht aus 8 Mitgliedern, von denen 4 in Norderney 
und 4 auf dem Festlande ihren ständigen Wohnsitz haben müssen. Von letzteren 
sollen mindestens 3 in der Stadt Norden oder nächster Umgebung wohnen. Zu 
den jetzt im Amte befindlichen 4 Festlandsmitgliedern werden 4 in Norderney 
wohnende Mitglieder neu gewählt. Jährlich, zuerst in der ordentlichen Haupt- 
versammlung 1918, scheidet je ein Mitglied in Norderney und auf dem Festlande 
aus. In Norden entscheidet das Dienstalter. In Norderney entscheidet für die Jahre 
1918, 1919, 1920 das Los, später das Dienstalter. Die Ausscheidenden sind wieder 
wählbar.‘ 

Die Zahl der alljährlich Ausscheidenden hängt von der Zahl der Aufsichts- 
ratsmitglieder und der Amtsdauer ab. Wo die Zahl ein Vielfaches der der Amts- 
jahre ist, gestaltet sich der alljährliche Austritt einfach. Die Ausscheidungszahl 
ist hier durch einfache Division gegeben, Die Amtsdauer fungiert als Divisor, die 
Zahl der Aufsichtsratsmitglieder als Dividend. Der so gefundene Quotient ist die 
Zahl der ausscheidenden Mitglieder. Ist die Mitgliederzahl nicht durch die Amts- 
dauer teilbar, so scheidet der Rest entweder zu Anfang oder mit dem letzten aus- 
tretenden Teile aus, oder die Zahl und Reihenfolge der alljährlich oder in längeren 
Zeitabständen, aber weniger als der Amtsdauer ausscheidenden, wird bei der Wahl!) 
oder in der Zwischenzeit durch Los usw. bestimmt. Auch kommen in der Praxis 
Fälle vor, daß der in einem Jahre als unteilbar verbleibende Rest zu der im nächsten 
Jahre bestehenden Gesamtzahl der vorhandenen Mitglieder hinzugerechnet und von 
der so gewonnenen Ziffer durch den Divisor der Amtsdauer der ausscheidende 
Teil ermittelt wird?) oder ausscheidende Mitglieder bestimmen sich durch. die- 
jenige durch die Amtsdauer teilbare Zahl, welche den vorhandenen Mitgliedern des 
Aufsichtsrats am nächsten liegt; die Bruchteile werden also ab- und aufgerundet, 
z. B. vorhandene Aufsichtsratsmitglieder sind 13 (15), Amtsdauer ist 4 Jahre, aus- 
scheidende Zahl ist 3 (4). Auch wird sich schon hier und da der Ab- oder Auf- 
rundung ausschließlich bedient, z.B. bestimmt das Statut der Efdomo A.-G. für 
Wirkerei und Strickerei, Frankfurt a. M.: Etwaige Bruchteile bei der Ermittlung 
der ausscheidenden Mitglieder werden nach oben abgerundet. 

In den vorgenannten Fällen tritt stets der Divisor — Amtsdauer — als 
konstante Größe auf. Das Ausscheiden wird häufig durch einen Plan erläutert: 


a) Amtsdauer ist 3 Jahre. b) Amtsdauer ist # Jahre. 

Ausscheiden im 1., 2., 3., 1., 2., 3., 4. Jahre 
bei 3 Mitgl. 1 1 1 — — — — Mitgl., 
LIE 2 IANISRIEEh u 2, 
Bde SE 25,20 1 EL a 
4.9 2 DRANSD SEEN? 
Aa N 

DE SNEE NE WOIND DEI DER en SRISr, 


Die Pläne sind in den verschiedensten Variationen denkbar, Bisher war von 
dem unfreiwilligen Ausscheiden nach Ablauf der Amtsdauer die Rede, Über ein 


1) Z.B. bei der „Vereinigte Königs- und Läurahütte A.-G. für Bergbau und Hütten- 
betrieb“. 


MD. Mitgliederzahl Amtsdauer Ausscheidende Mitglieder 
13 5 2 im 1. Jahre, 
11-3 (Rest) 5 rs ak sol 
12-+4(,) 5 Ina Dust 
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weiteres unfreiwilliges Ausscheiden kann die Generalversammlung oder der Auf- 
sichtsrat beschließen, z. B.: 


a) ohne jeden Grund, 

b) wenn ein im Statut endgültig festgelegter Teil des Aufsichtsrates zurück- 
tritt; z. B. Margarinewerke Hoop, Jagdfeld & Co., A.-G., Bramfeld-Ham- 
burg, zwei Drittel Niederlegung zieht Gesamtrücktritt nach sich; 

c) durch pflichtwidriges Verhalten des Mitgliedes, Fernbleiben von Sitinngeh 
über eine angenommene Zeit. In diesen Fällen löst sich das Verhältnis ohne 
weiteres auf Grund des bloßen Tatbestandes; 

d) durch ein mit der Gesellschaft überhaupt nicht verträgliches Verhalten, 
z. B. Thüringer-Wollgarnspinnerei, A.-G., Leipzig. 

Einer gewissen Willkür bei der Abberufung kann durch besondere Er- 

schwerungen — drei viertel Majorität u. dgl. — in etwa vorgebeugt werden. 

In.den meisten Statuten ist nicht gesagt, unter welchen Umständen das Mit- 
glied sein Mandat während der Amtsdauer freiwillig niederlegen kann. Hier hat 
man es wohl als Selbstverständlichkeit betrachtet, das Amt jederzeit auch ohne 
wichtigen Grund niederlegen zu können. Wird schon ein Austritt an Erforder- 
nisse geknüpft, so erlaubt man bei Vorliegen von wichtigen Gründen ein jeder- 
zeitiges Ausscheiden nach erfolgter Anzeige. Selten ist dann ein allseitiger Aus- 
tritt ohne Grund. Hier hat man das Ausscheiden in der Regel von einer Kündi- 
gungsfrist — zwei, drei und mehr Monate — abhängig gemacht. 

Um ein statutswidriges und überhaupt ein Ausscheiden zur Unzeit zu ver- 
hindern oder wenigstens einzuschränken, werden über derartige Austritte Strafen 
verhängt, z. B.: 

a) Verwirkung der Tantieme und Vergütung ganz oder zum Teil, 

b) Schadensersatz bei Ausscheiden ohne Grund zur Unzeit, 

c) Verwirkung der Tantieme für dasjenige Jahr, in welchem das Mitglied, 

auch bei wichtigem Grunde, kündigt; z. B. „Hagen“ Bergbau-A.-G., München. 

Diese Statutsbestimmungen haben meistenteils fakultativen Chataket Durch 
den Vorsitzenden des Aufsichtsrats, durch gewöhnlichen!) oder einstimmigen?) 
Beschluß des Aufsichtsrates oder durch solchen der Generalversammlung können 
sie abgeschwächt oder gänzlich wirkungslos gemacht werden. 


Die Anzeige über den freiwilligen Austritt kann schriftlich — einfacher oder 
posteingeschriebener Brief — und mündlich ausbedungen sein, und zwar kann sie 
erfolgen: 


a) an den Vorsitzenden?) des Aufsichtsrates oder seinen Stellvertreter, 
b) an den Aufsichtsrat, 

c) an den Vorstand, 

d) an den Vorsitzenden des Aufsichtsrates und Vorstand’), 

e) an den Aufsichtsrat und Vorstand u. dgl. mehr. 


ee) Tätigkeitsfeld. 

Das Rendezvous der Mitglieder bei Erfüllung ihrer Obliegenheiten ist — hier 
und da wird diese Tätigkeit höhnischerweise mit der der Inempfangnahme der 
Vergütung als einzige angesehen — die Aufsichtsratssitzung. Bei ihr kann man 
auch, wie bei der Generalversammlung, von einer ordentlichen und einer außer- 


1) Z.B. einfache Mehrheit bei der Mitteldeutschen Spritwerke A.-G. in Dresden. 
?2\) Z2.B. bei der Lindener-Aktien-Brauerei, Hannover-Linde. 
3) Z.B. beim Gaskokssyndikat, A.-G., Köln. 
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ordentlichen Sitzung sprechen. Die einzige ordentliche Sitzung findet bei sehr 
vielen Gesellschaften alljährlich vor oder nach!) der ordentlichen Generalversamm- 
lung statt, wobei es weiter keiner Einladung bedarf oder auch schon vor oder 
nach jeder — ordentlichen und außerordentlichen — Generalversammlung. Häufig 
wird auch die Abhaltung in ganz bestimmten Abständen, z.B. 14 Tage, 1 Monat, 
angeordnet. Unregelmäßig bedingt sie sich schon durch die vorhin angegebene 
Neuwahl von Mitgliedern durch den Aufsichtsrat u. dgl. mehr. Die Beantragung 
einer Sitzung kann auf statutarischem Anspruch 


a) einer. bestimmten Anzahl von Aufsichtsratsmitgliedern, 


b) x h „  Vorstandsmitgliedern, 
upPbr,; ! h „ Aufsichtsrats- und Vorstandsmitgliedern 
beruhen. 


Über den Modus der Berufung ist in der Regel nichts erwähnt. Sie kann er- 
folgen mittels Fernsprechers, durch einfachen oder posteingeschriebenen Brief inner- 
halb einer bestimmten Frist oder nach einer bestimmten Mindestfrist. Bei Dring- 
lichkeit der Abhaltung werden meistenteils die Fristen durch den Vorsitzenden des 
Aufsichtsrats oder den Majoritätsbeschluß des Aufsichtsrats reduziert. 

Die erste Tätigkeit des Aufsichtsrats ist die Wahl des Vorsitzenden und 
eventuell dessen Stellvertreters. Sie finden übereinstimmend in der nach der ordent- 
lichen Generalversammlung erfolgenden Sitzung ‚statt. Setzt sich der Aufsichtsrat 
aus Mitgliedern der verschiedenen Aktiengattungen zusammen, so wird meistenteils 
Vorsitzender und Stellvertreter sich aus diesen rekrutieren, z. B. hat bei der Hom- 
burger Eisenwerk A.-G., vorm. Gebr. Stumm zu Homburg (Saar), Gruppe A den 
Vorsitzenden und Gruppe B den Stellvertreter zu wählen. Vielfach ist die Wahl des 
Stellvertreters von der Mitgliederzahl des Aufsichtsrats abhängig. Bei der Kieler 
Brauerei-Gesellschaft, vorm. Scheibel, Kiel, kann erst zu dieser Wahl bei mehr als 
dreiköpfigem Aufsichtsrat geschritten werden. 

Der Aufsichtsrat faßt seine Beschlüsse bei gewöhnlichen Fällen stets in einer 
Sitzung. Um aber auch bei sich überstürzenden Angelegenheiten, die ein schnelles 
Handeln gebieten, gefeit zu sein, ist die Einholung schriftlicher, telephonischer und 
telegraphischer Voten erlaubt. Hierbei ist aber oft die Gültigkeit erst durch die Ein- 
stimmigkeit der an der Abstimmung teilnehmenden Mitglieder — des Aufsichtsrates 
und des Vorstandes, sofern dieser berechtigt ist oder wurde — gegeben. Vereinzelt 
ist auch die Protokollierung des Beschlusses in der nächsten Sitzung durch Unter- 
zeichnung sämtlicher anwesenden Mitglieder zur Pflicht gemacht, so z.B. bei der 
Blei- und Silberhütte, A.-G., Braubach. Auf ähnlichen Voraussetzungen beruht die 
Gültigkeit eines Beschlusses bei nicht angekündigtem Gegenstande in dem Berufungs- 
avis. Das Statut der „Konsolidierte Alkali-Werke“ in Westeregeln bei Magdeburg be- 
stimmt eine Mehrheit von mindestens zwei Dritteln seiner jeweiligen Mitglieder. Die 
Beschlußfähigkeit ist hier durch den Modus der Berufung erst gegeben. Sie ist aber 
stets an die Voraussetzung geknüpft, daß alle Mitglieder geladen sind. Eine be- 
schränkte Ausnahme gestattet das Statut der C. Heckmann A.-G., Duisburg, worin 
es heißt: 

„Der Aufsichtsrat ist beschlußfähig, wenn mindestens fünf Mitglieder anwesend 
sind, und zwar auch dann, wenn die außerhalb des Deutschen Reiches befindlichen 
Mitglieder nicht geladen werden können.‘ 

Die Beschlußfähigkeit ist bei den meisten Aufsichtsratskollegien fest bestimmt, 
und zwar ist sie von der Anwesenheit der gesetzlichen oder statutarischen Mindest- 


1) Dies bildet die Regel. 


170 W. Leidecker: 


zahl abhängig. Die Zusammensetzung des Aufsichtsrates aus den Aktiengattungen 
kommt auch in der Beschlußfähigkeit zu ihrem Recht. Sie setzt bei der Homburger 
Eisenwerk A.-G., Homburg — unter Ladung sämtlicher Mitglieder —, die Anwesen- 
heit von mindestens drei Mitgliedern von der Gruppe A und zwei Mitgliedern von der 
Gruppe B voraus. Bei dieser Gesellschaft hat man auf das Verhältnis der Gruppen 
zueinander von 3:2 einen so großen Wert gelegt, daß man bei wichtigen Aktionen 
— Übertragung von Aktien, Genehmigung zur Erteilung von Prokuren, General- 
vollmachten usf. — dem Vorsitzenden das Recht einräumt, zur Herstellung dieses 
Verhältnisses durch Los einem Mitglied der einen oder anderen Gruppe die Stimm- 
abgabe zu versagen. | 
Eine Abart ist die gleitende Beschlußfähigkeit. Je mehr Mitglieder den Auf- 


siclhtsrat bilden, um so höher steigt das Minimum der für die Beschlußfähigkeit 
erforderlichen Zahl, z. B.: 


bei 3 Mitgliedern, mindestens 2%), 


ee wi ind 
st H © 5 usf. 

Bei dem Ausnahmefall der unbestimmten Beschlußfähigkeit bildet ein kon- 
stanter Bruchteil den Divisor für die Errechnung der definitiven Beschlußfähigkeit 
des Kontrollorgans. Sie bedingt sich wechselseitig mit den jeweils den Aufsichtsrat 
bildenden Mitgliedern, z.B. ein Drittel ist der feststehende Divisor. 


Mitglieder des Aufsichtsrats bedingt eine Mindestzahl für die 


Beschlußfähigkeit 
von 3 von —?) 
I a2?) 
10 ae 
„114 a! 


Häufig sind für bestimmte Fälle Erschwerungen vorgesehen: Größere Mehrheit, 
Einstimmigkeit usw. Das Statut der Filmhaus-Bruckmann & Co. A.-G., Düssel- 
dorf, besagt: 

Über einen Gegenstand, der bei der Berufung nicht angegeben war, kann nur 
der Aufsichtsrat beschließen, wenn der Beschluß mit einer zwei drittel Mehrheit der 
jeweils vorhandenen, nicht bloß anwesenden Mitglieder genehmigt wird. | 

Der Sitzungsverlauf findet in einem zu führenden Protokoll, das in der Regel 
von allen anwesenden Mitgliedern handschriftlich zu unterzeichnen ist, seinen 
Niederschlag. Der Unterzeichnung bei gerichtlichem oder notariellem Protokoll, 
das durch den Vorsitzenden des Aufsichtsrates oder den Aufsichtsrat beschlossen 
wird, bedarf es überwiegend nicht. 

Die Tätigkeit des Aufsichtsrates — abgesehen von der gesetzlichen Kontrolle — 
ist ein Abdruck der Rechte und Pflichten desselben. Ihre Intensität ist äußerst 
verschieden. Sie kann sich von null bis zum höchsten Grade einer Tätigkeit be- 


1) Hier wird Einstimmigkeit des Votums in der Regel statutarisches Erfordernis.: Ist 
im Statut über die Beschlußfähigkeit nichts erwähnt, so ist nach Staub, S.839, Anm. 14 zu 
$246 HGB., die den Aufsichtsrat bildende gesetztliche Mindestzahl drei für die Beschlub- 
fähigkeit erforderlich. 

®) Aus diesem Beispiel ist zu ersehen, daß eine solche Bestimmung nur Platz greifen 
kann, wo der Quotient stets ein Mehrfaches von 1 ergibt. 


®) Eine Auf- und Abrundung kommt hier wie bei der Bestimmung über Ausscheidung 
zur Anwendung. 
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laufen. In einem solchen Falle ist der Aufsichtsrat Leitungs-, der Vorstand Exekutiv- 
organ. 

Meistens beschränkt sich das Tätigkeitsfeld auf die nicht alltäglichen Ge- 
schäfte des Unternehmens, z. B.: 


1. Festsetzung des Tätigkeitsfeldes unter den Vorstandsmitgliedern, 

2. Ernennung von Mitgliedern zu Stellvertretern von behinderten Vorstands- 
mitgliedern, 

3. Ernennungen von Prokuristen, Revisoren und Anstellung von Beamten, 

4. Entscheidung über Anlegung von nicht betrieblich erforderlichen Geldern, 

5. Entscheidung über Art der Anlegung, RR und VDE von 
Reservefonds, 

6. Entscheidung über Gewährung von Grabfikätiondn und Plonen 

7. Genehmigung der vom Vorstande vorzulegenden Betriebspläne und Verwal- 
tungsetats sowie vorzuschlagenden Neubauten und wesentlichen Umbauten, 

8. Anstellung von Prozessen und Abschließung von gerichtlichen und außer- 
gerichtlichen Vergleichen, 

9. Genehmigung von Verträgen über länger als x Jahre Dauer, 

10. Kassenrevision, 

11. Zustimmung zur Wechselakzeptierung, 

12. Genehmigung zur Anschaffung von Mobilien und Immobilien über einen 
bestimmten Betrag, 

13. Bestimmung der Einzahlungsfristen und -raten, Begebungskurs und sonstige 
Einzelheiten der Begebung bei Kapitalerhöhungen ustf. 


Allen Statuten ist nun eine mehr oder weniger große Repräsentation solcher 
Bestimmungen eigen. Sehr vernachlässigt ist — man kann sagen, fast ganz — hier 
die Spezifizierung von Kontrollpflichten. Häufig werden noch die vorgenannten 
Akte einem besonderen Ausschuß übertragen. Namentlich geschah dies bei dem 
Inkrafttreten des Gesetzes betreffend die Entsendung von Arbeitnehmervertretern 
in den Aufsichtsrat. Der Einfluß, wenn überhaupt davon gesprochen werden kann, 
wurde durch diese Manipulation gänzlich illusorisch; das Gesetz somit zur reinen 
Farce. Es dient unter solchen Umständen lediglich als Speck für die Mäuse. Bei der 
Abwälzung teilweiser oder aller Rechte — mit Ausnahme natürlich des Bezuges 
der Vergütung und Tantieme und des leider auf dem Papier stehenden gesetzlichen 
Risikos dieses Mandats — stellt sich dieses Organ als ein mehr oder weniger ein- 
schneidend, den glatten Fluß kaufmännischen Lebens hemmendes und zum Teil 
unökonomisch kostenverursachendes Anhängsel des Unternehmens dar. 


fi) Vergütung. 

Für die Tätigkeit des Aufsichtsrats wird stets eine Vergütung zuerkannt, Aus- 
nahmen sind verschwindend gering. Eine solche Ausnahmebestimmung sei aus dem 
Statut der Automobil-, Verkehrs- und Übungsstraßen A.-G., Berlin, angezogen. 
| „Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten für ihre Tätigkeit keinerlei Ver- 
gütung und haben auch keinen Anspruch auf den Ersatz der bei der Ausübung ihres 
Amts entstehenden baren Auslagen.“ 

Die Art der Vergütung ist in der Regel eine feste, ein Anteil am Reingewinn 
oder beides, wobei wieder eine Auf- und Nichtaufrechnung, eine Mindest- und 
Höchstvergütung zu unterscheiden ist. Der Anteil kann prozentual festliegen oder 
‚nach unten, oben, oder oben und unten begrenzt sein, so daß er sich in den letzten 
Fällen bestimmen kann: 
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1. nach der Höhe der Rücklage, wobei innerhalb der Grenzen von maximal und 
minimal eine angenommene Einheit, „Rücklage“, einem angenommenen Pro- 
zentsatzi) oder Markbetrag, ‚„Tantieme‘“, En wird, z.B. 


50 000 Mk. Rücklage gleich 1,5 v. rn Tantieme, 
30.000 „ x ; 1500 Mk. h 


2. nach der Mitgliederzahl, indem sich für jedes weitere zu einer angenommenen 
Zahl hinzutretende Mitglied der Minimalsatz der Tantiemen um einen fixier- 
ten Prozentsatz?) oder Markbetrag bis zur Maximalgrenze erhöht. Bei der pro- 
zentualen Mindestbegrenzung erhöht sich die Tantieme dann unbeschränkt. 


Der letzten Methode nahe verwandt ist die des fixierten prozentualen Anteils 
bei fixierter Mitgliederzahl, z. B.: 
v. H. bei 5 Mitgliedern, 
i 7 


kr ” ” I 


4 
Lie 
I m mut „ 

Die Art der Tantiemenberechnung auf der Grundlage des erzielten Gewinnes 
zeigt keine Mängel, wenn unterstellt wird, daß der Aufsichtsrat ein gewisses Etwas — 
Anknüpfung der Geschäftsverbindungen usw., die den Erfolg zeitigten — beitrug, und 
in diesem Maße nach dem Erzielen des Erfolges Tantieme erhält. Grobschlächtig 
müssen alle Grundlagen?) erscheinen, wo Tantiemen zur Verteilung kommen, ob- 
schon kein Gewinn, vielleicht ein Verlust zu verzeichnen ist. Es wird dem Unter- 
nehmen notwendige Betriebskraft entzogen. Der Aufsichtsrat wird zum Parasiten 
des Unternehmens. Er übt nur noch eine — allerdings gute — Kontrolle zum 
schnellstmöglichen Erliegen des Unternehmungskörpers aus. 

Weitere Grundlagen der Vergütung und Tantiemeberechnung sind: 

1. Dividendenzahlung. Kommt keine Dividende zur Ausschüttung, so fällt hier- 
mit auch die Tantieme. 

2. Mitgliederzahl dergestalt, daß die in einem Jahre höchste, tätig gewesene Mit- 
gliederzahl mit einer konstanten Summe multipliziert, die an den Aufsichtsrat 

abzuführende Vergütung darstellt; z, B.: 


Konstanter Multiplikator Mitgliederzahl jährl. Vergütung 


(= Mark) 
500 12 6 000 Mk. 
1000 15 15 000 „ 


3. Höhe der Gewinnquote der finanziellen Unternehmungsinteressenten; bei- 
spielsweise empfangen die Aufsichtsratsmitglieder bei der Baltischen Mühlen- 
gesellschaft, A.-G., Neumühlen b. Kiel, für jedes Prozent, welches bei einer 
Abrechnung über 4% an die Inhaber der Aktien als Dividende gezahlt wird, 
eine fernere Vergütung von J%b 500.—. 

4, Höhe des Überschusses des Reingewinnes über einen festgelegten Teil des 
Grundkapitals. 

Hierfür bietet das Statut der Linke-Hofmann-Lauchhammer A.-G. ein Bei- 
spiel. Dem Aufsichtsrat fließt „bei der Verteilung von mehr als 4% Gewinn- 
anteil an die Aktionäre‘ eine Tantieme von 10 % desjenigen Betrages zu, „um 


1) Concordiahütte, vorm. Gebr. Lossen, A.-G., Bendorf. 

2) Kalker Maschinenfabrik, A.-G., Köln-Kalk. 

®) Z.B. prozentuale Vergütung nach dem Kapitalstande; vom Umsatze nach Selbstkosten- ; 
Normal- oder Verkaufspreisen; von irgendwelchen Aufwendungen: Ds Löhne; vom Werte 
erstandener Betriebsleistungen u. dgl. mehr. 
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welchen der Reingewinn nach sämtlichen Abschreibungen und Rücklagen den 

25. Teil des eingezahlten Grundkapitals übersteigt“, 

d. Abschreibung unter Berücksichtigung ihrer Außer- und Ordentlichkeit. Es ist 
ein Gewinnverteilungssatz bei ordentlicher und außerordentlicher Abschrei- 
bung festgelegt. Die Tantieme auf Grund der Errechnung nach dem Gewinn- 
verteilungssatz bei ordentlicher Abschreibung stellt den Höchstsatz des Mark- 
betrages der Vergütung dar; sie muß also stets über jener liegen, die durch 
den Prozentsatz bei außerordentlicher Abschreibung sich ermitteln läßt. Der 
Prozentsatz bei ordentlicher Abschreibung ist geringer als der bei außerordent- 
licher. So beläuft sich z.B. bei der „A.-G. Heddernheimer Kupferwerk und 
Süddeutsche Kabelwerke, Frankfurt a. Main“ der Gewinnanteil bei ordent- 
licher Abschreibung auf 15, bei außerordentlicher auf 20 %o. 

6. Wert der dem Unternehmen gehörenden Sachobjekte unter Zugrundelegung 
eines Betrages für die Einheit, z. B. bestimmt das Statut der Baltischen Ree- 
derei A.-G. in Flensburg: 

Der Aufsichtsrat erhält eine geschäftliche Vergütung von .6 300.— jähr- 
lich für jedes der Gesellschaft gehörende Schiff. 

7. Teilnahme an den Sitzungen, z. B. bei der Deutschen Hypothekenbank. 
Bisher war von der im Statut’ festgelegten Vergütung die Rede. Eine weitere 

Feststellung kann durch _ 

1. den Aufsichtsrat1) mit?) oder ohne!) Zustimmung der Generalversammlung, | 

2. die Generalversammlung) 

jährlich #) oder für die ganze®) Amtsdauer erfolgen. Wenn man sich die Ohnmacht 

einer Generalversammlung vergegenwärtigt, so laufen diese Feststellungsarten, wenn 

auch auf den ersten Blick von unterschiedlicher Wirkung, doch auf eins hinaus; man 
begibt sich in die Höhle des Löwen, um nicht zerrissen zu werden. 

In der Nachkriegszeit haben sich gewisse Typen der Vergütung alle 
Sie entsprangen dem fast täglich überstürzenden Wertschwund der deutschen Mark, 
Sie zeigten sich schon da, als man sonst noch nach dem Motto: Mark = Mark! tapfer 
und treu drauf los wirtschaftete. Man bediente sich der mannigfachsten Berech- 
nungsgrundlagen: Indices, Fremdwährung, Naturalvergütung usw. 

So sieht das Statut der Aktienbrauerei Wulle, Stuttgart, folgende Bestimmung 
vor: Jedes Aufsichtsratsmitglied erhält mit Wirkung vom 1. Oktober 1922 an eine 
monatliche feste Vergütung in Höhe von 1:12 der jeweiligen Monatsbezüge eines 
tarifmäßig festbezahlten, verheirateten kaufmännischen Angestellten auf Grund der 
höchsten Tarifklasse, derzeit D, nach den Feststellungen der Vereinigung Württem- 
bergischer Arbeitgeberverbände usw. Das Statut der Frankonia A.-G., vorm. Albert 
Frank, Beierfeld i. S. bestimmt: Der Aufsichtsrat erhält ein Fixum in Höhe des Ge- 
halts des nach dem Vorstande höchstbezahlten Angestellten. Bei der Hohenlohe 
Werke A.-G., Hohenlohehütte b. Kattowitz, wurde den Aufsichtsratsmitgliedern eine 
jährliche Vergütung von je 1t Zink bzw. Gegenwert durch Generalversammlungs- 
beschluß vom 31. August 1923 zuerkannt. 

Die Vergütung ist in der Regel für den ganzen Aufsichtsrat bemessen. Ihre 
Verteilung erfolgt meist durch Aufsichtsratsbeschluß®) oder nach Kopfteilen, wobei 

t) Bei der Lindenthaler Metallwerke A.-G. ist der Aufsichtsrat zu der Bewilligung einer 
„angemessenen jährlichen Mindestvergütung‘ an seine Mitglieder befugt. 

2) Z.B. Überlandzentrale Mansfelder Seekreis, A.-G. 

3) Z.B. Bleiwalzwerk, A.-G., Speyer, durch Beschluß der Generalversammlung nach 
Ablauf der ‚Amtsdauer. 


4) Industrie-Verwaltung, A.-G., Berlin. 
5) Z.B. bei der C. Berg A.-G., Eveking (Westf.); Deutsche Bank. 
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auf den Vorsitzenden durchweg mehr, zum überwiegenden Teile zwei, auf den stell- 
vertretenden Vorsitzenden und mit Funktionen betraute Mitglieder mehr als auf die 
übrigen, aber weniger als auf den Vorsitzenden entfallen. Bei der Herzogl. Eisen- 
und Emaillierwerke A.-G., Prunkenau, erhält der Vorsitzende und Stellvertreter je 
zwei Kopfteile, die mit Funktionen betrauten Mitglieder je anderthalb Kopfteile und 
die übrigen Mitglieder je einen Kopfteil. 

Barauslagen — allerdings kann auch die Vergütung als Ersatz dieser dienen — 
Reisekosten usw. werden in den meisten Fällen erstattet. Die Höhe der Reisekosten- - 
erstattung kann ermittelt werden: 


1. nach den aufgestellten Sätzen des Auftsichtsrates oder Vorsitzenden, 

2. nach den aufgestellten Sätzen der Generalversammlung, 

3. nach den aufgestellten Sätzen des Statuts, 

4. nach den Grundsätzen der Bestimmungen für Rechtsanwälte, Ärzte, höhere 
Beamte u. dgl. mehr. 


Die Tantiemesteuer trägt in der Regel die Gesellschaft. 

Das über die Vergütung des Aufsichtsrates Gesagte gilt gleichzeitig für den 
Vorstand, sofern sie nicht besonders vertraglich — z. B. Dienstvertrag — geregelt 
ist und für Revisoren bei gleicher Unterstellung. 


2. Verwaltungsrat. 


Neben diesen Organen findet man hier und da ein weiteres, den Aufsichtsrat 
entlastendes Organ, das dauernd oder zeitweilig in Funktion tritt. Früher war dies 
als Kontrollinstanz bei den Unternehmen eine allgemein übliche Erscheinung. 
Durch die neuerdings gesetzliche Bestimmung des obligatorischen Aufsichtsrats 
verschwanden vielfach diese Gebilde und machten der Bestimmung im Statut: Er- 
nennung von Revisoren durch die Generalversammlung oder den Aufsichtsrat 
Platz. Wo sie ihren Platz behaupteten, haben sie nur ihre Rolle mit dem früheren 
Verwaltungsrat — jetzt Aufsichtsrat — getauscht, so daß ihnen heutzutage über- 
wiegend die Erledigung der wichtigsten Geschäftsführungsakte obliegen, die dem 
Aufsichtsrat, wie an früherer Stelle schon angeführt, zufallen. Den erfolgten Rollen- 
tausch erhellt eklatant eine Bestimmung des Statuts der F. H. Hammersen A.-G., 
Hannover, die diesem Organ die allgemeinen Pflichten des Aufsichtsrats aufbürden, 
jenem die vom Gesetz zugewiesenen. 


Die Bezeichnung des Organs — Geschäftsausschuß, Ausschuß der Generalver- 
sammlung, Verwaltungsrat, Bevollmächtigte der Generalversammlung usw. — läßt 
in etwa die Zusammensetzung — wie auch seine vorhin skizzierte Tätigkeit — 


erkennen. Es repräsentiert entweder einen Ausschnitt des jeweiligen Aufsichtsrates 
oder es wird aus den übrigen Aktionären gebildet. Vereinzelt bilden solche Stellen 
ein Monopol für einige finanzielle Unternehmungsinteressenten, namentlich bei 
Umwandlung. So setzt sich das Organ bei den Färbereien und Appreturanstalten 
Georg Schleber, A.-G., — hier Ausschuß der Generalversammlung bezeichnet — zur 
einen Hälfte aus Mitgliedern der Linie Georg Schleber und zur anderen Hälfte aus 
solchen der Linie Paul Schleber zusammen. Der Ausschuß besteht aus zwei Mit- 
gliedern oder einem Vielfachen davon, welche durch die Generalversammlung ge- 
wählt werden. Beschlüsse werden nur mit Einstimmigkeit gefaßt. Kommt diese 
nicht zustande, so entscheidet die Generalversammlung durch Majoritätsbeschluß. 

Für die Qualifikation als Mitglied dieses Organs, Wahl, Ausscheidung, Ver- 
gütung usw. finden die über den Aufsichtsrat gemachten Ausführungen entsprechend 
Anwendung. 
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3. Schiedsgericht. 


Als ein weiteres Organ des Unternehmens, welches in den Statuten kaum er- 
wähnt wird, und vielleicht überhaupt nicht in Tätigkeit tritt, ist das sog. Schieds- 
gericht, dem sich Organe und Aktionäre des Unternehmens unterwerfen, zu nennen. 
Bei der Neuen Baumwollspinnerei und -Weberei A.-G., Hof, befaßt sich dieses Ge- 
richt mit allen Streitigkeiten zwischen den Organen, Arbeitern, Angestellten und 
Aktionären. Wenn der Aufsichtsrat außerstande ist, den Streit beizulegen, so wählen 
die streitenden Parteien je einen Schiedsrichter und diese einen Obmann. Kommen 
einer der Beteiligten oder die ernannten Schiedsrichter dieser Verpflichtung nicht 
nach, so stellt das Handelsgericht Hof auf Ersuchen diese. Die Richter entscheiden 
nach „richterlichem, billigem Ermessen“. Ihr Spruch ist endgültig. 


d) Willensorgan (Generalversammlung). 


Über diesen Organen, überhaupt über dem ganzen Unternehmen, thront for- 
mell die Generalversammlung. Formell; denn sie ist keine Regierung, sondern wird 
meistens regiert. Die gute Beurteilung der Leistungen des Steuermannes des Un- 
ternehmungsschiffes und seines Kontrolleurs wird ihr größtenteils abgepreßt. Sie 
ist vielfach zur Unselbständigkeit verurteilt und wird zum Spielball derer, über die 
sie regieren soll. Erwacht sie aus ihrer Narkose, dann ist es oft zu spät oder diese 
kurze Belebung ist das Symptom einer neuen Narkose. Steinitzer spricht von ihr 
als der bloßen ‚Registrierung des in der Gesellschaft bestehenden Herrschafts- 
verhältnisses“. 


1. Versammlungsort, Form und Gegenstand der Berufung. 


Ihre Abhaltung erfolgt gewöhnlich am Gesellschaftssitze, wenigstens ist dieses 
von der ordentlichen Generalversammlung zu sagen. Die Gründe, einen andern 
Ort vorzuziehen, können mannigfacher Natur sein, z. B. Saalmangel, Abhaltung im 
Gebäude der an dem Unternehmen meist interessierten, nicht am Sitze domi- 
zilierten Bank usw. Auch tritt hier und da das Kostenmoment deutlich in Erschei- 
nung. So bestimmt z.B. das Statut der Ilseder Hütte, A.-G., in Groß-Isede: 
„Generalversammlungen werden an einen Ort berufen, welcher nicht über 70km 
von Groß-Ilsede entfernt sein darf“. Durch die gesetzliche Bestimmung der nota- 
riellen oder gerichtlichen Protokollierung der Beschlüsse der Generalversammlung 
— die nur durch deutsche Beamte erfolgen kann — ist ihr Abhaltungsbereich durch 
die Landesgrenze erschöpft. Andere Orte als die des Wohnsitzes können noch im 
Statut genannt sein oder sie werden durch das Berufungsorgan bestimmt. 


Die Form der Berufung ist gesetzlich schrankenlos. Es ist also eine solche 
durch Zustellungsurkunde, posteingeschriebenen Brief, öffentliche Anschläge, öffent- 
liche Einladungen u. dgl. mehr denkbar. Aber die Voraussetzungen zu diesen Modi 
sind nicht immer gegeben. In der Regel, ganz besonders für den gezogenen Betrach- 
tungskreis, ist sie auf die öffentliche Einladung, d.h. mittels Anzeigers, beschränkt. 


Der Berufungsgegenstand einer außerordentlichen Generalversammlung ist 
sehr verschieden. Er wird letztlich stets von dem vitalsten Unternehmungsinteresse 
getragen. So bestimmt z.B. das Statut der Elektroden Talwerk A.-G., Frankfurt- 
Rödelheim,: „Ergibt sich aus der Jahresbilanz oder einer im Laufe des Geschäfts- 
jahres aufgestellten Bilanz der Verlust des dritten oder eines größeren Teiles des 
Grundkapitals, so ist der Vorstand verpflichtet,“ — gesetzlich ist er hierzu un- 
verzüglich bei einem Verluste der Hälfte des Grundkapitals — „sofort eine Gene- 
ralversammlung einzuberufen‘“. 
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Einen eigenartigen Berufungsgrund beleuchtet das Statut der Bremer Silber- 
waren A.-G., Bremen, ‘mit folgendem Wortlaut: Über Gesuche von Mitgliedern des 
Aufsichtsrates hat der Aufsichtsrat zu befinden. Lehnt der Aufsichtsrat ab, so kann 
das betreffende Mitglied Berufung einer Generalversammlung und deren Beschluß- 
fassung verlangen. | 


2. Zulassungsbedingungen und Stimmabgabe. 


Die Zulassung zur Generalversammlung ist durch die Ausweisung als Aktionär - 
bedingt. Sie ist überwiegend an die Bedingung der innerhalb einer bestimmten 
Frist zu erfolgenden Hinterlegung der Aktien bei der Gesellschaft, Bank, Notar usw. 
geknüpft. Vielfach ist noch die Aufführung nach Gattung und Nummer in arith- 
metischer Reihenfolge zur Pflicht gemacht. Die Depotscheine dienen entweder als 
Einlaßkarte zur Generalversammlung oder diese müssen innerhalb einer bestimm- 
ten Frist eingereicht werden, und es wird eine persönliche Einlaßkarte mit einem 
Vermerk über die Stimmenzahl oder eine solche mit Stimmzettel verausgabt. Im 
Statut der Lindenthaler Metallwerke, A.-G., Köln-Lindenthal, heißt es: „Aktionär, der 
seine Aktien hinterlegt hat, empfängt von der Generalversammlung eine persönliche 
Finlaßkarte nebst Stimmzettel für die ihm zukommende Stimmenzahl.“ 

Gesetzlich berechtigt jede Aktie zur Abgabe einer Stimme. Für einzelne Be- 
ratungsgegenstände hat man in der Nachkriegszeit vielfach Aktien ein mehrfaches 
Stimmrecht verliehen, in den meisten Fällen bei der 


1. Wahl und Berufung von Aufsichtsratsmitgliedern, 
2. Änderung der Satzungen, 
3. Auflösung der Gesellschaft. 


Neben der Möglichkeit, das mehrfache Stimmrecht immer zu benutzen, sieht 
z. B. das Statut der F. H. Hammersen A.-G., Osnabrück, seine Ausübung in folgenden 
Fällen vor: 


1. Wahlen in den Aufsichtsrat, 

2. Erhöhung oder Herabsetzung des Grundkapitals, 

3. Eingehung von Interessengemeinschaften mit anderen Unternehmungen oder 
Einschränkung der Selbständigkeit der Gesellschaft, sofern die Angelegenheit 
der Beschlußfassung der Generalversammlung unterliegt, 

. Änderung des Gegenstandes des Unternehmens, 

. Auflösung der Gesellschaft, namentlich auch die Veräußerung des Gesell- 
schaftsvermögens im ganzen!). 


ab En 


Das gleiche Ziel wie bei mehrfachem Stimmrecht — anfänglich als Schutz 
gegen Überfremdung gern gesehen, später aber als Begünstigungsmittel wahren 
Drohnentums erkannt — läßt sich in etwa durch die Begrenzung des Stimmrechts 
in einer Hand erreichen. Das Statut der Friedrichshütte, A.-G., Herdorf, berechtigt 
den Aktionär durch Besitz oder Vollmacht zur Abgabe von nicht mehr als 50 Stim- 
men. Bei der Tiergarten Nürnberg A.-G. kann eine Person nicht mehr als 10 Stim- 
men führen. 


3. Versammlungsleiter und Beschlußfähigkeit. 


Den Vorsitz in der Generalversammlung führt meistenteils der Vorsitzende des 
Aufsichtsrats. Ist dieser oder sein Stellvertreter verhindert, so versieht subsidiär 
das Amt eines Vorsitzenden das älteste oder sonst ein Mitglied des Aufsichtsrats oder 


1) Porzellanfabrik, A.-G., Königszelt, gewährt ihren Vorzugsaktionären ein dreifaches, un- 
eingeschränktes Stimmrecht. 
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Vorstandes. Sollte aus irgendwelchen Gründen auch kein Aufsichtsratsmitglied an- 
wesend oder kein gehöriger Vorstand vorhanden sein, so läßt man sehr häufig durch 
denjenigen Aktionär, auf dessen Namen die meisten Aktien angemeldet sind, die 
Generalversammlung eröffnen und jene sich selbst ihren Vorsitzenden mit ein- 
facher Stimmenmehrheit wählen. Das Statut der Hein, Lehmann & Co., A.-G., 
Eisenkonstruktion, Brücken- und Signalbau, Berlin, läßt sich hinsichtlich des Vor- 
sitzes von der Erwägung leiten, wer Einberufer ist. Es bestimmt: 


Vorsitz in der Generalversammlung führt . 


a) Vorsitzender des Aufsichtsrates, wenn durch Aufsichtsrat oder Vorstand 
berufen, 

 b) Aktionär, wenn auf Ermächtigunk des Gerichts durch diesen berufen, 

c) derjenige, welcher die größte Stimmenzahl vertritt oder bei Stimmengleich- 
heit der an Lebensjahren älteste Aktionär, wenn die Berufung durch 
mehrere Aktionäre erfolgt. 


Die Entscheidung über die Tragung der Kosten im Falle b und c liegt bei 
teilweiser oder gänzlicher Ablehnung der gestellten Anträge der Generalversamm- 
lung ob. 
| Dem Vorsitzenden stehen öfter Stimmzähler zur Seite und bilden mit ihm so 
die Leitung der Generalversammlung. Gültige Beschlüsse werden gewöhnlich mit 
einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. Für solche mit großer Tragweite, z. B. Ände- 
rung des Gegenstandes des Unternehmens, Eingehung von Interessenvereinigungen, 
Widerruf des Vorstandes, Kapitalmehrung und -minderung, Wohnsitzverlegung usw., 
unterliegen — außer den gesetzlichen — meistenteils noch weiteren Erschwerun- 
gen, z. B. größere Mehrheit, Einstimmigkeit, wiederholte Abstimmung, wiederholte 
Generalversammlung, Anwesenheit eines bestimmten Teiles des Grundkapitals usw. 
Ist ein Beschluß nicht. zustande gekommen, so fällt in der nächsten, gewöhnlich 
innerhalb einer bestimmten Frist anzuberaumenden Generalversammlung das Eır- 
schwernis fort. Einen besonderen Erschwernisfall für die Beschlußfassung bringt 
das Statut E. F. Schellhaas Söhne, A.-G., Bremen: Sind Vorstand und Aufsichts- 
rat über Vornahme der Abschreibungen und Rücklagen einig, so kann die General- 
versammlung diese Festsetzung nur mit einer Mehrheit von drei Viertel der ab- 
gegebenen Stimmen ändern. 

Bei Wahlen haben sich verschiedene Modalitäten herausgebildet. Sie erfolgen 
überwiegend mittels Stimmzettels mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet entweder das Los!) oder die Stimme des Vorsitzenden. Bei der 
A.-G. Eisenwerk Rothe Erde wird sich erst des Loses nach erfolgter dritter Wahl 
bedient. Im Statut dieser Gesellschaft heißt es u. a.:.... Ist die (einfache Stimmen- 
mehrheit) bei der ersten Wahl nicht erreicht, so findet eine zweite Wahl unter 
denjenigen statt, denen die beiden höchsten Stimmzahlen zugefallen sind. Ergibt 
sich auch hierbei keine einfache Stimmenmehrheit, so beschränkt sich die dritte 
Wahl auf diejenigen beiden Personen, welche die meisten Stimmen erhielten. Bei 
gleicher Stimmenzahl entscheidet endlich das Los. 


Das in der Generalversammlung niederzulegende Protokoll kann unterzeichnet 
werden: 
a) von dem Vorsitzenden, 
b) von dem Vorsitzenden und den anwesenden oder einer bestimmten Zahl 
der Aufsichtsratsmitglieder, 


1) Z.B. Concordiahütte, vorm. Gebr. Lossen, A.-G., Bendorf. 
Zeitschr. f, Handelsw. Forschg. 19. Jahrg. Heft IV. 12 
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c) von dem Vorsitzenden und den anwesenden oder einer bestimmten Zahl 
der Vorstandsmitglieder, 

d) von dem Vorsitzenden und einer bestimmten Anzahl von Aktionären, 

e) von dem Vorsitzenden und einer bestimmten Anzahl von nicht zu den Be- 
amten der Gesellschaft gehörenden Aktionären. 


e) Gewinn und seine Verteilung. 


Das Statut kann den Erfolg nicht bemessen, aber immerhin bis zu einem ge- 
wissen Grade mitbestimmen; denn letztlich ist ja der Erfolg des Unternehmens 
mehr oder weniger der Ausfluß der Güte des Statuts. Reibungsloses, schnelles und 
ökonomisches Funktionieren des Unternehmungsorganismus und seiner Organe in 
sich, auf- und zueinander sind die Grundsteine für den Erfolg und die Gradualität 
ihrer Harmonie für dessen Höhe. Der gemachte Aufwand bedingt also den Erfolg. 
Diesem Erfolgskomponenten widmet das Statut fast ausschließliche Beachtung. 
Erstes Erfordernis seiner richtigen Würdigung ist Richtigkeit seiner Erfassung. 
Er muß vor allen Dingen ein faktischer und kein fiktiver Aufwand sein und darf 
also weder über dem durch die Erreichung des einmal gewollten Zweckes ge- 
machten — ökonomisch gemußten — Aufwand liegen, noch hinter ihm zurück- 
bleiben, sondern beide müssen kongruent, ja sogar identisch sein. Hier liegt die 
Wurzel großen Übels bei den Statuten, daß sie das Mittel richtiger Aufwands- und 
damit auch Erfolgserfassung unberücksichtigt lassen. Fälle dieser falschen Er- 
fassung wurden an früherer Stelle bereits angeführt, z.B. Abschreibung. Ein solches 
Nicht-in-Rechnung-stellen kann von großer Bedeutung für das Unternehmen sein, 
namentlich, wenn sie den allergrößten Teil des Aufwandes ausmachen. Auf dieser 
abwegigen Bahn falscher Behandlung dieses Erfolgskomponenten bewegt sich eine 
nicht kleine Zahl von Statuten. 

Über einzelne Gewinnträger und ihre Anteile wurde schon an früheren Stellen 
Erwähnung getan. Eine Verteilung schlechthin ist selbstverständlich nur bei Vor- 
liegen eines Gewinnes gegeben. Über seine Art — Scheingewinne u. dgl. mehr —, 
sein Wann und Woher geflossen, bleibt für das Statut in der Regel unerheblich, 
z.B. Zahlung von Dividenden in der Nachkriegszeit, Zahlung der Tantieme des 
Aufsichtsrats aus Spezialreservefonds, wenn der verteilbare Gewinn nicht aus- 
reicht. Die Verteilung kann dem Beschlusse der Generalversammlung unterliegen 
. oder durch das Statut normiert sein. Der Verteilungsplan verkörpert dann zum 
Teil die Anteilsrechte. Er gibt Aufschluß über die Reihenfolge der Verteilung — Vor- 
zugs- oder Nachzugsdividende mit oder ohne Kumulation, prozentuale Höhe u. dgl. 
mehr. In der Praxis dominieren nun diese Arten nebeneinander in der Weise, daß 
die Verteilung teilweise nach dem Statutsplan und dem Generalversammlungs- 
beschluß vor sich geht, der ersteren aber quantitativ der Vorrang gegeben ist, so 
daß nur der nach dem Plane verbleibende Rest jenem ganz oder auch nur bis 
zu einem bestimmten Teile, z.B. 1%, Y, usw.t), häufig noch unter gewissen Ein- 
schränkungen ?), unterliegt. Hier und da ist auch eine teilweise oder gänzliche 
Verteilung aus gewissen Gründen, Dotierung von Reservefonds im weitesten Sinne, 
Abstoßung von Schulden) u. dgl. mehr nicht gestattet. 


!) Der dem Generalversammlungsbeschluß entzogene Anteil dient meistenteils als Vor- 
trag für neue Rechnung oder er wird zur Amortisation verwendet, z.B. bei der Alphons Custo- 
dis A.-G., Düsseldorf. 

2) Das Statut der Bremer Silberwaren A.-G., Bremen, schließt die Verwendung des 
Restes an Vorzugsaktionäre aus. 

3) Z.B. bei der A.-G. Eisenwerk, Rothe Erde zu Dortmund. 
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Die Modalitäten der Zahlung der Gewinne unterliegen meistenteils der Be- 
stimmung der Generalversammlung. Vereinzelt sind diese durch das Statut bereits 
festgelegt, z. B. Bismarckhütte. Im Statut dieser Gesellschaft findet sich folgen- 
der Passus: Zahlung der Dividende erfolgt spätestens vier Wochen nach Fest- 
stellung derselben durch die Generalversammlung gegen Einiieferung der Gewinn- 
anteilscheine bei der Kasse der Gesellschaft oder an den vom Aufsichtsrat be- 
stimmten Stellen, welche der Vorstand öffentlich bekannt zu machen hat. Das 
Statut der Richard Blumenfeld A.-G. sieht sogar eine Strafe von „6 1000.— für den 
Fall vor, daß die Gesellschaft ihre Verbindlichkeiten — Dividenden-, Zinszah- 
lungen — „länger als eine Woche seit erfolgter Mahnung unerfüllt lassen wird“. 


f) Auflösung. 


Über die Zersetzung und Aufteilung der Unternehmungskräfte wird in den 
Statuten wenig berichtet. Das Wenn und Aber, das sonstwie über Geschehen mit 
tödlichem Ausgang stets Anlaß heftiger Auseinandersetzung und Erwägungen ist, 
scheint hier völlig in den Hintergrund getreten zu sein. Das Omega des Statuts 
klingt durchweg in den Worten aus: Bei Auflösung der Gesellschaft kommen die 
gesetzlichen Bestimmungen zur Anwendung. 


Hier und da finden sich noch Bestimmungen über den/die Stellungsträger 
des Antrages auf Auflösung. Antragstellung kann erfolgen durch 


5 = en entweder durch Einstimmigkeit oder 

3. den Vorstand und den Aufsichtsrat, Majoritätsbeschluß, | 

4, Aktionäre, die eine von ihnen unterzeichnete Eingabe an den Vorsitzenden 
des Aufsichtsrats, den Aufsichtsrat oder den Vorstand einzureichen 
haben usw. 


Für die Beschlußfassung greifen überwiegend die bereits angeführten Er- 
schwernisse Platz, z.B. bestimmt das Statut der Friedrichshütte, A.-G., Herdorf, 
folgendes: Auflösung erfolgt, wenn sie in zwei mit mindestens vier Wochen 
Zwischenzeit aufeinander folgenden Generalversammlungen jedesmal von drei 
Viertel der sämtlichen Aktien beschlossen wird. Wird Auflösung beschlossen, so be- 
stimmt die zweite Generalversammlung mit einfacher Stimmenmehrheit die Liqui- 
datoren und deren Befugnisse. Das Statut der Alphons Custodis A.-G., Düsseldorf, 
verpflichtet u. a., daß für den Auflösungsbeschluß die Mehrheit von mindestens drei 
Vierteilen erforderlich ist, und zwar in einer Generalversammlung, die zu diesem 
Zwecke einberufen und die Hälfte des emittierten Kapitals repräsentiert. Bei Nicht- 
beschlußfähigkeit fällt das statutarische Erfordernis — Vertretung der Hälfte des 
emittierten Kapitals — für die zweite, innerhalb drei Monaten einzuberufende 
Generalversammlung fort. 


Die Wahl der Liquidatoren ist vornehmlich der Generalversammlung vor- 
behalten; selten sind diese durch das Statut bestimmt. 


Für die Verteilung sind die Rechte der Aktiengattungen wegweisend, so daß 
einzelne vorweg Befriedigung finden, wobei vielfach noch eine Verzinsung vom 
Beginn des Geschäftsjahres der Liquidationsbeschließung hinzukommt. Der restie- 
rende Teil wird stets zu gleichen Teilen verteilt, wenn alle Gattungen berücksichtigt 
worden sind, im anderen Falle nur jene, 
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III. Nachteile und ihre Ursachen. 


Wie einleitend gesagt wurde, ist das Statut der Ausgangspunkt wirtschaft- 
lichen Handelns und Bahnbrecher für seinen störungslosen Ablauf. Es soll also 
die Unternehmung bilden und gestalten. Das freie Willensspiel muß notgedrungen 
Einengungen erfahren. Nur was dem Unternehmen Leben gibt, fördert und erhält, 
ist für das Statut berücksichtigungswert und aufnahmepflichtig. Alles Gegen- 
teilige, was das Leben des Unternehmens mehr oder weniger gefährdet oder ganz 
in Frage stellt, ist auch, aber nur insofern der Berücksichtigung wert, als es bei 
der Sondierung als aufnahmewidrig erkannt werden muß. Das Statut soll also 
organisch für und auf das Unternehmen wirken. 

Bei Anlegung der Richtschnur an die Statuten im besonderen decken sich dem- 
nach die Begriffe normal und organisch einerseits und anormal und anorganisch 
' andererseits. Beide, normal und anormall), können die Unternehmung dauernd 
oder zeitweilig im Banne halten. Im ersten Falle könnte man von konstantem 
Normalen und Anormalen sprechen, im letzten von variablem. Außerdem sind 
sie, wie bereits hervorgehoben, vielartiger Erscheinung. Zum überwiegenden Teile 
rekrutieren sie sich aus Gesetz und betriebswirtschaftlicher Anschauung. Immer- 
hin wirken auch noch andersartige Einflüsse mit. Oft treten diese sogar in den 
Vordergrund und werden zum Mittelpunkte des Allgemeininteresses. Aber stets 
müssen sie die Tore — Gesetz und betriebswirtschaftliche Anschauungg — pas- 
sieren, wo ihrer eigentlich eine scharfe Kontrolle warten sollte. Hier Gesetzgeber — 
dort Kostenrichter. Gesetz und betriebswirtschaftliche Anschauung sind also die 
Elemente des Statuts. Sie sind das A und Z für die Aufnahmefähigkeit. Die Ur- 
sache der Qualitätsminderung des Statuts, der Nachteile schlechthin, ist somit die 
planlose oder planvolle, aber leichtsinnig durchgeführte Kontrolle zur Pre 
eines ökonomischen Statuts. 

Nachteile von weittragendster Bedeutung wurden bei früherer Gelegenheit 
schon hervorgehoben. Allerdings wurde sich nur auf die typischen Erscheinungen 
beschränkt. Von der großen Linie soll auch weiterhin nicht abgewichen werden. 


1. Nachteile und Ursachen durch das Recht. 


Die Aktiengesellschaft braucht gerade nicht mit Stolz auf ihre sturmbewegte 
Jugendzeit zurückzublicken. Der Sturm trat nicht an sie heran. Sie war viel- 
mehr selbst das Wetterloch. 

Ihrer fabelhaften Existenz und ihren oft märchenhaften Heldenstückchen wurde 
in etwa ?) ein Ende bereitet, als sich die Nemesis der Hilfesuchenden und bis zum 
gewissen Grade — Bedürftigen annahm. Schutz den Gläubigern! war das Motto. 
Von diesem Grundsatze ist das Gesetz heute noch überwiegend beselt. Es ist eine 
ungeheuere Massenarbeit mit generalisierendem Einschlag, eine Uniformierung 
großen Stils unter teilweiser Verkennung des durch die Natur Gegebenen, Unbeein- 


1) Eigentlich birgt das Wort ‚„anormal‘“ einen gewissen Widerspruch in sich. Der natür- 
liche Ablauf der gesamten Wirtschaft, d.h. der ohne jeden Zwang von seiten des Wirtschafts- 
subjekts, vollzieht sich normal und nur so. Die beiden Pole — Angebot und Nachfrage — 
bilden hier die Gleichung. Die Minimal- und Optimalgrenze sind durch diese Gleichung scharf 
umrissen. Sie sind identisch. Die Summanden der Glieder der Gleichung können unter sich 
und wechselseitig miteinander variieren. Die Relation bleibt jedoch stets gewahrt. Die Sum- 
manden bedingen sich also wechselseitig. Hier liegt die Quelle des Anormalen. Es wird durch 
das Nichtkennen der Bedürfnisse der Gesamtwirtschaft von der Einzelwirtschaft — also der 
Unternehmung — hervorgerufen. 

4 ?) Finanzierungskünste in der Nachkriegszeit lassen hier und da den Jugendgeist wieder 
aufleben. 


” 
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flußbaren. Der gute Wille des Gesetzgebers ist durchaus nicht zu verkennen. Doch 
ist er in seiner Pflicht, den Übeln abzuhelfen und den bösen Geist aus der Jugendzeit 
zu bannen, zu weit gegangen. Er generalisierte, wo spezialisiert werden mußte. 
Die Schößlinge des Urtypus mit ihrem spezifisch wirtschaftlichen Gehalt sind in 
ihrer Bewegung stark gehemmt. Sie werden gesetzlich zu dauernden Aufwendungen 
gezwungen, die nach ihrer wirtschaftlichen Struktur gänzlich unangebracht sind und 
verpuffen, ohne eine andere Wirkung als das beruhigende Gefühl hinterlassen zu 
haben, daß man dem Gesetz eben genügt hat. Das gesetzliche Einheitskleid ent- 
sprach zum Teil durchaus nicht ihrem andersartigen Gliederbau und Kräfteverhält- 
nis. Konfektionsware kann eben keine Maßarbeit sein. Das Individuelle verschaffte 
sich aber doch vereinzelt in stetem Kampf mit dem Recht Luft. Sontag findet „kaum 
ein Gebiet so geeignet, den Zwiespalt zwischen dem theoretischen Wollen des 
Gesetzgebers und der praktischen Handhabung der durch das Gesetz geregelten 
Materie aufzuhellen, als das Aktienrecht“. Kämpfe entstehen vor allem um Gegen- 
stände des größten Mangels. Sie müssen dem Gesetzgeber zu denken Veranlassung 
geben, eine Arbeit, die in mehr oder weniger großer Qualität und Quantität von 
dem — ungetreuen, widerwilligen Untertanen — Unternehmen vorgeleistet wurde. 
Der prekären Lage wird der Gesetzgeber allerdings nie vollkommen gerecht werden, 
es sei denn, daß die generell wirkenden, das Individuelle des Unternehmens ver- 
kennenden Fesseln fallen. Eine gesunde betriebs- und wirtschaftliche Einsicht wäre 
für die andere Seite wohl erstes Erfordernis. Das nicht genügende oder vielleicht 
auch Nichtvorhandensein darf für den Gesetzgeber kein Entweder — Oder bedeuten; 
also hier das Verfallen in den alten Fehler. Das Gesetz stagniert nur, das Unter- 
nehmen pulsiert. Bedingung ist also eine Weitmaschigkeit, die alle Eigenarten 
vollends zur Geltung kommen läßt. _ 

Nicht immer hält der auf Anormalem fußende Gesetzeswille die Unternehmung 
in dauerndem Banne. Hier und da verschwindet das Damoklesschwert. Das 
Anormale wird zum zeitweiligen Normalen. Das Unternehmen in dauernder Be- 
wegung auf der Typenachse begriffen, läßt das konfektionelle — gesetzliche — Ge- 
sellschaftskleid zur Maßarbeit werden. 

Das Erkennen des konstanten und variablen Anormalen ist für das Statut von 
allergrößter Wichtigkeit. Mit dem bloßen Erkennen ist es aber nicht genug. Er- 
kennen eines Mangels erheischt dessen Beseitigung. Hier ist aber der Statuts- 
aufsteller im großen und ganzen zur Tatenlosigkeit verurteilt. Durch seine nur 
mittelbare Zustimmung zum Gesetz hat die Angelegenheit, ob gut oder schlecht, 
für eine oft lange Zeitspanne sein Bewenden gefunden. Seine Verbesserungs- 
vorschläge durch immerwährendes Bohren an dem harten Burgverließ des Gesetz- 
gebers können — vielleicht — Erfolg haben. Sonst muß er das Statut und sein Unter- 
nehmen dem gütigen Geschick überlassen, bis auch der Gesetzgeber zur Einsicht 
kommt, seinen Willen, der ihm anfänglich kühn und gut schien, als nunmehr rück- 
ständig geworden zu bezeichnen. 


2. Nachteiliges durch betriebswirtschaftliche Anschauung. 


So hart auch die Lage des Statuts in dieser Hinsicht ist, um so mehr gilt es, 
von den Schranken des Gesetzes ab dasselbe in betriebswirtschaftlichen Einklang 
zu bringen und zum zuverlässigsten Führer für den gefahrvollen Unternehmungs- 
weg zu stempeln. Hierin ist es sein eigener Richter. Seine hohen Fähigkeiten 
drücken sich im Erfolge des Unternehmens aus, der sich um so größer gestaltet, als 
ein Minimum an Aufwand einem Optimum an Ertrag gegenübersteht. Die beiden 
Erfolgskomponenten können allerdings durch das Statut in ihrer ganzen Aus- 
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dehnung nicht scharf umrissen werden. Sie entspringen ja erst zum allergrößten 


Teile in der Anpassung an den zu erfüllenden Zweck des Unternehmens. Doch zeigt 
das Statut schon Ansätze von Aufwand und — vom Standpunkt des Unternehmens 
gesehen, mittelbarem — Ertrag. Es scheint aber, als ob man hier den umgekehrten 
Paß des Homo öconomicus einschlagen will. Mit den Aufwendungen wird nicht 
gegeizt. In langen Ausführungen legt das Statut Zeugnis seiner Freigebigkeit ab und 
findet nur bescheidene — in ihrer Präzision noch äußerst mangelhafte — Worte 


seiner Ansprüche; gewöhnlich Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes, die aber bei 


dem großen Wirkungskreis jenseits des Unternehmens keinen allzu hohen Grad er- 
langen kann. Die Toleranz des Statuts geht so weit, daß es — bereits gut ver- 
gütete — erfolglose Tätigkeiten prämiiert und für — emsige — Untätigkeit be- 
trächtliche Belohnungen aussetzt. Die Kausalitäten für den Erfolg des Unternehmens 
bleiben im größten Maße ohne Erörterung. Die äußeren scheinen für es überhaupt 
nicht zu bestehen und für die inneren hat es überwiegend eine naive Vorstellung. 
So sind auch die Aufwendungen zum erheblichen Teile als vertan anzusprechen; 
sie entbehren des Abwägens, der entsprechenden gerechten Gegenleistung. ‚Der 


tatsächliche Effekt,“ so sagt Warschauer, „besteht .... meistenteils ... nicht in 
dem zu wahrenden Schutze eines... .. Unternehmens, sondern ... vielfach nur in der 
Erschließung von Einnahmequellen zugunsten ... Unbeteiligter.“ 


Das Statut bekundet dem Aufwandsposten gegenüber, soweit er überhaupt dort 
Berücksichtigung findet, einen gewissen Grad wirtschaftlicher Resignation, ge- 
paart mit der Ansicht, den sich rein natürlich auswirkenden Aufwandsstrom an be- 
liebigen Punkten — z. B. Abschreibungen — unökonomisch einzudämmen und/oder 
zu erweitern. Beide betriebswirtschaftlich widersinnigen Manipulationen wirken 
störend auf den Erfolg. Sie lassen einmal den Ertrag geringer erscheinen, als er 
faktisch ist und ein andermal über den tatsächlich erstandenen Ertrag hinaus- 
schießen. Hier Entfernen von der Kompensationslinie, dort Annäherung. 

Das Statut zollt so den auf das Unternehmen anstürmenden Gefahren wenig 
Achtung und ist für den hemmungslosen — ökonomischen — Lebensverlauf nicht 
sonderlich besorgt. Sein ganzes Verhalten gipfelt in dem grandiosen Pessimismus: 
„Dem Zukunftsblick ... bleibt alles fragwürdig, an jeder Biegung dreifach, vierfach, 
ohne Wegweiser gabeln sich die Straßen und wir wissen nur dies: Eine jede ist 
die falsche, mit Ausnahme — vielleicht — der einen!).“ Es offenbart somit ein 
Phlegma durch sein „gemütliches Führen‘ des Unternehmens über den oftmals zu 


großer Besorgnis eigentlich Veranlassung gebenden Weg, der auf einer in höchstem 


Grade eigenartigen Lebensanschauung beruht und seinesgleichen suchen kann. 


IV. Forderungen. 


Der Gesetzgeber spricht von dem Statut als dem Regulator der inneren und 
äußeren Verhältnisse eines Unternehmens. Hieraus ergeben sich betriebswirtschaft- 
schaftlich Gesichtspunkte von allergrößter Bedeutung. Ob dies dem Gesetzgeber 
bei der Begriffsbestimmung des Statuts oder, besser gesagt, bei dem Statutssoll 
vorschwebte, soll dahingestellt bleiben. Betriebswirtschaftlich trägt demnach das 
Statut rein individuellen Charakter. Es ist Speziesware und soll also wie feinste 
Maßarbeit die Glieder des Unternehmens umspannen. Das schließt aber immerhin 
doch nicht aus, daß die Benutzung eines altbewährten Schemas ohne jede Einschrän- 
kung die gleichen Erfolge zu zeitigen vermag; paßt doch nicht schon manchmal ein 
feiner Maßanzug einem Dritten, wie auf seine Figur ureigenst zugeschnitten. Es sind 


1) Rathenau a.a.0. 


ne 
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dies jedoch äußerst seltene Ausnahmen, und ein solches Hasardieren mit dem so 
empfindlichen Unternehmungsorganismus und seiner geradezu auf dem Spiele 
stehenden Existenz muß als sehr gewagt bezeichnet werden. 

Die Devise ist nun: Projizierung aller Verhältnisse, der gegenwärtigen sowie 
der zukünftigen, in das Statut. Die erschöpfende Lösung dieser Aufgabe ist schier 
unmöglich. Sie scheitert von vornherein zum gewissen Grade an dem Blindsein 
vor allem Geschehen in der Zukunft, die sich mit einem fast undurchsichtigen 
Schleier umgibt. In sie hineingebettet schlängelt sich der Weg des Unternehmens. 
An seinem Ausgangspunkte ist er klar erkennbar, seine Breite und Beschaffenheit 
liegt dem Statutsaufsteller untrüglich vor Augen. Es ist ein Leichtes — aber pri- 
märes, zwingendes Erfordernis —, hier den gegebenen Umständen voll und ganz 
Rechnung zu tragen. Mit weiterem Entfernen vom Ausgangspunkte wird die Weg- 
zeichnung schwächer, verblaßter. Er ist hier breit, da schmal, bald eben, bald un- 
eben, teils von schwer zu nehmenden Hindernissen durchsetzt, teils macht er das 
Wandern zur wahren Freude. Ein gewisser Rhythmus der Wegbeschaffenheit hebt 
sich deutlich hervor. Bald ist dem Unternehmerauge die Aussicht durch undurch- 
sichtiges Dunkel genommen. Hier ist der Scheidepunkt. Von dem Statut als Führer 
erwartet man nun eine Ausrüstung, welche die sichere Führung bis zu diesem 
Punkte hemmungslos ermöglicht. Wo dieser Punkt liegt, ist lediglich Tatfrage. Er 
kann dem Ausgangspunkte nahe liegen, aber auch sehr weit davon entfernt sein 
und ist das sicherste, nie fehlgehende Instrument zur Beurteilung der Führereignung. 
Das Hinausschreiten über diesen Punkt erfordert zum allerwenigsten die gleiche 
Elastizität wie bei der Hindernisnehmung des bereits zurückgelegten Weges. 

Die Vielheit der Hemmungen — vor allen Dingen der in der Zukunft liegen- 
den — sind für das Statut und das seiner Führung anvertraute Unternehmen 
besorgniserregend. Ihre Wirkung abzuschwächen und sie auf die kleinstmögliche 
Basis zu bannen, ist vornehmlich der Anspruch des Statuts. Ihr Fundament wird 
hierdurch größer und fester und gestaltet das an und für sich schon gefahrvolle 
Leben des Unternehmens um so ungefährlicher. Dieser Anspruch wird sich vielleicht 
den Vorwurf eines durchaus spielerhaften Begehrens nicht ersparen können. Wie 
dem auch sei, es ist jedoch anzuerkennen, daß das Statut wie ein zweischneidiges 
Schwert wirkt, das mit größter Vorsicht gehandhabt sein will. Seine grundverschie- 
denen Wirkungen: Hier Aufstieg, Wohlstand — dort Stillstand, Abstieg, Unter- - 
gang, heben die Pflicht der großen, nie vertanen Sorgfalt für das Statut in hellstes 
Licht und gewährt ihm auch für den Vorwurf der Spielerei keinen Freibrief; wohl 
aber die gar nicht zu unterschätzende Genugtuung, durch sie — die Spielerei — 
bereits volle Bedürfnisbefriedigung erlangt zu haben. 
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Wenn sich das Handwerk im Konkurrenzkampfe wirkungsvoll behaupten will, 
ist es gezwungen, sich nach den Anforderungen rationellster Betriebsführung um- 
zustellen. Während es eine umfangreiche Literatur gibt, die der Großindustrie die 
neuen Methoden vermittelt, fehlte es an Büchern und Zeitschriften, welche beson- 
ders die betriebswirtschaftlichen Bedürfnisse und Verhältnisse des Handwerks 
berücksichtigen. 1919 ist vom Reichsverband des deutschen Handwerks ein For- 
schungsinstitut für rationelle Betriebsführung im Handwerk e.V. mit dem Sitz in 
Karlsruhe gegründet worden. Der wissenschaftliche Berater des Instituts und der 
Schriftleiter der Zeitschrift „Betriebsführung“ ist der Verfasser des vorliegender 
Buches. (Eine andere Arbeit, die aus dem Forschungsinstitut hervorgegangen ist, 
ist die Schrift Dr. Rößles, „Die Grundzüge der handwerklichen Selbstkostenrech- 
nung“.) Es ist eine zusammenfassende Darstellung der wichtigsten Belehrungen 
über die technische Betriebswirtschaft. Diese Schrift konnte natürlich nicht auf den 
einzelnen Handwerksbetrieb eingehen, um so weniger, als sie auch für Gewerbe- 
lehrer und sonstige im Interesse des Handwerks tätige Personen bestimmt ist und 
nur das Allgemeingültige und Grundsätzliche festlegen wollte. Auf dieser Grund- 
lage läßt sich erst in der Richtung von Spezialbehandlungen der einzelnen Gewerbe- 
zweige fruchtbar weiterbauen. 

Der Verfasser geht den Einflüssen nach, welche auf die Höhe des Material-, 
Fertigungs- und Verwaltungsaufwandes wirken, und behandelt im Abschnitt „Ferti- 
gungswirtschaft‘‘ besonders eingehend den Fragenkomplex: Unter welchen Voraus- 
setzungen bedeutet der maschinelle Betrieb eine Verbilligung der Produktion? 

Im letzten Abschnitt prüft er, inwieweit Taylorsche Methoden im Handwerk 
und in kleineren Betrieben nutzbringende Anwendung finden können. 

Eine Fülle von Bildern und Beispielen veranschaulicht das Dargestellte. 

De. 


Mombert, Paul. Einführung in das Studium der Konjunktur. Zweite, 
verbesserte und vermehrte Auflage. Gloeckners Handels-Hochschul-Bibliothek, 
Bd. 12. Leipzig 1925. 275 Seiten. 


Der Ausbruch des Weltkrieges hat die Reihe der sich organisch aus der kapi- 
talistischen Produktionsweise heraus entwickelnden Wirtschaftsschwankungen ab- 
geschlossen. An ihre Stelle ist ein andersgearteter, wesentlich von außerwirt- 
schaftlichen Ursachen abhängiger Konjunkturtypus getreten. Die wissenschaftliche 
Behandlung der wirtschaftlichen Zyklen in Deutschland hat mit der wachsenden 
zeitlichen Entfernung von ihrem ursprünglichen Gegenstande, den rein wirtschaft- 
lichen Wechsellagen, sich anderen Aufgaben als bisher zugewendet. Die Fülle 
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von Monographien, die früher überwog, ist fast ganz zurückgetreten. Sie entsprach. 
der Darstellung eines noch in der Entwicklung begriffenen aktuellen Stoffes. Der: 
ausgesprochene Mangel an zusammenfassenden Werken ist dagegen in den letzten 
Jahren durch das Erscheinen der Schrift von Röpke über „Die Konjunktur“ und 
des ausgezeichneten Aufsatzes von Spiethoff über „Krisen“ im Handwörterbuch 
der Staatswissenschaften behoben worden. Ihnen steht das bereits 1921 in erster: 
Auflage erschienene Buch von Mombert „Einführung in das Studium der Kon- 
junktur“ zur Seite. Durch die Formulierung des Themas wie durch seine Ein- 
reihung in die Gloecknersche Sammlung weist es schon äußerlich ausgesprochen 
pädagogische Absichten auf. Mombert setzt damit die bereits mit dem Lesebuch 
über Krisentheorien (herausgegeben von Diehl und Mombert) beschrittene Linie 
fort. Eine eigene strenge Konjunkturtheorie zu geben, lag wohl kaum in seinem 
Plane. Dafür gibt er aber eine für Lehrzwecke wie kaum eine andere geeignete, 
kenntnisreiche Darstellung des gesamten Gebietes in ruhiger und sachlicher Form. 

Ausgehend von den Beziehungen zwischen den Wechsellagen und der modernen 
markt- und verkehrswirtschaftlichen Organisation vermittelt Mombert in einem 
ersten Abschnitt einen Überblick über die Lehrmeinungen der Krisentheorie. Viel- 
leicht würde hier ein näheres Eingehen auf Vertreter der mathematischen Schule 
wie Schumpeter und Vogel, auch auf neuere amerikanische Arbeiten, z.B. die 
Irving Fishers, dem wissenschaftlichen Gewicht dieser Theorien entsprochen haben.. 

Der folgende Abschnitt enthält eine kursorische Geschichte der Konjunkturen 
in Deutschland seit der Reichsgründung, die im Gegensatz zu den meisten anderen 
Darstellungen bis zur Stabilisierungskrise der Jahre 1924/25 durchgeführt ist. 
An Hand reichhaltiger statistischer Angaben geht Mombert den Wirkungen der 
Wechsellagen auf den einzelnen Gebieten des wirtschaftlichen und sozialen 
Lebens nach. | 

Das letzte Kapitel behandelt die Konjunkturprognose und Konjunkturpolitik. In 
ihm scheint mir jenseits seines pädagogischen Wertes die eigene wissenschaftliche 
Bedeutung des Buches zu liegen. Es ist auffallend und kaum zu verstehen, daß 
sich in der umfangreichen Konjunkturenliteratur keine einzige streng theoretische 
Untersuchung der Konjunkturpolitik findet. Man hat wohl auch bisher den 
Theorien gutgemeinte Besserungsvorschläge angehängt, aber eine mit dem Begriffs- 
apparat der Wirtschaftswissenschaft durchgeführte Sichtung der Mittel zur Beherr- 
schung und Lenkung der Konjunkturen fehlte völlig. Sehr im Unterschiede hierzu 
hat sich in der amerikanischen Nationalökonomie schon seit längerer Zeit das 
praktische wie theoretische Interesse ganz ausgesprochen der Konjunkturprognose 
und Konjunkturtherapie zugewendet. Die Bearbeitung dieser Materie ist um so 
dringender, als die ungeklärten weltwirtschaftlichen Beziehungen, das ungelöste 
Problem der Transferierung usw. in der nächsten Zukunft erhebliche wirtschaft- 
liche Schwankungen erwarten lassen, die eine bewußte und zielsichere Konjunktur- 
politik notwendig machen. 

Als einen Abschluß kann man die Mombertsche Darstellung freilich noch nicht 
betrachten. Immerhin ist es ein Verdienst, das Gebiet der Konjunkturpolitik erst- 
malig umgrenzt und gesehen zu haben. Was Mombert gibt, ist im wesentlichen 
eine Zusammenstellung der bisher angewendeten kleinen. Mittel. Es fehlt eine 
Behandlung der konjunkturpolitischen Vorschläge, welche auf die völlige Beseiti- 
gung der Konjunkturen durch eine grundsätzliche Änderung der Wirtschaftsorga- 
nisation oder des Geldwesens hinzielen, wie z. B. des Planes von I. Fisher, durch. 
eine Stabilisierung der Kaufkraft des Geldes und des Preisniveaus die industriellen. 
Zyklen zu beseitigen. 
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Den Betriebswirtschaftler insbesondere interessiert das Kapitel über die pri- 
vate Unternehmung im Wandel der Konjunktur, das einen Beitrag zu der bisher 
vernachlässigten betriebswirtschaftlichen Konjunkturkunde gibt. In sehr instruk- 
tiven Darlegungen wird die Abhängigkeit der verschiedenen Gesellschaftsformen 
vom Geld- und Kapitalmarkt, in dem nach Mombert der Ausgangspunkt der Krisen 
zu suchen ist, aufgewiesen. Nach den Beziehungen, die zwischen der Höhe des 
Absatzes und den Produktionskosten bestehen, wird die Konjunkturempfindlichkeit 
der einzelnen Unternehmen erklärt. Als maßgebend erweist sich hierbei die Kapi- - 
talzusammensetzung, die Größe des stehenden Kapitales, das Verhältnis der fixen 
und proportionalen Betriebskosten, ferner die Eigenart der Produktionsstoffe, des 
Absatzes usw. Eingehend gewürdigt werden hierbei die betriebswirtschaftlichen Vor- 
züge der Hausindustrie bei Konjunkturumschlägen und die Bedeutung der Dividen- 
den- und Bilanzpolitik für die innere Festigung der Unternehmungen gegenüber den 
Krisengefahren. Dr. Alfred Müller. 


Kuczynski, R. Deutschland und Frankreich. Ihre Wirtschaft und Politik 
1923/24. Berlin, Verlag von R. B. Prager, 1924. 411 Seiten. 


Das Buch enthält Aufsätze namhafter Deutschen und Franzosen (darunter die 
Professoren Lujo Brentano, Friedrich Aereboe, Rudolf Neerwarth, J. Jastrow, Charles 
Gide) über die wirtschaftliche Lage, die Finanzen, die Reparationen, die Ernährungs- 
frage, die Lebenshaltung und Löhne, die Arbeiterfrage, die Bautätigkeit und den 
Grundstücksmarkt in beiden Ländern. De. 


Planitz, Prof. Dr. Hans. Die Rechtswissenschaft der Gegenwart in 


'Selbstdarstellungen. Leipzig, Verlag von Felix Meiner, 1925. 235 Seiten. 
 10.—. 


Dieser zweite Band enthält die Biographien von Ernst Beling, Erich Brodmann, 


Carl Crome, Max Hachenburg, Robert von Hippel, Paul Krüger, Max Rümelin, 
Carl Stooß. | De. 


Fischer, Richard, von der Handelskammer Leipzig Öffentlich bestellter und ver- 
eidigter Diplombücherrevisor (V.d.B.). Kalkulation und Betriebsorga- 
nisation. Band VI von Lindes kaufmännischer Bücherei. Berlin, Industrie- 
verlag Spaeth & Linde, 1925. 112 Seiten. Preis M 3.—. 


Unter Betriebsorganisation versteht der Verfasser die Bildung von Rechnungs- 
stellen zur Feststellung der richtigen Abteilungszuschlagskosten für die Kalkulation. 

Die Darstellung der Selbstkostenrechnung lehnt sich bis in die Einzelheiten an 
den „Grundplan der Selbstkostenberechnung‘“ an, der vom Ausschuß für wirtschaft- 
liche Fertigung im Verein deutscher Ingenieure herausgegeben ist. Der Aufbau und 
die Schemata sind dieselben. Das Bändchen ist höchstens eine kurze Erläuterung 
dieses trefflich ausgearbeiteten und fein durchdachten ‚„Grundplans“, der ihrer 
übrigens gar nicht bedarf. De. 


Reichel, Dr. Kurt, Diplomkaufmann. Die Lohnabteilung. Band III von Lindes 
kaufmännische Bücherei. Berlin, Industrieverlag Spaeth & Linde, 1924. 
Der Verfasser gliedert seine Arbeit in I. Arbeiterannahme und Einstellung, 


[I. Ermittlung der Arbeitszeit, III. die Lohnabrechnung, IV. die Bureaumaschinen in 
der Lohnabteilung. 


Die Darstellung ist in keiner Weise eigenartig. 
Für den Theoretiker wie für den Praktiker wären Zusammenstellungen des 
gesamten Lohnzettelformularwesens einzelner Betriebe anschaulicher und wertvoller 
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als diese Beschreibung einiger möglichen Formen, etwa einer Lohnzusammenstel- 
lungs- oder Auszahlungsliste, die je nach der Ausgestaltung des sonstigen Zettel- 
wesens überflüssig ist und, losgelöst aus einer Organisation, kein Urteil über ihre 
Zweckmäßigkeit gestattet. Da ‚lange Praxis eingehende Kenntnisse des Stoffgebie- 
tes“ denı Verfasser vermittelte, hätte er das Zeug zu einer befriedigenderen Lösung 
dieser Aufgabe gehabt. De. 


Gaster, Studiendirektor Dr. B., Mitglied des amtlichen Einigungsausschusses für die 
deutsche Einheitskurzschrift. Leitfaden zur schnellen Einführung in 
die amtliche Einheitskurzschrift für Anhänger der Systeme 
Gabelsberger und Stolze-Schrey. Berlin, H. Apitz. 24 Seiten. Preis #%1.—., 


Der vorliegende Leitfaden ist nur für diejenigen bestimmt, die bereits nach 
einem der beiden Systeme stenographieren können. De. 


Lenz, Dipl.-Ing, Oberregierungsrat und Mitglied des Reichspatentamtes. Die 
Rechenmaschinen und das Maschinenrechnen. I.Auflage. Berlin, 
Verlag von B.G. Teubner, 1924. 


Das Buch ist nicht für Fachleute bestimmt, sondern wendet sich an solche 
Leser, die sich über die auf den Markt gebrachten Rechenmaschinensysteme und 
ihre Eigenschaften, insbesondere auch über ihre Eignung für die verschiedenen 
Arten der Rechnung unterrichten wollen. De. 


Faulenbach, Dr. Rudolf. Mengenverrechnung in der Industrie Barmer 


Artikel. I. Heft des Betriebswirtschaftlichen Archivs. Leipzig, G. A. Gloeckner, 
1924. 96 Seiten. 


Im Verlaufe der Darstellung der Rohstoffe, des Erzeugungsherganges und der 
Fabrikate lernen wir in großen Umrissen die Aufgaben und Bedingtheiten der Selbst- 
kostenrechnung in der Industrie Barmer Artikel kennen. Die Waren gliedern sich in 
Mode- und Stapelartikel; nach der Warengattung ist der Zweck der Kalkulation ein 
verschiedener. Für Modeartikel bedingt das Fehlen von Marktpreisen und die kurze 
Lebensdauer eines Artikels für den Betrieb die Preiskalkulation; die Stapelartikel 
fabrizierenden Betriebe können sich infolge der Massenfabrikation gleichartiger 
Produkte und des Vorhandenseins von Marktpreisen auf eine weitgehende Betriebs- 
kontrolle einstellen, während die fortgesetzten Änderungen der Fabrikation in Mode- 
artikeln den Aufwand der Schaffung der genauen Unterlagen nicht rechtfertigt. 

Es werden auf Grund fortgesetzter Erhebungen Durchschnittssätze für die Län- 
gen- und Gewichtsminderung der Rohstoffe (Baumwoll-, Leinen-, Seiden- und 
Kunstseidengarne) durch den Produktionsprozeß ermittelt und durch den Vergleich 
von Rohstoffaufwand und Leistung nach Partien oder für bestimmte Perioden die 
Stoffwirtschaftlichkeit des Betriebes festgestellt. 

Für die Kontrolle der Intensität der Arbeitskraft errechnet der Verfasser Lei- 
stungsmittelwerte auf Grund einer stetigen Gegenüberstellung des Arbeitszeitauf- 
wandes und der Leistungsmenge. 

Natürlich erstreckt sich die mengenmäßige Aufwanderrechnung nur auf die 
proportionalen Material- und Lohnkosten. 

Die Basierung der Selbstkostenrechnung auf einen mengenmäßigen Vergleich 
ist dazu geeignet, die möglichen Störungen durch die Geldentwertung und die 
Materialpreis- und Lohnsteigerung zu eliminieren. Auch für die retrograde Methode 
der Aufwandserfassung in der monatlichen Erfolgsrechnung ist die Kenntnis solcher 
Normalziffern von großer Bedeutung; sie gestatten in kurzer Zeit die Feststellung 
des Aufwandes der verkauften oder auf Lager genommenen Waren. 
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Die Ausführungen des Verfassers sind klar und beweisen eine eingehende Be- 
schäftigung mit der Materie und eine genaue Kenntnis der Produktionsverhältnisse 
in der Industrie Barmer Artikel. De. 


Jahrbuch für Deutschnationale Kaufmannsgehilfen. 1925. Hamburg,  Han- 
seatische Verlagsanstalt. 260 Seiten. 


Nachdem die Verhältnisse der Inflationszeit das Erscheinen des Jahrbuchs zwei 
Jahre lang unmöglich gemacht hatten, kommt es jetzt in veränderten Gestalt wieder 
heraus: es hat die Merkmale des Kalenders an das inzwischen vom gleichen Ver- 
bande herausgegebene ‚„Merkbuch“ abgegeben und befaßt sich dafür mehr mit den 
allgemeinen Zuständen und Problemen des Jahres. 

Den allgemeinen Betrachtungen über Persönlichkeit, soziale Verhältnisse, das 
Wesen des Kaufmannsstandes usw. wird durch den Hinweis auf Goethe ein ver- 
bindender Gedanke gegeben. Der Aufsatz über die Geschichte des deutschen Kauf- 
mannsgehilfen von J. Bucher zieht ebenfalls seine Grenzen nach den Lebensjahren 
Goethes und gliedert sich in drei Perioden, die den Abschnitten: Goethes Jugend, 
Mannesjahre und Alter parallel laufen. 

Die Nöte, Hoffnungen und Aufgaben des deutschnationalen Kaufmannsgehilfen 
— zumeist solche des Deutschen überhaupt — stellt der Vorsteher des Verbandes, 
Hans Bechly, in einem größeren Aufsatz über „Volk, Staat und Wirtschaft“ dar. Er 
setzt sich darin mit den teilweise schon weit zurückliegenden Ursachen der Uneinig- 
keit der Deutschen in Politik und Wirtschaft auseinander. Die Anfänge der heutigen 
Zerrissenheit sieht der Verfasser schon in den Gegensätzen, die zum Kulturkampf 
und zum Sozialistengesetz führten. Diese Gegensätze wurden verschlimmert durch 
die Entwicklung der Volkswirtschaft, die im Laufe des 19. Jahrhunderts zu einer 
materialistischen Gesinnung führte. An die Stelle der Liebe und Freude an der 
Arbeit trat eine allgemeine Erbitterung, die zum Grundübel wurde und im Staat nur 
noch die Gewalt der Machthaber — der Industriellen — erblickte. So trennte jede 
Maßnahme von oben herab, anstatt zu verbinden. Unter diesen Umständen kehrte 
die Revolution, der ja ein großer Mann fehlte, die Sachlage einfach um, ohne den 
Geist zu ändern. Im zweiten Teil seiner Arbeit setzt sich der Verfasser mit der 
Wirtschaft auseinander, die heute der ausschlaggebende Faktor des gesamten Lebens 
ist. Er wendet sich gegen die Rücksichtslosigkeit der Arbeitgeber, für die er eine 
Reihe von Beispielen anführt. Er wendet sich gegen die Interessenpolitik überhaupt 
und fordert Zugeständnisse von beiden Seiten auf der Grundlage gegenseitigen Ver- 
trauens. An der Verwirklichung dieses Zieles mitzuarbeiten ‚von einer höheren 
Warte als vom Schlagwort und vom materiellen Interesse aus“, das soll die Aufgabe 
der deutschnationalen Kaufmannsgehilfen sein. 

Ergänzt wird dieser Aufsatz über die allgemeine Lage durch einige kleinere 
Abhandlungen über spezielle Wirtschaftsfragen, wie die über „Gold und Geldwert“ 
von Dr. Jahn, der die Vorzüge eines Systems von Indexwährungen vor der Gold- 
währung darlegt, dabei aber zu dem Schlusse kommt, daß auch dieser Maßstab nicht 
unbedingt wertbeständig wäre, wie jeder andere eines Tages versagen und zu 
„Reichtumsverschiebungen‘“ führen könne. 

Zu den ernsten allgemeinen und fachlichen Abhandlungen gesellen sich einige 
leichtere und heitere kleine Beiträge, von denen ‚„Kaufmannsgehilfen a. D.“ von 
A. Zimmermann genannt sei, der in humoristischem Ton eine Übersicht über die 
Schriftsteller und Dichter gibt, die sich einmal als Kaufmannsgehilfen betätigt 
haben. Die aus dieser Tätigkeit hervorgegangenen Kaufmannsromane werden dabei 
nicht behandelt. 
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Im ganzen hat das Jahrbuch dem Kreise, an den es sich wendet, manches An- 
regende und Ermunternde zu sagen. M. Sch. 


Lysinski, Dr. E. Die Organisation der Reklame. Bücherei für Industrie und 
Handel, V. Band. Berlin, Spaeth & Linde, 1924. 121 Seiten. Preis: geb. 4.50, 
in Halbl. 6 5.50. 

Der Verfasser behandelt im vorliegenden Buche nur die Organisation der 
Reklame als Ergänzung zum zweiten Teil seiner „Psychologie des Betriebes“, der 
sich ausschließlich mit der Lehre von den Werbemitteln befaßte. 

In der Einleitung beschäftigt sich der Verfasser einige Seiten lang mit der 
Definition der Reklame und nimmt dann analog der Begriffsbildung die „Einteilung 
und Aufgaben der Werbewissenschaft‘“ vor. 

Den Hauptteil des Buches bildet das erste Kapitel: „Der Reklameetat“. Es wird 
hingewiesen auf die Notwendigkeit für den privaten Betrieb, einen Reklameetat auf- 
zustellen, obwohl der Privatbetrieb im Gegensatz zu Staat und Gemeinde Etats 
wenig benutzt. Der Verfasser begründet das damit, daß der Ertrag der Reklame sich 
erst in der Zukunft einstelle und ferner damit, daß er auch dann nicht genau 
bestimmbar sei. Mir scheint dieser Unterschied falsch gesehen zu sein. Bei sämt- 
lichen Anlagewerten und bei Vorauszahlungen auch anderer Art zeigen sich im Be- 
triebe die Früchte der Ausgaben erst später, ohne daß es da erst eines Etats bedarf; 
andererseits gibt es in der Kameralistik sehr viele Etatsposten, die nicht genau be- 
stimmbar sind und infolgedessen nur schätzungsweise eingesetzt werden. Der 
wesentliche Grund des Etatisierungsbedürfnisses besteht, abgesehen von dem Be- 
willigungsrecht der Parlamente, in dem schwer erfaßbaren Verhältnis: von Auf- 
wand und Ertrag, das einer gewissen Willkür Spielraum läßt und eben darum eine 
Begrenzung der Ausgaben fordert. Bei der Behandlung des Etats sind der Termin 
für seine Aufstellung und die Geltungsdauer besprochen; beide Fragen werden im 
Sinne enger Anpassung an die übliche Rechnungslegung der Betriebe entschieden 
und die zweckmäßigste Art der Verbuchung kurz dargestellt. Die wesentliche Frage 
über die Höhe des Etats zeigt der Verfasser als Problem, ohne zu allgemeingültigen 
Grundsätzen zu gelangen. Dagegen bringt er eine Reihe von Schätzungen und ermit- 
telten Zahlen über das Verhältnis von Umsatz und Reklame, die eine Vorstellung 
von dem üblichen Ausmaß des Etats geben und für die man um so dankbarer ist, 
als es auf dem Gebiete des Reklamewesens große Schwierigkeiten macht, von den 
Firmen selbst Angaben zu erhalten. Unter den Umständen, die auf die Etatshöhe 
Einfluß haben, wird besonders die Konjunktur berücksichtigt; weiterhin wird sie 
wesentlich bestimmt durch den Typus des Betriebes, durch Umsatz und den Umfang 
der Konkurrenzreklame. Auich die Untergliederung des Etats ist von Bedeutung; sie 
wird nach sachlichen und zeitlichen Gesichtspunkten: vorgenommen. Wesentlich 
ist die sachliche Einteilung, worunter die Gesichtspunkte zu verstehen sind, nach 
denen die Verteilung des Etats auf verschiedene Werbemittel zu erfolgen hat. Diese 
Gesichtspunkte ergeben sich aus der Art und Lagerung des Kundenkreises und aus 
den Eigenschaften der Werbemittel selber. Als Ergebnisse derartig vorgenommener 
Einteilung sind einige Beispiele von Etats und einige Verteilungen von Ausgaben 
auf verschiedene Werbemittel in Prozenten vom Gesamtetat angeführt. Die zeitliche 
Gliederung des Etats wird durch die Aufeinanderfolge der Reklamemaßnahmen 
bestimmt. Diese hängen vom Bedarf, von der Möglichkeit der Bedarfsbefriedigung, 
der Aufnahmebereitschaft der Kunden, den Maßnahmen der Konkurrenz und den 
Bedürfnissen des Betriebes ab, wobei zu berücksichtigen ist, daß zu entsprechenden 
Zeiten diejenigen Werbearbeiten einsetzen müssen, die geeignet sind, einander zu 
unterstützen. 


190 Literatur. 


Das zweite Kapitel befaßt sich mit der Durchführung der Reklame. Hier finden 
sich viele, besonders für den Praktiker wertvolle Ratschläge über die Auswahl der 
zu benutzenden Zeitungen, über die Inseratbuchführung — diese durch ein Schema 
unterstützt —, über Plakatverwendung und die unterstützenden Vorbereitungen 
dazu, schließlich über die Reisendentätigkeit und Katalogreklame. 

Das letzte Kapitel setzt sich mit der Erfolgskontrolle der Reklame auseinander. 
Der Verfasser gelangt zu dem Ergebnis, daß in allen Fällen der Aufwand verhältnis- 
mäßig leicht, der Ertrag jedoch sehr schwer zu bestimmen ist. Welche Hilfsmittel 
man da nun anwenden kann, um ihn zu ermitteln, ist der Gegenstant dieser sehr 
interessanten Untersuchungen. 

Im ganzen habe ich von dem Werke wieder den Eindruck, den ich bisher bei 
allen Reklameschriften gehabt habe, daß es von einer wissenschaftlichen Leistung 
höherer Art noch weit entfernt ist. Es ist nicht genug, bei einem derartigen Gegen- 
stand, etwa bei der Besprechung der Definition oder in bezug auf die Gliederung des 
Stoffes mit wissenschaftlichen Allüren zu arbeiten. Mir will scheinen, daß einst- 
weilen der Theoretiker vom erfahrenen Praktiker noch mehr lernen kann als um- 
gekehrt, und solange wird man es mir nicht verübeln, daß ich der Werbelehre als 
einer wissenschäftlichen Teildisziplin sehr skeptisch gegenüberstehe. Sch: 


Dietze, Hugo. Geschichte des deutschen Handels. Gloeckners Handels- 
bücherei, Band 97. Leipzig, G. A. Gloeckner, 1923. 144 Seiten. Preis 41.50. 


Brinkmann, Carl. Geschichte der Vereinigten Staaten von Amerika. 
Leipzig, Berlin, B. G. Teubner, 1924. 87 Seiten. Preis geh. M 2.80, geb. M 3.60. 


Der Zweck des vorliegenden Buches ist nicht, eine umfassende Darstellung der 
Geschichte der Vereinigten Staaten zu geben, sondern diese vielmehr unter einem 
bestimmten Gesichtspunkt in großen Zügen zusammenzufassen. Die Ereignisse 
werden dargestellt und gedeutet nach ihren Wirkungen auf die Gestalt des heutigen 
Staates. | 

Das 1. Kapitel behandelt ausführlich das Kolonialsystem des 17. und 18. Jahr- 
hunderts, wobei der Verfasser als wesentlich für die Zukunft den Ton darauf legt, 
daß sich die Kolonien in großer Unabhängigkeit vom Mutterlande entwickelt haben. 
Das anschließende Kapitel über die Revolution hebt weniger die Erlangung der 
staatlichen Unabhängigkeit von Europa als die notwendige innerpolitische Entwick- 
lung zur Republik hervor. Das folgende Kapitel, betitelt „Die dualistische Union“ 
schildert die mit der Geschichte der Präsidenten verbundenen Parteikämpfe — wo- 
bei sehr anschaulich der Sieg der Republikaner als Folge von Spaltungen bei den 
Förderalisten, der Sieg der Demokraten als Folge der Uneinigkeit der Republikaner 
behandelt ist — bis zur Lösung der Sklavenfrage und dem Ausgang des Bürger- 
krieges. Das vorletzte Kapitel beschäftigt sich bereits mit heute noch nicht erledig- 
ten und teilweise auch europäischen Problemen, dem Kapitalismus, der sozialen 
Reform, besonders unter Roosevelt, der Verständigung mit England und in sehr 
gedrängter Form mit dem Weltkriege. Entsprechend der Absicht des Buches gibt das 
Schlußkapitel als Resümee der vorangegangenen Darstellungen einen Überblick über 
die gegenwärtigen Verhältnisse des Staates. Sch. 


Möser, Dr. Georg, Diplomkaufmann, Frankfurt a. M. Die Generalversamm- 
lung der Aktiengesellschaft auf Grund einer wirtschaftskritischen Be- 
trachtung der gesetzlichen Vorschriften. Betriebs- und finanzwirtschaftliche 
Forschungen, herausgegeben von Prof. Dr. F. Schmidt, I. Serie, Heft 16. 
Berlin W 10, Industrieverlag Spaeth & Linde. 116 Seiten, geheftet. 
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Der Verfasser nimmt eine Gliederung vor in: 

I. Die allgemeine Stellung der Generalversammlung. 

II. Die Bedeutung der Einberufungsvorschriften. 

III. Mehrheitsbildung. 

IV. Minderheitsrechte, einschließlich der Rechte des Einzelaktionärs in der 

Generalversammlung. 
V. Die Aufgaben der Generalversammlung. 

Überschrift und Plan, aber auch die Durchführung der Arbeit lassen leider ein 
präzises Herausstellen eines oder mehrerer scharf abgegrenzter Ziele wirtschaftlicher 
Natur und ein straffes Festhalten an diesen Zielen vermissen; daher verlieren dann 
auch die Ausführungen an Übersicht und Klarheit, obwohl sie einer logischen Auf- 
einanderfolge nicht entbehren. | 

Wirtschaftskritische Betrachtungen können wir in mehrfacher Richtung vor- 
nehmen. In diesem Falle kämen folgende Gesichtspunkte in Betracht: 

1. Die wirtschaftliche Bedeutung der rechtlichen Vorschriften für die Inter- 
essentengruppen in der Generalversammlung, die Kleinaktionäre, die Großaktionäre, 
soweit sie nicht mit den noch zu nennenden Gruppen identisch sind, die Verwaltung 
bzw. Vorstand und Aufsichtsrat und die Banken, die mit eigenen Aktien, mit bei 
ihnen im Depot liegenden Aktien und mit Aktien erscheinen, die sie bei befreundeten 
Banken geliehen haben (individualwirtschaftliche Betrachtung). 

2. Die wirtschaftliche Bedeutung der rechtlichen Vorschriften für das dedbihes 
der betreffenden Gesellschaft (betriebswirtschaftliche Betrachtung). 

3. Die wirtschaftliche Bedeutung der gesetzlichen Vorschriften der General- 
versammlung für die Allgemeinheit (sozialökonomische Betrachtung). 

Welcher spezielle Gesichtspunkt von diesen dreien zugrunde gelegt ist, läßt. sich 
aus Überschrift und Plan nicht feststellen. Die nicht spezialisierte Apposition in 
der Überschrift „wirtschaftskritische Betrachtung‘ ließe erwarten, daß allen drei 
Untersuchungsrichtungen nachgegangen würde. Als erstes gäbe man wohl prak- 
tischerweise in einem besonderen Kapitel einen Grundriß der gesetzlichen Vor- 
schriften ohne Berücksichtigung wirtschaftlicher Momente. In den folgenden drei 
Kapiteln (2, 3 und 4) behandelte man die wirtschaftliche Bedeutung dieser Vor- 
schriften nach den oben angeführten drei Richtungen hin. Aufgabe des letzten 
Kapitels wäre es dann, da nach einem gerechten Ausgleich zu suchen, wo sich die 
in den Kapiteln 2, 3 und 4 aufgestellten Forderungen stoßen. So erhielten wir 
folgenden Plan: 

1. Grundriß der gesetzlichen Vorschriften der Generalversammlung. 

2. Die wirtschaftliche Bedeutung der gesetzlichen Vorschriften für die Inter- 

essentengruppen, 

3. für die Gesellschaft, 

4. für die Allgemeinheit. 

5. Versuch einer Überwindung der widerstrebenden Interessen. 

Tatsächlich behandelt der Verfasser seine Aufgabe ähnlich. Seine beiden 
ersten Kapitel decken sich im großen und ganzen mit dem zum Verständnis not- 
wendigen allgemeinen Grundriß der gesetzlichen Vorschriften. Die Kapitel III 
und IV entsprechen in gleicher Weise dem Punkt 2. Kapitel V befaßt sich mit der 
wirtschaftlichen Bedeutung für die Gesellschaft. Die wirtschaftlichen Folgen für 
die Allgemeinheit sind nicht behandelt. Der Versuch, die widerstrebenden Interessen 
auszugleichen, ist in die Kapitel III, IV und V hineingewoben. Die Grenzlinien 
zwischen den Kapiteln III und IV einerseits und dem Kapitel V anderseits sind 
nicht so scharf gezogen, daß in III und IV nur die wirtschaftliche Bedeutung für 
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die Interessentengruppen, in V nur die für die Gesellschaft zur Sprache kämen. Die 
beiden Gesichtspunkte spielen teils hinüber, teils herüber, allerdings nicht in 
solchem Ausmaße, daß der genannte Charakter der betreffenden Kapitel nicht mehr 
in Erscheinung träte. Ganz läßt sich das bei der Darstellung des Verfassers auch 
schon deshalb nicht vermeiden, weil er, wie schon gesagt, den Ausgleich der in den 
Kapiteln II, IV und V aufgestellten, sich vielfach stoßenden Forderungen nicht in 
einem eigenen Kapitel behandelt. 

Von 103 Seiten Text fallen auf die Kapitel II ‘und IV zusammen 64 Seiten, 
also bedeutend mehr als auf die übrigen drei Kapitel zusammen. Doch ist zu be- 
rücksichtigen, daß das letzte Kapitel — Die wirtschaftliche Bedeutung der General- 
versammlung für die Gesellschaft — häufig auf frühere Ausführungen zurück- 
greifen kann und aus diesem Grunde viel an Umfang verliert. 

Der Verfasser führt uns in anschaulicher Weise den Kampf der Interessenten 
vor Augen; wir erkennen die Machtiosigkeit der Kleinaktionäre, weiter die vielfach 
mangelhafte Rechtsprechung, die in starrem Formalismus dem Sinne des Aktien- 
rechts häufig nicht gerecht wird. Besonderen Wert legt der Verfasser darauf, mit 
der weit verbreiteten Ansicht zu brechen, daß sich das Interesse der Mehrheit mit 
dem der Gesellschaft decke. Er zeigt, wie durch nicht engherzige Rechtsprechung 
unter Anwendung der $$ 138, 139, 226 und 826 BGB. die Minderheit wirksamer 
geschützt werden kann als dies bisher geschehen ist, und zwar gleichzeitig zum 
Wohle der Gesellschaft. 

Nicht sollen die Befugnisse der Verwaltungsorgane zugunsten einer stärkeren 
Beteiligung der Kleinaktionäre an der Geschäftsführung eingeschränkt werden, son- 
dern jedem Aktionär soll die Möglichkeit gegeben sein, „die Durchführung von 
Beschlüssen und Handlungen der Gesellschaftsorgane, die sich gegen das Interesse 
der Gesellschaft richten, zu verhindern, und die Schadensersatzklage gegen Ag 
wahrhaft Schuldigen geltend zu machen“. 

Im ganzen genommen sind die Ausführungen interessant, erstens für an 
Generalversammlungen Beteiligte, dann aber auch in nicht geringerem Maße für 
alle, die sich mit Fragen des Wirtschaftslebens befassen. Gref. 


Taylorix-Schriften. Stuttgart, Verlag der Taylorix-Organisation G.m.b.H. 


Die Schriften dienen. der Aufklärung über die von der genannten Organisa- 
tionsgesellschaft vertriebenen Büchhaltungseinrichtungen. Es liegen vor. 

Heft 1: Eine kurze Darstellung des Systems von Dr. Piston. 

Heft 2: Gutachten über das Taylorix-System von Prof. Dr. Schär. 

Heft 4: Wertbeständige Buchführung in Goldmark oder Edelvaluta von Dr. 
Koebner. 

Heft 5: Das Ideal einer Fabrikbuchhaltung unter besonderer Berücksichtigung 
der Taylorix-Buchhaltung von Erich Wahl. 


Becher, Dr. Carl, Rechtsanwalt in Berlin. Reichsabgabenordnung mit Stun- 
dungsordnung und Beitreibungsordnung. Textausgabe mit Anmerkungen unter 
besonderer Berücksichtigung der Entscheidungen des Reichsfinanzhofs. Berlin 
C 2, Industrieverlag Spaeth & Linde, Fachbuchhandlung für Steuerliteratur, 1924. 
360 Seiten. Preis geh. .)66.—, in Halbleinen geb. „% 6.60, in Halbleder geb. 
Ib 7.20. 


Der Reichsbankausweis von 1914—1925)). 
Von Paul Harte, Diplomhandelslehrer, Köln. 
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Einleitung. 


In Deutschland gab es nach dem Inkrafttreten des Bankgesetzes vom 14. März 
1875 33 Notenbanken. Unter ihnen erhielt die Reichsbank bei ihrer Gründung 
durch die Zuweisung eines ungedeckten Notenkontingentes von 250 Mill. Mark 
gegenüber einem Kontingent der Bayrischen Banken von 32 Mill. Mark, der Säch- 
sischen Bank von 16,771 Mill. Mark und der Badischen und Württembergischen 
Bank von je 10 Mill. Mark eine Vormachtstellung. Diese wurde noch dadurch ver- 
stärkt, daß infolge der im Bankgesetz aufgestellten Normativbestimmungen die 
meisten Notenbanken auf ihr Privileg verzichteten und nach $ 9 Abs. 2 des Bank- 
gesetzes der ihnen zustehende Anteil an dem Gesamtbetrage des der Steuer nicht 
unterliegenden ungedeckten Notenumlaufs dem Anteile der Reichsbank zuwuchs. 

Die Notenausgabe ist heute fast ganz bei der Reichsbank zentralisiert. Ende 
1920 betrug der Umlauf der Noten der noch bestehenden genannten vier Banken 
233 Mill. Mark, gegenüber einem Umlauf von Reichsbanknoten von 78619 Mill. 
Mark. 

Gemäß $ 8 des Bankgesetzes waren die Notenbanken gehalten, den Stand 
ihrer Aktiva und Passiva vom 7., 15., 23. und Letzten jedes Monats, spätestens am 


1) Seitdem Mahlberg im 5. Jahrg. dieser Zeitschrift eine Neubearbeitung des Schmalen- 
bachschen Aufsatzes über den Reichsbankausweis veröffentlichte, hat der Reichsbankausweis 
grundlegende Veränderungen durchgemacht, deren Darstellung, nunmehr, da wir durch das Bank- 
gesetz vom 30. August 1924 zu einer Stabilität der Ausweise zurückgekehrt sind, angebracht ist. 
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fünften Tage nach diesen Terminen, zu veröffentlichen. Außer den im $8 vor- 
geschriebenen Angaben zeigen die Ausweise der Reichsbank, mit denen wir uns 
hier allein beschäftigen, die Veränderungen gegenüber dem vorigen Ausweise und 


den Status der Bank an dem betreffenden Termin des Vorjahres an. 
Durch die Einflüsse, denen die Reichsbank während des Krieges und in der 
Nachkriegszeit ausgesetzt war, haben ihre Ausweise, wie die nachstehende Ge 
überstellung zeigt, ein häufig wechselndes Gesicht erhalten. 
Der letzte Reichsbankausweis vor dem Kriege wurde am 23. Juli 1914 ver- 
öffentlicht. Er lautete wie folgt: 


1913 Bere, KR Ä Aktiva (in 1000 Mk.) Ä 191& | gegen die, 
1453 731 + 30891 Metallbestand 1 691 398 + 22573 
1 156 689 + 17746 darunter Gold 1 356 857 + 12785 
22 726 + 3676 Reichskassenscheine . 65 479 + 6375 
48 141 + 719 Noten anderer Banken . 40 106 + 7028 
976 245 — 106 377 Wechselbestand . 750 892 — 56 759 
63 052 — 13748 Lombard-Darlehn . 50 200 — 949 
71895 — 19797 Effektenbestand . 330 819 — 16225 
209 243 + 8997 Sonstige Aktiva . 200 408 -—- : 7689 
Passiva. 
180000 |(unverändert)| Grundkapital . 180 000 |(unverändert) 
70 048 Hi Reservefonds. 74 479 Pe: 
1826010 | — 107649 Notenumlauf . 1 890 895 — 103 660 
713 946 + 17631 Depositen . 943 694 + 48323 
55 029 + 0852 Sonstige Passiva 39 964 + 0553 


Notenkontingent 550 Mill. Mk., an den Onkrtelsch nen 750 Mill. Mk. 


In dem Ausweis vom 7. August zeigen sich bereits die Auswirkungen der 
vom Reiche mit Hilfe der Reichsbank im Interesse der Kriegsfinanzierung ge- 
troffenen Maßnahmen: 


Ausweis vom 7. August 1914. 


1913 


gegen die 
Vorwoche 


| 


Aktiva (in 1000 Mk.) 


IE 


gegen die 
Vorwoche 


1420 803 + 2547 Metallbestand 1 595 618 67 592 
1 137 288 + 8087 darunter Gold 1477558 | + 224359 
17 600 + 0991 ReichsbankkassenscheineundDar- 

lehnskassenscheine . 96680 | + 63237 

22474 + 9747 Noten anderer Banken . . 282 | + 1129 
931 062 — 69 100 Wechselbestand, Schecks und dis- 

kontierte Schatzanweisungen 3737074 | +1 655 999 

68 471 — 33.792 Lombard-Darlehn . ah, 226 292 24 102 

91 718 — 11499 Effekten-Bestand 194238 | — 202 365 

216 476 — 6969 Sonstige Aktiva. . » 237651 | + 19572 
Passiva. 

180000 |(unverändert)| Grundkapital. 180000 |(unverändert) 
70 048 % Reservefonds. 74 #79 R 

1 877 042 — 71 685 Notenumlauf . 3 897 203 987 781 

584 900 — 13 906 Depositen . 1879477 | + 621011 

.56 614 + 0574 Sonstige Passiva 792066 | + 30644 


Notenkontingent 550 Mill. Mk., an den Quartalsschlüssen 750 Mill. 


Seit dem 7. September 1914 fällt diese Fußnote fort. 


Mk. 
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Die Bemühungen der Reichsbank um die Stabilisierung der Währung hatten 
weitere Änderungen im Reichsbankausweise im Gefolge: 


Ausweis vom 31. Juli 1924. 


- (in 1000 Mk.) ’ 
1923 | Aktiva 
24 412 315 Metallbestand . 
596 351 Gold. i 
506 319 und zwar Goldkassenbestände. h 
90032 || Gold (unbelast.) b. ausl. Ztr.-Nbk. 
— SEHEIOBIHRTZEN 3 
3987474460 || Bestand an Reichs- und Darlehns- 
kassenscheinen : Bir 
— Bestand an Rentenbankscheinen . 
627 594 ! Noten anderer Banken 
18 314 291 847 Wechsel und Schecks. j . 
— Rentenmarkwechsel und Schecks 
2553 117597 || Beleihungen 
u darunter Wechsel 
_- Rentenmark . 
1422291 || Wertpapiere °. 
2 576 880 709 || Sonstige Vermögenswerte 
— darunter Rentenmark . 
Passiva. 
180 000 || Grundkapital . 
160 502 || Rücklage 
43 594 737 859 || Notenumlauf . 
Sonst. tägl. fäll. Verbindlichk. 
3779235298 | a) Reichs- und Staatsguthaben 
— darunter Rentenmark . 
24077 841 509 || b) Privatguthaben . 
— . darunter Rentenmark.. . . 
— Darlehn bei der Rentenbank . 
9758101 362 | Sonstige Verpflichtungen . 


darunter Rentenmark 


_ Weit. begeb., im Inland 'zahlb. Wechsel 


(in Goldmark bzw. Bill. Papiermark) 
1924 | geg. d. Vorwoche 


484322000 | + 6270000 


439374000 | (unverändert) 
44948000 | + 6270000 
26107320 | — 5211350 

473000 | — 100 000 

267 996 862 | — 175 219 956 

A 104 

82505602 | + 6570291 

973040749 | — 6242958 
132099455 | — 39050 

975045 | —+ 422 970 

49 278900 | — 6115720 

76509060 | — 24 884 

973010439 | + 67318060 

7444672 | — 1126330 

180 000 000 | (unverändert) 
900 381 n “ 
1211038485 | + 201508598 . 

452 596 741 | — 224 485 614 

113 577 214 | — 200 431 916 

290 390 360 | — 93 305 609 

139398019 | — 34 504 067 

800 000 000 (unverändert) 

449 756527 | — 2783 044 

1 068 193 878606 
83 600000 | — 1100000 ° 


Bei den Abrechnungsstellen wurden im Juli in Billionen 695 309600 Mk. abgerechnet 


und 1460399 000 R.-Mk. (Rentenmark-Abrechnung). 


Das Bankgesetz vom 30. August 1924 stellte die Reichsbank auf eine gänzlich 
neue Grundlage. Auch der Ausweis erfuhr durch die Bestimmungen des $ 36 eine 
völlige Umgestaltung. Sie läßt sich aus der ersten, nach der neuen Regelung 
veröffentlichten Wochenübersicht vom 15. Oktober 1924 erkennen. 


' Wochenübersicht vom 15. Oktober 1924. 


Aktiva. 
Noch nicht begebene Reichsbankanteile 
Goldbestand (Barrengold). . . . . — 
und zwar: 

'Goldkassenbestand . . Sr 
'Golddepot (unbelastet) bei ausländischen 

Zentralnotenbanken . . » 
Bestand an deckungsfähigen Devisen . _ 


210 000%) “x 
613 625000 | + 8960.000 
441432000. |‘ (unverändert) 
172143000 | -F 18960000 
204 541 000 m 
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Wochenübersicht vom 15. Oktober 1924 (Fortsetzung). 

Aktiva. 
Bestand an sonstigen Wechseln und 

Schecks . P 

Bestand an deutschen 'Scheidemünzen e 
Bestand an Noten anderer Banken . 
Bestand an Lombardforderungen . 
Bestand an Effekten NR, 
Bestand an sonstigen Aktiven . 


2153943000 | -+ 1356 584 000 
59359000 | + 39.468.032 


15947000 | + 9835800 
77517000 | — 318 775.000 
929901000 | -+ 68215663 


=1# 121 


Passiva. 

Grundkapital: 

a) altes Grundkapital £ — 90 000 000%) — 

b) beschlossene Kapitalerhöhung — 210 000 000%) — 
Reservefonds . j — 900 000) _ 
Betrag der umlaufenden Noten . - 1 396 748 000 — 122 266 882 
Sonstige täglich fällige Verbindlichkeiten — 823 511 000 + 506 699 360 
Darlehen bei der Rentenbank . — 800 000 000 nam 
Sonstige Passiva . — 938 674. 000 + 552 822 738 
Verbindlichkeiten aus weiter begebenen, 

im Inland zahlbaren Wechseln . — 256 200 000 + 54 500 


Aktiva. 


Der Metallbestand 


bei Kriegsausbruch bestand aus Gold, Silber und Scheidemünzen. Der größte 
Teil davon war Gold; er setzte sich aus in- und ausländischen Goldmünzen und 
Barrengold zusammen. Während der Inflationszeit war der Goldbestand die einzige 
wichtige Position, die unmittelbar Vergleiche mit den früheren Ziffern gestattete. 

Gleich zu Beginn des Krieges wurde die Reichsbank von der Verpflichtung 
zur Noteneinlösung befreit, damit auf diese Art der Goldschatz vor einer Schwä- 
chung durch Goldentziehung geschützt würde. Das Gesetz betr. die Reichskassen- 
scheine und die Banknoten vom 4. August 1914 (RGBl. S. 347) bestimmt im $ 2: 
„Bis auf weiteres ist die Reichshauptkasse zur Einlösung der Reichskassenscheine 
und die Reichsbank zur Einlösung ihrer Noten nicht verpflichtet.“ Seitdem wurden 
Gold und Silber aus dem Verkehr gezogen und zur Stärkung der Reichsbank an- 
gekauft. Folgende Tabelle zeigt die Bewegung des Goldbestandes: 


Ausweistag Beträge in 1000: Mk. Ausweistag Beträge in 1000 Mk. 
31. 7.14 12531199 31. 12. 15 2 445 185 
31. 8. 14 1556 499 31. 12. 16 2 520 473 
30. 9. 14 1 716 071 15. 6. 17 2 533 349 
31. 10. 14 1858 314 23. 6. 17 2 456 879 (— 76470) 
30. 11. 14 1991 254 23.0 7-13 2401 481 (— 56 236) 


31. 12, 14 2092 811 31. 12, 17 2 406 586 


1) Der Betrag der noch nicht begebenen Reichsbankanteile hat sich inzwischen infolge des 
Umtausches gegen Golddiskontbankaktien und Übernahme von .16 525 000.— Anteilen durch 
die Aktionäre der Schleswig-Holsteinischen Girobank auf 177212 Mill. Mark ermäßigt. Ent- 
sprechend hat sich das Grundkapital auf 122 788 Mill. Mark erhöht. 

®) Neuerdings teilt die Reichsbank den Reservefond auf in a) gesetzl. Res. -Fond, 
b) Spez. Res.-Fonds für künft. Div. Zahlung, c) sonstige Rücklagen. S. S. 226. 
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Ausweistag Beträge in 1000 Mk. Ausweistag Beträge in 1000 Mk. 
7. 11. 18 25503 31. 7.2 596 000 
23. 11. 18 2308 558 (— 241 676) 31. 8. 28 510 000 
31. 12. 19 1 089 499 20.1.9, 23 443 000 
81. 12. 20 1 092 000 81, 10, 23 467 000 
51. 12: 21 995 000 80.11, 23 467 000 
B14.,8,:22 997 000 31. 12. 23 467 000 
20.0:6. 22 1 004 000 31. 3, 24 465 000 
B0..,.0..29 1 005 000 30. 6. 24 462 000 
30. 12. 22 1 004 843 30. 9. 24 516 000 
Bi.0dy 23 1 004 000 31. 10. 24 694 000 
28. 2. 23 1 004 000 29. 11. 24 695 000 
29.2. 3, 23 1 004 000 31. 12. 24 760 000 
30. 4. 23 919 000 Na Yerh4s? 834 000 
31. 5. 23 757 000 28. 2. 25 907 000 
80, 6: 23 716 000 31::18.:28 1 003 000 


Wir sehen, wie infolge der Goldankäufe während des Krieges die Bestände 
bei der Reichsbank fortwährend anwachsen und am 7. November 1918 mit 
16 2550 300 000.— den höchsten Stand erreichen. Am 23. Juni und 23. Juli 1917 
wurde der Goldbestand im Interesse der Volksernährung zur Einfuhr von Waren 
angegriffen. | 

Mit der am 23. November 1918 erfolgten Ablieferung des von Rußland als 
Kriegsentschädigung erhaltenen Goldes an Frankreich sinkt der Bestand mit Unter- 


brechungen und weist am 31. Dezember 1919 nur noch 46 1089499 000.— auf. Die 


Abgänge sind teils für Lebensmittelbeschaffungen, teils für Valutastützungen ver- 
wandt worden. | 

Ende 1921 hinterlegte die Reichsbank einen Teil ihres Goldbestandes bei aus- 
ländischen Zentralnotenbanken. Dadurch begab sie sich keineswegs der Ver- 
fügungsgewalt über das Gold. Deshalb wurde ihr durch das Gesetz erlaubt, das 
Gold ebenso zu behandeln, als wenn es sich in ihren Kassen befände. Das Gesetz 
betr. den Kassenbestand der Reichsbank vom 4. März 1922 (RGBl. Teil I S. 235) 
sagt im $1: 

„Als Teil des Bestandes oder Kassenbestandes der Reichsbank im Sinne 


‚ der 88 8, 9, 17 des Bankgesetzes vom 14. März 1875 (RGBl. S. 177) gilt auch das 


von der Reichsbank bei einer ausländischen Zentralnotenbank niedergelegte Gold, 
soweit es jederzeit zur freien Verfügung der Reichsbank steht; es ist jedoch in 
den Wochenausweisen und Jahresbilanzen der Reichsbank (8 8 des Bankgesetzes) 
getrennt von dem in ihren eigenen Kassen befindlichen Golde nachzuweisen.“ 
Bis zum Erlaß dieses Gesetzes wurden die Goldbestände in einer Summe aus- 
gewiesen. Im Wochenausweis vom 31. März 1922 werden die Goldkassenbestände 
erstmalig von dem im ausländischen Depot ruhenden Golde getrennt aufgeführt. 
Die Reichsbank hat nach den Ausweisen vom Januar 1923 ab ihren Gold- 
bestand in schärfster Weise zur Beschaffung von Devisen angreifen müssen. Er 
hat sich bis zum 31. Dezember 1923 um mehr als die Hälfte, nämlich um 
837,8 Mill. Mark, vermindert und betrug am Jahresschluß 445,7 Mill. Mark in den 


| Kassen der Reichsbank. Im Auslanddepot lagerten 21,3 Mill. Mark; zusammen be- 


| 


‚trug also der Goldbestand 467 Mill. Goldmark, davon waren Barren und aus- 


| ländische Münzen 78,3 Mill. Mark vorhanden. Der Ankauf von Goldmünzen und 


‚Goldbarren durch die Reichsbank wurde bis in den Dezember 1923 für Rechnung 
‚des Reiches geführt und geschieht jetzt für eigene Rechnung der Bank. 

Vom 7. Juli 1924 bis zum 31. März 1925 ist der Goldbestand von rund 
466 Mill. auf 1003 Mill. Mark gestiegen. Die bei ausländischen Zentralnotenbanken 
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deponierten Bestände wuchsen von 34 auf 207 Mill. Mark an. Diese Erhöhungen 
sind durch Umwandlung von Valutaguthaben und Devisen in Gold, durch die Herein- 
nahme von Auslandskrediten und durch Goldaufkäufe entstanden. Im Jahre 1924 
wurden für 120,5 Mill. Mark Goldbarren und ausländische Goldmünzen angekauft. 


Deckungsfähige Devisen. 


Nach dem Bankgesetz vom 30. August 1924 ist die Reichsbank gehalten, für 
den Betrag ihrer im Umlauf befindlichen Noten jederzeit eine Deckung von min- 
destens 40% in Gold oder Devisen zu halten; diese Deckung muß zu mindestens 
drei Viertel aus Gold bestehen. 

Deckungsfähige Devisen sind Banknoten, Wechsel mit einer Laufzeit von 
höchstens 14 Tagen, Schecks und tägliche fällige Forderungen, die bei einer als 
zahlungsfähig bekannten Bank an einem ausländischen zentralen Finanzplatz in 
ausländischer Währung zahlbar sind. 


Seit dem 15. Oktober 1924 zeigten die Ausweise an deckungsfähigen Devisen: 


In 1000 Reichsmark In 1000 Reichsmark 

15. 10. 24 204 541 7. 1.3 260 210 
23. 10. 24 210 167 15. 1. 25 263 883 
31. 10. 24 231 407 23.1.0905 271041 
7. 11. 24 231 429 1. 1.25 278 077 
15. 11.24 231 541 2.,02:.2D5 281 602 
237. 11,24 231 611 152..2,.,25 288 598 
31.117 24 231 829 DINO SDD 311 532 
7.12.24 992 095 28. 2.25 302 425 
19.12.24 232 061 m 312) 328 389 
23. 12. 24 244 215 15: 13.725 328 407 
31312::24 258 202 DEN 3n2D 332 028 

81.28.25 334 459 


Danach gingen die Deckungsverhältnisse weit über das im Bankgesetz vor- 
gesehene Maß hinaus. / 2 


Die Noten waren gedeckt: 


b) durch Gold u. b) durch Gold u. 

a) durch Gold Deckungsdevisen a) durch Gold Deckungsdevisen 

RN % lo °o %o | 
15. 10. 24 43,9 58,6 7.1. 25 43,4 57,8 
23.10.24 48,0 64.0 15-4125 #n.0481 64,1 
31. 10. 24 39,0 52,0 23: 1.25 52,5 69,9 
711.2 408 53,8 ee Hohes »8, 
15.1.4 425 56,7 1. 2.25 459 61,2 
22. 11. 24 44,8 59,8 1)... 2. .2D 49,2 65,6 
31. 11. 24 37,3 49,8 23.092,25 52,3 69,7 
71.12.22 38,6 51,4 28. 2.25. 431 57,4 
15. 12.24 404 53,9 1. 3.25 484 64,5 
23. 12. 24 40,7 D4,21Un 15. 3. 25 50,6 67,4 
31.12.24 391 52,2 23. 3.25 53,4 71.2 
er 31. 3. 25 43,3 57,8 


Der Reichsbankausweis von 1914— 1925. 199 


Silbergeld. 


Auch das Silbergeld verschwand seit Kriegsausbruch allmählich aus dem 
Verkehr. Um das Einschmelzen und eine anderweitige Verwendung der Silber- 
münzer nach Möglichkeit zu verhindern und um sie gegebenenfalls irgendwie für 
deutsche Währungszwecke nutzbar zu machen, sah sich die Reichsbank ver- 
anlaßt, sie schon vor ihrer Außerkurssetzung über ihren Nennwert anzukaufen. 
Durch die Verordnung über den Handel mit Gold, Silber und Platin vom 7. Februar 
1920 (RGBl. S. 199) wurde ihr hierzu ein Monopol gegeben, das erst durch Gesetz 
vom 11. Juni 1923 (RGBl. I S. 369) aufgehoben wurde. Die Verordnung bestimmte 
im &1, daß deutsche Reichssilbermünzen der Markwährung, einschließlich der 
außer Kurs gesetzten, zu einem ihren Nennwert übersteigenden Preise nur an die 
deutsche Reichsbank oder die von ihr ermächtigten Stellen veräußert und nur 
aus den Beständen der Reichsbank oder dieser Stellen erworben werden dürfen. 


Unter der Einwirkung dieser Ankäufe von Silbermünzen trat bis zu deren 
Außerkurssetzung eine erhebliche Steigerung der Bestände der Reichsbank an 
Scheidemünzen ein. Ä 


Durch Verordnung vom 13. April 1920 (RGBl. S. 521) waren die Silbermünzen 
von 1, 1, 3, 5 und die Denkmünzen von 2 Mark einzuziehen. Die 2-Mark-Stücke 
waren durch die Verordnung des Bundesrats vom 12. Juli 1917 (RGBl. S. 625) be- 
reits außer Kurs gesetzt. Diese Silbermünzen gelten nicht mehr als gesetzliche 
Zahlungsmittel. Die Verordnung vom 13. April 1920 (RGBl. S. 521) sagt hierüber: 


81. 
Die 1/-Mark-Stücke, 1-Mark-Stücke, 3-Mark-Stücke und 5-Mark-Stücke sowie die in Form 
von Denkmünzen geprägten 2-Mark-Stücke sind einzuziehen und gelten nicht mehr als gesetz- 
liche Zahlungsmittel. 


82. 

Bis zum 1.Januar 1921 werden Ys-, 1-, 3- und 5-Mark-Stücke sowie die in Form von Denk) 
münzen geprägten 2-Mark-Stücke bei den Reichs- und Landeskassen zu ihrem gesetzlichen 
Werte sowohl in Zahlung genommen als auch gegen Reichsbanknoten, Reichskassenscheine und 
Darlehnskassenscheine umgetauscht. 


83. 
Die Verpflichtung zur Annahme und zum Umtausch ($ 2) findet auf durchlöcherte und 


andere als durch den gewöhnlichen Umlauf im Gewichte verringerte sowie BerTalschte Münz- 
stücke keine Anwendung. 


in die Dritteldeckung, die formell bis zum 9. Mai 1921 (RGBl. S. 508) bestand, 
durfte das Silbergeld nicht mehr eingerechnet werden, weil es nicht kursfähig war. 


Schon durch das Gesetz vom 4. August 1914 (RGBl. S. 327) waren die Vor- 
schriften über die Metalldritteldeckung außer Kraft gesetzt worden. Es heißt 
dort im $ 1: 

„Die 88 9 und 10 des Bankgesetzes treten für die Reichsbank außer Kraft.“ 
Weil das Silbergeld vom 13. April 1920 ab (RGBl. S. 521) nicht mehr kursfähig war, 
wurde es nicht mehr im Metallbestand der Reichsbank ausgewiesen, sondern 
erscheint unter der Rubrik „Sonstige Aktiva“. Die außer Kurs gesetzten Beträge 
sind mit dem Nominalwerte eingesetzt worden, während alle späteren Silberankäufe 
mit dem Tagespreise bewertet wurden. 
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Folgende Tabelle zeigt die Entwicklung der Silberbestände bei der Reichsbank: 


Gewinn an Silber- 


y ? Silber in 
Jahr Scheidemünzen Barren und Sorten verkäufen 
| Ä 

1914 36 864 783 — — 

1915 32 072 810 _ — 

1916 16 319 151 ZZ —_ 

1917 181 349 308 2 675 933 — 

1918 19 944 536 638 264 2 624 882 
1919 20 520 420 10 585 676 828 444 

(ohne Silber) | 

1920 3 773 336 1 484 667 228 406 662 525 
1921 11 612511 1 380 910 967 49 279 736 
1922 69 194 602 1 287 785 089 52 074 114 
1923 1887 374 411 2609666 Mlld. — 

1924 46 378 770 166 956 — 


Die am 31. Dezember 1917 außer Kurs gesetzten 2-Mark-Stücke wurden an 
die Reichsfinanzverwaltung abgeliefert. Deshalb sinkt der Bestand an Scheide- 
münzen von 181 auf 19 Mill. Mark. 

Durch die Bekanntmachung betr. Silberpreis vom 19. Juni 1917 (RGBI. S. 505) 
wurde der Höchstpreis für Silber im unverarbeiteten Zustande auf 175 Mark 
pro Kilo festgesetzt. Da die Reichsbank zu diesen Höchstpreisen kein Silber 
erhielt, wurden die Höchstpreise für Silber am 17. Januar 1919 (RGBl. S. 115) 
aufgehoben. 

Da das Silber mit den jeweils verschiedenen Papiermarkwerten eingesetzt 
worden ist, ergibt die Tabelle der Bestandsveränderungen kein vergleichbares Bild. 

Zur Erzielung von Lombarddarlehen wurden im Jahre 1921 814000 kg fein 
im Auslande deponiert. Da auf Grund des Londoner Ultimatums bis zum 
31. August 1921 Zahlungen an die Entente in Gesamthöhe von 1 Milliarde Goldmark 
zu leisten waren, gab die Reichsbank in der letzten Augustwoche 1921 68 Mill. 
Mark aus ihren Silberbeständen heraus. 

Vom 7. April 1924 ist im Metallbestand auch wieder das Silbergeld enthalten. 
Es erscheint in den beiden zuletzt aufgeführten Ausweisen unter Scheidemünzen. 

An Stelle der im Münzgesetz vom 1. Juni 1909 vorgesehenen Reichssilber- 
münzen über 1, 2 und 3 Mark sollen laut Verordnung vom 20. März 1924 und 
8. April 1924 neue Münzen im gleichen Nennbetrage hergestellt werden. Es wurden 
auf Grund der Ermächtigung bis Ende Juni 1924 31,73 Mill. 1-Mark- und 
75,08 Mill. 3-Mark-Stücke herausgebracht. Die Herstellung von 5-Mark-Stücken 
hatte die Verordnung noch nicht vorgesehen; die Ermächtigung zur Ausprägung 
von 2-Mark-Stücken ist bislang ungenutzt geblieben. Der Feingehalt dieser Münzen 
ist wesentlich geringer als vor dem Kriege. Statt eines Mischungsverhältnisses von 
0,9 fein und 0,1 Kupfer wurden 500 Teile Silber und 500 Teile Kupfer verwendet 
und aus dem Kilogramm Feinsilber 400 (früher 200) 1-Mark-Stücke ausgeprägt. 
Bei einem Silberpreis von 91 Goldmark pro Kilogramm 900 fein ergibt das einen 
Metallwert des 1-Mark-Stückes von etwa 25 Pfennig. 

Das Münzgesetz vom 30. August 1924 (RGBl. II S. 254) hat die Prägung auch 
von 5 Mark Silber vorgesehen. Die Höchstsumme, bis zu der neue Reichssilber- 
münzen ausgeprägt werden durften, war vorläufig auf 5 Mark pro Kopf fest- 
gesetzt. Es war aber bereits im Gesetz vom 20. März 1924 Vorsorge getroffen, 
daß mit Zustimmung des Reichsrates und eines Reichstagsausschusses eine Er- 
höhung bis auf 10 Mark pro Kopf der Bevölkerung Platz greifen durfte. 
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Ausgenutzt wurde das Prägerecht erst zu einem kleinen Teil. Von den zu- 
lässigen 300 Mill. Mark waren Ende Juni erst etwa 107 Mill. Mark hergestellt. 
Das neue Münzgesetz bestimmt im 8 8: 

„Der Gesamtbetrag der Münzen zu 5 Reichsmark und darunter einschl. der im $ 4 Abs. 2 
und 3 bezeichneten Münzen darf 20 Reichsmark für den Kopf der Bevölkerung nicht über- 


steigen. 
89, Abs.1. 


Niemand ist verpflichtet, Silbermünzen im Betrage von mehr als 20 Reichsmark,, auf 
Reichspfennige, Rentenpfennige und Pfennige lautende Münzen, soweit sie nicht Silbermünzen 
sind, im Betrage von mehr als 5 Reichsmark in Zahlung zu nehmen. Die Kassen des Reiches 
und der Länder haben alle Scheidemünzen in unbeschränktem Umfange anzunehmen.“ 

Die für die Ausprägung von zunächst 300 Mill. Goldmark Silbermünzen be- 
nötigten Mengen sollen dem Silberbestande der Reichsbank entnommen werden. 
Nimmt man an, daß die Silbermünzen ein ähnliches Gewicht haben wie vor dem 
Kriege, so wären zur Durchführung dieser Maßnahme etwas über 750000 kg Silber 
erforderlich. Das entspräche bei einem Silberwerte von 95—97 Mark per Kilo- 
gramm 75 Mill. Mark. Das ergäbe für das Reich einen Prägegewinn von zirka 
225 Mill. Mark. 


Scheidemünzen. 


‚Mit dem Goldbestande bildeten die Scheidemünzen den nach dem Bankgesetz 
als Notendeckung zugelassenen Metallbestand. Eine nennenswerte Bedeutung für 
den Zahlungsmittelverkehr haben die Scheidemünzen bei der rasch fortschreiten- 
den Geldentwertung nicht gewinnen können. Die den Hauptteil der Bestände zu 
Beginn des Jahres 1923 bildenden 3-Mark-Stücke aus Aluminium kamen für den 
Verkehr nicht mehr in Frage. Auf Grund des Gesetzes über die Ausprägung 
von Ersatzmünzen vom 2. Februar 1923 (RGBl. I S. 118), das den Reichsrat er- 
mächtigte, solche Münzen im Nennwerte bis zu 1000 Mark herstellen zu lassen, 
schritt der Reichsrat gemäß Bekanntmachung vom 12. März 1923 (RGBl. I S. 191) 
zuerst zur Ausprägung von 200-Mark-Stücken, sodann gemäß Bekanntmachung 
vom 8.Maäi 1923 (RGBl. I S. 286) zur Ausprägung von 500-Mark-Stücken, die 
beide aus Aluminium angefertigt wurden. Anfangs September wurde die Aus- 
gabe eingestellt und die Ausprägung aufgegeben. Der im Ausweise vom 31. Juli 
1923 erscheinende Posten von 24412315000 Mark Metallgeld setzte sich über- 
wiegend aus Aluminiummünzen zusammen. 

Es wurden ausgeprägt: 


1921 1920 1919 
Aluminium 50 Pig. . . 179238151. 96 947 019,50 5257045 
Zink 10 Pie... ... 31933 399,80 22301865,30 14779 962,90 
kisentbßie, ve 13 883 620,90 8442 402,65 11837 335,35 


Am 31. Dezember 1922 betrug der Aluminiumbestand 69,2 Mill. Mark, er- 
reichte Anfangs August 1923 mit 24,5 Milliarden Mark seinen höchsten Nennbetrag 
und stand am 31. Dezember 1923 auf 1887,4 Mill. Mark. Nachfolgende Übersicht 
läßt die Bewegung erkennen: 


Datum Metallbestand darunter Gold Bank 
1923 (Mill. Mark) (Mill. Mark) (Mill. Mark) 
Dear 1 074 1004 70 
ann 1074 1004 70 
29.3. 7055 1004 6 051 
30. 4. 14 517 919 13 598 
BED. 15 784 757 15 027 
50. 6. 19 902 716 19 186 
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Bestand an 

Datum Metallbestand darunter Gold Kursen 

1923 (Mill. Mark) (Mill. Mark) (Mill. Mark) 
31. 7. 24 412 596 23 816 

1.8 25 050 596 24 454 
Bh.uUB 21 446 510 20 936 
DORUNG, 20 854 443 20411 

6. 10. 18 255 BASIC 17 812 
15. 10 14 554 443 14 111 
23. 10 14 317 467 13 850 
31.10: 10 872 467 10 405 

DL. 6 505 467 6 038 
15.11, 5 570 467 5103 
al, 5 562 467 5095 
31441: 5190 467 4 723 

13412. 4 365 467 3898 
15. 12. 4 382 467 3815 
>, 2991 467 2424 
31. 12. 2 354 467 1887 
31.1224 _ 760 46 378 


Von der durch Gesetz vom 23. August 1923 (RGBl.I S. 853) ausgesproche- 
nen Ermächtigung zur Ausprägung von Ersatzmünzen mit einem Nennwert bis zu 
einer Million hat der Reichsrat keinen Gebrauch mehr gemacht. Die sonst noch 
vorhandenen Bestände an Scheidemünzen zu 10, 5, 2 und 1 Pfennig wurden als 
Altmaterial verkauft. 

Nach Errichtung der Rentenbank ist an Stelle der im Münzgesetz vom 
1. Juni 1909 vorgesehenen Scheidemünzen zu 1, 2, 5, 10 und 50 Pfennig gemäß 
Verordnung vom 8. November 1923 (RGBl. I S. 1086) die Ausprägung von auf 
Rentenpfennig lautenden Münzen über entsprechende Nennbeträge beschlossen 
worden. Es war zunächst eine Gesamtmenge von 60 Mill. Mark Scheidemünzen vor- 
gesehen; diese Summe wurde aber von der Reichsregierung im Einvernehmen mit 
der Deutschen Rentenbank auf 150 Mill. Mark, das ist 21% Mark pro Kopf der Be- 
völkerung, erhöht. Diese Rentenpfennige sind nicht Rentenbankgeld, sondern 
Reichsgeld. Die Rentenbank ist nur Notenbank; ein Recht zur Ausprägung von 
Münzen ist ihr nicht verliehen. Das Rentenhartgeld ist durch Rentenbriefe nicht 
gedeckt. 

Durch Verordnung vom 11. Februar 1924 (RGBl. I S. 60) sind auch die alten 
Kupfermünzen den Rentenpfennigen gleichgestellt und wie diese in gleicher Weise 
und zum gleichen Nennbetrage an den öffentlichen Kassen in Zahlung zu nehmen. 

Dagegen haben nach $5 des Münzgesetzes vom 30. August 1924 die alten 
Nickelmünzen, ferner die Ersatzmünzen aller Art aus Aluminium, Eisen und Zink 
keine Gültigkeit. Als Rechnungseinheit gilt heute die Reichsmark, die in 100 Reichs- 
pfennige .eingeteilt ist. Als Reichsmünzen über Reichspfennige gelten gemäß $ 4 
Abs. 3 des Münzgesetzes vom 30. August 1924 bis auf weiteres auch die auf Grund 
der Verordnung des Reichspräsidenten vom 8. November 1923 (RGBl. I S. 1086) 
ausgegebenen Rentenpfennigmünzen und die auf Grund des Münzgesetzes vom 9. Juli 
1873 und 1. Juni 1909 ausgeprägten Kupfermünzen. 


Reichskassenscheine!). 
Die bunte Mannigfaltigkeit der vor der Gründung des Reiches im Umlauf be- 
findlichen Noten, ihre Domizilierung und Einlösbarkeit in kleinen Orten bedeutete 


1) S. dazu Adolph Wagner: Art „Papiergeld“ in Georg Obst „Das Buch des Kaufmanns“, 
4. Aufl., Bd. I, S. 448. 
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einen Übelstand für den deutschen Verkehr. Teilweise schlossen die Staaten gegen- 
einander ihr Papiergeld selbst aus. 

Der Gesamtbetrag des einzelstaatlichen Papiergeldes belief sich zur Zeit, als 
das Reich an eine reichsgesetzliche Regelung dieser Dinge ging (1874), auf rund 
61,37 Mill. Taler, wovon auf Preußen 20,48, auf Bayern und Sachsen je 12, auf 
Württemberg 3,43, auf Baden 3,71, auf Hessen 2,46, auf beide Mecklenburg 1,8 
und der Rest von zusammen 5,496 Mill. Taler auf die Kleinstaaten kamen, die mit 
Ausnahme Oldenburgs, Lippes und der Hansestädte alle solches Papiergeld besaßen. 

Durch die Norddeutsche Bundes- und durch die Reichsverfassung wurde das 
Deutsche Reich maßgebend zur gesetzlichen Regelung dieses Papiergeldes.. (Ar- 
tikel 14 Nr. 3: „Die Feststellung der Grundsätze über die Emission von fundiertem 
und unfundiertem Papiergeld unterliegen der Beaufsichtigung seitens des AOUIS, 
und der Gesetzgebung desselben.‘“) 

Durch das Reichsgesetz vom 30. April 1874 wurde das einzelstaatliche Papier- 
geld eingezogen, den Staaten das eigene Recht, Papiergeld auszugeben, genommen 
und an Stelle. des alten ein eigenes, neues Reichspapiergeld, die Reichskassen- 
scheine, in endgültigem Betrage von 120 Mill. Mark, gesetzt. Dieser vermehrte 
sich durch eine Mehrausgabe zugunsten derjenigen Staaten, welche einen größeren 
Betrag als den ihnen nach ihrer Volkszahl zufallenden Anteil an diesen 120 Mill. 
Mark an Landespapiergeld ausgegeben hatten, um zwei Drittel dieses Betrages in 
maximo. Dadurch stieg die Summe der Reichskassenscheine zuerst auf 174,74 Mill. 
Mark. Alles Landespapiergeld war alsbald einzuziehen und der genannte Vorschuß 
in 15 gleichen Jahresraten von 1876 bis 1890 zu tilgen. Das ist geschehen, und 
seitdem belief sich die Summe der Reichskassenscheine bis zum Kriege auf 
120 Mill. Mark. 

Die Stückelung der ausgegebenen Scheine veranschaulicht nachfolgende 
Tabelle: 

Übersicht über die seit 1874 ausgegebenen Reichskassenscheine!). 
Reichskassen- . Veröffentlicht im 


scheine zu USERN HE Reichsanzeiger 
I. Ausgabe v. 11. 7. 1874°) Nr. 304 v. 29. 12. 1874 
5 Mark I. R v. 10. 1. 1882°) Nr. 16 v. 18. 1. 1883 
II. x v. 31. 10. 1904 Nr. 95 v. 23. 4. 1906 
10 Mark I. Ausgabe v. 6. 10. 1906 Nr. 271 v. 13. 11. 1907 
20 Mark I. Ausgabe v. 11. 7. 1874?) Nr. 304 v. 29. 12. 1874 
& I ne lv 10N1 18828) Nr. 16 v. 18. 1. 1893 
I. Ausgabe v. 11. 7. 1874°) Nr. 304 v. 29. 12. 1874 
50 Mark II. D v. 10. 1. 1882) Nr. 79 v. 1. 4. 1882 
IIL. H vin5% 1418993) Nr. 144 v. 22. 6. 1899 


Anläßlich der Reichswehrvorlage von 1913, als der Heeresbedarf über 1 Mil- 
liarde Mark für Aufstellung neuer Formationen und Beschaffung neuen Kriegs- 
materials erforderte, beschloß man, den Umlauf der Reichskassenscheine allmählich 
auf 240 Mill. Mark zu bringen, allerdings mit der Maßgabe, daß eine entsprechende 
Auffüllung der im Juliusturm zu Spandau als Reichskriegsschatz damals lagernden 
Goldvorräte vorgenommen würde). Dieser Goldvorrat war aber nicht als Deckungs- 


1) S. Hotzke.a.a. O. S. 181. 

2) Aufgerufen durch Bekanntmachung vom 28. April 1910 (RGBl. S. 672). 
®) Aufgerufen durch Gesetz vom 21. Juli 1884 (RGBl. S.172). 

*) S. Kahn-Naphtali a. a. O. S. 181. 
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fonds der ausgegebenen Reichskassenscheine anzusehen, sondern ausschließlich 
ein barer Reichskriegsfonds für Mobilmachungszwecke. 

Im Gegensatz zur Banknote waren die Reichskassenscheine reines Papiergeld, 
lediglich gesichert durch die Autorität des Staates. Sie besaßen bis zum Kriege 
keinen Zwangskurs, mußten aber an den öffentlichen Kassen zur Zahlung an- 
genommen werden. Die Reichsbank war verpflichtet, die Reichskassenscheine auf 
Verlangen in ihre Noten und damit auch in Gold einzulösen. Das Gesetz vom 
4. August 1914 (RGBl. S. 347) bestimmte aber: 


SIT, 
Reichskassenscheine sind bis auf weiteres gesetzliches Zahlungsmittel. 
82. | 
Bis auf weiteres ist die Reichshauptkasse zur Einlösung der Reichskassenscheine und die 
Reichsbank zur Einlösung ihrer Noten nicht verpflichtet. 
Während der Inflationszeit hatten die Reichskassenscheine wegen ihrer Stücke- 
lung zu 5 und 10 Mark keine große Bedeutung im Zahlungsverkehr. 


Darlehnskassenscheine. 


Ein größeres Gewicht in dieser Rubrik ist den Darlehnskassenscheinen zuzu- 
messen. Durch Gesetz vom 4. August 1914 (RGBl. S. 340) wurde zu Beginn des 
Krieges ein selbständiges, neben der Reichsbank stehendes Kreditinstitut für 
den Lombardverkehr geschaffen. Da mit einer außerördentlichen Steigerung des 
Bedürfnisses nach Lombardkredit zu rechnen war, die Lombardanlage für die 
Reichsbank aber als bankmäßige Deckung nicht galt, die Reichsbank mithin zur 
Erteilung von Lombarddarlehen nur innerhalb gewisser Grenzen in der Lage war, 
fand man in der Errichtung der Darlehnskassen zur Befriedigung dieses Kredit- 
bedürfnisses einen Ausweg. 

Die in Höhe der bewilligten Darlehen gegen Verpfändung von Wertpapieren, 
Waren oder dgl. zur Ausgabe gelangenden Darlehnskassenscheine im Sinne der 
SS 9, 17, 44 des Bankgesetzes von 1875 wurden den Reichskassenscheinen gleich- 
gestellt ($ 2 Abs. 2 des Darlehnskassengesetzes). 

Die Darlehnskassenscheine verpflichteten ebenso wie die Reichskassenscheine 
das Reich, für dessen Rechnung die Darlehnskassen betrieben wurden. Diese Dar- 
lehnskassenscheine wurden durch Vermittlung der Reichsbank in den Verkehr ge- 
leitet. Soweit sie in den Kassen der Reichsbank verblieben, konnten sie dem Bar- 
vorrat zugerechnet werden und dienten somit gleich dem Golde der Dritteldeckung, 
für die von der Reichsbank ausgegebenen Noten. Formell wurden die Bestimmungen 
über die Dritteldeckung während der Kriegszeit beibehalten. Erst durch die Novelle 
zum Bankgesetz vom 9. Mai 1921 (RGBl. S. 508) ist diese Vorschrift aufgehoben 
worden, die zunächst bis zum 31. Dezember 1923 ging, dann aber bis zum 31. De- 
zember 1925 verlängert worden ist, da sie bei der wachsenden Notenflut nur noch 
durch künstliche Hochhaltung der Bestände an Darlehnskassenscheinen zu erfüllen 
gewesen wäre. Die Aufhebung der Dritteldeckung bis zum 31. Dezember 1925 war 
mit Rücksicht auf die inzwischen erfolgte Zwischenlösung durch die Deutsche 
Rentenbank erfolgt. 

Anfänglich war vorgesehen, den Gesamtbetrag der Darlehnskassenscheine 
1500 Mill. Mark nicht überschreiten zu lassen. Unter dem Einfluß der Geldentwer- 
tung wurde das Kontingent fortwährend erhöht und erreichte am 22. November 1923 
mit 10 Trillionen Mark seine Höchstgrenze. 

Das Kontingent war laut Bekanntmachung vom 11. November 1914 (RGBl. 
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S. 475) auf 3000 Mill. Mark erhöht worden, ferner durch Beschluß des Bundes- 
rates vom 


9. 3.16 auf 4 Milliarden am 7.12. 22.auf 225 Milliarden 
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Die Stückelung der Darlehnskassenscheine regelte der $ 18 des Darlehnskassen- 
gesetzes: 

„Die Darlehnskassenscheine werden auf Beträge von 5, 10, 20 und 50 Mark ausgestellt. 
Über die Ausstellung von Darlehnskassenscheinen auch auf höhere Beträge sowie über das Ver- 
hältnis, in welchem von den einzelnen Abschnitten Gebrauch zu machen ist, werden vom 
Reichskanzler Bestimmungen getroffen.‘ 

Über die Scheine zu 2 und 1 Mark bestimmte die Bekanntmachung des Reichs- 
kanzlers vom 31. August 1914 (RGBl. S. 393): 


„Die Reichsschuldenverwaltung wird ermächtigt, nach Anordnung des Reichskanzlers 
außer den in $18 Abs.1 des Darlehnskassengesetzes vom 14. August 1914 (RGBl. S.340) vor- 
gesehenen Darlehnskassenscheinen auch solche auf Beträge von 2 und 1 Mark auszustellen.“ 

Auch die Darlehnskassenscheine verloren wegen ihrer Stückelung bis zu 
50 Mark ihre Eignung als Zahlungsmittel. Die bei der Reichsbank ruhenden Stücke 
setzten sich fast ausschließlich aus Scheinen größerer Stückelung zusammen, die 
handschriftlich ausgefertigt waren und nicht Umlaufszweckeh dienten. 

Auf Grund des 819 Abs. 1 des Darlehnskassengesetzes wurden nach einer 
Bekanntmachung des Reichsministers der Finanzen vom 17. März 1924 (Reichs- 
anzeiger Nr. 75 vom 28. März 1924) die Darlehnskassen des Reichs mit dem 
30. April 1924 für den Verkehr geschlossen und aufgelöst. Die Darlehnskassen 
liquidierten ihre Bestände in der Weise, daß die reichsbankbeleihbaren Unter- 
pfänder mit den dazugehörigen Darlehen ohne weiteres auf die Reichsbank über- 
geführt wurden. Soweit es sich um Beleihungen von Waren handelte, sollten 
die Schuldner ihre Objekte liquidieren. Soweit Industrieaktien beliehen waren, 
konnten sie von der Reichsbank nicht lombardiert werden, wohl konnte man diese 
Wertpapiere gegen wertbeständige Anleihen des Reiches und der Länder, der 
Hypothekenbanken und Pfandbriefanstalten eintauschen und sie dann bei der 
Reichsbank lombardieren lassen. 

In unserem Ausweise vom 31. Juli 1924 ist infolge der weiteren Abdeckungen 
der Ausleihungen der Reichsdarlehnskassen der Bestand an Darlehnskassenscheinen 
auf rund 0,5 Trillionen Mark gleich 500000 Goldmark zurückgegangen. Im neuen 
Ausweise vom 15. Oktober 1924 sind sie nicht mehr aufgeführt. Sie sind in die 
sonstigen Aktiven einbezogen. Ende 1924 betrug der Bestand an Darlehnskassen- 
scheinen 221000 Mark. 


Die Rentenbank und der Rentenbankausweis. 

Der Zweck der Gründung der Deutschen Rentenbank war die Schaffung von 
wertbeständigen Zahlungsmitteln. Sie ist durch die Verordnung des Reichskanzlers 
über die Errichtung der Deutschen Rentenbank vom ı 15. Oktober 1923 (RGBl. Teil I 
S. 963) ins Leben gerufen worden. | 
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Das Kapital der Deutschen Rentenbank betrug einschließlich der Grundrück- 
lage 3200 Mill. Rentenmark. Die Hälfte dieser Summe wurde von den land- und 
fortstwirtschaftlichen nebst den Gärtnereibetrieben, die andere Hälfte von Industrie, 
Handel, Gewerbe und Banken aufgebracht. Die Einlagen waren durch das Gesetz 
erzwungen; es stand nicht im Belieben des einzelnen Unternehmers oder Landwirts, 
ob er die auf seinen Betrieb oder sein Grundstück entifallende Anteilsschuld an- 
erkennen wollte oder nicht. 

Das Kapital war nicht beweglich, es bestand vielmehr in unbeweglichen Grund- 
schulden und Schuldverschreibungen. 

An dem unbeweglichen Besitz der Landwirtschaft erwarb die Rentenbank in 
Abgeltung der Anteilspflicht Grundschulden, und zwar in Höhe von 40% des- 
jenigen Wertes, den die belasteten Grundstücke bei der Veranlagung zur Zahlung 
des Wehrbeitrages vor dem Kriege hatten. Diese Grundschuld ging allen anderen Be- 
lastungen des Grundstücks im Range vor. Sie lautete auf Goldmark (1 Goldmark 
gleich .1/g7s0 kg Feingold). 

Das Kapital konnte von der Deutschen Rentenbank nicht gekündigt werden, 
vom Schuldner erst nach Ablauf von fünf Jahren. Er konnte sich jedoch durch 
Übereignung von Gold oder ausländischen Zahlungsmitteln schon vor Ablauf der 
Kündigungsfrist von der Grundschuld befreien, nicht durch Zahlung von Renten- 
mark. In ähnlicher Weise wurden auch die Industrie, der Handel und das Ge- 
werbe einschließlich der Banken mit Goldschuldverschreibungen belastet. 


Auf der Basis der mit 6% in Gold verzinslichen Grundschuld stellte die 
Rentenbank ‚mit 500 in Gold verzinsliche auf Gold lautende Rentenpfandbriefe 
aus, die auf 500 Goldmark oder ein. Vielfaches davon lauteten. Die Rentenbriefe 
dienten als Deckung für die von der Deutschen Rentenbank auszugebenden Renten- 
bankscheine. Auf Verlangen war die Rentenbank verpflichtet, gegen 500 Renten- 
mark einen Rentenbrief über 500 Goldmark mit Zinsenlauf vom nächsten Fällig- 
keitstermin ab zu gewähren. Keinesfalls durfte die Bank mehr als den Betrag 
des Kapitals von 2400 Mill. und der Grundrücklage von 800 Mill. Rentenmark in 
Rentenbankscheinen ausgeben. 


Die Deutsche Rentenbank durfte bankmäßige Geschäfte nur mit dem Reiche, 
der Reichsbank und den Privatnotenbanken machen; Bürgschaften durfte die 
Rentenbank für das Reich nicht übernehmen. Die Rentenbankscheine sind nicht 
gesetzliche Zahlungsmittel, sie sind aber an den öffentlichen Kassen als Zahlungs- 
mittel anzunehmen, und die gesetzlichen Vorschriften über Geldzeichen Buiz 
auf sie Anwendung. 


Das Institut stellte dem Reiche einen Kredit von 1,2 Milliarden Rentenmark 
(davon 300 Mill. unverzinslich) zur Verfügung, der Wirtschaft den gleichen Betrag, 
davon erhielt die Reichsbank 940%, die Bayerische und Sächsische Notenbank 
je 2,25%, die Württembergische und Badische Notenbank je 0,75% (Verordnung 
vom 13. Februar 1924, RGBl. TeilIl S. 66). Das Reich sollte die ihm zur Ver- 
fügung gestellte unverzinsliche Summe zur Einlösung seiner bei der Reichsbank 
diskontierten Schatzanweisungen verwenden. Davon wurden nur 200 Mill. be- 
nötigt, daher wurden die restlichen 100 Mill. aus dem unverzinslichen Darlehen dem 
verzinslichen Darlehen des Reiches durch besonderen Vertrag zugeschrieben, so 
daß das Reich nun 200 Mill. Rentenmark als unverzinsliches und 1000 Mill. 
Rentenmark als verzinsliches Darlehen erhielt. Das verzinsliche Darlehen sollte 
das Reich in den Stand setzen, über eine gewisse Zeitspanne hinwegzukommen, um 
während der so gewonnenen Zeit den Reichshaushalt einigermaßen ins Gleich- 
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gewicht zu bringen. Nach Ausgabe der Rentenmark sollte die Reichsbank die 
Diskontierung von Schatzanweisungen einstellen. 

Die Hingabe der Darlehen an die Wirtschaft vollzog sich durch Vermittlung 
der Reichsbank und der Privatnotenbanken. Die Rentenbank trat mit den Kredit- 
nehmern nicht in unmittelbare Beziehung; ihre Schuldner waren die Reichsbank 
und die Privatnotenbanken. Die Rentenbank führte ihre Geschäfte im allgemeinen 
wie jedes kaufmännische Unternehmen. Sie war demnach verpflichtet, alljährlich 
eine Gewinn- und Verlustrechnung aufzustellen. Über die Verteilung des Rein- 
gewinnes bestimmte der $ 18 der Rentenbankverordnung folgendes: 
| „Zunächst werden 400%, also zwei Fünftel des bilanzmäßigen Reingewinnes, 
'einem Tilgungskonto zugeführt.“ Dieses Tilgungskonto sollte in erster Linie dazu 
dienen, das dem Reiche gewährte, unverzinsliche Darlehen allmählich zu tilgen. 
Daraus ergibt sich, daß das unverzinsliche Darlehen nicht eigentlich als Darlehen 
angesprochen werden konnte. „Nach Tilgung des unverzinslichen Darlehens er- 
'mäßigt sich der voraus auf Tilgungskonto einzusetzende Betrag auf 3000 des bi- 
lanzmäßigen Reingewinnes. Von den noch verbleibenden drei Fünfteln wird den 
‚Anteilseignern ein Betrag bis zur Höhe von 60/0 des von jedem einzelnen ein- 
gebrachten Wertes an Grundschuld, Schuldverschreibung, Gold oder ausländischen 
'Zahlungsmitteln gewährt.“ Daraus geht hervor, daß die Anteilseigner keinesfalls 
mehr vom Reingewinn der Rentenbank zu erhalten, als sie selbst an Zinsen ent- 
richtet hatten. Ein tatsächlicher Gewinn für die Anteilseigner war demnach aus- 
geschlossen. Ein nach Abzug der genannten Beträge verbleibender Rest sollte 
gleichfalls dem Tilgungskonto zur Verstärkung zugeführt werden. 

Das Recht zur Notenausgabe konnte der Rentenbank jederzeit entzogen wer- 
‘den. In diesem Falle hat das Reich die ihm gewährten Darlehen der Rentenbank 
voll zurückzuzahlen, worauf die Rentenbank die Pflicht hatte, die im Umlauf 
befindlichen Rentenbankscheine einzuziehen. 

Im Falle der Liquidation, die durch ein besonderes Gesetz geregelt werden 
sollte, waren die geleisteten Einlagen der Anteilsschuldner zurückzuvergüten. 
($ 20 Abs. 3 [RbV.]). 

Eine einstweilige Lösung ist bereits erfolgt durch das Gesetz über die Li- 
ns des Umlaufs an Rentenbankscheinen vom 30. AUENEN 1924 (RGBl. U 

S. 252): 

1. Die Deutsche Rentenbank darf über den Betrag der beim Inkrafttreten 
dieses Gesetzes von ihr ausgegebenen Rentenbankscheine hinaus Rentenbankscheine 
nicht mehr ausgeben. Die noch nicht ausgegebenen Rentenbankscheine, die sich in 
ihrem Besitze befinden, hat sie der Reichsbank zur Vernichtung zu übergeben. 

2. Das Kapital der Deutschen Rentenbank wird auf 2000 Mill. herabgesetzt. 
Der Betrag wird lediglich von der Landwirtschaft aufgebracht. Die im $2 der 
RbV. vorgesehene Rücklage fällt fort. 

3. Die im $ 9 der RbV. vorgesehene Belastung der industriellen, gewerblichen 
und Handelsbetriebe einschließlich der Banken wird aufgehoben. Die Grund- 
schulden erlöschen; die Schuldverschreibungen sind zu vernichten oder den 
Unternehmern auf Antrag zurückzugeben. Gleichzeitig erlöschen die Anteilsrechte 
dieser Unternehmer. 

4. Die Belastung der Eigentümer der dauernd land-, I onanliehen oder 
gärtnerischen Zwecken dienenden Grundstücke bleibt bestehen. Die Höhe, in 
welcher die Deutsche Rentenbank Grundschulden an diesen Grundstücken erwirbt, 
wird auf 50/0 des Wehrbeitrages festgesetzt. Das Kapital der Grundschuld ist mit 
50 jährlich zu verzinsen. Es ist für die Eigentümer unkündbar. 
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5. Die Reichsbank hat den Gesamtbetrag der ausgegebenen Rentenbankscheine 
innerhalb längstens zehn Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes zu liquidieren. 

6. Bei der Reichsbank wird ein besonderer Tilgungsfonds gebildet, den die 
Reichsbank verwaltet und zur Einziehung der umlaufenden Rentenbankscheine 
bis zum Betrage von 1200 Mill. Rentenmark zu verwenden hat. Die in diesen. 
Fonds fließenden Rentenbankscheine sind zu vernichten. Die in den Fonds fließen- 
den gesetzlichen Zahlungsmittel hat die Reichsbank .dazu zu verwenden, um damit 
Rentenbankscheine aus dem Verkehr zu ziehen; dabei hat sie eine Rentenmark 
gleich einer Reichsmark zu bewerten. ' 

7. Der Tilgungsfonds wird in folgender Weise gespeist: 

a) Die Deutsche Rentenbank hat alle vom 1. Oktober 1924 ab von den Grund- 
schuldverpflichteten‘ zufließenden Einnahmen an den Tilgungsfonds abzuführen. 

b) Das Reich hat jährlich 60 Mill. Rentenmark in gleichen vierteljährlichen 
Raten an den Tilgungsfonds abzuführen, erstmalig am 1. Januar 1925. 

c) Der dem Reiche zufließende Gewinnanteil auf Grund des $ 37 des Bank- 
gesetzes vom 30. August 1924 fließt in den Tilgungsfonds. 

Das Reich hatte Ende 1924 dem Tilgungsfonds 13,3 Mill. Mark überwiesen. 
Dazu kam der Gewinnanteil des Reiches mit 55,6 Mill. Mark. 

Die Gesamtheit der auf Grund von Darlehen gemäß $ 16 der RbV. von der 
Reichsbank und den Privatnotenbanken gegebenen Kredite im Betrage von etwa 
870 Mill. Rentenmark soll mit möglichster Beschleunigung abgewickelt werden. 
Die Abwicklung soll unter allen Umständen binnen drei Jahren beendet sein. 

Mit der Abtragung der Rentenbankschuld begann die Reichsbank am 22. No- 
vember 1924. Bis Ende 1924 wurde sie bis auf 446,5 Mill. Mark getilgt, und zwar 
durch Zurückzahlung von 100 Mill. Mark in Rentenmarkscheinen und durch Hin- 
gabe von 243,5 Mill. Mark in landwirtschaftlichen Wechseln. Bis zum 1. April 1925 
wurden weiter zurückgezahlt: 

am 31. 1. 1925 bis auf 347,6 Mill. Reichsmark 
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Nach Ablauf der Aufrufsfrist der Rentenbankscheine, spätestens nach zehn 
Jahren, tritt die Deutsche Rentenbank in Liquidation. 
Die Rentenbankausweise erschienen in folgender Gestalt: 


Deutsche Rentenbank. 


Der Rentenbankausweis Ende Juni zeigt gegenüber dem Maiausweis keine 
besonderen Veränderungen. Der Bestand an Rentenbriefen ist unverändert ge- 
blieben, das Darlehen. an das Reich für Meliorationskredite ist mit 3 Mill. Mark 
unverändert angeführt. Darlehen an die Notenbanken zeigen eine geringe Abnahme 
von 70,6 auf 70,203 Mill. Mark. 


Aktiva. 30. Juni 1924 | 31. Mai 1924 
Belastung der Wirtschaft zugunsten der Rentenbank . . |3 200 000 000,—| 3200 000 000,— 
Bestand an Rentenbriefen. . . SEURRR DEU POL IR. DEREN TE OU OLIE 000, —| 2399 804 000, — 
Darlehen an das Reich, unverzinich . . 2.2... 196 459 959, ‚99)| 196 459 959 ‚99 
verzinslich. . . N EEE LO 0 L0.0,R, 000,— 1.000 000 000,— 
verzinslich für Meliorationszwecke . AD En 3 000 000,— 3 000 000, — 
Darlehen für die Wirtschaft an die Reichsbank . . . . 800 000 000, —| 800 000 000,— 
 desgl. Notenbanken . . 70 203 052 43 70 600 052,70 
Vorübergehend bei der Reichsbank für Bm des 
Giroverkehrs . ahsım 100 000 000,—| 100 000 000,— 
Kasse, Giro-, Postscheck- und Bankguthaben SE 74 967 273, 71l 71633 468, ‚08 
Mobilien und Bureau-Utensilien.. . EA RURR, | 87 326, 96 66 723, 46 


Sonstige Aktiva . .TRaREBl EN Dil 2 
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| cm Passiva. 4 | 
Grundkapital : 2 2 2.2 2 ne 22222. 12400 000 000,—| 2 400 000 000, — 
Grundrücklage . . . re ee 800 000 000,—| 800 000 000, — 
Umlaufende Rentenbankscheine. ee ee ne. 112 049 788 266,— | 2 050 361 257, — 
Binlaßtende Rentenhriefe . ! 7... nt. 2 000,—- ig 000, — 
Sonstige Passiva . Br BREI IT Re 


Der Posten Kasse, rt und Bankguthaben ist von rund 71,6 auf rund 75 Mill. 
Mark gestiegen. Umlaufende Rentenbankscheine haben eine geringe Abnahme zu verzeichnen. 
Im übrigen wird auf die Ausweise der Reichsbank verwiesen. 


Nachfolgend eine Übersicht der Ausweise der Deutschen Rentenbank (in Mill. 
Rentenmark): 


Kredite an das Kredite an die |Kredite vorüber- 


. Umlauf 


Reich Wirtschaft gehend an 
Datum | | Reichsbank für are Renten 
unver- ver- Reichs- Privat- | Ingangbringung Den 
zinslich | zinslich | bank |notenbank |des Giroverkehrs Pr 


at 

2/0, 

se; 

u, 

ni, 

6 

en 

A 

er, 
30. 11. 
31. 12. 
Et: 
28. 2. 25 1187 780 0,156 
31. 3. 25 1187 780 0,156 


Die Übersicht der Rentenbankausweise zeigt, daß das Reich die ihm ein- 
geräumten Kredite schon im Dezember 1923 abgehoben hatte, während die Reichs- 
bank erst im März 1924 ihren Anteil in Anspruch nahm. Als dann noch weitere 
Kreditansprüche an sie gestellt wurden, ging sie mit scharfen Kreditrestriktionen 
vor. In dem im Ausweise enthaltenden Posten: Kasse, Giro, Postscheck und Bank- 
guthaben sind zum großen Teil die eingehenden Zinsen der Anteilseigner enthalten. 
Von dem Recht, Rentenbankscheine gegen Rentenbriefe einzutauschen, ist ver- 
hältnismäßig wenig Gebrauch gemacht worden. Wegen der bisher höheren Ver- 
zi.sung der Spargelder gegenüber den Rentenbriefen bestand kein Anreiz, Renten- 
bankscheine gegen Rentenbriefe einzutauschen. Vermutlich hat die Reichsbank 
die bei ihr brachliegenden Kassenbestände gegen Rentenbriefe eingetauscht, um 
eine Verzinsung dafür zu erhalten. 


, Außerdem 20 Mill. an die Post zur Ingangbringung des Postscheckverkehrs. 
0 


” ” ” 
i Te an das Reich” für Meliorationszwecke. 
) ” N ” duch aa. ” 
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Im Mai 1924 stellte die Rentenbank dem Reich noch einen Kredit für, Me- 
liorationszwecke zur Verfügung. Damit hat-es folgende Bewandtnis: 

Da die Landwirtschaft die -von der’ Reichsbank. bezüglich der Wechsel- 
diskontierung aufgestellten Bedingungen in der Regel nicht erfüllen kann, sollte 
ihr dadurch geholfen werden, daß das Reich diese Kredite für bereits angefangene 
Bodenverbesserungen zur Verfügung stellte. 

Auch die Post erhielt einen Kredit zur Ingangbringung des Postscheckverkehrs 
eingeräumt. Er betrug im Dezember 1923 20 Mill. Mark und war im Februar 1924 
bereits zurückgezahlt. Die der Reichsbank zur Verfügung gestellten Gelder zur 
Ingangbringung des Giroverkehrs waren im Juli 1924 abgedeckt. 

In den Reichsbankausweis kommen die Rentenbankscheine: 

1. durch die der Reichsbank zur Verfügung gestellten Kredite, 

2. durch die dem Reich zur Abgeltung seiner Schatzwechselschuld zur Ver- 
fügung gestellten unverzinslichen 200 Mill. Rentenmark, 

3. durch den Verkehr (bar eingezahlte een Einwechslung von Renten- 
mark in Papiermark). 

Nachdem die Belastung der industriellen, gewerblichen und Handelsbetriebe 
einschließlich der Banken mit Wirkung ab 1. Oktober 1924 aufgehoben ist, gibt 
die Rentenbank ihre Ausweise in anderer Form heraus. 


Rentenbankausweis vom 6. März 1925. 


Aktiva. 31. Januar 1925 | 28. Februar 1925 
Belastung der Wirtschaft zugunsten der Rentenbank 2 000 000 000,— | 2 000 000 000, — 
Bestand an Rentenbriefen | 
am 31. 1. 1925 Rm. 1 999 844 000, — | 
am 28. 2. 1925 Rm. 1999 844 000, — 


Darlehen an das Reich . . N 2...) 1186 666 667,— | 1186 666 667,— 
Abzuwickelnde Wirtschaftskredite . . ML: |. 180 334 583,57 780 334 583,57 
Kasse, Giro-, Postscheck- und Bankguthaben ee ara 202 739 365,22 206 029 859,32 
Mobilien und Bureauutensilien . - 2» 2.2.2.2... 73 640,51 76 195,16 
Sonstige Aktiva . ir arena 3 ER _ — 
Passiva. 

Grundkapital. . . 2 2 2 22.2202 0202000. |) 2 000 000 000,— | 2 000 000 000, — 
Grundrücklagen. . . ee ra 

Umlaufende Rentenbankscheine een nee. . 11966 845 250,— | 1 966 845 250,— 
Umlaufende ‚Rentenbriefe 7. | N 2 Sn 156 000.— 156 000, — 
Sonstige Passiva uk EU NE DEI HRUEHIE 2 425, — 1075, — 


Noten anderer Banken. 


Neben der Reichsbank haben sich, wie eingangs erwähnt, nur noch die Bayerische 
Notenbank in München, die Sächsische Bank in Dresden, die Württembergische Noten- 
bank in Stuttgart und die Badische Bank in Mannheim zu behaupten vermocht. 
Außer der Reichsbank besitzen nur sie noch das Notenprivileg. Die Ursache für 
die rückläufige Bewegung lag nicht allein in der vorhandenen Kapitalübermacht 
der Reichsbank, die durch die Höhe des ihr zugewiesenen Notenkontigents noch 
verstärkt wurde, auch nicht in den Vorschriften, die sich im wesentlichen in der 
indirekten Begrenzung des ungedeckten Notenumlaufs durch die Notensteuer, dem 
Verbot gewisser besonaers riskanter Geschäfte und der Pflicht der Veröffent- 
lichung der geschäftlichen Verhältnisse erschöpften. Die Gründe lagen ebenso in 
den $$ 42 und 43 des Bankgesetzes vom 15. März 1875. Dadurch war es den 
Privatnotenbanken verboten, ihre Noten außerhalb des Ausgabelandes zu Zahlungen 
zu verwenden und sich außerhalb des örtlichen Umkreises durch Zweiganstalten, 
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Agenten oder Beteiligung an Bankhäusern geschäftlich zu betätigen. Wohl war 
ihnen der Weg des $ 44 offen gelassen, ohne daß sie aber das Publikum zur An- 
nahme ihrer Noten zwingen konnten. Durch Errichtung von Einlösungsstellen in 
Berlin und Frankfurt a. M. hatten sie den Rücklauf ihrer Noten sicherzustellen. 
Seit 1904 ließ die Reichsbank die Noten anderer Banken bis zu einem bestimmten 
Termin, der gewöhnlich das Monatsende war, sich in ihren Kassen ansammeln, um 
sie dann auf einmal den Banken zurückzugeben. Damit sollte ihnen kein Ent- 
gegenkommen bewiesen werden; denn wenn sie am Monatsende das Geld am 
besten gebrauchen konnten, mußten sie sich nun auf starke Rückweisungen seitens 
der Reichsbank gefaßt machen. Die Posten, die jetzt in den Ausweisen aufgeführt 
werden, sind ganz geringfügig!). 

Nach den von der Reichsbank aufgestellten Richtlinien werden die Noten der 
Privatnotenbanken gemäß $ 22 des Privatnotenbankgesetzes vom 30. August 1924 
von der Reichsbank sowohl in Berlin als auch bei ihren Zweiganstalten in Städten 
von mehr als 100000 Einwohnern zum vollen Nennbetrag in Zahlung ge- 
nommen. Solange die ausgebende Bank ihrer Noteneinlösungspflicht pünktlich nach- 
kommt, tauscht die Reichsbank die Noten der Privatnotenbanken auch innerhalb 
des Landes, das ihnen die Befugnis zur Notenausgabe erteilt hat, bei ihren Zweig- 
anstalten, soweit es deren Notenbestände und Zahlungsbedürfnisse gestatten, 
dem Inhaber gegen Reichsbanknoten um. 

Über diese gesetzlichen Bestimmungen hinausgehend, sollen nun die Noten 
der Bayerischen Notenbanken, der Württembergischen Notenbank und der Badischen 
Bank von allen Reichsbankanstalten in Zahlung genommen werden, die im Ge- 
biete der Länder Baden, Bayern, Württemberg und Hessen liegen. Ferner sind 
alle Reichsbankanstalten innerhalb des Landes, in dem die Privatnotenbanken 
ihren Sitz haben, sowie einzelne Reichsbankanstalten, die in den an diese Länder 
grenzenden Gebieten liegen, beauftragt, die Privatbanknoten in Zahlung zu nehmen, 
auch wenn es sich um Städte mit weniger als 100000 Einwohnern handelt. 

Eine Inzahlungnahme kann nur erfolgen zur Tilgung einer gegenüber der 
Reichsbank bestehenden Schuldverbindlichkeit. Einzahlungen von Noten der Privat- 
notenbanken auf Girokonto sind nur ausnahmsweise und in mäßigem Umfange 
zulässig. 

Die bisher beschriebenen Positionen stellen die Barmittel der Reichsbank 
dar. Auf Grund der Barmittel und des Notenkontingents der Reichsbank wurde 
früher festgestellt, welchen Betrag die Reichsbank an Steuer für den ungedeckten 
Notenumlauf zu zahlen hatte. 8 9 des Bankgesetzes vom 14. März 1875 sagt darüber: 

„Banken, deren Notenumlauf ihren Barvorrat und den ihnen nach Maßgabe der Anlage 
zugewiesenen Betrag übersteigt, haben vom 1. Januar 1876 von dem Überschusse eine Steuer 
von jährlich 5 v.H. an die Reichskasse zu entrichten. Als Barvorrat gilt bei der Feststellung 
der Steuer der in den Kassen der Bank befindliche Betrag an kursfähigem deutschen Gelde, an 
Reichskassenscheinen, an Noten anderer ‘deutscher Banken und an Gold in Barren oder aus- 
ländischen Münzen, das Pfund fein zu 1392 Mark berechnet.“ 

Den Reichskassenscheinen stehen die Darlehnskassenscheine gleich (Darlehns- 
kassengesetz vom 4. August 1914, 8 2, RGBl. S. 341). 

Zum Kassenbestande gehört auch das bei ausländischen Notenbanken nieder- 
gelegte Gold der Reichsbank. Auch die Rentenbankscheine gehören zum Bar- 
bestande. 

' Zum Zwecke der Feststellung der Steuer hatte die Reichsbank bis zum Kriege 
der Aufsichtsbehörde den Betrag des Barvorrats und der umlaufenden Noten vom 
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7., 15., 23. und Letzten jedes Monats mitzuteilen. Auf Grund dieser Nachweisungen. 
wurde die Steuer in der Weise festgestellt, daß von dem aus dieser Nachweisung 
sich ergebenden steuerpflichtigen Überschuß des Notenumlaufs 5/,% als Steuer 
berechnet wurde. Die Steuer wurde demnach folgendermaßen berechnet: 


Am 23. Juli 191# Be in 1000 Mark. 


der Metallbestand.. . NER alles Ba 1691,398 
(darunter Gold 1356 857) 

Betrag der Reichskassenscheine. . . . . 2... 65,479 
Betrag der Noten anderer Banken. . . . . 2.9 40,106 
M 17196,983 

+t- Notenkontingent sun le an AR IE BEER 
| M 2346,983 

Der Notenumlauf betrug . . . 2 2 2.2.2..2..2.09%..1890,895 
Steuerfreie Notenreserve . 2. 2 2. 20 .2020.200.0# 456,088 


Am 7. August 1914 zeigte der Ausweis in 1000 Mark 


“ Metallbestand . 2 a ne DH9DRIR 
(darunter Gold 1477 ‚558) | 

Reichs- und Darlehenskassenscheine a REES RNEBW 96,680 
Noten anderer ‚Banken! ul tunen 22,812 
- Kontingent " .\.2.421.0 2.) A EURER DSBRNUR 
AM 2265,110 

Notenumlauf. . . daniel re 
— Grenze der Steuerfreiheit Ba a nd Be ET IE 
zu versteuernder Betrag . : . 22.2.0200 .2...A# 1632,093 

1632093 - 5 


— 1 
10015 =, 170,097 


Seit dem Kriege ist die Reichsbank von der Notensteuerpflicht, d.h. von der 
Versteuerung des den Barbetrag unter Zurechnung des sogenannten Kontingents von 
550 Mill. Mark, an den Quartalsschlüssen 750 Mill. Mark, übersteigenden Noten- 
umlaufs befreit (Gesetz vom 4. August 1914, RGBl. S. 327). 

Dadurch wurde der Gewinn der Reichsbank außerordentlich erhöht. Durch 
alljährlich erlassene Gesetze wurde eine Sonderbesteuerung in der Art eingeführt, 
daß ein bestimmter Betrag als Ausgleich für die entgangene Notensteuer dem 
Reiche überwiesen wurde. 


1919 wurden an das Reich abgeführt: 94 921 377 Mk. 


TO er ERENTO R 32 761840 „ 
10a He AR ee i 40 951318 „ 
oa ee Se De £ 232 668237 
1923 % EN E 4 10,3 Trillionen }) 


Wechsel und Schecks. 


Die Handhabung des Wechseldiskonts ist für die Reichsbank das wichtigste 
Mittel zur Regulierung der an sie von der Wirtschaft herantretenden Kreditbegehren. 
Gegenstand des Diskontgeschäfts sollen Warenwechsel sein, welche auf Grund 
eines Warengeschäfts zwischen Käufer und Verkäufer ausgestellt sind. 

Die Reichsbank diskontierte in dem von uns zu betrachtenden Zeitabschnitte 
drei Arten von Wechseln: 


1) Über die im Bankgesetz vom 30. August 1924 vorgesehene Notensteuer siehe S. 228. 
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1. Papiermarkwechsel, 
2. Rentenmarkwechsel, 
3. Goldmarkwechsel. 


Den Papiermarkwechseln wurde erst nach Abschluß der Inflation ein Entwer- 
tungsbeleg in doppelter Ausfertigung beigegeben. Über den Berliner Dollarmittelkurs, 
am letzten Börsentage vor der Diskontierung und vor Verfall des Wechsels wurde 
die Entwertung festgestellt, die der Schuldner nachträglich zu begleichen hatte. 

Dadurch, daß die Reichsbank sich 'eine generelle Entwertungsverpflichtung 
aushändigen ließ und die Gefahr der Markentwertung als beseitigt anzusehen war, 
verzichtete die Reichsbank seit Ende September 1924 auf die Beifügung der Ent- 
wertungsbelege. Nunmehr war wieder die Möglichkeit gegeben, Diskonten auch für 
mehrere Fälligkeiten auf einer Rechnung zusammengefaßt einzureichen. 

Auf Grund des Ermächtigungsgesetzes vom 8. Dezember 1923 (RGBl. S. 1179) 
konnten auch nach dem Gesetz vom 6. Februar 1924 (RGBl. I S. 50) Goldmark- 
und Goldmarknotenwechsel und Schecks ausgestellt werden. Als Goldmark galt 
der Wert von 10/,; des nordamerikanischen Dollars. Zahlungen aus Goldmark- 
wechseln und Schecks hatten in Reichswährung zu erfolgen. Der Aussteller konnte 
durch einen Zusatz Zahlung in Rentenmark bestimmen. Für die Umrechnung in 
Reichswährung oder Rentenmark war die Zeit der Zahlung maßgebend. 

Um „bankfähig‘“ zu sein, durften die Wechsel eine Laufzeit von höchstens 
drei Monaten haben und mußten bis zum Erlaß des Bankgesetzes vom 30. August 
1924 die Unterschriften von in der Regel drei, mindestens aber zwei als zahlungs- 
fähig bekannten Verpflichteten tragen. Die Reichsbank kaufte auch Schecks auf 
das Inland an, aber nur von Girokunden. Die Schecks mußten mindestens zwei 
Unterschriften tragen. | | 

Nach $ 21 des Bankgesetzes vom 30. August 1924 ist die Bank befugt: 

„Wechsel, welche eine Verfallzeit von höchstens drei Monaten haben, und aus welchen 
drei als zahlungsfähig bekannte Verpflichtete haften, ebenso Schecks, aus welchen drei als 
zahlungsfähig bekannte Verpflichtete haften, zu diskontieren, zu kaufen und zu verkaufen. Von 
dem Erfordernis der dritten Unterschrift kann in den Fällen abgesehen werden, wo durch eine 
Nebensicherheit oder in sonstiger Weise die Sicherheit des Wechsels oder Schecks gewähr- 
leistet ist; der Betrag der so diskontierten Wechsel darf 33 v. H. des jeweiligen Gesamtbestandes 
der diskontierten Wechsel nicht übersteigen.“ 

Da die Beschaffung der dritten Unterschrift im gewöhnlichen Geschäftsverkehr 
häufig schwierig ist, hat sich die Reichsbank bereit erklärt, Wechsel in kleinen 
Beträgen von einigen hundert Mark und Wechsel von kurzer Laufzeit (bis zu etwa 
zwanzig Tagen) auch mit zwei Unterschriften zu diskontieren, wenn deren Güte 
über jeden Zweifel erhaben ist (Frankfurter Zeitung vom 17. Dezember 1924). 

Für den augenblicklichen Geschäftsverkehr mit der Reichsbank sind für das 
im übrigen spesenfreie Diskontieren, außer den genannten, hauptsächlich folgende 
Vorschriften zu beachten: | 

Die zu diskontierenden Wechsel, deren Formrichtigkeit vorausgesetzt wird, 
müssen an einem Bankplatze fällig sein. Sie sind mit dem Fälligkeitstage zu über- 
schreiben’ und mit dem Vollgiro, und zwar an die Bankstelle des Zahlungsortes, 
zu versehen. Auch das zweitletzte Giro muß ein Vollgiro sein. 

Mit den Wechseln hat der Verkäufer eine von ihm unterschriebene Rechnung 
einzureichen, auf der die Wechsel nach der Verfallzeit geordnet mit Betrag, Verfall- 
tag, Bezogenen und Zahlungsort aufzuführen und die in Abzug kommenden Zinsen 
zu berechnen sind. Für Platzwechsel ist dafür ein weißes, für Versandwechsel ein 
rotes Formular zu verwenden (Formular 1, 2, 3). 


"eg ‘IT ‘78 gg "IN "ION 


| | uo3ugzdup SU0g 


| | | uasulz qe :y9amp uagoyay 
| ; > 
an an ne u Ber can © ag FEERIR LER > Frese 
ee ke are 
EEE Nele 
© FIRE SIERSSEIERERES HIER EEE, VERERRERSSRERESZREN LESER, VERESERESEERERESGERER. SER | DE name 
u 
E 
ee 
ıe usıynynzjne 
en BONS HERE FEUONE Perl Eos uayerzrwolf sop auen pun uoussozag sap 
Se.naqfasy99 AA Er Se eı-. OO 8» wop-angggleig „ıossunyez ouyo y pun aweN puIs UJOSYI9MITZTULO(] TO] 
jo az yuoysig | NOZIJEOA | yugny osorq 19u9dozag 


[OSyI9 AA Oyney19A UEOYT UI Sffaısydueqyuegsyopy ap ue ıoqn 


1) N 8 N H ) H 4 uodunuypoy per nu anulheene Puls 


| gnoN pun uoynm-upey “usana uley 
er el z61 N ETERRTTITELLLEL TREE RR ER up ‘ufoy : me [osypoM 
! [I Tejnunıoy : 


Der Reichsbankausweis. von 1914—1925. | 215 


Formular 2. 


Diskontierungen. 


Zur Gutschrift auf das Girokonto von: 


PREPEFFRERPPEFREFFEEEPPPRRPPUPEPPEERPERUOEEPEPEDPRPPERPERPPODDELEPERLLLREELELLLLLTERELTELTLTERLLRELELLERLLERLELTIELTDIIZEIEPSIEPIESEISTPIPERESFPIDEDPEREFEPPPEPPEPERPEIEPPEUPPPORPPEPPEPELOPFETTEPLRLTEPPLPPRFPRPPT 


erfolgen anbei: 


nachgerechnet. 


Der Endbetrag ist nur einmal aufzuführen. 


Alle Einreichungen sind zuvor stets beim Girobeamten anzumelden. 


I. Beamter: I. Beamter: 


Köln;i.dera Au. ea an 2 Tone 


Cn. IV. 15. 8, 24. 
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Bei Diskontierungen in Berlin sind die Platzwechsel nach Verfalltagen, die 
Versandwechsel aber zunächst alphabetisch nach den selbständigen Bankanstalten 
und innerhalb dieser Gruppen nach Verfalltagen zu ordnen. Für Platz- und Ver. 
sandwechsel sowie beim Ankauf von Schecks werden für Abschnitte bis zu 
5000 Mark einheitlich mindestens zehn Diskonttage in Anrechnung gebracht, min- 
destens aber 50 Pfennig ohne Rücksicht auf die Wechselsumme. 

Bei Wechseln über 5000 Mark werden nur fünf Diskonttage als Mindestsatz in 
Anrechnung gebracht, Schecks werden nur in Abschnitten bis zu 1000 Mark dis- 
kontiert. 

Für Wechsel und Schecks, die wegen baldigen Ablaufs der Vorlegungsfrist un- 
mittelbar an den Zahlungsort gesandt werden müssen, hat der Verkäufer das Ver- 
sendungsporto für einen eingeschriebenen Brief zu tragen. ' 

“Die Reichsbank diskontiert alle Wechsel zum gleichen Diskontsatz. Da auch 
Wechsel besserer und bester Qualität sich den „offiziellen Diskontsatz‘ gefallen 
lassen müssen, meiden sie die Reichsbank. Sie werden im sogenannten „offenen 
Markt“ zu dem hier geltenden Privatdiskont angekauft1). Die erste Privatdiskontnotiz. 
seit Beginn des Krieges erfolgte an der Berliner Börse Anfang April 1925. 

Am Monats- und Quartalswechsel leistet die Reichsbank in normalen Zeiten 
durch Wechseldiskontierung und Hergabe ihrer Barbestände und die vermehrte 
Notenausgabe der deutschen Volkswirtschaft einen großen Dienst!). Die Quartals- 
einflüsse machen sich besonders im Herbst und am Jahresende bemerkbar, weil 
sich hier Jahreszeiten und Quartalseinflüsse mit ihren Lohn-, Gehalts-, Mieten-, 
Zinsenzahlungen u. dgl. verbinden. Besonders stark: ist dieser Einfluß bei der 
Weihnachtszeit. Bei der Beurteilung des Reichsbankausweises ist auf die gekenn- 
zeichneten Einflüsse Rücksicht zu nehmen. Ein Vergleich mit früheren gleichen, 
aber nicht zu weit zurückliegenden Perioden kann ein einigermaßen richtiges Bild. 
der Veränderung abgeben. Trügerisch ist auch eine Bewegung des Wechselbestandes 
vor Diskonterhöhungen. Der erhöhte Wechselbestand ist dann nicht nur Ursache, 
sondern auch Folge der Diskonterhöhung, da die Wirtschaft, sobald eine Diskont- 
erhöhung in Aussicht steht, erhöhtes Material zum alten Satze diskontieren läßt. 

Während der Nachkriegszeit hat die Reichsbank ihre Führung auf dem Diskont- 
markt völlig aufgegeben. Noch im Dezember 1922 betrug der Diskont der Reichs- 
bank 100%. Er mußte bei einem privaten Geldsatz bis zu 36000 wirkungslos. 
bleiben. 

Der Bankzinsfuß betrug für Diskontierungen bei Markkrediten ohne Ent- 
wertungszuschlag: 


12. 12. 1913 5%, 29. 8. 1922 bis 21. 9. 1922 7% 
22. 1. 1914 41/5010 22. 9. 1922 ,„ 13.11.1922 8%, 
5.2. bis 30. 7.1914 4%, 14. 11. 192 _ „ 17. 1.1923 10%, 
31. 7. 1914 5%), 18. 1.1923 „ 22. 4.1923 12%), 
1. 8.1914 „ 22. 12. 1914 6%, 99, Mg I. 1923 018, 
23. 12. 1914 „ 28: 7.1922 59%, 2. 8.1923 „ 14. 9.1923 30%, 
29. 7.1922 „ 28. 8. 1922 69%, 15. 9.1923 „ 9. 1.1924 90%), 


Demgegenüber war die Meßziffer des Dollars in Berlin von 1919 bis 1923 
(Parität gleich 1): 


Monats- 
attöhschnitt 1919 1920 1921 1922 1923 
Januar 1,95 15,4 15,5 45,7 4281 
Februar 2,17 23,6 14,6 49,5 6 650 
März 2,48 20,0 14,9 67,7 5.048 


352 Schmalenhach:a. a2 0% 5: 122. 


218 P. Harte: 


Monats- 

echt 1919 1920 1921 1922 1923 5 
April 3,00 14,2 15,1 69,3 5 826 
Mai 3,06 11,1 14,8 69,1 11 355 
Juni 3,34 98. 16,5 75,6 26 202 
Juli 3,59 9,4 18,3 117,5 84 186 
August 4,48 11,4 20,1 270,3 1 100 632 
September 5,73 13,8 26,0 349,2 23 549 303 
Oktober 6,39 16,2 35,8 757,7 6 017 200 651 
November 9,12 18,4 62,6 1711,11 522 285 700 000 
Dezember 11,14 17,4 45,7 1807,8 1 000 000 000 000 

Jahresdurchschnitt 4,70 15,0 24,9 449,2 127 360 402 607 


Vom 9. Januar 1924 wurden Kredite nur noch auf wertbeständiger Grund- 


lage gegeben. Der Diskontsatz war bis 26. Februar 1925 = 100% und beträgt 
seitdem 90%. 


pP 


Die Reichsbank hat bei der Festsetzung des Diskontes nicht unter allen Um- 
ständen freie Hand; denn $ 29 des Bankgesetzes schreibt vor, daß der Diskontsatz 
mindestens 50/0 betragen muß, wenn die Deckung während einer Bankausweiswoche 
oder länger unter 400/o liegt. 

Außerdem soll, wenn eine Notensteuer zu zahlen ist!), der Diskontsatz sich 
um mindestens ein Drittel des Prozentsatzes der zu zahlenden Steuern erhöhen. 


Der Bestand an Wechseln zeigte seit 1913 folgende Entwicklung: 


31. 12. 1913 1,5 Milliarden: |: 31. 1. 1923 697 Milliarden 

31.: 7..1914 21 hi 15. 2:2; 1923 1 345 8: 

31. 12. 1914 1,2 & 31.321923 2373 5 

31. 12. 1915 0,6 A 30. .6..1923 6 914 Bi 

319121916 0,7 2 re 11 061 E 

31. 12. 1917 0,4 H. 311,.372.3923 18 314 A 

31. 12. 1918 0,3 5; 15.8. 1923 49 532 be 

312.12: 1919 0,5 31. 8. 1923 164 644 

31. 12. 1920 3,0 “ 15. 9. 1923 703 029 i 

ze | 4 20929: 1925 3 660 094 " 

a1. 13/3922 2,2 E 15. 10,91923 29 541 600 . 

30. 6. 1922 4,8 „ 51:41074923 1.058 130 000 5 

30)..0.9..1922 50,2 e 15: 11.,1923 39 529 577 000 E 

30. 12. 1922 4222 A 30:°11:21923 347 301 038 000 E 

15. 12. 1923 371 315 591 000 % 
31. 12. 1923 322 724 949 000 h. 
Wechsel u. Schecks (in Mill. G.-Mk.) Wechsel u. Schecks (in Mill. G.-Mk. 

Datum Papiermark Rentenmark Datum Papiermark Rentenmark 
7. 1.1924 254 71,8 7. 4. 1924 710,5 1156,7 
15.:1...2924 295 185,9 15. 4. 1924 736,3 1163,8 
23. 1.4924 349 288,6 23. 4. 1924 192,1. 1149,5 
31. 4.41924 388 367,4 30. 4. 1924 772,3 1144,5 
7. 2. 1924 413 428,6 7. 5. 1924 763,6 1121 
15.2. 1924 444 DIN 6-0 19.45.1934 810,5 1140 
23. 2. 1924 469 598,1 23.5. 1924 817,6 1131 
29. 2. 1924 498 667,2 30. 5. 1924 817,8 1137 
1.3. 1924 525 759,1 7. 6. 1924 821 1131 
15371924 563 867,7 15. 6. 1924 842 1111 
23. 3. 1924 596 977,5 23. 6. 1924 824 1043 
31..3..19922 671 1096,2 30. 6. 1924 840 1057 


m ee 
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Wechsel u. Schecks (in Mill. G.-Mk.) Wechsel u. Schecks (in Mill. G.-Mk.) 


Bu, Papiermark Rentenmark De Papiermark Rentenmark 

7. 7.1924 818 1052 EBEN ERLTRET 

15. 7. 1924 814 1011 7. 12. 1924 2169 

23. 7. 1924 818 979 15. 12. 1924 2079 

31. 7. 1924 825 973 23. 12. 1924 1960 

7. 8.194 844 955 31. 12. 1924 2064 

15. 8. 1924 880 946 2 

93. 8.1924 784 952 he I 

6. 9. 1924 816 1080 31. 1. 1925 1770 

15. 9. 1924 842 1082 

23. 9. 1924 852 1110 7. 2. 1925 1646 

30. 9. 1924 936 1233 15. 2, 1925 1574 
r . 2.192 1485 

7. 10. 1924 897 1278 31 9° 1906 1797 

15. 10. 1924 2153 

23. 10. 1924 2173 7. 3. 1935 1633 

30. 10. 1924 2339 15. 3. 1925 1582 

23. 3. 1925 1488 

7. 11. 1924 2326 

15. 11. 1924 2154 31. 3. 1925 1578 

23. 11. 1924 2171 

30. 11. 1924 2290 


Die Entwicklung des Wechselbestandes führt uns unser ganzes Währungselend 
noch einmal deutlich vor Augen: 

Bei Ausbruch des Krieges mußte die Reichsbank dem Reiche gegen diskontierte 
Schatzwechsel größere Kredite zur Verfügung stellen, die aber nach Eingang der 
Kriegsanleihen abgedeckt wurden. 

Während der Kriegszeit war der Wechselbestand infolge der Liquidität der 
Wirtschaft verhältnismäßig niedrig. Das Bild ändert sich nach Kriegsschluß. 

Den vermehrten Ansprüchen an das Reich: Reparationslieferungen, erhöhte 
Löhne und Gehälter, standen auf der anderen Seite geringere Einnahmen gegenüber, 
hervorgerufen durch Streiks in den Betrieben, innere Unruhen u. dgl. Katastrophal 
wurde die Entwicklung in der zweiten Hälfte 1922. Neben der Schaffung von zu- 
sätzlicher Kaufkraft durch das Reich unterstützte die Reichsbank durch ihre falsche 
‚ Diskontpolitik in starkem Maße die private Inflation. 

Neben Wechseln und Schecks wurden noch in den Ausweisen von 1923 dis- 
kontierte Schatzanweisungen aufgeführt. Durch das Gesetz vom 4. August 
1914 (RGBl. S. 327) wurde bestimmt, daß Schatzanweisungen des Reichs und 
Wechsel, die das Reich verpflichten, unter der Voraussetzung einer höchstens drei- 
monatigen Laufzeit als bankmäßige Notendeckung im Sinne der Vorschrift des 
813 Abs. 2 und $ 17 des Bankgesetzes von 1875 zu gelten haben. Vor dieser Ver- 
änderung wurden die Schatzwechsel nur als Effekten von der Reichsbank über- 
nommen und dort geführt. 

In den Schatzanweisungen, die rediskontiert werden konnten, besaß die Reichs- 
bank vor dem Kriege ein vorzügliches Mittel, auf dem Diskontmarkt einzugreifen. 
Fiel der Privatdiskont, so warf die Reichsbank Schatzanweisungen auf den Markt. 
Wurden sie ohne weiteres aufgenommen, so war die Diskontherabsetzung be- 
gründet. Die Reichsbank setzte dann auch ihrerseits den Diskont herab. Auch bei 
Erhöhungen des Reichsbankdiskontes wurden die Schatzanweisungen gebraucht, 
um den Privatdiskont zur Nachfolge zu zwingen!). 


1) S. Schmalenbach a. a. 0. S. 127. 
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Durch Gesetz vom 4. August 1914 war der Geldschöpfung für das Reich Tür 
und Tor geöffnet. Durch die Einbeziehung der Darlehnskassenscheine in die Drittel- 
deckung, der:Reichsschatzwechsel in die Deckung überhaupt und durch den Fortfall 
der Notensteuer war es möglich, die Reichsbank für die Zwecke der Kriegs- 
finanzierung .und der Geldschöpfung in unbegrenztem Ausmaß in Anspruch zu 
nehmen. 

Im Interesse größerer Klarheit erhob die Handelspresse, da bisher Wechsel et 
Schecks und diskontierte Schatzanweisungen in einer Summe ausgewiesen wurden, 
die Forderung, diskontierte Schatzwechsel gesondert aufzuführen. Der Ausweis 
vom 14. Mai 1921 erfüllte diese Forderung. An Wechseln und Schecks zeigte 
er 2,1 Milliarden Mark, während die diskontierten Schatzanweisungen auf 56,6 Mil- 
liarden Mark angewachsen waren. Der Ausweis vom 15. November 1923 brachte 
als Höchstsumme den Betrag von 189 801 468 187 415 Mill. Mark. 


Folgende Nachweisung zeigt die Bewegung an Schatzanweisungen: 


Schatzanweisung Schatzanweisung 
Dakunine (Mill. G.-M.) Datum (Mill. G.-Mk.) 
31. 12. 13 0,3 15. 4. 23 5441 
31.597.014 0,3 30. 4.93 6225 
BLal2 1a 2,7 15.,6223 6 842 
31. 12. 15 5,2 12 05225 8022 
30. 12. 16 8,9 15. 6. 23 | 10 427 
81.412017 14,2 30. 6. 23 18 338 
31.:..12:18 27,2 15.'7. 23 29 910 
3 41,3 31.7 7223 b3 752 
Sl, 212.020) 57,6 15. 8. 23 177 634 
»1.012,21 132,3 31. 8.23 987 219 
5 31.113.522 146,5 154:.94,23 R 3 808 433 
30. 6. 22 186,1 29. 9. 23 45 216 224 
0. 2.9.28 349,8 15. 10. 23 167 779 600 
"730.PL2, 728 Ware 11845 31. 10. 23 | 6 578 651 000 
Or mL .28 1 609 26.11. 23 189 801 468 000 
15.5 2.028 2 301 30. 11. 23 96 874 330 000 
28:4 2.28 2 947 na] 2.028 21 872 582 000° 
iD, 3..25 | 3 756 31. 12. 23 _ SEE. 
31. 791208 4 552 


Nach der Rentenbankverordnung durften neue Schatzanweisungen nicht mehr 
diskontiert werden. Das Reich erhielt von der Rentenbank, wie erwähnt, zur Ab- 
tragung der Schuld bei der Reichsbank einen Kredit von 200 Mill. Rentenmark, wo- 
mit die Schatzanweisungen eingelöst wurden. In der zweiten Dezemberhälfte 1923 
verschwanden sie aus dem Reichsbankausweis. 


Golddiskontbank. 


Zu den wesentlichen zur Stabilisierung der Währung getroffenen Maßnahmen 
gehört auch die durch Gesetz vom. 19.März 1924 (RGBl. II S. 71) unter Führung 
der Reichsbank mit privatem Kapital gegründete, von der Reichsregierung unab- 
hängige ‚Deutsche Golddiskontbank‘“. 

Sie durfte auf Pfund Sterling lautende Noten bis zum Gesamtbetrage von 5 Mill. 
Pfund: Sterling ausgeben, die nicht gesetzliches Zahlungsmittel waren, aber auch 
nicht als ausländische Zahlungsmittel im Sinne der Devisengesetzgebung galten. 
Sie war verpflichtet, für den Betrag ihres Notenumlaufs jederzeit mindestens 500 
in Gold oder kurzfristigen Devisen, den Rest in diskontierten, auf ausländische 
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Währung effektiv lautenden Wechseln und Schecks als Deckung zu halten. Gold 
im Sinne dieser Vorschrift waren: Barrengold, zum jeweils bekannten Londoner 
Goldpreis berechnet, sowie in- und ausländische Goldmünzen. Devisen im Sinne 
dieser Vorschrift waren Banknoten und im Auslande zahlbare Wechsel, Schecks 
und täglich fällig werdende Forderungen. Für die Umrechnung der nicht auf. Pfund 
Sterling lautenden Goldmünzen und Devisen war der jeweils letztbekannte Londoner 
mittlere Schlußkurs maßgebend. 

Die Wechsel durften eine Umlaufszeit von höchstens drei Beanalen haben, und 
es mußten aus ihnen in der Regel drei, mindestens aber zwei als zählungsfähig be- 
kannte Verpflichtete haften. Die Schecks mußten die Unterschriften von mindestens 
zwei als zahlungsfähig bekannten Verpflichteten tragen. Die Deutsche Golddiskont- 
bank hatte die Zinssätze, zu denen sie diskontierte, öffentlich bekanntzumachen. Sie 
mußte Wochenausweise veröffentlichen. 

Die Deutsche Golddiskontbank in Berlin wurde am 7. April 1924 mit 10 Mill. 
Pfund Sterling errichtet. 5Mill. (Aktien Gruppe A) übernahm die Reichsbank, der Rest 
(Aktien Gruppe B), der mit 250% einzuzahlen war, ging an etwa 140 Banken und 
Bankfirmen. Die Mittel zur Übernahme der 5 Mill. Pfund Sterling Aktien der Gold- 
diskontbank wurden der Reichsbank von einem ausländischen Finanzkonsortium 
geliehen. Daneben war aber der Golddiskontbank bzw. der hinter ihr stehenden 
Reichsbank ein Rediskontkredit seitens der Bank von England und der International 
Acceptance Bank New York eingeräumt worden. Als Sicherheit dienten den Ameri- 
kanern nur die deutschen auf Dollar lautenden Wechsel mit zwei‘ Bankunter- 
schriften. Gelangten diese Wechsel an den amerikanischen Markt, so‘ ‚mußte noch 
die Unterschrift einer amerikanischen Bank hinzutreten. 

In der Regel wurden die Kredite in Pfund Sterling gegeben. Die zu dis- 
kontierenden Pfundwechsel konnten in Großbritannien oder in Deutschland zahl- 
bar sein. 

Die Diskontkredite wurden zum Zwecke der Forderung der Ausfuhr insbeson- 
dere zu dem Zwecke gewährt, Rohstoffe, aber auch andere Waren usw. im Auslande 
zu erwerben, durch deren Weiterveräußerung nach dem Ausland mit oder ohne 
Weiterverarbeitung hochwertige Devisen gewonnen wurden. Die einzureichenden 
Wechsel sollten echte Handelswechsel sein. Die Kreditgabe sollte nicht auf den 
Import zum Zwecke der Wiederausfuhr beschränkt sein, sie kam auch in den Fällen 
in Betracht, in denen inländische Waren gegen deutsche Währung für den Export 
erworben oder hergestellt wurden. Der Kreditnehmer hatte sich aber zu verpflichten, 
die einkommenden Pfunde der Reichsbank zum Kauf anzubieten. 


Nachstehend ein Ausweis der Golddiskontbank: 


Deutsche Golddiskontbank. 


Der nachstehend veröffentlichte Ausweis der Deutschen Golddiskontbank vom 
7. August zeigt, in Pfund Sterling ausgedrückt, folgende Veränderungen: 


| 7.18. Sl4T. 28. 10 . 
Aktiva. | Pid. Sterl. Pid. Sterl. Pfd.Sterl. 
Goldbestand . Ara 3C 5 ar 9000 9000 9 000 
Noten ausländischer Banken . - 12 273 11 674 10870 
Täglich fällige Forderungen im Ausland . 735 968 429 589 581 519 
"Wechsel und Schecks ,„ . . . 6413665 6 471 912 6 394 387° 
davon kurzfristig . m 107 986 107 987 29110 
Noch nicht SER Aktienkapital . ... 3529 800 3 529 800 3 529 800 
Sonstige Aktiva . . are 19 153 18103 18 103 


10 719 859 10 470 073 10493 690 
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Passiva. 
Grundkapital Wa IRINA ERTEIO:000'000 10 000 000 10 000 000 
Reservefonds . ah ar — = ir 
Banknotenumlaui . NESHEL LE — — — 
Täglich fällige Verbindlichkeiten EEE 149 064 193 023 
Sonstige Passiva. . . EIEESRTUDIE 328 051 320 985 300 667 
10719859 10470000 10496 690 


Giroverbindlichkeiten . . . . .2..2......7337450 7 354 685 6 698 346 


Von dem Rechte der Notenausgabe hat die Golddiskontbank keinen Gebrauch 
gemacht. Durch $2 des Bankgesetzes vom 30. August 1924 ist ihr dieses Recht 
wieder genommen worden. 


‘Wie die nachstehende Übersicht zeigt, weisen die „Täglich fälligen Forde- 
rungen im Ausland“ (es sind dieses die Guthaben der Bank im Auslande) und die 
Wechsel und Schecks eine gegenläufige Bewegung auf. Die „täglich fälligen Verbind- 
lichkeiten“ sind die Guthaben der Kunden auf dem Pfundkonto. Diese Konten 
müssen stets Guthaben aufweisen, dagegen ist ein Mindestguthaben nicht vor- 
geschrieben. Eine Verzinsung wird dafür nicht gewährt. Die unter Giroverbind- 
lichkeiten ausgewiesenen Beträge zeigen die seit Juni zu Rediskont weiter be- 
gebenen Wechsel. 


Noten aus- |Täglich fällige Täglich fällige Giro- 
Datum Rn d ländischer |Forderungen PCR Verbindlich- | verbindlich- 
Banken im Ausland keiten keiten 
30. 4. 24 u Ba 1 nBeaas. 2 N ennaR | Luc ‚D 5644,3 585,2 36,7 — 
er 1 5,6 5344 0 998, 7 90 4 —_ 
15. 5. 24 ) 5,7 4223, 7 2280, 4 204 f: _ 
23. 5. 24 9 5,7 3076, 1 3611 R: 253 2 — 
31. 5. 24 ) 6,1 1478, 5 5384, 9 364, ‚1 — 
6. 6. 24 9 6,1 347 3 6511 8 273 9 — 
14. 6. 24 9 6,1 274 f: 6524, 2 192 0 13,16 
23. 6. 24 er) 5,8 666 9 6244, 7 267 9 31090 ° 
30. 6. 24 ) 5,9 178 2 6789, ‚6 292, 1 3995,0 
7. 7.24 ) 8,2 187 0 6952, 3 431 3 5579,0 
15. 7.24 9 8,5 132 ‚0 6980, 2 397 ‚0 5256,0 
23. 7. 24 9 10,9 531 5 6394, 3 193 0 6698,0 
"31. 7. 24 +, 11,7 429, ‚6 6471 9 149, 1 335,0 
1. 8. 24 9 12,3 735 9 6413, ‚6 391, 8 7337,0 
15. 8. 24 9 . 13,4 809, ‚9 6195, % 225 9 7467,0 
23. 8. 24 9 14,6 761 2 6445 o 390, 8 7582,0 
30. 8. 24 9 16,1 1096, 7 6220, ‚0 476, 9 7429,0 
6. 9. 24 9 10 514, Z 6869 0 345, 5 7121,0 
15. 9. 24 9 17,3 608, 1 6696 0 253 3 6514,0 
23. 9. 24 9 0,07 767 7 6405, Bit 94 0 6451,6 
30. 9. 24 Mk: 0,5 765 ‚0 6395 4 70, 2 | 6226,1 
7. 10. 24 , 0,5 590, R:) 6564,7 57 3 5631,0 
15. 10. 24 ) 0,6 715 3 6422 ‚0 49 9 5385,0 
23. 10. 24 9 0,6 746 ‚0 6492 0 110 5 5498,2 
30. 10. 24 9 0,9 544, ‚0 6715 0 105 {\ 5209,0 
7. 11. 24 9 1,3 818,0 | 6351,0 Tu 42.0 5228,0 
15. 11. 24 9 0,8 780,0 6511,0 132,0 4871,0 
23. 11. 24 9 0,4 1162,2 6165,8 165,5 4353,0 
29. 11. 24 == — 669,9  6731,5 228,6 . 3632,0 
6. 12. 24 = 0,05 638,2  6657,4 1186 .|. 2969,7 
15. 12. 24 — 0,05 1012,9 6309,8 146,3 2482,7 
23. 12. 24 = 664,2 6691,4 178,1 14771 
31.12.22 | — — 500,8 6777,3 70,4 1106,6 
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Da nach dem Inkrafttreten des neuen Bankgesetzes vom 30. August 1924 für 
die Deutsche Golddiskontbank eine Ausgabe von Banknoten, die bekanntlich nicht 
stattgefunden hat, überhaupt nicht mehr in Frage kommen kann, ist die Veröffent- 
lichung der Wochenübersichten von 1925 ab unterblieben. 

Mit der Errichtung der neuen Reichsbank waren die Aufgaben der Gold- 
diskontbank erledigt. Die Liquidation ihrer Geschäfte konnte beginnen. Nach dem 
Verwaltungsbericht der Reichsbank war das bis zum Jahresschluß 1924 bereits 
in weitgehendem Maße geschehen. Die Aktien Gruppe B gingen in der ersten 
Januarwoche 1925 auf die Reichsbank über gegen Gewährung von Bezugsrechten in 
Höhe der geleisteten Goldeinzahlungen auf neue, vom 1. Januar 1925 ab gewinn- 
berechtigte Reichsbankanteile. | | 


Lombard. 


Nach dem Wechselverkehr ist das Lombardgeschäft das andere wichtige 
Kreditgeschäft der Reichsbank. Zum Lombardverkehr geeignet waren früher: 


1. Gold und Silber (gemünzt und ungemünzt) nach ihrem Edelmetallwerte, 

2. Wechsel mit einem Abschlage von mindestens 50, 

3. Wertpapiere, soweit sie in dem „Verzeichnis der bei der Reichsbank be- 
leihbaren Wertpapiere“ aufgeführt sind, und zwar die inländischen zu 75%, die 
ausländischen zu 500/0 des Kurswertes, 

4. im Inlande lagernde Waren von guter Beschaffenheit, die einen Börsen- oder 
Marktpreis haben und dem Verderben nicht leicht ausgesetzt sind. 


Durch die Novelle vom 1. Juni 1909 (RGBl. S. 515, Art. 6) ist der Klon 
der lombardfähigen Papiere erweitert worden. Den bisher nicht lombardfähigen 
Papieren standen nun gleich: „Die auf den Inhaber lautenden Schuldverschreibungen 
öffentlich rechtlicher Bodenkreditinstitute des Inlandes sowie diejenigen auf den 
Inhaber lautenden Schuldverschreibungen der übrigen vorbezeichneten Institute 
und Banken, welche auf Grund von Darlehen ausgestellt werden, die an inländische 
‘ kommunale Korporationen oder gegen Übernahme der Garantie durch eine solche 
Korporation gewährt sind.“ 

Nach demselben Gesetz kann die Reichsbank auch Darlehen erteilen: ... gegen 

Verpfändung von Forderungen, die in dem Reichsschuldbuch oder in dem Staats- 
schuldbuch eines deutschen Staates eingetragen sind, zu SE drei Viertel 
des Kurswertes der umgewandelten Schuldverschreibungen. 
. „ Mit der Errichtung der Darlehnskassen des Reichs durch das Gesetz vom 
4. August 1914 haben diese den Lombardverkehr in. hervorragendem Maße ge- 
pflegt. Gelegentlich wurden größere bei den Darlehnskassen beanspruchte Kredite, 
die von diesen wegen Erschöpfung ihres Kontingents nicht erteilt werden konnten, 
bis zur Erweiterung des Ausgabekontingents der Darlehnskassen vorübergehend 
auf die Reichsbank übernommen; dadurch ergaben sich mehrfach große Schwan- 
kungen in der Lombardanlage der Bank. 

Zur Schaffung von Krediterleichterungen will die Rejchsbank gemäß Be- 
schluß des Zentralausschusses vom 26. Juni 1924 den Kreis der lombardfähigen 
Papiere durch Einbeziehung von auf Sachwert basierenden Anleihen erweitern. 
Diese wertbeständigen Wertpapiere auf der Basis von Gold, Roggen, Kali usw. und 
eine Reihe von Pfandbriefen und Kommunalobligationen der Landschaften und 
Hypothekenbanken sollen zu denselben Bedingungen beliehen werden wie bisher 
die Anleihen des Reichs und der Länder; d. h. unter Zugrundelegung einer Quote 
von 40—-500/ des amtlichen Kurswertes bei ‘Wertpapieren auf der Basis von Gold 
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oder einer ausländischen Währung und von 40% des amtlichen Kursweriee bei 
Wertpapieren auf Warenbasis. 
Der Zinsfuß für Lombardkredite betrug: 


Vom 18. 1. 23 bis 22. 4. 23 betrug er 13°), 
DB A a En Pa N rk 
ne Ba Be se Fa Eu BE PERLE | 
URBEGLBT ZUhT. 410: 23 5 „ 31°], dazu ?/4°/, Gebührenzuschlag 
' für den 1 
RLLUADR = „ 108° 


Im wertbeständigen Lombardgeschäft bestand seit dem 15. September 1923 
ein Satz von 10%. Ab 29. Dezember 1923 bis 26. Februar 1925 ein Satz von 120%. 
Seitdem beträgt er 110. 

Als die Erweiterung wertbeständiger Kredite begann, erhielt die Reichsbank 
durch Gesetz vom 10. Oktober 1923 (RGBl. II S. 396) die Befugnis zur Aststöllung 
mehrerer Diskont- und Lombardzinsfüße nebeneinander. 

Der Lombardverkehr wurde durch den für ihn gegenüber dem für den Wechsel- 
diskont geltenden höheren Zins in Schranken gehalten, weil die Lombarddarlehen 
nach den gesetzlichen Bestimmungen nicht zur Notendeckung herangezogen wer- 
den dürfen und die Unterlagen beim Lombardgeschäft weit weniger durchsichtig sind 
als beim Wechseldiskontgeschäft. 

Wie Rentenmarkwechsel und Schecks, so wurden auch die Beleihungen in 
Rentenmark gesondert aufgeführt. Durch Verordnung vom 26. Oktober 1923 
(RGBI. II. S. 402) war die Reichsbank berechtigt, Rentenbriefe und Rentenbank- 
scheine der Deutschen Rentenbank zu kaufen, zu verkaufen und im Lombard- 
verkehr zu höchstens drei Viertel des Kurswertes zu beleihen. 

Das Bankgesetz vom 30. August 1924 bestimmt über den Lombardverkehr 
folgendes: 

Die Reichsbank ist befugt, zinsbare Darlehen auf nicht länger a drei 
Monate gegen bewegliche Pfänder zu erteilen, und zwar: 


1. gegen Gold und Silber, gemünzt und ungemünzt, 

2. gegen volleingezahlte Stamm- und Stammprioritätsaktien und Prioritätsobligationen. 
deutscher Eisenbahngesellschaften, deren Bahnen im Betrieb befindlich sind, sowie gegen Pfand- 
briefe landwirtschaftlicher, kommunaler oder anderer unter staatlicher Aufsicht stehender‘ 
Bodenkreditinstitute Deutschlands und deutscher Hypothekenbanken auf Aktien, zu höchstens 
3/a des Kurswertes; diesen Pfandbriefen stehen gleich die auf den Inhaber lautenden Schuldver- 
schreibungen öffentlich-rechtlicher Bodenkreditinstitute des Inlandes sowie diejenigen auf den 
Inhaber lautenden Schuldverschreibungen der übrigen vorbezeichneten Institute und Banken, 
welche auf Grund von Darlehen ausgestellt werden, die an inländische kommunale Korporationen 
oder gegen Übernahme der Garantie durch eine solche Korporation gewährt sind, 

3. gegen spätestens nach einem Jahr fällige und auf den Inhaber lautende Schuldverschrei- 
bungen des Reichs, eines deutschen Landes oder inländischer kommunaler Korporationen oder 
gegen zinstragende, auf den Inhaber lautende Schuldverschreibungen, deren Zinsen vom Reiche 
oder von einem Lande garantiert sind, zu höchstens 3/4 des Kurswertes; solche Darlehen können 
nur an als zahlungsfähig bekannte Banken gegeben werden, 

4. gegen zinstragende auf den Inhaber lautende Schuldverschreibungen nicht demtärted 
Staaten sowie gegen staätlich garantierte ausländische Eisenbahn-Prioritäts- ObLENOR ee zu höch- 
stens 500% des Kurswertes, 

5. gegen Wechsel, welche anerkannt solide Verpflichtete aufweisen, tik einem Abschlage 
von mindestens 5% ihres Kurswertes, 
$ 6. gegen Verpfändung im Inland lagernder Kaufmannswaren, höchstens bis zu %3 ihres 

ertes. 

Die Bank kann mit der besonderen Ermächtigung des Generalrats die langfristigen 
Schuldverschreibungen des Reichs als Pfandsicherheit für Darlehen annehmen, die nicht 
länger als drei Monate laufen, .wenn für: die Darlehen neben der Pfandsicherheit zwei YVer- 
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pflichtete haften, von denen einer eine Bankfirma sein muß, die in Deutschland Geschäfte 
betreibt, jedoch unter der Bedingung, daß Darlehen, für die langfristige Schuldverschreibungen 
des Reichs verpfändet sind, niemals den Betrag des eingezahlten Kapitals der Bank und ihres 
Reservefonds übersteigen. 

Im Geschäftsverkehr mit der Reichsbank sind heute folgende Bestimmungen 
maßgebend: 

Sie erteilt Lombarddarlehen nicht unter 100 Mark und auf höchstens drei 
Monate. Teilzahlungen müssen in durch 100 teilbaren Beträgen zurückgezahlt 
werden. Die Verzinsung erfolgt zu dem öffentlich bekanntgemachten Zinsfuße. 
Dieser Satz ist auch heute bei der Verpfändung von Edelmetallen zu entrichten, 
während früher die Verzinsung zu dem Wechseldiskont erfolgte. Die Zinsen sind 
stets nachträglich, und zwar bei Rückzahlung des Darlehens, spätestens aber 
alle drei Monate, zu entrichten. Bei Berechnung der Tage wird wegen der Be- 
deutung, die gerade das Ende des Monats für die Lombardierung hat, der Monat 
genau genommen. Auf jeden Pfandschein sind mindestens 5 Mark an Zinsen zu 
zahlen. 

Die früher üblichen Zinszuschläge von zehn Tagen bei Inanspruchnahme von 
Darlehen in gewisser Höhe am Quartalsanfang und -ende sind heute in Fortfall 
gekommen. Die der Reichsbank bei der Lombardierung von Waren entstehenden 
Unkosten durch die Versendung, Abschätzung, Lagerung, Beaufsichtigung, Um- 
packung oder Sonderung trägt der Verpfänder. Die Abschätzungsgebühren betragen. 
hierbei 1°/, des Taxwertes, für den 20000 Mark übersteigenden Betrag wird 
nur Ya°/oo, mindestens jedoch 5 Mark für jede Taxe, berechnet. 

Bei den Beaufsichtigungsgebühren werden die tatsächlich entstandenen Kosten, 
wie Reisespesen, und die aufgewendete Arbeitszeit, die Stunde mit 2 Mark, in 
Anrechnung gebracht. | 

Alle Wechsel sind in blanko an die Reichsbank zu girieren. Sinkt durch 
Preisrückgang bzw. durch Qualitäts- oder Quantitätsminderung der Wert des 
Pfandes bei notierten Papieren um 500 des Kurswertes, bei Waren um den 
sechsten Teil des Taxwertes, so ist unverzüglich entweder für Erhöhung des 
Pfandes oder für Verminderung des Darlehens Sorge zu tragen. 


Effekten. 


Neben dem Wechsel- und Lombardgeschäft besorgt die Reichsbank auch 
den kommissionsweisen An- und Verkauf von Wertpapieren. Nach 821 Ziff. 4 
des Bankgesetzes vom 30. August 1924 darf die Reichsbank, soweit es zur Auf- 
rechterhaltung des laufenden Kundengeschäfts erforderlich ist, selbst Wertpapiere 
der im $ 21 Ziff. 3C des Bankgesetzes vom 30. August 1924 bezeichneten Papiere 
für eigene Rechnung kaufen. 

Unter der Rubrik der Effekten erscheinen hauptsächlich die Aktien der Golddis- 
kontbank und der halbe Betrag der Dollarschatzanweisungen, für welche per 1926 
die Reichsbank als Selbstschuldnerin eingetreten ist!). Am 23. April 1924 erfuhr 
der Ausweis eine starke Steigerung des Wertpapierbestandes, die auf die Über- 
nahme der Aktien der Golddiskontbank zurückzuführen ist. Die am 15. Mai 1924 
erfolgte Abnahme des Bestandes erklärt sich aus der Rückgabe von Goldanleihe- 
stücken an das Reich. Seit dieser Zeit ist dieser Ausweisposten ziemlich stabil 
geblieben. Im Reichsbankausweis vom 23. März 1925 sind die im Besitze der 
Reichsbank befindlichen Dollarschatzanweisungen, die bisher unter „Sonstige Ak- 
tiven“ verbucht waren, auf Effekten übernommen worden. 


1) Siehe „Frankfurter Zeitung‘ Nr. 221 vom 24. März 1925. 
Zeitschr. {. Handelsw. Forschung. 19. Jahrg. Heft V. 15 
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Sonstige Aktiven. 

Hier finden sich die der Bank gehörenden Grundstücke und das Guthaben der 
Bank bei ihren Korrespondenten im In- und Auslande. Ferner erscheinen hier 
die von der Reichsbank hereingenommenen, auf ausländische Währung lautenden 
Wechsel und Schecks (Devisen, soweit sie nicht als „deckungsfähige Devisen“ 
ausgewiesen werden, und die Bestände an ausländischen Banknoten), der Betrag 
der fälligen, aber unbezahlt geblieben Wechselforderungen, zum Umlauf nicht mehr 
geeignete, und deshalb von den Kassenbeständen abgesetzte Banknoten und ver- 
schiedene sonstige Forderungen, wie vorausgezahlte Gehälter an die Beamten und 
Bauvorschüsse. Bis zum 23. März 1925 befanden sich unter den sonstigen Aktiven 
auch die Dollarschatzanweisungen (siehe „Effekten‘“). 

Bis zum Inkrafttreten des Bankgesetzes vom 30. August 1924 wurden die 
Vermögenshestände in Rentenmark gesondert aufgeführt. 


Passiva. 
Grundkapital. 

Durch die Novelle vom 7. Juni 1899 wurde das Grundkapital der Reichsbank 
von 120 auf 180 Mill. Mark erhöht. Es war in 40000 Anteile zu je 3000 Mark 
und 60000 Anteile zu je 1000 Mark eingeteilt. 

Bei der Umstellung der Reichsbank auf Grund des Bankgesetzes vom 
30. August 1924 hat man das Kapital zunächst auf 90 Mill. Mark zusammengelegt 
und dann beschlossen, es auf 300 Mill. Mark zu erhöhen. So weist der erste nach 
den neuen Bestimmungen veröffentlichte Wochenausweis vom 15. Oktober 
1924 aus: Ä 

a) altes Grundkapital 90 Mill. Mark, 

b) beschlossene Kapitalerhöhung 210 Mill. Mark. 

Diese noch nicht begebenen Reichsbankanteile werden auch unter den Ak- 
tiven aufgeführt. 

Im Wochenausweis vom 23. März 1925 erscheint das begebene Grundkapital 
um 32,788 Mill. Mark höher und das nicht begebene um die gleiche Summe nie- 
driger (siehe Fußnote S. 193). 

Reservefonds. 

1876 betrug der Reservefonds 30 Mill. Mark. 1899 wurde er auf 60 Mill. Mark 
erhöht. 1909 ist der Reservefonds für unbegrenzte Zuschreibungen geöffnet, und 
zwar flossen ihm jährlich 100) des Gewinnes zu. 

Bei der Umstellung wurden dem Reservefonds 900000 Mark überwiesen. 
$ 37 des Bankgesetzes vom 30. August 1924 schreibt vor, daß von dem jährlichen 
Reingewinn 2000 solange einem Reservefonds zugeführt werden müssen, als 
dieser weniger als 120% des Notenumlaufs beträgt, gerechnet nach dem Durchschnitt 
der letzten sechs Monate. Außerdem sieht das Gesetz im 8 37 Abs. 3 unter ge- 
wissen Voraussetzungen die Bildung eines „Spezialreservefonds für künftige Divi- 
dendenzahlung‘ vor. 

Durch die Bilanz vom 31. Dezember 1924 wurden folgende Reserven ge- 
bildet (erstmalig ausgewiesen am 23. März 1925): 


1. Gesetzlicher Reservefonds. . . . . 24,5 Mill. Mk. (nunmehr 25,4 Mill. Mk.) 
2. Spezialreservefonds für künftige Divi- 
dendenzahlung LIT 1 BU 233 hu, 4 
3. Sonstige Rücklagen 
a) Delkrederefonds . . . . . 27 
b) Pensionsfonds . . . 15.80 


c) Rücklage für Notenneudrucke 
und Neubauten je 10 = 20 127 


” n 
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Notenumlauf. 


Das weitaus wichtigste Recht der Reichsbank besteht in der Ausgabe von 
Noten. j 

Durch die Novelle vom 1. Juni 1909 wurden die Banknoten als gesetzliches 
Zahlungsmittel erklärt, doch war die Reichsbank verpflichtet, ihre Noten gegen 
deutsche Goldmünzen einzulösen. 

Die Verordnung vom 4. August 1914 befreite die Reichsbank von der Ver- 
pflichtung zur Noteneinlösung, damit auf diese Weise der Goldschatz vor einer 
Schwächung durch Goldentziehung geschützt würde. Die Privatnotenbanken konn- 
ten von der Einlösungspflicht nicht entbunden werden, da sie nicht unter der 
Leitung des Reiches standen, ‚die allein eine unbedingte Sicherheit dafür bietet, 
daß die Ausgabe uneinlösbarer Noten ausschließlich unter dem Gesichtspunkte 
des öffentlichen Interesses gehandhabt wird“ (Begründung zu obigem Gesetz). 
Sie waren aber berechtigt, zur Einlösung ihrer Noten Reichsbanknoten zu ver- 
wenden und damit von der Vorschrift des $ 44 des Bankgesetzes von 1875 befreit, 
ihre Noten gegen Metallgeld einzulösen. 

Bis zum 7. Mai 1921 galt für die Reichsbank die Vorschrift der Drittel- 
deckung. Nach $ 17 des Bankgesetzes von 1875 ist die Reichsbank verpflichtet, 
für den Betrag ihrer im Umlauf befindlichen Banknoten mindestens ein Drittel 
in kursfähigem deutschen Gelde, Reichskassenscheinen oder in Gold in Barren 
oder ausländischen Münzen, das Pfund fein zu 1392 Mark gerechnet, in ihren 
Kassen als Deckung bereitzuhalten. 

Als der Krieg ausbrach, wurden die Darlehnskassenscheine als Netendeckung 
zugelassen. Bis Ende 1916 war es aber nicht nötig, auf sie zurückzugreifen, da 
die Dritteldeckung auch ohne sie vorhanden war. 

1921 stellte sich heraus, daß die Dritteldeckung ohne eine künstliche Ver- 
mehrung der Darlehnskassenscheine nicht mehr möglich war. Die in den Verkehr 
gesandte Notenmenge nahm unaufhörlich zu, dagegen nahm der Goldschatz ab. 
Deshalb wurde die Dritteldeckung zunächst bis zum 31. Dezember 1923 auf- 
gehoben und diese Bestimmung, die allerdings durch das Bankgesetz vom 30. August 
1924 gegenstandslos geworden ist, bis zum 31. Dezember 1925 verlängert. Fol- 
gende Tabelle zeigt die Notendeckung durch Gold und den Barvorrat: 


Datum Golddeckung Barvorratsdeckung 
Ende 1910 31,99, Are 
„ 191 32,3 9), = 
. 1912 30,8 9, —_ 
„1913 45,1% _ 
23. 2. 1914 77,1 0 . Kar 
31. 7. 1914 N 
31. 12. 191& 41,5 KUREN v& 
Durchschnitt 1915 43,6 % 53,3%], 
n 1916 36,0 9, 43,4°|, 
i 1917 21,0 % 35,0%), 
0 
Ende 1918 10,2 oo NT im Jahresdurch- 
„ 1919 3,1% 34,0%) schnitt 
al 1,59%, 34,0°/, 


Das ungünstige Deckungsverhältnis erklärt sich daraus, daß das Kilogramm 
Gold nur mit 2784 Mark angerechnet wurde. 

Für den Rest der nicht durch Gold gedeckten Noten mußten Wechsel oder 
Schecks vorhanden sein, welche eine Verfallzeit von höchstens drei Monaten haben, 
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und aus welchen in der Regel drei, mindestens aber zwei als zahlungsfähig bekannte 
Verpflichtete haften. $2 des Gesetzes vom 4. August 1914 (RGBl. S. 327) be- 
stimmte: Den Vorschriften im Sinne des $ 13 Abs. 2 und des $ 17 des Bankgesetzes 
genügen Wechsel, die das Reich verpflichten und eine Verfallzeit von höchstens 
drei Monaten haben auch dann, wenn aus ihnen sonstige Verpflichtete nicht haften. 
Den Wechseln stehen Schuldverschreibungen des Be welche nach drei Monaten 
mit ihrem Nennwerte fällig sind, gleich. 


Davon ist denn auch in reichem Maße Gebrauch gemacht. Hinzutraten die 
privaten Kreditansprüche. Von der Entwicklung des Notenumlaufes gibt folgende 
Aufstellung ein Bild: 


Notenumlauf in Notenumlauf in 


| 

Datum Mihonen Mark | Datum MiNonER Mae 
30. 6. 1914 2 407 30. 3. 1923 5517919 
31. 12. 1914 5.046 | 30. 6. 1993 17 291 061 
31. 12. 1915 6 918 | 30. 9. 1923 28 228 815 494 
31. 12. 1916 8055 | 30. 10. 1923 2 496 822 909 039 
31. 12. 1917 11468 | 30. 11. 1983 400 267 640 301 854 
31. 12. 1918 22 188 | 30. 12. 1923 496 507 424 771 974 
31. 12. 1919 35 698 
31. 12. 1920 68 805 0 x Ion a 
0. 3. 1922 130 671 30. 12. 1924 1941 
30. 6. 1922 169 212 £ 
30. 9. 1922 316 870 30. 3. 1925 2514 
31. 12. 1922 1280 694 | 


Nach Errichtung der deutschen Rentenbank war der Bestand an Rentenbank- 
scheinen, insoweit er unter Hinzurechnung der Bestände an auf Rentenmark lauten- 
den Wechseln und Lombardforderungen den jeweiligen Betrag des bei der deutschen 
Rentenbank aufgenommenen Darlehens überschritt, als Deckung der im Umlauf . 
befindlichen auf Reichsmark lautenden Banknoten zugelassen. Gleichzeitig wurde 
bestimmt, daß neben den diskontierten auch die lombardierten Wechsel als Noten- 
deckung dienen dürfen. 


Nach dem Bankgesetz vom 30. August 1924 müssen die Noten zu mindestens 
400/o in Gold oder Devisen, davon drei Viertel Gold, und für den Rest durch diskon- 
tierte Wechsel oder Schecks gedeckt sein. Nach 8 29 darf die Deckung „unter 
ausnahmsweisen Umständen“ unter 400/09 herabgesetzt werden. Wenn die Deckung 
länger als eine Bankausweiswoche unter 400/0 steht, hat die Bank von dem an der 
vorgeschriebenen Deckung von 4000 fehlenden Betrag prozentual bemessene 
Notensteuern an das Reich zu zahlen: 


bei einer Deckung 


zwischen 30 und 40°/, : 3°/, jährlich 
h 35.1, und au 

un 331 undasB0l,: 80, , 
von weniger als 331/,0,:8% 


zuzüglich eines Prozentes jährlich für jedes Prozent, um das die Prozentsatzzahl 
der Deckung 33Y30/0 unterschreitet. 
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31. 12. 23 31. 3. 24 31. 5. 24 30. 6. 24 
I. Papiermark!) 
Reichsbanknoten . 496,5 689,9 926,9 1097,3 
Privatbanknoten 0,1 — _ _ 
Reichsbahnnotgeld 109,0 26,6 3,5 — { 
Genehmigtes Notgeld ur t (2,3) ?) (1,0) (0,6) _ 
Summe I 607,1 717,5 931,0 1097,3 
II. Münzen — 25,9 138,5 194,7 
III. Wertbeständig 
Rentenmark) 1049 1760,3 1728,5 1771,6 
Goldanleihe‘) ; 240,0 146,6 24,0 2 
Reichsbahnnotgeld 141,9 123,6 70,6 55,5 
Goldanleihenotgeld 234,7 (50,4) (25,0) 9,5 
Summe II u. 1665,7 2080,2 1848,1 1836,6 
Gesamtsumme . . . 2273,6 2824,2 2917,6 3128,6 
1913 (6070,0 — 100) 37,46 46,53 48,07 51,54 


Aus der Aufstellung ist ersichtlich, daß die Vereinheitlichung des Geldumlaufes 


im Juni 1924 schon große Fortschritte gemacht hatte. Die kleinen Stücke der 
Goldanleihe waren demonetisiert und das Papiergeld der Reichsbank aufgerufen 
worden. 

Seit Juli 1924 stellt sich der Geldumlauf wie folgt: 


31.7.24 31.8.24 30.9.24 31.10.24 30.11.24 31.12.24 31.1.25 28.2.25 31.3.2325 
Reichsbanknoten 1211,0 1391,9 1520,5 1780,9 1863,2 1941,4 1901,35 2106,2 2314,6 
Privatbanknoten rs — — 2,6 58,1 1144 1321 1406 — 
Münzen 2472 2905 326,8 327,8 356,8 383,0 39,7 407,7 _ 
Rentenmark 1803,4 1832,4 1853,1 1715,1 16774 1835,1 17804 1736,1 — 
Sonstige) 38,1 29:9 720 — — an ‚u r en 
Jahres- Reichsbank- Darlehens- | Reichskassen- | Privatbank- S 
durchschnitt noten kassenscheine| kassenscheine noten SıaE 
1913 2,1 _ 0,11 0,14 2,4 
1920 54,0 133 0,32 0,24 67,7 
1921 81,0 8,9 0,27 0,27 90,4 
1922 339,7 11,2 0,22 0,63 351,7 
1923 74 941 738 917,4 —_ = 13 063 445,50 | 74 954 802 394,9 
® I Lüge again Summe 
Jahres- cz A 
: Mü Goldmark über 
durchschnitt Sr Milliarden Mark 1913 gleich 1 Dollar 
Index in Mill. 
1913 3,70 6,1 1,0 6070,0 
1920 0,17 67,9 11,2 4926,4 
1921 0,36 90,8 15,0 4350,1 
1922 — 552,2 58,0 1645,5 
1923 | — 74 954 802 394,9 12 348 402 371,0 122,0 


2) Papiermark über Dollarkurs des Ausweistages. 

2) Geschätzte Zahlen in Klammern. 

3) Rentenmark nach Abzug der Bestände der Reichsbank. 

4) Kleine und kleinste Stücke, ab 29. Februar unter Abzug der zurückgekauften Be- 
stände der Reichshauptkasse. 

5) Goldanleihe der Reichsbahn und genehmigtes Notgeld. 
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Trotz der großen Papiermengen ist, über den Dollarmittelkurs berechnet, der 
Geldumlauf sehr gering. Er ist von 1913 mit 6070,0 Mill. Goldmark auf 722,0 Mill. 
Goldmark im Jahre 1923 gesunken. 


Sonstige täglich fällige Verbindlichkeiten. 


Unter dieser Bezeichnung erscheinen neben den verschlossenen und offenen 
Depots hauptsächlich die Giroeinlagen des Reiches und der Privaten, wobei auch 
hier nach Errichtung der Rentenbank die Rentenmarkeinlagen wieder besonders 
aufgeführt wurden. 

Um die Zahlungsausgleichungen zu erleichtern und um den Notenumlauf nicht 
ins Ungemessene wachsen zu lassen, baute die Reichsbank das Scheck- und Giro- 
wesen seit Kriegsbeginn wesentlich aus. 

Die Grundlage des Giroverkehrs bildet die zum Zeichen des Vertragsschlusses 
erforderliche Vollziehung der „Bestimmungen für den Giroverkehr mit der Reichs- 
bank“ mit dem Zusatz: „Kenntnis genommen“ durch den Kontoinhaber. Der Kunde 
erhält zwei Scheckbücher, das eine, zu Übertragungen bestimmt, mit roten Blättern, 
‘das andere, für Barabhebungen, mit weißen Blättern. Außerdem erhält der Kunde 
ein Kontogegenbuch, in welches alle für ihn eingehenden Gelder auf der Kreditseite, 
alle Zahlungen oder Übertragungen auf der Debetseite eingetragen werden. 

Als Guthaben ist zunächst ein Barbetrag einzulegen. Zur Gutschrift gelangen 
aber außer diesen und den späteren baren Einzahlungen alle von dem Kontoinhaber 
bei der Reichsbank auf Wechsel, Lombarddarlehen oder Schecks zu erhebenden 
Beträge, wie überhaupt alle von dem Kontoinhaber oder für ihn bar oder durch 
Verrechnung eingehenden Gelder. 

Die Verfügungen des Kontoinhabers können in beliebigen Beträgen innerhalb 
des Guthabens erfolgen: 

1. Mittels weißen Schecks, eine Anweisung än eine bestimmte Person oder 
„Überbringer“. Der weiße Scheck kann aber auch zur Gutschrift auf ein anderes 
Platzkonto benutzt werden. Erhält er den Zusatz: „Nur zur Verrechnung“ quer 
über dem Text auf der Vorderseite, so ist Zahlung verboten. Der Scheckbetrag. 
kann nur verrechnet werden. 

2. Dadurch, daß der Kontoinhaber Wechsel, die er als Wechselverbundener 
oder Domiziliat zu bezahlen hat, mit einem Zahlbarkeitsvermerke (bei der Reichs- 
bank) versieht und dieser avisiert. 

3. Endlich mittels roten Schecks — einer auf den Namen lautenden unüber- 
tragbaren Giroanweisung im eigentlichen Sinne, . 

a) behufs Überweisung auf ein Girokonto am Platze, sofern nicht hierzu ein 
weißer Scheck benutzt wird, | 

b) oder zur Übertragung auf das Konto eines Girokunden bei einer auswärtigen 
Reichsbankanstalt. 

Weiße Schecks auf eine auswärtige Anstalt zieht die Reichsbank gegen Provi- 
sion ein; auch für die Einlösung von außerhalb eingehende weiße Schecks erhebt 
sie vom Einlieferer eine Provision. Beide Formen stellen keine regelmäßige 
Leistung im Giroverkehr dar. 

Das Entgelt für die mannigfaltigen Leistungen der Reichsbank besteht in der 
zinsfreien Benutzung der Girogelder. Während der letzten Inflationsperiode hatte 
der Giroverkehr fast ganz an Bedeutung verloren und war durch den bestätigten 
Reichsbankscheck abgelöst worden. Diese wurden mit der Bahn oder per Auto 
an andere Plätze befördert und umgehend bei der dortigen Reichsbankstelle 
verwertet. 
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Im Herbst 1923 wurde neben dem Markgiroverkehr der Kontomarkgiroverkehr 
eingeführt, der auf der Einzahlung von Devisen beruhte, wobei eine zusätzliche 
Einzahlung von Papiermark bis zur Höhe von 250/0 des eingezahlten Devisenwertes 
zugelassen war. Als Kontomark galt der Wert von !/,; Dollar. Da der Kontomark- 
giroverkehr, trotz des Anreizes der 250/oigen Papiermarkeinzahlung, wenig benutzt 
wurde, beschloß die Reichsbank, ihn als Dollargiroverkehr auf reine Devisenbasis 
zu stellen. Die Umstellung fand am 20. November 1923 statt. In den ersten 
Dezembertagen, als der Zahlungsverkehr bereits stärker mit Rentenmark durchsetzt 
war, ging die Reichsbank auch zum Rentenmarkgiroverkehr über. 

Seit dem 14. Mai 1921 wurden getrennt . 

a) Reichs- und Staatsguthaben, 

b) Privatguthaben. 

Da die früheren Ziffern ihrer Unvergleichbarkeit wegen nicht interessieren, 
werden hier nur die Zahlen seit Januar 1924 mitgeteilt: 


Reichs- und Privatgut- Reichs- und Privatgut- 
Staatsguthaben haben Staatsguthaben haben 
in Millionen Mark in Millionen Mark 
7.1. 24 345 244 7. 6. 24 517 327 
15. 1. 24 363 322 15. 6. 24 636 365 
23. 1. 24 561 - 285 23. 6. 24 724 346 
31. 1. 24 492 281 30. 6. 24 493 2830 
7. 2. 24 453 274 7. 7. 24 491 320 
15. 2. 24 429 268 15. 7. 24 598 331 
23. 2. 24 432 300 23. 7.24 677 383 
29. 2. 24 367 282 31. 7. 24 452 290 
7.3. 24 384 323 71. 8.24 442 355 
15. 3. 24 404 313 15. 8. 24 534 335 
22. 3. 24 419 372 23. 8. 24 452 371 
31. 3. 24 352 352 30. 8. 24 264 297 
7. 4. 24 423 392 3. 9. 24 296 359 
15. 4. 24 486 363 15. 9. 24 439 310 
23. 4. 24 526 417 23. 9. 24 461 434 
30. 4. 24 474 330 30. 9. 24 307 362 
7.5. 24 465 358 7. 10. 24 321 371 
15. 5. 24 567 370 
23. 5. 24 626 366 
31. 6. 24 545 259 


Seit dem 15. Oktober 1924 werden Reichs- und Staatsguthaben und Privatgut- 
haben wieder in einer Summe unter der Bezeichnung: Sonstige täglich fällige 
Verbindlichkeiten ausgewiesen. 


15. 10. 24 828 7.1.25 897 
23. 10. 24 986 15. 1.35 983 
31. 10. 24 708 23.1.2 990 
15. 11. 24 749 7.2.25 818 
22. 11. 24 904 15. 2.25 929 
29. 11. 24 703 23. 2. 25 1021 
6.12. 24 970 28. 2. 25 917 
15. 12. 24 1131 7.3. 25 925 
23. 12. 24 965 | 15. 3.2 
31. 12. 24 820 23.3. 25 1018 
31.3. 25 742 
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Die Zu- und Abnahme der privaten Depositen gibt ein Bild von den Kassen- 
dispositionen der Kundschaft, woran die Bankkundschaft weitaus den größten 
Teil haben dürfte. Vor den großen Zahltagen werden die Giroguthaben der Kund- 
schaft erhöht, nach den Zahltagen fallen sie auf ihren niedrigsten Stand zurück, 
da die Girokunden ein Minimalguthaben unterhalten müssen und über dieses hinaus 
nür soviel Einlagen machen, als sie für ihre Zahlungsmittelbereitschaft gerade 
nötig haben. | 

Seit der Einführung des Dollargiroverkehrs betrug das Mindestguthaben - 
1000 Goldmark. Da dieser Betrag unverzinst bleibt, nahmen vielfach kleine Spar- 
und Kreditinstitute, denen dieser Betrag zu hoch erschien, von dem Halten eines 
Girokontos Abstand. 

Seit dem 6. Juli 1924 ist das Mindestguthaben auf 200 Goldmark herabgesetzt 
worden; ausgenommen davon sind Abrechnungsfirmen, welche über die von ihnen 
zu unterhaltenden Mindestguthaben besonders benachrichtigt werden. 

Bemerkenswert ist, daß die Reichsbank nach $ 35 des Bankgesetzes vom 
30. August 1924 verpflichtet ist, neben der Notendeckung auch für ihre täglich 
fälligen Verbindlichkeiten eine Deckung von mindestens 400/o zu halten; diese muß 
bestehen aus sofort verfügbaren Depositen (tägliches Geld) in Deutschland oder 
im Ausland, Schecks auf andere Banken, Wechseln von einer Laufzeit von höch- 
stens 30 Tagen oder täglich fälligen Forderungen auf Grund von Lombarddarlehen. 

Die Deckungsverhältnisse der täglich fälligen Verbindlichkeiten lassen sich aus 
dem Reichsbankausweis nur zum Teil feststellen. 

Die heute für den Giroverkehr mit der Reichsbank geltenden Bestimmungen 
lauten wie folgt!): 

1. Alle Giroaufträge (Bar- und Verrechnungsschecks, Überweisungen) müssen auf 
mindestens 1 Mark lauten. 

2. Überweisungsaufträge — im Platz- und auswärtigen Verkehr — bis zu 
1000 Mark müssen ausnahmslos bis 12 Uhr vormittags eingeliefert sein, wenn sie noch am 
gleichen Tage ausgeführt werden sollen. Werden nach 12 Uhr Sammelüberweisungen ein- 
geliefert, bei welchen die durch einen Scheck gedeckten Sammelbogen Beträge unter 1000 Mark 
enthalten, so werden sie sämtlich erst am nächsten Tage ausgeführt. Es empfiehlt 
sich also, die kleineren und größeren Posten stets zu trennen. Beträge über 1000 Mark werden 
bis 1 Uhr angenommen. 

3. Vorausüberweisungen (durch Eilbrief) müssen bis 121, Uhr vormittags ein- 
geliefert sein. Gebühr 1 Mark, außerdem Porto für den Eilbrief, Samstags und an Tagen vor 
Feiertagen werden Eilüberweisungen in der Regel nicht angenommen. 

4. Der Betrag der Einzelüberweisung, bis zu welchem die roten Sammelbogen 
(bzw. für die Rentenmarkabteilung grüne) verwendet werden dürfen, beträgt 40000 Mark. Für 
Beträge über 40000 Mark müssen gelbe Sammelbogen mit Durchschlag (bzw. für die Renten- 
markabteilung grüne) oder rote Einzelschecks benutzt werden. 

5. Anträge auf Bestätigung von weißen Schecks werden nur bis 1217 Uhr an- 
genommen und gegen Gebühr von 1 Mark je Stück ausgeführt. 

6. Gebühr für den Widerruf einer Überweisung 1 Mark, außerdem werden die etwa 
entstehenden Porto- und Depeschenkosten erhoben. 

Samstags erfolgt der Schluß der Annahmezeiten eine Stunde früher. 


Der Abrechnungsverkehr. 

1883 traf die Reichsbank mit den bedeutendsten Banken Berlins ein Ab- 
kommen wegen täglicher Ausgleichung der wechselseitigen Geldverpflichtungen 
im Wege der Skontration. Dadurch ist es möglich, daß Wechsel, Schecks usw. 
nicht unmittelbar bei der mit der Auszahlung des Schecks beauftragten Firma. oder 
bei dem Schuldner aus dem Wechsel eingelöst werden, sondern daß die beteiligten 
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Banken zusammentreten und die von ihnen vertretenen Forderungen und Gegen- 
forderungen verrechnen, so daß nur die sich am Ende ergebende Differenz zu be- 
gleichen ist. Die neuen Girobestimmungen machen den Kontoinhabern zur Pflicht, 

ihre Wechsel entweder bei der Reichsbank oder bei einem anderen Bankhause, 
welches mit ihr in täglicher Abrechnung steht, zahlbar zu machen. 


Der Abrechnungsverkehr zeigt seit 1910 folgende Entwicklung: 


Mill. Mark 1910 
Januar 4738 
Februar 4240 
März 4583 
April 4786 
Mai 4171 
Juni 4383 
Juli 4524 
August 4234 
September 4374 
Oktober 4723 
November 4534 
Dezember 5049 

1919 

Januar 9725 
Februar 10 254 
März 9745 
April 9 874 
Mai 11712 
Juni 11 682 
Juli 12 916 
August 12775 
September 18 577 
Oktober 23201 
November 22 842 
Dezember 29 366 

182 675 


1911 


5362 
4446 
5142 
5039 
5069 
4921 
5502 
5110 
5354 
6130 
5370 
5562 


1912 


6331 
5526 
5922 
6444 
500 
5656 
6598 
5447 
5777 
6962 
6008 
6173 


1920 


"Mill. 


40 766 
50 632 
49 309 
50 018 
50 816 
57 276 
58 564 
52 593 
63 213 
18 293 
715 426 
12 873 


694 781 


Diese enthalten: 


verschiedene Buchschulden, 


1913 
6692 
5276 
5851 
7037 
5927 
6078 
6521 
5219 
5903 
6925 
5582 
6623 


1921 


Mark 


79 971 
70.499 
74 294 
75 255 
66 454 
68 764 
78 337 
19 172 
98 004 
119 996 
140 493 
120 835 


1 071 574 


1914 


7300 
6526 
6948 
111 
6124 
6170 
6942 
2938 


. 3212 


4475 
4227 
4474 


66645 5 


1922 


116 680 
109 816 
170 356 
175 977 
179 370 
191 413 
243 493 
374 856 
473 715 
789 341 
1 463 766 
2 078 969 


6 367 752 


1925: Januar 3935,6 
Februar 3637,2 


März 
April 


4094,7 
41655 


— 


1915 1916 1917 
4847 4910 6611 
4300 5152 5769 
5788 6431 7986 
5612 5035 6740 
4161 5538 7059 
4709 5155 7667 
5041 5468 7179 
4202 5327 71722 
5410 5673 8095 
4851 6191 10108 
4450 5705 8498 
4729 6935 9751 
8090 67485 98185 
1923 
Milld. Mark 

3828 

7444 

6725 

8177 

13 345 

28 375 

76 624 

817 133 

22 627 679 

3 150 065 367 

764 080 014 671 

1 604 384 176 482 

2 371 637 845 850 


Darlehen bei der Rentenbank. 


Hierüber ist das Notwendige in dem Abschnitt „Die Rentenbank und der 
Rentenbankausweis‘“ gesagt. 


Sonstige Passiva. 


nicht ausgezahlte Domizilwechsel, 
laufende Diskontgewinne, 
sonstige Überschüsse, 

nicht erhobene Dividende, 


1918 


9589 
8418 
3196 
10611 
9892 
10645 
9763 
9866 
10584 
10679 
8502 
11585 


119310 


1924 
Mill. Mark 


1533,3 
2270,0 

836,0 
2964,9 
29482 
2104,3 
2155,7 
22922 
2539,1 
2974,1 
2933,9 
3587,3 


29 139,0 
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der vom Reiche überwiesene Rentenmarktilgungsfonds (siehe S. 208), 

die von der Reichsbank einzulösenden Dollarschatzanweisungen des Reiches 
(Gegenposten zu den unter Effekten verbuchten (siehe S. 225), 

das der Verfügung des Reparationsagenten unterstellte, den Erlös der Dawes- 
anleihe enthaltende Konto. 


Die Dollarschatzanweisungen des Reiches wurden bei der Umstellung der 
Reichsbank von ihr übernommen. 

Der Ertrag der Reparationsanleihe wurde der Reichsbank vom Reiche über- 
wiesen. Er ging unter „Sonstige Aktiven“ ein. Der Ausweis erfolgte zum ersten 
Male am 15. November 1924. 
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Berlin, Industrieverlag Spaeth & Linde, 1925. 208 Seiten. Preis geheftet 
Ab 4.20. 

Dieser Band enthält die zuletzt 1923 der Reichsabgabenordnung angepaßten 

Gesetze. Im zweiten Bande sollen die im Branntweinmonopolgesetz geregelten 

Verbrauchssteuern (Monopolausgleich und Essigsäuresteuer) sowie die noch der 

Anpassung an die Reichsabgabenordnung harrende Tabak- und Weinsteuer be- 

handelt werden. 


Lion, Dr. Max, Rechtsanwalt beim Kammergericht, Dozent an der Berliner Handels- 
hochschule. Das Bilanzsteuerrecht. Eine grundlegende Darstellung. 
2. Aufl. Berlin, Franz Vahlen, 1923. 347 Seiten. 


Das mir erst vor einigen Wochen zugegangene Buch möchte ich nicht unter- 
lassen anzuzeigen, obwohl der Verfasser bereits mit einer neuen Auflage be- 
schäftigt ist. Jedoch darf ich mich mit Rücksicht auf die Neuauflage auf die Mit- 
teilung der Hauptgliederung beschränken: 

I. Grundlegende Begriffe. 
II. Die Vermögenssteuerbilanz. 
II. Die Ertragssteuerbilanz. 
IV. Die Bewertung. 
V. Die Abschreibungen. 
VI. Die Reserven. 
VII. Verhältnis von Ertrags- und Vermögensbilanz untereinander. Sch. 
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Dix, Dr. Arthur. Geoökonomie, Einführung in erdhafte Wirtschafts- 
betrachtung. München, Berlin. R. Oldenbourg, 1925. 100 Seiten. Preis 
geheftet Ab 3.50. 


Der Verfasser ist der Meinung, daß die Volkswirtschaftslehre zu stark in An- 
spruch genommen sei vom Streit um die Theorie vom Wert, Kapital, Arbeit, Privat- 
eigentum und Sozialismus. Jahrzehnte hindurch habe unser Denken über die Wirt- 
schaft sich zu sehr beeinflussen lassen durch seine schematische Konstruktion, 
die in allen volkswirtschaftlichen Vorgängen einen Kampf zwischen Kapital und 
Arbeit, zwischen Unternehmern und Arbeitern gesehen habe. Ein reichliches 
Menschenalter hätten wir daran gelitten, daß unsere große Nationalökonomie mit 
ihren starken Auswirkungen sich infizieren ließ durch den Marxismus; das habe 
uns an den Bettelstab gebracht. Noch lange würden wir die Folgen national- 
ökonomischer Irrlehren zu tragen haben. 


„Kehren wir,“ ruft der Verfasser aus, „von allem theoretischen Ballast be- 
freit, zurück zu der einfachen Fragestellung nach dem Sinn der Wirtschaft, so 
finden wir am Ausgangspunkt die menschlichen Bedürfnisse und das Problem 
ihrer wirtschaftlichen Befriedigung. Dieses Problem aber verweist uns auf die 
natürlichen Bodenschätze und die menschliche Fähigkeit zu ihrer Nutzung. Als 
Seitenstück zur ‚geopolitischen‘ Denkweise, die sich heute in der Beurteilung welt- 
politischer Fragen gebieterisch Bahn brechen will, habe ich die aus gleichem Geiste 
geborene natürliche Wirtschaftsauffassung als geoökonomische bezeichnet.“ 


Man sieht, daß diese erste Empfehlung der Geoökonomie als Ersatz der 
Nationalökonomie nicht besonders wissenschaftlich anmutet. Es ist leider wahr, 
daß die Nationalökonomie in Deutschland infolge der Vorherrschaft der Schmoller- 
schule in einen beklagenswerten wissenschaftlichen Tiefstand geriet, aus dem sie 
sich nur langsam zu erholen vermag. Ich kenne keinen Nationalökonomen von 
Rang, der diese wissenschaftliche Depression heute nicht in ihrem vollen Umfange 
erkennt. Aber so, wie Dix sie schildert, liegen die Dinge durchaus nicht. Weder 
ist der Einfluß des Marxismus in der Volkswirtschaftslehre so groß gewesen, wie 
Dix ihn schildert, noch hat er uns arm gemacht. Und seine Einschätzung ‚der 
theoretisch-wissenschaftlichen Untersuchungen über Wert, Lohn, Kapital usw. 
grenzen ans Peinliche. Auch darin kann man Dix recht geben, daß die praktische 
Volkswirtschaftslehre bislang eine verhältnismäßig enge Grenze fand; weder auf 
dem Gebiete einzelner Gewerbezweige noch in territorialer Begrenzung haben an 
deutschen Hochschulen ÖOrdinarien anders als gelegentlich gewirkt; wäre es ge- 
schehen, so hätte das sicherlich auf die Theorie fruchtbar zurückwirken müssen. 
Aber davon kann trotzdem keine Rede sein, die ganze Wirtschaftslehre aus- 
schließlich durch die Beziehungen zwischen Wirtschaft und Boden beherrschen 
zu lassen. 


Das, was hier zu geschehen hat, ist Sache der Wirtschaftsgeographie. Aber 
Dix will das nicht gelten lassen. Die Wirtschaftsgeographie reihe Tatsachen 
aneinander; die Geoökonomie habe die Nutzungsmöglichkeiten der wirtschafts- 
geographisch gegebenen Tatsachen zu behandeln und die Richtlinien künftiger 
Weltwirtschaft aufzudecken. Ich bin der Meinung, daß Dix die Aufgaben der Wirt- 
schaftsgeographie zu eng umgrenzt, und kenne sie von Ratzel in weiterer Aus- 
legung. Aber da sich die Wirtschaftsgeographen nicht dadurch beengen lassen 
werden, ist gegen die Benennung der neuen Disziplin nichts zu sagen. Eine wirk- 
liche Disziplin wird sie nicht durch die Taufe, sondern durch die Bewährung. 
In der Betriebswirtschaftslehre haben wir es umgekehrt gemacht; wir haben erst 
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dem Fache einigen Inhalt gegeben und dann erst die Taufe vorgenommen; aber 
das muß ja nicht so sein. 

Sozusagen als Kosthappen setzt uns Dix im Hauptteile der Schrift einige 
Proben geoökonomischer Betrachtungsweise vor: Welcher Art die zur Bedürfnis- 
befriedigung nötigen Stoffe sind, wie sie zerfallen in unvermehrbare und vermehr- 
bare; wie die ersteren den Menschen zwingen, sich in ihrer Nähe anzusiedeln (nicht 
exakt logisch gedacht) und so Menschenanhäufungen entstehen, welches die Haupt- 


plätze des Weltverkehrs sind, und wie Deutschland so wenig von ihnen hat. 


Zwischendurch erfahren wir, daß Dix Mitarbeiter des „Nauticus“ war und für die 
deutsche Flotte Propaganda gemacht hat; er ist anscheinend stolz darauf. 

Zwei Problemen widmet der Verfasser eine etwas ausführlichere Betrachtung; 
diese beiden Abschnitte sind benannt als „geoökonomische Geschichtsauffassung‘“ 
und „geoökonomische Ausblicke“. 

In der Geschichte, deren Perioden er in der Vierteilung 

1. Mediterranes Zeitalter, 

2. Kontinentaleuropäisches Zeitalter, 

3. Kolonialpolitisches Zeitalter, 

4. Globales Zeitalter, 
sieht, erscheinen ihm als die bedeutendsten Einschnitte die Entdeckungszeit und die 
Gegenwart. Mit den Entdeckungs- und Eroberungsfehden um 1500 und später 
machte sich Europa die Rohstoffe der ganzen Welt dienstbar. Lange, ehe die neue 
Welt aufgeteilt war, begann Europa aus Neid sich die Gebiete streitig zu machen, 
und so entstanden die Weltkriege, von denen der 1914 begonnene nach des Ver- 
fassers Meinung der dritte dieser Art war. Diesen letzten Krieg nennt er die 
größte Dummheit Europas; dieser Krieg sei nicht für Deutschland, sondern für 
Europa verloren. Deutschland, als das Herz von Europa, werde seine günstige 
geographische Lage auch in Zukunft geltend zu machen verstehen. Allerdings, 
und damit gelingt der Sprung in ein ‚Lieblingsthema, sei Deutschland durch den 
Verlust der Kolonien schwer betroffen. Es folgt ein Abriß der deutschen Kolonial- 
politik; als einen wesentlichen Mangel dieser Politik sieht Dix die Vernachlässigung 
des großen „geopolitischen Grundsatzes“, geschlossene Stromgebiete unter einheit- 
liche staatliche Macht zu bringen. Diesem Gedanken gibt eine kleine Skizze über 
„die Schicksalsströme Europas“ Raum. Wer, wie der Referent, ebenso wie der 
Verfasser, ausgiebig Ratzel gehört hat, findet hier ein Stück seiner Ideen. 

Im einzelnen ist gegen diese geoökonomische Geschichtsauffassung eine Menge 
einzuwenden. Zunächst gegen das Prinzip an sich. Die historische Forschung 
hat uns gezeigt, daß gegen eine rein materialistische Geschichtsauffassung schwere 
Bedenken zu erheben sind; noch jüngst hat uns Georg Brandes in seinem Julius 
Cäsar erneut gezeigt, wie die Geschichte unserer Welt von Persönlichkeiten be- 
einflußt wird. Andererseits führt die Übertreibung des Persönlichkeitsprinzips zu 
erheblichen Fehlurteilen. Wenn Dix den Einfluß der Bedingtheiten des Bodens in 
der Geschichtsschreibung stärker hervorgehoben sehen will, so kann man ihm bei- 
pflichten; tatsächlich ist bei nicht wenigen Historikern, namentlich auch bei Wirt- 
schaftshistorikern das geographische Sehen zu schwach entwickelt; und der an der 
Kölner Universität von Kuske unternommene Versuch, Wirtschaftsgeschichte und 
Wirtschaftsgeographie personell zu vereinigen, hat wohlberechtigte Gründe. Wenn 
es aber, nicht ohne gelegentliche Seitenhiebe, so hingestellt wird, als ob diese 
geoökonomische Geschichtsauffassung die Geschichtsauffassung sei (es ist nicht 
ausdrücklich gesagt, aber deutlich merkbar), so ist das nicht nur eine Rückkehr 
zum einseitigen Materialismus, sondern darüber hinaus zu einem Materialismus 
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bestimmter Art. Dagegen ist Erhebliches einzuwenden. Dem wird Dix um so 
leichter zustimmen können, als er wenige Seiten später der materialistischen Ge- 
schichtsauffassung mit dem Hinweis auf die ungeheure Macht der Kulturkräfte ent- 
gegentritt. 

Der Abschnitt „Geoökonomische Ausblicke“ behandelt die Länder der Erde, 
die durch den Krieg irgendwie zu einer neuen Ein- und Umstellung veranlaßt 
wurden. Es würde zu viel Raum einnehmen, dieser Betrachtung im einzelnen zu 
folgen; jedoch sei auf die sehr geschickte Beleuchtung der Größe und Bevölke- 
rung der einzelnen Länder hingewiesen. Das Ergebnis dieser Untersuchung, ein 
wenig mager, ist der Unwille über die nicht nur unbillige, sondern auch, erdwirt- 
schaftlich gesehen, unpraktische Boden- und Stoffverteilung. Es sei eine Aufgabe 
der Geoökonomie, diesen Zustand durch eine geoökonomische Ausbildung einer 
Wirtschaftstheorie für alle in das rechte Licht zu setzen; etwa in der Art wie die 
klassische Wirtschaftslehre nur darauf eingestellt gewesen sei, die britischen Inter- 
essen zu fördern. 

Nun ja, das ist nicht übel gesehen und, gehörig angefaßt, nicht ohne Aussicht 
auf Erfolg. 

Alles in allem habe ich den Eindruck gewonnen, daß der Versuch, eine neue 


‚Disziplin mit neuem Namen zu rechtfertigen, nicht gelungen ist. Von dem, was Dix 


will, läßt sich das Wesentliche innerhalb der Wirtschaftsgeographie erreichen. Die 
Kritik der Nationalökonomie geht zu weit; die Bedeutung der gegenwärtigen Wirt- 
schaftstheorie ist nicht entfernt richtig eingeschätzt; der Versuch, sie durch eine 
Geoökonomie zu ersetzen, aussichtslos; wenn er gelänge, bedeutete er eine un- 
wissenschaftliche Vereinseitigung. 

Abgesehen von der Tendenz der Schrift ist die Methode als unzulänglich zu 
bezeichnen. Die Arbeitsweise ist flüchtig und stellenweise unbedacht, der gesamte 
Inhalt von zufälligen Eingebungen stark beherrscht. An Stelle gründlicher Arbeit 
steht die geistig bewegliche, aber ungründliche Rede des Journalisten. 

Trotzdem empfiehlt es sich, selbst für Angehörige entfernterer Grenzgebiete, 
die Schrift zu lesen. Es scheint mir, daß Dix in einem wesentlichen Punkte recht 
hat: Sowohl die Wirtschaftslehre als auch die Geschichte und besonders die Politik 
lassen geoökonomische Erwägungen häufig vermissen. Darauf nachdrücklich hin- 
gewiesen zu haben, ist ein Verdienst. Sch. 


Riderer, Dr. L., Referent beim Deutschen Industrie- und Handelstag. Die neuen 
Verwaltungsstellen nach Maßgabe des Londoner Protokolls und der Sach- 
verständigen-Gesetze. (Was muß Deutschland leisten? Ergänzungsheft.) Heraus- 
gegeben in Verbindung mit dem Deutschen Industrie- und Handelstag Berlin. 
2. vermehrte Auflage. Berlin SW 61, Reimar Hobbing. 34 Seiten. Preis ge- 
heftet 6 1.—. 


Fedisch, Robert. Tarifvertragspolitik und Arbeitsgemeinschaft, Er- 
fahrungen, Vorschläge und Ziele aus der Tarifvertragsarbeit des Deutschnatio- 
nalen Handlungsgehilfen-Verbandes. 2. Schriftenreihe des DHV. Nr. 4. Hamburg, 
Hanseatische Verlagsanstalt. 67 Seiten, geheftet. 

Zuerst schildert uns der Verfasser die vom DHV. aufgestellten Forderungen, 
die Leistungen des Verbandes bis heute und wie weiterhin versucht werden soll, 
die gesteckten Ziele zur Tat werden zu lassen. Begründungen und Betrachtungen, 
ob die Durchführung all dieser Forderungen wirtschaftlich möglich ist, werden 
dabei nicht vorgenommen. 

Dann wendet sich der Verfasser der Arbeitsgemeinschaft zwischen Arbeitgeber 


238 _ Literatur. 


und Arbeitnehmer zu. Sie müsse sich aufbauen auf der Anerkennung der Gleich- 
wertigkeit und Gleichberechtigung beider Klassen. Als die ersten und sichtbarsten 
Zeichen auf dem Wege sie zu erreichen, hält er Tarifvertrag und Schlichtungs- 
verfahren. Ä 

Die Ausführungen über die Forderungen des Verbandes finden ihren Nieder- 
schlag in einem beigefügten Tarifvertragsmuster, das mit kurzen Erläuterungen 
die zweite Hälfte des Heftes einnimmt. 

Das Ganze trägt in etwa den Charakter einer Propagandaschrift, so daß es 
wohl angebracht ist, manches nur cum grano salis zu nehmen. Gref. 


Faldix, Dr. G., Vorsitzender des Wirtschaftsamtes und Dozent der Akademischen 
Kurse in Düsseldorf. Henry Ford als Wirtschaftspolitiker. München, 
Dr. Franz A. Pfeiffer & Co. Verlagsgesellschaft m.b.H., 1925. 90 Seiten. Preis 
geheftet Ab 2.40. 


Das Buch zerfällt in zwei ungefähr gleich große Teile. Im ersten lernen wir 
Ford kennen als den Agrarpolitiker, den Gewerbepolitiker, den Geld-, Preis- und 
Bankpolitiker, den Verkehrspolitiker und den Sozialpolitiker. Es ist das eine knappe, 
leicht verständliche und systematische Darstellung dessen, was hierüber in den 
unsystematischen. Ausführungen Henry Fords „Mein Leben und Werk“ zu lesen ist. 

In dem zweiten Abschnitt, der ‚Ideal und Wirklichkeit“ überschrieben ist, 
nimmt der Verfasser zu dieser Wirtschaftspolitik Stellung, ohne eine weitere Unter- 
teilung vorzunehmen, und das mit Recht. Die Kompliziertheit und die enge Ver- 
bundenheit der Zusammenhänge würden bei isolierter Betrachtung zu einer nüch- 
ternen Darstellung führen. So wird die Form flüssiger, so daß auch der Laie das 
Buch mit Interesse lesen wird. Bedarf doch gerade der in wirtschaftswissenschafi- 
lichen Gedankengängen nicht bzw. wenig Geschulte dieser Entgegnungen am meisten, 
weil gerade in deren Köpfen die flotte Tonart Fords die größte Verwirrung an- 
gerichtet hat. 

Anerkannt werden Fords teils außergewöhnliche Leistungen im Innenbetriebe. 

Unhaltbar aber werden nach dem Verfasser seine betriebswirtschaftlichen Aus- 
führungen, wenn er von den Zusammenhängen des Betriebes mit der Umwelt redet, 
unhalibar fast ausnahmslos seine volkswirtschaftlichen Sätze. Den Einfluß des 
Staates auf das volkswirtschaftliche Geschehen verkennt er total. Vieles, was er 
als Novum zu bringen glaubt, beweist der Verfasser als alt und teils schon längst 
abgetan. Selbst unlogische Gedankengänge sind keine Seltenheit. Noch eigen- 
tümlicher mutet es uns an, wenn wir sehen, daß Fords Theorie und Praxis in 
vielen Fällen heterogene Dinge sind. Hierzu seien kurz einige Beispiele genannt, 
um zu erkennen, in welcher Art der „Salonexpert“ Faldix (so pflegt Ford wissen- 
schaftlich gebildete Wirtschaftler zu benennen) die Ausführungen Fords zerpflückt. 

Ford bezeichnet die Konkurrenz als verbrecherisch, macht aber selbst im 
größten Stile Reklame, schimpft gegen die Händler und bedient sich ihrer, wettert 
gegen die Juden und überträgt ihnen gelegentlich die offizielle Vertretung seiner 
Gesellschaft. 

Ähnlich beweist der Verfasser auch die zuerst erwähnten Mängel der 
„aphoristischen Sammlung von Einzelgedanken“, um mit des Verfassers eigenen 
Worten zu reden; denn ein System stellt diese Wirtschaftspolitik nicht dar, was 
wir doch wohl hätten erwarten dürfen, wenn sich ein Mann wie Ford daran. 
gibt, seine Ansicht über solche Dinge literarisch zu verbreiten. 

Nicht unerwähnt möchte ich lassen, daß die Ausführungen des Verfassers 
aber auch nicht immer zwingend sind. So sucht er die theoretische Forderung 
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Fords, die durch Verbesserung im Betriebe entstehenden Gewinne gleich vom 
Preise in Abzug zu bringen, als mit seinem tatsächlichen Handeln nicht in Einklang 
stehend zu beweisen, und zwar mit dem Hinweis: Wovon hat Ford dann den 
Ausbau seines Unternehmens bezahlt, wenn er diese Gewinne immer in Abzug 
gebracht hat. Diesen Einwand kann ich nicht als stichhaltig anerkennen; denn 
es ist bei Ford doch nicht die Rede davon, den gesamten Gewinn abzuziehen, 
sondern nur den durch irgendeine Verbesserung entstehenden Mehrgewinn, so daß 
er pro Wagen noch immer denselben Gewinn erzielt wie vordem, durch die Preis- 
herabsetzung aber eine Steigerung seines Umsatzes erreicht, und so doch ein be- 
trächtlich höherer Gesamtgewinn für ihn herausspringen kann. 

Daß sich die Ausführungen des Verfassers nicht gegen den Unternehmer, son- 
dern lediglich gegen den Wirtschaftspolitiker Ford richten, bedarf wohl keiner be- 
sonderen Erwähnung. 

Mögen die Darlegungen dieses Buches vielleicht nach Ansicht der einen über 
das Ziel hinausschießen, nach der Meinung der anderen noch nicht scharf genug 
sein, das ändert nichts an dem Werte dieser Ausführungen als einem Mittel, an der 
Lösung der Verwirrung teilzunehmen, die Ford in vielen Köpfen, wie schon erwähnt, 
angerichtet hat. 

Ein kurzer Anhang (fünf Seiten lang), überschrieben ‚Walter Rathenau als 
Volkswirt“, will zu einem Vergleich zwischen Fordschen und Rathenauschen 
Grundsätzen anregen; doch will er lediglich auf gewisse verwandte Gedankengänge 
hinweisen, nicht etwa auch sonstwie einen Vergleich zwischen beiden ziehen. Um 
jedem Irrtum vorzubeugen, entwirft er uns zuerst ein Bild sowohl des Gelehrten 
als auch des Menschen Walter Rathenau, das uns nur höchste Achtung abgewinnen 
_ kann. Gref. 


Fritz, Dr. J., Dozent für betriebswirtschaftliche Steuerlehre an der Universität 
Frankfurt a..M. Finanzierung und Steuer in der Goldmarkeröff- 
nungsbilanz unter besonderer Berücksichtigung der angrenzenden Bilanzen. 
Betriebs- und finanzwirtschaftliche Forschungen, herausgegeben von Prof. Dr. 
F. Schmidt, II. Serie, Heft 17. Berlin W 10, Wien I, Industrieverlag Spaeth & 
Linde, 1925. 277 Seiten. Preis geheftet Mb 6.—. 


Man dürfte den Charakter dieses Buches wohl am besten kennzeichnen, wenn 
man es ein Handbuch für den praktischen Kaufmann nennt und in Gegensatz stellt 
zu der Darstellung in Form eines Kommentars. Von einem solchen unterscheiden 
sich diese Ausführungen in zweifacher Hinsicht. 

Erstens sind sie nicht so wissenschaftlich kritisch, abstrakt gehalten. Das soll 
nicht heißen, daß sie sich nicht mit den Ansichten anderer anders denkender 
Wissenschaftler auseinandersetzten, nur sind diese Auseinandersetzungen dem 
Verfasser nicht die Hauptsache. Wichtiger erscheint es ihm, eine leicht verständliche 
Interpretation der Gesetzesvorschriften für den Praktiker zu geben und ihm zu 
zeigen, wie er innerhalb dieser Vorschriften auch vom betriebswirtschaftlichen 
Standpunkt aus vernünftig bilanzieren kann. 

Zweitens knüpfen seine Ausführungen im Gegensatz zu einem Kommentar nicht 
fortlaufend an die Paragraphen an, sondern er nimmt seine Einteilung nach sach- 
lichen Gesichtspunkten vor. Die Darstellung zerfällt in zwei Hauptteile. Der erste, 
überschrieben ‚Die Aufstellung der Goldmarkeröffnungsbilanz“, ist für die Kaufleute 
der verschiedensten Gesellschaftsformen wie für den Einzelkaufmann von gleichem 
Interesse. Hier erfahren wir Ursache und Zweck der Goldmarkbilanzverordnung, 
wann, von wem und wie sie aufgestellt werden muß, und das Verhältnis der Gold- 
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markeröffnungsbilanz zu den vorhergehenden und nachfolgenden handelsrechtlichen 
Bilanzen und den steuerrechtlichen Bilanzen. 

Der zweite Abschnitt (von Seite 84—224), der sich mit der Umstellung der 
Kapitalkonten auf Grund der Goldmarkeröffnungsbilanz befaßt, gibt eine gesonderte 
Darstellung für die verschiedenen Formen, in denen die Unternehmungen be- 
trieben werden können, für den Einzelkaufmann, die offene Handelsgesellschaft, 
Kommanditgesellschaft, stille Gesellschaft, Aktiengesellschaft, Kommanditgesellschaft 
auf Aktien, Gesellschaften m.b.H., Genossenschaften, Versicherungsgesellschaften, 
Kolonialgesellschaften und Gesellschaften mit Beziehungen zum Ausland. 

Hier erfahren wir auch näheres über die Gerichts- und Notariatsgebühren. Die 
steuerliche Seite wird sowohl im ersten als auch im zweiten Teile an den ein- 
schlägigen Stellen behandelt. 

Für den Dynamiker gewinnen diese Ausführungen ein besonderes Interesse, da 
in ihnen verwandte Gedankengänge ihren Niederschlag gefunden haben. Der Ver- 
fasser erkennt klar, daß die Jahresbilanz nicht gleichzeitig Ertragsbilanz und Ver- 
mögensbilanz sein kann, daß es unmöglich ist, ohne Bestimmung des Ertrages den 
Wert der Unternehmung zu finden. Bei Vermögensbesteuerungen möchte er als Wert 
der Unternehmung die Hälfte von Ertragswert plus Tageswert-Reproduktionswert 
zugrundelegen, was ich allerdings für die Jetztzeit ausnahmsweise nicht anerkennen 
kann. Alles dem dynamisch eingestellten Bilanztheoretiker geläufige Gedankengänge. 

Zum Schluß gibt der Verfasserr eine Zusammenstellung der hier in Frage 
kommenden Sonderverordnungen. 

Leider kommen diese Ausführungen, die der Praxis in der Tat hätten gute 
Dienste leisten können, zu spät an die Öffentlichkeit. Gr. 


Tredup, Dr. Albert-Erich, Direktor der Treuhand-Syndikat-A.-G., Hamburg. For- 
mularbuch zur Goldbilanzverordnung, ein Ratgeber für Leiter von 
Aktiengesellschaften und Kommanditgesellschaften, Gesellschaften mit beschränk- 
ter Haftung, für Aktionäre und Gesellschafter einer Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung, enthaltend Muster nebst zahlreichen Erläuterungen für den gesamten 
Schriftverkehr nach den Vorschriften der Goldbilanzverordnung und ihrer Durch- 
führungsverordnungen sowie der steuerrechtlichen Verordnungen über Gold- 
bilanzen. Berlin, Carl Heymanns Verlag, 1925. 54 Seiten. Preis geheftet 46 2.—. 


Dröse, Dr. Heinrich, Stuttgart. Lehrbuch der Deutschen Reichs-Einheits- 
kurzschrift, nach dem Entwurf des amtlichen Sachverständigenausschusses 
vom Juli 1922 und den Beschlüssen der Regierungen des Reiches und der 
Länder vom 20. September 1924. Sammlung Göschen Nr. 904. Berlin und 
Leipzig, Walter de Gruyter & Co., vormals G. J. Göschen’sche Verlagsbuchhand- 
lung; J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung, Georg Reimer, Karl J. Trübner, Veit 
& Comp., 1925. 100 Seiten. 


Larfeld, Prof. Dr. Wilhelm, Bonn. Kurzgefaßter Lehrgang der Deutschen 
Reichskurzschrift (Einigungssystem Gabelsberger-Stolze-Schrey). Nach 
dem Entwurf der Reichskommission vom Juli 1922 und den Beschlüssen der 

deutschen Regierungen vom "September 1924. Wolfenbüttel, Heckners Verlag. 
32 Seiten. Preis geheftet 6 0,80. 


Hamburger, Dr. Ernst. Zur Kohlen- und Rohstoffnot, ihre Ursachen und 
Überwindung. Berlin W 35. 31 Seiten. Preis geheftet Mb 2.—. 
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Die Entwicklung des kameralistischen Rechnungswesens. 


a) Entwicklungstendenzen und Entwicklungsperioden. 


Die Entwicklung des kameralistischen Rechnungswesens soll einleitend etwas 
eingehender betrachtet werden, weil über die Wesensart dieses Rechnungsverfahrens 
besonders in den Kreisen, die sich nur mit dem kaufmännischen Rechnungswesen 
befaßt haben, außerordentlich schiefe Ansichten herrschen, die zum Teil durch eine 
Darstellung seiner Entwicklung geklärt werden können. 

Bei der Untersuchung des geschichtlichen Ablaufs einer Erscheinung gewinnen 
zwei Fragen besondere Bedeutung; einmal die Trage, welche Tendenzen die Ent- 
wicklung aufweist, und weiter die, in welchen Etappen sie sich vollzog. Daraus ist 
erst ein geordnetes Bild von dem Verlauf zu gewinnen. | 

Was die Entwicklungstendenzen bei der Kameralistik anbelangt, so ist fest- 
zustellen, daß sich ein Parallelverlauf mit denen bei der Entwicklung der kauf- 
männischen Buchhaltung erkennen läßt. Hier wie dort sind es die Ausbildung der 
Kontrolle, die Durchgliederung der Aufzeichnungen für statistische Zwecke und 
die Herausbildung einer Erfolgsrechnung, denen besonders nachgestrebt wird. 

Diese Ziele scheinen mir nun bei der Kameralistik in vier Perioden erreicht 
worden zu sein, wobei rückläufige Hemeeluzeh; die immer wieder unterlaufen, 
außer acht bleiben. 

.. Die erste Periode, in der der sogenannte alte Kanes herrschte, und in 
der Versuche gemacht wurden, die kaufmännische Buchhaltung an seine Stelle zu 
setzen, geht von den Anfängen bis zu der Mitte des 18. Jahrhunderts. 

Die zweite Periode umfaßt die Spanne vom Auftreten Puechbergs und Jungs 
bis zur systematischen Durchgliederung des kameralistischen Hauptbuches. 

Die dritte Periode geht von dieser Durchgliederung bis zur Einführung der 
sogenannten gehobenen kameralistischen Buchhaltung. 

Die vierte Periode stellt sich als die dieser gehobenen Kameralistik dar, in der 
besonders auf eine aus der Kameralistik selber abzuleitende Erfolgsrechnung und 
Bilanz Wert gelegt wird. 

Diese vier Perioden sollen im Nachstehenden etwas genauer untersucht werden. 


| 


\ 
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b) Die einzelnen Perioden der Entwicklung. 
a) Die erste Periode. 


Wie Lichtnegel in seiner „Geschichte der Entwicklung des österreichischen Rechnungs- 
und Kontrollwesens“!) feststellt, leitet sich der Ausdruck Kameralistik von x«ueo«, der 
Bezeichnung der gedeckten Wagen, in denen die Kriegskasse den Streitern nachgeführt wurde, 
ab. Dieser Ausdruck wurde auch für ein Gewölbe und alles, was mit einem Dache überwölbt 
war, gebraucht. Das lateinische Wort ‚„camara‘“ oder ‚camera‘ bezeichnete dann im 9. Jahr- 
hundert den Ort, an dem der Landesherr seine Schätze aufbewahrte, und der deutsche Aus- 
druck „Kammer“ bedeutete in diesem Zusammenhang das Gemach, in dem die zur Verwaltung . 
der Einkünfte bestellten Räte (Kammerräte) sich zu versammeln pflegten. Der Ausdruck 
„Kameralistik‘“‘ und ‚‚kameralistisches Rechnungswesen‘ ist daher seit alters mit der Vor- 
stellung von Geld und Einkünften sowie deren Verwaltung aufs engste verknüpft. 

Was die Rechnungsführung betrifft, so gibt Klipstein ?2) der Vermutung Ausdruck, daß die 
Fürstinnen neben der Wirtschaft ursprünglich auch das Rechnungswesen besorgt hätten, und 
daß erst, als die Vermögen beträchtlicher geworden seien, ein männlicher Rechner in dem 
Hofmeister bestellt worden wäre. Die Kammerkollegien führt er auf das 15. bis 16. Jahr- 
hundert zurück, wobei er glaubt, daß der neuentdeckte Erdteil und die prächtigere Lebens- 
art die Einnahmen und Ausgaben so vermehrt hätten, daß mehrere Männer zu deren Besorgung 
angestellt hätten werden müssen. 


Wie das ältere kameralistische Rechnungswesen gestaltet war, steht nicht 
genau fest. Sicher dürfte nur sein, daß von einer einheitlichen Gestaltung über- 
haupt nicht geredet werden kann, was übrigens auch heute noch für die Kameralistik 
gilt. Dies geht schon daraus hervor, daß die Schriftsteller sich nicht darüber einig 
sind, wie das Verhältnis der chronologischen zur systematischen Aufzeichnung da- 
mals beschaffen war. Schrott?) behauptet, daß (wenigstens in den letzten drei 
Jahrhunderten) bei anvertrauten Rechnungen die systematische Buchhaltung allein 


bestanden habe, während Lichtnegel*) bei der älteren Kameralistik drei Wand- 


lungen feststellen zu können glaubt, chronologische, systematische und Verbindung 
der beiden Darstellungen. Vom logischen Standpunkt aus betrachtet spricht die 
Wahrscheinlichkeit mehr für Lichtnegel, doch mögen diese drei Formen wohl auch 
vielfach nebeneinander bestanden haben. 

Daß große Klarheit über die Ziele und damit die notwendige Ausgestaltung 
dieses Rechnungswesens in der älteren Zeit bestanden habe, kann kaum behauptet 
werden. Daß das Rechnungswesen eine ernste Angelegenheit sei, der die Besten 
ihre Aufmerksamkeit zu widmen hätten, ist damals so wenig wie vielfach heute 
erkannt worden. Bezeichnend dafür ist, daß Heinrich Arnold Lange, der Verfasser 
des Werkes „Ausführliche Abhandlungen vom Rechnungswesen“ (Bayreuth 1776) 
sich bei dem Magnaten, dem er sein Werk dediziert, entschuldigt, weil die Arbeit 
einen so wenig geachteten Gegenstand betreffe. 

Der Zustand des Rechnungswesens wird aber vor allem deutlich, wenn man 
sich die Rechnungsabschlüsse der Zeit bis zur Mitte des 18. Jahrhunderts an- 
sieht. Man ist versucht, dafür den Ausdruck barock anzuwenden. Die Rechnung 
beruhte zum Teil auf erdichteten Zahlen, die dann durch weitschweifige Er- 
gänzungsrechnungen wieder umgeformt wurden. Die Gliederverrenkungen, die bei 
dem Rechnungswesen von Verwaltungsbehörden heute noch vielfach zu finden sind 
und auch die modernisierten kameralistischen Rechnungen oft noch auszeichnen, 
gehen demnach weit in die Vergangenheit zurück. Sie sind gewissermaßen Erbgut 
der Kameralistik, wenn auch ein durchaus überflüssiges im System keinesfalls 
begründetes. 


1) Graz 1872, Selbstverlag. | 
2) Grundsätze der Wissenschaft Rechnungen vollkommen einzurichten. Leipzig 1788. 
3) Lehrbuch der Verrechnungswissenschaft, Wien 1886, S. 49. 
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Wenn man aus der vielfach barocken Umkleidung den Wesenskern der alten 
Kameralistik herausschält, so bestand er in der Skontration von Geld und beweg- 
lichen Sachgütern, zu der eventuell ein Verzeichnis auch des unbeweglichen Besitzes 
hinzutrat, und in der Zergliederung der Einnahmen und Ausgaben nach ihren 
Ursachen. Die Skontration war zunächst die natürliche Aufgabe der kameralistischen 
Rechnung, da den Verwaltern des fürstlichen Vermögens Geld und Güter anver- 
traut waren und sie sich über deren Verbleib auszuweisen hatten. Schmalenbach 1) 
hat das hierbei zutage tretende Prinzip als das der Kettenbuchung bezeichnet, 
weil diese Rechnungen wie Kettenglieder ineinander greifen, d. h. die Geldausgabe 
zu einem Sacheneingang, der Sachenausgang zu einer Geldeinnahme führt. Es 
entsteht so als Grundlage der kameralistischen Rechnung die Geld- und Natural- 
rechnung, die sich bis heute noch erhalten hat, am ausgeprägtesten, wie Schmalen- 
bach betont, beim militärischen Rechnungswesen. Von der Geldrechnung her 
leiten sich dann auch die Ausdrücke Einnahmen und Ausgaben ab, die auch für 
den Naturalverkehr angewendet werden). 

Neben dieser Skontrations- oder Vermögensrechnung, wie die Kameralisten 
gerne sagen, bestand die Aufteilung oder Zergliederung der Einnahmen und Aus- 
gaben nach ihren Quellen, wofür wiederum ein natürliches Bedürfnis vorhanden 
war. Es lag durchaus nahe, feststellen zu lassen, wie ergiebig die verschiedenen 
Einnahmequellen waren, und welche Ausgabearten am meisten in Frage kamen. 
So wurde die Rechnung auf Grund des wirtschaftlichen Informationsbedürfnisses 
aus einer Kontrollrechnung anvertrauter Werte zu einer Aufschlußrechnung über 
die Wirtschaftlichkeit. Die sich hieraus ergebenden Aufteilungen wurden in den so- 
genannten systematischen Büchern vorgenommen, 

Schließlich versuchte man auch schon damals zu Ertragsrechnungen zu ge- 
langen, was sich wiederum folgerichtig aus der vorgenannten Aufteilung ergab. 

Die Ansätze, die in der älteren Kameralistik genommen waren, waren somit 
an sich durchaus gute. Aber in Wirklichkeit wurde allmählich ein großer Wirrwarr 
angerichtet. 


Lichtnegel schreibt darüber: 


„Die Rechnungen sollten nach den damaligen Begriffen nichts anderes sein als kurze, 
ordentliche, deutliche und beglaubigte Verzeichnisse der nach Rubriken zusammengefaßten 
Einnahmen und Ausgaben. So gering aber auch die Anforderungen waren..., so konnte doch 
selbst diesen durch die besagte systematisch geordnete Rechnung lange nicht entsprochen 
werden. In der Tat hatte sich den Kammern mit der Zeit die Überzeugung aufgedrungen, daß 
aus den nachgewiesenen Rechnungsresultaten nur sehr wenige Anhaltspunkte zu zweck- 
mäßigen Veranstaltungen gewonnen werden konnten, da sich die Deduktionen aus diesen 
Nachweisen häufig als Trugschlüsse erwiesen. Die Ursache lag darin, daß man noch nicht zu 
der Einsicht gekommen war, es müsse zu der Übersichtlichkeit auch ein weiteres Attribut 
einer jeden ordentlichen Rechnung hinzutreten, d.h. die Wahrheit der dargestellten Tatsachen 
gesichert werden.“ 


Weiter heißt es dort: 


„Weil die Rechnungen gewöhnlich eine Menge fingierter oder durchgeführter Posten ent- 
hielten, so war man mit Hilfe der gelieferten Nachweisungen — auch wenn diese keine vor- 
sätzlichen unrichtigen Angaben enthielten — trotz aller Sachkenntnis nicht leicht anzugeben 
imstande, wie hoch sich die tatsächlich vorgefallenen Empfänge und Ausgaben beziffert 
haben.“ 


1) Grundlagen Dynamischer Bilanzlehre, 3. Aufl., S.20. 

2) Klipsteina.a.O. S.39 schlägt demgegenüber bei Sachwerten statt Einnahmen und 
Ausgaben, Empfangen und Abliefern vor. Diese Änderung hat sich jedoch nicht durchgesetzt. 
Solange Verbindlichkeiten mit Naturalien beglichen wurden, war der Begriff Einnahmen und 
Ausgaben auch der bessere. 
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Nachdem der alte Kameralstil sich so gewissermaßen aus Mangel an Technik 
tot gelaufen hatte, wurde an manchen Stellen (Frankreich, Österreich) das Heil 
in der Übernahme der doppelten Buchhaltung gesucht. 

Diese Zuflucht lag nahe. Die befriedigenden Leistungen, die seit Jahrhunderten 
mit dem kaufmännischen Rechnungswesen erzielt wurden, könnten sehr leicht den 
Gedanken aufkommen lassen, in ihm den Idealtyp eines Rechnungsapparates über- 
haupt zu sehen. Die Übernahme dieser Verrechnungsart auf die gesamte Staats- 
verwaltung war damals noch besonders naheliegend, da die staatlichen Einkünfte in 
jener Zeit stark aus gewerblichen und landwirtschaftlichen Betrieben flossen, d. h. 
Objekte in Frage kamen, die mit der kaufmännischen Buchhaltung zum Teil seit 
langem erfolgreich bearbeitet wurden. 

Über diesen Versuch der Einführung der doppelten Buchführung für Österreich 
äußert sich Lichtnegel!) wie folgt: 

Indes glaubte die Bankal-Administration die Verbesserung der Rechnungszustände auch 
auf die Herstellung einer vollkommenen Evidenz der Gebarungsresultate sämtlicher Bankal- 
kassen und Ämter in centro ausdehnen zu sollen und beschloß zu dem Ende, die Methode der 
italienischen doppelten Buchhaltung in Anwendung zu bringen. Sie folgte hier dem Beispiele 
Frankreichs, woselbst im Jahre 1716 die Finanzrechnung in doppelten Posten wiederholt ein- 
geführt wurde... 

...Allein Österreich sollte in diesem Versuche nicht glücklicher sein, als es Frankreich 
war. Der Grund hiervon lag einfach darin, weil hier wie dort eine Buchführung hergestellt 
wurde, ohne daß die Rechnungslegung früher im erforderlichen Maße verbessert worden wäre. 

Die geführten Bücher konnten teils ihrer sehr fehlerhaften Anlage und Einrichtung 
wegen, teils aus Mangel zweckentsprechender Hilfsbücher, wodurch Zusammenziehungen der 
gleichnamigen Posten möglich gewesen wären, den erhofften Überblick nicht geben, um so 
weniger, als dadurch die Anzahl der Hauptbücher unverhältnismäßig groß wurde. 

Die Bankalität, welche diesen ersten Versuch unternahm, eröffnete allein mehr 
als 100 ungeheure Folianten in doppelten Posten, worin nach der Versicherung ver- 
trauenswürdiger Gewährsmänner meist nur „erdichtete und erzwungene Fakta‘“ zu 
finden waren, da die Beamten, mit den Finanzgeschäften nicht hinlänglich vertraut, 
bei Verfassung der Journalien die größten Fehler begingen. r 

Man bemühte sich durch elf Jahre, diese Buchführung zu einer größeren Vollkommenheit 
zu bringen; allein vergebens. Es gelang nicht, auch nur ein einziges Hauptbuch abzuschließen. 
Darum mußte der Versuch auch in Österreich ganz aufgegeben werden, zum größten Ärgernis 
für alle diejenigen, welchen es hauptsächlich um die Beweisführung der besonderen Vorteile 
des Merkantilstiles zu tun war. Dieser total mißglückte Versuch diente selbstverständlich den 
Widersachern dazu, über das besagte System vollends den Stab zu brechen und die Staatsver- 
waltung vor wiederholten derartigen, wie man behauptete höchst gefährlichen, Unternehmun- 
gen eindringlichst zu warnen. 

Die Übernahme des kaufmännischen Rechnungswesens auf die gesamte öffent- 
liche Wirtschaft war demnach nur ein Intermezzo. Sie war zur Erfolglosigkeit 
verurteilt, weil man die besonderen Verhältnisse in der Staatswirtschaft, die an 
ein Rechnungswesen bestimmte Anforderungen stellen, nicht genügend beachtet 
hatte. Die Abstellung der Mißstände konnte nicht auf diesem Wege einer völligen 
Revolutionierung erreicht werden. Sie mußte vielmehr in der Richtung einer 


organischen Fortbildung des Bestehenden versucht werden. 


ß) Die zweite Periode. 
' Die Evolution in der Mitte des 18. Jahrhunderts knüpft sich an den Namen des 
nachmaligen österreichischen Hofrates Johann Mathias Puechberg, der auf der 
Herrschaft Enzersfeld des Grafen Zinzendorf ein neues Verfahren ausprobierte und 
dessen Beschreibung unter dem Titel „Einleitung zu einem verbesserten, Kameral- 
rechnungsfuße auf die Verwaltung einer Herrschaft angewandt“ im Jahre 1762 
der Öffentlichkeit übergab. Dieselbe Methode wurde dann 1786 von dem deutschen 


1) A.a.0. 8.37. 
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Kameralisten Jung unter dem Titel „Anleitung zur Kameralrechnungswissenschaft“ ?) 
nochmal; dargestellt, ohne daß Puechberg zitiert ist. Hügli?) glaubt daher, daß sie 
zweimal entdeckt sei (ähnlich wie die Zweikontentheorie durch Hügli und Schaer). 
Es ist aber auch durchaus möglich, daß ein Plagiat vorliegt, worauf Schrott) 
begründet hinweist. Über den Grund, der ihn zur Verbesserung trieb, schreibt 
übrigens Jung®), daß „der alte Kameralstil zu unvollkommen, der kaufmännische zu 
kostspielig sei“. | 

Die von Puechberg bzw. Jung vorgenommenen Verbesserungen beruhen 
wesentlich auf den Erfahrungen mit der doppelten Buchhaltung. Sie bestehen 
vor allem in der Begründung eines festen Verhältnisses zwischen chronologischer 
und systematischer Aufzeichnung und der Übernahme einer Art Doppelbuchungs- 
prinzipes durch die unbedingte Gegenüberstellung von Soll- und Istbuchungen, 
wie sie etwa im kaufmännischen Kontokorrent vorgebildet ist. 

Die chronologische Darstellung erfolgt nach ihnen in einem Tagebuch oder 
Journal, das man als Kassenbuch bzw. Memorialkassenbuch bezeichnen kann, 
Es werden daselbst entweder nur die sofortigen oder die sofortigen und zukünftigen 
Einnahmen und Ausgaben laufend verzeichnet, und zwar sowohl die Geld- als 
auch die Sacheinnahmen und -ausgaben. Beides kann dabei in einem einzigen 
oder in je einem Geld- und Naturaltagebuch vor sich gehen). Für den Kassen- 
verkehr entsteht damit zugleich das Skontro oder Kassenbuch, sobald die Bar- 
bewegung in besonderen Spalten festgehalten wird. 

Die Ausdehnung der Tagebücher auf die zukünftigen Zahlungen ist besonders 
von Jung gefordert worden, der auf diese Weise den Grundsatz der Doppel- 
verrechnung für die Kameralistik noch besonders fruchtbar machen wollte. Es 
wird in diesem Falle jeder Vorfall sowohl im Tagebuch als auch in der systemati- 
schen Verrechnung verzeichnet und somit doppelt verrechnet, was Jung der Kon- 
trolle halber erstrebte. 

Die Verrechnungspraxis hat diesen Jungschen Gedanken allerdings nicht 
aufgenommen, sondern die chronologische Aufzeichnung auf die „erfolgten“ Ein- 
nahmen und Ausgaben beschränkt. | 

Die systematische Darstellung, die weiter Gegenstand der Verbesserung war, 
erfolgt in dem kameralistischen Hauptbuch oder Manual. Die Neuerung, die 
Puechberg bei dieser Verrechnung einführte, bestand in einem Doppelten. Zu- 
nächst basierte das Hauptbuch bei ihm fest auf dem Tagebuch, genau wie in der 
kaufmännischen Buchhaltung, wenigstens soweit die sofortigen Einnahmen und 
Ausgaben in Frage kamen. Daneben, und das ist die wichtigste Neuerung, verband 
er im Hauptbuch die Sollverrechnung mit der Istverrechnung. 

Die Sollverrechnung bei den zergliederten Einnahmen und Ausgaben gibt 
an, was für diese Zwecke gezahlt werden soll, einerlei ob sofort oder später, 
und sie wird vorgenommen, sobald die Tatsache, daß eine Einnahme oder Ausgabe 
zu erfolgen hat, feststeht. Puechberg hat sie daher als die ‚„Schuldigkeit‘‘ be- 
zeichnet, so daß man in der Kameralistik von der Einnahme- und Ausgabeschuldig- 
keit oder dem Einnahme- und Ausgabesoll spricht. Dieser Schuldigkeit oder dem 
Soll steht gegenüber die „Abstattung“ oder das „Ist“ bzw. „Hat“, womit die er- 


1) Anleitung zur Kameralrechnungswissenschaft nach einer neuen Methode der doppelten 
Buchhaltung. Leipzig 1786. 

2) Die Buchhaltungssysteme und Buchhaltungsformen, Bern 1887, S. 532. 

9) A.a.0. S.112. 

#) A.a.0.S.4. 

5) Vgl. Lichtnegela.a.0.S.86; Jung a.a.O. Tabelle I. 


Die Erfolgsrechnung der Kameralistik. | 247 


folgte Zahlung, d.h. die Berichtigung der Schuldigkeit, bezeichnet wird. Steht 
die Zahlung noch aus, so entsteht ein Rest oder Rückstand. 

Jedes Soll muß der Natur der Sache nach schließlich durch ein Ist zum Aus- 
gleich gebracht werden, ein Grundsatz, den die Kameralistik zu einem streng 
formalen erhoben hat, der unter allen Umständen auch bei fiktiven Verrechnungen 
durchzuführen ist. Jung wollte, wie oben schon betont wurde, das später zu be- 
gleichende Soll zunächst in Tagebüchern, deren Vorbild das kaufmännische Memo- 
rial war, dargestellt sehen. Er schuf sich zu diesem Zweck ein Kassenmemorial, 
das chronologisch jeden Vorfall aufzeichnete. Soweit es Kassenfälle waren, ergab 
sich dabei ein Soll und Ist, soweit es zukünftige Zahlungen waren, nur ein Soll. 
Die Entwicklung ist, wie ebenfalls schon betont wurde, über diesen Versuch hin- 
weggeschritten. Das Kassenbuch blieb bei den Istposten (Barzahlungen), während 
alle Sollposten ohne Vorbuchungen im Hauptbuch erscheinen. 

Es ist von Bedeutung festzustellen, welche Förderung diese Neugestaltung 
für die Erfolgsrechnung brachte. Sie war eine sehr wesentliche. Indem nämlich 
alle sofortigen und zukünftigen Einnahmen und Ausgaben, sei es in den Tage- 
büchern, sei es in dem Hauptbuch, verzeichnet wurden, war die Grundlage für eine 
brauchbare Erfolgsrechnung geschaffen worden. Voraussetzung war nur, daß auch 
die Naturalleistungen in Geld ausgedrückt und geldziffernmäßig verrechnet wurden, 
was aber sowohl Jung!) als auch Puechberg?), wenn auch vornehmlich wegen 
der Statistik, vorschlugen. 

Diese Leistungsfähigkeit der so ausgebildeten kameralistischen Rechnung scheint 
Jung°) klar erkannt zu haben. Das beweist die am Schluß seiner Jahresrechnung 
aufgemachte Vermögensveränderungsrechnung. 

Dort findet sich folgende Zusammenstellung: 

Schuldigkeiten. 


Einnahmen 2808.58 
Ausgaben 1802.18 


Anwachs des Vermögens 1006.40 

Das ist nichts anderes als eine Erfolgsrechnung, die allerdings nur unter 
ganz bestimmten weiteren Voraussetzungen, worüber später a0 zu reden sein wird, 
richtig ist. 

Im Gegensatz zu Jung gewinnt Puechberg den Erfolg auf Grund von „Erträgnis- 
bilanzen‘ ganz in der Art der kaufmännischen Inventurbilanz, wobei er aus der 
kameralistischen Rechnung nur den Kassenbestand und die Einnahmen- und Aus- 
gabenrückstände, d. h. die Forderungen und Schulden übernimmt. 

Die Erträgnisbilanz Puechbergs hatte ursprünglich folgende Form: 


Debet Debet 5) ©, Erträgnisbilanz des Jahres 1761: 1 des Jahres 1761. Credit 
Aktiva mit Ende 1760 Im Jahre 1761 an die Herrschaft 
Barer Kassarest . . De abgeliefert . N 
Geld-Einnahmerückstände . . . .... Aktiva Ende 1761 
Matutalienvorräle 0.02 Re Kassarest . ! s 
zusammen .... Einnahmerückstände ‘ 
Naturalienvorräte 


"/. Ausgaberückstände . 


_—— zusammen 
6 000 


reines Aktivum . 
z. B.) ‘/. Ausgaberückstände Ende 1761 
Ertrag. im Jahre 1761. : ........ #000 bleibt "10.000 
10 000 (z. B.) 


1).A.2.0. S. 33. 
2) Siehe Lichtnegel S. 87. 
3) A.a. O. Tabelle II. 
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Die Aufstellung bedeutet nichts anderes als den Vergleich zweier Inventur- 
bilanzen unter Weglassung des Anlagevermögens. Ein 1774 in Wien erschienenes 
Werk, „Grundsätze der Rechnungswissenschaft‘“, nähert sich formal noch mehr der 
kaufmännischen Buchhaltung, indem es die bekannte Grundformel für die Erfolgs- 
rechnung aus den Inventurbilanzen in folgender Aufmachung wiedergibt !): 


Vermögen mit Anfang des Jahres: 


ARUTSELNOGEN 2 ale een. A 
Passivvermögen . . 2.2... B 
Reines Aktivvermögen . . . . » C 


Vermögen mit Ende des Jahres: 


Aktivvermögen . . . in .. D 
Passivvermögen . . . 2... E 
Reines Aktivvermögen . . .. . F 
Reines anfängliches Vermögen . C 
Vermögensvermehrung . . . . . G 
Ablieferung an den Eigentümer H 

Ertrag... .I 


Betrachtet man die Leistungen, welche dieser „neue Kameralstil“ vollbringen 
kann, so muß man feststellen, daß die Entwicklungsziele ziemlich weitgehend 
erreicht werden. Das Hauptbuch bringt eine durchgebildete Statistik, die Soll- 
und Istverrechnungen schaffen Kontrollen, und für die Erfolgsfeststellung ist eine 
brauchbare Grundlage geschaffen worden. 

Lichtnegel?) hat die Leistungen dieses „neuen Kameralstils“ wie folgt gekenn- 
zeichnet: 

1. Gleichförmigkeit, Ordnung, genaue Verbindung der Rechnungsstücke untereinander, 
vollständige Verläßlichkeit in der Rechnungsführung und zeitgemäße Vorlage; 2. leichte und 
vollständige Übersicht des Ganzen und seiner Teile nach „Schuldigkeit“, „Abstattung“ und 
„Rückstand“ für den Rechnungsführer selbst ebenso, wie für die Zensurs- und Administrativ- 
organe; 3. genaue und augenblickliche Erhebung der Kassabarschaft und der Vorräte aller zu 
verrechnenden Naturalien, Materialien und Effekten zu jeder beliebigen Zeit mittels eines ein- 
fachen Abschlusses der Journale und Register; 4. Möglichkeit der Verfassung von Erträgnis- 
bilanzen; 5. genaue und richtige Darstellung des reinen schließlichen Vermögens und 6. ein 
wohlbegründeter Kalkül in Beziehung auf die das nächstfolgende Jahr zu gewärtigenden Ein- 
nahmen, Ausgaben, Abfuhren und Verläge. 


y) Die dritte Periode. 


Die dritte Periode ist gekennzeichnet durch eine Weiterbildung in der Stille. 
Was hier vor sich gegangen ist, tritt nur wenig in Erscheinung und ist in der 
Literatur daher auch kaum gewürdigt worden. Und doch sind gerade diese Er- 
gebnisse für die Weiterbildung der Kameralistik in der Richtung einer brauchbaren 
Erfolgsrechnung von wesentlichster Bedeutung. 

Die Weiterbildung, um die es sich hier dreht, bestand in einer in Österreich 
vorgenommenen Durchgliederung des Hauptbuches oder Manuals. 

Diese Maßnahme geht, nachdem sie einen gewissen Vorläufer bereits im 
Jahre 17723) zu verzeichnen hatte, wo man dazu überging, die Geldabfuhren 
zwischen den einzelnen Kassen im Hauptbuch in einem besonderen Anhang dar- 


t) Vgl. Schrotta.a.0. 5.188. 
) A.a.0.S.85. 
) Lichtnegela.a.0. S.109. 
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zustellen, auf das Jahr 1810 zurück. Damals erschienen unter dem Titel: ‚„Unter- 
richt zur Anweisung der Gefällserträgnisse für die Staatsrechnungszentrale‘ (nach 
dem Verfasser Jäger von Weidenau der Jägersche Unterricht genannt) Anordnungen, 
denen zufolge die Nachweisungen der Einnahmen und Ausgaben im Hauptbuch 
in folgenden Gruppen vor sich zu gehen hatten t): 


a) zum Gefällsertrage gehörige reelle (solche, welche auf die Vermehrung 

oder Verminderung des Gefällsvermögens direkt Einfluß nehmen), 

b) zum Gefällsertrage nicht gehörige, und zwar 

1. reelle (welche das Vermögen vermehren oder vermindern, aber nicht 
aus der Natur des Gefälles entstehen), 

2. durchlaufende (wodurch das Vermögen weder vermehrt noch vermindert 
wird), 

c) die Geldverläge (Abfuhren an andere Kassen u. dgl.). 

Diese Gliederung ist für den systematischen Aufbau des Hauptbuches von 
größter Bedeutung, da sie von ganz klaren wirtschaftlichen Gesichtspunkten ge- 
tragen ist. Die Scheidelinie, die hier gezosen wird, ist am bedeutsamsten bei 
a und b, weil hier nichts anderes vorgenommen wird als eine Ausgliederung der 
erfolgswirksamen Vorfälle. Damit ist die Hauptbuchverrechnung ganz deutlich 
unter den Gesichtspunkt der Erfolgsrechnung gestellt. 

Die weitere Gliederung ist ebenfalls eine wirtschaftlich brauchbare, wenn 
auch die Terminologie nicht sehr geschickt gewählt ist. Sie teilt die Vorfälle in 
solche, die am nichtgeldlichen Vermögen Veränderungen bewirken, und solche, bei 
denen Geldeinnahmen und -ausgaben durch zukünftige Gegenbewegungen paraly- 
siert werden, wie es insbesondere bei Barkreditgeschäften der Fall ist. Im 
Grunde handelt es sich hier um nichts anderes als die erfolgsunwirksamen Vor- 
fälle aus dem Güter- und Darlehensverkehr. 

Die letzte Gruppe ist die bereits 1772 ausgegliederte, die in den besonderen 
Verhältnissen der Verwaltungswirtschaft ihren Grund hat. 

Es ist sehr zu bedauern, daß gerade diese Weiterbildung der Kameralistik 
bei ihren Kritikern so wenig Beachtung gefunden hat. Sie hätte viel schiefe Beur- 
teilungen verhindern können. Denn wer die Kameralistik würdigen will, muß auf 
die Konstruktion ihres Hauptbuches sehen und nicht, wie dies neuerdings noch 
Schmalenbach?) tut, auf ihre Skontren. In ihrem Hauptbuch, nicht in den Skon- 
tren, haben die Entwicklungstendenzen, insbesondere die Herausbildung der Erfolgs- 
rechnung, ihren Niederschlag gefunden. 


ö) Die vierte Periode. 


Die vierte Periode bringt wiederum die folgerichtige Fortbildung der bis- 
herigen Ergebnisse. Sie führt zu einer auch bei verwickelten Verhältnissen rich- 
tigen Erfolgsrechnung und zu Zusammenstellungen, die den Inhalt von Bilanzen 
haben, wobei beide Aufstellungen unmittelbar aus dem kameralistischen Rech- 
nungsapparat gewonnen werden. 

Ehe es zu dieser Fortbildung kam, mußte die Kameralistik aber wieder eine 
Krisis durchmachen, die ganz wesentlich an die des 18. Jahrhunderts erinnert. 

Der gute Stand des Rechnungswesens, der in Österreich zu Anfang des 
19. Jahrhunderts erreicht worden war, ging besonders in Norddeutschland verloren 


ı) Lichtnegel S. 209. 
2) A.a.O., 3. Aufl, S.12 ff. 
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bzw. wurde dort nicht erreicht durch das Verschwinden der Fachmänner und 
das Überwiegen des juristisch vorgebildeten Elementes in der öffentlichen Wirt- 
schaft). Dadurch war eine wesentlich formale, unlebendige Betrachtungsweise 
des Rechnungswesens bedingt. Sie führt dann weiter zu einer Unterordnung des 
Rechnungswesens unter den Etat, wodurch überhaupt jede Selbständigkeitsregung 
unterdrückt wurde. Diese juristische Betrachtungsweise setzt schon relativ früh- 
zeitig ein. Der Kammerrat Lange z.B. beweist in seiner 1776 in Bayreuth er- 
schienenen „Ausführlichen Abhandlung vom Rechnungswesen“ seine verzwickten 
Bestandsverrechnungen nach dem Soll aus dem römischen Recht und betont die 
Unselbständigkeit der Rechnungsbeamten durch den Satz: „Der Rechner darf 
keine Rubrik für sich abschaffen oder eine neue einführen.“ Man ist bei diesen 
Auslassungen lebhaft an die lange vorherrschende juristische Betrachtung der 
Bilanz erinnert, die zu einer Erstarrung der Bilanzlehre führte und sieht auch 
hier wieder die Parallelität in der Entwicklung. 

Weil so die organische Anpassung des Rechnungswesens an die Entwicklung 
der öffentlichen Wirtschaft verhindert wurde, was bei dem Wiederauftreten ge- 
werblicher Betriebe (Eisenbahn, Straßenbahn, Gas-, Elektrizitäts- und Wasser- 
werke) besonders fühlbar werden mußte, bot die Kameralistik bald wieder stellen- 
weise ein Bild, das an die Zustände um die Mitte des 18. Jahrhunderts erinnerte. 


Bezeichnend hierfür sind die Ausführungen, die Waldschmidt ?) im Jahre 1908 
darüber machte. Dort heißt es: 

„Es ist eine alte Klage, daß der preußische Etat schwer verständlich sei. Selten aber 
hat diese Klage eine so scharfe Form angenommen, wie am 4. März des Jahres bei der Be- 
ratung des Eisenbahnetats. Hier wurde auch von Vertretern durchaus regierungsfreundlicher 
Parteien gerügt, daß der Etat unübersichtlich sei, und gerade ein Vertreter der konservativen 
Partei war es, der so weit ging, von einer Verschleierung des eigentlichen Status des Eisen- 
bahnwesens zu sprechen. Ein nationalliberaler Abgeordneter, Herr Dr. Friedberg, erklärte, 
daß der Etat kein klares Bild für die Beurteilung der wirklichen Finanzlage gäbe, nannte ihn 
vollkommen undurchsichtig, sogar schiffbrüchig und verlangte eine Reform unserer ganzen 
Staatswirtschaft.‘“ 

Es scheint nach diesen Ausführungen, als ob man in der Kameralistik im Laufe _ 
der Jahrhunderte überhaupt nichts gelernt habe. 

In der gleichen Weise wurden Klagen in der kommunalen Selbstverwaltung 
laut, wo die Kaufleute und Gewerbetreibenden, die den Körperschaften angehörten, 
mit den gelieferten Rechnungsabschlüssen nichts anzufangen wußten. Auch hier 
verlangte man den neuen Aufgaben angepaßte Umänderungen. 

Es ist lehrreich festzustellen, daß man hierbei wieder den gleichen Weg wie 
150 Jahre zuvor anempfahl und zum Teil auch beschritt, nämlich die Übernahme der 
kaufmännischen Buchhaltung, wenn auch diesmal mit der Beschränkung auf 
die werbenden Betriebe. Und weiter ist es lehıreich, daß auch diesmal dieser Weg 
sich nicht als der richtige erwies. Wo er eingeschlagen wurde, wurde er zum Teil 
wieder verlassen (Kieler Werft) bzw. nicht übermäßig günstig beurteilt (Bayrische 
Staatsverwaltung) °). 

Von einer Eroberung behördlicher Betriebe durch die kaufmännische Buch- 
haltung kann also wiederum keine Rede sein. Der Grund liegt eben darin, daß die 
Verwaltungen alles in allem genommen an das Rechnungswesen Anforderungen 
stellen, die durch die kaufmännische aus andern Verhältnissen erwachsene Buch- 
haltung weniger gut befriedigt werden können, und daß bei der Einheitlichkeit der 


!; Vgl. Schmalenbach a.a.0. S.18. 
®) Kaufmännische Buchführungen in staatlichen und städtischen Betrieben. Berlin 1908. 
3) Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten 1913/14, Bd.10, Beiträge 668. 
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Verwaltungs- und Kontrollorganisation auch ein Nebeneinanderbestehen beider 
Rechnungssysteme oft nur schwer erträglich ist. 

Die neuzeitliche Weiterbildung ist daher auf den gleichen Weg gedrängt 
worden, den man nach der ersten Krisis eingeschlagen hatte, nämlich den der orga- 
nischen Fortbildung der vorhandenen Einrichtungen. Es kamen auch jetzt wieder 
tüchtige Kameralbuchhalter, die ihre Aufgabe verstanden hatten, dazu, den 
Rechnungsapparat so auszugestalten, daß er die von ihnen verlangten Übersichten 
zu liefern vermochte). Sie waren dabei mehr von ihrem Instinkt als von 
theoretischen Einsichten geleitet und knüpften oft nur unbewußt an die alte 
Gliederung wieder an, aber sie gelangten, wenn auch zum Teil etwas umständ- 
lich, doch zum Ziel. Das wesentlichste bei diesen Neuerungen war, daß man die 
Bedeutung der unverbrauchten Ausgaben für die Erfolgsrechnung erkannte und 
ihre Verrechnung in die Kameralistik organisch einfügte. Damit war der letzte 
Schritt, der noch zu tun war, vollführt, und die Kameralistik zu einer brauchbaren 
Erfolgs- und zugleich Statusrechnung ausgebaut worden. 

Es wird eine besondere Aufgabe der nachfolgenden Darstellung sein zu zeigen, 
daß die Umständlichkeiten, die hierbei noch zutage treten, überflüssig, und daß 
die Ergebnisse auf völlig natürliche Art zu gewinnen sind. Diese Erkenntnis ist 
allerdings nur mit Hilfe einer festbegründeten Theorie zu erreichen. Ihr Fehlen 
und das Festhalten an dem angeblich fundamentalen Unterschied zwischen dem 
kaufmännischen und kameralistischen Rechnungswesen hat verhindert, daß dieser 
Weg schon längst beschritten werden konnte. Auch ein so guter Kenner des 
kameralistischen Rechnungswesens wie Schrott ist dadurch außerstande gesetzt 
worden, seinem Werk die eigentliche Krönung zuteil werden zu lassen. Ebenso 
hätten Seitensprünge, die die literarische Weiterbildung in den Arbeiten von 
Hügli2) und Cerboni®) zeigt, und deren Vorschläge von der Verrechnungspraxis 
mit Ausnahme ihrer Versuchsstellen nicht übernommen worden sind, bei Kenntnis 
der wahren Zusammenhänge wohl vermieden werden können. 


c) Die verschiedenartige Gestaltung der gegenwärtigen prak- 
tischen Kameralrechnung. 


Wer die heutige praktische Kameralrechnung verstehen will, muß den Ge- 
danken an eine einheitliche Handhabung derselben aufgeben. Die hier zutage 
tretende Verschiedenheit hat einen doppelten Grund. 

Zunächst sind die Bedürfnisse der öffentlichen Wirtschaften derart verschie- 
dene, daß sie durch einen völlig einheitlich gehandhabten Rechnungsapparat nicht 
befriedigt werden können. Es liegt hier ähnlich wie bei der kaufmännischen Buch- 
haltung. Das Rechnungswesen ist eben ein Kleid, das den verschiedenen Körpern 
angepaßt werden muß, wobei jedoch trotz der verschiedenen Ausgestaltungen 
im einzelnen ein gemeinsamer Grundcharakter jeweils gewahrt bleiben kann. 

Der weitere Grund der Verschiedenartigkeit besteht darin, daß die 
Pflege der kameralistischen Rechnungsweise der wissenschaftlichen Behand- 
lung seit langem entrückt worden ist, Die Felge davon ist, daß es an einer 


1) Klapdor, Die kameralistische Buchführung in ihrer einfachen und gehobenen Form, 
Düsseldorf, 3. Aufl.; Schneider, Wegweiser durch die gehobene kameralistische Buchfüh- 
rung für die werbenden Betriebe der Staats- und Kommunalverwaltungen. Berlin1912; Kra- 
mer, Leitfaden für das Etats-, Rechnungs-, Kassen- und Revisionswesen der deutschen Stadt- 
gemeinden. Leipzig 1904. 

2) Die konstante Buchhaltung a. a. 0. S. 852. 

®) Die Logismographie, dargestellt bei Hügli a.a. 0. 5. 389. 
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Stelle fehlte, die einerseits die theoretische Grundlage derselben erforschen und 
verbreiten konnte und die andererseits der vielgestaltigen praktischen Handhabung 
hätte nachgehen und Vereinheitlichungen da, wo sie möglich wären, herbeiführen 
können. Eine den neuzeitlichen Verhältnissen entsprechende vollkommen aus- 
gebaute Lehre der gesamten Kameralistik gibt es daher nicht. Die letzte syste- 
matische Darstellung, die die Kameralistik gefunden hat, ist die von Schrott aus dem 


Jahre 1886, die aber, wie die Veröffentlichungen und die praktischen Kameral- 


rechnungen zeigen, der neuen Kameralistengeneration gar nicht bekannt geworden 
zu sein scheint. | 


Die Folge dieses Zustandes ist, daß sich in der Kameralistik viel mehr Zer- 
splitterung und Verschiedenheit zeigt als nötig wäre, und daß der kameralistische 
Anfänger nicht an einem allgemein anerkannten Vorbild herangebildet wird. Er 
durchläuft vielmehr bei einer Verwaltungsbehörde seinen Ausbildungsgang und 
lernt die dort gerade eingeführte Kameralrechnung kennen. Außerdem bemüht er 
sich, mit den allgemeinen Vorschriften über die Rechnungseinrichtung vertraut 
zu werden. Was er dann später mit dem Gelernten anzufangen weiß, hängt von 
seiner Persönlichkeit ab. Ist er ein Bureaukrat, so wird er ängstlich an der Über- 
lieferung haften und bei geänderten Verhältnissen Unfug anstellen. Ist er ein 
denkender Rechnungsbeamter, dem der Sinn für sein Handeln aufgegangen ist, so 
wird er es verstehen, das ihm anvertraute Rechnungswesen den Verhältnissen 
gemäß umzugestalten, aber nur nach eigener Einsicht handeln können. 


Es liegt mit der Ausbildung dieser Rechnungsbeamten heute vielfach so, 
wie früher mit der der jungen Kaufleute. Dabei hatten diese jedoch den Vorzug, 
ein im Grunde recht einheitlich gestaltetes, durch keine behördlichen Vorschriften 
eingeengtes Rechnungswesen kennenlernen zu dürfen und in ihrem Wirkungs- 
kreis im allgemeinen einen Geist vorzufinden, der dem Fortschritt und Ausbau 
günstig gesinnt war. \ 


Betrachtet man den Zustand des praktischen kameralistischen Rechnungs- 


wesens genauer, so zeigt sich, daß sich besondere Unterschiede ergeben, je nachdem 


es sich um Staats- oder Kommunalbehörden handelt. Der Staat braucht wegen der 
zentralisierten Kontrolle eine ziemlich gleichmäßige Einrichtung und Handhabung 
des Rechnungswesens, nicht anders, wie es auch bei Privatbetrieben mit dezentrali- 
sierten Verrechnungstellen der Fall ist. Bei des Kommunen hat dagegen jede die 
Möglichkeit, ihr Rechnungswesen selbständig zu gestalten. Der Staatsbuchhalter 
wird nur in Kleinigkeiten Änderungen vornehmen können, während der Kommaunal- 
rechner große Umgestaltungen durchführen kann. Barenthin beklagt daher in 
seiner bekannten Schrift „Kaufmann und Bureaukrat‘‘1) gerade die Zersplitterung 
im Rechnungswesen der Gemeindeverwaltung und sagt wörtlich: „Jede Stadt ‚macht 
für sich‘, und hier wieder jeder ‚Rechnungsverständige‘ wie es ihm paßt.“ Dies 
geschähe, obwohl doch bei vielen Städten völlig gleichliegende Verhältnisse sowohl 
in bezug auf die allgemeine Wirtschaft als auch auf die werbenden Betriebe ge- 
geben seien. Hier zeigt sich deutlich die rein empirische Behandlungsweise dieses 
Betätigungsgebietes. Barenthin meint dann weiter noch, daß die Verwirrung und 
der schlechte Zustand im öffentlichen Rechnungswesen darauf zurückzuführen sei, 
daß, während die Staatsverwaltung ein an festen Grundsätzen gut vorgebildetes 
Personal aufzuweisen habe, es daran bei den Kommunen gefehlt habe. Durch die 
rapide Entwicklung der Städte ser ein ausreichend geschultes Personal nicht vor- 


7) Kaufmann und Bureaukrat im Staats- und Erwerbsleben. Berlin 1914, S. 68ff. 
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handen gewesen, und es seien fremde Elemente eingedrungen, die mangels 
klarer Vorschriften eben gemacht hätten, wie sie es verstünden, während die 
höheren Beamten die hier aufgetretenen Probleme unbeachtet ließen. 


Es unterliegt keinem Zweifel, daß auf diese Weise viel ungeeignete Personen 
zu Rechnern an verantwortungsvollen Stellen werden konnten, und daß tatsächlich 
in der Kommunalrechnung, insbesondere in bezug auf die Erfolgsrechnung, zum 
Teil großer Unfug verübt wird '). Andererseits muß aber festgestellt werden, daß 
die Reformatoren der kameralistischen Rechnung nicht aus dem Kreise der an- 
geblich so gut vorgebildeten Staats-, sondern dem der Kommunalbeamten stammen. 
Es scheint, daß die Nichtgewöhnung an starre Formen diese den neuen Gedanken 
leichter zugänglich gemacht hat, wozu noch kommt, daß in ihrem Bereich die Ver- 
hältnisse auch stärker zur Umbildung drängten. 


Bei der Frage, wieweit die Kameralistik insbesondere für werbende Betriebe 
ausbaufähig sei, wird zum Teil die Meinung vertreten, ihre Anlage stehe der Aus- 
bildung des wirtschaftlichen Denkens entgegen, da ihre Grundlagen weniger ökono- 
mischen Geist zeigten als die des kaufmännischen Rechnungswesens ?). Über die 
Frage, ob der Geist vom Rechnungswesen abgeleitet werden kann oder dieses 
erst den Geist von außen her empfängt, kann man verschiedener Meinung sein. 
Mir will es scheinen, daß der ökonomische Geist mehr auf die Vorbildung und 
die Umgebung des Rechnungsbeamten als auf das Rechnungssystem zurück- 
zuführen sei. Der kaufmännische Buchhalter steht in einem Wirkungskreis, in 
dem ihm dieser Geist auf Schritt und Tritt entgegentritt. Dem Kameralisten, der 
in dem gesamten Akten- und Vorschriftenwesen heranwächst und von vornherein 
nur auf Sorgfältigkeit statt auf ökonomische Einstellung erzogen wird, bleibt dieser 
Geist viel fremder. Würden die Rechnungsbeamten nur bei Domänen oder Gas- 
werken u. dgl. ihre Ausbildung finden, so käme sicherlich ein wesentlich anderes 
Material zutage als es heute vorherrscht. Ich selbst habe die Möglichkeit gehabt, 
Rechnungsbeamte solch verschiedener Herkunft nebeneinander zu sehen und den 
Unterschied, der hier bemerkbar ist, zu erfahren. Will man daher die Rechner 
mit mehr wirtschaftlichem Geist erfüllen, so lasse man sie die Wirtschaft an 
Stelle oder neben der Bureaukratie erleben. Alsdann werden sie den Apparat 
der Kameralistik genau so wirtschaftlich gebrauchen lernen wie den der kauf- 
männischen Buchhaltung. 

Wenn man die Dinge so ansieht, wird man auch Schneider Recht geben 
müssen, wenn er sagt, daß, um kaufmännischen Geist in die Verwaltungen zu 
bringen, man keineswegs die Kameralistik zu verwerfen brauchte). Es scheint mir 
auch unwiderlegbar zu sein, daß das kameralistische Hauptbuch, wie der Jäger- 
sche Unterricht es schuf, durchaus von ökonomischem Geist erfüllt war. Was sollte 
denn die scharfe Scheidung zwischen erfolgswirksamen und erfolgsunwirksamen 
Fällen auch anders ausdrücken ? 


1) Vgl. darüber die im $ 10 angeführten Äußerungen in der Literatur. 
?2) Schmalenbach a.a.0. S. 23. 
AN 3: SAU 8. 
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82. 


Die Grundlagen der Kameralrechnung. 


a) Die grundlegenden wirtschaftlichen Aufzeichnungen und 
Verrechnungen. 


Wenn nach den vorstehenden Ausführungen auch feststeht, daß das praktische 


kameralistische Rechnungswesen große Verschiedenheiten aufweist, so gibt es 


doch eine Reihe von Grundtatsachen, die überall vorhanden sind und zur Ver- 
rechnung drängen und damit den allgemeinen Charakterzug der Kansalael 
hervorbringen. 

Worum es sich bei diesen Grundtatsachen dreht, lassen die Ausführungen über 
die geschichtliche Entwicklung bereits erkennen. Für die Verwaltungswirtschaft, 
die es in starkem Maße mit sofortigen Zahlungen zu tun hat, spielt nach wie vor 
der Kassenverkehr eine große Rolle, wenn auch die Barkasse wesentlich durch 
Postscheck-, Reichsbank- und sonstigen Bankverkehr entlastet ist. Das Kassen- 
buch, als Grundbuch und Kassenskontro, in Verein mit den Ergänzungsrech- 
nungen für den bargeldlosen Verkehr, die nicht anders wie bei den privaten 
Unternehmungen geführt zu werden pflegen, bilden daher nach wie vor den Grund- 
stock der kameralistischen Rechnung. Ihre Regelung steht deshalb auch in den 
Rechnungsordnungen meist an erster Stelle!). Ob das Postscheckkonto dabei als 
integrierender Bestandteil der Kasse geführt wird, derart, daß Ablieferungen und 
Abhebungen zwischen Kasse und Postscheckamt gar nicht verrechnet, sondern 
das Postscheckguthaben einfach in den Kassenbestand eingerechnet wird, oder ob 
es als selbständige Rechnung erscheint wie der sonstige Barkreditverkehr, be- 
gründet keinen Unterschied. 

Neben der Grundbuchung des Barverkehrs tritt infolge der rein geldwirt- 
schaftlichen Einstellung der heutigen Wirtschaft die von Naturalien, wie der 
Fachausdruck lautet, in der Jetztzeit vollständig in den Hintergrund. Die badischen 


Vorschriften enthalten daher für diesen Verkehr nur einen Paragraphen, worin 


es heißt, daß die Einrichtung eines eventuell zu führenden Tagebuches für Waren 
von der vorgesetzten Behörde bestimmt werde. 

Da die Naturaltagebücher aber wie das Kassenbuch zugleich Skrontren sind, 
so kann ihre Führung auch nur aus der Notwendigkeit der Skontration erwachsen. 
Daher heißt es in den preußischen Vorschriften nach Herfurth ?): 

„Über die Verwendung der Materialien, Naturalien usw. sind in der Regel, d.h. sobald 
nach Ansicht der vorgesetzten Behörde ein größerer Verbrauch der fraglichen Gegenstände 
vorliegt, der nur auf diese Weise sicher kontrolliert werden kann, besondere Naturalrech- 
nungen zu legen.“ 

Neben die Erfassung der Bargeschäfte tritt die der Kreditgeschäfte, und 
zwar handelt es sich hierbei um die Bar- und doppelseitigen Kreditgeschäfte sowie 
um die Kreditgeschäfte als zukünftige Zahlungen im eigentlichen Leistungsverkehr. 
Die Kameralistik muß, wenn sie den Überblick über den ‘Geschäftsverkehr nicht 
verlieren will, auch darüber Aufzeichnungen vornehmen. 

Diese geschehen allerdings, gegenüber dem kaufmännischen Rechnungswesen, 
in stark veränderter Gestalt. Während im kaufmännischen Rechnungswesen dieser 
Verkehr, soweit er keine Barseite aufweist, chronologisch in einem besonderen 


1) Vgl. Kassen- und Rechnungsordnung für die badischen Staatskassen von 1903, Karls- 
ruhe, Friedrich Gutsch. 
a 0 Das gesamte Preußische Etats-, Kassen- und Rechnungswesen, Berlin 1905, 2. Bd., 
. 726. 
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Grundbuch verzeichnet und dann im Kontokorrent verrechnet wird, verzichtet 
die Kameralistik grundsätzlich auf diese beiden Arten der Verrechnung. Eine 
Grundbuchung der Kreditvorfälle gibt es überhaupt nicht, und nur in ganz 
seltenen Ausnahmen ist eine Kontokorrentverrechnung als Ergänzungsrechnung 
anzutreffen. Die Kameralistik bringt diesen Verkehr nur in ihrem Hauptbuch in 
der dort möglichen besonderen Form zur Darstellung. 

Dieses Hauptbuch hat bekanntlich zunächst die Aufgabe der quellenmäßigen 
Zergliederung der Einnahmen und Ausgaben. Es beschränkt sich daher, wie 
gezeigt wurde, nicht auf die sofortigen, sondern bezieht auch die zukünftigen 
Einnahmen und Ausgaben, sobald sie Rechts- oder Verkehrstatsache geworden sind, 
mit ein. Dies geschieht durch die Sollvorschreibung. Die Sollvorschreibung ent- 
spricht somit, soweit Kreditfälle in Frage kommen, grundsätzlich dem Soll beim 
Debitor und dem Haben beim Kreditor der kaufmännischen Buchhaltung. Nur 
besteht die Besonderheit darin, daß, soweit der eigentliche Leistungsverkehr in 
Betracht kommt, die Sollverrechnung und ihre Begleichung nicht nach Personen, 
sondern nach Leistungsarten gegliedert verrechnet wird, so daß die Kameralistik 
in ihrem Hauptbuch zeigt, bei welchen Quellen noch unbeglichene Außenstände 
bestehen, nicht aber bei welchen Personen. Hier offenbart sich deutlich der be- 
sondere Ausgangspunkt der Kameralistik, der nicht durch den Kreditverkehr, 
sondern den Barverkehr und dessen Zergliederung gebildet wird. 

Soweit die Barkredit- oder die doppelseitigen Kreditgeschäfte in Frage Ehen 
erfolgt ihre Verrechnung ebenfalls im Hauptbuch (durchlaufende Posten). Hier ist, 
im Gegensatz zu dem Leistungsverkehr, eine persönliche Gliederung als Unter- 
gliederung durchaus möglich, weil ein anderes entgegenstehendes Gliederungsprinzip 
nicht vorhanden ist. Dabei erscheint bei aufgenummenen Darlehen (Bareinnahme) 
der Betrag in den Einnahmen im Soll und Ist, in den Ausgaben im Soll, wodurch 
zum Ausdruck gebracht wird, daß die erwartete Bareinnahme tatsächlich erfolgt ist, 
und daß sie eine zukünftige Barausgabe (Rückzahlung) auslösen wird. Bei hin- 
gegebenen Darlehen wird die Hingabe in der Ausgabe im Soll und Ist verrechnet, 
in der Einnahme im Soll, was wiederum bedeutet, daß die vorzunehmende Aus- 
gabe erfolgt ist, und daß sie später eine Einnahme (Rückzahlung) im Gefolge 
haben wird. Beachtlich bei dieser Verrechnung ist, daß das Soll bei der Hingabe 
bzw. Empfangnahme der Darlehen nur formale Bedeutung hat, da ja eine eigent- 
liche Vorschreibung und nachfolgende Berichtigung nicht stattfindet, vielmehr die 
Hingabe sich ohne weiteres vollzieht. Die Sollverrechnung ist hier nur erforder- 
lich, weil nach dem formalen Grundsatz dem Ist nun einmal ein Soll ent 
sprechen muß. Anders liegt es bei dem Rückzahlungssoll. Hier erfolgt tat- 
sächlich zuerst die Vorschreibung einer zukünftigen Einnahme bzw. Ausgabe, 
die nachher durch die tatsächliche Zahlung berichtigt wird. 

Vergleicht man diese Verrechnung mit der kontokorrentmäßigen, so ent- 
spricht das Soll und Ist der Ausgabe bei der Hingabe eines Darlehens der Ein- 
tragung im Kassenkonto, das Soll der Einnahme dem Soll des Kontokorrents 
(Debitor); bei der Aufnahme eines Darlehens entsprechen umgekehrt Soll und 
Ist in der Einnahme der Verrechnung im Kassenkonto, während das Ausgabesoll dem 
Haben des Kontokorrents (Kreditor) entspricht. Die Istverrechnungen der Rück- 
zahlungen dagegen entsprechen zugleich der Kassen- und Kontokorrentverrech- 
nung; denn sie zeigen Kassenveränderung und Ausstandsberichtigung in einem an. 

Vergleicht man diese Kreditverrechnung mit der aus dem eigentlichen Lei- 
stungsverkehr, so ergibt sich, daß sie dort noch einfacher ist. Die Sollvorschrift 
bedeutet in diesem Falle eine kreditierte Leistung. Sie verrechnet daher Leistung 
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und Kreditfall in einem. Die Istbuchung gibt die Berichtigung der Schuld und die 
Kassenbewegung wiederum in einer Buchung an. 

Diese Doppelwirkungen derselben Buchungen werden von den Kameralisten 
gerne als besonderer Vorzug ihres Rechnungsverfahrens hervorgehoben. 

Die dritte grundlegende Verrechnung in der Kameralistik bilden die jähr- 
lichen Vermögensübersichten. Die Kameralistik kann hierzu auf zwei Wegen ge- 
langen, genau so wie die kaufmännische Buchhaltung. Sie kann, wie es die ein- 
fache kaufmännische Buchhaltung tut, ihren Büchern die Außenstände entnehmen 
und alles andere inventurmäßig feststellen, oder sie kann sich des Systems der Zu- 
und Abschreibungen an den Anfangsbeständen bedienen und diese Aufstellungen 
.inventurmäßig kontrollieren, wie es bei der doppelten Buchhaltung der Fall ist. 
In der herkömmlichen Art der Kameralrechnung ergeben sich im letzteren Fall 
Auszüge aus dem Hauptbuch, das ja genau verzeichnet, was für die verschiedenen 
Objekte ausgegeben wurde, einschließlich des noch zu Zahlenden (Zugang) und 
was erlöst wurde, einschließlich des noch Außenstehenden (Abgang). Nicht da- 
gegen erscheinen auf Grund des Hauptbuches die Abschreibungen im Sinne der 
kaufmännischen Buchhaltung, die für sich vorgenommen werden müssen. In- 
sofern klafft hier eine Lücke. Es wird aber noch zu zeigen sein, daß die Kamerali- 
stik in der Lage ist, diese Lücke zu schließen, ebenso, daß sie auch diese Nachweise 
ohne besondere Auszüge aus ihrem Hauptbuch zu liefern vermag. 

Betrachtet man diese grundlegenden Aufzeichnungen wirtschaftlicher Art, 
so zeigt sich, daß die Kameralistik recht viel Ähnlichkeit mit dem kaufmännischen 
Rechnungswesen aufweist; denn die hier geschilderten drei grundlegenden, überall 
anzutreffenden Aufzeichnungsarten sind fast dieselben wie dort und dienen auch 
denselben Zwecken. Darauf weist denn auch Barenthin!) hin, wenn er schreibt: 


„Bei den Angriffen gegen die kameralistische Buchführung wird ... weiter durchweg 
übersehen, daß in der kameralistischen Verwaltung neben den in der Regel nur zum Gegen- 
stand der Erörterung gemachten Geldabrechnungen zu den Etats auch für das in den einzelnen 
Verwaltungszweigen und Betrieben vorhandene Vermögen, soweit es aus solchen Bestand- 
teilen sich zusammensetzt, die nicht verbraucht werden, genaue Inventuren vorhanden sind, 
und daß über diejenigen Vermögensbestandteile, welche zum Verbrauch, zur Verarbeitung 
und zur Veräußerung bestimmt sind, im Anschluß an die Geldrechnung, die den Aufwand für 
die Beschaffung derartiger Vermögensteile erkennen lassen, genaue Natural- und Betriebs- 
rechnungen erforderlich sind, in denen der Nachweis des Verbrauchs, der Verwendung und 
Verwertung im einzelnen zu führen und zu belegen sind.“ 


Das ist in beiden Rechnungssystemen ganz gleich. 


b) Die Sollverrechnung insbesondere. 


Die Sollverrechnung der Kameralistik ist eine der Quellen der vielen Fehl- 
anschauungen, die über dieses Rechnungswesen bestehen. Nur zeigt sich hier 
die Besonderheit, daß diese irrige Anschauung im Lager der Kameralisten selbst 
großgezogen wurde, während die andern außerhalb des Kreises der Kameralisten 
entstanden sind. Der Irrtum besteht darin, daß man die Etatsansätze gleichstellt 
mit den Sollziffern der Kameralrechnung und diesen dadurch einen Charakter 
verleiht, der ihrem innersten Wesen widerspricht. 

Die Sollziffern der Kameralistik haben organisch mit den Etatsziffern gar nichts 
zu tun. Die Verbindung ist eine rein zufällige, zeitgeschichtliche, die im Wesen der 
Kameralistik nicht begründet liegt. Dies zeigt sich schon darin, daß durchaus nicht 
alle Sollziffern Etatsziffern sind, wie z. B. teilweise beim kontokorrentartigen Ver- 
kehr und allem sonst Unvorhersehbarem, was als Asservate und Vorschüsse 


1) A.a.0. S.8. 
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verrechnet zu werden pfilegt1), und ferner darin, daß bei den werbenden Betrieben 
die Etatsansätze zum Teil derart in der Luft schweben, daß ihre. Bedeutung als 
Sollziffern rein formal wird. Man hat daher im letzteren Falle bereits mehrfach 
den Verzicht auf Etatsziffern vorgeschlagen ?). Sollte dies Wirklichkeit werden, 
so würde trotzdem die Verwendung von Sollziffern bestehen bleiben, woraus die 
rein zufällige Verbindung von Etats- und Sollziffern deutlich hervorgeht. 

Die Sollziffern im kameralistischen Rechnungswesen beruhen auf der in der 
Verwaltungsorganisation -seit langem grundsätzlich durchgeführten Trennung von 
Anordnung und Ausführung, woraus sich durch die Mitwirkung zweier Instanzen 
bei den Verkehrsakten eine wichtige Kontrolleinrichtung ergibt. Der kamera- 
listische Rechner und Verwalter hat in allem erst die Anweisung abzuwarten, ehe 
er Geld oder Güter in Bewegung setzt, und diese Anweisung hält er in seinen 
Sollziffern fest. Die Verbindung mit dem Etat besteht dabei insofern, als für etats- 
fähige Einnahmen und Ausgaben der Anweisende grundsätzlich an diese Voraus- 
bestimmungen gebunden ist. Da aber die Vorausbestimmungen nur Schätzungen 
sind, so sind die Etatsziffern durchaus nicht immer einhaltbar, wobei aus ent 
Gründen Etatsüberschreitungen ebenso häufig wie Etatsersparmisse selten sind. 
Daraus folgt, daß in der Kameralrechnung eine Dreigliederung der Ziffern 
besteht, die miteinander abzustimmen sind, nämlich der Etatsziffern, der Sollziffern 
und der Istziffern, daß aber im Grundsatz keine mit der andern identisch ist. Denn 
genau so wie das Etatssoll ein anderes sein kann wie das Anweisungssoll, kann 
das Ist stellenweise vom Anweisungssoll wieder abweichen, was z.B. bei Debi- 
torenausfällen eintritt. 

Diese Verschiedenheit von Etatssoll und Anweisungssoll ist 33 älteren 
Kameralisten sehr gegenwärtig. gewesen. So schreibt z. B. Klipstein °): 

„Die zur Erhaltung des Staats erforderlichen Ausgaben müssen soviel als möglich vor- 
ausbestimmt werden, damit diejenigen, welche für dessen Erhaltung zu sorgen haben, eben- 
falls voraus auf eine vollkommene Bedeckung der Einnahmen denken können,‘ ... „Der Vor- 
anschlag enthält eigentlich nur die Vorhervermutung. Es können und müssen zwar auch zu- 
weilen Artikel darunter sein, wie z.B. die Ausgaben, die zur Erhaltung des Staates bestimmt 
werden müssen, doch wird das Dasein solcher Artikel, an deren Erfüllung nicht zu zweifeln 
ist, ganz und gar nicht zu dem Wesen eines Voranschlags an sich selbst erfordert. Genug, 
wenn er höchst wahrscheinlich ist. Ein Voranschlag kann Vorherbestimmung und Vorher- 
vermutung enthalten; dagegen kann die eigentliche Vorherbestimmung selbst 
oder Anweisung, was der Rechner wirklich einnehmen oder ausgeben soll, in keinem Fall 
eine bloße Vermutung enthalten“... „Der Unterschied zwischen Vorherbestim- 
mung und Vorhervermutungistallzu groß und hat allzuviel Einfluß in die Errich- 
tung der Rechnung, als daß man solchen keiner näheren Betrachtung würdigen sollte. Was 
von der Vorherbestimmung nicht in Erfüllung geht, ist entweder noch zu erwarten oder ver- 
loren gegangen, oder die Vorherbestimmung selbst hat eine Veränderung erlitten. Dies ist 
also die Verantwortung selbst, welche dem Rechner gegeben wird, und der er sich voll. 
kommen entledigen muß. Kann er von einer oder der andern Abweichung der Vorherbestim- 
mung von der Wirklichkeit keinen Grund geben, oder ist das, was er anführt, nicht hin- 
reichend, so wird er dadurch seiner Untreue oder wenigstens einer Nachlässigkeit überzeugt, 
seine Rechnung ist solange nicht geschlossen, er muß das ihm anvertraute Vermögen wieder 
liefern oder sagen, wo es ist. 

Die Abweichung der Wirklichkeit von der a. insofern solche genugsam 
von der Vorherbestimmung unterschieden war, fällt ... dem Rechner gar nicht zur Last.“ 

Noch deutlicher hat sich Schrott, wie mir scheint als der letzte Kameralist, 


der diese Dinge richtig sah, darüber ausgesprochen *): 


1) Vgl. Kramera.a 0. S.41. 

2) Waldschmidt.a.a. 0. S.33; Schmidt, Das Rentabilitätsproblem bei der städti- 
schen Unternehmung, Stuttgart 1915, S. 43 und 44ff. 

3) A.a. 0. S.130, 138, 140. 

4) A.a. 0. S.53. 
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„In den meisten deutschen Staaten ist den Kassen angeordnet, in ihre systematischen 
Rechnungsbücher, Manualien, auch die im Staatsvoranschlag, dort Etat genannt, ausgedrückten 
Summen auf den einzelnen Rubriken mit der Bezeichnung ‚nach dem Etat soll‘ in Rechnung 
zu stellen. In der Theorie sprechen dafür Hornberger, Eschmayer, Feder; am eifrigsten wird 
die Etatsvorschreibung verteidigt von Kieschke, wie folgt: ‚Jede Kassenverwaltung muß nicht 
allein von dem Rechenschaft geben, was geschehen ist, sondern es muß dabei auch von dem 
ausgegangen werden, was hat geschehen sollen, denn nur in dem Gegeneinanderhalten: von 
beiden liegen Maß und Urteil. Da nun der Etat dasjenige, was geschehen soll, enthält, da er 
die Verwaltung, über welche eine Rechnung geführt und gelegt wird, vollständig umfaßt und _ 
in Zahlen darstellt, so bestimmt er ferner den Umfang und den Inhalt jeder einzelnen Kasse 
und jeder Rechnung und ist in dieser Hinsicht die Grundlage derselben. Jeder Rechnung 
wird daher der für dieselbe entworfene Etat vorgesetzt, wodurch solche zuvörderst in zwei 
Teile zerfällt, a) nach dem Etat ‚soll‘ und b) ‚ist‘.“ 


„Diese ganze Schlußfolgerung‘“, fährt Schrott fort, „ist auf den unwahren Vordersatz 
gegründet, daß der Etat dasjenige enthalte, was geschehen soll. Der Etat enthält dasjenige, 
was mutmaßlich geschehen wird; die Kasse soll aber nur dasjenige einheben oder auszahlen, 
wozu für die Wirtschaft das Recht oder die Pflicht wirklich aufgekommen ist; nur die wirklich 
entstandenen Einnahme- und Ausgabeschuldigkeiten sind das Soll der Kasse. Offenbar wurde 
die ierwähnte unrichtige Behauptung durch die Bezeichnung der Etatssätze mit dem Worte 
‚Soll‘ veranlaßt...‘“ Weiter heißt es bei Schrott: „Gegen die Vorschreibung des Etats-Soll 
erklären sich Schmidlin, Geret, Hissell; der letztere sagt: ‚Präsumtive Größen, deren pro- 
blematische Aufnahme und Berechnung für eine gute Wirtschaft bei den Voranschlägen aller- 
dings Bedürfnis ist, sollen nirgends in den Rechenbüchern, welche keine Probleme zu ver- 
arbeiten haben, aufgenommen werden, da sie mit dem Wesen der Verrechnung in direktem 
Widerspruch stehen.‘ “ Schrott schließt mit dem Satze: „Die Vergleichung des Voranschlags 
mit dem wirklichen Erfolge ist allerdings zur Kontrolle gegen die anweisenden Behörden not- 
wendig, nur gehört solche Vergleichung nicht in die Rechnungsbücher, sondern ist in den 
zusammengefaßten Rechnungen über die einzelnen Verwaltungszweige und in der Staats- 
zentralrechnung herzustellen.“ 


Der Gedanke Schrotts ist im Grundsatz noch in der badischen Kassen- und 
Rechnungsordnung gewahrt worden. Dort ist bei der Behandlung der Soll- 
eintragungen ($ 96) vom Etat nicht die Rede. Es heißt nur, daß die ihrer Größe 
nach bereits bekannten Einnahmen und Ausgaben (praktisch meist Etatsgrößen) 
sogleich bei Beginn des Jahres vorzuschreiben seien, während die andern nach Ein- 
gang der Anweisung bzw. alsbald nach ihrer Feststellung dort zu verrechnen seien. 
Dagegen heißt es bei Herfurth!): „In den Manuals sind... die laufenden Ein- 
nahmen und Ausgaben nach Anleitung und nach Maßgabe der betreffenden Etats 
als ‚Soll‘ vorzutragen.“ 

Die neuere kameralistische Literatur ist vollständig von dem Etatsgedanken 
beherrscht. Kramer behandelt das Rechnungswesen hauptsächlich unter den Etats- 
vorschriften. Dort stehen bei ihm die ganzen materiellen Ausführungen, während 
„die Rechnungsvorschriften“ rein formale Dinge behandeln. Daher heißt es denn 
auch ?): 

„Die systematische Buchführung der Stadthauptkasse und der Betriebskassen erfolgt in 
der Ordnung und Reihenfolge der einzelnen Etatsabteilungen, Kapitel, Titel usw. und bezweckt 


einerseits die jederzeitige Übersicht über den Stand der 'Kredite und Fonds und andrerseits 
die Vorbereitung für die Rechnungslegung.“ 


Hier werden, wie auch bei Herfurth, nicht nur die Sollziffern, sondern auch 
die ganzen Gliederungen des Hauptbuchs als etatsabhängig bezeichnet. 
In die gleiche Kerbe 'haut Klapdor°?), dessen Arbeit mit dem Abschnitt: 
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„Der Etat als Grundlage des Finanz- und Rechnungswesens der öffentlichen 
Körperschaften‘ beginnt, und der dann weiter feststellt: „Unser Soll hat an erster 
Stelle den Zweck, das Verhältnis des Etatswillens gegenüber der Wirklichkeit 
nachzuweisen.‘ Beides schreibt er, trotzdem er S.13 feststellt, daß der Etat 
der gewerblichen Unternehmungen von dem eigentlichen Hauptetat losgelöst zu 
behandeln sei, weil das Rechnungswesen daselbst wegen der Ermittlung der 
Reinerträge besondere Anforderungen stelle und trotzdem er S. 31 die weitere 
Aufgabe der Sollziffern erkennt, die mit den eigentlichen Etatsziffern überhaupt 
nicht bewältigt werden können. 

Es ist nach alledem kein Wunder, daß ein Nichtkameralist wie Waldschmidt t) 
ebenfalls völlig verkehrte Ausführungen über Soll und Ist macht. Er schreibt: 

„Das Soll bedeutet in dem Voranschlag des Etats eine von der Verwaltung vor- 
geschlagene, in dem genehmigten Etat eine von der Volksvertretung genehmigte Anordnung. 
Das Ist bedeutet die Ausführung dieser Anordnung. Aus der Kameralbuchführung geht sehr 
übersichtlich hervor, ob Ausführung und Anordnung sich decken und inwieweit sie sich 
nicht decken. Sie trägt der Tatsache Rechnung, daß Verwaltung und Kassenführung sich 
nicht in einer Hand befinden und vor allem dem Rechte der Volksvertretung auf Genehmigung 
der Ausgaben und Bewilligung der Einnahmen...“ 

Wie wenig all diese Ausführungen von tieferen Einsichten getragen sind, das 
erkennt man deutlich, wenn man sich die Hauptbuchrechnungen ansieht, die 
diese Kameralisten selbst aufmachen. Sie stellen dort zwar die Etatsziffern an 
die Spitze, modeln sie aber, falls das wirkliche Soll von ihnen abweicht, durch 
Verbuchung eines sogenannten Zugang und Abgang in das Anweisungssoll um, 
und stellen nur diese Ziffer dem Ist gegenüber. Ihre Rechnung sieht alsdann wie 
folgt aus: 


wirkliches 


be- 
Etats- oder un 
soll Zugang Abgang Anweisungs- R ee 
soll 


Hier sieht man deutlich, welche Bewandtnis es mit dem Etatssoll in seiner 
Beziehung zum Ist hat. Es kommt als solches, sobald sich Zu- und Abgänge er- 
geben, überhaupt nicht in Frage und kann nur auf Umwegen benutzbar gemacht 
werden. Nur da, wo der Etat wirklich innegehalten worden ist, deckt er sich mit 
dem Verrechnungssoll des Hauptbuches. Diese gelegentliche Übereinstimmung 
bedeutet aber, selbst wenn sie noch so häufig ist, keine Wesensgleichheit. 

Wenn man somit die Etatsziffern, wie Schrott es tut, als eigentlichen Bestand- 
teil der Hauptbuchverrechnung ablehnen muß, so kann doch die Frage aufgeworfen 
werden, ob die Einbeziehung nicht zweckmäßig sei. Denn da ja das Anweisungs- 
oder wirkliche Soll mit dem Etatssoll verglichen werden muß, weil die Fest- 
stellung, ob der Etat eingehalten werden konnte, eine wesentliche und notwendige 


1) A.a.0. 5.12. 
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ist, so ist die Frage, ob zur Vereinfachung des Schreibwerkes diese Gegenüber- 
stellungen nicht im Hauptbuch zu machen seien, durchaus berechtigt). 

Daß durch diese Verbindung die Arbeit vereinfacht wird, scheint mir un- 
zweifelhaft. Aber es erwachsen daraus doch auf der andern Seite beachtliche 
Nachteile, wie sie immer entstehen, wenn man mehrere Fliegen mit einer Klappe 
schlagen will. 

Diese Nachteile sehe ich einmal darin, daß die. eigentliche Hauptbuchverrech- 
nung durch eine solche Verbindung unübersichtlicher wird; ferner aber darin, 
daß dadurch das Übergewicht des Etats über die kameralistische Verrechnung 
geradezu festgelegt wird, wodurch die freie Ausgestaltung des Rechnungswesens 
gehemmt wird. 

Die Gliederung des Hauptbuches sollte nach dem Bedürfnis der wirtschaft- 
lichen Rechnungszwecke vor sich gehen, und sie sollte frei beweglich sein, damit 
der Rechnungszweck immer vollkommen erreicht werden kann. Dem stellt sich 
aber die Verbindung mit dem Etat hindernd in den Weg. Der Etat, der mit Rück- 
sicht auf Finanzdezernat, parlamentarische Körperschaften und übergeordnete Auf- 
sichtsbehörden aufgestellt wird, bekommt notwendigerweise in seinem Aufbau 
einen konservativen Zug, da all diese Organe auf ein gleichbleibendes Schema, 
in das sie sich eingelesen haben, hinarbeiten. Diese starre Etatsgliederung wird 
dann dem wirtschaftlichen Rechnungswesen aufgepfropft, wo sie geradezu er- 
tötend wirken muß. Wenn Schmalenbach?) den Verlust des kalkulatorischen 
Geistes bei den Kameralisten beklagt und weiter feststellt, daß die herkömmliche 
Trennung des Aufwands in persönlichen und sachlichen jedes betriebsökonomi- 
schen Prinzipes bar sei, so beruhen diese Nachteile namentlich auf der Herein- 
nahme der starren Etatsgrundsätze in die Hauptbuchverrechnung. 

Nun könnie man zwar sagen, daß das Rechnungswesen ja von sich aus 
auf die Abänderung des Etats drängen und die Etatsaufmachung nach seinen Be- 
dürfnissen fordern könne. Aber dem steht entgegen, daß die Etats von den vor- 
gesetzten Stellen aufgemacht werden, und daß in den behördlichen Organisationen 
nicht das Fordsche System herrscht, bei dem nur der vorwärts kommen kann, der 
Neuerungsvorschläge unterbreitet, daß vielmehr in der Regel das gerade Gegen- 
teil der Fall ist. Der Etat hat demgemäß die Oberherrschaft, und wenn man 
seinen Einfluß auf das Rechnungswesen brechen will, bleibt nur der eine Weg, 
die enge Verbindung zwischen beiden zu zerschneiden und die Nachweisung über 
die Innehaltung der Etatsziffern als eine besondere Aufgabe anzusehen. Für diese 
Kontrolle, die ja auch grundsätzlich eine ganz andere Stelle, nämlich die an- 
weisende angeht, liefert dann die Hauptbuchverrechnung das Kontrollmaterial. 

‘Nachdem so das Wesen der Sollziffern festgestellt worden ist, ist noch auf 
ihre rechnungsmäßige Aufgabe hinzuweisen. Sieht man von ihrem Vergleich mit 
den Etatsziffern als einer außerhalb der wirtschaftlichen Verrechnung liegenden 
Aufgabe ab, so verbleiben ihr zwei bedeutsame Funktionen. Die eine besteht 
darin, daß mit ihrer Hilfe die schwebenden Kreditverhältnisse (Debitoren- und 
Kreditorensummen), wenn auch zum Teil in sachlicher statt in persönlicher Auf- 
teilung, ermittelt werden können; die andere darin, daß diese Sollziffern, da sie 
alle sofortigen und zukünftigen Zahlungen angeben, die Grundlage der Erfolgsrech- 


2) Es zeigt die Unklarheit, die über diese Zusammenhänge besteht, wenn ein Dr. O. in 
der Vierteljahrschrift für Volkswirtschaft, Politik und Kulturgeschichte, Bd. LVII, 1878 in 
einem Aufsatz ‚Über Staatsrechnungswesen‘“ die Einbeziehung aus diesem Grunde nicht nur 
für zweckmäßig, sondern für notwendig erklärt. 

2), A. 2,0%. 9:19, und 22; 
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nung bilden. Es ist gewissermaßen „die List der Idee‘, daß, indem.man das Sollen 
wegen der Kontrolle der Geschäftsgebarung wirtschaftlich richtig bestimmt, diese für 
die wirtschaftliche Rechnung so bedeutsamen Ergebnisse zwangsläufig erzielt 
werden. Daß die Sollziffern hiervon rückläufig selbst wieder berührt werden und 
ihren endgültigen Inhalt erst unter dem Einfluß einer bewußt gehandhabten Er- 
folgsrechnung erhalten, wird noch eingehend darzustellen sein. 


c) Besondere Einzelverrechnungen. 
a) Die Resterechnung. 

In’ der Kameralistik treten eine Reihe von Verrechnungen auf, die denjenigen, 
der vom kaufmännischen Rechnungswesen herkommt, fremd anmuten und deren 
besondere Betrachtung daher zweckmäßig erscheint. 

Hierzu gehört zunächst die Resteverrechnung. Die Reste der Kameralistik sind 
nichts anderes als das beim Rechnungsabschluß noch unbeglichene „Soll“ oder der 
Unterschied zwischen dem Anweisungssoll und dem Ist, mit anderen Worten im 
Grundsatz noch ausstehende Einnahmen und Ausgaben. 

Diese Reste werden von besonderer Bedeutung, weil mit ihrer Hilfe es mög-. 
lich wird, die Periodisierung der Rechnung auf einfache Weise durchzuführen. 
Wenn die Kameralistik einen brauchbaren Erfolg errechnen, oder sonst Vorgänge 
einer Periode darstellen will, so muß sie das auf die Perioden entfallende richtig 
einordnen, und sie muß eventuell die mechanische Abwicklung von der inneren 
Zusammengehörigkeit trennen, genau wie das im kaufmännischen Rechnungswesen 
der Fall ist. 

Will sie z.B. den Erfolg ermitteln, so muß der Periode, die den Verzehr oder 
die Hervorbringung einer Leistung bewirkt hat, deren Wert angerechnet werden, 
nicht derjenigen, in der zufällig die Zahlung vor sich geht. 

Die Kameralistik erzielt diese Wirkung, indem sie den Erfolg auf den 
Sollziffern der Periode aufbaut, das UnbeglichenealsSollposten 
in die Rückstands- oder Resterechnung übernimmt und diesein 
der folgenden Periode von der laufenden Rechnungim Grundsatz 
abtrennt. Die später erfolgende Istzahlung wird dann dem Soll der Resterech- 
nung gegenübergestellt, und findet dadurch ihren Ausgleich. Auf diese Weise wird 
die Wirkung erzielt, daß die nachfolgende laufende Periode ınd damit die Er- 
folgsrechnung von diesem Vorfall im Soll und Ist vollkommen verschont bleibt. 

Die Kameralistik hat noch ein anderes Mittel zur Verfügung, das zum gleichen 
Ergebnis führt. Sie läßt den Abschluß des Hauptbuches so lange offen, bis alle 
Rückstände beglichen sind. Alsdann werden zwei Kassen- und Hauptbücher zeit- 
weise nebeneinander geführt und die Rückstandszahlungen der neuen Periode 
ganz ferngehalten. Sobald Soll und Ist im alten Hauptbuch sich ausgleichen, kann 
dann dessen Abschluß erfolgen. Wenn man sich diese zweite Möglichkeit vor Augen 
hält, versteht man erst, welche Erleichterung die Rückstandsrechnung für die 
Rechnungsführung bedeutet. Sie ermöglicht den Abschluß, obwohl nicht alle in 
das alte Rechnungsjahr fallenden Einnahmen und Ausgaben erledigt sind). 

Die Praxis pflegt nun häufig die beiden Methoden zu kombinieren. Um nicht 
zu viel Reste zu bekommen, läßt sie die alte Rechnung fast stets noch einige Zeit 
offen und nimmt dann erst das noch verbleibende in die Rückstandsrechnung. Da 
sich in vielen Fällen, z. B. bei der Verrechnung langfristiger Darlehen, stets Reste 
ergeben, die nicht mehr in der alten Rechnung verrechenbar sind, so ist praktisch. 
ohne Rückstandsrechnung in der Regel nicht auszukommen. Diese wird jedoch um 
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so geringfügiger, je länger die alte Rechnung offen gehalten werden kann. Infolge 
der Rechnungsprüfung wird allerdings praktisch die Zeitdauer dafür in der Regel 
nur begrenzt sein können. 

Die Resteverrechnung ist schon den älteren Kameralisten bekannt gewesen. 
Klipstein !) berichtet, daß Ösfeld?) die Reste sogar in solche des Rechnungsjahres 
und in ältere Reste geschieden habe. Den damaligen Kameralisten kam es dabei 
besonders darauf an, zu erkennen, bei welchen Quellen sich verzögerte Abwicklungen 
ergaben. Die Trennung ersetzte ihnen zum Teil die Datierungen und Buchstaben- 
bezeichnungen, wie das Kontokorrent sie aufweist. 

Die neuere Kameralistik schlägt stellenweise den umgekehrten Weg ein. Um 
einheitliche Rechnungsposten zu schaffen, vereinigt sie mitunter das Restesoll mit 
dem laufenden Soll. Dadurch wird die Rechnungslegung zwar buchtechnisch zu- 
nächst einfacher, aber der Abschluß, insbesondere die Erfolgsrechnung um so kom- 
plizierter. Denn nun müssen die Reste wieder eliminiert werden, was je nach der 
Anlage der Sollverrechnung zu verwickelten Konstruktionen Veranlassung geben 
kann. Klapdor ?) verrechnet wie folgt: 


L 
nach dem nach der 
Etat vorigen Rech-]| Zugang 
nung (Reste) 


Ist Rest 


wirkliches 
0 


Bei dieser Aufmachung tritt das laufende Soll, das sich aus Etat, Zugang und 
Abgang ergibt und das die wichtigste Grundlage der Erfolgsrechnung darstellt, 
ziffernmäßig gar nicht in Erscheinung. Daher ist die nachstehend wiedergegebene 
Schrottsche Anordnung zweifellos die bessere. Dort heißt es: 


Schuldigkeit (Soll) 


Schließliche 
Rückstände 


Abstattung 
(Ist) 


anfängliche des laufenden 


Rückstände Jahres Zusammen 


Hier ist zwar eine gesonderte Resteabrechnung in der neuen Periode ebenfalls 
vermieden, aber die Ziffern sind nicht unzweckmäßig vermengt. Da das laufende 
Soll erkennbar ist, erwächst aus der Nichttrennung des Ist für Reste und Laufendes 
für die Erfolgsrechnung kein Nachteil. 

Von wesentlicher Bedeutung ist nun noch der Inhalt dieser Resteziffern. Daß 
sie im Grundsatz Debitoren- und Kreditorensummen darstellen, ist schon mehrfach 
betont worden. Darüber hinaus bedeuten sie aber auch Nachverrechnungen der 
verschiedensten Art. Wenn bei einem Rechnungsabschluß irgendein Aufwand oder 
Ertrag vorliegt, der noch nicht bezahlt ist, so kann der Posten ins Soll der Aus- 
gabe oder Einnahme eingesetzt und als Rest vorgetragen werden. Alsdann ist genau 
so wie bei der kaufmännischen Buchhaltung die laufende Erfolgsrechnung richtig- 


1) A.a.0. 
2) Versuch einer Anleitung zur Finanzrechnungswissenschaft 1773. 
®) A.a.O. Anlage. 
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gestellt, während die spätere Begleichung, da sie in der Resterechnung vor sich 
geht, die Erfolgsrechnung auch hier nicht mehr berührt. Es sind auf diese Weise, 
was bei der schiefen Beurteilung, die die Kameralistik vielfach gefunden hat, gar 
nicht scharf genug hervorgehoben werden kann, rückständige Zinsen, Reparaturen, 
Provisionen u. dgl. in der Kameralistik periodisch genau so leicht verrechenbar 
wie in der kaufmännischen Buchhaltung. 


ß) Die wechselbezüglichen Verrechnungen‘), 


Unter den wechselbezüglichen Verrechnungen sind diejenigen Fälle zu ver- 
stehen, bei denen eine sofortige Einnahme eine zukünftige Ausgabe und umgekehrt 
eine sofortige Ausgabe eine zukünftige Einnahme auslöst. Schrott schreibt darüber 
wie folgt: | 

„Die wechselbezüglichen Gebarungen gehen aus den Geschäften hervor, welche ein 
Geben und das Zurückstellen von ebensoviel in gleicher Gattung und Güte zum Gegenstand 
haben; sie beruhen auf dem Darlehns-, dem Sicherstellungs-, dem Bevollmächtigungsvertrage 
und auf der Übernahme von Beträgen zur nachmaligen Ausfolgung an den Erleger oder eine 
andere Person. In diesen Fällen ist für den Nehmer mit der Einnahme die Verpflichtung 
gleichviel zurückzuzahlen, für den Geber mit der Ausgabe das Recht gleichviel zurückzu- 
fordern verbunden; es steht also hier mit der verpflichtenden Einnahme eine nachfolgende 
Ausgabe in Wechselbeziehung. = 

Wendet man die Bezeichnungen der deutschen Kameralistik an, so kommen 
für die wechselbezüglichen Verrechnungen in Betracht: Darlehen, Vorschüsse und 
Asservate. Es sind das die Fälle, die früher als ‚„durchlaufende‘‘ bezeichnet wurden. 

Was zunächst den Darlehnsverkehr betrifft, so ist selbstverständlich hierzu 
auch die bei den öffentlichen Wirtschaften eine wesentliche Rolle spielende An- 
leiheverrechnung zu zählen. 

Die Verrechnung selbst ist nach den bereits gemachten Ausführungen klar. 
Der Erlös einer Anleihe erscheint, falls er bar beglichen wird, zunächst im Kassen- 
buch als Einnahme. Im zergliedernden Haupt'uch steht bei dem Titel (Konto) An- 
leihen im Einnahmesoll und -Ist der eingegangene, im Ausgabesoll der geschuldete 
Betrag. Für den Fall, daß der Anleiheerlös bei Banken einbezahlt wird, erscheint 
im Hauptbuch unter dem Titel Bank der Betrag im Ausgabesoll und -Ist (wie eine 
Bareinzahlung bei der Bank) und im Einnahmesoll (Guthaben bei der Bank); unter 
dem Titel Anleihen erscheint er dagegen im Einnahmesoll und -Ist und im Ausgabe- 
soll wie oben. Es stehen sich also hier das Gutliahen bei der Bank und die Anleihe- 
schuld genau so wie in der kaufmännischen Buchhaltung gegenüber. In gleicher 
Weise vollzieht sich die Verrechnung bei Barkautionen, die ja wie Darlehns- 
aufnahmen oder -hingaben wirken. 

Diese wechselbezügliche Verrechnung ist vollkommen logisch im System der 
Kameralrechnung begründet. Nachdem die Resteverrechnung einmal eingeführt 
worden war, mußten neben den Einnahme- und Ausgaberesten aus dem eigentlichen 
Leistungsverkehr auch diejenigen aus dem Darlehnsverkehr verrechnet werden, 
was nur auf die angegebene Weise möglich ist. 

Wenn es sich bei den wechselbezüglichen Fällen nur um die hier geschilderten 
Vorgänge handeln würde, so verdienten sie nach dem, was früher über die Kredit- 
verrechnungen ausgeführt worden ist, keine weitere Beachtung. Tatsächlich geht 
aber ihr Inhalt darüber hinaus und betrifft Fälle, die gerade für die kriolgszeoiginng 
von größter Bedeutung sind. 

Zunächst werden in der Kameralistik als Vorschüsse nicht nur Vorlagen an 


1) Ausdruck nach Schrott S.62ff., bei Klapdor S.36 ist von wechselseitigen Be- 
ziehungen zwischen Einnahme- und Ausgabesollstellungen die Rede. 
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Personen bezeichnet, sondern auch solche Ausgaben, deren ordnungsmäßige Ver- 
rechnung zur Zeit der Verausgabung mangels genauen Feststehens des Zweckes 
‘oder aus anderen Gründen noch nicht möglich ist. 

Diese Ausgaben werden in der Vorschußrechnung im Soll und Ist der Ausgabe 
‘und Soll der Einnahme verrechnet. Durch diese Sollbuchung wird zum Ausdruck 
gebracht, daß die Verbuchung trotz der erfolgten Zahlung noch nicht erledigt ist. 
Ihre weitere Verrechnung tritt ein, sobald der Verwendungszweck klargestellt ist. 
Alsdann kann die Ausgabe auf dem richtigen Titel verrechnet werden, was zu- 
nächst dadurch geschieht, daß sie dort im Ausgabesoll erscheint. Da diese Ausgabe 
aber bereits bezahlt ist, so muß dort auch eine Isteintragung erfolgen. Infolge der 
unbedingten Verbindung von Kassenbuch und Hauptbuch bei allen Istvorgängen 
muß dieses Ist aber auch im Kassenbuch erscheinen. Dies bedeutet, daß alsdann 
dort der Posten zweimal als Kassenausgang verrechnet ist, was natürlich falsch 
ist. Daraus ergibt sich wieder, daß er zum Ausgleich als Eingang erscheinen muß. 
Da nun jedem Isteingang des Kassenbuches ein solcher des Hauptbuches ent- 
sprechen muß, so erscheint als letzte Verrechnung in der Vorschußrechnung der 
Poster im Ist, was dann die früher erwähnte Sollbuchung dort in besonders 
rechtfertigt. 

Es zeigt sich hierbei, wie die allgemeinen formellen Grundsätze der Kamera- 

listik, nämlich die unbedingte Verbindung des Kassenbuches mit dem Hauptbuch 
und des Soll mit dem Ist zu eigenartigen Buchungen führen.. Auf diese Weise 
entstehen gewissermaßen künstlich wechselbezügliche Buchungen, die‘ praktisch 
Umbuchungen bedeuten. 
Während bei den Ausgaben derartige interimistische Buchungen mit darauf 
folgenden Umbuchungen als Vorschüsse bezeichnet zu werden pflegen, heißen sie 
bei den Einnahmen, insbesondere in der preußischen Terminologie Asservate. Dem 
Begriff Asservate werden zum Teil auch noch die Barkautionen und anderes ZU- 
gezählt. Darüber heißt es bei. Herfurth): 

„Alle Einnahmen, welche bei der Hauptkasse zur durchlaufenden Buchung gelangen -_ 
für welche eine besondere Rechnungslegung nicht vorgeschrieben ist, werden als Asservate 
nachgewiesen. Es gehören also hierher alle wirklichen Einnahmen der Hauptkasse, welche 
ihrer Natur nach bei irgendeiner etatsmäßigen Verwaltung später zur Verrechnung kommen, 
‚wegen mangelnder Einnahmeordre oder aus sonstigen Gründen aber nicht sofort bei der 
betreffenden Verwaltung gebucht werden können, alle Gelder, auch die in barem Geld be- 
stellten Kautionen, geldwerten Papiere oder Dokumente, welche der Kasse zur einstweiligen 
Aufbewahrung übergeben werden, ferner die von den Gehalts- und Pensionszahlungen ein- 
zubehaltenden Abzüge usw.“ 

Die Asservaterechnung stellt sich ebenfalls als wechselbezüglich, d. h. als eine 
Einnahmesoll- und -Istbuchung verbunden mit einer Ausgabesollbuchung dar, der 
später als Umbuchung eine Einnahmesoll- und -Istbuchung auf dem richtigen Titel 
und eine Ausgabeistbuchung bei den Asservaten aus den gleichen Gründen wie bei 
den Vorschüssen folgt. 

Die hier gewonnenen Einsichten werden für unsere Betrachtung besonders 
bedeutsam, wenn man an Stelle von Übertragungen zwischen Hauptbuchtiteln 
innerhalb einer Periode die von Periode zu Periode setzt, wie sie bei Zuviel- 
rechnungen eintreten. Hier steht auch irgendwo eine Einnahme oder Ausgabe, die 
entfernt werden muß; nur daß die richtige Verrechnung jetzt in der anderen Periode 
erfolgen muß. In diesen Fällen kombiniert sich in der Kameralistik das 
System der wechselbezüglichen Verrechnung mit dem der Reste- 
verrechnung. Erscheinen diese Fälle, wie es in der herkömmlichen Kameralistik 
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üblich ist, ebenfalls unter Vorschüssen und Asservaten, so wird das Zuviel- 
verrechnete in Einnahme- bzw. Ausgabesoll gesetzt und erscheint beim Abschluß 
als Rest. In der neuen Rechnung können aber diese Posten nicht als Reste stehen 
bleiben, sondern sie müssen, da der ganze Vorfall ja in die neue Periode gehört, 
dieser zugeführt werden. Es erfolgt also jetzt eine Umbuchung der überführten 
Reste in der geschilderten Art auf die laufende neue Rechnung. Alsdann erscheint 
der Posten bei dem betreffenden Titel im Soll und Ist, was, da die Bezahlung ja 
im voraus erfolgte, den Tatsachen durchaus entspricht, während der Rest durch eine 
Istbuchung seinen Ausgleich findet. 

Wir haben hier denselben Vorgang zu verzeichnen wie bei der doppelten Buch- 
haltung, wenn eine verbuchte Vorauszahlung statt über Gewinn- und Verlustkonto 
über Bilanzkonto verrechnet und erst in der neuen Periode dem Gewinn- und Ver- 
lustkonto zugeführt wird (Zurückverrechnung). 

Aus diesen Darlegungen ergibt sich die wichtige Tatsache, 
daß die Kameralistik die Möglichkeit hat, sowohl mit Nach- 
verrechnungen als auch mit Zurückverrechnungen fertig zu wer- 
den. Dies ist für die Erfolgsrechnung von größter Bedeutung. Welche Ausgestal- 
tungen dabei sich bei den verwickelteren Fällen der werbenden Betriebe gegenüber 
den einfach liegenden der gewöhnlichen Verwaltungswirtschaft ergeben, wird weiter 
unten darzustellen sein. Hier kam es nur Jarauf an, festzustellen, was im Prinzip 
möglich ist. 


y) Die Umbuchungen. 


| Die vorstehend erörterten periodischen oder interperiodischen Vorschuß- und 
Asservateverrechnungen zeigen bereits, wie die Kameralistik mit Umbuchungen 
fertig wird. Diese Art der Umbuchungsverrechnung liegt sehr nahe. Da alles 
irgendwie als Einnahme oder Ausgabe verrechnet ist, so führt das logische 
Denken dazu, eine Ausgabe dadurch zu kompensieren, daß man sie als Einnahme 
rückverbucht und umgekehrt. Steht die ursprüngliche Verbuchung an einer falschen 
Einnahme- oder Ausgabestelle, so muß sie nachher an der richtigen erscheinen, 
wodurch sich die Doppelbuchung ergibt. War sie bereits bezahlt, so muß die Ist- 
buchung die Sollbuchung begleiten, im andern Falle bleibt die Umbuchung auf 
Sollbuchungen beschränkt. Es ist möglich, daß die Kameralisten sich das Verfahren 
von den Kaufleuten abgesehen haben. Notwendig ist das aber nicht. 
| Bei diesen Umbuchungsverfahren sind nun zwei Fälle zu unterscheiden. Die 
Umbuchung kann in ihrem Betrag vorausgesehen werden oder nicht. Im ersteren 
Falle bereitet der Kameralist sie durch die Solleintragung auf der Gegenseite vor. 
- Die ursprüngliche Eintragung wird dann zunächst wechselbezüglich, und die Um- 
buchung selbst ist nicht mehr ganz doppelseitig. Das ist bei den Asservaten und 
Vorschüssen der Fall. Diese Behandlungsart hat in ihrem Wesen wiederum eine 
Parallele in der kaufmännischen Buchhaltung. Wenn es sich dort um interperio- 
dische Vorauszählungen handelt, so besteht die Möglichkeit, sie zunächst auf dem 
betreffenden Leistungskonto zu verrechnen und nachher auf Bilanzkonto umzu- 
buchen. Es ist aber ebenso möglich, durch Einfügung eines Verrechnungskonto, 
wie es hier genannt werden soll, diese Umbuchung so vorzubereiten, daß sie sich 
bei der Erfolgsrechnung von selbst in Erinnerung bringt (Konto vorausgezahlter 
Miete). Letzteres geschieht in der Kameralistik grundsätzlich. 

Bei all den Fällen, die nicht derart vorbereitet werden können, ergibt sich 
zeitlich stets eine Einnahme- und Ausgabehuchung bei der Umbuchung selbst 
parallel. Solcher Umbuchungen gibt es, abgesehen von Fehleinträgen, mancherlei. 
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Klapdor!) gibt als häufig auftretende die Verrechnung von Baumaterialien an. Sie 
geschieht zunächst unter dem Titel Bauausgaben, die später in der genannten Weise 
auf besondere Bautitel übertragen werden. Ob man hier noch von Vorschüssen 
reden will, ist nur eine Zweckmäßigkeitsfrage. 

Als weiterer wichtiger Umbuchungsfall mögen noch innerbetriebliche Lei- 
stungen genannt werden. Wenn ein Betrieb für sich selbst Anlagen erstellt oder 
Reparaturen vornimmt, so nehmen bereits verrechnete Ausgaben einen andern 
Zweck an, und es muß auch hier die Umbuchung erfolgen. Als Material und Löhne‘ 
verrechnete Ausgaben werden alsdann auf diesen Titel zurückgebucht und als 
Reparaturausgaben oder Anlageausgaben ausgewiesen. Daß man schließlich auf 
diese Weise auch allgemein verrechnete Ausgaben auf bestimmte Abteilungs- 
rechnungen übertragen kann, bedarf keiner Hervorhebung mehr. 


d) Die fiktiven Istverrechnungen. 


Die vorstehenden Darlegungen haben bereits die in den fiktiven Istbuchungen 
gegebene Besonderheit der Kameralrechnung gestreift. 

Diese fiktiven Verrechnungen beruhen, wiv oben schon betont wurde, auf dem 
kameralistischen Fundamentalsatz, daß zwischen Kassen-Ist und Hauptbuch-Ist eine 
Übereinstimmung bestehen muß. Zu diesem Fundamentalsatz tritt noch eine 
weitere, zu fiktiven Istbuchungen führende Besonderheit hinzu, d.i. die völlige Ab- 
stellung des kameralistischen Hauptbuches auf eine Geldrechnung. Aus diesen 
zwei Besonderheiten erwachsen zwei verschiedenartige Istverrechnungen fiktiver Art. 

Die erste tritt in Erscheinung bei der Leistungsbegleichung durch Naturalien 
(Naturalbegleichung). 

Die alte Kameralistik verrechnete derartige Vorgänge in besonderen Natural- 
grund- und Hauptbüchern, die neuere muß sie in ihrem einheitlichen Hauptbuch 
zur Darstellung bringen. Infolgedessen müssen dort alle in natura beglichenen 
Leistungen als Geldleistungen erscheinen. Entsteht z.B. ein Gütereingang für 
eine vorgenommene Dienstleistung, so wird unterstellt, die Leistung, die in Gütern 
beglichen wurde, sei bar bezahlt worden, so daß eine Einnahme zu verrechnen ist; ‘ 
weiter wird dann angenommen, für diese Bareinnahme seien die Güter gekauft 
worden, so daß sich wieder eine Ausgabe ergibt. Im Kassenbuch gleicht sich dann 
beides aus, während im Hauptbuch die Einnahme bei den Dienstleistungen und 
die Ausgabe bei der Materialrechnung erscheint. 

Genau so wie es hier bei einer Naturalrechnung, die durch Güter erfolgt, 
gezeigt wurde, liegt der Fall bei Naturalbegleichungen durch Dienstleistungen. 
Würden z.B. fällige Zinsen durch eine Vermittlung beglichen werden, so würde 
so zu verrechnen sein, als wäre eine Bareinnahme aus Zinsen erfolgt und damit 
die Vermittlung bezahlt worden. Im Kassenbuch gleichen sich die Summen aus 
und im Hauptbuch wird unter Zinsen ein Ertrag (Einnahme), unter Vermittlung 
ein Aufwand (Ausgabe) verrechnet. Es geht hieraus hervor, daß die Kameralistik 
auch der Naturalbegleichung vollkommen Herr wird, wenn auch auf etwas um- 
ständlichere Weise als die doppelte Buchhaltung. Im übrigen mag hier betont 
sein, daß fiktive Zahlungsbuchungen, wie sie hier geschildert wurden, auch dem 
kaufmännischen Rechnungswesen nicht fremd sind. Bei der Diskontverrechnung 
z.B. ist es zum Teil üblich, daß man die Wechselsumme mit dem Nominalbetrag 
als Kasseneingang und den Diskontbetrag als besonderen Kassenausgang verrechnet, 
was nichts anderes ist, als ebenfalls eine fiktive Barverrechnung. 


1) A.a. 0. S. 37/38. 
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Der zweite Anlaß, der zu fiktiven Istverrechnungen führt, wird durch die 
erwähnten Umbuchungen gebildet. Diese wirken, wie aus den früheren Darlegungen 
hervorgeht, erheblich konstruierter als die vorgenannte Art. Bei der letzteren 
liegen wenigstens noch tatsächliche Vorkommnisse vor, die man sich auf Geld- 
bewegungen leicht umdenken kann. Dort dagegen sind die Umbuchungen völlig 
formal und nur aus der erwähnten Verbindung von Soll und Ist zu erklären. Sie 
wirken daher besonders befremdlich auf den, der vom kaufmännischen Rechnungs- 
wesen herkommt, wo für diesen Vorgang die Analogie fehlt. 

Die neueren Kameralisten haben sich übrigens auch an diesen formalen 
Buchungen, soweit sie das Kassenbuch, das doch einen Bewegungsvorgang wider- 
spiegeln soll, betreffen, gestoßen und vorgeschlagen, sie dort in besonderen Um- 
buchungsspalten vorzunehmen. 

Bei diesen fiktiven Istbuchungen zeigt sich übrigens, was noch hervorzuheben 
ist, daß das Hauptbuch in seinen Istziffern nicht nur vom Kassenbuch abhängt, 
somdehn auch umgekehrt das Kassenbuch vom Hauptbuche. Die unbedingte Ver- 
kettung beider erzeugt eine wechselseitige Abhängigkeit, die durch Herausnahme 
der Umbuchungsziffern aus dem effektiven Barverkehr ul zur Darstellung 
gebracht wird. 


83. 
Die Gestaltung des Hauptbuchs in der gewöhnlichen Kameralrechnung. 
a) Die Grundgestalt. 


Als Grundgestalt des kameralistischen Hauptbuchs wird hier diejenige an- 
genommen, die sich in Österreich um 1810 herausgebildet hat, und die auch 
Schrott seiner Darstellung zugrunde legt. Dies geschieht deshalb, weil in dieser 
Form eine unter vernünftigen wirtschaftlichen Gesichtspunkten aufgemachte Durch- 
gliederung des Hauptbuches erzielt worden ist, die besonders den Zwecken der 
Erfolgsrechnung sehr dienlich ist. Wie schon erwähnt wurde, werden hierbei die 
Einnahmen und Ausgaben zunächst in drei bzw. vier große Gruppen aufgeteilt, 
und zwar in „zum Gefällsertrag gehörige, reelle“, oder wie Schrott sagt „wirk- 
same aus dem Wirtschaftsbetriebe‘“, ‚zum Gefällsertrag nicht gehörige, 
reelle“, nach Schrott „wirksame außer dem Wirtschaftsbetriebe‘“, in 
„durchlaufende“, nach Schrott „wechselbezügliche“, und in „Verlags- 
gebarungen“. Praktisch lassen sich die letzteren Vorgänge auch mit denen 
unter 3 zusammenfassen. Innerhalb dieser Gruppen erfolgt dann eine weitere 
Aufteilung nach den einzelnen Ursachen der Einnahmen und Ausgaben, so daß 
also insgesamt eine Aufteilung in Haupt- und Neben- bzw. Ober- und Untergruppen 
vorliegt, die in der Kameralistik zum Teil als Abteilungen und Verrechnungstitel 
bezeichnet werden. 

Bei der Darstellung der geschichtlichen Entwicklung ist bereits darauf hin- 
gewiesen worden, daß die in Österreich angenommene Terminologie für die Ober- 
gruppen, bzw. deren Begründung keine sehr gute ist. Dies betrifft besonders die 
iiungen II und III. Bei der Abteilung II ist z.B. von wirksamen Einnahmen 
‚und Ausgaben außer dem Wirtschaftsbetrieb die Rede, oder wie es ım „Jägerschen 
| Unterricht“ heißt, von reellen Einnahmen und Ausgaben, welche das Vermögen ver- 
‚mehren oder vermindern, aber nicht aus dem Gefällsertrag stammen, während da- 
‚gegen bei der Abteilung III gesagt wird, daß die dort verzeichneten Einnahmen und 
‚Ausgaben das Vermögen nicht veränderten. Es ist aber klar, daß durch eine Güter- 
werte betreffende Geldausgabe oder -einnahme, die nicht als Verbrauch oder Her- 
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vorhringung anzusehen ist, das Vermögen genau so wenig verändert wird als durch 
ein Darlehensgeschäft. In dem einen Falle wandelt sich der Vermögensteil Geld 
in einen andern Vermögensteil um, bzw. umgekehrt ein sonstiger Vermögensteil in 
Geld, im andern Falle entstehen neben Geldeingängen gleich hohe Schulden, neben 
Geldausgängen gleichhohe Forderungen. Das Vermögen bleibt beidemal unverändert. 

Die hier gewählte Terminologie ist nur vom kameralistischen Standpunkt aus 
zu begreifen. Der Kameralist will im Hauptbuch nachweisen, was die Geldein- und 
-ausgänge bewirkt haben. Sie bewirken aber Ertrag oder Aufwand (I), Vermehrung 
oder Verminderung des nicht geldlichen Sachvermögens (II), Entstehung und Til- 
gung von Forderungen und Schulden u.ä. (III), sowie Beziehungen mit andern 
Kassenrechnungen derselben Wirtschaft (IV). So betrachtet, kann man die gewählte 
Terminologie zur Not verständlich finden). 

Was nun die einzelnen Abteilungen anbelangt, so ist bereits früher darauf hin- 
gewiesen worden, daß im Grundsatz in der Abteilung II diejenigen Zahlungen aus 
Ankauf und Verkauf von Sachwerten zur Verrechnung kommen, die als erfolgsun- 
wirksam zu bezeichnen sind. In der Verwaltungswirtschaft handelt es sich hierbei 
praktisch im wesentlichen um Einnahmen und Ausgaben, die das Grundstocks- oder 
Stammvermögen betreffen, das dort ein gesondertes Dasein führt und nur bestimmt 
ist, Ertrag abzuwerfen. Es wird als selbständige Quelle betrachtet, aus der abge- 
sondert der Ertrag fließt, und die Veränderungen, die an dieser Quelle infolge zu 
zahlender Zu- oder Abgänge auftreten, sind in der vorliegenden Abteilung zur 
Darstellung zu bringen. | 

Um eine lückenlose Verbindung dieser Abteilung mit der gesondert aufzu- 
machenden Vermögensaufstellung zu erzielen, können zum Teil auch hier fiktive 
Verrechnungen vorgenommen werden. So kann z.B. eine Naturalschenkung als 
Bareinnahme und -ausgabe auftreten. Die Ausgabe erscheint alsdann als Zugäng 
in der Vermögensdarstellung 2). Welche Besonderheiten gerade in dieser Abteilung 
sich bei den werbenden Betrieben ergeben, wo die Grenze zwischen Quelle und 
Ertrag eine viel flüssigere ist, wird noch darzustellen sein. 

Der grundsätzliche Inhalt der Abteilung III geht aus den Ausführungen über. 
die wechselbezüglichen Vorfälle genügend hervor. Neben den Darlehen sind es bei 
der Verwaltungswirtschaft bekanntlich die Vorschüsse und Asservate mit ihrem 
verschiedenartigen wirtschaftlichen Inhalt, die hier ihre Verrechnung finden. Auch 
in diesen Abteilungen treten bei den werbenden Betrieben Besonderheiten auf, die 
noch näher zu behandeln sind. 

Das derart aufgestellte Hauptbuch enthält dann noch die Untergliederungen, 
sowie bei jeder Einnahme und Ausgabe die Soll-, Ist- und Restposten, worüber 
alles notwendige bereits gesagt worden ist. 

Im übrigen mag ein Rechnungsbeispiel, das Schrott entnommen ist °) und einen“ 
Landwirtschaftsbetrieb darstellt, das Gesagte veranschaulichen. ; 

Die Einnahme- und Ausgabeverrechnung des Hauptbuches zeigt hier folgende 
Gerallı 


1) Der Vermögensbegriff wird überhaupt in der kameralistischen Literatur mißbraucht, 
Besonders deutlich tritt dieser Mißstand zutage bei der sogenannten „Belehrung vom 
30. Juni 1847“ für die Österreichische Staatsrechnung. (Vgl. Schrott: Über den österrei- 
chischen Staatsrechnungsabschluß. Haimerls Magazin für Rechts- und Staatswissenschaf- 
ten 1852 S.189f£.) Dort ist von einer Vermögensnachweisung die Rede, die nichts anderes 5 
bedeutet, als den Rückständenachweis, d. h. Forderungen und Schulden. Die Ba sind 
hier überwiegend termini technici. : 


2) Vgl. Schrott.a..a. O. S. 166/167. 
AH a0. 


Reste aus 
alter gms? Zusammen Ist Reste 
Rechnung | 
Abt. I Balkan |3 av ( 
Feldwirtschaft . . RN 1200 13 437 14 637 14241 !. 396 
Weingartenwirtschaft u Freie _ 5 IB 57 = 5 vi a 
Verschiedene . . . 2... — | 
1200 | 19 SE | 0 A: | 19 ar | 796 
Abt. II. | 
Veräußerte Realitäten . 
Außerordentliche . : rn 27 
(Hier eine Erb schaft, vol. 2 40 ‚000 40 000 40 000 
Ausgaben) 
_ |. .40000 | 40000 | 40000 | E 
Abt. III MER: (eg Te Be ofen 
Zurückerhaltene Vorschüsse — 425 | 425 400 25 
(vgl. Ausgabe) | 
Abt. IV 
Erhaltene Verläge . . . . | — 600 600 600 - 
Summe aller Einnahmen. . 1 200 60 321 61 521 60 700 821 
Anfänglicher Kassenbestand . 2 000 
62 700 
Ausgaben. 
Reste aus 
alter en © Zusammen Ist Reste 
Rechnung 
Abt 
Beldwirtschaft . zw. — 3125 3125 3125 
Weingartenwirtschaft . . . | = 993 993 993 — 
Besoldungen SUR 2ER — 2 496 2 496 2 496 
Amtserfordernisse Z— 708 708 = _- 
Pensionen . — 1.000 1 000 970 30 
Verschiedene . — 25 25 25 | E 
e 8347 347 831 
Abt. II — Zt Hör 1 Pa Mn 
Neubauten . . gig — 1800 1 800 1 800 - 
Angekaufte Realitäten RL IEERN 1 000 — 1 000 1000 _ 
Außerordentliche _(geerbtes 
_ Grundstück als fingierte 
Barerbschaft und Grund- 
stücksankauf verrechnet 
‚# 40000 -+- Kosten 148). — 40 148 40 148 40 148 _ 
1000 | A198 | 42948 | 22948 | — 
Abt. IH 
Geleistete Vorschüsse . . ._ = | 425 | 425 | 425 | — 
= | 425 | 425 oB| 45 | — 
Abt. IV 
Geleistete Abfuhren. . . . —_ | 8102 | 8102 | 8102 | = 
Summe aller Ausgaben . . 1 000 58 822 59 822 59 792 30 
‚ Kassenrest . U ER, 2 908 
| 
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Einnahmen. 
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Betrachtet man den Inhalt dieses Hauptbuches, so ergibt sich folgendes: 


1. Der Inhalt der Istspalten deckt sich genau mit dem des Kassenbuches. Um 
hier den Ausgleich in Einnahmen und Ausgaben zu erzielen, ist genau wie im 
Kassenbuch den Einnahmen der Anfangs-, den Ausgaben der Endbestand zugezählt 
worden. 

2. Die Reste sind in diesem Falle einfache Einnahme- und Ausgaberückstände 
oder Debitoren- und Kreditorenziffern; sie beziehen sich zum Teil auf den eigent- 
lichen Leistungsverkehr und zum Teil auf Barkreditgeschäfte (hier Vorschüsse). 
Nachverrechnungen und Rückverrechnungen fehlen in, diesem Beispiel ganz. | 

3. Die Erfolgsrechnung baut auf den Spalten laufendes Soll der Abteilung I 
auf. Hier ist aller barbezahlte und noch geschuldete Aufwand und Ertrag verrech- 
net. Unter der Annahme, daß aller Aufwand verbraucht ist, ergibt sich ein Er- 
folg von 


19296 (Einnahme) 
— 8347 (Ausgabe) 


10 949 


In diesem Erfolg fehlt, wie man sieht, der Vermögenszuwachs aus der Erb- 
schaft, weil er nicht auf dem Betrieb beruht, Daß der Erfolg nicht mit dem Kassen- 
überschuß, wie man es vielfach der Kameralistik unterstellt, identisch ist, zeigt 
sich auf den ersten Blick. Der Kassenüberschuß des laufenden Jahres (ohne An- 
fangs- und Endbestand) beträgt 


60 700 Einnahme 
— 59792 Ausgabe 


= #4 308, der Erfolg .# 10 949. 


Von dieser Verrechnung aus ist schließlich auch die Gesamtvermögensdarstel- 
lung zu gewinnen. Die Verrechnung selbst zeigt den Kassenbestand sowie die Forde- 
rungen und Schulden. Sind die sonstigen früheren Vermögenswerte inventarisiert, 
so läßt sich aus dem Kassenhauptbuch der Zu- und Abgang und somit der Buchwert 
derselben feststellen. In dem vorliegenden Falle wären für Neubauten, Zukäufe und 
Erbschaft dem Grundbesitz und den Gebäuden .#42148.— zuzuschreiben. 


b) Andere Gestaltungen des Hauptbuches. 


Die vorstehend dargestellte Grundgestalt des Hauptbuches erfährt, ganz ab- 
gesehen von der gehobenen, in der gewöhnlichen Kameralistik, die ja ein einheit- 
liches Schema nicht kennt, mancherlei Veränderungen. Vor allem läuft der Inhalt 
der Abteilung II und III ineinander, insofern, als die Kameralistik vielfach eine Ab- 
teilung für die ganze sogenannte Vermögensrechnung verwendet und dort Grund- 
stücke, Effekten, ausgeliehene und aufgenommene Kapitalien zusammenverrechnet, 
d. h. einfach gestaltete und wechselbezügliche Einnahmen und Ausgaben zusammen 
nimmt. Darin offenbart sich ein Übergang von einer buchhalterisch zu einer 
mehr wirtschaftlich orientierten Betrachtung. So zeigt z. B. die Freiburger Univer- 
tätsrechnung folgende Gliederung des Hauptbuches: 

I. Rückstandsrechnung, 

I. Rechnung des laufenden Jahres (Etatsrechnung genannt), 

III. Rechnung der uneigentlichen Einnahmen und Ausgaben, 

IV. Grundstocksrechnung. 
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Die Abteilung I stellt hier die Resterechnung dar, die in der Grundgestalt nicht 
ausgesondert ist, Sie enthält jedoch nicht alle, sondern nur die Reste der Ab- 
teilung II. Diese Aufteilung der Resterechnung beruht auf reinen Zweckmäßigkeits- 
gründen. 

Die Abteilung II entspricht hier der Abteilung I der Grundgestalt und ist die 
wichtigste Abteilung. Die Abteilung III enthält zunächst die Kassenbestände am 
Anfang und Ende der Periode, die hier einer Abteilung zugeordnet sind, um die 
Gliederung des Kassenbuchverkehrs im Hauptbuch restlos durchzuführen. Ferner 
sind hier verzeichnet Zuschüsse und Abführungen, die in dem Grundschema unter 
IV stehen, sowie schließlich die Sonderrechnungen aller Universitätsinstitute, deren 
Gesamtaversum in Abteilung II als Ausgabe und hier als Einnahmen der Einzel- 
institute erscheint, aus denen die betreffenden Ausgaben dann bestritten werden. 
Es bedeutet dies eine Umbuchung. 

Die Grundstocksrechnung Abteilung IV enthält Verrechnungen, die die Grund- 
gestalt bei II und III aufnimmt. Sie zeigt dabei nochmals die Untergliederung 
in eigentliche und uneigentliche Einnahmen und Ausgaben. 


Das Schema dieser letzteren Rechnung mag hier noch angeführt werden: 


Grundstocksrechnung. 
I. Eigentliche Einnahmen. I. Eigentliche Ausgaben. 

1. Aus Darlehenskapitalien 1. Für angelegte Darlehenskapitalien 

„ aufgenommenen Kapitalien . 2. „ Heimbezahlte ER, 
lien . : 

3. „ Erlösen aus Gebäuden, 3. „ Erwerbung von Gebäuden, 
Grundstücken und Berech- Grundstücken und Berech- 
tigungen . nr tigungen Ad 

u, Brandentschädigungen en Da Wiederherstellung abge- 

brannter Gebäude . 

5. „ Staats- und sonstigen Zu- 5. „ Anschaffung neuer Gebäude, 
schüssen zur Anschaffung Liegenschaften und Berech- 
von Gebäuden und Grund- tigungen ae 
stücken B 

6. „ Ersatz und sonstigen Ein- 6. „ Ersatz und sonstige Aus- 
nahmen! %” zur: gaben a ER IE 

Summe re „Abt, [ | Summe Rechn.-Abt. I 
II. Uneigentliche Einnahmen. ID. Uneigentliche Ausgaben. 

1. Kassenrest aus voriger Rechnung 1. Kassenrest an künftige Rechnung 

2. Auf fremde Rechnung . A 2. Auf fremde Rechnung . 

3. Zur Berichtigung BuRer, Kassen- 3. Zur Berichtigung IEIIBEN, Kassen- 

bucheinträge . . . bucheinträge s 
Summe Ben: Abt. 1 Summe ori „Abt, il 
hierzu y va] hierzu 5 sh] 
Summe der Einnahmen Summe der Ausgaben 


| Um ein Mißverstehen zu verhindern, sei nochmals darauf hingewiesen, daß 
in dieser Rechnung nur diejenigen Einnahmen und Ausgaben erscheinen, die auf 
‚das Grundstocksvermögen einwirken, nicht die Erträgnisse aus dem Grundstock und 
‚der diesbezügliche Aufwand. Diese erscheinen in der Abteilung II, d.h. der: lau- 
tenden Rechnung. Würden die Überschüsse zur Verstärkung des Grundstocks ver- 
‚wendet werden, so würden die Einnahmen in Abteilung II, die betreffenden Ausgaben 


(z.B. für Hypothekenausleihung) in Abteilung IV erscheinen. Es muß immer be- 
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achtet werden, daß der Zweck des Hauptbuchs darin besteht, die Einnahmen und 
Ausgaben nach Herkunft und Verwendung zu gliedern. 

Die Überzahl der heutigen kameralistischen Hauptbücher‘ zeigt noch eine 
weitere nach den früheren Ausführungen verständliche Besonderheit, die durch 
die Abstellung der Verrechnung auf den Etat bedingt ist. Die Gliederung ist völlig 
etatgebunden. Daher ist auch in der Freiburger Universitätsrechnung die Abtei- 
lung II Etatsrechnung des laufenden Jahres genannt und ihrerseits wieder unter- 
gegliedert in A ordentlicher und B außerordentlicher Etat. Schneider!) teilt seine 
Rechnung ebenfalls in Ordinarium und Extraordinarium. Das erstere enthält die 
Betriebsrechnung und Lagerverwaltung, das zweite die Vermögensrechnung, in die 
er die Anlagen, die Erneuerungsfonds, die Anleiheschuld u.a. einbezieht. 


84. 
Die Erfolgsermittlung in der gewöhnlichen Kameralrechnung. 
a) Die rechnungsmäßigen Grundlagen (Leistungs- und 
 Zahlungsreihe). 


Bei der Frage, wieweit die Kameralrechnung eine Erfolgsermittlung ermöglicht, 
ergeben sich zwei Unterfragen. Es ist einmal festzustellen, welche rechnungs- 
mäßigen Möglichkeiten der Apparat der Kameralistik darbietet, um überhaupt Er- 
folgsziffern zu gewinnen, und ferner, in welchem Umfange dies geschieht. 

Bei der ersten Frage drängt sich nach früheren grundlegenden Ausführungen 
der Gedanke an die Leistungs- und Zahlungsreihe auf?). Es muß festgestellt wer- 
den, ob und wieweit auch in der Kameralistik diese beiden Reihen vorkommen, 
und ob auch hier von einer doppelten Erfolgsermittlung die Rede sein kann. 

Was zunächst die Zahlungsreihe anbelangt, so ist sie in der gewöhnlichen 
Kameralistik nicht vollständig und im übrigen z. T. in einer besonderen Weise 
ezihalten. eu j 

Als Zahlungsreihe ist die Verrechnung der Vorfälle nach der Zahlungsseite be. 
zeichnet worden. wobei sozusagen das „Wie“ der Zahlung für die Gliederung aus- 
schlaggebend ist. Den Inhalt dieser Rechnungsreihe machten nach den früheren 
Darlegungen die Kassen-, Kontokorrent-, sonstige Forderungs- und Schulden-, sowie 
die Kapitalsverrechnung aus. 

Wirft man die Frage auf, inwieweit diese Verrechnungen in der Kameralistik 
enthalten sind, so drängt sich sofort das Fehlen der Kapital- und Kontokorrent- 
rechnung auf, so daß also die Zahlungsreihe nur unvollständig vorhanden ri 
scheint. | 

Diese Unvollständigkeit ist aber, was die Kontokorrentrechnung betrifft, nur . 
eine scheinbare. 

Zunächst zeigt die gewöhnliche Kameralistik, soweit die Darstellung von 
Barkredit- und doppelseitigen Kreditgeschäften in Frage kommt, eine Inch 
kontokorrentartige Verrechnung in der Abteilung III der Grundgestalt. Ferner er- ? 
gibt sich bei der Verrechnung zukünftiger Zahlungen aus dem eigentlichen Lei- | 
stungsverkehr zwar das Fehlen einer kontoxorrentmäßigen Behandlung, aber die’ 
Feststellung der Reste liefert hier schließlich keine anderen Zahlen, als der Konto-- N 
korrentverkehr sie auch ergeben würde, so daß die Kameralistik im Endergebnis 7 
vollkommen über die Ziffern verfügt, wie eine OT OEOEEERDEETSERDIRE sie dar- 


Dun = 


) A.a. 0. 8.10. | | | 
*) Vgl. Zur Theorie der Erfolgsrechnung, 17. Jahrg., S. 416 ff. J 
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bieten würde. Die Kameralistik kommt demnach der Zahlungsreihe doch erheb- 
lich näher, als es auf den ersten Blick erscheint. 

Da sie jedoch in der gewöhnlichen Gestalt nicht vollständig ist, so kann die 
Erfolgsrechnung darauf nicht gestützt werden. Sie baut sich vielmehr im Grundsatz 
auf der Leistungsreihe auf. 

Diese Leistungsreihe ist allerdings in der Kameralistik auch nicht so klar ent- 
halten wie in der kaufmännischen Buchhaltung. In den Abteilungen I und II der 
Grundgestalt stehen zwar die sofortigen und zukünftigen Zahlungen des eigent- 
lichen Leistungsverkehrs zergliedert nach den Ursachen, nicht anders als es in der 
Leistungsreihe der kaufmännischen Buchhaltung der Fall ist. Es besteht aber doch 
der Unterschied, daß mit Ausnahme der Barzahlungen die Gegenüberstellung 
von. Zahlung und Leistung zunächst (d. h. vor der Restermittlung) hier fehlt, 
so daß Zahlung und Leistung sich z. T. in einer Verrechnungsziffer darstellen. 
Immerhin steht diese Art der Verrechnung der Leistungsreihe näher als der Zah- 
lungsreihe, so daß sie mit gutem Grund der ersteren zugerechnet werden kann. 

Nach dem Schema von 1810 werden die Verrechnungsfälle des eigentlichen 
Leistungsverkehrs in die erfolgswirksamen (Abt. I) und die erfolgsunwirksamen 
(Abt. II) geteilt. Die Abteilung I des Grundschemas bietet daher hier die natür- 
liche Grundlage der Erfolgsermittlung. Es ergibt sich also, daß die Erfolgs- 
rechnung in der herkömmlichen Kameralistik eine einmalige 
ist, und daß sie sich auf die Leistungsseite der Verrechnung 
stützt. 

Wenn, wie diese Ausführungen zeigen, die zweite Art der Erfolgsfeststellung, 
die aus der Zahlungsreihe, auch praktisch fehlt, so soll doch hier bereits festgestellt 
werden, daß sie im Grundsatz möglich ist. Es bedarf für die praktische Verwen- 
dung nur bestimmter Verbesserungen, die in einem anderen Zusammenhang noch 
darzustellen sind. Dies mag folgende Rechnung dartun: Das oben durchgeführte 
Beispiel ergab einen aus Abteilung I errechneten Erfolg von 6 10 949.—. Sucht man 
diese Ziffern nach der Art der Zahlungsreihe auf Grund der Kassen- und Konto- 
korrentziffern festzustellen, so ergibt sich: 


Kasseneingang . . 2... 60700 | Kassenausgang . 15.16 4092098 
Zukünftiger Eingang (Reste) tgl, 821 | Zukünftiger Ausgang (Reste) EMS 30 
61 521 59 822 
Hiervon ab): Hiervon ab!): 
1. Zahlung eines alten 1. Zugänge an Abt. II?) De 
Restes. . . e EANEIETEIO verrechnungen) . . .„ . 2948 

2. Verlagseinnahmen . 2.600 1800 | 2. Verlagsausgaben . . . "8102 11 050 
59 721 48772 
Überschuß 10 949 
59 721 | 59 721 


In diesem Zusammenhang mag schließlich noch ein Wort: über die Stellung 
der Kontokorrentrechnungen in der Kameralistik überhaupt gesagt sein. Zweifellos 
ist die Kontokorrentrechnung in der Form, wie die kaufmännische Buchhaltung sie 


1) In der kaufmännischen doppelten Buchhaltung würde diese Zahlung mit der Konto- 
korrentbuchung sich aufheben. 
2) Die 640000.— Erbschaft sind in beiden Seiten, weil ee ei weg- 


_ gelassen. 
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ausgebildet hat, der Kameralistik zunächst fremd, weil deren Ausgangspunkt der 
Bar- und nicht der Kreditverkehr ist. Insbesondere liegt für die laufende Rech- 
nung mit denselben Personen bei der gewöhnlichen Verwaltungswirtschaft vielfach 
kein Bedürfnis vor. Dieses Fehlen des Kontokorrentverkehrs beruht aber nur auf 
äußeren Verhältnissen, es leitet sich nicht aus einer inneren Notwendigkeit der 
Kameralverrechnung her. Vielmehr hat dieses Rechnungssystem durchaus die 
Möglichkeit, im Bedarfsfalle sich eine Kontokorrentrechnung anzugliedern, Dies 
geschieht denn auch tatsächlich ständig. So vollzieht sich der Bankverkehr auf 
Grund einer solchen Rechnung und da, wo der Kundschafts- oder Lieferantenver- 
kehr es erfordert, ist sie meist ebenfalls zu finden. Persönlich ist sie mir z. B. bei 
einer kameralistisch geführten Brauereirechnung bekannt geworden. Ihrer Ein- 
führung steht also absolut nichts im Wege. Allerdings "hat sie hier immer nur den 
Charakter einer Hilfsrechnung, ohne den engen systematischen Zusammenhang zum 
Gesamtrechnungswesen, der ihr in der kaufmäunischen Buchhaltung zukommt. 

Die praktische Bedeutung eines solchen Kontokorrentverkehrs hat auch bereits 
Klipstein deutlich hervorgehoben. Dort heißt es): 

„Wenn die Vorherbestimmungen nicht nach den Personen eingerichtet sind, welche die 
Schuldigkeiten zu leisten haben, sondern nach den Gegenständen, wovon die Abgaben ge- 
schehen müssen, so sind oft noch solche Bücher daraus zu verfertigen nötig, worinnen wieder 
die Bestimmung nach Personen auseinandergesetzt ist, damit der Rechner mit jedem abrechnen 
kann. (Zinsbücher, Habenbücher, Heberegister.) Bei solchen Büchern sollte man immer darauf 


bedacht sein, alle Arten von herrschaftlichen Abgaben, die eine Person zu leisten hat, auch 
auf derselben Abteilung zu setzen.“ 


Und weiter: 


„Zu den Beschreibungen des Vermögens gehört auch die Beschreibung der Schulden, 
sowohl derer, die zu zahlen, als auch derer, die anzufordern sind. Hierzu ist die Abrechnung 
und der Abschluß mit jedem Schuldner erforderlich. Sie entstehen nach Gegeneinanderhalten 
der Schuldigkeiten und desjenigen, was darauf geleistet worden ist, und da beides in den 
ersten Aufschreibungen und Vorschreibungen befindlich sein muß, so sind diese die Ur- 
quelle jener Beschreibungen. Wo in einer Rechnung dergleichen Schulden 
von Menge und Beträchtlichkeit zu sein pflegen, ist es immer gut, ein 
Schulden- oder Abrechnungsbuch beständig fortzuführen, darinnen 
jeder Partie ihre Nummer zu geben, jedem allein Ansehung seiner sich 
ergebenden Schuldigkeiten vorzumerken und dann auf der gegenüber- 
stehenden Seite aus dem Journal die Abschlagsberichtigung täglich 
oder wöchentlich zu übertragen.“ 


In ähnlicher Weise äußert sich auch der anonyme Verfasser des Aufsatzes 
„Über Staatsrechnungswesen“1). Dort heißt es: 


„Er (der Verwalter) muß Buch führen über alle Schulden und Forderungen, und zwar je 
nach den Umständen verschieden. Kommen Abrechnungsverhältnisse vor, wie in kaufmän- 
nischen Geschäften, bei welchen für einzelne Personen verschiedene Posten als Guthaben und 
Tilgung vorgemerkt werden müssen, so müssen förmliche Konti, es muß ein Riskontro angelegt 
werden. Kommen aber gleichzeitig Leistungen verschiedener Personen in Betracht, wie bei 
Grundrenten, so müssen Verzeichnisse darüber angefertigt werden (Heberegister, Heberollen, 
oder wie man Sie nennen will), in welchen die Schuldigkeiten und Gutschriften vermerkt 
werden...“ 


b) Die von der gewöhnlichen Kameralrechnung gelieferten 
Erfolgsdaten. 


Die zweite Frage, die aufzuwerfen ist, betrifft die Daten, welche die gewöhn- 
liche Kameralrechnung für die Erfolgsrechnung zu liefern vermag. 


1) A.a.0. 5: 
aD: 


S.1 
2) A S.2 
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Die Schwierigkeiten in dieser Hinsicht liegen bekanntlich überall darin, daß 
die verrechneten Ziffern z. T. zuviel, z. T. zuwenig enthalten, so daß sie vielfach 
weder alle noch nur die auf die Periode entfallenden Rechnungsdaten darstellen. 


Untersucht man hierauf die Ziffern der Abteilung I der Grundgestalt, auf die 
sich die Erfolgsrechnung ja stützt, so zeigt sich, daß auch hier diese Sachlage 
gegeben ist. Was zunächst die Nachverrechnungen anbelangt, so sind diese an sich 
unvermeidlich, da immer laufend nicht erfaßbare erfolgwirksame Vorfälle auftreten 
können. Es kommt daher nur in Frage, ob sie sich zwanglos in die vorhandene 
Rechnung eingliedern lassen. Dies ist aber, wie früher schon betont wurde, durch 
die Sollverrechnung der Fall. Das Soll ermöglicht die Einbeziehung jedes Nach- 
tragsfalles, während die Resteverrechnung dazu führt, daß die Begleichung dieser 
Vorfälle die kommende Periode nicht mehr berührt. In dieser Hinsicht kann der 
Rechnungsapparat der Kameralistik demnach völlig einwandfreie Erfolgsdaten 
liefern. 

Es fragt sich demnach nur noch, wie es mit Zuvielverrechnungen beschaffen 
ist. Diese Verrechnungsfälle würden dann keine Schwierigkeiten bereiten, wenn 
stets von vornherein eine zuverlässige Scheidung darüber möglich wäre, ob der 
Fall erfolgswirksam oder -unwirksam ist. Alsdann bedürften die Ziffern der Ab- 
teilung I des Grundschemas in dieser Hinsicht keiner Korrektur. Praktisch ist aber 
diese Voraussetzung vielfach nicht erfüllt. Dies gilt besonders für zusammengesetzte 
Fälle, die zum Teil für die Periode erfolgswirksam, zum Teil unwirksam sind. Hier 
stehen die Periodenanteile sehr oft zunächst nicht fest. 

Bei diesen Fällen offenbart sich nun ein Mangel in der Handhabung des kame- 
ralistischen Rechnungsapparates, auf Grund dessen die Kameralistik mit einem Teil 
der Fälle fertig wird und mit einem anderen nicht. 

Die Kameralistik hat, wie gezeigt wurde, ihr Rechenschema auf die Bedürf- 
nisse zugeschnitten, die sich bei der Verwaltungsrechnung herausgebildet haben. 
Sobald die Verrechnungsfälle in diesem Rahmen bleiben, meistert sie sie mit dem 
Schema durchaus. Sobald aber Vorfälle zur Verrechnung stehen, die von den 
üblichen Fällen der Verwaltungsrechnung abweichen, steht sie vor Schwierigkeiten. 
Diese Schwierigkeiten liegen nicht in der Konstruktion des Rechnungsapparates be- 
gründet, sondern in der Kasuistik, die sich der Kameralistik bemächtigt hat. Die 
Verrechnungsfälle werden nicht durchweg ihrem rechnungsmäßigen Charakter nach 
den einzelnen Abteilungen zugewiesen, sondern zum Teil gewissermaßen ihrem 
Namen nach. Die Folge davon ist, daß dann Rechnungsfälle gleicher innerer Kon- 
struktion in verschiedener Art zur Verrechnung gelangen, woraus sich nachher 
die Schwierigkeiten für die Erfolgsrechnung ergeben. Dieser Zwiespalt offenbart 
sich deutlich, wenn man zusieht, wie die Kameralistik bei den verschiedenen 
„zusammengesetzten Fällen“, von denen oben die Rede war, soweit sie sich der 
herkömmlichen Verrechnung bedient, in der Regel verfährt. Wenn z.B. Zins- 
zahlungen, bei denen ein Teil eine Vorauszahlung darstellt, Materialien, die in der 
Periode nicht ganz verbraucht werden, und erworbene Anlagen zu verrechnen sind, 
so vollzieht sich deren Verrechnung, obwohl es sich dabei um denselben Rech- 
nungscharakter handelt, nämlich um periodisch zu verteilende Ausgaben, in 
drei verschiedenen Abteilungen. 

Das Material erscheint als normales Verbrauchsgut in Abteilung I, ebenso er- 
scheint dort der periodische Zinsanteil. Die Anlage erscheint als Vermögenswert 
in Abteilung II, die vorausbezahlten Zinsen werden als Vorschüsse in Abteilung III 
verrechnet. Die Folge davon ist, daß nur die Zinsen rechnungsmäßig richtig be- 
handelt werden. Beim Material dagegen erscheint die ganze Ausgabe als erfolgs- 
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wirksam, während bei den Anlagen eine Verrechnung der Abschreibungen fehlt. 
Die Erfolgsrechnung, die so entsteht, ist dann natürlich unbrauchbar, weil: sie das 
Grunderfordernis, daß alle Elemente, die in der Periode wirksam wurden, und 
nur diese, erfaßt seien, nicht erfüllt. 

Dieser Mangel ist ohne weiteres zuzugeben. Es ist aber mit allem Nachdruck 
festzustellen, daß er letztlich nicht auf der Konstruktion des Rechnungsapparates, 
sondern auf dessen Handhabung beruht. Denn wenn der Apparat mit einem Teil 
der rechnungsmäßig gleichartigen Fälle fertig werden kann, muß er es bei rich- 
tigem Gebrauch mit allen werden. Es braucht daher die Kameralrechnung nur von 
ihrer aus der Verwaltungsrechnung überkommenen Kasuistik befreit und generell 
auf die Erfolgsrechnung abgestellt zu werden, so wird sie ohne Vernachlässigung 
ihrer seitherigen Aufgaben grundsätzlich eine richtige Erfolgsrechnung liefern 
können. Mit anderen Worten, der Gedanke der Erfolgsrechnung, der an sich das 
Grundschema beherrscht, muß in der Kameralistik nur noch zu Ende gedacht 
werden. 


85. 
Die Vervollkommnung der kameralistischen Erfolgsrechnung mittels der 
Bestandsveränderungsrechnung. 


Die aus der dargestellten Handhabung des Rechnungsapparates für die Erfolgs- 
rechnung entspringenden Mängel sind den Kameralisten durchaus nicht verborgen 
geblieben. In der geschichtlichen Darstellung ist schon darauf hingewiesen worden, 
daß ursprünglich die „Erträgnisbilanzen“ ganz nach Art der kaufmännischen 
Inventurbilanzen aufgemacht wurden, so daß die Erfolgsrechnung außerhalb des 
„kameralistischen‘ Rechnungsapparates entstand und von dessen Mängeln nicht 
berührt wurde. Im späteren Verlaufe ist die Inventur dann als Ergänzung zur 
Kameralrechnung herangezogen worden. Man entnahm ihr die Daten, die die 
Kameralrechnung infolge der erwähnten Handhabung nicht lieferte. 

Das Mittel hierzu bot die Bestandsveränderungsrechnung. Die Bestandsver- 
änderungsrechnung ist in dem erwähnten Aufsatz über die Theorie der Erfolgs- 
rechnung bereits zur Darstellung gelangt. Sie ist auf dem Gedanken aufgebaut, daß 
der Erfolg aus der Veränderung der Kapitalziffern (Ziffern des Reinvermögens) 
zweier Perioden hervorgeht, und daß diese Veränderung wieder aus denen der 
Einzelbestände feststellbar ist. In der angezogenen Untersuchung ist dabei gezeigt 
worden, wie auf Grund der Ziffern der Zahlungsreihe mittels der Verwendung der 
sonstigen Bestandsveränderungen der Erfolg feststellbar ist!). 

An diese Ausführungen ist hier wieder anzuknüpfen. 

Wenn in dem vorstehenden Paragraphen festgestellt wurde, daß die gewöhn- 
liche Kameralrechnung die gesamten Materialausgaben als erfolgswirksam ver- 
rechnet, so stimmt die Erfolgsrechnung nur dann, wenn das Material auch ganz 
verbraucht war. Ist dies der Fall, so wird der. Materialbestand am Ende der Periode 
der gleiche sein, wie am Anfang derselben. Ist dagegen nur ein Teil des Materials 
verbraucht worden, so muß der Bestand sich vermehrt haben; ist mehr verbraucht 
worden, so kann dies nur aus früheren Beständen geschehen sein, wodurch eine 
Verminderung des Restbestandes eintreten muß. Daraus folgt, daß, wenn man er- 
gänzend zu den verrechneten erfolgswirksamen Ziffern die Bestandsveränderungen 
an dort verrechneten Werten hinzunimmt, und zwar Bestandsvermehrungen 
den Einnahmen, Bestandsverminderungen den Ausgaben gleichstellt, der in der 


ı) A. a. 0. 8. 431/32. 
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Rechnung enthaltene Fehler richtiggestellt werden muß. Dies tut dann auch die 
Kameralistik, indem sie die sogenannten Veränderungen des sachlichen Betriebs- 
vermögens1) (im Gegensatz zu dem in Geld und Forderungen bzw. Schulden be- 
stehenden) mit den Ziffern der Abteilung I des Grundschemas vereinigt ?). 

Neben diesem Fehler ist noch der zweite zu bereinigen, der in der Nichtberück- 
sichtigung der Abschreibungen besteht. Würden die Ausgaben für Anlagen in 
derselben Abteilung wie die für das Material verrechnet werden, so bliebe die ge- 
schilderte Verrechnung unverändert bestehen. Sobald sie aber nach dem Grund- 
schema in Abteilung II vorgenommen, werden, und die dort verrechneten Ausgaben 
nicht der Erfolgsvermittlung zugrunde liegen, kann hier nicht die Bestandsverände- 
rung, sondern nur der Abschreibungsbetrag verrechnet werden, der den Ausgaben 
zuzuzählen ist. Alsdann sind aber alle Fehler bereinigt, und es wird unter Anlehnung 
an den kameralistischen Rechnungsapparat ein vollkommen richtiger Erfolg er- 
mittelt. 

Das hier eingeschlagene Verfahren läuft, da in den verwendeten Sollziffern der 
Abteilung I sowohl Kassen- wie Kontokorrentfälle enthalten sind, durchaus auf das 
Seite 432 des oben genannten Aufsatzes für die Zahlungsreihe wiedergegebene Ver- 
fahren hinaus, nur mit dem Unterschied, daß es sich nicht auf die gesamten Zah- 
lungen stützt. Dies ist aber durch die Aufteilung des kameralistischen Hauptbuches 
bedingt, die die Verrechnung sozusagen auf einen engeren Raum zusammendrängt. 
Letzteres bedeutet sowohl einen Vorzug als auch einen Nachteil. Der Vorzug be- 
steht in der geringeren Zahl von Bestandsveränderungen, die alsdann zu berück- 
sichtigen sind; der Nachteil in dem fehlenden gleichartigen Rhythmus. Die Korrektur 
vollzieht sich dann nicht in stets derselben Weise. 

Legt man auch dieser Ausführung das Beispiel aus dem Grundschema zu- 
grunde, und unterstellt eine Vermehrung des Materialbestandes um 6 2500.— sowie 
einen Anlagebestand laut Vermögensaufstellang von 6 100000.—, auf den 3% 
abgeschrieben seien, so ergibt sich folgende richtiggesiellte Erfolgsrechnung: 


Einnahmen (laufendes Soll Abt.) . 19296 | Ausgaben (laufendes Soll Abt. DE ... 88347 

Vermehrung des sachlichen Betriebs- Abschreibungen . OU) 
rmogensil,.. Ai, 2,2500 

21 796 11 347 

Gewinnilliuneumumiosn. u 357710443 

21 796 21 796 


Neben der hier geschilderten an den kameralistischen Rechnungsapparat an- 
gebauten Erfolgsrechnung gibt Schrott?) noch eine andere an, die sich grundsätzlich 
auf die Inventurbilanz stützt und nur zur Bereinigung des dort gefundenen Er- 
gebnisses Ziffern aus der Kameralrechnung heranholt. In diesem Falle wird zu- 
nächst die gesamte Vermögensvermehrung ermittelt und aus dieser Ziffer alles, 
was nicht auf den Wirtschaftsbetrieb zurückzuführen ist, herausgenommen (z.B. 
Verläge, Vermögenszu- und -abgänge u. dgl.). in dem angegebenen Beispiel zeigt 
das Vermögen eine Gesamtzunahme von 6 43447.—. Hiervon entfallen 6 40 000.— 
auf das ererbte Grundstück (die 6 148.— zugeschriebene Kosten gehen an der 
Kasse wieder ab, bilden also keine Vermehrung), )6 600.— auf Verlagseinnahmen 


2) Schrotta.a.0.S.169. 

?) Die Bewertungsfrage ist mit Absicht in dieser Untersuchung nicht angeschnitten 
worden, da sie den Rechnungsapparat nicht berührt. Wertveränderungen sind hier den 
Bestandsveränderungen gleich zu setzen. 

Aa. 0. 3.169. 
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und .% 8102.— auf Verlagsausgaben. Außerhalb der Wirtschaft sind also Ver- 
änderungen von M40000.— -—- 600 -—- 8102 = b32498.— entstanden, so daß 
auf die Wirtschaft selbst 6 10949.— entfallen. Dieses Beispiel gibt zugleich eine 
Anschauung von den in der Kameralistik sehr beliebten ‚„Rechnungsauseinander- 
setzungen“. | 


8.6. 
Die Vervollkommnung der kameralistischen Erfolgsrechnung durch den Aus- 
bau des Rechnungsapparates. 


a) Die Unvollkommenheiten des Rechnungsapparates. 


Eine scheinbare Unvollkommenheit des Rechnungsapparates ist bereits fest- 
gestellt worden. Sie besteht darin, daß von den konstruktiven Elementen, die der 
Apparat in sich birgt, überlieferungsgemäß nicht der rechte Gebrauch gemacht wird, 
und daß infolgedessen in bestimmten Fällen ein Versagen in der Erfolgsermittlung 
durch den Rechnungsapparat selbst eintritt. 

Neben dieser scheinbaren Unvollkommenheit zeigt sich aber noch eine wirk- 
liche, die sich besonders bei werbenden Betrieben nachteilig geltend macht. Sie 
besteht in dem Fehlen der abstrakten Kapitalverrechnung, wie sie im Kapital- bzw. 
den Reservekonten der kaufmännischen Buchhaltung gegeben ist. Die Kameralistik 
arbeitet bei werbenden Betrieben zwar ebenfalls sehr stark mit Reserve- und ins- 
besondere mit Erneuerungsfonds. Diese treten aber vielfach nur als gedeckte Re- 
serven, d. h. als Verrechnungen von Aktivvermögen auf, das für bestimmte Zwecke 
reserviert ist. Insbesondere spielt die Anlage von Bankguthaben hier eine Rolle, 
es kann aber auch die Anlage in Materialien. (z.B. Kohlen bei Gaswerken, be- 
sonders in der Inflationszeit) vorkommen. 
| Die Bildung dieser Reserven wird alsdann in der Ausgabeseite der Ver- 
mögensrechnung verrechnet und von da in die Vermögensaufstellung übernommen. 
Diesem rechnungsmäßigen Vorgang entspricht dann eine Vermögensbewegung in- 
sofern, als ein besonderes Bankguthaben oder besöndere Warenlager gebildet wer- 
den. Sollen demnach von einem errechneten Erfolg 6 100000.— der Reserve 
zugeführt werden, so drückt sich bei der gewöhnlichen Kameralverwaltung diese 
Zufuhr nicht nur rechnungsmäßig durch Umbuchung, sondern tatsächlich durch 
Einzahlung auf Bankkonto oder Zahlungen für angeschaffte Vermögenswerte aus. 

Es zeigt sich also, daß die unvollkommene Verrechnung hier auch zu einer 
erschwerten. Betriebsführung führt. Während die kaufmännische Verwaltung die 
Wahl hat, ob sie gewöhnliche oder gedeckte Reserven bilden will, wird die Kameral- 
verwaltung vielfach zu gedeckten Reserven gedrängt. An sich könnte sie zwar in 
ihrer. gesonderten Vermögensaufstellung bestimmte Gesamtsummen einfach als 
Reservesummen bezeichnen, aber dies widerspricht dem Charakter als Nachweis des 
konkreten Vermögens, den diese Aufstellung nun einmal hat. 


b) Die Vervollkommnung des Rechnungsapparates. 


Die Abstellung der bezeichneten Mängel, durch welche die Erfolgsfindung und 
-verwendung im Rechnungsapparat einwandfrei dargestellt werden kann, bereitet 
keine ernsthaften Schwierigkeiten. Es brauchen nur die konstruktiven Elemente des 
Apparates richtig erkannt und benützt zu werden. Dabei handelt es sich ins- 
besondere um die bei der Vorschuß- und Asservaten- sowie bei der Darlehensver- 
rechnung vorgebildete Verrechnungsart, im Grundsaiz also um die der Kameralistik 
eigentümliche wechselbezügliche Verrechnung. 
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Bei der Vorschuß- und Asservatenrechnung dreht es sich bekanntlich darum, 
vorläufige Verrechnungen vorzunehmen und sie nachher durch Umbuchungen an 
die richtige Stelle zu leiten. Diese Möglichkeit wird bedeutsam für die Verrechnung 
all der Fälle, bei denen man beim Auftreten sich über den Grad der Erfolgswirk- 
samkeit noch nicht klar ist. Die hier ausgebildete Verrechnungstechnik gestattet 
es, solche Fälle zunächst abgesondert zur Darstellung zu bringen und nachträglich 
den erfolgswirksamen Teil auf diejenige Rechnungsabteilung, die hierfür in Frage 
kommt, zu übertragen. Auf diese Weise löst sich ohne weiteres die Frage der 
Material- und Anlageverrechnung, deren Nichtbewältigung bei der seitherigen Übung 
festgestellt werden mußte. Ebenso lassen sich alle anderen Vorfälle, die eine 
Einnahme- oder Ausgabe- bzw. Aufwands- oder Ertragsverteilung erfordern, auf diese 
Weise zur Verrechnung bringen. 


Auch die zweite Frage der Kapital- bzw. Reservenverrechnung bereitet ale: 
Schwierigkeiten. Ein Rechnungsapparat, der Darlehen verrechnen kann, muß mit 
der Verrechnung von eigenem Kapital fertig werden!); denn rechnungsmäßig steht 
das eigene Kapital zum Träger der Unternehmung wie das fremde zu den Gläubigern. 


Das eigene Kapital einschließlich aller Reserven kann demnach wie das Dar- 
lehen durch Verrechnung als Einnahmesoll und -Ist mit gegenüberstehenden Aus- 
gabesoll dargestellt werden. Soweit es sich dabei nicht um effektive Barbewegungen 
handelt, treten die bekannten fiktiven Istbuchungen auf. Eine Sacheinlage z.B. 
erscheint zunächst als Bareinlage und dann als Barausgabe für den Sacherwerb, 
wobei im Hauptbuch die Einlagebuchung sich in der Verrechnungsrubrik des 
eigenen Kapitals, die Ausgabebuchung da abspielt, wo auch sonst solche Ankäufe 
verrechnet werden. 


Die rechnungsmäßige Dotierung einer Reserve bedingt eine ähnliche Behand- 
lung. Soll z.B. aus dem Reingewinn eine echte Reserve gebildet werden, so er- 
scheint der Betrag in der erfolgswirksamen Rubrik im Soll und Ist der Ausgabe 
und bei der Reserveverrechnung im Soll und Ist der Einnahme sowie im Soll der 
Ausgabe. Damit erscheint das Kapital als vermehrt und der Betrag ist für den 
Betrieb zunächst gebunden. Die entsprechende Verrechnung findet auch bei dem 
Übertrag von Reingewinn auf Kapitalkonto statt. Soll der Reingewinn später aus- 
geschüttet werden, so wird die Ausgabe im Ist der Reserve- bzw. Kapitalrechnung 
verbucht, wodurch der Sollrest, d.h. der Anspruch des Trägers des Unternehmens, 
als vermindert erscheint. Die Erfolgsrechnung berührt diese Auszahlung dann 
nicht mehr. 

In ganz entsprechender Weise sind auch unechte Reserven verrechenbar. 
Soweit die unechten Reserven transitorischen Charakter haben, ergibt sich ihre Ver- 
rechnung automatisch im Restesoll der erfolgswirksamen Ausgaben (Ausgabereser- 
ven) bzw. bei der Asservatenrechnung (Einnahmereserven). Es lassen sich dafür aber 
ebensogut besondere Reserveverrechnungen bilden. Ein Erneuerungsfonds, der die 
Abschreibungen ersetzt, kann z. B. derart gebildet werden, daß der Abschreibungs- 
betrag jeweils im Soll und Ist der erfolgswirksamen Ausgaben sowie im Soll und 
Ist der Einnahmen und im Soll der Ausgaben der Reserverechnung erscheint. 
Wird dann die Erneuerung vorgenommen, so wird der Betrag im Ist der Reserve- 
ausgabe verrechnet, wodurch die Erfolgsrechnung sowohl wie die Anlagerechnung 
unberührt bleiben. Das ist derselbe Vorgang, wie er sich in der kaufmännischen 
Buchhaltung bei gleichem Tatbestand abspielt. 


1) Dies hat auch Schneider klar erkannt a. a. O. S. 19. 
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c) Das der Erfolgsnatur der Vorfälleangepaßte Rechnungsschema 
des kameralistischen Hauptbuches. 


Wenn die kameralistische Buchhaltung zu einer durchsichtigen Erfolgsrech- 
nung gelangen will, so muß sie nicht nur die im Vorstehenden behandelten Vervoll- 
kommnungen einführen, sondern auch alle Rechnungsvorfälle in erster Linie unter 
dem Gedanken der Erfolgsrechnung betrachten und gliedern, ähnlich, wie die kauf- 


männische Buchhaltung im gleichen Falle dies tut. Diesen Weg hat die Kamera- 


listik in dem Schema von 1810 bereits beschritten. Jedoch ist die dort vor- 
genommene Gliederung zu einseitig auf die Verwaltungswirtschaft mit ihren ein- 
fach liegenden Fällen zugeschnitten, so daß sie bei den werbenden Betrieben 
versagt. Hier sind, wenn das angegebene Ziel erreicht werden soll, Umbildungen 
erforderlich. 


Im Nachstehenden soll ein Verrechnungsschema zum Vorschlag gebracht wer- 
den, von dem angenommen werden darf, daß es den genannten Anforderungen 
entspricht und auch weiter so ausgestaltet werden kann, daß es den mehr ver- 
waltungswirtschaftlichen Bedürfnissen gerecht wird. Dabei soll ausdrücklich betont 
werden, daß es sich-nur um einen Versuchsvorschlag handelt. Wie er auszugestalten 
ist, um den verschiedensten praktischen Bedürfnissen gerecht zu werden, muß 
den Kameralrechnern überlassen werden. Hier soll nur der Grundgedanke auf- 
gezeigt sein. Ebenso muß hervorgehoben werden, daß die gleichen Ergebnisse 
auch ohne dieses Schema zu gewinnen sind. Sie zeigen sich hier nur sinnvoller 
dargestellt und sind hiernach leichter zu begreifen. Das Schema mag daher als 
Idealtyp in dem bekannten Weberschen Sinne angesehen werden. 


Als erster leitender Gedanke ist hervorzuheben, daß von einer Etatsorientierung 
abgesehen ist: Nach den früheren Ausführungen wird der Gedanke vertreten, daß 
der Etat mit der Hauptbuchverrechnung grundsätzlich nichts zu tun hat, und für 
werbende Betriebe, die ja hier allein in Frage kommen, überhaupt an Bedeutung 
verliert. Er bringt nur eine Erschwerung der Verrechnung. Soweit eine Etats- 
kontrolle erforderlich ist, kann sie anderweitig gewonnen werden. Es besteht aber 
auch kein Hindernis, in die hier aufgemachte Rechnung die Etatsrechnung ein- 
zubauen!). 

Als zweiter Gesichtspunkt kommt die Aufteilung der Rechnungsvorfälle und 
damit des Hauptbuches in Betracht. Sie erfolgt in drei Gruppen: * 

1. Darstellung der Vorfälle, die für die Periode unbedingt erfolgswirksam sind. 

2. Darstellung der Vorfälle, die entweder dauernd oder für die Periode teil- 
weise erfolgsunwirksam sind, soweit sie nicht aus dem Leihverkehr herrühren. 

3. Darstellung der Vorfälle des Leihverkehrs einschließlich der eigenen Kapital- 
verrechnung. 

Diese Gliederung umfaßt in 1 und 2 das, was dem „eigentlichen Leistungs- 
verkehr“ im rechnungsmäßigen Sinne zugerechnet wird und in der kaufmännischen 
Buchhaltung in den Leistungskonten seinen Niedeischlag findet; unter 3 dagegen 
finden sich die Barkredit- und doppelseitigen Kreditgeschäfte. Damit sind alle 
Verrechnungsfälle erschöpft. | 

Von besonderer Bedeutung bei dieser Gliederung ist die Gruppe 2. Sie nimmt, 
wie gesagt, alle eigentlichen Leistungen in »ich auf, die nicht unbedingt in der 
Periode erfolgswirksam sind. Infolgedessen neutralisiert sie diese zunächst für 
die Erfolgsrechnung,. 


ı) Vgl. dazu Schneidera. a. O. S. 96/97. 
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Die weitere Verrechnung vollzieht sich dann so, daß alles, was nachträglich 
als erfolgswirksam festgestellt wird, aus dieser Abteilung in die Abteilung I über- 
tragen wird. Es werden also Umbuchungen nötig, die sich in der bekannten Weise 
derart vollziehen, daß zwei Sollbuchungen verbunden mit den entsprechenden 
fiktiven Istbuchungen zwischen beiden: Abteilungen vorgenommen werden. 


Der Materialverbrauch würde demnach wie folgt verrechnet werden!). Die 
Materialanschaffung erscheint zunächst in der Abteilung II in Ausgabe, und zwar, 
falls bezahlt, in Soll und Ist, falls kreditiert, nur im Soll. Das verbrauchte Material 
wird alsdann in Abteilung I in Ausgabe gestellt, und zwar im Soll und Ist, was 
nach den früheren Darlegungen zur Folge hat, daß es. in Abteilung II ebenso in 
Einnahme erscheinen muß. Auf diese Weise nimmt. die Erfolgsrechnung, die sich 
auf Abteilung I stützt, den Materialverbrauch in sich auf. Das unverbrauchte 
Material wird nun weiter behandelt wie eine stattgehabte Vorschußzahlung der 
laufenden Periode für die folgende. Es erscheint daher jetzt im Einnahmesoll und 
demgemäß beim Abschluß als Rest. Dieser Rest wird in der folgenden Periode 
wieder auf die Materialrechnung übertragen, wodurch der Betrag in der Resterech- 
nung im Ist der Einnahmen, in der Materialrechnung im Soll und Ist der Ausgaben 
erscheint. Der Restbestand an Material ist auf diese Weise in die nächste Periode 
überführt, wo er in derselben Art weiterbehandelt wird. 


Mittels dieser Verrechnungsart sind alle Vorauszahlungen behandelbar, gleich- 
gültig, ob Material, Anlagen, Disagio, Skonto, Mieten und was sonst noch in Frage 
kommt, ebenso sind umgekehrt alle Vorauseinnahmen zu verrechnen. Sie erscheinen 
zuerst in Abteilung II in Einnahme. Der erfolgswirksame Teil wird dann dort in 
Ausgabe (Soll und Ist) und in Abteilung I gleicherweise in Einnahme gestellt. Das 
Unverteilte erscheint schließlich in Abteilung II im Ausgabesoll und somit als 
Rest. Von der Resterechnung wandert es dann wieder in Einnahmesoll und -Ist 
der Abteilung II der neuen Periode, wo sich der Vorgang ganz oder zum Teil wieder- 
holt. In dieser Verrechnungsart zeigt sich deutlich der Gedanke der Rück- 
verrechnungen, der ja mit allen Zuvielrechnungen verbunden ist. Nur gewinnt 
diese Rückrechnung im Gegensatz zur kaufmännischen Buchhaltung hier eine 
rein formale Bedeutung, da sie infolge der Ausgliederung der nicht unbedingt er- 
folgswirksamen Vorgänge sich außerhalb der eigentlichen Erfolgsrechnung abspielt). 


Die Verrechnung in Abteilung III bietet keine Besonderheiten. Hier ist höch- 
stens noch der Fall von Zinsenzuschriften zu erwähnen. Wachsen z. B. geschuldete 
Zinsen dem Kapitalbetrag zu, so erscheinen sie in Abteilung I als Ausgabe (Soll 
und Ist) sowie in Abteilung III als Einnahme (Soll und Ist) und weiter dort als 
Ausgabesoll (wechselbezüglich). 


Was die weitere Gliederung anbelangt, so ist es selbstverständlich möglich, die 
Abteilung II noch in eine Vermögens- und sonstige Rechnung aufzulösen, auch 
Teile davon in Abteilung II hinüberzunehmen. 


d) Praktisches Rechnungsbeispiel. 


Die seitherigen grundsätzlichen Ausführungen mögen nunmehr in einem Rech- 
nungsbeispiel zusammengefaßt werden. Es werden folgende Vorfälle angenommen: 


1) Vgl. dazu das unter d) durchgeführte Beispiel. 
2) Vergl. hierzu Theorie der Erfolgsrechnung. 
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. Einlage des Unternehmers „# 68 200.— 
. Anschaffung von Waren „#4 1500.— 

. Maschinenkauf „4 9000.— 

. Mobilienkauf „4 %00.— 

Immobilienkauf „ 99500.— (vom Kauf- 
preis bleiben #4 65 000.— als Hypothek 
geschuldet) 

6. Darlehen von A. „# 10000.— 

7. Darlehen von B: „4 5500.— 

8. Wareneinkauf von C. .# 20 000.— 

9. Zahlung an C. „# 10 000.— 

. Verkauf an B. . 18 000.— 

. Maschinenkauf bar .# 1000.— 

. Verkauf eines Maschinenteils „#4 100.— 
. Zahlung von Miete für 2 Perioden (davon 
eine im Voraus) „#4 4000.— 


SE SER SE 


14. 


. Rückständige Gehälter „4 1000.— 
. Rückständige Pachteinnahme „4 300.— 


Zinszahlung von B. 4 400.— (davon 
A 100.— vorausbezahlt) 


(als Miete verrechnet) 


. Unterlassene Reparaturarbeiten A 100.— 
. Kassenmanko .# 100.— 
. Abschreibung auf Maschinen 10°,, Ab- 


schreibung auf Mobilien 10°Jo, Abschrei- 
bung auf Immobilien 1/,%/, 


. Warenrestbestand .# 9000.—, folglich Auf- 


wand für Waren „4 1500. — = A 20000.— 
(Eingang) ab (unverbrauchter Bestand) 
A 9000.— = .# 12 500 


Die Verrechnung stellt sich im Kassenbuch und Hauptbuch der Kameralistik 
wie folgt dar: (Die Resteziffern. Übertragungen auf die folgende Rechnung sind 


kursiv gedruckt.) 


ı 


14a. Von B. für lau- 
fende Periode 


Einnahmen Kassenbuch Ausgaben 
1. Bareinlage . 68 200 2. Warenkauf . 1500 
5. Hypothekenaufnahme‘) 65 000 3. Maschinenkauf 9.000 
6. Darlehen von A.. 10 000 &. Mobilienkauf 900 

12. Maschinenteilerlös 100 | 5. Immobilienkauf 99 500 

alız: | 7. Darlehen an B. . 5 500 

13! Zinsen von B.') . 200 |, 8, Zahlung.an.C. fürWaren 10 000 

19. Abschreibungsverrechnung!).. 1590 | 11. Maschinenkauf 1000 

20. Warenverrechnung!) 12 500 13.3} Wer 4.000 

1#c. Zinsen!) - 400 
18. Manko‘). i 100 
Tr Abschreibungsverrechnung 1590 
20. Warenverrechnung!) . - 120009 
157 790 145 990 
Kassenbestand . 11800 
157 790 157 790 
Hauptbuch 
Einnahmen Abteilungl Ausgaben 
| Soll | Ist | Rest | | son | | Rest 
| Waren 
10. Kreditverkauf Verbrauch 
an B. Yen) 18 000 | | 18 000 || (Umbuchung von Il.) 112500 | 1250| — 
| Miete 

16. Rückst. Pacht- 13a. für laufende 

einnahme nk 300 | — 300 Periode 20001 20001 — 
A Zinsen 


300 


1) Fiktive Barbuchung. 


. 
oe ee ee 


| u 
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Einnahmen Abteilung I (Fortsetzung) Ausgaben 
| Soll | Ist | Rest | | Soll | Ist | Rest 


Gehälter | 
15. Rückständige 


— — (Umbuchungen v. I) 

19. Maschinen 1 000 
Mobilien . 90 
Immobilien 500 | 1590| 1590| — 


zu = S Zahlung . . . | 1000| — | 1.000 
Reparaturen 
= _ _ l 17. Rückstände . . 1001| — 100 
Manko 
— _ E= | 18. Bei der Kasse . 100 101  — 
Abschreibungen 


| | | 
in Summa 18 600 | 300 | 18300 || in Summa |Aufwand 17290|| 16190 | 1100 
= Ertrag Gewinn 1310 


Einnahmen Abteilungll Ausgaben 
| sau | Ist | Rest | | Soll | Ist | Rest 
Waren 
20. Verbrauch (Um- 
buchung auf D). |12500| 1250| — 2. Barkauf . . „| 1500) 1501| — 
Restbestand auf 9. Zhlg.t) 
neue Rechnung | 9000| — 9000|| 8. KreditkaufvonC. |20000 | 10000 | 10000 
| 21 500 | | 1 | 21500 | 
Maschinen | 
12. Verkauf eines | 
Maschinenteils . 100 10| — 3. Kauf . . .:0623139000.14,200 | — 
19. Abschreibung | 
-  (Umbuchung 
au D. . . ...1000/| 100) — 11. Kauf 1... 1000| 100) — 
Restbestand auf | 
neue Rechnung | 800 | — 8 900 — — — 
| 10 000 | | 1 | 10 000 | | 
Mobilien | | 
19. Abschreibung 
(Umbuchung 
auf If Ra8. 90 01 — inBeuliuuckh-eab. 900 01 — 
Restbestand auf | 
neue Rechnung 810| — 810 | 
1900 | | I 1.900 | | 


1) Es steht nichts im Wege, hier eine fiktive Gesamtzahlung zu verrechnen und den 
Betrag als empfangenes Darlehen unter III zu behandeln. 
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Einnahmen Abteilung II (Fortsetzung) Ausgaben 
| - Soll | Ist | Se | Soll | Ist | Rest 
| Immobilien 

19. Abschreibung 

(Umbuchung 
auf Dia. 500 500 _ 5. Kauf 99 500 199 500%) — 
Restbestand auf Bo 
neue Rechnung | 99 000 _ 99 000 — 
| 99 500 | | || | 99 500 | | 
& Miete 
13b. Auf neue Rech- 
nung . . m 2.000 — 2000|| 13b. Vorausgezahlt. | 2000| 2000 _ 
Zinsen 
14b. Von B. voraus- 14b. Auf neue Rech- 
bezahlt 100 100 — nung } 100 — 100 
in Summa |134000 | 14 290 |119 710 || 1134000 |123 900 | 10 100 
Einnahmen Abteilung II Ausgaben 
| Soll | Ist | Rest | | Soll | Ist Rest 
Kapital 
1. Bareinlage . . |68200| 6820| — IR. ner UOBA00 I 68 200 
(wechselbezüglich) 
| Hypothek 
5. Einzahlung 
(fiktiv) . . . |65000| 6500| — Dr Melia ı ..1r6500D I 65 000 
| (wechselbezüglich) 
Darlehen A. | 
6. Einzahlung . . |10000| 10000 en Ru LO OIG _ 10 000 
| (wechselbezüglich) 
| | D | B. | 
78 } wechsel- | 5 500 7. Auszahlung . . | 5500| 5500| — 
14c. bezüglich 400 5 00 | 1&c. Zinsen | @00| 20) — 
ne 1149100 143 200) 5.900 | 1149100 5.900 1143 200 


Betrachtet man die vorliegende Rechnung in ihren Zahlenbeziehungen, so er- 
gibt sich folgendes: 


1. Die Istrechnung des Hauptbuches zeigt: 


in den Einnahmen: „4 300 (D) 14290 (ID 143200 (ID) = 157 790 
„ „ Ausgaben: „ 16190 (D) 123900 (Il) 5900 (I) = 145 990 


!) Die Restkaufgeldhypothek ist als besondere Darlehnsaufnahme verrechnet (fiktiv). Es 
wäre aber auch möglich, als Ist hier nur M 34500.— einzusetzen und 4% 65 000.— als Rest 
zu behandeln. Der Rest erschiene dann in Abt. II statt in Abt. II. 


Die Erfolgsrechnung der Kameralistik. | 285 


Das Kassenbuch weist die gleichen Ziffern auf, demnach ist die gegenseitige 
Übertragung richtig. 


2. a) Die Sollziffern ergeben: 


in den Einnahmen: „4 18600 134000 149100 = 301 700 
„ » Ausgaben: „ 17290 134000 149100 = 300 390 


b) Die Reste ergeben: 


in den Einnahmen:, # 183004°119 10 . 5900. 134910 
er AUSSahon 2. 2: 1.100 10100 143200 = 154 400 


c) Zieht man die Istsummen von den Sollsummen ab, so erhält man die 
gleichen Zahlen. Die Resterechnung ist demnach ebenfalls richtig und die ganze 
Rechnung stimmt. Damit ist die innere Kontrolle der Kameralistik dargetan. 


3. Als letzte Frage in diesem Zusammenhang ist noch die der Gewinnbehand- 
lung aufzuwerfen. 


Der in Abteilung I ausgewiesene Gewinn muß ja irgendwie verwendet werden. 
Wird er sofort abgeführt, so erscheint er im Kassenbuch als Ausgabe und ebenso 
in Abteilung I (hier im Soll und Ist). Soll er dem Kapitalkonto oder einem 
Reservekonto zugeführt werden, so erscheint er wiederum in Abteilung I als 
Ausgabe (Soll und Ist), im Kapital- bzw. Reservekonto als Einnahme (Soll und Ist) 
und als Ausgabe (Soll). Im Kassenbuch entsteht alsdann die fiktive Durchgangs- 
buchung. Unterstellt man den letzteren Fall, so zeigt in dem Beispiel die Kapital- 
verrechnung die verbleibende Sollziffer von #6 69510.—. 


Se 
Die Identität der Resteziffern mit den Bilanzziffern. 


a) Der Inhalt der Resteziffern. 


Die bei dieser Rechnung sich ergebenden Resteziffern bedürfen noch einer 
besonderen Betrachtung, einmal, weil sie einen sehr verschiedenen Inhalt auf- 
weisen, der geklärt werden muß, wenn man die Behandlung in der neuen Rech- 
nung verstehen will, und weiter, weil ihnen theoretisch eine besondere Bedeutung 
zukommt. 

Was zunächst den verschiedenen Inhalt dieser Ziffern betrifft, so zeigt sich 
folgende Bedeutung derselben: 

1. Die Reste der Warenrechnung in I und II stellen m. A. des Vortrags 
auf neue Rechnung Debitoren und Kreditoren dar. 

2. Die Reste bei Gehältern und Reparaturen der Abteilung I sind Aufwands- 
reserven oder nachverrechneter Aufwand. 

3. Der Rest aus der BIRD der Abteilung II bedeutet eine Ertrags- 
Teserve. 

4. Der Rest bei Mieten daselbst Bodletitet eine zurückverrechnete Ausgabe, 
ebenso die verbleibenden Reste bei Waren, Maschinen, Mobilien und Immobilien. 
| 5. Die Reste der Abteilung III bedeuten sämtlich Debitoren- und Kreditoren- 
bestände zuzüglich des eigenen Kapitals. 

Diese Verschiedenheit des Inhalts innerhalb der drei Abteilungen kann prak- 
tisch etwas bereinigt werden, wenn man die unbezahlten Waren- u. dgl: Leistungen, 
soweit sie Debitoren- und Kreditorencharakter im herkömmlichen Sinne haben, 
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in der Abteilung III verrechnet, wobei man, wie oben schon erwähnt wurde, eine 
Zahlung der Leistung und eine Darlehenshingabe unterstellt (fiktive Verrechnung). 
Alsdann enthält die Abteilung III alle Reste. aus Debitoren, Kreditoren und 
und des eigenen Kapitals, während die Reste der anderen Abteilungen nur Zurück- 
und Nachverrechnung darstellen. 


b) Die theoretische Bedeutung der Resteziffern. 
\ Die so entstehenden Resteziffen decken sich vollinhaltlich mit 
den Bilanzziffern, mit Ausnahme des Kassenbestandes. Denn letztere 
stellen. ja nichts anderes dar, als die Bestäade der Zahlungsreihe sowie Nach- 
und Rückverrechnungen. Da nun aber, wie früher gezeigt worden ist, auch der 
Kassenbestand in die Hauptbuchverrechnung einbezogen werden kann, indem man 
ihn als Ausgabesoll und -ist sowie als Einnahmesoll verrechnet, wobei sich ein 
Einnahmerest ergibt, so läßt sich tatsächlich der ganze Bilanzinhalt 
aus dem kameralistischen Hauptbuch gewinnen. Es bedeuten als- 
dann dort alle Einnahmereste Bilanzaktiva, alle Ausgabereste 
Bilanzpassiva. 
Denkt man sich bei dem vorstehenden Beispiel als Anhang noch nach- 
stehende Kassenrestverrechnung: 


Einnahmen Ausgaben 


Soll | Ist | Rost | Soll | Ist | Rest 


11 800 | _ | 11 800 Kassenrest 11 800 | 11 800 | -- 


so erhält man folgende 


Einnahmereste Restezusammenstellung Ausgabereste 
Kasse . . a De I IE BO I RREDItare" OT (UFEEDER 
B. aus Darlehen . . 2.2... 5900 | Hypothek. . . 2.2.2.2... 65000 
B. aus Warenverkehr . . . ... 18000 | A. aus Darlehen . . . . .» ».....10000 
Mieten (rückständige Einnahme) . 300 | C. aus Warenverkehr . . . . .. 10000 
Wären; cas Sr re 9000 | Gehälter (rückständig) . . . . » 1.000 
Maschinen se, Im N, 8900 | Reparaturen (rückständig) . . . . 100 
Mobilien"h ÜE’ HINEIN. 810 | Zinsen (voraus vereinnahmt). . . 100 
Immobilien . . er ee 
Miete (vorausbezahlt) RT RT, N 2.000 
155 710 154 400 
er Unterschied = Gewinn 1310 


= 155710 


Wenn diese Restezusammenstellung identisch ist mit dem Bilanzinhalt, so ergibt 
sich die wichtige Tatsache, daß die Kameralistik nicht nur den Erfolg 
richtigermittelnkann,sonderndaßsieihngenausoaufzwei Wei- 
sen feststellen kann wie die kaufmännische Buchhaltung. Die 
AbteilungI entspricht in ihrem laufenden Soll vollinhaltlich 
derkaufmännischen Gewinn- und Verlustrechnung, die vollstän- 
dige Restezusammenstellung der kaufmännischen Bilanz. Beides 
ist aus der Kameralrechnung selbst zu gewinnen. 
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Diese Feststellung kann, wenn man die zugrunde gelegten theoretischen Ein- 
sichten betrachtet, nicht befremden. Nachdem die Kapitalverrechnung in die 
Kameralistik eingeführt wurde, kann man sagen, daß diese im Zusammenhang mit 
der Resteverrechnung gründsätzlich eine Zahlungs- und Leistungsreihe, genau so 
wie die kaufmännische Buchhaltung, umschließt. Alsdann muß sie natürnotwendig 
eine doppelte Erfolgsrechnung ermöglichen. 

Diese doppelte Erfolgsrechnung beruht allerdings zum Teil auf einer nur 
indirekten Doppelverrechnung der Einzelfälle. Bei den Kassenvorfällen ist die 
Doppelverrechnung klar ersichtlich im Soll und Ist der betreffenden Rubriken. 
Bei den Kreditfällen sowie den Nachverrechnungen erscheint die Verrechnung da- 
gegen zunächst nur einfach. Sie wird aber indirekt doppelt durch die Restefest- 
stellung. Auf diese Weise erscheint der Vorgang s>wohl im laufenden Soll als auch 
im Rest oder, wie die Kassenvorgänge, in der Leistungs- und der Zahlungsreihe. 

Mit diesen Feststellungen ist die in der Literatur vorherrschende Meinung, 
die Kameralistik vermöge keine Gewinn- und Verlustrechnung und keine Bilanz 
zu liefern, widerlegt. Diese Behauptung gilt schon für die herkömmliche Kameral- 
rechnung nur teilweise, für die vervollkommnete gilt sie überhaupt nicht. Die Kame- 
ralistik nennt zwar ihre entsprechenden Zusammenstellungen nicht so, aber sie 
bedeuten ihrem Wesen nach nichts anderes. 

Die Kameralistik liefert aber nicht nur Aufstellungen, die der Gewinn- und 
Verlustrechnung sowie der Bilanz gleichkommen, auch ihre Einzelverrechnungen 
bieten in der gewählten Aufmachung den gleichen Inhalt dar, wie die ent- 
sprechenden Konten der kaufmännischen Buchhaltung. Da die Sollziffern bei den 
Einnahmen und Ausgaben das enthalten, was aus der Bar-, der Kredit- und der 
Nachtragsverrechnung entspringt, kann es gar nicht anders sein, denn die Konten 
der kaufmännischen Buchhaltung nehmen ebenfalls nur diese Verrechnungsfälle. in 
sich auf. 

Es liegt nahe, von der so gestalteten Kameralrechnung zu behaupten, sie 
sei nur eine mit kameralistischem Einschlag versehene kaufmännische Buch- 
haltung. Dem muß aber widersprochen werden. Die so gestaltete Kameralrechnung 
beruht vollkommen auf kameralistischen Rechnungsmethoden, und sie enthält 
nichts, was nicht dem Arsenal der spezifisch kameralistischen Rechnungsart ent- 
nommen ist. Insbesondere ist die am meisten an die kaufmännische Buchhaltung 
gemahnende Art der Rückverrechnung in der Vorschuß- und Asservatenrechnung 
der Kameralistik vorgebildet. 

Diese Tatsache, daß die Kameralistik mit ihren eigenen Methoden zu den 
gleichen Ergebnissen wie die kaufmännische Buchhaltung gelangt, hat ihren ganz 
natürlichen Grund. Wie diese und die früheren Ausführungen sich bemüht haben, 
darzutun, beruht die Kameralrechnung letztlich auf keiner anderen Grundlage als 
die kaufmännische Buchhaltung. Werden aber zwei so gestaltete Rechnungsver- 
fahren auch noch unter denselben leitenden Gesichtspunkt gestellt (hier die Erfolgs- 
rechnung), so müßte es mit einem Wunder zugehen, wenn sie nicht zu gleichen 
Ergebnissen gelangen würden. 

Wenn man demgegenüber die kameralistische Literatur über die sogenannte 
„gehobene“ Kameralistik betrachtet, kommt man allerdings zu der hier verworfenen 
Anschauung. Die Verfasser dieser Arbeiten sind zu ihren Ergebnissen wesentlich 
durch den Hinblick auf die doppelte Buchhaltung gekommen). Sie hätten aber, was 
nicht scharf genug betont werden kann, wenn sie ihren eigenen Rechnungsapparat 


1) Vgl. besonders Schneider. 


288 E. Walb: Die Erfolgsrechnung der Kameralistik. 


und das Rechnungsziel richtig durchdacht hätten, ohne einen Seitenblick auf die 
kaufmännische Buchhaltung zu den gleichen Ergebnissen kommen müssen. Sie 
brauchten dabei bloß, wie es hier geschehen ist, die Frage zu stellen, wie der 
Erfolg aussehen müsse, der festzustellen sei und welche Rechnungsmittel für seine 
Feststellung zur Verfügung stünden. 


c) Die Eröffnung der neuen Rechnung mittels der Resteziffern. 


Die aus der alten Rechnung verbliebenen Reste müssen in die neue 
Rechnung überführt werden. Dabei wird ein weiterer Doppelcharakter derselben 
bedeutsam. Die Reste können vom Standpunkt der Kameralrechnung als direkte 
(natürliche) und indirekte (künstliche) bezeichnet werden. Als direkte Reste stellen 
sich alle aus dem Debitoren- und Kreditorenverhältnis einschließlich der Nach- 
verrechnung dar. Sie sind seit der Erfindung des neuen Kameralstils (Puechberg) 
ein organischer Bestandteil der Kameralrechnung geworden und können ohne 
weiteres in die neue Rechnung übernommen werden. Dort erscheinen sie genau 
wie in der alten im Ausgabe- oder Einnahmesoll. Ob man sie dabei besonders ab- 
rechnet oder mit der laufenden Rechnung vereinigt, hat nur praktische, keine 
theoretische Bedeutung. 

Anders liegt es mit den indirekten Resten. Sie betreffen diejenigen, die sic 
aus Vorauszahlungen ergeben. 

Die Vorauszahlungen müssen, wie gezeigt wurde, durch Umbuchungen aus der 
laufenden Rechnung entfernt werden. Die Reste entstehen daher hier erst durch eine 
zweite Buchung, also künstlich oder indirekt. Sie treten deshalb auch ın der alten 
Periode nicht wie die natürlichen Reste auf der gleichen Seite der Verbuchung 
des Vorfalles auf, sondern auf der entgegengesetzten. In der neuen Rechnung 
müssen diese Ziffern nun, da ja nur eine Verschiebung derselben Ziffern auf 
eine andere Periode bezweckt ist, wieder auf der ursprünglichen Seite er- 
scheinen. Infolgedessen genügt hier nicht die einfache Vortragung. Vielmehr 
muß hier ein Einnahmerest der alten Rechnung zu einem Ausgabeposten der 
neuen werden (z. B. Warenbestand). Da es sich ferner um Vorausverrechnungen 
handelt, die entweder bezahlt sind oder, falls nicht bezahlt, einen Debitoren- 
bzw. Kreditorenrest in der alten Rechnung ausgelöst haben, der für sich in der 
neuen Rechnung behandelt wird, so müssen diese Posten in der neuen Rechnung 
unbedingt als bezahlt (Ist) erscheinen, weil anders hier wieder Reste entstünden. 
Es ergeben sich daher notwendigerweise fiktive Istbuchungen. Diese finden ihren 
Ausgleich durch die fiktive Begleichung der aus der Umbuchung entstandenen 
Reste, womit letztere aus der Rechnung verschwinden, was nach dem Übergang des 
Postens in die betreffenden Abteilungen der neuen Rechnung auch durchaus in 
Ordnung ist. 

Es ergibt sich demnach folgende Gesamtbehandlung der Reste: Die 
Waren-, Anlagen- und dergleichen Reste erscheinen in der Resterechnung, die die 
neue Periode von der alten übernimmt, im Einnahmesoll. Darauf werden die 
Ziffern in der Warenrechnung und dgl. der neuen Periode ins Ausgabesoll gesetzt, 
und schließlich wird der Sollausgleich in beiden Fällen durch eine fiktive‘ Ist- 
buchung bewirkt. 


(Fortsetzung folgt.) 


Die Erfolgsreehnung der Kameralistik. 
Von Ernst Walb. 


(Schluß.) 


Die allgemeine Regel für die Restebehandlung ist also die 
daß zunächst alle Reste, so wie sie entstehen, in die neue Rech- 
nung auf die gleiche Seite übernommen werden, daß die natür- 
lichen Reste dann unverändert bleiben, während die künstlichen 
durch Umbuchung beseitigt-werden. 

Demjenigen, der von der kaufmännischen Buchhaltung herkommt, erscheint 
die Vortragung der Reste auf die gleiche Seite befremdlich. Es ist deshalb hervor- 
zuheben, daß die Reste eine besondere formale Erscheinung der Kameralistik dar- 
stellen, die zwar im Wesen, aber nicht (wenigstens nicht vollauf) in der Form den 
Salden der Konten der kaufmännischen Buchhaltung entsprechen. 

Die Eröffnung der neuen Rechnung im vorstehenden Beispiel gestaltet sich 
demnach wie folgt: (Von einer besonderen Resteverrechnung soll, mit Ausnahme der 
sich auflösenden Reste, abgesehen werden.) Zu beachten ist, daß die direkten Reste 
in der Hauptbuchrechnung der neuen Periode weiter als Reste erscheinen, die das 
laufende Soll nicht berühren, während die indirekten Reste wegen ihres Um- 
buchungscharakters dort nicht als Reste, sondern nach erfolgter Umbuchung gerade 
im laufenden Soll auftreten. 


Übertragungsreste 
Einnahmen (indirekte) Ausgaben 
Soll u Ist | Rest | a u Rest 
Waren | 
Bestand 9000 9000 | (auf lfd. Rechnung If) zz E= 
Ausgabe 
Masc hi inen | 
Bestand 8900 8900 | (auf Ifd. Rechnung "1 — — 
Ausgabe | 
| Mobilien = 
Bestand 810 810 | (auf lfd. Rechnung ID) — — 
| Ausgabe | 
| Immobilien Bet | 
Bestand 99 000 99000 | (auf lfd. Rechnung Il) — — 
Ausgabe | 
| Zinsen 
— — | _ 100 100 (auf lfd. Rechnung I) 
| Einnahme 
Miete 
Bestand 2000 2000 | (auf lfd. Rechnung D — a = 
Ausgabe 
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Einnahmen Abteilungl Ausgaben 
ya | Lid. Soll | Gesamtsoll | Ist euer|l Ale | Lid. Soll | Gesamtsoll | 1st | Neuer 
BR | 
18.000 18 000 er %, 
1) | (Warendebitor)) | | ar | er: 
| Miete | 
300 1) En BOBR PIEL Pa 2.000 2000 20001 — 


(Rückst. Ein- 


(in der Vor- 
| nahme der 


periode voraus 


Vorperiode) | | verausgabt) 
| | Zinsen | 
E= 100 3) 100 1001| — I — — —_ .- - 
(in der Vor- 
periode voraus 
vereinnahmt) | | | 
| | Gehälter | 
— _ — — | —  [I1000%) — 1000 — = 
(Rückst. Aus- 
gabe der 
| | Vorperiode) 
| Reparaturen 
— — — | — | — |! 100!) _ 100 en _ 
(Rückst. Aus- 
gabe der 
| | Vorperiode) | 
und dergl. 

Einnahmen Abteilung Ausgaben 
Alter Gesamt- Neuer Alter Gesamt- Neuer 
Rest Lid. Soll soll Ist Rest Rest Lid. Soll soll Ist Rest 

Waren 
Bestand ?) . 
= —_ = — — 9 000 9 000 9 000 — 
10 000!) 10 000 
(Kreditor) 
| Maschinen | 
Bestand’) 
Bat _ — _- — | — 8 900 8 900 8 900 — 
| Mobilien | 
Bestand ?) 
— _ _ — _ | E 810 | 810 810 hand 
| | Immobilien | 
Bestand ?) 
EN | LE 


Bil — | a 99 000 | 99 000 99 000 na) 


1) Diese Reste sind alle natürliche, die auf der gleichen Seite stehen wie in der alten 
Rechnung und das laufende Soll nicht berühren. 
2) Alles indirekte oder Umbuchungsreste, die ins laufende Soll gehören. 
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Einnahmen Abteilung Ill Ausgaben 
Alter Gesamt- Neuer Alter Gesamt- Neuer 
Rest Lid. Soll soll Ist Rest Rest Lid. Soll soll Ist Rest 

Kapital | 
—_ En = _ l 69 510%) — | 69 510 — — 
| | H a pothek | | 
a zu | ws v h 65 000 | — | 65 000 — — 
| 
— E= — N 10 000 _— 10 000 u | — 
| : | 
5 900 — 5 900 le _ | — — _ 


Die neue Rechnung enthält somit alle Debitoren, Kreditoren sowie die sonstigen 
aus der Vorperiode rückständigen Einnahmen und Ausgaben. Da diese Ziffern 
das laufende Soll der Abteilung I nicht berühren, kommen sie für die neue Er- 
folgsrechnung nicht in Betracht. Weiter enthält die neue Rechnung alle in der 
Periode rückverrechneten Fälle. Diese stehen im Soll der laufenden Rechnung. 
Soweit sie in der neuen Periode unbedingt erfolgswirksam werden, stehen sie in 
Abteilung I, im anderen Falle in Abteilung II, von wo aus die betreffenden Anteile 
wieder zu übertragen sind. Die neue Rechnung ist demnach für die nächste Erfoles- 
rechnung vollkommen vorbereitet. Zu beachten ist noch, daß sämtliche Isteinnah- 
men und -ausgaben in diesem Stadium sich ausgleichen, was, wenn man ihren rein 
formalen Charakter beachtet, selbstverständlich ist. 


d) Die Klapdorsche Verrechnungsart. 


Das hier logisch entwickelte Verrechnungsschema deckt sich in seinen Grund- 
zügen durchaus mit der von Klapdor vorgeschlagenen Verrechnungsart. Auch 
Klapdor hat die überlieferte Kameralistik gradlinig weitergebildet und ist dabei zu 
einer Gewinn- und Verlust- sowie zu einer Bilanzrechnung gelangt. Allerdings war 
sein Ausgangspunkt ein anderer. Er wollte diese Ergebnisse erzielen ?), während 
hier nur eine richtige Erfolgsrechnung angestrebt wurde, bei deren Durchdenkung 
diese Früchte von selber reiften. Im Nachstehenden sei der Abrundung halber ein 
Beispiel, das Klapdor in Anlage D gibt, mitgeteilt. Zu bemerken ist dabei, daß Klap- 
dor seine Verrechnungen, je nach der Art des Betriebes, für den sie bestimmt sind, 
verschieden gestaltet. Doch ist der Grundgedanke bei ihm der gleiche. 

Es handelt sich bei dem Beispiel um den Jahresabschluß einer Leihanstalt. 
Klapdor gliedert darin die Konten in Kapital- und durchlaufende (A), Gewinn- und 
Verlustposten (B), Dispositionsfonds (C), und Vorschuß (D). 

Die Konten unter A haben den Charakter von Forderungen und Schulden. 
Der Posten C stellt das eigene Betriebskapital dar. D ist ein Vorschuß der Haupt- 
kasse aus dem Vorjahr. Grundsätzlich sind alle drei Posten gleichen rechnungs- 
mäßigen Charakters und würden in dem hier vorgeschlagenen Schema unter III 
auftreten. Da andere Aktiva fehlen, fällt hier die Abteilung II aus, und es verbleibt 


4) Einschließlich Gewinn. 
2?) Vgl.a.a. 0. S. 65. 


Soll... uk ne ai 


| te} 
Nach d Summe Zugan Abgan 
Nach dom , Er BBE Soll 
Rechnung 
M M M M M M 
| | 
1 000 000.— 591 627.—11 591 627.— 12. 27 363.— _ 1 618 990.— 
30 000.— —_ 30 000.— — 3. 1991.83| 28008.17 
51 000.— _ 51 000.— = 5. 3000.—| 48 000.— 
63 000.— 35 101 98 683.10 8 414.96 er 107 098.06 
21 700.— | | 21700.—| 899.69 736 101 21 863.59 
1 165 700.— 627 310.10]1 793 010.101 36 677.65] 5 727.93|1 823 959.82 
30 949.72] 
1 000 000.— — 1 000 000.—|i. 27 363.— _- 1.027 363.— 
30 000.— 13 814.151 43 814.15 —_ 4. 1991.83| 41 822.32 
51 000.— 362 000.—| 413 000.— — 6. 3000.—| 410 000.— 
68 700.— 2 642.581 71 342.58 1 049.67 1 578.10 70 814.15 
16 000.— _ 16 000.— 9 106.98 — 25 106.98 
_— 248 175.10] 248 175.10 Fr. | 248 175.10 
37 519.65| 6 569.93 
30 949.72 | 
Eu | Se > | 678.27 — | 678.27 
1 165 700.— 626 631.8311 792 331.83] 31 627.99 _— 1 823 959.82 
+ 678.27] Vorschuß 


627 310.10 | 


Titel 


I 
I 
II 


vyVa 
vu 


Rest- und h 
Bezkanng Ist Bilanz-- Gewinn Verlust | 
posten 
M M M M 
Einnahme. 
A. Kapital- und 
laufendeKonten: Aktiva 
Darlehen -. . . . „. 11031 396.-- 1587 594.— 
Verkaufsüberschüsse 28 008.17 
Betriebsvorschuß . 48 000.— 
107 098.06 
B. Gewinn: — 35 683.10 
Zinsen 2... wa: 74 349.06) 32 749.— 71 414.96 
Diver 72.875 3 21 863.59 _ 21 863.59 
Summe Einnahme 1 203 616.82|620 343.— 
Ausgabe. 
A. Kapital- und 
durchl. Konten: Passiva 
Darlehen . . . . > 11.097 363:— a 
Verkaufsüberschüsse 16 940.46| 24 881.86 
Betriebsvorschuß . 89 000.—1|321 000.— 
B. Verlustposten: 70 814.15 
Diverse © =. =, 2% 67 352.77) 3461.38 — 2642,58 
Gewinn i 68 171.57 
10 000.— .% an 25 106.98 
Armenkasse 
15 106.98. % an 10 000.—| 15 106.98 
Dispos.-Fonds 
C. Dispositions- 
Sr ie —  248175.10 
93 278.55| 93 278.55 


D. Vorschuß aus 
1909: 678.27 - 


Summe Ausgabe Il 211 334.50/612 625.32 
„ Einnahme |1 203 616.82 — 


Vorschuß 7717.68 7717.68 
620 343.— 
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nur noch die Gruppe B, die der Abteilung I gleichkommt. Die Einnahmereste ent- 
sprechen auch hier den Aktiven, die Ausgabereste den Passiven. Dagegen sind die 
Gewinnziffern hier nicht ohne weiteres erhältlich, vielmehr muß dafür eine beson- 
dere Berechnung aufgemacht werden. Dies rührt daher, daß die Spalte „laufendes 
Soll“ fehlt. Das „wirkliche Soll“ setzt sich zussmmen aus Etat + Rest Etats- 
veränderung. Das laufende Soll dagegen umfaßt nur Etat Veränderungen, woraus 
aber hier das Ergebnis nicht gezogen ist. Infolgedessen korrigiert Klapdor in der 
Gewinn- und Verlustrechnung beidemal die Ziffern des wirklichen Soll um den Rest. 
Diese Umständlichkeit ist, wie oben gezeigt wurde, nicht nötig. Das ‚laufende 
Soll“ kann vollkommen selbständig dargestellt werden. 

Der Gewinn war nach dem Etat mit 16000 vorgesehen und als abzuführen 
in Ausgabe gestellt. In Wirklichkeit beträgt er 4 25106.98. Die Differenz ist daher 
als Zugang im Ausgabesoll mit 9106.98 verrechnet. Da %10000.— bereits 
abgeliefert sind, verbleiben noch #15106.98, die dem Dispositionsfonds nachher 
zuwachsen. Da schließlich die Kasse 7717.68 mehr laufend ausgab, als sie ein- 
nahm, ist sie, weil ein Kassenbestand nicht vorhanden war, mit diesem Betrag bei 
der Hauptkasse in Vorschuß geraten, woraus sich der letzte Passivposten ergibt. 

Mit diesen Erläuterungen dürfte das Beispiel wohl verständlich sein. Die 
Bilanz sieht dann wie folgt aus: 


Aktiva | Passiva 
Darlehen . . 2.587594. — | Abzuliefernde Verkaufsüberschüsse 24 881.86 
Rückständige Zinseinnahme . . 32749.— | Betriebsvorschuß . . 321 000.— 
Rückständige Ausgaben . erste, 
Kassenvorschuß. . a an 
Dispositionsfonds . . . . . .248175.10 

Noch verfügbarer Gewinn 

— 25 106.98 
"/. abgeführt 10000.— 15 106.98 
620 343.— 620 343.— 
88. 


Die Herstellung eines Übertragungsrhythmus. 
(Das Schneidersche Verfahren.) 


Die vorstehende Darlegung zeigt, daß der Kameralistik ein Vorzug abgeht, den 
die kaufmännische Buchhaltung aufweist, d. i. der Übertragungsrythmus. Bei der 
kaufmännischen Buchhaltung übernimmt das Bilanzkonto gleichartig und mecha- 
nisch alle Reste, gleicht sich zwangsläufig aus und gibt sie im Grundsatz ebenso 
wieder her. 

Hier dagegen entstehen z. T. Doppel-, z. T. einfache Überträge; außerdem kann 
hier nicht mechanisch übertragen werden, sondern es muß der Charakter des 
Restes erkannt und dieser demgemäß bald doppelt, bald einfach, bald als Rest, bald 
als laufendes Soll, bald in Abteilung I, II oder III, oder wie sie sonst heißen 
mögen, eingesetzt werden. 

Dieser Nachteil hat zwar den Vorteil im Gefolge, daß beim kameralistischen 
Abschluß mehr gedacht werden muß, weshalb auch die Kameralistik für die Er- 
kenntnis der Erfolgsrechnung viel schulender ist, als die kaufmännische Buch- 
haltung. Aber damit wird der Nachteil, daß der Apparat spröder ist, nicht aus der 
Welt geschafft. 
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Diese Sprödigkeit kann nun gemildert werden dadurch, daß der Übertragungs- 
rhythmus, wie er bei der doppelten Buchhaltung beim Abschluß besteht, auch in 
die Kameralistik übernommen wird. Der Gedanke, der dabei zugrunde gelegt wer- 
den. kann, ist der einer fiktiven Liquidation, bei der alle Einnahme- und Aus- 
gaberückstände im weitesten Sinne bezahlt, und alle Bestände veräußert worden 
wären, d.h. sich in Einnahmen aufgelöst hätten, während bei der Wiedereröff- 
nung umgekehrt die alten Verhältnisse neu begründet würden. 

Damit diese Übertragungen rhythmisch durchgeführt werden können, muß- 
dafür gesorgt werden, daß mit der Einsetzung der Bestände diejenigen Verrech- 
nungen, die erfolgsunwirksam sind, in den Sollziffern sich ausgleichen, d. h. 
man muß auch in der Kameralistik zu einer Saldierung der Bestandsrechnung 
kommen können. Diese Saldierung verursacht keine Schwierigkeiten bei den Ver- 
rechnungen der Abteilung II des hier vorgeschlagenen Schemas. Was dort in die 
nächste Periode zu übertragen ist, ist nichts anderes als der Unterschied zwischen 
den Solleinnahmen und Ausgaben, also der Saldo. Dagegen entstehen die Schwie- 
rigkeiten bei der Debitoren- und Kreditorenverrechnung. 

Soweit zunächst die Debitoren und Kreditoren nach Art der Abteilung III, 
d. h. wechselbezüglich, verrechnet werden, stehen sie bereits auf der Gegenseite im 
Einnahme- oder Ausgabesoll. Ein Bankguthaben in Höhe von 4 91 400.— ist z. B. 
wechselbezüglich im Einnahmesoll, eine Anleiheschuld in Höhe von + 2206 400.— 
im Ausgabesoll verrechnet. Für die Saldoziehung ist daher hier kein Raum. 

Um den Saldo hier trotzdem verwenden zu können, hat Schneider, der vom 
Gedanken an den rhythmischen Abschluß beherrscht ist, die Verrechnung dieser 
Fälle gerade umgekehrt. Er überträgt beim Beginn der Rechnung einen Debitoren- 
bestand nicht ins Einnahmesoll, sondern ins Ausgabesoll und -Ist, so, als wenn 
die Debitoren ganz neu begründet worden wären. Kommen neue Debitoren hinzu, 
so erscheinen sie an gleicher Stelle. Zieht man nun den Saldo im Einnahmesoll, 
so erhält man den Forderungsbetrag genau so wie sonst in der Kameralistik, nur 
mit dem Unterschied, daß das Einnahme- und Ausgabesoll sich jetzt ausgleichen. 
Bei den Kreditoren ist es genau umgekehrt. 

Ein Beispiel mag dies verdeutlichen: Der Bestand an Bankguthaben sei 
6 91400.—, der Zugang im Laufe der Periode „I6 95 056.—. 


Einnahmen Normale Verrechnung. Ausgaben 
| Soll | Ist | Rest | | son | it Rest 
1. Bestand . .| 91400 — 2a. Neue Ein- 
(Vortrag) lage . . |95056| 95 056 — 
2b. (wechsel- 
bezüglich) .| 95 056 = 186 456 
Einnahmen Verrechnung nach Schneider. Ausgaben 
| Soll | Ist | Rest | | Soll | Ist | Rest 
3. Übertrag an 1. Übertrag 
nächste Peri- aus Vorperiode 
ode (Saldo) . | 186 456 — 186 456 (Vortrag) . .|91400| 91400 _ 
2. Zugang . .|95056| 95 056 — 


Durch diese Umbildung wird also auch hier die Saldoziehung ermöglicht. Da- 
gegen versagt das Verfahren bei der Verrechnung von Debitoren und Kreditoren 
im Leistungssoll als Reste, weil die Beträge hier unabänderbar an der definitiven 
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Stelle stehen. Hier kann nur eine Änderung der Verrechnungsart helfen, indem 
man diese Fälle in die Abteilung III verlegt, was an sich ja möglich ist, aber der 
Kameralistik im Grunde nicht liegt. 

Zur Verständlichmachung des Gesamtvorganges sei nachstehend das Haupt- 
buch, wie Schneider es ausgebildet hat, wiedergegeben (s. S. 296). 

Das Beispiel zeigt neben dem Soll und Ist die Spalten „auf das Folgejahr 
zu übertragende Vorschüsse bzw. Bestände“, die untergeteilt sind in Einnahme- 
reste und Vorschüsse bzw. Ausgabereste und Bestände. Die Ausdrücke „Vor- 
schüsse‘“ und ‚„Bestände“ sind termini technici und bedeuten Aktiv- und Passiv- 
posten mit Ausnahme der Einnahme- und Ausgabereste, die in den Nebenrubriken 
erscheinen. Es zeigt sich also, daß alle Aktivposten mit Ausnahme der Resteinnahme 
und des Kassenbestandes im Einnahmesoll als Salden erscheinen (fingierte Ver- 
wandlung in Einnahmen), und alle Passivposten mit Ausnahme der Ausgabereste 
im Ausgabesoll (fingierte Verwandlung in Ausgaben). Bei der Wiedereröffnung 
finden sich sämtliche Aktivwerte im Ausgabesoll und -Ist, sämtliche Passivposten 
im Einnahmesoll und -Ist, so, als wenn sie neu begründet wären. Die Istbuchungen 
sind hierbei fiktiv. Da diese fiktiven Istbuchungen durch das Kassenbuch laufen, 
müssen sie dort sich ausgleichen, weil sonst der Kassenbestand nicht stimmt. 
In dem von Schneider in seiner Arbeit gebrachten Beispiel (S. 7&£f) ist dies auch der 
Fall. Das Beispiel ist aber vereinfacht, da es weder Kassenbestände, noch Einnahme- 
und Atusgabereste im Anfang enthält. Aber gerade letztere sperren sich auch 
- hier wieder gegen das System, eben weil sie nach der alten Kameralmethode 
behandelt sind. Es scheint, daß dann nichts anderes übrig bleibt, als sie zwar 
ebenfalls im Ausgabe- bzw. Einnahmesoll und -Ist zu verrechnen, aber sofort 
eine Gegenbuchung ins andere Soll vorzunehmen; alsdann stehen sie als Reste 
offen, berühren aber die weiteren Erfolgs- bzw. Saldorechnung nicht. Da die Pas- 
siven nunmehr im Kassenbuch im Kasseneingang, die Aktiven mit Ausnahme des 
Kassenbestandes im Ausgang verrechnet sind, beginnt das Kassenbuch per Saldo 
mit dem Bestand, was in Ordnung ist. 

Aus diesen Darlegungen im Verein mit dem Beispiel läßt sich nunmehr fol- 
gendes feststellen: Auch die Kameralistik kann zu einem Übertragungsrhythmus ge- 
langen, der sich zunächst aber nur auf die Restbestände bezieht. Um diesen 
Rhythmus durchzuführen, muß sie z. T. Änderungen in der Rechnungslegung ihres 
Hauptbuches vornehmen (Abt. III); z. T. zu konstruktiver Buchung greifen (Ein- 
nahme- und Ausgabereste). Der Rhythmus selbst ist am sichtbarsten bei den Er- 
öffnungsbuchungen, wo die Kameralistik in ihrem Kassenbuch Zusammenstel- 
lungen aufweist, die der Wiedereröffnungsbilanz der doppelten Buchhaltung ziem- 
lich gleichkommen (Passiva in Einnahme, Aktiva in Ausgabe). 

Auf die Übertragung der Erfolgsdaten erstreckt sich dieser Rhythmus zunächst 
nicht1). Er wäre aber mittels des bekannten Umbuchungsverfahrens auch hier zu er- 
reichen. Man könnte z. B. den Überschuß der Einnahme- oder Ausgabeseite der 
erfolgswirksamen Einzelverrechnungen sehr wohl in Soll und Ist noch auf eine 
besondere Rechnungsabteilung übertragen und dort eine Gewinn- und Verlust- 
rechnung gewinnen. Damit würden sich dann die einzelnen Verrechnungsteile genau 
so abschließen, wie dies bei der doppelten Buchhaltung der Fall ist. 

All das ist möglich, aber all dies schafft schließlich eine Buchhaltung, die 
kaum noch als Kameralistik erscheint. Denn hier herrschen die konstruktiven 
Elemente der Doppik durchaus vor, die nur noch mit kameralistischen Zutaten 


1) Siehe die Konten Allg. Verwaltung und Gasbereitung gleich Abta’lung I unseres 
Schemas. 


4. 


Einnahmen Beispiel des Hauptbuches nach Sehneider. Ausgaben 
Auf d. Folgejahr z. Auf d. Folgejahr z. 
übertr. Vorschüsse übertr. Bestände 

Soll Ist Ein- Soll Ist 
Vor- A be- 
en schuß Best. Bestand 
1 


Allgemeine Norse kungı) 
en | u l 34 100 


21 600 | 21600 34 100 


Gasbereitung?) _ | 
474 100 | 473 600 500 — | 


| 348490 | 348490] — 


474100 |473600 | 500 | T 318490 | 348490] — = 
Material 
Materialabgabe Übernahme aus 
48200 | 48200 — _ Vorjahr 12000) 120000 — — 
Übergabe des Be-: 
standes 3800| — — | 3800|| Ausgaben 40000| 4000| — _ 
52000 | 48200] — | 3800|] 52000| 52000] m 
Grundbesitz | 
Übergabe des Be- : Übernahme aus 
standes 1500005 — _ 150 000|| Vorjahr 150000 | 1500001) — —_ 
ee ee Rohrnetz 
Übergabe des Be-: | | Übernahme a.Vor- 
standes 1135000!) — —  11350001| jahr 1100000 |1100000| — 
Ausgabe 35000) 350001 — -— 
Bankkonto (Anlage des Erneuerungsfonds) 
ee Übernahme des 
Übergabe des Be-; Guthabens aus 
standes 186450:| —- —  ;186450|| Vorjahr 91400) 914001 — 2 
| | Zuzahlung 95056 | 9056| — — 
Erneuerungsfonds (Reserve) 
Übernahme des Übergabe des Be-: 
Bestandes 91400 | 91400 — — standes 186 456. — — 186 45 
Zuschreib. 95056 | 95 056 = _ aa I Br FE 
Anleihe | 
Übernahme d. Be- Tilgung | 
stands 2206 400 '2206400| — — 34 944 | 3494| — _- 
Übergabe des Be-: 
stands 2171456) — | —  |2171456 
Gewinnreserve | 
Übernahme d. Be- | Übergabe d. Be-: 
standes 33 600 336001 4 — — standes 114 444: — — 114 444 
Zuführung neuen 
Gewinns 80844 | 8084] — | — rn era _E M 
En: Kontokorrent | 
Übernahme des Ablieferung 
standes 24300 24 3000| — — 84300 | 843001 — — 
Neuabhebung Übergabe des Be-: 
91 800 918001 — — standes 31800) — — 31 800 
usw. 


1) Diese beiden Konten sind nichtsaldierte Erfolgskonten. 
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verbrämt sind. Aus der Kameralistik ist in steigender Übernahme von Gedanken- 
gängen der Doppelbuchhaltung ein ganz neues Gebilde geschaffen worden. 

Oh die Kameralistik diesen Weg gehen soll, scheint mir sehr fraglich. 

Die Verrechnungsart, so wie sie früher dargestellt wurde, und wie auch Klap- 
dor sie übt, verdient nach meiner Ansicht den Vorzug; denn sie ist voll und ganz 
kameralistisch und paßt in die Gedankengänge der allgemeinen Kameralrechnung 
hinein. Sie ist auch von jedem denkenden Kameralrechner ausübbar. 

Das Verrechnungsbild dagegen, das zuletzt entworfen wurde, erfordert als 
Synthese zweier Rechnungsverfahren die Kenntnis der Eigenart beider, was die 
vernünftige praktische Anwendbarkeit erschwert. So sehr ich auch den Rhythmus 
der Arbeitsverrichtung schätze, wie er hier angestrebt wird, so wenig kann ich ihn 
da empfehlen, wo er auf konstruierten Gedanken beruht und derartige Erschwe- 
rungen mit sich führt. 

Schneider ist zu sehr von der Systematik der Doppelbuchhaltung geblendet 
und will diesbezügliche Vorwürfe gegenüber der Kameralistik vermeiden. Er über- 
sieht dabei, daß diejenigen, die die Vorwürfe aussprechen, die Kameralistik nur 
oberflächlich kennen, und daß so wenig, wie die kaufmännische Buchhaltung alle 
Eigenschaften der Kameralistik aufzuweisen braucht, dies umgekehrt der Fall sein 
muß. Es kommt jeweils nur darauf an, daß die gestellten Aufgaben zweckmäßig 
gelöst werden können. Dies ist aber bei der Kameralistik auch ohne den Rhythmus 
der Fall. 

Die Kameralistik hat es nach meiner Ansicht weder nötig, einen Glaubens- 
wechsel zu vollziehen, noch sich unter Übernahme der wesentlichen Bestandteile 
eines Fremdglaubens eine Art Lehnreligion zu schaffen. Das einzige, was von ihr 
verlangt werden muß, ist, daß sie nicht starr orthodox bleibt, sondern die in ihr 
ruhenden lebendigen Kräfte zur Entfaltung bringt. Wie dies für den Fall der Er- 
folgsrechnung zu geschehen hat, ist zur Genüge gezeigt worden. 


89 
Einzelprobleme der kameralistischen Erfolgsrechnung. 


a) Das Abschreibungsproblem. 


Die Frage der Abschreibung auf Anlagewerte ist erst bei dem Auftreten wer- 
bender Betriebe zu einem besonderen Rechnungsproblem der Kameralistik ge- 
worden. Die gewöhnliche Kameralrechnung, soweit sie sich der Hauptbuchgliederung 
bedient, behandelt das sog. Stammvermögen in einer ausgegliederten Rechnung 
ganz für sich. Es werden dort im Hauptbuch die Ausgaben für Zugänge und die 
Einnahmen für Abgänge gesondert verzeichnet und in der nebenher laufenden Ver- 
mögensrechnung weiter verrechnet, so daß sich hier als Anlagewert der durch die 
Geldbewegung entstandene Wert ergibt. Scheidet die Anlage infolge Unbrauchbar- 
keit aus, so wird sie in der neuen Vermögensaufstellung einfach nicht mehr auf- 
geführt. Die dadurch sich ergebende Vermögensverminderung wird dann in der 
beigegebenen Auseinandersetzung aufgeklärt. Mit der Erfolgsrechnung hat dieser 
ganze Vorgang der Gebrauchsabnahme bzw. des Unbrauchbarwerdens nichts zu tun. 

In dieser Weise verrechnet heute noch die reine Verwaltungswirtschaft. Dieses 
Verfahren scheint auch für die ursprüngliche Fassung des Einkommensteuer- 
gesetzes, in der bei nicht kaufmännischen Betrieben die Veränderungen am nicht 
beweglichen Vermögen für die Einkommensteuerberechnungen unberücksichtigt 
blieben (88 32, 33 des REStG.), vorbildlich gewesen zu sein. 
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Neben diese für die Erfolgsrechnung unzureichende Behandlungsart tritt noch 
eine zweite, die besonders bei deutschen Kommunalbetrieben Anwendung gefun- 
den zu haben scheintt). Sie besteht in einer Vermengung betriebs- und. verkehrs- 
technischer Vorgänge, indem die Anleihetilgung die Abschreibung zu ersetzen hat. 

Dieses Verfahren beruht zunächst auf vermögensorientierten Vorstellungen. 
Der es beherrschende Gedanke ist der, daß eine aufgenommene Anleihe ihren Gegen- 
wert in Anlagen findet und daß in dem Maße, in dem die Anlage gebrauchsunfähig 
wird, die Schuld getilgt werden muß, so daß beim Wertloswerden der Anlage der 
Betrieb schuldenfrei ist. 

Mit dieser Ersetzung der.Abschreibung durch die Anleihetilgung ist jedoch 
eine brauchbare Erfolgsrechnung nicht zu erzielen, und zwar aus mehrfachen 
Gründen. 

Zunächst hat die Anleihetilgung auf die Erfolgsrechnung nur dann Einfluß, 
wenn letztere auf die reinen Kassenvorgänge abgestellt ist. Alsdann erscheint zu 
Beginn der Verrechnung die Einnahme aus der Anleihe, der die Ausgabe für die 
Anlage gegenübersteht, was sich ausgleicht, wohingegen die jährlichen Tilgungs- 
ausgaben zu Lasten des Erfolges der einzelnen Jahre gehen. Insoweit wäre die 
Verrechnung vom Erfolgsstandpunkte aus betrachtet in Ordnung. Da jedoch bei 
dieser Grundlage in bezug auf die sonstigen Verrechnungen eine richtige Erfolgs- 
rechnung ausgeschlossen ist, so kann die Abschreibungsfrage durch die Verrech- 
nung der Anleihetilgung nicht gelöst werden. Die schon hiermit genügend begrün- 
dete Unbrauchbarkeit des Verfahrens wird weiter noch dadurch verstärkt, daß dabei 
die Abschreibung in der Regel nur in der Gesamtsumme richtig erfaßt werden kann, 
da für die Tilgungsbemessung und damit die Periodenanteile auch außerbetriebliche 
oder markttechnische Momente maßgebend sind. Schließlich kommt noch in Be- 
tracht, daß dieses Verfahren vollkommen versagen muß, wenn nicht der An- 
schaffungspreis, sondern ein anderer Wert die Abschreibungsgrundlage bilden soll. 

Im Gegensatz zu dieser Behandlungsart ist die Erfassung der Abschreibung 
durch die Bestandsveränderungsrechnung, die als weiteres Verfahren schon be- 
handelt wurde, an sich einwandfrei?). Die Abschreibungsbeträge erscheinen hier als 
Bestandsverminderungen. Diese Verrechnung hat jedoch den Nachteil, daß sie 
außerhalb der buchhalterischen Erfolgsrechnung liegt, so daß sie nur als eine 
behelfsmäßige Lösung angesprochen werden kann. 

Die Weiterbildung der Abschreibungsverrechnung geschah durch die Bildung 
von Erneuerungsfonds. Die Anlagewerte bleiben hier unverändert, dafür werden 
Rücklagen für die Erneuerung vorgenommen. Die Verrechnung vollzieht sich dabei 
in der systematischen Kameralistik wie folgt: Der Abschreibungsbetrag erscheint 
bei den erfolgswirksamen Ausgaben im Soll und (fiktiv) im Ist, bei der Fondsver- 
rechnung im Einnahmesoll und -Ist, sowie wechselbezüglich im Ausgabesoll. 
Damit ist ein Erfolgsposten und ein Passivposten hergestellt, genau wie in der 
kaufmännischen Buchhaltung. 


Geht neben dieser Erneuerungsfondsdotierung eine Anleihetilgung her, so er- 
scheint letztere ganz für sich als Istausgabe in der Anleiheverrechnung, wiederum 
wie in der kaufmännischen Buchhaltung. Wird weiter noch die besondere Deckung 
der Fonds vorgenommen, so schließen sich andere Buchungen, wie die der Be- 
gründung eines Bankkontos u. dgl. an. Auch dies ist nicht anders wie in der kauf- 
männischen Buchhaltung. 

1) Vgl. darüber $ 10. 

®) Wenn man von den zuletzt geäußerten Bedenken absieht. 


Die Erfolgsrechnung der Kameralistik. | 299 


Die der kaufmännischen Buchhaltung am meisten nahekommende Behand- 
lung der Abschreibungsfrage ergibt sich bei der vervollkommneten Kameralistik, bei 
der eine in das Rechnungssystem eingeschlossene Anlageverrechnung ermöglicht ist. 

Die Verrechnung stellt sich dabei hier wie dort als eine einfache Umbuchung 
dar. Der Betrag erscheint bei den erfolgswirksamen Ausgaben im Soll und Ist und 
in der Anlagewertverrechnung als Einnahmesoll und -Ist. Dadurch wird seine Über- 
führung auf die Erfolgsrechnung in der einfachsten und logischsten Weise erzielt, 
nicht anders wie bei allen sonstigen Ausgaben, die nicht sofort erfolgswirksam 
sind. 

Diese letztere Behandlung der Abschreibungsfrage hat übrigens in der älteren 
Kameralistik auf einem anderen Gebiete ein Vorbild, nämlich bei der Abschreibung 
auf Außenstände. Hiermit mußte sich ja bereits die Verwaltungsrechnung befassen. 
Die Verrechnung geschah hier ebenfalls durch Umbuchung. Der Betrag wurde im 
Soll und Ist der erfolgswirksamen Ausgaben eingestellt und bei den Resten als 
Ist, d. h. erfolgte Einnahme verbucht. Auf diese Weise wurde der Rest aus- 
geglichen und der Ausfall als Aufwand dargestellt?). 

Die Frage der Abschreibung wird neuerdings bei den Kommunen wieder viel- 
fach mit der der Anleihetilgung verknüpft, indem neben der Bildung von Er- 
neuerungsfonds Anleihetilgungsfonds geschaffen werden. Sollen in dem einen 
Falle Erneuerungsmittel bereitgestellt werden, so handelt es sich im anderen darum, 
das Gesamtkapital durch die Anleihetilgung nicht vermindern zu lassen und die 
fremder Mittel durch aus dem Gewinn zurückbehaltene eigene zu ersetzen. 

Es gilt für viele Kommunalleiter als feststehendes Erfordernis, daß der Be- 
trieb nicht nur die Abschreibungen verdienen müsse, sondern daß er auch die 
Aufgabe habe, sich schuldenfrei zu machen. Demzufolge werden zu Lasten der 
Betriebsrechnung nicht nur die Abschreibungskosten, sondern auch die Tilgungs- 
beträge verrechnet. Auf diese Weise werden dann die Mittel für die Erneuerung 
zurückbehalten und außerdem wird das heimgezahlte Kapital durch eigenes er- 
setzt. Rechnungsmäßig äußert sich das Verfahren darin, daß dabei einmal die Ver- 
rechnung der erfolgswirksamen Ausgaben, ferner die Anlage- oder Erneuerungs- 
fondsrechnung und schließlich die der Kapitalreserven, gleichgültig unter wel- 
chem Namen diese erscheinen, berührt wird. 

Die Wirkung dieser Verrechnungsart besteht nun aber, was hervorzuheben ist, 
in einer Fälschung der Erfolgsrechnung, weil wiederum ein finanzwirtschaftlicher 
Gesichtspunkt in diese einbezogen wird. 

Vom Standpunkt der Finanzwirtschaft ist es zweifellos erwünscht, den Betrieb 
auf eigene Füße zu stellen, und es ist daher durchaus am Platze, aus dem Gewinne 
Beträge zur Verstärkung der Betriebsmittel zurückzuhalten. Nur hat dies mit 
der Erfolgsrechnung nichts zu tun. Diese Reserven können daher nur aus dem 
Reingewinn, nicht aber aus dem Bruttogewinn gespeist werden, oder anders aus- 
gedrückt, das Gewinnergebnis darf durch diese Maßnahme nicht berührt werden. 

Wenn die neuere Kommunalwirtschaft trotzdem an diesem verkehrten Ver- 
fahren festhält, so beruht dies einfach darauf, daß man hierdurch die Betriebe 
zwingen will, mehr herauszuwirtschaften, als sonst geschehen würde. Der wer- 
bende Betrieb hat nach der hier herrschenden Anschauung seine Aufgabe erst 
dann erfüllt, wenn er außer dem sonstigen Aufwand seine Abschreibungen, die 
Zinsen und Annuitäten der Anleihen und auch noch einen festen, an. die Haupt- 
verwaltung abzuliefernden Betrag erwirtschaftet. Was dann noch verbleibt, er- 
scheint vielen Kommunalwirtschaftern eigentlich erst als Überschuß. 


1) Vgl. darüber Schrott in Haimerls Magazin 1852. 
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Da die Kommunalbetriebe vielfach Monopolbetriebe darstellen, so sind sie 
oft auch in der Lage, diesen Anforderungen gerecht zu werden. 

Es muß aber festgestellt werden, daß diese Ansprüche sich nur auf Kosten 
des konsumierenden Verkehrs erfüllen lassen und daher wie indirekte Steuern 
wirken. 


b) DieAbteilungsverrechnungunddieLieferungkalkulatorischer 
Ziffern. 


Es ist der Kameralistik vielfach zum Vorwurf gemacht worden, sie erlaube 
nicht eine abteilungsweise Verrechnung und liefere keine kalkulatorischen Daten, 
Gegen den ersteren Vorwurf hat sich bereits Schrott!) verwahrt. Er stellt in seinem 
dort ausgeführten Beispiel einen Betrieb dar, der aus der Landwirtschaft, städti- 
schem Grundbesitz und Effektenvermögen Einkünfte bezieht, und rechnet jeden 
Zweig vollständig selbständig ab. 

Noch deutlicher hat Schneider?) die Abteilungsverrechnung behandelt, ins- 
besondere die Verteilung allgemeiner Unkosten auf die Einzelbetriebe. 

Nach den bisherigen Ausführungen ist nicht der mindeste Grund ersichtlich, 
weshalb die Kameralistik an der abteilungsweisen Verrechnung und Erfolgsdar- 
stellung gehindert sein sollte. Der vertikalen Gliederung kann eine horizontale 
durchaus zur Seite stehen. Die periodischen Aufwendungen und Erträgnisse lassen 
sich ebenso wie die nichtperiodischen gattungsmäßig verrechnen, und zusammen- 
gefaßte Verrechnungen sind durch Umbuchungen auf einzelne Abteilungen über- 
tragbar. Das alles ist genau so wie in der kaufmännischen Buchhaltung. 

Ebenso liegt es mit den kalkulatorischen Daten. Die wichtigsten Kalkulations- 
daten, die die Buchhaltung bereitzustellen hat, sind die Unkosten. Sie sind aus 
den erfolgswirksamen Ausgaben ersichtlich, und sie können genau so wie in der 
kaufmännischen Buchhaltung auch abteilungsweise festgestellt werden, was viel- 
fach für eine ordentliche Kalkulation erforderlich ist. All dem stellt sich der Rech- 
nungsapparat der Kameralistik nicht entgegen. Daß er vielfach in dieser Hinsicht 
nicht ausgenutzt wird, liegt auf einem anderen Gebiete. 


c) Anhang: Kaufmännische oder kameralistische Buchhaltung? 


In diesem Zusammenhang mag noch die so oft gestellte Frage „Kaufmännische 
oder kameralistische Buchhaltung?“ aufgeworfen werden. Diese Frage geht auf ein 
Werturteil hinaus. Sie verlangt Antwort darauf, welches das absolut bessere Ver- 
rechnungsverfahren bedeute. Eine derartige Antwort zu geben, wird hier nicht 
versucht. Es kam hier nur darauf an, das Wesen der Kameralistik darzustellen 
und ihre Leistungsfähigkeit für die Erfolgsreshnung zu ermitteln. 

Ob die Kameralistik alles in. allem genominen mehr Arbeit erfordert is die 
kaufmännische Buchhaltung, um zu den gleichen Ergebnissen zu gelangen, wie 
dies vielfach angenommen wird, kann nicht olıne weiteres beantwortet werden, 
insbesondere weil die jetzt einsetzende Maschinisierung gerade in dieser Beziehung 
vieles Überkommene über den Haufen wirft. Wieweit gerade in bezug auf diese 
Modernisierung die kaufmännische Buchhaltung mit ihrem strengen Rhythmus 
besondere Vorteile darbietet, bedarf noch der Untersuchung. Oberflächlich be- 
trachtet, möchte ich die Frage bejahen. 


2) A.a.0. S. 170. 
2) Vergl. a. a. O. das dargestellte Beispiel. 
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Im übrigen erscheint mir auch sonst die kaufmännische Buchhaltung, soweit 
nicht reine Verwaltungsbetriebe in Frage kommen, im Prinzip als die geeignetere 
Form, was sich besonders bei der Kontenanlage zeigt. Es erscheinen hier in: 
folge der Trennung in die Zahlungs- und Leistungsreihe die Verrechnungen viel 
eindeutiger und plastischer als in der Kameralistik. Die Waren und Anlagen stellen 
sich unmittelbar als Zu- und Abgänge dar. Man sieht, falls gemischte Konten ver- 
mieden werden, den Bestand plastisch vor sich. In der Kameralistik dagegen muß 
man gewissermaßen um die Ecke denken. Man sieht die Ausgaben und die Ein- 
nahmen und muß daraus auf den Bestand schließen. Soweit die alten Bestände 
nicht vorgetragen werden, fehlt in der Hauptbuchverrechnung überhaupt die Be- 
standsdarstellung. 

Ähnlich liegt es auch bei den Debitoren und Kreditoren. Zunächst ist bei 
der kaufmännischen Buchhaltung die Behandlung eine völlig einheitliche, bei der 
Kameralistik nicht. Weiter rechnen sich dort Soll und Haben, wie auch sonst, auf, 
wodurch auf die einfachste Art der Forderungs- oder Schuldenstand feststellbar 
ist, während bei der Kameralistik wechselbezügliche Buchungen und Soll- und Ist- 
buchungen sich erst zwecks Bestandsermittlung verbinden müssen. Alles dies 
macht die Kameralistik schwerfälliger. Es scheint daher zweifelsfrei, daß da, wo 
keinerlei Bindungen bestehen, soweit Produktions- und ähnliche Betriebe in Frage 
kommen, die kaufmännische Buchhaltung vorzuziehen ist. 

Diese Sachlage ist nun aber bei, öffentlichen Betrieben meist nicht gegeben. 
Die öffentlichen Betriebe sind durchweg in die Kameralrechnung irgendwie ver- 
flochten. Wenn sie sich dann der reinen kaufmännischen Buchhaltung zuwenden, 
treten an irgendeiner Stelle erhebliche personelle oder sachliche Schwierigkeiten 
auf, so daß die Vorteile von vornherein mit Nachteilen verbunden sind. 

Ar. Stelle der Frage „kaufmännische oder kameralistische Buchhaltung“ hat in 
diesen Fällen zuerst einmal die Frage „Veraltete, unzureichende oder vervoll- 
kommnete, zureichende Kameralrechnung“ zu treten. Erst wenn sich erweisen 
sollte, daß die kaufmännische Buchhaltung, insbesondere in ihrer neuzeitlichen 
Ausgestaltung, auch gegenüber der vervollkommnetsten Kameralistik so wesentliche 
Vereinfachung bietet, daß die obengenannten Reibungen an Bedeutung verlieren, 
scheint es an der Zeit zu sein, die ursprüngliche Frage aufzuwerfen. Daher war 
auch die vor etwa 15—-20 Jahren lebhaft betriebene Diskussion über die beiden 
Rechnungsverfahren, bei der man die veraltete Kameralistik der Doppelbuch- 
haltung gegenüberstellte, verfrüht. Sie war um so unfruchtbarer, als viele Befür- 
worter der kaufmännischen Buchhaltung die Kameralistik gar nicht verstanden 
hatten, wie umgekehrt die Verteidiger der Kameralrechnung sich meist mehr der 
äußerlichen, als der wesenhaften Unterschiede beider Verrechnungsarten bewußt 
waren. ö 


8 10. 
Die mißverstandene Kameralistik. 


a) Die verkannte Zweckrechnung. 


Das kameralistische Rechnungswesen ist in der Literatur außerordentlich oit 
verkannt werden. Es scheint, daß dabei die Nichtbeachtung des Gesichtspunktes der 
Zweckrechnung eine entscheidende Rolle spielt. Die praktische Kameralistik ver- 
folgt, wenn sie bewußt gehandhabt wird, jeweils einen bestimmten Zweck und 
richtet danach ihre Verrechnungen ein. Diese . Verrechnungen sind demnach nicht 
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absolut, sondern sie sind je nach den Zwecken veränderungsfähig. Das hat schon 
Klipstein 1) sehr deutlich ausgesprochen. Dort heißt es: „Die Natur der zu verrech- 
nenden Gegenstände und die Absicht, welche man durch jede Rechnung zu erreichen 
sucht, richten sich nicht nach den vorgeschriebenen Rechnungsformen, sondern diese 
Formen müssen sich nach den Gegenständen richten.“ 


Die Kritiker der Kameralistik haben diese Zweckanpassung der Kameralistik 
in der Regel verkannt und auf Grund des gewöhnlich vorherrschenden Zweckes: 
allgemeine Schlüsse über dieses Rechnungsverfahren und die Leistungsfähigkeit 
seines Rechnungsapparates gezogen, die unzutreffend sind. 


Der vorherrschende Zweck der überlieferten Kameralistik war, soweit die 
Erfolgsrechnung in Frage kam, die Ausmittelung des Betrages, der als verfügbarer 
Überschuß oder als Fehlbetrag angesehen werden konnte. Es liegt in der Natur der 
Verwaltungswirtschaft, daß es sich dabei: in erster Linie um reine Kassenüberschüsse 
handelt. Es ist aber festzuhalten, daß schon die ältere Kameralistik vor Puechber 
die ausstehenden Einnahmen und Ausgaben, die ja damals nur kurzfällige waren, 
mit in die Rechnung einbezog, und somit einen Überschuß feststellte, der nicht mit 
dem Kassenüberschuß identisch war. So schreibt z.B. Jung!) über den alten 
Kameralstil?): „Daher hat man den Gebrauch, daß man jeden Schuldner auf den 
Zahlungstermin in Einnahme bringt, dann am Schluß eine Gewährung oder Li- 
quidation anhängt, in welcher man alle vereinnahmten, aber noch nicht 
bezahlten Posten untereinandersetzt und dann ihre Summe von der Total- 
summe der Einnahmen absetzt.“ 


Es zeigt sich also, daß man schon bei der alten Kameralistik es für den 
Zweck der Rechnung für richtiger hielt, dem Einnahme- und auch Ausgabebegriff 
eine über die Barbewegung hinausgehende Bedeutung zu geben. 


Wie sehr sich die Kameralisten über den Inhalt ihres Überschußbegriffes im 
klaren waren, geht besonders aus den nachstehenden Ausführungen der „Belehrung 
von 1847“ hervor. Dort?) heißt es im $ 14: 


„Da es in der Absicht der Finanzverwaltung liegt, in den Gefällsrechnungsabschlüssen 
nur jenen Ertrag ausmitteln zu lassen, welcher nötigenfalls mit seinem ganzen Betrage an die 
Staatsnettokasse auch wirklich abgeführt werden könnte, so darf der Wert der dem Gefälle 
eigentümlich angehörigen Gebäude, Kanzleieinrichtungsstücke, Gerätschaften usw., in das 
Gefällsvermögen nicht aufgenommen werden, weil derselbe erst dann zu einem Ertrags- 
(Abfuhr-)Objekt sich gestaltet, wenn die Veräußerung der verwerteten Gegenstände stattfindet. 
Es ist nicht zu verkennen, daß für den Fall, wenn in einem Jahre ein bedeutender Betrag zum 
Ankauf eines Gebäudes oder mehrerer Requisiten verwendet wird, hierdurch auch der Gefälls- 
ertrag dieses Jahres um denselben Betrag sich niedriger stellen wird, was nicht geschehen 
würde, wenn man die angekauften Realitäten und Utensilien mit ihrem Anschaffungswert als 
ein Aktivum in das Vermögen aufgenommen hätte. Allein es ist andererseits auch nicht zu 
bezweifeln, daß in der Wirklichkeit in der Finanzverwaltung der herabgedrückte Ertrag auch 
der wahre, für die Finanzen disponible Gefällsertrag ist, und daß die für gekaufte Realitäten 
und Gerätschaften verwendeten Summen nur die Ursachen des geringeren Ertrags bilden: 
denn die Finanzverwaltung kann unmöglich bei irgendeinem Gefälle einen, höheren Ertrag als 
richtig annehmen, wenn nach den Kassenergebnissen nur ein, geringerer Ertrag an die Netto- 
kasse abgeführt werden konnte, oder wohl gar von dieser noch ein Verlag zur Bestreitung der 
 unbedeckten Ausgaben erfolgen müßte. Um jedoch diese Realitäten, Utensilien und Requisiten 
in steter Übersicht zu erhalten, ist jedem Abschluß ein besonderer Ausweis über die am 
Anfange des Jahres vorhandenen und im Laufe des Jahres zugewachsenen und abgefallenen 
Gebäude und Realitäten den inventarischen Efiekten anzuschließen.‘ 


1) A.a.0. S. 37. 
2) A.a.0.S.45. 
®) Schrott in Haimerls Magazin 1852 S. 196. 
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Diese Darlegungen zeigen deutlich, daß die in Frage kommenden Kameralisten 
eine durchaus klare Vorstellung von dem Erfolg hatten, den sie errechnen wollten, 
und daß dieser Erfolgsbegriff das freie Ergebnis ihres Denkens und nicht das 
' zwangsläufige eines leistungsschwachen Rechnungsapparates darstellt. 

Auch sonst läßt sich in der kameralistischen Literatur bzw. den betreffenden 
Verordnungen die Zweckbestimmung deutlich erkennen. Bei der preußischen Staats- 
verwaltung z. B. herrschte die Übung, bei den Einnahmen mit dem Ist, dagegen bei 
den Ausgaben mit dem Soll zu rechnen. Das bedeutet nichts anderes als eine 
vorsichtige Ertragsrechnung, bei der die Einnahmen nur insoweit berücksichtigt 
werden, als Zahlungen eingegangen sind, während als Ausgaben sowohl die sofor- 
tigen wie die zukünftigen herangezogen werden. 

Auf der gleichen Linie liegt die Vorschrift, die Kramer!) über die Verrechnung 
von Versicherungsprämien bringt. Dort heißt es: 

„Bei Versicherungen mit mehrjähriger Vorausbezahlung der Prämie ist die erste Voraus- 
bezahlung dem Etat des laufenden Rechnungsjahres voll zur Last zu legen, für die Folge 
jedoch ist, wenn es sich um einen Gesamtprämienbetrag von über „46 1000.— handelt, durch 
jährliche ratenweise Rücklage auf Asservatenkonto soviel anzusammeln, daß beim Ablauf der 
Versicherung wieder die Vorauszahlung für die nächste Versicherungsperiode verfügbar ist.‘ 

Mit der Veränderung des Wirtschaftscharakters, d. h. mit dem Auftreten wer- 
bender Betriebe, hat sich der Erfolgsbegriff der Kameralisten, da, wo man bewußt 
rechnete, naturnotwendig wesentlich geändert. Hier war es nicht mehr angängig, 
alle Anschaffungen als Ausgaben zu verrechnen, die den Ertrag mindern, weil 
dadurch das Rechnungsergebnis einfach sinnlos geworden wäre. Die Folge davon 
ist die Ausgabeverteilung, die durch die Bestandsveränderungsrechnung oder die 
buchhaltungsmäßige Verteilung zum Ausdruck gebracht wird. Diese Verteilungs- 
rechnung ist dann teilweise sogar auf die Verwaltungsrechnung übernommen worden, 
wie wiederum die Ausführungen von Kramer?) dartun, der ganz allgemein be- 
stimmt, daß Materialbestände über 6 1000.— von den Ausgaben des alten Jahres 
abzusetzen und im neuen zu verausgaben seien. 

Wenn man diese Zweckrechnung im Auge behält, dann ergibt sich, daß man 
die Kameralistik nicht grundsätzlich beurteilen kann, indem man sich auf Maßb- 
nahmen beruft, die man bei irgendeiner praktischen Kameralrechnung oder bei 
bestimmten Gruppen von Rechnungslegern wahrgenommen hat. Genau so wenig, 
wie man aus der auf den Zweckvorschriften des Aktienrechts beruhenden Rech- 
nungslegung der Aktiengesellschaften allgemeine Schlüsse auf das Wesen der 
kaufmännischen Buchhaltung ziehen kann, sind auch hier allgemeine Folgerungen 
möglich. Auf das, was im Einzelfall geschieht, kommt es bei der Kameralistik 
ebensowenig an wie bei der kaufmännischen Buchhaltung. Entscheidend ist, was, 
wenn ein bestimmtes Ziel erreicht werden soll, zu geschehen hat und ob dies 
mittels des Rechnungsapparates geschehen kann. Diese Frage haben sich die Kri- 
tiker der Kameralistik in der Regel nicht vorgelegt, und darum mußten sie zu Fehl- 
schlüssen gelangen. 


b)Irrige Einzelurteile über das Wesen der Kameralistik. 


Im Nachstehenden sollen die Urteile einzelner Schriftsteller, die sich mit der 
Kameralistik besonders befaßt haben, wiedergegeben und auf ihre Richtigkeit unter- 
sucht werden. Sulzberger?) schreibt: 

1) A.a.0. S. 45. 

2) A.a.0. S.58. 


3) Die Buchungsgrundsätze einiger deutscher Kommunen hinsichtlich ihrer Erwerbs- 
betriebe, Stuttgart und Berlin 1912, S. 6 ff. 
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„Die kameralistische Buchhaltung enthält nicht das Kommunalvermögen, aus dem Ein- 
nahmen gezogen und auf das Ausgaben gemacht werden. In dem Haushaltsplan werden die 
Erträgnisse des Kommunalbesitzes an beweglichem und unbeweglichem Vermögen sowie die 
Ausgaben für Verzinsung und Tilgung der Anleiheschulden, soweit eine solche überhaupt 
stattfindet, nicht die Schulden selbst eingestellt.“ 


Hier wird der Etat mit der kameralistischen Buchführung gleichgestellt, was 
falsch ist. 
Weiter heißt es dort: 


„Dadurch, daß unter Ausgabe sich Betriebsgeräteanschaffungen und Rückzahlungen der 
Anleihevorschüsse finden, die also Kapitalinvestierungen sind, und nicht Betriebsunkosten, 
tritt eine Verdunkelung des wirklich erzielten Erfolges ein... Trotzdem, daß Erweiterungs- 
bauten und Anschaffung von Gasmessern vorgenommen und andererseits keine Abzahlungen (?) 
vorgenommen sind, wird dem kameralistischen Grundsatz entsprechend einfach die Differenz 
zwischen Kasseneinnahmen und -ausgaben als Gewinn ausgewiesen und abgeliefert... Die 
kameralistische Buchführung gibt niemals einen Gewinn, sondern lediglich einen Überschuß 
der Kasseneinnahmen über die -ausgaben.“ 

Von diesen Ausführungen ist jeder Satz anfechtbar. Es wird hier etwas als 
notwendige Folge der Kameralrechnung hingestellt, was nur bei einer ganz 
primitivren Rechnungslegung, wie sie allerdings bei Kommunen häufiger anzu- 
treffen ist, eintritt. Schon das Rechnungsschema von 1810 wird mit den Anlage- 
ausgaben und der Schuldenverrechnung fertig, ohne den Erfolg zu trüben. Daß die 
Kameralistik nur Kassenüberschüsse liefern kann, ist natürlich eine vollkommen 
irrige Behauptung. Wie oben gezeigt wurde, war man in dieser Hinsicht vor 


Puschberg schon weiter. 


Wernert) schreibt: 

„Die kaufmännische Buchhaltung zwingt im Gegensatz zur kameralistischen Buchhaltung 
in jedem einzelnen Falle zu genauem wirtschaftlichen Denken. Ein Beispiel mag dies bewei- 
sen: Nehmen wir an, es werde eine Maschine für 6100 000.— gekauft. Der Kaufmann bucht 
in seinem Memorial: Maschine an Kreditoren 4100000.—... Mithin kommen auf dem 
Maschinenkonto 4100000.— in Zugang. Es ist ganz unmöglich, daß irgendeinem anderen 
Konto diese #100000.— zugeführt werden können. In der kameralistischen Buchhaltung 
stelit die Ausgabe für die Anschaffung der Maschine einen gewöhnlichen Kasseausgabenposten 
dar, genau so, wie die Ausgabe für Leuchtmittel oder Löhne. Das Bewußtsein, daß es sich 
hier um zwei ganz verschiedene Ausgabenposten handelt, berührt den Buchhalter nicht.“ 

Diese Darlegungen sind in mehrfacher Hinsicht falsch. Zunächst ist es in 
der kaufmännischen Buchhaltung durchaus möglich, Maschinenanschaffungen genau 
so wie Leuchtmittel zu verbuchen, und es geschieht auch Tag für Tag. Dafür waren 
ja die Kriegsbilanzen der beste Beleg. Ferner muß die Kameralistik durchaus 
nicht die ihr unterstellte Buchung vornehmen, sondern sie kann beide Ausgaben 
auseinanderhalten (Abteilung I und II). Dies sagt Werner sogar selbst mit Bezug- 
nahme auf Schrott einige Zeilen später. Schließlich denkt der Kameralist, wenn 
er sich der Hauptbuchgliederung bedient, gerade im Einzelfalle, und zwar bei der 
Anweisung, mehr als der kaufmännische Buchhalter, dessen Apparat viel selbst- 
tätiger arbeitet. Wie übrigens Werner seine Behauptung vom erforderlichen Mehr- 
denken mit dem späteren Satze: „Gerade das fast automatische, fast unbewußte 
Hinarbeiten der kaufmännischen Buchhaltung auf die Vermögens- und Erträgnis- 
bilanz ist deren großer Vorzug‘ in Einklang bringen will, erscheint rätselhaft. 
Denn alles Automatische hebt bekanntlich das Denken auf. 

Daß Waldschmidt in seiner Arbeit „Über kaufmännische Buchhaltung in 
staatlichen und städtischen Betrieben“ die Bedeutung des Etats für die Kame- 


Asa. 1) 5.52, 
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zalistik verkennt, ist oben schon erwähnt worden. Daneben sind noch folgende 


‚Äußerungen festzustellen: 

„... Betriebsüberschüsse, wie sie die Staatsbahnverwaltung allein ermitteln kann, sind 
nicht das, was der Kaufmann unter Reingewinn versteht... Sicher aber läßt sich ihrem Etat 
nicht entnehmen, was die Eisenbahnen heute wert sind, da man Abschreibungen in, der 
kameralistischen Buchhaltung nicht kennt. Auch besteht ja vom Standpunkt dieser Buch- 
führung dazu kein Bedürfnis, da sie nicht darauf abzielt, den wirtschaftlichen Erfolg zu ermit- 
teln. Sie verfolgt vielmehr ein anderes Ziel. Dieses Ziel ist in erster Linie eine Kontrolle der 
Kassengebarung... Die Kameralbuchführung kann nicht leisten, was das Abgeordnetenhaus 
m.E. mit Recht haben möchte: Einblick in die Rentabilität der Bahnen, überhaupt der wirt- 
schaftlichen Unternehmungen des Staates. Das System der Kameralbuchführung unterscheidet 
nicht zwischen Ausgaben für produktive Anlagen und zwischen Betriebskosten. Sie bietet 
daher auch keinen Raum für Abschreibungen.“ 

Daß hier behauptet wird, „das System der Kameralbuchführung‘ unterscheide 
nicht zwischen Anlage- und Betriebsausgaben, ist charakteristisch für die Ein- 
stellung dieser Kritiker. Was die Kameralrechnung, die ihnen vor Augen ge- 
kommen ist, tut oder nicht tut, wird dem System angehängt. Gerade das „System“ 
aber macht die Unterscheidung und nur bei Außerachtlassung desselben unter- 
bleibt sie. Was weiter über Betriebsüberschüsse, Reingewinn und Abschreibungen 
gesagt ist, bedarf keiner Widerlegung mehr. Es sind alles einseitige, der Gesamt- 
‚lage nicht gerecht werdende Behauptungen. Die Behauptung schließlich, die Kame- 
ralistik verfolge nicht das Ziel der Erfolgsermittlung, sondern nur das der Kassen- 
kontrolle, ist ebenfalls unhaltbar. Die Kameralistik erstrebt seit alters irgendwelche 
Erfolgsfeststellungen, und ihre Entwicklung läßt das Streben, hier zu einer Ver- 
vollkommnung zu gelangen, deutlich erkennen. 

Von neueren Auslassungen ist zunächst die von Fischer!) zu erwähnen. 
Fischer hat eine Denkschrift für die Umgestaltung der Reichsbahn geliefert, aus 
der heraus eine Veröffentlichung unter dem unten wiedergegebenen Titel ent- 
standen ist. Diese Arbeit ist aus einem besonderen Grunde interessant. Sie zeigt, 
daß jemand zuweilen ein guter Praktiker, aber, wenigstens bewußt, ein schlechter 
Theoretiker sein kann. Auch Fischer hat die Kameralistik, wie es scheint, nur in 
einer praktischen Ausgestaltung kennengelernt und gibt daraufhin wieder unrichtige 
allgemeine Urteile ab. Zunächst überschätzt auch er den Etat in seiner grundsätz- 
lichen Bedeutung für die Kameralistik, wie folgender Satz beweist: „Bei dieser 
ganzen Rechnungslegung kommt es darauf an, die Einhaltung des Haushaltplanes 
nachzuweisen.“ Femer der Satz, „... So sehen wir vor allem einen einzig bestim- 
menden Zweck: Es soll die Rechnungslegung gegenüber dem Parlament ermög- 
licht werden.“ Das wird als die „Grundaufgabe‘“ der Kameralistik bezeichnet, was 
durchaus unrichtig ist. Von der Bilanz der Kameralistik heißt es, daß sie ‚in gar 
keinem Zusammenhang mit der laufend geführten Buchung über die Beständebewe- 
gung steht“. Auch diese Behauptung ist übertrieben, da die Endbestände, insbesondere 
bei Anlagen, durchaus aus der Beständebewegung festgestellt werden können. Wenn 
es dann weiter in bezug auf die Rentabilitätsrechnung heißt, sie stehe ebenfalls in 
keinem systematischen Zusammenhang mit der laufenden Aufzeichnung, so trifft 
dies wiederum nur für eine bestimmte Form der Kameralistik, nicht aber ganz all- 
gemein zu. Daß die Kameralistik keine Teilerfolge errechnen könne, ist ebenso un- 
richtig, wie die Behauptung, die Teilergebnisse der einzelnen Meldestellen der 
Eisenbahn müßten deshalb falsch sein, weil darin auch für andere örtliche Stellen 
zuständige Vorfälle enthalten seien. Die Kameralistik hat ja gerade für solche 
Vorgänge ihre Asservat- und Verlagsrechnung ausgebildet. 


1) Reichsbahn und Kaufmännische Buchführung, Berlin 1924. 
Zeitschr. f. Handelsw. Forschung. 19. Jahrg. Heft VII 20 
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Was Fischer praktisch vorschlägt, wäre meines Erachtens durchaus auch auf 
dem Wege der Anwendung rein kameralistischer Gedankengänge, wie Klapdor und 
Schneider sie entwickelt haben, oder wie sie in dem oben vorgeschlagenen Rech- 
nungsschema niedergelegt sind, zu erreichen gewesen. 

Von besonderem Interesse sind die Ausführungen, die Schmalenbach m 
der dritten Auflage seiner dynamischen Bilanzlehre über die Kameralistik macht. 
Sie sind ebenfalls ein Beweis dafür, wie ein einseitiges Erleben einen schiefen. 
Standpunkt einer breiten Erscheinung gegenüber hervorrufen kann. 


In seiner ersten sehr bedeutsamen Untersuchung „Kaufmännisches und Kame 
listisches Rechnungswesen‘) ist Schmalenbach der Kameralistik ziemlich ge- 
recht geworden. Dort heißt es: 

„Ja, die Kameralistik besitzt bereits Teile der Bilanz. Die Reste, die Asservate, die Vor- 
schüsse... sind bereits ihrem Wesen nach Bilanzstücke. Ich bin fest überzeugt, daß diese 
Entwicklung weitergehen wird. Man wird schließlich bei einem System landen, das zwar nicht 
Bilanz heißen wird, aber der Bilanz zum Verwechseln ähnlich sein wird.“ 

Daß dies tatsächlich der Fall ist, ist in dieser Darlegung zur Genüge bewiesen 
worden. 


Inzwischen hat die Bekanntschaft mit dem militärischen Rechnungswesen 
Schmalenbach das Verständnis für die primitive Kameralistik sehr lebendig werden 
lassen, mit dem Nachteil, daß er nun die ganze Kameralistik wesentlich unter‘ 
diesem Gesichtspunkt beurteilt. 


So heißt es (S. 16) bei der Besprechung des neuen Kameralstils: 


„Daß die Rückkehr zur kameralistischen Grundidee einen Verzicht auf die Ertragsrech- 
nung bedeutete, und daß man diesen Mangel empfand, erhellt aus den wiederholten Versuchen, 
die Ertragsrechnung mit dem neuen Kameralstil zu verbinden. Diese Versuche sind nicht zum 
Erfolge gediehen.“ 


Ich glaube, bewiesen zu haben, daß die Versuche durchaus gelungen sind, 
ja notwendigerweise gelingen mußten. 


Ganz unverständlich ist der folgende Satz: 


„Im Sinne der Erfolgsrechnung ist für den Kaufmann die Leistung vollbracht, wenn die 
Rechnung hinausgeht; das weitere liegt dann der Buchung der Schuldverhältnisse ob. Der 
Kameralist älteren Stils dagegen schreibt die entstehende Schuld nicht als Betriebsleistung 
an; der Betrieb erhält erst seine Gutschrift bei Eingang der Zahlung.“ 


Diese Ausführungen finden sich unter der Überschrift: „Das Wesen der 
kaufmännischen Rechnung im Gegensatz zur Kameralistik.“ Das Wesen der 
Kameralistik kann zunächst nicht nur aus ihren ältesten Formen bestimmt wer- 
den, so wenig wie das der kaufmännischen Buchhaltung. Abgesehen davon be- 
richtet aber Jung gerade von der älteren Kameralistik genau das Gegenteil ?). 
Jedenfalls basiert bei der neueren Kameralistik in bezug auf die Behandlung der 
Betriebsleistungen die Ertragsrechnung ganz bestimmt auf den Sollziffern, soweit 
überhaupt von einer durchdachten Rechnung die Rede ist. Die weitere Behaup- 
tung (S. 44), daß der „Kameralist alten Stils“ die Naturalien nur mengenmäßig 
verrechne, wäre an sich wiederum für die Charakterisierung der Kameralistik un- 
erheblich.: Es haben aber, was oben schon erwähnt wurde, sowohl Jung wie 
Puechberg die Bewertung der Naturalbewegung und ihre Einbeziehung in die 
Kassenverrechnung. gefordert. Daß sich auch bei Schmalenbach der Gedanke 
findet, bei der Kameralistik handele es sich um eine Vermischung von Betriebs-, 


2) Zeitschrift für Handelswissenschaft a Handesprasis, 2. en S. 316 ff. 
2) A:a.0.S.45. Eonn 
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Anlage- und Schuldentilgungsausgaben, wodurch die Erfolgsrechnung zerstört werde, 
ist nach alledem nicht mehr verwunderlich. Es heißt dort (S. 44/45): 


„Gesetzt, es werde ein Haus im Werte von „46 500 000.— gekauft. Der Kameralist bucht 
die Ausgabe als Ausgabe, und der Kaufmann bucht sie als Ausgabe. Nun aber kommt sie 
beim Kameralisten lediglich als Ausgabe in die Schlußrechnung und findet sich hier zusammen 
mit den Ausgaben für Löhne, Gehälter, Materialaufwand und andere laufende Unkosten. Beim 
Kaufmann dagegen ist nicht die Einnahme- und Ausgabeberechnung, sondern das Gewinn- und 
Verlustkonto die Schlußrechnung. Im Soll des Gewinn- und Verlustkontos finden sich wohl 
Löhne, Gehälter und Materialaufwand für den laufenden Betrieb; die Ausgabe für das Haus 
dagegen findet sich als Anlagezugang in der Bilanz. 

Oder gesetzt, der Kameralist und der Kaufmann nehmen gleicherweise zum Zwecke des 
Hauskaufes ein Darlehen von 46500 000.— auf. Das dafür empfangene Geld steht bei beiden 
im Kassabuche als Einnahme. Aber während beim Kameralisten diese 4 500000.— sich 
neben den laufenden Einnahmen anderer Art in der Schlußrechnung wiederfinden, hat man 
diesen Posten beim Kaufmann nicht auf der Ertragsseite der Gewinn- und Verlustrechnung, 
sondern auf der rechten Seite der Bilanz zu suchen. 

Gesetzt ferner, die Anleihe wurde mit 5% verzinst und mit 2% getilgt; das gäbe 
N. 25000.— Zins und 6 10000.— Tilgung. Beides sind Ausgaben. Beim Kameralisten stehen 
Tilgung und Zins unter den Ausgaben nebeneinander; beim Kaufmann’ findet sich im Soll des 
Gewinn- und Verlustkontos nur der Zins, nicht aber die Tilgung. Die Tilgung ist in der Bilanz 
als Subtrahendum der Schuld zu finden, die infolgedessen nur noch mit .% 490 000.— zu 
Buch steht. 

Der Kameralist läßt die Ausgaben und Einnahmen unterschiedslos beieinander; höchstens 
scheidet er in ordentliche und außerordentliche Posten. Der Kaufmann trennt grundsätzlich in 
Aufwandausgaben und Bilanzausgaben sowie in Ertragseinnahmen und Bilanzeinnahmen, 

Dazu kommt noch ein weiterer Unterschied. Es gibt Aufwendungen, die sich nicht mit 
gleichzeitig geschehenen Ausgaben decken, z.B. Rückstellungen für drohende Gefahren und 
Abschreibungen. Der Kameralist erfaßt sie rechnungsmäßig überhaupt nicht, mit Ausnahme 
einiger Asservate für spezielle Zwecke. Der Kaufmann erfaßt sie grundsätzlich, und man 
findet sie in der Gewinn- und Verlustrechnung gemeinsam mit dem Baraufwand.‘ 


Die Schmalenbachsche Beweisführung leidet klar erkennbar an einem doppel- 
ten Fehler. 

Zunächst ist, was schon betont wurde, die einseitige Berufung auf die 
„alten Kameralisten“ bei einem Verrechnungsverfahren, das so sehr der Weiter- 
bildung unterworfen war, nicht angängig. Es muß mit allem Nachdruck betont 
werden, daß es zum „System der Kameralistik‘‘ gehört, den Erfolg aus dem zer- 
gliederten Hauptbuch und nicht aus dem Kassenbuch zu errechnen. Das letztere 
bedeutet einen Rückfall in ein längst überholtes Verfahren. 

Außerdem ist mit der Behauptung, „der Kameralist macht‘, worauf ebenfalls 
schon hingewiesen wurde, für die Wesenserkenntnis seiner Rechnung nicht viel 
anzufangen. Gerade Schmalenbuch hätte dies beachten müssen. Denn seine ganze 
dynamische Bilanzlehre beruht auf einem Postulat. Nicht, was gemacht wird, son- 
dern was gemacht werden soll und kann, bildet den Gegenstand seiner Unter- 
suchung. 

Will man der Kameralistik als Rechnungsmöglichkeit gerecht werden, so 
muß man sie unter der gleichen Fragestellung untersuchen. Dies war auch der 
leitende Gedanke dieser Untersuchung. | 
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Einleitung. 


Auf dem Gebiete der kaufmännischen Buchführung haben sich in den letzten 
Jahrzehnten durchgreifende Reformbestrebungen geltend gemacht. Das hergebrachte 
Buchführungswesen entsprach in Form und Handhabung den Bedürfnissen der mo- 
dernen Unternehmungen nicht mehr; es arbeitete für Finanzpolitik und Kosten- 
rechnung nicht schnell und übersichtlich genug, erforderte zu viel Zeit und Geld. 
Man suchte die Buchhaltung daher zu vereinfachen und zu verbilligen und doch 
leistungsfähiger !zu gestalten, man wollte auch hier das wirtschaftliche Prinzip ver- 
wirklichen, mit dem kleinsten Aufwand an Arbeit, Zeit, Kraft und Kosten den größt- 
möglichen Erfolg zu erzielen. 

Die Verbesserungen dieser Art sind teils organisatorischer, teils betriebstech- 
nischer Natur. Die gesamte Gliederung des Buchhaltungswesens wird auf einem 
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System zweckmäßiger Arbeitsteilung und Arbeitszerlegung aufgebaut; anordnende 
und ausführende Tätigkeit werden getrennt, die Konten der Eigenart des Unter- 
nehmens entsprechend nach Gruppen zusammengefaßt und bearbeitet. 

Zur Ausführung der mechanischen Schreibarbeit kommen Buchhaltungs- 
maschinen zur Anwendung, die korrekt, sicher und mit erheblicher Zeitersparnis ar- 
beiten. Wegen ihrer hohen Kosten! sind sie jedoch heute erst in einigen Großbe- 
trieben eingeführt, bei Großbanken und großen industriellen Unternehmungen. 

Die bisher angewandten Buchführungsmethoden werden verbessert und weiter 
ausgestaltet; man schafft Abänderungen der allen Formen und neue Methoden, 
welche die Anforderungen und Zwecke der Buchhaltung besser erfüllen sollen. 
Die Versuche auf diesem Gebiet sind besonders in den. letzten Jahren immer zahl- 
reicher geworden, sie erstrecken sich auf Buchhaltungen aller Betriebe, der kleinen, 
mittleren und großen. Zum Teil knüpfen die neuen Methoden in ihren Grund- 
zügen und Hauptgedanken an schon vorhandene an. Andere wiederum bringen Ein- 
richtungen, die früher in der Buchhaltung nicht verwandt wurden. Die vorliegende 
Arbeit soll eine Darstellung der neuen Buchhaltungsmethoden geben. Da die Zahl 
der Neuerscheinungen sehr groß ist, seien nur die bekanntesten behandelt. | 

Von den zum Teil schon oben erwähnten Neuerungen im Buchhaltungswesen, 
welche — allerdings mit unterschiedlichem Erfslg — in verschiedene Buchhal- 
tungen eingeführt werden können, ohne die Form selbst zu ändern, ist hier abge- 
sehen; dargestellt seien nur geschlossene Buchhaltungen, nicht einzelne Einrich- 
tungen. 


I. Übertragungsbuchhaltungen. 
1. Vereinfachte Formen der doppelten Buchhaltung. 


Die einfache Buchführung, die in kleinen und auch in mittleren Betrieben noch 
in Anwendung ist, wird mehr und mehr von der doppelten Buchhaltung verdrängt, 
da diese im Gegensatz zu jener in ihren laufendan Eintragungen einen besseren Ein- 
blick in die Entwicklung des Geschäftes zu geben vermag. Um die Buchführungs- 
arbeit jedoch auch bei der doppelten Buchhaltung möglichst gering zu halten, 
sucht man sie so weit zu vereinfachen, wie das System und der jeweilige Be- 
trieb es gestatten. Als neu herausgebrachte Buchführungen dieser Art sind zu 
nennen: die Treuhandbuchführung, die vereinfahte deutsche Buchführung und die 
Übersichtsbuchführung von Meyerheim. 


a) Die Treuhandbuchführung. 


Die von Georg Schweitzer herausgebrachte Treuhandbuchführung ist ihrem 
Wesen nach eine Einnahme- und Ausgaberechnung, wie man sie in der Kameralistik 
häufig findet und wie sie in abgeänderter Form von Friedel schon früher dar- 
gestellt und angewandt worden ist!). 

Die Buchhaltung führt außer dem Kontokorrentbuch und der Abschluß- 
tabelle nur ein Buch, das in der Form des amerikanischen Journals Grund- und 
Hauptbuch in sich vereinigt (s. Abb. 1). | 

Wie aus dem Formular ersichtlich, handelt es sich um ein Kassabuch. Die 
linke Seite weist hinter dem Text zwei Sollspalt n für Kasse und Giro auf; dann 
folgen vier Habenrubriken für die Gegenbuchungen. Die rechte Seite ist für die 
Kassagutschriften ebenso eingerichtet, nur sind die Sollspalten der Gegenkonten 
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Abbildung 1. 
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11. Bag May, 218.—| 218.— 16 1218.—|| 27 300 
h Köl 
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zahlreicher. Auf der linken Seite ist noch eine Doppelspalte für das Kontokorrent- 
konto vorgesehen. 

Die Treuhandbuchführung verbucht jeden Einnahme- und Ausgabeposten dop- 
pelt. Gewöhnlich nimmt jede Buchung eine Zeile auf einer Seite in Anspruch. 
Nur bei Vorfällen, bei denen die in Frage kommenden Konten sich nicht auf einer 
Seite gegenüberstehen, muß die Buchung auf beiden Seiten geschehen; dahin gehören 
z.B. Bankabhebungen und -einzahlungen, Privatentnahmen von Waren. 

Für die „laufende Rechnung“ sind im Kassabuch zwar Spalten vorgesehen. 
Die Aufzeichnungen auf das Kontokorrentkonto erfolgen jedoch gesondert, außer- 
halb der doppelten Verbuchung. Kreditgeschäfte werden nur in der Schuld- bzw. 
Forderungsspalte vermerkt (s. Buchung v. 5. u. 6.), bei Zahlungen erfolgen die Ein- 
tragungen in diesen Spalten neben der doppelten Verbuchung (s. Buchung v. 7. u. 11.). 
Debitoren und Kreditoren sind in einem Konto zusammengefaßt, die linke Spalte 
nimmt alle Beträge für Kreditkäufe und Zahlungen der Kunden auf, die rechte 
geleistete Zahlungen und Verkäufe auf Kredit. Eine umgekehrte Anordnung der 
Spalten würde das Kontokorrentkonto in seiner üblichen Form darstellen. Ein Ver- 
gleich der beiden Spalten zeigt den Unterschied zwischen Debitoren und Kredi- 
toren. Die absolute Höhe der Forderungen und Schulden ist wegen der Zusammen- 
fassung der Debitoren und Kreditoren daraus jedoch nicht zu ersehen. Zu diesem 
Zweck muß eine gesonderte Aufstellung auf Grund des Kontokorrentbuches erfolgen. 

Kreditgeschäfte werden, wie schon oben erwähnt, nur in den Kontokorrent- 
spalten aufgeschrieben. Die doppelte Verbuchang geschieht nicht bei Bezug der 
Ware bzw. bei Entstehung der Unkosten, sondern erst bei der Bezahlung der 
Rechnung. Da das Kassabuch das einzige Grundbuch ist, kommen diese Beträge 
auch auf das Waren- und Unkostenkonto erst bei der Bezahlung. Daraus ergibt 
sich die Notwendigkeit, beim Abschluß dieser Konten die betr. Forderungen rechts 
und die Schulden links einzusetzen und bei Eröffnung dieser Konten vorzutragen. 

Am Monatsschluß werden die Spalten aufaddiert und die Richtigkeit der 
Buchungen kontrolliert. Die Aufzeichnungen über Schulden und Forderungen im 
Tagebuch müssen mit den Beträgen der Personenkonten im Kontokorrentbuch 
übereinstimmen. Die Verkehrsziffern werden auf eine Abschlußtabelle übertragen, 
die außer den Konten des Kassabuchs noch zwei Doppelspalten für das Anlage- 
(Maschinen) und Kapitalkonto aufweist. Die Buchungen für den Jahresabschluß 
werden auf der Tabelle vorgenommen; die Bestände der Eingangsbilanz .werden 
eingesetzt, die durch Inventur gewonnenen Forderungen und Schulden auf Waren- 
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Monat Januar 1924 Ausgaben 


(Haben) (Soll) 2 

Tag Text E: 
h Un- 7 (4 d-|.. ; En 

Kasse | Giro IWaren knatert Löhne Big Zinsen| Privat E 


1. | Umsatzsteuer 118.— 118.— 
5. | Lieferung an Milde, 

hier 
7. |Zahlung an Selb- | 300 300 


mann, Erfurt | 
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oder Unkostenkonto verbucht. Auf demselben Formular werden Gewinn- und Ver- 
lustrechnung und Bilanz, wie sie sich aus den Abschlußbeträgen ergeben, auf- 
gestellt. | 

Die Treuhandbuchführung unterscheidet sich von den gewöhnlichen Einnahme- 
und Ausgaberechnungen dadurch, daß das Kontokorrentkonto, wenn auch in einer 
Nebenrechnung, im Grundbuch mitgeführt wird. Der einfachen Buchführung gegen- 
über hat sie den Vorteil der Zwangsläufigkeit und Kontrollmöglichkeit. Ihrem 
Charakter als Einnahme- und Ausgaberechnung entsprechend, kommt sie nur für 
kleine Betriebe in Frage. 


b) Vereinfachte deutsche doppelte Buchführung. 


Dasselbe Ziel, die doppelte. Buchhaltung in vereinfachter Form an die Stelle 
der einfachen: Buchhaltung zu setzen, verfolgt auch die Vereinfachte deutsche 
doppelte Buchhaltung nach Pöttschacher. Es handelt sich hier um die Verbin- 
dung der einfachen Buchhaltung mit den Grundsätzen der doppelten Buchhaltung. 

An Büchern werden benutzt: ein Kassatagebuch, Hauptbuch und Abschluß- 
buch. Soweit es erforderlich ist, können noch in Frage kommen: ein Kontokorrent- 
buch, ferner ein Einkaufs- und Verkaufsbuch für Kreditgeschäfte. Das grund- 
legende Buch ist das Kassatagebuch (s. Abb. 2). 

Wie die Abbildung zeigt, ist auch hier die Gliederung nach Einnahmen und 
Ausgaben vorgenommen. Das Bankkonto erscheint als Kassagegenkonto; die übrigen. 
Konten sind wie üblich angeordnet. Die Konten erstrecken sich über zwei Buch- 
seiten, für Einnahmen und Ausgaben besteht eine gemeinsame Textspalte. Die 
letzte Rubrik nimmt die Namen der Konten auf, für welche besondere Spalten. nicht 
eingerichtet sind. Sie werden unter „verschiedene Konten“ verbucht. 

Die Vereinfachte deutsche doppelte Buchführung ist wie die Treahandbüch-' 
führung eine Einnahme- und Ausgaberechnung. Alle Geschäftsvorfälle werden erst 
verbucht, wenn sie Einnahmen oder Ausgaben werden. Da nur die Kasse als 
Hauptkonto geführt wird, müssen alle übrigen Regulierungen auf beiden Seiten ver- 
bucht werden. Die Zahlung eines Kunden auf Bankkonto erscheint somit einmal als 
Kasseneingang, ferner durch Übertragung auf das Bankkonto als Ausgang. 

Eine Kontokorrentverbuchung findet im Kassabuch selbst nicht statt. Soweit 
die Aufzeichnungen im Kassabuch Debitoren oder Kreditoren betreffen, werden sie 
aus diesem in das Kontokorrentbuch übertragen. Kreditgeschäfte werden, wenn nicht 
besondere Einkaufs- und Verkaufsbücher geführt werden, überhaupt nicht verbucht, 
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Abbildung 2. 
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Zur Feststellung der Forderungen und Schalden müssen daher die Rechnungen 
herangezogen werden. Sie sind beim Abschluß auf Warenbestand oder Unkosten 
zu verbuchen. Da ein Kontokorrentkonto im Hauptbuch nicht geführt wird, ver- 
zichtet die Buchhaltung bewußt auf die Kontrolle der Personenkonten. 

Am Monatsschluß werden die Verkehrsziffern, auf die Hauptbuchkonten üher- 
tragen; eine Gewinn- und Verlustrechnung wird nur jährlich aufgestellt. 

Die Vereinfachte deutsche doppelte Buchführung ist wie die Treuhandbuch- 
führung, von der sie sich nur durch die Führung des Kontokorrentes und der An- 
ordnung ‘der Konten unterscheidet, nur für Kleingewerbe und Kleinhandlungen gr 
eignet. 


c) Die Übersichtsbuchführung. 

Als eine Einnahme- und Ausgaberechnung verbunden mit der Darstellung 
von Kreditgeschäften ist auch die Übersichtsbuchführung von Georg Meyerheim 
anzusehen, die in ihrer Ausgestaltung allerdings erheblich von den übrigen Formen 
abweicht. 


Abbildung 3. 
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Die Übersichtsbuchführung führt ein tabellarisch angeordnetes Grundbuch, 
von Meyerheim Majordomus-Buch genannt. Es enthält Spalten für Einnahmen und 
Ausgaben, Aufwand und Umsatz und eine besondere Spalte zur Aufzeichnung der 
Selbstkosten. Das Kontensystem schaltet der Verfasser vollständig aus. Abb. 3 zeigt 
die Gliederung des Grundbuches. 

Sehen wir uns zunächst die Rubriken für die Einnahmen und Ausgaben näher 
an. Wie schon aus der Bezeichnung hervorgeht, stellen beide Spalten die Soll- und 
Habenseite eines Kassakontos, oder weiter gefaßt, eines Geldumsatzkontos dar. Die 
ein- und ausgehenden Zahlungen werden aber nicht zusammen verbucht, sondern 
nach Arten getrennt aufgeführt. Die beiden ersten Rubriken, Gesamteinnahmen 
und Gesamtausgaben, dienen als Sammelspalten. Die Einnahmen sind unterteilt 
nach Eingängen vom Bankkonto, Postscheckkont), auf Außenstände und sonstige 
Einnahmen; die Ausgabenseite weist eine entsprechende Gliederung auf: Bankkonto, 
Postscheekkonto, Privatentnahmen, Schulden, sonstige Ausgaben. 

Der hier gewählte Einteilungsgrundsatz ist nicht einwandfrei. Die Einnahme- 
und Ausgabearten schließen nicht immer einander aus. Einnahmen auf Außen- 
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stände und Ausgaben auf Schulden können gleichzeitig auch das Bank- oder Post- 
scheckkonto betreffen. Bei solchen Geschäftsvorfällen findet daher eine zwei- 
malige Verbuchung statt. Bezahlt z. B. ein Kunde durch Postschecküberweisung, 
so wird der Betrag einmal unter Einnahmen in Spalte 7 verbucht, ferner auf Aus- 
gaben zum Postscheckkonto. Bei Zahlungen seitens des Geschäftsinhabers über 
Bank- oder Postscheckkonto finden die umgekehrten Verbuchungen statt, Aufzeich- 
nungen der Einnahmen vom Bank- oder Postscheckkonto, der Ausgaben auf 
Schulden. Zahlungen dieser Art erscheinen daher stets gleichzeitig unter Einnahmen 
und Ausgaben und sind von diesen entsprechend abzusetzen, wenn die tatsächliche 
Höhe der eingehenden und ausgehenden Beträge festgestellt werden soll. Eine 
Übersicht über die Einnahmen und Ausgaben ist bei dieser Handhabung nur sehr 
schwer zu gewinnen. Dazu kommt noch der Nachteil der räumlichen Trennung 
zusammengehöriger Spalten. 

Neben den Kolumnen für Einnahmen und Ausgaben weist das Majordomusbuch 
zwei weitere Hauptspalten auf: Umsatz und Aufwand. Bei beiden wird eine Tren- 
nung nach Bar- und Kreditgeschäften vorgenomrnen. Für die Bargeschäfte sind 
Koppelspalten eingerichtet, die gleichzeitig Einnahmen und Umsatz, bzw. Aufwand 
und Ausgaben darstellen. 

Für die Verbuchungen entstehender Schulden und Forderungen durch Kredit- 
geschäfte sind je zwei Rubriken eingerichtet, im Formular unter Außenständen 
(Sp. 9 und 10) und Schulden (Sp. 20 u. 21) zusammengefaßt. Spalte 9 nimmt alle 
Verkäufe auf Ziel auf, Spalte 10 die entsprechenden Korrektivposten: Rücksendun- 
gen, Rabatte, Skonto. Die Verbuchung der Schulden geschieht in derselben Weise. 
Bar- und Kreditverkäufe werden in einer Spalte gesammelt, ebenso die Schulden 
und sofort bezahlter Aufwand. Die Art der Aufwendungen — Lohn, Material oder 
Unkosten — ist nur aus dem Buchungstext zu ersehen. Da die Zahlungen, welche 
Debitoren. und Kreditoren betreffen, in der Einnahmen- und Ausgaberechnung 
verzeichnet werden, ist die Höhe der Schulden und Forderungen erst durch Verra 
mit diesen Spalten zu ermitteln. 

Faßt man die beiden Spalten Aufwand und Umsatz zusammen, so ergibt sich ein 
gemischtes Warenkonto, das nach zwei Gegenkonten, Kasse und Kontokorrent, 
unterteilt ist. Die Spalten für die Korrektivposten (10 u. 21) müßten dann allerdings 
vertauscht werden. 

Die Übersichtsbuchführung trägt jeden Posten nur einmal in die Spezial- 
spalten ein. Durch die Einrichtung der Koppelspalten und durch die Unterteilung 
von Einnahmen und Ausgaben, Aufwand und Umsatz findet im Grunde jedoch eine 
Aufzeichnung nach zwei Konten statt. Buchungsfälle, die nicht gleichzeitig in die 
Hauptrubrik und deren Unterteilung einzuordnen sind, müssen daher doppelt ver- 
bucht werden. Dahin gehören: Inzahlunggabe von Wechseln, Umbuchungen, Er- 
höhung des Buchmittelwertes durch Hingabe von Barmitteln. In das System der 
Übersichtsbuchführung sind diese Fälle nur schwer einzufügen. Die Verbuchung 
geschieht in ähnlicher Weise wie die oben erwähnten Zahlungen auf Postscheck- oder 
Bankkonto, bei Darlehen z. B. über Aufwand und Ausgabe, bei Abschreibungen in 
Spalte 8 und 19 als Aufwand und Umsatz. 

Auf der rechten Seite des Grundbuches ist vor den Ausgaben noch eine Spalte 
für die Selbstkosten eingefügt, die für jeden einzelnen Umsatz eingetragen werden 
sollen. Dieses Verfahren scheint jedoch praktisch kaum anwendbar zu sein, da die 
Feststellung der Selbstkosten nur unter bestimmten Voraussetzungen für jeden 
Einzelverkauf möglich ist, und dann, vielleicht so viel Zeit in Anspruch nimmt, daß 
der Nutzen in keinem Verhältnis zur aufgewendeten Arbeit steht. 


Neue Buchhaltungsmethoden. | 315 


Außer dem Marjodomusbuch wird ein Kontokorrentbuch geführt, wenn die 
Konten zahlreich sind. Ebenso können die Spalten des Tagebuchs beliebig ausge- 
gliedert werden, wenn ein Einblick in die Einzelheiten erforderlich erscheint. 

Für den Abschluß genügen die Angaben des Majordomusbogens nicht. Daraus 
ist nur der Stand des Kassa-, Bank-, Postscheck-, Privat- und Kontokorrentkontos 
zu ersehen. Um die übrigen Werte zu finden, bedarf es einer Inventur und eines 
Vergleichs mit den Zahlen der Anfangsbilanz. Das von Meyerheim vorgeschlagene 
Verfahren, mit Hilfe der Selbstkostenangaben den Ertrag ohne Inventur als Diffe- 
renz zwischen Gesamtumsatz und Gesamtaufwand zu ermitteln, führt zu einem 
falschen Ergebnis, da nur der Gewinn am Umsatz zur Darstellung käme, die Ver- 
änderungen der Bestände jedoch unberücksichtigt blieben. 


2. Normale Formen der doppeiten Buchhaltung. 


Im System der doppelten Buchführung waren früher die amerikanische und 
die italienische die gebräuchlichsten Formen. Beim Anwachsen des Buchungs- 
stoffes und der Kontenzahl zeigte es sich jedoch, daß die alten Formen für eine 
einfache und übersichtliche Darstellung der Buchungsvorfälle nicht mehr aus- 
reichten. In der italienischen Buchführung treten die Hemmungen besonders stark 
hervor, die Übersicht geht verloren, eine Zusammenstellung zur Bilanz wird müh- 
sam und zeitraubend, eine Möglichkeit, die Arbeit zu teilen, ist nicht gegeben. 
Das amerikanische Journal wird unhandlich, die Buchungsarbeit wird erschwert 
und ein großer Teil der Journalblätter bleibt unbeschrieben. Eine Vermehrung 
der Konten ist immer nur in begrenztem Umfang möglich. Die Mängel sucht man 
durch Verbesserungen der verschiedensten Art zu beseitigen: man hilft sich durch 
Einrichtung einer Spalte für „diverse Konten‘ und verwendet dabei farbige Tinte, 
oder man führt Kollektivkonten, die in Spezialbüchern aufgeteilt werden); für 
einige Konten sind nur Belastungs- oder Gutschriftspalten vorgesehen, oder es 
werden besondere Blätter für die Soll- und Habenkolumnen angelegt. | 

Das gleiche Ziel verfolgen auch diejenigen Neuerungen, welche in der Re- 
gisterbuchführung, in der deutschen Buchführung nach Lorentz und in den 
Journalen von Dreyer und Hans Ernst hervortreten. Sämtliche Methoden suchen 
eine Vermehrung der Kontenzahl zu erreichen, teils durch eine vertikale Anordnung 
der Konten an Stelle der horizontalen, teils durch eine besondere Ausgestaltung der 
Sammelspalte. 


a) Die Registerbuchführung. 

Die Registerbuchführung hat ein Grundbuch, in welches alle Geschäftsvorfälle 
eingetragen werden. Es hat die Form des italienischen Journals. 

Wie Abb. 4 zeigt, befinden sich hinter der Betragsspalte zwei weitere Spalten, 
von denen die linke die Nummer des zu belastenden Kontos aufnimmt, die 
rechte die des zu erkennenden. Jede Buchung erfordert daher eine Zeile. Die 
Textspalte ist klein, da der Kontenanruf schon in den Kontenziffern enthalten 
ist. Vor dem Text wird die Art der Beläge kurz angegeben. Für die Bezeichnung 
der Personenkonten ist eine besondere Spalte eingerichtet. Eine Rechnung von 
L. Mang & Co. über eingekauftes Material würde, wie in obiger Abbildung darge- 
stellt, im Journal erscheinen; die Kontenbezeichnung des bezogenen Materials ist 7, 
des Kreditorenkontos 13 und die des Lieferanten 63. Namen und Nummern der 


1) Vgl. van den Daele, Die moderne Fabrikbuchhaltung, Stuttgart. 
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Abbildung 4. 
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Konten sind auf einem Schlüsselbogen verzeichnet, der auf dem letzten Journal- 
blatt befestigt ist. Die Kontenziffern prägen sich dem Buchhalter schon nach 
kurzer Übung ein, so daß der Schlüsselbogen bald überflüssig wird. 

Die Übertragung ins Hauptbuch kann seitenweise oder auch monatlich erfolgen. 
Man benutzt dabei ein Addierlineal aus Holz, das mit Schiebern aus gehärtetem 
Bandstahl versehen ist. Diese können von rechts nach links oder auch umgekehrt 
verschoben werden. Jeder Riegel entspricht einer Buchungszeile.. Das Lineal 
wird so angelegt, daß die beiden letzten Spalten offen liegen, die Betragsspalte 
von den Schiebern bedeckt ist. Es werden nun diejenigen Riegel zurückgeschoben, 
welche zu einer Kontennummer gehören, und die freiliegenden Beträge addiert. Die 
Summen können sofort ins Hauptbuch oder auf einen hierzu besonders linierten 
Bogen übertragen werden. Das Hauptbuch hat dieselbe Form wie das der italieni- 
schen Buchhaltung, nur ist es nach Kontennammern registerartig eingeschnitten. 
Für viel benutzte Konten sind mehrere, für Konten mit wenig Buchungen 1 oder 
2 Blätter vorgesehen. 

Durch die Einrichtung besonderer Spalten für den Kontenanruf wird die 
Systematisierung der chronologischen Aufzeichnungen vorbereitet und eine be- 
liebige Vermehrung der Kontenzahl ermöglicht. Dazu kommt eine wesentliche Er- 
sparnis an Zeit und Papier, die durch die Verwendung von Kontenziffern noch er- 
höht wird. In kleinen und mittleren Betrieben funktioniert die Registerbuch- 
führung befriedigend; für größere Betriebe wäre eine Zerlegung der Grundbücher 
notwendig. 

Der Grundgedanke der Registerbuchführung, die Konten in vertikaler statt in 
horizontaler Anordnung einzutragen, ist nicht neu. Schon in den neunziger 
Jahren stellte die Apparate-Buchführungs-Gesellschaft L. Harms & Co., Hamburg, 
Grundbücher dieser Art her. Später ist dasselbe Prinzip wiederholt angewandt 
worden, unter anderm auch in der Reformbuchhaltung. In neuerer Zeit außer in der 
Registerbuchführung von Dreyer in seinem Journal ‚„Infinitum“ und in der 
„Ima“-Buchführung von Berchem!)! 


b) Dreyers Journal „Infinitum“ und die „Ilma“-Buchführung. 


Dreyers Journal unterscheidet sich von der Registerbuchführung dadurch, daß 
für die Kassa- und Kontokorrentbuchungen besondere Spalten geführt werden (siehe 
Abb. 5). 


!) Eine genaue Darstellung der verbesserten Formen der Tabellenbuchführung gibt Penn- 
dorf in der Zeitschr. Die Unternehmung, 1. Jahrg., 4. Heft, S. 149ff., z. T. in Anlehnung an 
Schmalenbach (Zeitschr. f. Handelsw. Forschung, Bd. 12, S. 104ff.). 
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Abbildung 5. 
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. Die Bezeichnung der Sammelkonten geschieht hier nach Namen; da nur eine 
Spalte dafür vorgesehen ist, nehmen Buchungen, die zwei Sammelkonten be- 
treffen, zwei Zeilen in Anspruch. Vor der Sa ‚nmelspalte ist eine Rubrik für die 
fortlaufende Numerierung der Buchungen des Sammelkontos. Durch diese Ein- 
richtung wird die Übertragung ins Hauptbuch vereinfacht. 

Das Hauptbuch ist wie bei Weiß registerartig eingerichtet; nur werden hier 
alle Buchungen einzeln übertragen. Der Text fällt fort. Statt dessen wird bei jeder 
Buchung die Nummer angegeben, unter der sie in der Sammelspalte eingetragen ist. 

Das Tagebuch der ‚„Ilma“-Buchführung hat im wesentlichen dieselbe Glie- 
derung, nur ist die Sammelspalte (Betrag, Nr., Kontenanruf) gleich hinter dem 
-Text. Ferner sind in dem Grundbuch selbst unter der Spalte „Sachkonten‘“ noch 
besondere Rubriken für die Aussonderung des Sammelkontos vorgesehen (siehe 
Abb. 6). 


Abbildung 6. 
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Seite für Seite werden die einzelnen Buchungen der Sammelspalte, nach 
:Kontennummern geordnet, in der letzten Spalte „Sachkonten‘ aufgeführt, addiert 
und in das Hauptbuch, hier Geheimbuch genannt, übertragen. 

Während das Grundbuch der Registerbuchführung der Form nach dem italie- 
nischen Journal gleicht, kommen die Bücher der beiden letztgenannten Buchhaltun- 
gen dem amerikanischen Spaltenjournal näher. Sie führen außer der allgemeinen 
Betragsspalte noch besondere Rubriken für häufig vorkommende Konten, behalten 
aber für die Bearbeitung der Sammelspalte das Verfahren der Registerbuchfüh- 
rung bei. 


Sachkonten 


c) Die Buchhaltung nach Lorentz. 

In ähnlicher Weise ist auch die Buchhaltung nach Lorentz aufgebaut, die 
das amerikanische Spaltenjournal in seiner gewöhnlichen Form übernimmt, die 
Kontenzahl jedoch gering hält und: statt dessen die Diversenspalte in der oben dar- 
- gestellten Weise ausgestaltet. 


318 A. Schmitz: 


Abbildung 7. 
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Lorentz unterscheidet nach der Zahl der Grundbücher das Verbund- und das 
Vollsystem. Das Verbundsystem hat nur ein Grundbuch, das Tagebuch. Das Voll- 
system führt deren mehrere, das Kassa-, Bank-, Postscheck-, Einkaufs- und Verkaufs- 
buch und ein Memorial. Außerdem bestehen in beiden Systemen ein Hauptbuch 
und ein Monatsprobenbuch. 2 

Abb.?7 gibt das Schema des Tagebuchs wieder. Die roten Linien!) inner- 
halb der Textspalte sollen die Übertragung ins Kontokorrent- und Hauptbuch 
erleichtern. Bei allen Sollbuchungen, die das Kontokorrentkonto betreffen, beginnt 
die Niederschrift unmittelbar an der Datumspalte, bei den Habenbuchungen an dem 
ersten roten Strich, alle Sachkontenbuchungen an der zweiten roten Linie. Von 
besonderem Nutzen scheint diese Einrichtung jedoch nicht zu sein. Die Kontroll 
spalte hinter dem Text nimmt alle Buchungsbeträge, Belastungen und Gutschriften 
auf. Die Sammelspalte ist für Soll- und Habenbeträge getrennt. Bei jeder Kolumne 
ist eine Spalte für die Kontenziffer. Vor der Sonderungsspalte sind sämtliche vor- 
handenen Konten nach Nummern aufgeführt. Diese Angaben dienen dem Son- 
derungsverfahren. 


Abbildung 8. Bank- 
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Die Grundbücher des Vollsystems haben eine einheitliche Form, von Lorentz 
als Reformmemorial bezeichnet. Sie haben im allgemeinen dieselbe Gliederung 
wie das oben abgebildete Tagebuch, nur ist die Kontenzahl geringer, und vor dem 
Text ist noch eine Doppelspalte für ein Konto eingefügt. Mit Ausnahme des Me- 
morials wird jeweils vor der Textspalte das Hauptkonto des Grundbuchs geführt, 
im Kassabuch das Kassakonto, im Bankbuch das Bankkonto usw. (s. Abb. 8). Die 
übrigen vier Spalten — im Bankbuch sind z. B. Schuldner-, Gläubiger-, Skonto- 
und Sammelkonto eingerichtet — nehmen die Gegenbuchungen auf. Diese Grund- 
bücher sind ihrem Wesen nach somit nach Gegenkonten rubriziert. Im Memo- 
rial werden Umbuchungen verschiedener Art vorgenommen. Welches Konto hier 
vor der Textspalte geführt wird, liegt im Belieben des Buchhalters. Die Buchungen, 
welche Kassa und Postscheck oder Kassa und Bank betreffen, werden durch Ein- 
schalten eines Zwischenkontos verbucht, das in der Sammelspalte geführt wird. 

Ist eine Seite beschrieben, so werden die Spalten aufaddiert und die Soll- 
und Habensummen verglichen. Um die Posten der Sammelspalte zu sondern, werden 
zunächst in der Spalte „Kontennummer“ alle Ziffern rot unterstrichen, die in der 
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Sammelspalte vorkommen und darauf die zu einem Konto gehörigen Beträge 
in der Reihenfolge der Nummernbezeichnung aufgeführt und mit roter Tinte addiert. 
Die Summe der roten Zahlen muß gleich den Ergebnissen der Sammelspalte sein. 
An Stelle der Einzelbeträge können die Verkehrsziffern der Konten auch in einer 
Summe in die Sonderungsspalte eingesetzt werden (s. Abb. 7). Damit wird der 
Gebrauch der roten Tinte überflüssig und erreicht, daß die Zahlen in der Sammel- 
spalte übersichtlicher werden. 


Die Kennzeichnung der vorkommenden Kontennummern hat einen doppelten 
Zweck. Erstens soll dadurch in gewisser Hinsicht eine Gewähr für die Eintra- 
gung der richtigen Kontennummer in die Sonderungsspalte gegeben, zweitens das 
Aufsuchen von Buchungsvorfällen der Sammelspalte erleichtert werden. 

Werden. an Hauptbuchkonten nicht mehr geführt als Zeilen im Grundbuch vor- 
handen sind, so gestaltet sich die Aussonderung folgendermaßen: Vor der Sonde- 
rungsspalte sind wie oben die Nummern der vorhandenen Konten aufgeführt. 
Für jedes Konto ist nun stets eine bestimmte Zeile vorgesehen, für Wechselkonto 
z. B. Zeile 4, für Unkostenkonto Zeile 10. Alle Buchungen einer Seite, die das 
Wechsel- oder Unkostenkonto betreffen, werden in einer Summe auf Zeile 4 bzw. 
Zeile 10 in Soll und Haben eingetragen, so daß die Buchungen der einzelnen Konten 
Seite für Seite auf derselben Zeile zu finden sind. Auf dem Schlüsselbogen, der 
die gleiche Zeileneinteilung wie das Grundbuch hat und rechts aus dem Buch hervor- 
sieht, sind die Kontennamen auf den für sie festgesetzten Zeilen eingetragen. 
Dieses Sonderungsverfahren ist aber nur bei geringer Kontenzahl anwendbar. 


Die Übertragung ins Hauptbuch kann Seite für Seite oder auch monatweise 
erfolgen. Im letzten Falle werden die Voll- und Sammelspalten den Monat hin- 
durch fortaddiert. Die Verkehrsziffern der Spezialkonten gelangen sofort ins 
Hauptbuch, die Kontenergebnisse der Sonderungsspalte werden nach jeder Seite 
in ein Sammelbuch übertragen, am Monatsschluß addiert und vom Hauptbuch in 
einer Summe übernommen. Die monatlichen Verkehrsziffern werden mit schwarzer, 
die aufgerechneten Ergebnisse mit roter Tinte eingetragen, so daß die roten Zahlen 
die Gesamtbeträge seit Jahresbeginn anzeigen. 

Sammelbuch und Hauptbuch haben die Tabellenform des amerikanischen 
Journals mit einer Textspalte für eine Anzahl Konten. In großen Buchhaltungen 
können an Stelle der gebundenen Bücher lose Blätter geführt werden, die man nach 
Registerkarten ordnet. Abb. 9 stellt ein solches Hauptbuchblatt dar. 


Abbildung 9. 
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Jedes Blatt hat zwei Doppelspalten, von denen die linke (a) die Seitenergeb- 
nisse des Tagebuches aufnimmt. Die Posten werden monatlich addiert und nach 
Spalte b ausgeworfen. Diese Rubrik enthält also die einzelnen Monatsumsätze und 


die Gesamtumsatzziffern, nach welchen die Monatsbilanz aufgestellt wird. 


In ’der Einrichtung einer besonderen Spalte für Monatsergebnisse gleichen die 


‚Lorentzschen Kontenblätter dem von Gielen empfohlenen „organisierten Drei- 


summenhauptbuch‘“, das drei Spalten aufweist, die erste für die Einzelbuchungen, 
die zweite für die Monatszahlen und die letzte für die Jahresergebnisse. Der 
Nachteil dieser Form liegt in der Raumverschwendung bei den letzten beiden 
Spalten und der geringen Übersichtlichkeit der in ihnen eingetragenen Zahlen. 

Für die Anlagewerte wird ein: besonderes Buch geführt, da das gewöhnliche 
Hauptbuch nicht genügend Raum bietet, um die Aufzeichnungen, die bei den An- 
lageverbuchungen ausführlicher zu sein pflegen, “übersichtlich darzustellen. Im 
Hauptbuch werden die Anlagen in wenigen Gruppenkonten zusammengefaßt. Das 
Buch der Anlagewerte enthält die Spezifikation. 

Nachstehend ist das Formular eines Anlagekontos wiedergegeben (s. Abb. 10). 
Das Konto hat Tabellenform, es erstreckt sich über zwei Buchseiten. Die Text- 


Abbildung 10. 
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spalte ist breit, der Vorgang kann daher in seinen Einzelheiten genau angegeben 
werden. Für weitere Angaben, z. B. auftretende Mängel, ist eine Spalte „Be- 
merkungen“ vorgesehen. Das Buch der Anlagewerte kann auch als Geheimbuch 
geführt werden. | 

Für die Abschlußbuchungen besteht eine besondere Abschlußtabelle, welche 
die Zahlen der Rohbilanz, wie sie sich aus dem Hauptbuch ergeben, und sämtliche 
Abschlußbuchungen aufnimmt. 

Lorentz gibt in seinen Broschüren „Die deutsche Buchführung‘ noch zahl- 
reiche Vorschläge zur Verbesserung des Buchhaltungswesens, die teils die Organi- 
sation, teils die Art und Ausgestaltung der Bücher betreffen. Eine bestimmte Buch- 
haltungsform ist dabei nicht vorausgesetzt. Die vorgeschlagenen Änderungen kön- 
nen mehr oder weniger leicht in die verschiedenen Buchhaltungen eingefügt werden. 
Eine eingehende Erörterung derselben geht daher über den Rahmen dieser Arbeit 
hinaus. Hervorgehoben sei nur noch die Anwendung des Loseblatt-Systems auf 
Personen und Sachkonten, eine Einrichtung, die auch der Herausgeber der Reform- 
buchhaltung schon empfiehlt. 


d) Das vereinfachte amerikanische Journal von Hans Ernst. 


Als Kombination des Grundprinzips der KRegisterbuchführung mit Einrich- 
tungen, die wir schon in der Lorentzbuchhaltung kennengelernt haben, ist das Jour- 
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nal von Hans Ernst, verlegt bei Ruhfus in Dortmund, anzusehen. Es hat fol- 
gende Einteilung (8. Abb. 11). 

Bei den laufenden Buchungen wird nur Spalte 1 in der gleichen Weise wie in 
der Registerbuchführung benutzt. Hier wie dort ist nur eine Betragsspalte für 
sämtliche Konten eingerichtet. Spalte 2 nimmt die nach Konten zusammengefaßten 
Beträge jeder Seite auf. Das Aussonderungsverfahren ist das gleiche wie das 
der Lorentzbuchhaltung bei beschränkter Kontenzahl. Für jedes Konto kommt den 
Anlagen des Schlüsselbogens entsprechend immer dieselbe Zeile in Anwendung. 
Darauf werden die Belastungen und Gutschriften den Beträgen der Vorseite zugezählt 
und in Spalte 3 eingetragen. 

Die beiden letzten Spalten stellen das Hauptbuch dar. In der gesonderten 
Ausweisung der Verkehrsziffern jeder Seite und der aufaddierten Gesamtbeträge 
gleicht es den Hauptbuchkonten der Lorentzbuchhaltung. Während hier jedoch die 
Zahlen wie gewöhnlich untereinander stehen, sind sie im Ernstschen Journal 
auf mehrere Seiten zerstreut. Will man die Entwicklung eines Kontos übersehen, so 
muß man die bestimmte Zeile blatiweise verfolgen. 


Abbildung 11. 
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Wie schon oben erwähnt, wird in der Reformbuchhaltung und der Buch- 
haltung nach Lorentz die Verwendung loser Blätter empfohlen. Auf diese Ein- 
richtung sei hier noch näher eingegangen. 

Die losen Blätter können der Art der Konten entsprechend nach Form und 
Einteilung verschieden sein. Sie sind in der Lorentzbuchhaltung seitlich gelocht 
und werden in Heftmappen aufbewahrt. Die weitverbreitete Anwendung des 
Loseblatt-Systems im Buchhaltungswesen beweist seine Vorzüge gegenüber dem 
gebundenen Buch. Der Einwand, daß Kontenbhlätter leicht verloren gehen können, 
hat sich in der Praxis nicht als stichhaltig erwiesen. Die rechtliche Zulässigkeit 
der Kontenblätter wird nicht mehr bestritten!). 

Die Vorteile, welche durch Einführung loser Blätter erzielt. werden, ‚be- 
stehen hauptsächlich in folgenden Eigenschaften: 

1. Die Konten bleiben stets in alphabetischer Ordnung, das Register des alten 
Kontokorrentbuches fällt fort. 

2. Ein Übertragen der Konten auf zerstreut liegende Seiten ist nicht mehr not- 
wendig. 

3. Haupt- und Kontokorrentbücher werden nicht mit totem Ballast angefüllt, 
da beschriebene Blätter stets ausgewechselt werden. 


!) Vgl. Rehm, Die rechtliche Zulässigkeit auswechselbarer Kontobücher in der Zeitschr. 
f. Handelsw. Forschung, Bd. 4, S. 221. 
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| 4. Es besteht eine erleichterte Kontrolle und Kennzeichnung spezieller Konten 
und Kontengruppen; die Konten können zwecks Bearbeitung einzeln herausge- 
nommen werden. 

5. Der Ersatz des gebundenen Hauptbuches durch Kontenblätter ermöglicht 

_ eine weitgehende Zerlegung des Kontensystems in Spezialkonten. Dadurch gewinnt 

besonders der Industriekaufmann wertvolle Möglichkeiten für eine genaue Selbst- 

_ kostenrechnung und Statistik. 


II. Durchschreibe-Buchhaltungen. 
1. Allgemeines. 


Während in der Reformbuchhaltung und in der Buchhaltung nach Lorentz 
für Personen- und Sachkonten nach Belieben lose Blätter oder auch gebundene 
Bücher benutzt werden können, führt die konsequente Anwendung des Loseblatt- 
Systems in Verbindung mit dem Durchschreibeverfahren zu neuen Buchhaltungs- 
formen, die in Abweichung von. früheren die Eintragungen in Grund- und Haupt- 
buch mit einer Niederschrift vollziehen, Übertragungen also überflüssig machen: 

Zum ‚ersten Male wurde dieses neue Verfahren von der Hinzfabrik angewandt, 
die 1904 die von ihr hergestellten Bücher, Kontenkarten und einen Durch- 
schreibeapparat herausbrachte. Die Praxis hat diese neue Form weiter ausge- 
staltet, sie hat sie vereinfacht und verbessert, aber die beiden charakteristischen 
Merkmale, Karten und Durchschreibeverfahren, stets beibehalten. 

Die Kontenblätter sind in den Durchschreibebuchhaltungen einheitlich, da 
sie den Grundbüchern angepaßt werden müssen. Aus demselben Grunde wird die 
Beschreibung des Buchungsvorganges möglichst kurz gefaßt, Grundbuch und Konten 
enthalten nur knappe Textangaben. Die Durchschreibebuchhaltungen sind daher 
ausgesprochene Belägbuchhaltungen: die Beläge geben, Aufschluß über alle Einzel- 
heiten. Eine gute Registratur ist somit unbedingte Voraussetzung. Die Blätter 
werden nicht mehr in Mappen, sondern in Konteikästen aufbewahrt. Dadurch 
wird das Auswechseln vereinfacht und die Anordnung der Konten erheblich über- 
sıchtlicher. Dabei werden Hilfsmittel verschiedenster Art verwandt: Metallreiter, 
Leitkarten und Kartenerhöhungen, sog. Tabs. Die toten Konten werden! der Gliede- 
rung des Unternehmens entsprechend abgestellt, nach Gruppen und Arten zusammen- 
gefaßt; Debitoren- und Kreditorenkonten nach Namen, Orten oder Vertreterbezir- 
ken alphabetisch oder nach Nummern geordnet. 

Am Kopf der Debitorenkonten sind die Zahlan 1—31 und I— XII vorgedruckt, 
um an bestimmten Stellen Reiter aufsetzen zu können, die einer pünktlichen 
und einfachen Mahnkontrolle dienen. | 

Die technischen Vorzüge des Durchschreiheverfahrens liegen auf der Hand: 
die Übertragungsarbeit wird erspart. Übertragungsfehler sind im allgemeinen nicht 
mehr möglich, daher erübrigt sich das Abstimrinen, der Buchungsstoff ist stets 
aufgearbeitet, die Konten sind immer a jour, 

Durchschreibeverfahren und Durchschreibeapparat sind bei den einzelnen 
Methoden verschieden. Jede Buchhaltung sucht auf dem kürzesten und billigsten 
Wege größtmöglichste Sicherheit der Buchungen zu erzielen, etwaige Durch- 
schreibefehler durch vorbeugende Kontrolle zu beseitigen. 

‘Unter den im folgenden dargestellten Durchschreibemethoden nimmt die 
Buchhaltung nach Schiemer insofern eine Sonderstellung ein, als die Buchungen 
nicht unmittelbar auf die Kontenblätter durchgeschrieben werden, die Übertragungs- 
arbeit also nur zum Teil fortfällt, | ' weba 
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2. Die Methoden. 
a) Die neue deutsche Doppelbuchführung nach Schiemer. 
Die neue deutsche Doppelbuchführung nach Schiemer ist eine Art Zettel- 
buchhaltung!). Die Buchungen werden auf dünne perforierte Blätter durchge- 
schrieben, die im Grundbuch mitgeführt werden. Diese Kopien werden in Buchungs- 
streifen zerlegt und auf die Kontenblätter geklebt. Ein ähnliches Verfahren finden 


wir bereits in dem sog. „Schnitzelsystem‘“ angewandt, bei welchem die Zerlegung: 


der Durchschriften das Aussondern der Konten und das Sn gleichartiger 
Posten erleichtern sollte2). 

Die Grundbücher sind einheitlich in Form und nein Sie müssen 
es auch sein, da die Aufzeichnungen im Grundbuch vollständig durchgeschrieben 
werden und die Kopien den Kontenblättern stets entsprechen müssen. Abb. 12 
gibt das Schema eines Grundbuches wieder). 


Abbildung 12. 
Monat Oktober 1924. 
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Die erste Rubrik dient zur Aufnahme der Belegnummer; in die dritte und | 


fünfte Spalte kommen die Nummern der Konten, auf welchen die Belastung und ° 


Gutschrift erfolgen soll. Für den. Buchungstext sind zwei Zeilen vorgesehen. Die 
vorletzte Spalte nimmt Hinweiszeichen auf etwa vorhandene Hilfsbücher auf. 
Jede Buchung nimmt eine Zeile in Anspruch und wird zweimal kopiert. 


Das Original bleibt fest im Grundbuch, die zwei Durchschriften werden heraus- 
getrennt. Diese sind links am Buchrande perforiert. Außerdem wird jedes Blatt 


durch wagerechte Perforationslinien in so viele einzelne Buchungsstreifen geteilt, 
als Buchungen auf einem Blatt verzeichnet sind. Jeder Buchung entsprechen 
zwei durchgeschriebene Streifen, einer für die Belastung, der andere für die Gut- 
schrift. 

Für jedes Konto sind daher zwei lose Blätter vorhanden, je eins für die 
Soll- und Habenspalten. Eine besondere Spalteneinteilung brauchen die Blätter 
nicht. Am Kopf tragen sie folgenden Vordruck (s. Abb. 13): Die Randstriche rechts 
und links dienen als Richtlinien, um die einzelnen Zettel genau untereinander 
befestigen zu können. Die Konten werden nach Nummern benannt: das Blatt 
für die Sollbeträge erhält die ungerade Zahl, das Gutschriftblatt desselben Kontos 
die folgende gerade. 


1) Vgl. Hügli, Buchhaltungssysteme und Buchhaltungsformen, Bern 1923, S. 209#t. 

®) S. Zeitschr. f. Handelsw. Forschung, Bd.12, S. 105. 

®) Schiemer ersetzt das Wort Konto durch „Rechnung“, Text durch „Wortlaut“, er A 
überhaupt jedes Fremdwort aus der Buchhaltung zu verbannen. 
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Abbildung 13. 
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Die Verteilung der Zettel auf die Kontenblätter geschieht in folgender Weise: 
Zuerst wird das obere Leitblatt dem Grundbuch entnommen und in Streifen zer- 
legt. Diese Streifen dienen nur der Lastschriit; deshalb werden die Zettel nach 
den ungeraden Kontennummern (Spalte III) geordnet und auf die gummierten Soll- 
blätter der betreffenden Konten gebracht. Ähnlich verfährt man bei der zweiten 
Kopie. Um eine falsche Übertragung der Soll- und Habenzettel zu vermeiden, wer- 
den für beide verschiedene Farben, verwendet. Wenn die Streifen richtig auf die 
Blätter geklebt sind, müssen die Kontennummern in der dritten bzw. fünften 
Spalte stets der Bezeichnung des betreffenden Blattes entsprechen. 

Beim Monatsabschluß werden auf jedes Konto besondere Abschlußzettel ge- 
klebt, welche untereinander drei Spalten aufweisen: für die Verkehrsziffern des 
laufenden Monats, der Vormonate und für die Gesamtsumme. Zur Aufstellung 
der ‚monatlichen Rohbilanz werden die Soll- und Habenbeträge addiert und 
miteinander verglichen. Da diese Kontrolle sich auf die Buchungen eines ganzen 
Monats erstreckt und auch keine Spezialkontrolle durch Ausgliederung oder Spal- 
tung der Konten besteht, ist das Fehlerfeld sehr groß und das Aufsuchen der 
Fehler daher wesentlich erschwert. Dazu kommt noch, daß auch das Durch- 
schreibeverfahren Übertragungsfehler nicht unbedingt ausschließt, besondere Sicher- 
heitsmaßregeln gegen undeutliche Kopien wie bei andern Durchschreibeverfahren 
aber nicht bestehen. Die Monatsergebnisse der Kontenblätter werden in ein ge- 
bundenes Hauptbuch übertragen, in welchem die Soll- und Habenziffern eines 
Kontos nebeneinander auf demselben Blatt stehen. 

Die Möglichkeit einer Arbeitsteilung ist auf zweierlei Weise gegeben: Erstens 
durch Trennung der Buchungsarbeit von der mechanischen Klebarbeit, zweitens 
durch Zerlegung der Grundbücher, Die Zahl der Grundbücher ist nicht begrenzt, 
sie kann dem Umfange der Buchungsarbeit angepaßt werden. Für den Geldverkehr 
werden gesonderte Eingangs- und Ausgangsbücher empfohlen. Damit erübrigt sich 
eine zweite Durchschrift zur Übertragung auf die Kassakontenblätter, da das Grund- 
buch die Soll- und Habenbeträge schon gesondert ausweist. Im übrigen können 
Bücher in beliebiger Anzahl geführt; werden, z. B. für Rechnungseingang, Waren- 
ausgang, für Bank-, Postscheck- und Wechselverkehr und ein Memorial. Alle 
Grundbücher werden, wie schon oben erwähnt, in einheitlicher Ausführung ge- 
liefert. Das hat den Vorteil niedriger Herstellungskosten. Gleichzeitig werden damit 
aber auch alle Buchungsvorfälle in eine gegebene Form gezwängt, während bei be- 
sonderer Einrichtung der Bücher der Verschiedenartigkeit der Buchungen Rech- 
nung getragen werden kann. 

Bei obiger Darstellung wurde die Führung des Kontokorrentkontos nicht be- 
rücksichtigt. Die Buchungen auf die Personenkonten geschehen bei diesem Ver- 
fahren durch Übertragung. Spalte VI des Grundbuches enthält die Hinweiszeichen 
auf das Kontokorrent. In einem Anhang zur zweiten Auflage der Einführung in die 
Neue deutsche Doppelbuchführung gibt Schiemer einen Weg an, welcher die 
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gleichzeitige Mitbehandlung der Personenkonten ermöglicht. Zu diesem Zweck wird 
ın das Grundbuch vor der Betragsspalte noch eine Rubrik „Kontokorrent“, für Soll 
und Haben getrennt, eingerichtet. Bei allen Buchungen, die Debitoren oder Kreditoren' 
betreffen, werden die Werte außer in die Betragsspalte noch in die Soll- oder‘ 
Habenrubrik der Kontokorrentspalte eingesetzt (s. Abb. 14). Im Grundbuch wird 


ein drittes Beiblatt eingelegt, das die Durchschrift für die Personenkonten aufnimmt, 


Abbildung 14. 
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Um eine Gewähr dafür zu haben, daß die drei Buchungsstreifen auf die rich- 
tigen Kontenblätter gelangen, erfahren die Spalten für die Kontennummern auf den 
Durchschriftblättern eine besondere Ausgestaltung. In die oberen Felder werden 
die Zahlen der Hauptbuchkonten, in: die unteren die Zeichen der Personenkonten 
eingetragen. Auf dem ersten Durchschriftblatt, das für die Sachkontensollseite be- 
stimmt ist, bleibt nur das Feld oben links frei, während die andern drei schraffiert 
sind; auf dem zweiten Beiblatt für die Sachkontenhabenblätter ist das Feld rechts 
oben, auf dem dritten Blatt sind die beiden unteren Felder frei. Die Buchungs- 
streifen auf den Kontenblättern müssen daher stets die gleiche Schraffierung haben 
(s. Abb. 15). Für die Personenkonten wird nur ein Blatt geführt, da Soll- und 


Abbildung 15. 
Blatt Nr. 3 
Name der Rechnung: Bank-Rechnung Soll Nr. 53 
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_ Habenbeträge schon getrennt sind. Die handschriftliche Übertragungsarbeit wird bei 


diesem Verfahren allerdings gespart, jedoch auf Kosten der Übersichtlichkeit; denn es 
werden auf einzelne Konten überflüssige Zahlen und Bezeichnungen gebracht. 

Durch die Verwendung der eingefügten Spalte für Mengenverrechnung an- 
statt für Kontokorrentverbuchung sucht der Erfinder eine Lagerbuchführung in 
seine Methode einzuschalten. Praktisch durchführbar ist dieser Vorschlag wohl 
kaum. Die oben beschriebene Kontokorrentführung wäre demgegenüber vorzuziehen. 

Schiemer selbst nennt seine Buchführung ‚ein Verfahren, das die Nachteile 
der amerikanischen und italienischen Buchhaltung überwunden, keinen einzigen 
ihrer Vorteile eingebüßt, wohl aber wertvolle hinzugewonnen hat“. Inwiefern 
die Kartendurchschreibemethoden den alten Buchhaltungen überlegen sind, ist oben 
dargestellt, es bleibt also noch die Zweckmäßigkeit der hier angewandten Art der 
Durchschrift und Kartenführung zu untersuchen. Abgesehen davon, daß das Streifen- 
kleben eine unangenehme Arbeit ist, hat das Zettelsystem erhebliche Mängel. Die 
Gefahr, daß die zerlegten Streifen, besonders bei umfangreicher Buchungsarbeit ver- 
loren gehen oder beim Aufkleben. zerreißen, ist sehr groß. Bei aller Sorgfalt der 
Klebarbeit ist kaum eine solche Genauigkeit zı erzielen, daß die Zahlen leicht 
addierbar untereinander stehen. Aus dem Zettelwesen ergibt sich auch die Not- 
wendigkeit, für jedes Konto zwei Blätter zu führen, wodurch die Einheitlichkeit 
und Übersichtlichkeit der Konten zerstört wird. Die Vorzüge gegenüber den andern 
Durchschreibemethoden bestehen darin, daß mit einer Buchung Belastung und 
Gutschrift zugleich erfolgen und bei Bearbeitung der Sachkonten durch mehrere 
Buchhalter Störungen vermieden werden. 

Ihrem Wesen nach ist die Neue deutsche Doppelbuchführung eine Vorläuferin 
der unten behandelten Kartendurchschreibebuchhaltungen, obwohl diese zum Teil 
früher erfunden und angewandt worden sind. In Deutschland ist diese Methode 
kaum verbreitet, mehr dagegen in Österreich und in der Schweiz. 


b) Die Hinzbuchführung. (Deutsche Selbstkontrollbuchhaltung, 
| die Buchhaltung „Kopiegraph“,) 

Wie schon oben erwähnt, ist als erste Kartendurchschreibebuchhaltung die 
Hinzbuchführung zu nennen. Die erstmalige, in der Methode begründete Anwendung 
der losen Blätter auf Personen- und Sachkonten, die besondere Ausgestaltung der 
Grundbücher und Kontenblätter und die der Hinzbuchführung eigene Saldenkontrolle 
führten in der Literatur zu eingehenden Darstellungen der neuen Methodel). Eine 
ins Einzeine gehende Beschreibung erübrigt sich daher. Hier sei die Hinzbuch- 
führung nur in ihren Grundzügen behandelt, hervorgehoben seien die wesentlichen 
Neuerungen gegenüber der alten Buchführungsform und die Unterschiede zwischen 


‚ihr und den neuen Kartendurchschreibebuchhaltungen, denen sie als Ausgang ge- 


dient hat. 

In Anlehnung an die Hinzbuchführung entstanden vielfach neue Buchhal- 
tungen, die sich von der Hinzbuchführung nur wenig unterscheiden und im folgenden 
daher mit dieser gemeinsam behandelt werden. Die bekanntesten sind: die deutsche 
Selbstkontrollbuchhaltung von Kümmel, die Kopiegraphbuchhaltung von Braune 
und die Buchführung der Moa-Gesellschaft in Stuttgart. 

Die Hinzbuchführung behält die festgebundenen Grundbücher bei, sie führt 
das Loseblattsystem nur für das Kontokorrentkonto und das tote Hauptbuch ein, 


1) Eine genaue Darstellung der Hinzbuchführung gibt Klaus in Bd.3 der Zeitschr. f, 
Handelsw. Forschung. 
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Abbildung 16. 
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Die Grundbücher haben zwar im allgemeinen eine einheitliche Form und Aus- 
führung, aber sie sind doch so beschaffen, daß durch Zahl and Anordnung der 
Spalten den Bedürfnissen der verschiedenen Betriebe Rechnung getragen werden 
kann. Gewöhnlich werden vier Grundbücher henutzt: das Geldumsatzbuch, Me- 
morial, Rechnungseingangs- und Rechnungsausgangsbuch. Kleine Betriebe führen 
nur ein Grundbuch, das Tagebuch, das besondere Spalten für das Kassa- und 
Warenkonto aufweist. Geldumsatzbuch, Memorial und Rechnungseingangsbuch haben 
in der einfachen Ausführung die gleiche Spaltengliederung, nur fällt beim Rech- 
nungseingangsbuch die der Textspalte zugefügte Rubrik für Abzüge fort (s. Abb. 16). 
Die beiden Spalten unter Kontenstand' dienen der Saldenkontrolle, die unten dar- 
gestellt wird. Die rechte Seite wird auf die Kontenblätter durchgeschrieben. In 
die erste Spalte wird die Nummer des zu belastenden oder erkennenden Kontos ein- 
getragen. Diese Einrichtung soll eine Gewähr dafür bieten, daß das richtige Konto 
untergelegt wird. Die Nummer darf dann allerdings nicht von der Kontenkarte abge- 


schrieben werden, weil damit die ganze Kontrolle hinfällig würde. Sie wird vielmehr 


vorher in Form eines Buchungssatzes auf dem Beleg vermerkt und gelangt dann in 
das Grundbuch. Auf der Kontenkarte muß dann stets die Nummer des betreffen- 
den Kontos erscheinen. Für die Belastungen und Gutschriften sind je zwei Spalten 
vorgesehen, die eine für die Sachkonten, die andere für die Schuldkonten. 
Dadurch wird eine Trennung des Kontokorrentkontos von den übrigen Konten 
erreicht. Die Soll- und Habenbeträge der Schuldkonten werden am Monatsende 
mittels Durchschrift auf das Kontokorrentkonto übertragen. 

Jede Buchung erfordert in der eben dargestellten Form zwei Zeilen. Gewöhnlich 
wird das Geldumsatzbuch jedoch in einer erweiterten Form geliefert. Für die 
verschiedenen Arten der Zahlungen werden auf der linken Seite besondere Spal- 
ten eingefügt, z. B. für Barzahlung, Wechsel-, Scheck- und Bankverkehr, je nach 
dem Umfang und den Bedürfnissen des Betriebes. Doch dürfen die Spalten nicht 


Abbildung 17. 
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Abbildung 18. 
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zu zahlreich sein, da sonst, wie beim alten Spaltenjournal, die Arbeit unbequem und 
viel Raum verschwendet wird. Untenstehende Abbildung gibt ein Geldumsatz- 
buch wieder, wie es von der Firma Frd. Wilh. Kümmel in Düsseldorf hergestellt 
wird (Abb. 17). 

In Zahl und Anordnung der Spalten kann das Geldumsatzbuch variieren, es 
können ız. B. mehrere Spalten für das Bankkonto vorgesehen sein, wenn die Firma 
mit mehreren Banken in Geschäftsverbindung steht oder wenn der Bankverkehr 
umfangreich ist. Der Teil des Grundbuchs, der auf die Karten durchgeschrieben 
wird, bleibt naturgemäß stets gleich. Sind für einige Konten Spezialspalten 
eingerichtet, so wird jede Buchung nur auf einer Zeile vorgenommen, die jedes- 
malige Durchschrift auf das entsprechende Sachkonto wird erspart. Die aufaddierten 
Beträge geben den Stand der Konten an. Sie werden etwa einmal im Monat auf die 
Hauptbuchkonten übertragen. | 

Eingangsbuch und Memorial haben gewöhnlich die oben angegebene Form. 
Jede Buchung wird auf das Sachkonto durchgeschrieben, doch können im Waren- 
eingangsbuch für häufig gebrauchte Konten der Übersicht und Raumersparnis 
wegen auch besondere Spalten geführt werden. 

Abb. 18 zeigt das Schema eines gebräuchlichen Rechnungsausgangs- 
buches mit einigen Verteilungsspalten (nach Kümmel). Die Sachkontenspalte ist 
hier überflüssig, da das Gegenkonto stets das Warenkonto ist, Die Übertragung auf 
die Sachkontenkarte erfolgt am Monatsende, und zwar mittels Durchschrift über das 
Memorial. Jede Buchung wird auf einer Zeile vorgenommen, Die Textspalte nimmt 
nur die Nummer der Rechnung auf. In den Verteilungsspalten wird der Gesamt- 
betrag nach Warenerlöskonten spezialisiert. Bei fest abgegrenzten Verkaufsabtei- 
lungen werden auf der linken Seite besondere Spalten eingerichtet oder meh- 
rere Ausgangsbücher geführt, 
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Kontokorrent- und Hauptbuchkonten haben, wie schon öfter erwähnt, Karten- 
form. Ihre Liniatur deckt sich mit derjenigen des rechtsseitigen Teiles der verschie- 
denen Bücher, da von den Büchern auf die Karten durchgeschrieben wird. Nur. 
die Spalten zum Ankreuzen (X) und für den Saldo ragen über das Grundbuch hin- 
aus. Abb. 19 stellt ein Schuldkonto dar. Bei den Sachkonten befinden sich 


Abbildung 19. 
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Belastungs- und Gutschriftspalte der Einrichtung der Grundbücher entsprechend 
mehr nach links in dem Raum, der hier für Notizen vorgesehen ist. In die letzte 
Spalte wird nach jeder Buchung der Saldo eingetragen, ein Debetsaldo mit schwar- 
zer, ein Kreditsaldo mit roter Tinte. Die Mappennummer bezieht sich auf die 
Registratur. Darunter ist die laufende Nummer jeder Kontenkarte angegeben. 
Die Kontenblätter bestehen aus festem Karton. Sie werden für Debitoren-, Kredi- 
toren- und Sachkonten in verschiedenen Farben geliefert. Am oberen Rande ist bei 
den Schuldkonten ein doppeltes Alphabet angebracht. Zwecks übersichtlicher 
Anordung der Kontokorrentkonten im Konteikasten werden die beiden ersten Buch- 
staben jedes Kundennamens nach außen ersichtlich gemacht, und zwar wird der 
erste Buchstabe eingeschnitten, der zweite dadurch gekennzeichnet, daß das be- 
treffende Köpfchen stehen bleibt, während alle übrigen abgeschnitten werden 
(s. obige Abb.). Für die Einordnung der Sachkonten ist, wie bei allen Karthoteken, 
der Kontenverteilungsplan des Unternehmens maßgebend. Die Konten werden nach 
Gruppen und Arten zusammengefaßt, jede Gruppe erhält eine Leitkarte, die 
Artkarten werden durch Köpfchen gekennzeichnet. Für jedes Konto bestehen zwei 
verschiedenfarbige Karten, die man abwechselnd einen um den andern Monat 
benutzt. 

Der Durchschreibeapparat besteht aus »iner Aluminiumplatte, an der links 
oben eine Leiste befestigt ist. Das zu beschreibende Grundbuchblatt wird so in 
den Apparat gespannt, daß die Schiene genau an der Linie der Spalte „Konten- 
nummer“ liegt, von welcher ab auf die Kontenkarten durchgeschrieben wird. Auf 
der Aluminiumplatte ist ein Kohlepapier angebracht. Die Kontenkarten werden 
unter das Blaupapier dicht an die Schiene geschoben. Da die letzte Spalte aus dem 
Grundbuch hervorsieht, ist die Kontenkarte leicht so in die richtige Lage zu 
bringen, daß die zu beschreibenden Zeilen aufeinanderliegen. i 
Die Buchungsarbeit wird von dem Buchhalter weitgehend vorbereitet. Die 
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Beläge werden nach den Grundbüchern geordnet, fortlaufend numeriert und vor- 
kontiert. Die Kontenkarten werden den Belägen beigefügt, der Kontenstand wird nach 
der Karte ausgerechnet und auf den Beläg geschrieben. Der Bucher hat nunmehr nur 
mechanische Schreibarbeit zu verrichten, Buchung und Gegenbuchung auf den Konten 
vorzunehmen, die ihm auf dem Beläg angegeben sind. Um die Arbeit zu verein- 
fachen, werden die Beläge jedes Grundbuchs nach Sachkonten geordnet und die 
täglichen Buchungen auf diese Konten nur in Gesamtbeträgen vorgenommen. Die 
Aufzeichnungen auf Schuld- und Forderungskonten müssen naturgemäß in Einzel- 
ziffern erfolgen. 

Nach jeder Buchung wird der Saldo auf die Konten eingetragen, und zwaı 
wird er vom Beläg abgeschrieben. Dieser neue Saldo und der letzte alte ge- 
langen von der Karte in die in den Grundbüchern vorgesehene Spalte „Salden- 
kontrolle“; in die erste Rubrik (A. S. u. N. R.) wird ein alter Debet- und ein neuer 
Kreditsaldo eingetragen, in die zweite (N. S. u. A. R.) ein neuer Debet- und ein alter 
Kreditsaldo. Die Differenz der in diesen beiden Rubriken angegebenen Posten er- 
gibt daher stets den verbuchten Betrag, der bei Belastungen rechts, bei Gutschriften 
links erscheint. Werden die Spalten, nachdem eine Seite beschrieben ist, auf- 
addiert, so ist bei richtiger Verbuchung ihr Unterschied gleich der Differenz der 
Belastungen und Gutschriften auf der rechten Seite. Durch diese zwangsläufige 
Kontrolle werden Übertragungsfehler auf den Konten, die durch undeutliche Durch- 
schrift entstehen können, aufgedeckt. Ferner wird damit erreicht, daß der Stand 
der Personen- und Sachkonten jederzeit ohne weitere Rechenarbeit ersichtlich ist. 
Auch wird die Gewähr gegeben, daß diese Angaben unbedingt richtig sind. Bei den 
Konten, für welche in den Grundbüchern Spezialspalten geführt werden, ergibt sich 
der Kontenstand erst nach der Addition am Schluß jeder Seite. Die Richtigkeit 
dieser Zahlen wird Seite für Seite durch eine besondere Abstimmung geprüft. Eine 
Saldenkontrolle findet erst nach der monatli>hen Übertragung auf die Sachkonten 
statt. Die Salden der Kontokorrentkonten werden Monat für Monat in das Schuld- 
buch oder Riskontro eingetragen. 

Die Vorteile der Saldenkontrolle liegen, außer in der Prüfung der Durch- 
schriften, in der dauernden richtigen Ausweisung der Kontensalden. Diese An- 
gaben sind im laufenden Geschäftsgang besonders bei den Konten von Nutzen, 
bei denen neben den Verkehrsziffern vor allem der augenblickliche Stand inter- 
essiertt. Das ist z. B, der Fall bei den Kontokorrent- und den Geldumsatz- 
konten. Die Notiz des Saldos auf ein- und ausgehenden Rechnungen und Zah- 
lungen gibt dem Leiter einen Einblick in die Höhe der laufend gewährten und er- 
haltenen Kredite. Dadurch kann leicht verhütet werden, daß die Kredite nicht 
zu hoch werden und an Kunden gelangen, die nicht mehr oder überhaupt nicht 
kreditwürdig sind. Die Saldenkontrolle leistet ferner eine wichtige Vorarbeit 
für den Monatsabschluß. Ein Kollationieren der Eintragungen in Grund- und Haupt- 
buch erübrigt sich, da Übertragungsfehler infolge schlechter Durchschrift durch 
die Saldenkontrolle aufgedeckt werden. Der abgestimmte Kontenstand zeigt die 
Richtigkeit der Soll- und Habenbeträge. 

Die Nachteile der Saldenkontrolle liegen in ihrer Umständlichkeit und in 
‚gewissem Sinne in ihrer Zwangsläufigkeit. Für jede Buchung muß der neue Saldo 
zunächst ausgerechnet und auf der Karte niedergeschrieben werden; darauf erfolgen 
die Eintragungen des alten und neuen Saldos im Grundbuch. Diese Arbeit muß 
auch dort ausgeführt werden, wo der Kontenstand leicht ersichtlich ist oder nur am 
Monatsende interessiert. Die Saldenkontrolle erfordert daher in manchen Betrieben 
eine Mehrarbeit, die sich nicht lohnt. 
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Für den Monatsabschluß führt die Hinzbuchführung noch eine besondere 
Journalkarthotek, das Geheimjournal. Es hat zwei verschiedenfarbige Karten. 
Die einen nehmen die Monatssummen der einzelnen Kontenarten auf, die andern 
fassen die Zahlen einer Gruppe bzw. Untergruppe nach Arten aufgeführt zu- 
sammen. Auch diese Buchungen werden mit Hilfe zweier Bücher durchge- 
schrieben, die ungefähr dieselbe Gliederung und Größe haben wie die Grund- 
bücher. Die kurzgefaßte Darstellung der Monatszahlen aller Kontenarten einer 
Gruppe geben ein übersichtliches Bild der Geschäftsentwicklung. Doch er- 
fordern die Saldeneintragungen in den Büch-rn einen erheblichen Aufwand an 
Zeit und Raum, so daß manche Firmen es vorziehen, diese monatlichen Buchungen 
nicht durchzuschreiben, sondern unter Ausschaltung der Bücher sofort auf die 
Karten einzutragen. 

Die Hinzbuchführung hat sich in der Praxis durchaus bewährt. Sie wird 
heute in kleinen, mittleren und großen Betrieben angewandt. Ihren Erfolg verdankt 
sie den Vorteilen jeder Kartendurchschreibebuchhaltung: der Möglichkeit einer 
weitgehenden Spezialisierung und übersichtlichen Anordnung der Konten und 
der erheblichen Ersparnis an Zeit und Arbeit infolge der Durchschrift. Doch ge- 
bührt der Hinzbuchführung der Ruhm, dieses Verfahren zum ersten Male ange- 
wandt zu haben. Durch die in die Buchführung eingefügte Saldenkontrolle wird 
eine große Sicherheit in die Arbeit gebracht. 

Die Auswerfung der Salden verfolgt aber noch einen andern Zweck; sie soll 
dem Einblick in die finanzielle Lage des Unternehmens auch während der Geschäfts- 
periode dienen, Für eine Zusammenstellung der Ergebniszahlen nach Kontenarten 
und Kontengruppen, wie sie für gewisse Fälle notwendig sind, bieten die abge- 
stimmten Salden eine erhebliche Erleichterung. Aber dennoch erfordert eine 
solche Übersicht auch in der Hinzbuchführung noch sehr viel Arbeit. Willz.B. der ° 
Geschäftsleiter bei einem großen Einkauf oder einer Beteiligung Aufschluß über 
den augenblicklichen finanziellen Stand des Unternehmens haben, so sind die 
Konten im Geldumsatzbuch aufzurechnen und die Schulden und Forderungen des 
laufenden Monats entweder aus den Grundbüchern oder den Kontokorrentkonten 
zusammenzustellen. In Geschäften, in welchen solche Aufstellungen öfter not- 
wendig sind, vereinfacht man die Arbeit dadurch, daß man die Beträge der in den 
Grundbüchern gesondert geführten Konten und des Kontokorrentkontos seiten- 
weise auf die Hauptbuchkonten überträgt. 

Die auf der Hinzbuchführung aufbauenden Kartendurchschreibebuchhaltungen 
suchen der Möglichkeit einer ständigen Übersicht über den betrieblichen und finan- 
ziellen Geschäftsgang noch näher zu kommen, allerdings auf anderm Wege, unter 
Ablehnung der Saldenkontrolle. 


i Die Taylorix-Buchhaltung. (Die Definitivkontrollbuchhaltung, 
die Blattographbuchhaltung.) 


Die Taylorix-Buchhaltung unterscheidet sich von den obengenannten Durch- 
schreibebuchhaltungen dadurch, daß sie das Loseblattsystem auch auf das Grund- 
buch (Journal) anwendet und die Buchungen mittels Durchschrift von den Konten 
auf die Journalblätter überträgt, so daß die Originalschrift auf dem Konto erscheint. 
Mit dieser Änderung soll eine Vereinfachung der Kontrolle und Verbilligung des 
Materials erreicht werden. 

Für sämtliche Buchungsvorfälle werden einheitliche Journalblätter verwandt 
(s. Abb. 20). Jede Buchung nimmt zwei Zeilen in Anspruch, eine für die Be- 
lastung, die andere für die Gutschrift. Die letzte Spalte ist für die Bezeichnung 
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Abbildung 20. 
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der Konten bestimmt, die nach Zahlen und Buchstaben benannt werden. Durch 
den kurzgefaßten Kontenanruf nach einem Zeichen wird den oben behandelten 
Durchschreibemethoden gegenüber eine nicht unwesentliche Ersparnis an Raum 
und Zeit erzielt. Die Spalte „Hinweis“ enthält gewöhnlich die Seitenangabe des 
Journals, die für die Aufzeichnungen im Journal keine Bedeutung hat, sondern 
lediglich als Durchschrift der Kontenblätter erscheint, auf welchen sie angibt, 
wo die Buchungen im Grundbuch eingetragen sind. Die erste Rubrik „Grup- 
pierung für die Tagesbilanz“ dient zur Aufnahme der nach Sammelkonten ausge- 
sonderten Beträge jeder Seite. Von der Verwerlung dieser Zahlen wird weiter 
unten die Rede sein. Die Journalblätter haben ein handliches Format 
(231/, x 341/a cm). Jede Seite hat 32 Buchzeilen. Die Blätter sind seitlich gelocht 
und können in Klemm- oder Schraubmappen aufbewahrt werden. 

Die Kontenblätter werden aus dünnem aber festem Papier hergestellt. Karton 
‚kommt schon deshalb nicht in Frage, weil vom Konto aufs Journal durch- 
geschrieben wird; doch haben sich diese Blätter in der Praxis als durchaus haltbar 
bewährt. Oben haben die Kontenblätter einen festen Rand, der für Sach-, Debi- 
toren- und Kreditorenkonten eine verschiedene Farbe hat. In der Spalteneinteilung 
stimmen. Journal- und Kontenblätter überein; nur ist das Konto um die letzte 
Spalte des Journals, die den Kontenanruf enthält, schmaler, und an Stelle der 
ersten Rubrik „Gruppierung für die Tagesbilanz“ ist hier eine Spälte für den Saldo 
vorgesehen. 

Zur Aufbewahrung der Kontenblätter dienen die Konteikästen, welche unge- 
fähr 2000 Kontenblätter fassen. Blattstützen aus Aluminium geben den losen 
Blättern festen Halt, so daß sie stets aufrecht st2hen und aufgeschlagen bleiben, 
wenn man ein Kontoblatt herausnimmt. Die Sachkonten werden nach Gruppen 
eingeordnet. Jede Gruppe oder Untergruppe erhält eine Leitkarte, die gleichzeitig 
als Sachkontenregister dient. Die auf den Karten befestigten Metallreiter geben die 
Gruppenbezeichnung durch eine Zahl oder einen Buchstaben an. Die zu den Leit- 
karten gehörigen Konten erhalten das Gruppenzeichen und eine fortlaufende 
Nummer. Für häufig gebrauchte Hauptbuchkonten werden ebenfalls Leitkarten 
eingefügt, damit diese Konten sofort greifbar sind. Die hier verwendeten Metall- 
reiter haben eine andere Farbe und tragen den Wortlaut des betreffenden Kontos. 
Sie werden von rechts nach links, diejenigen der Gruppenleitkarten in umge- 
kehrter Anordnung angebracht. Für das, Abstellen der Debitoren- und Kreditoren- 
konten gilt das oben Gesagte. Auch hier geben Leitkarten die Gliederung an. Zur 
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Aufzeichnung sämtlicher Kontokorrentkonten werden Registerblätter angelegt, welche 
die Konten in derselben Anordnung aufnehmen, wie sie im Karteikasten abgestellt 
sind. Schlüsselzahlen auf den Registerkarten sollen der Kennzeichnung der Kunden: 
nach Zahlungsfähigkeit, Zahlungsbedingungen usw. dienen. Die Bedeutung der 
Zahlen hat sich der Buchhalter schnell gemerkt. 

Der Buchungsapparat besteht aus einer Aluminiumplatte, die seitlich zwei Hebel 
hat: einen zum Einspannen des Jourmnalblattes und des Durchschreibepapiers, die 
jedesmal für 32 Buchungen eingespannt bleiben, den andern zum Befestigen des 
Kontos. Ein leichter Druck auf diesen Hebel genügt, das Kontoblatt, das dicht 
an die Schiene geschoben wird, bereit zu legen; läßt man den Hebel los, 
so bleibt das Kontoblatt unverrückbar in fester Lage. Die Durchschrift erfolgt mit 
Feder und Tinte. 

Um leitende und ausführende Arbeit zu trennen, empfiehlt die Taylorix- 
Organisation in ihrer Anleitung die Vorkontierung sämtlicher Beläge, die vorher fort- 
laufend numeriert werden. Zu diesem Zweck werden alle Buchungsunterlagen mit 
einem Stempelvordruck versehen, in dessen Belastungs- und Gutschriftspalte jeweils 
die in Frage stehenden Konten nach Gruppenzeichen und Nummer eingetragen werden. 


Abbildung 21. 
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Ist eine Journalseite beschrieben und sind die Belastungs- und Gutschriftspalten 
aufaddiert, so werden die Buchungen nach Kontengruppen in der Spalte „Grup- 
pierung für die Tagesbilanz“ gesammelt. Die Aussonderung wird dadurch erleich- 
tert, daß Gruppenzeichen und Nummer zwar nebeneinander, aber doch in getrennten 
Spalten eingetragen sind. Die erzielten Soll- und Habenbeträge. jeder Gruppe 
werden täglich in einer Summe auf die besonders zu diesem Zweck geführte Tages- 
bilanzkontei übertragen, in der für jeden Tag ein Kontoblatt angelegt ist (s. Abb. 21). 
In der ersten Spalte wird das Sammelkonto angegeben, Spalte zwei und drei nehmen 
die zu dem Sammelkonto gehörigen Belastungen und Gutschriften eines Tages auf, 
die in den beiden letzten Spalten den bereits verbuchten Beträgen zugezählt werden, 
so daß am Schluß einer Geschäftsperiode die Gruppenkonten mit Gesamtziffern er- 
scheinen. Der Vorteil dieser täglichen Aussonderung und Zusammenstellung liegt 
darin, daß über Gang und Stand des Geschäftes jederzeit, auch für kleine Zeit- 
abschnitte, ein Gesamtüberblick gegeben wird. Daraus folgt aber auch, daß dieses 
Verfahren, konsequent durchgeführt, nur dort anzuwenden ist, wo ein ‚täglicher 
Einblick notwendig oder von Wert ist, z. B. bei Banken und bankähnlichen Insti- 
tuten. Bei Handelsunternehmungen wird die Aussonderung und Übertragung nur 
auf Debitoren und Kreditoren angewandt. Diese Übung käme auch für Fabrik- 
unternehmungen in Frage, insoweit es sich darum handelt, einen Überblick über 
die finanzielle Lage des Geschäftes zu gewinnen, die im übrigen aus den Salden der 
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Geldverkehrskonten ersichtlich ist. Für die Konten, die nicht dem kaufmännischen 
Verkehr, sondern dem Betriebe dienen, genügt eine wöchentliche oder monatliche 
Übertragung der ausgesonderten Beträge auf die Konten der Tagesbilanz, da der 
Kostenverlauf eines einzelnen Tages im allgemeinen keine verwertbaren Zahlen- 
ergebnisse ergibt. Als Bilanz im eigentlichen Sinne des Wortes ist diese Zusammen- 
stellung nicht anzusehen. Sie leistet aber für den Monats- und Jahresabschluß erheb- 
liche Vorarbeit und gibt, wie schon gesagt, über die Entwicklung des Geschäftes 
einen Gesamtüberblick, der sich je nach der Art des Unternehmens über kürzere 
oder längere Perioden erstrecken kann. 

Die Kontrolle erfolgt im Grundbuch durch Aufaddieren der Soll- und Haben- 
spalten der Journalseiten. Ihre Übereinstimmung bürgt dafür, daß Buchung und 
Gegenbuchung stets mit denselben Beträgen erfolgt sind. Da die Originalschrift 
auf dem Konto erscheint, im Journal aber die Durchschriften geprüft werden, 
treten Fehler, die durch schlechte Durchschrift entstanden sind, bei der Seiten- 
abstimmung hervor. Nach Verlauf einer Geschäftsperiode, gewöhnlich am Schlusse 
jedes Monats, werden die Verkehrsziffern sämtlicher Konten addiert. Ihre Soll- 
und Habenbeträge müssen gleich sein und mit der Gesamtsumme des Journals über- 
einstimmen. Fehler liegen entweder in der Addition oder in den Übertragungen 
auf den Kontenblättern. Ihr Aufsuchen wird erleichtert durch die Teilung des Fehler- 
feldes nach Kontengruppen, deren Gesamtumsatzziffern sich auf den Konten der 
Tagesbilanz befinden. Eine Gewähr dafür, daß jeweils auf das richtige Konto 
gebucht wird, besteht nicht. Sie könnte geschaffen werden in der Form, wie sie bei 
der Hinzbuchführung besteht. Eine Saldenkontrolle findet in der Taylorix-Buch- 
haltung nicht statt. Es ist zwar auf jedem Konto eine Spalte für den Saldo 
vorgesehen, aber die Saldeneintragungen erfolgen nicht zwangsläufig, vielmehr 
bleibt es jedem Buchhalter überlassen, bei welchem Konto er den Saldo ausrechnen 
und eintragen will. Praktisch wird er das bei Jen Konten tun, deren Stand häufig 
interessiert, z. B. bei sämtlichen. Geldumsatzkonten. Das starre System der Salden- 
Kontrolle, der Zwang, bei jeder einzelnen Buchung drei Posten niederzuschreiben, 
auch bei Konten, deren Stand klar ersichtlich ist, fällt bei der Taylorix-Methode 
fort. Sie kann — im Gegensatz zur Hinzbuchführung — dieses Kontrollverfahren 
entbehren, da die Richtigkeit der Durchschriften im Journal durch einfache 
Spaltenaddition geprüft wird. Allerdings begibt sich die Buchhaltung damit der 
übrigen obengenannten Vorteile der Saldenkontralle, aber sie erzielt auch eine er- 
hebliche Zeitersparnis. 

Eine Arbeitsteilung kann dergestalt durchgeführt werden, daß das Journal in 
mehrere Grundbücher zerlegt wird, deren Anzahl beliebig gewählt werden kann, 
z. B. nach Art der Hinzbuchführung für Rechnungseingang, Warenausgang, Geld- 

 umsatz und für die übrigen Buchungen ein Memorial. Da aber für sämtliche 
Buchungsvorfälle nur die oben abgebildeten Journalblätter mit je einer Belastungs- 
und Gutschriftspalte vorhanden sind, entsteht eine Schwierigkeit bei der Ver- 
buchung auf solche Sachkonten, deren Verlauf im einzelnen dargestellt werden 
muß. Dahin gehören Kassa-, Wechsel- und Bankkonto. Auf diesen Konten würden 
sämtliche Einzelbuchungen erscheinen und die Übersichtlichkeit somit erheblich 
_ beeinträchtigt werden. Deshalb führt man, für diese Buchungsfälle Skontrobücher, 
deren Summen periodenweise auf die Hauptbuchkonten übertragen werden. Oder 
man legt besondere Joumale an, in welchen die Soll- und Habenspalten ver- 
tauscht werden, so daß sie gleichzeitig als detaillierte Sachkonten dienen. Eine 
_ Übertragung auf die Hauptbuchkonten erfolgt dann nur monatweise. 
| Ein Nachteil dieses Arbeitsverfahrens liegt darin, daß die Grundbücher zwar 
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beliebig zerlegt werden können, die Grundbuchführer aber gleichzeitig dieselben 
Sachkonten bearbeiten. Um diesen Mangel zu beheben, wird eine grundsätzliche 
Trennung der Sach- und Personenkonten durchgeführt. In der Hauptbuchhalteni 
welche die Sachkonten bearbeitet, werden die Buchungen nur summarisch vorge- 
nommen, auf Debitoren- und Kreditorenkonten außerdem noch nach Kontengruppen 
geordnet. Im Text wird Art und Nummer der Beläge angegeben. Jeder Buch- 
führer einer Kontokorrentabteilung verbucht nun die Beläge, welche seine Gruppe 
betreffen, in Einzelbeträgen auf die Personenkonten und addiert die Posten im 
Journal. Das Ergebnis muß mit dem auf dem Hauptbuchkonto verbuchten Betrag 
übereinstimmen. Für Kasse-, Bank- und Wechselkonto werden auch hier besondere 
Skontrobücher oder Journale geführt. Die Buchungen erfolgen wie in der Konto- 
korrentabteilung auf Grund der Originalbeläge, die nach der Abstimmung mit der 
Hauptbuchhaltung an diese zurückgehen. 

Zusammenfassend kann von der Taylorix-Buchhaltung im Vergleich zur Hinz- 
buchführung gesagt werden, daß sie durch die Kontenbezeichnung nach Nummern 
oder Buchstaben an Raum, durch den Wegfall der Saldenkontrolle an Zeit und 
durch die Verwendung dünnerer Kontenblätter an Kosten spart. Durchschreibe- 
fehler können nicht auf den Konten, sondern nur im Journal entstehen, wo sie 
bei der seitenweisen Addition leicht gefunden werden. Die Tagesbilanzkontei 
gibt eine übersichtliche Zusammenstellung aller Buchungsvorfälle. Dagegen fehlt 
der Taylorix-Buchhaltung die ständige Kontrolle aller Kontensalden und die Mög- 
lichkeit, durch Einschalten von Spezialspalten in den Grundbüchern die Haupt- 
buchkonten zu entlasten. 

Bekannte Nachahmungen der Taylorix-Buchhaltung sind die „Definitiv- 
kontrollbuchhaltung“ und die Buchhaltung nach Schaber. Die Definitivkon- 
trollbuchhaltung wird in zwei Ausführungen geliefert. Die eine hat lose Journal- 
blätter, die andere führt ein gebundenes Journal, das aber die gleiche Form und Glie- 
derung wie die Journalblätter aufweist. Auch die Buchhaltung nach Schaber zeigt 
keine wesentlichen Abweichungen, ihre Neuerungen sind technischer Art und be- 
ziehen sich auf die Konstruktion des Buchungsapparates. 

In Anlehnung an die Taylorix-Buchhaltung entstand ferner die „Blattograph- 
buchhaltung“ nach von Sazenhofen. Das Grundbuch ist hier stets gebunden. 
Es kommt in zwei Formen vor. Die erste hat die gleiche Spaltenzahl und Gliede- 
rung wie die Taylorix-Buchhaltung, die zweite weist — ähnlich wie die Hinz- und 
Selbstkontrollbuchhaltung — für häufig benutzte Konten noch Vorspalten auf, 
deren Eintragungen nicht durchgeschrieben, sondern in einer Summe auf die Haupt- 
buchkonten übertragen werden. In der letzten Ausführung erstreckt sich die 
Buchungsseite über zwei Blätter. 


d) Die Schlayand-Buchhaltung. 

In der Loslösung von den hergebrachten Grundbuchformen gehtdie Schlayand- 
Buchhaltung noch einen Schritt weiter. Sie setzt an die Stelle des alten, zur genauen 
Bezeichnung der Buchungsfälle gegliederten Grundbuchs, das auch in der Hinzbuch- 
haltung in gebundenen Büchern, in der Taylorix-Methode in Form loser Blätter 
eine sorgfältige Ausgestaltung erhält, einen’ schmalen, unliniierten Kontrollstreifen 
aus dünnem Papier. Die Konstruktion des Buchungsapparates ermöglicht zwei 
Durchschriften, so daß die Buchung gleichzeitig auf dem Kontrollstreifen, dem 
Spezial- und dem entsprechenden Sammelkonto erscheint. Diese zweifache Durch- 
schrift und der Kontrollstreifen, der das Grundbuch ersetzen soll, ergeben die 
charakteristischen Merkmale dieser Methode. 
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‘ Der Buchungsapparat besteht aus einem etwa 5cm hohen Holzkasten 
(25x 42cm). In der Mitte ist als Schreibunterlage eine Aluminiumplatte einge- 
legt. Darüber läuft von oben nach unten der Kontrollstreifen und darunter ein 
Blauband, das zweiseitig kopiert. Beide Streifen werden im Innern des Kastens 
über je zwei Rollen geleitet. Rechts unten an der Seite des Kastens befinden sich 
zwei drehbare Knöpfe, die Kontrollstreifen und Kopierband vorwärts und rückwärts 
bewegen können. Ein Hebel an der linken Seite dient zum Einklemmen des Spezial- 
kontos. Die Sammelkonten sind gelocht und werden, damit 'sie fest auf‘ dem 
Buchungsapparat liegen, über zwei Metallzäpfchen geschoben, die rechts auf dem 
Kasten angebracht sind. Die Niederschrift erfolgt mit einem Kopierstift. . | 

Die Kontenblätter sind aus dünnem, straffem Papier. Die Sachkonten sind weiß. 
Debitoren. und. Kreditoren haben einen farbigen Rand. Kopf und Spalteneintei- 
lung sind aus nachstehender Abbildung ersichtlich (Abb. 22). Bezeichnung, :Glie- 
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derung und Einordnung der Konten im Konteikasten geschieht wie in der Taylo- 
rix-Buchhaltung. Auf den Konten ‘erscheint die Originalschrift, ‚sie liegen bei der 
Buchungsarbeit über dem Kontrollstreifen. 

Dieser besteht aus dünnem, durchsichtigem Papier und ist etwa 15cm Beer 
Er trägt keine Spalteneinteilung. Die Durchschriften. entsprechen der Liniatur 
der Kontenblätter: Belastung, Gutschrift, Datum, Kontenzeichen. Der Buchungs- 
text wird nicht durchgeschrieben. Die Verbuchung von Warenausgang für 4b 500.— 
und einer Barzahlung. für Reisespesen im Betrage von 6 120.— ergeben auf dem 
Kontrollstreifen. folgende Aufzeichnungen (s. Abb. 23): Die Streifen sind 20 m 
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lang und fassen 2400 Buchungen, sie werden auf Spulen aufbewahrt, ganz Oder, nach 

Zeitabschnitten geteilt. 

| Außer den gewöhnlichen Hauptbuchkonten ist für jede Kontengruppe ein 

Sammelkonto vorhanden, z. B. für Kassa-, Wechsel-, Scheck- und Postscheckkonto, 

ein Konto „Barmittel“. Die beiden Sammelkonten der Personenkonten sind das 
Zeitschr. f. Handelsw. Forschung. 19. Jahrg. Heft VII. 22 
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Debitoren- und Kreditorenkonto. Hauptbuch- und Personenkonten werden hier im 
Gegensatz zu den Sammelkonten Spezialkonten genannt. Die Sammelkonten nehmen 
jede Buchung, die zu ihrer Gruppe gehört, einzeln mittels Durchschrift auf. In .der 
Spalteneinteilung decken sie sich zum Teil mit. den Spezialkonten (s. Abb. 24). 
Die mittleren Kolumnen sind für die Belastungen und Gutschriften, die 'beiden 
folgenden für Datum und Kontenzeichen. In die letzte stark geränderte Spalte, die 
unter dem Kontrollstreifen heraussieht, wird das Kontenzeichen noch einmal einge- 
tragen, damit Konten und Kontrollstreifen richtig eingestellt werden können. Die 
erste Spalte ist für die Saldeneintragung vorgesehen. ‚Die Belastung für ausgehende 
Waren, wie sie als erste Buchung auf dem Kontrollstreifen dargestellt ist, würde 
auf dem Sammelkonto Debitoren wie im obigen Formular erscheinen. Die Sammel- 
konten sind aus dünnem gelben Papier hergestellt. Sie stehen nach Leitkarten 
geordnet vorn im Konteikasten. Aula IR} 


Abbildung 24. 
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Die Buchungsarbeit nimmt folgenden Gang: Die Beläge werden vorkontiert, 
fortlaufend numeriert und nach Konten geordnet. Wir nehmen an, der Buch- 
halter verbuche zunächst die eingegangenen Zahlungen der Debitoren: Barzahlungen, 
Postscheck- und Banküberweisungen. Er legt die gelbe Sammelkontenkarte „Bar- 
mittel“ unter das Blauband, stellt den Kontrollstreifen so ein, daß die beiden letzten 
Buchungen auf dem Streifen und dem Sammelkonto übereinanderliegen und bringt 
das Kassakonto, das unter dem Hebel links befestigt wird, in dieselbe Lage 
Nun erfolgt die erste Buchung: Belastung der Kasse(s. Abb. 25). 3 

Wie die Abbildung zeigt, steht. der Buchungstext nur auf dem Hauptbuch- 
(Spezial-) Konto. Die Beträge in Soll und Haben und das Datum werden zweimal 
durchgeschrieben, das Buchungszeichen erscheint nur auf Kontrollstreifen und 
Sammelkonto und auf letzterem noch einmal als Merkzeichen, damit ersichtlich wird, 
bis zu welcher Zeile das Sammelkonto beschrieben ist. Jeder Belastung folgt 
eine Gutschrift. Obiger Buchung entspricht eine Gegenbuchung auf dem Personen- 
konto des Kunden (Spezialkonto) und dem Sammelkonto Debitoren. 

Um aber die Konten nicht so oft auswechseln zu müssen, was jedesmal eine 
gewisse Zeit in Anspruch nimmt, werden zunächst alle Belastungen auf dem Kassa-, 
Bank- und Postscheckkonto verbucht. Das Sammelkonto Barmittel bleibt während 
dieser Buchungen auf dem Apparat. Bei den Gutschriften verfährt man ebenso. Die 
Saldeneintragungen auf den Spezial- und Sammelkonten erfolgen beliebig, den Be- 
dürfnissen des Unternehmens entsprechend. ‘Ein oder mehrere Male am Tage, je 
nach dem Umfang der Buchungen, werden die Soll- und Habenbeträge auf dem Kon- 
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Abbildung 25. 
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trollstreifen addiert, um die Übereinstimmung der Belastungen und Gutschriften 
festzustellen. 

Mit dieser Kontrolle erfüllt der Buchungsstreifen seinen einzigen Zweck; denn 
eine chronologische Übersicht können die rein zahlenmäßigen Angaben nicht geben, 
besonders, da Buchungsfälle aller Art, so wie sie im) Laufe des Tages vorkommen, 
untereinander verbucht werden. Will man Näheres über eine Buchung wissen, so 
muß man auf den Beleg zurückgreifen. Die Abschaffung des Grundbuchs in seiner 
hergebrachten Form führt aber dazu, daß nunmehr die Hauptbuchkonten alle 
Buchungen einzeln aufnehmen müssen. Besondere Spalten oder Journale, wie bei 
Hinz und Taylorix, die gleichzeitig detaillierte Sachkonten sind, können in der 
Schlayand-Buchhaltung nicht geführt werden. Das Hauptbuch wird infolgedessen 
sehr unübersichtlich. Denselben Mangel haben die Sammelkonten in erhöhtem Maße, 
da die Aufzeichnungen erheblich zahlreicher sind und die Buchungsvorfälle einer 
Gruppe chronologisch aufgenommen werden. Eine knappe, systematische Darstel- 
lung der Zahlen, wie man sie auf Sammelkonten anderer Buchhaltungen findet, 
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fehlt hier. Dadurch wird der Vorteil der zweifachen Durchschrift, die eine gleich- 
zeitige Einordnung der Buchungen nach Spezial- und Sammelkonten ermöglicht, 
wesentlich beeinträchtigt. Immerhin wird das Aussondern der Konten nach Gruppen 
erspart, und die aufaddierten Soll- und Habenbeträge der Sammelkonten geben die 
Verkehrsziffern jeder Gruppe in einer Summe an. 

Eine Arbeitsteilung wird in der Schlayand-Buchhaltung auf Grund der Konto- 
korrentgliederung durchgeführt. Debitoren und Kreditoren werden nach irgend- 
welchen Gesichtspunkten unterteilt und jedem Kontokorrentführer eine bestimmte 
Anzahl. Personenkönten mit den dazu gehörigen Sachkonten zugewiesen. Es be- 
stehen. also ebenso viele Kassa-, Bank-, Wechsel- und Postscheckkonten, wie Konto- 
korrentführer an der Arbeit sind. Einige Konten, z. B. für Warenausgang, sind nur 
in den Debitoren-, Wareneingangskonten nur in den Kreditorenabteilungen. Jeder 
Buchhalter erledigt. auf Personen- und Sachkonten sämtliche Buchungen, die_seine 
Kontokorrentkonten betreffen. Durch dieses Arbeitsverfahren werden die Konten 
zersplittert, und es wird die Übersicht noch mehr erschwert.‘ Dieser Mangel könnte 
dadurch behoben werden, daß eine Zentrale die auf den Kontenblättern zerstreuten 
Beträge sammelt und in Gesamtzahlen zur Darstellung bringt. Gleichzeitig würde 
diese Abteilung die Buchungen vornehmen, die den Verkehr der Sachkonten unter- 
einander betreffen. | 


Von den hier behandelten Buchhaltungsmethoden werden in Zukunft für mitt- 
lere und größere Betriebe die Kartendurchschreibebuchhaltungen wohl am meisten 
zur Anwendung kommen, da sie den übrigen Methoden gegenüber schneller und _ 
sicherer arbeiten, ferner eine weitgehende Kontenunterteilung und damit eine ins 
Einzelne gehende Erfolgsrechnung, Kostenrechnung und Statistik ermöglichen. Zur 
guten Methode muß jedoch, wenn sie wirksam sein soll, als notwendige Ergänzung 
ein guter Kontenplan hinzukommen, der dem Aufbau und den Eigenarten des Be- 
triebes Rechnung trägt. Von der eingeführten Buchhaltung ist die Aufstellung des 
Kontenplanes durchaus unabhängig. Die von den Verlagsanstalten der verschiedenen 
Buchhaltungen angegebenen Kontenpläne sind bei der Einführung dieser Methoden 
daher zu prüfen und nur dann zu übernehmen, wenn sie dem Aufbau des Betriebes 
tatsächlich angepaßt sind. | 
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I. Einleitung. 


Die Buchhaltung einschließlich der Bilanz und der Inventur kann man von 
verschiedenen Gesichtspunkten aus betrachten. Man kann sie als etwas historisch Ge- 
wordenes ansehen und dementsprechend die Entwicklungstendenzen ins Auge 
fassen, welche in Erscheinung treten. Man kann weiterhin, ohne auf das historisch 
Gewordensein der Formen Rücksicht zu nehmen, welche die Buchhaltung im 
Ganzen bzw. in ihren einzelnen Gliedern zeigt, eine Erklärung der vorhandenen Er- 
scheinungen anstreben, wobei von den Zwecken auszugehen ist, welche die Buch- 
haltung zu erfüllen hat. Man kann jedoch auch noch von einem dritten Gesichts- 
punkt ausgehen, welcher für diesen Aufsatz bestimmend sein soll. 

Sieht man von allen tatsächlichen Erscheinungsformen der Buchhaltung ab, so 
verbleibt von der doppelten Buchhaltung — nur von letzterer ist vorläufig die 
Rede — lediglich das mechanische Prinzip übrig, das sie beherrscht, und auf dem 
ihre formale Selbstkontrolle beruht. Es handelt sich um das mechanische Prinzip, 
das in der unter allen Umständen gültigen Gleichung: 


Soll = Haben 


zum Ausdruck kommt. Dieses Prinzip läßt sich mit irgendeinem mechanischen Ge- 
setz, bzw. dem Hebelgesetz, vergleichen, das in der Technik in der mannigfachsten 
Form nutzbar gemacht wird, ohne daß man in irgendeinem Zeitpunkt sagen kann, 
seine Anwendungsmöglichkeiten seien erschöpft. Die gleiche Annahme kann man 
hinsichtlich des mechanischen Prinzips der Buchhaltung machen. Tut man das je- 
doch, so kommt man zu zwei Ergebnissen, welche innerlich zusammenhängen: 
1. Die Erscheinungen, welche die Buchhaltung in ihren bisherigen Formen 
zeigt, entsprechen den Anwendungsformen des oben als Beispiel gewählten Hebel- 
‚ gesetzes. Wie die Anwendungsmöglichkeiten des Hebelgesetzes in keinem Moment 
‚als erschöpft anzusehen sind, so haben wir auch mit den mannigfachsten An- 
wendungsmöglichkeiten des mechanischen Prinzips der Buchhaltung über die bis- 
herigen Erscheinungsformen hinaus in der Zukunft zu rechnen. 

2. Will man die Anwendungsformen eines Gesetzes der Mechanik erklären, 
so kann man zwar in jedem Falle zu einer restlosen Erklärung auf Grund des frag- 
‚lichen Gesetzes gelangen. Daneben erfordert jedoch das Verständnis auch eine 
Zeitschr. f. Handelsw. Forschg. 19. Jahrg. Heft VIII. 23 
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Erläuterung der verschiedenen besonderen Anwendungsformen, so daß man neben 
der Theorie des Grundgesetzes noch eine größere Anzahl Spezialtheorien der 


Anwendungsformen zu unterscheiden hat. So gibt es z. B. eine besondere Theorie‘ 


des Keils und eine besondere Theorie der Zahnradübertragung, obwohl Keil und 
Zahnrad lediglich verschiedene Anwendungsformen des Hebelgesetzes sind. Dar- 
aus ergibt sich nun, daß es auch neben einer Theorie des mechanischen Prinzips 
der Buchhaltung je nach deren Anwendungsformen verschiedene Spezialtheorien 
der Buchhaltung geben kann. 

Von diesen zwei, ihrem Wesen nach kurz angedeuteten Ergebnissen soll in 
diesem Aufsatz insofern ausgegangen werden, als ich zu der Überzeugung gekommen 
bin, daß die bisherigen Buchhaltungstheorien verschiedene Anwendungsformen des 
mechanischen Prinzips der Buchhaltung nicht genügend, oder wenigstens nicht an- 
schaulich genug zu erklären vermögen. Im besonderen gilt das für die Buchhaltung 
des Industriebetriebes, die sogenannte Fabrikbuchhaltung. Ohne mich mit der Frage 
der Brauchbarkeit der bisherigen Buchhaltungstheorien für die Erklärung der 
Buchhaltung im Warenhandel, im Bankbetrieb usw. grundsätzlich zu beschäftigen, 
soll also in dieser Abhandlung eine Spezialtheorie der Fabrikbuchhaltung. ent- 
wickelt werden. Dabei wird einerseits die Theorie des allen Anwendungsformen 
zugrunde liegenden mechanischen Prinzips der Buchhaltung als bekannt vorausgesetzt, 
andererseits wird die oben charakterisierte Spezialtheorie in so allgemeiner Form 
dargestellt werden, daß sich der Leser die Verhältnisse des Industriebetriebes als 
Hintergrund hinzudenken muß. Damit wird gleichzeitig die Frage offen gelassen, ob 
die entwickelte Spezialtheorie, welche als Dreikontenreihentheorie bezeichnet werden 
soll, auch zur Erklärung anderer Anwendungsformen des mechanischen Prinzips 


der Buchhaltung (z. B. im Warenhandel) bessere Dienste zu leisten vermag als die 
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IE. Die Grundlegung der Dreikontenreihentheorie. | 
a) Die drei Kontenreihen der Buchhaltung. 


‘Sieht man von der sog. Personifikationstheorie, welcher vom wissenschaft 
lichen Standpunkt aus keine Bedeutung zukommt, sowie von der Einkontenreihen- 


theorie?) ab, deren Aufstellung das Bestreben zum Ausgangspunkt hatte, die doppelte | 


und die einfache Buchhaltung als eine große Einheit aufzufassen, so haben wir 


in der Literatur zwei verschiedene Buchhaltungstheorien zu unterscheiden, welche | 


beide den Charakter von Zweikontenreihentheorien tragen. Dabei wird aller- 
dings nur die erste von ihnen, und zwar im Gegensatz zur Personifikationstheorie 
als Zweikontenreihentheorie bezeichnet, während sich für die zweite eine allgemein 
geläufige Benennung noch nicht eingebürgert hat. 

. Folgt man Hügli?), so hat man die doppelte Buchhaltung, von der hier nur die 
Rede ist, als eine. Kombination aus zwei Konten- oder Rechnungsreihen anzusehen, 


!) Von der hier zu behandelnden Dreikontenreihentheorie ist von mir bereits früher 


ausgegangen worden, um in möglichst anschaulicher Weise die kalkulatorische Kostenrech- 
nung bzw. die kalkulatorische Erfolgsrechnung in die Buchhaltung eingliedern zu können, 


ohne daß es mir damals zum Bewußtsein gekommen ist, daß ich damit eine neue Buch- 


haltungstheorie aufgestellt habe. Hinsichtlich ihrer Anwendungsfähigkeit kann ich jedoch auf 
das dort Ausgeführte verweisen (vgl. Lehmann, Die industrielle Kalkulation, Berlin. 1925, 


S. 234 ff 
®?) Berliner Buchhaltungs- und Bilanzlehre II, 7. Aufl., Hannover 1924, S. 335 ff. 


ae 


®) Hügli, Die Buchhaltungssysteme und die Buchhaltungsformen, 3. Aufl., Wyß Erben, 


Bern 1923, S. 1ff. 
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und zwar aus den Konten der Vermögensbestandteile und den Konten des Reinver- 
mögens, wobei man diejenigen Konten, welche der Erfolgsermittlung dienen, und 
deren Ergebnisse auf dem Gewinn- und Verlustkonto zusammengefaßt werden, als 
Vorkonten des Kapitalkontos anzusehen hat. Die gleiche Anschauung liegt der Auf- 
fassung von Calmes), um noch einen der vielen Anhänger dieser Theorie heraus- 
zugreifen, zugrunde, welcher die Buchhaltung als eine systematisch kombinierte 
Kapital- und Gewinnrechnung bezeichnet. Der Unterschied zwischen beiden Defi- 
nitionen ist ein rein formaler: Erstens ist der Sprachgebrauch hinsichtlich der Be- 
griffe „Vermögen“ und ‚Kapital‘ nicht einheitlich, zweitens entspricht die For- 
mulierung von Hügli der Buchungspraxis bei Unternehmungen mit variablem Eigen- 
kapital, während diejenige von Calmes auf die Buchungspraxis bei Unternehmungen 
mit festem Grundkapital (A.-G., G.m.b.H.) zugeschnitten ist. Materiell haben wir 
es mit der gleichen Buchhaltungstheorie zu tun, für welche die Bezeichnung ‚„Zwei- 
kontenreihentheorie“ üblich geworden ist. 

Dieser Zweikontenreihentheorie, welche also zwischen den Konten der Ver- 
mögensrechnung (Bestandsrechnung) und den Konten des Reinvermögens oder Eigen- 
kapitals einschließlich der Erfolgskonten unterscheidet, steht eine andere Zwei- 
kontenreihentheorie gegenüber, welche von Walb?) entwickelt worden ist. Walb 
der zu den wenigen Betriebswirtschaftlern gehört, welche sich eingehender mit der 
kameralistischen Buchhaltung beschäftigt haben, weist dankenswerterweise darauf 
hin, daß man bei allzu einseitiger Betonung der Vorzüge der kaufmännischen (dop- 
pelten) Buchhaltung der kameralistischen Buchhaltung gegenüber die inneren Be- 
ziehungen übersieht, welche beide Rechnungsstile verbinden, und führt den Beweis, 
daß grundsätzlich die kameralistische Buchhaltung zu einer gleich brauchbaren 
Erfolgsrechnung zu entwickeln ist wie die kaufmännische Buchhaltung, wenn er 
auch die rechnungstechnische Überlegenheit der letzteren in dieser Richtung sehr 
wohl anerkennt. Dieser Beweis gelingt ihm durch eine ganz anders geartete Ein- 
teilung der Konten der doppelten Buchhaltung in zwei Reihen, und zwar in die 
Konten der Leistungsverrechnung oder die Aufwands- und Ertragsreihe und in die 
Konten der Zahlungsverrechnung oder die Zahlungsreihe. Ersetzt man den Begrift 
der Zahlungsreihe durch den der Einnahmen- und Ausgabenreihe oder Einnahmen- 
und Ausgabenrechnung, und faßt man letztere entsprechend weit, so kann man auch 
sagen, daß man nach Walb in der Buchhaltung eine systematisch kombinierte 
Aufwands- und Ertragsrechnung und Eimnahmen- und Ausgabenrechnung zü er- 
blicken hat. 

Von dieser Anschauung dürfte auch Meyerheim °), der allerdings seine Theorie 
nur’ aufgestellt hat, um sein Buchhaltungssystem, über dessen Wert man sehr ge- 
teilter Ansicht sein kann, zu begründen, ausgegangen sein. 

Meiner Überzeugung nach sind nun die beiden skizzierten Buchhaltungs- 
theorien einseitig. Die ältere Zweikontenreihentheorie, welche in bezug auf die for- 
melle Erklärung der einzelnen Buchungen sehr gute Dienste zu leisten vermag, be- 
sitzt nach anderer Richtung hin ihre großen Mängel, die sich namentlich bemerkbar 
machen, wenn man in die Konten der Industriebuchhaltung ein klares System hin- 
einbringen will. Denn sie verleitet dazu, in der Gewinn- und Verlustrechnung in 
erster Linie eine Rechnung zu erblicken, welche dazu da ist, die Salden der ver- 
schiedenen (reinen und gemischten) Erfolgskonten aufzunehmen, welche beim jewei- 
ligen Abschluß in Erscheinung treten, d.h. sie als eine Saldenrechnung aufzufassen. 


1) Galmes, Der Fabrikbetrieb, 4. Aufl., Leipzig 1916, S. 108 ff. 


?) Walb, Zur Theorie der Erfolgsrechnung, Z. f.H.F. XVII, S. 416 ff. 
3) Meyerheim, Die Übersichtsbuchführung, 3. Aufl., Berlin 1921. 
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Dagegen tritt das Wesen der Gewinn- und Verlustrechnung viel anschaulicher und 
selbständiger in Erscheinung, wenn man sie zunächst einmal als eine Rechnung 
ansieht, die dazu da ist, die Gesamtheit der Aufwendungen der Gesamtheit der’ 
Erträgnisse gegenüberzustellen, d. h. also, in ihr den Inbegriff der Aufwands- und 
Ertragsrechnung zu erblicken, oder sie als die Umsatzrechnung des Aufwandes und 
des Ertrages, bzw. kurz als Aufwands- und Ertragsrechnung anzusehen. 

Die von Walb entwickelte neuere Zweikontenreihentheorie (Aufwands- und Er- 
tragsreihe, Einnahmen- und Ausgabenreihe) vermeidet diesen Fehler. Sie leidet 
jedoch insofern an einem ganz entsprechenden Mangel, als bei ihr die Bestands- 
rechnung in der Aufwands- und Ertragsrechnung ebenso untergeht, wie bei der 
älteren Zweikontenreihentheorie die Aufwands- und Ertragsrechnung verkümmert, 
Walb sieht, was natürlich im Hinblick auf den Zweck seiner Abhandlung 
kein ‘Vorwurf ist, zu ausschließlich die verschiedenen Zahlungsvorgänge einer- 
seits und die verschiedenen Aufwendungen und Erträgnisse andererseits und über- 
sieht dabei die Bedeutung, welche diejenigen Konten besitzen, deren wesentliche 
Aufgabe lediglich der Ausgleich der Verschiedenheit des Tempos ist, mit dem die 
wirtschaftlichen Erscheinungen (Anschaffung, Verbrauch — Erzeugung, Absatz) vor 
sich gehen. 

Demgegenüber vertrete ich die Anschauung, daß man nicht nur beim Abschluß, 
bei dem die Bilanz neben der Aufwands- und Ertragsrechnung und der Einnahmen- 
und Ausgabenrechnung als Vertreterin und gleichzeitig als Symbol der Vermögens- 
und Kapitalrechnung in Erscheinung tritt, sondern auch innerhalb der Buchhaltung 
grundsätzlich drei Konten- oder Rechnungsreihen zu unterscheiden hat, und zwar: 


1. die Konten des Vermögens und Kapitals oder die Vermögens- und Kapital- 
rechnung, , 

2. die Konten der Einnahmen und Ausgaben oder die Einnahmen- und Aus- 
gabenrechnung und 

3. die Konten des Aufwandes und Ertrages oder die Aufwands- und Ertrags- 
rechnung. 


Diese Einteilung der Konten der Buchhaltung in drei Rechnungsreihen bedeutet 
jedoch nichts anderes als die Aufstellung einer neuen Buchhaltungstheorie, welche 
ich, wie gesagt, als Dreikontenreihentheorie bezeichne, und welche ich den zwei be- 
sprochenen Zweikontenreihentheorien gegenüberstelle. Sie unterscheidet sich von 
der älteren Zweikontenreihentheorie durch die Verselbständigung der Einnahmen- 
und Ausgabenrechnung, von der von Walb entwickelten neueren Zweikontenreihen- 
theorie hingegen dadurch, daß die Vermögens- und Kapitalrechnung als gleichwertige 
Rechnung wieder aus der Aufwands- und Ertragsrechnung, bzw. aus der Einnahmen- 
und Ausgabenrechnung herausgezogen worden ist. 

Die Aufstellung der Dreikontenreihentheorie hat zunächst den Zweck, eine 
Spezialtheorie der Fabrikbuchhaltung aufzustellen. Faßt man jedoch die doppelte 
kaufmännische Buchhaltung nach dieser Theorie als eine systematisch kombinierte 
Vermögens- und Kapital-, Einnahmen- und Ausgaben- und Aufwands- und Ertrags- 
rechnung auf, so bedeutet das gleichzeitig, daß die doppelte kaufmännische Buch- 
haltung den Charakter der vollständigen Buchhaltung annimmt, aus welcher man 
begrifflich einerseits die einfache kaufmännische Buchhaltung und andererseits die 
kameralistische Buchhaltung entwickeln kann, indem man die oder jene Konten- 
reihe verkümmern läßt. Daraus ergibt sich jedoch weiterhin, und hier ist auf die 
Bedeutung der Walbschen Untersuchungen hinzuweisen, daß es allmähliche Über- 
gänge zwischen den drei Buchhaltungssystemen geben muß, während ich in der sog. 
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_ konstanten Buchhaltung von Hügli!) lediglich eine Verfeinerung der „vollständigen 
Buchhaltung“ erblicke, welche durch die Entwicklung der Möglichkeiten zustande 
kommt, die in der Verselbständigung der Einnahmen- und Ausgabenrechnung liegen. 
_ Ich glaube, daß meine Anschauung sich in dieser Richtung mit der von Schmalen- 
bach?) deckt, welcher darauf hinweist, daß die Etatisierung nicht das Merkmal der 
kameralistischen Buchhaltung ist, da diese überall dort zu beobachten ist, wo die 
Wirtschaftsführung vor Willkürlichkeiten geschützt werden muß. 


b) Die Vermögens- und Kapitalrechnung. 

Unter der Vermögens- und Kapitalrechnung haben wir die Gesamtheit der 
Konten zu verstehen, welche der Verrechnung der verschiedenen Bestandteile des 
Vermögens und des Kapitals und deren Veränderungen dienen, und welche ge- 
wöhnlich als Bestandskonten bezeichnet werden. Der Inbegriff und gleichzeitig das 
Symbol der Vermögens- und Kapitalrechnung ist das Bilanzkonto, das als Schluß- 
bilanzkonto beim Kontenabschluß die Bestände der verschiedenen Vermögens- und 
Kapitalkonten in sich aufnimmt, und das als Eröffnungsbilanzkonto diese Bestände 
wieder an die einzelnen Konten abgibt. 

Innerhalb der Vermögens- und Kapitalkonten, welche zunächst auch diejenigen 
Konten umfassen, welche als die Konten der Einnahmen- und Ausgabenrechnung 
(Konten der Zahlungsmittel: Kassakonto, Postscheckkonto, RaichshankBirpikonip! 
Bankkontokorrentkonto usw.) auszusondern sind, haben wir zwischen: 

1. den Konten des Vermögens und 

2. den Konten des Kapitals 
zu unterscheiden. Gewöhnlich versteht man, ausgehend von der Bilanz, deren aktive 
Seite die in einem Betrieb arbeitenden Mittel nach der Form enthält, in der 
sie angelegt sind, während aus der passiven Seite die Quellen zu ersehen sind, aus 
denen sie stammen, unter den Vermögenskonten die aktiven Bestandskonten und 
unter den Kapitalkonten die passiven Bestandskonten. Diese auf rein formalen 
Gesichtspunkten beruhende Einteilung tut den wirtschaftlichen Verhältnissen, deren 
Ausdruck die Bilanz sein soll, Gewalt an. Wenn man eine der wirtschaftlichen 
Bedeutung der einzelnen Vermögens- und Kapitalbestandteile entsprechende Unter- 
scheidung zwischen Vermögenskonten und Kapitalkonten durchführen will, so muß 
man von den Gesichtspunkten der Kapitalbedarfsberechnung ausgehen. 

Der Kapitalbedarf eines Betriebes setzt sich zusammen aus dem Bedarf 
an Anlagekapital, das als Anlagevermögen konkrete Form annimmt, und aus dem 
Bedarf an Betriebs- oder Umsatzkapital, das in konkreter Form das Betriebs- oder 
Umsatzvermögen des Betriebes darstellt. Während der Anlagekapitalbedarf der 
unmittelbaren Berechnung vornehmlich auf technischer Grundlage zugänglich ist, ist 
der Betriebskapitalbedarf eine Funktion aus zwei Größen, und zwar aus den Kosten- 
güterwerten, welche im Hinblick auf die Produktivkraft 3) des Betriebes mengen- und 
wertmäßig errechenbar sind, und aus den Zeiten, für welche diese Werte die Bereit- 
stellung des entsprechenden Kapitals erforderlich machen. Diese Zeiten sind jedoch 
zum Teil negativ. Denn während die Dauer des technischen Produktionsprozesses 
selbst, die Dauer der Kostengüterheranschaffung und -lagerung, die Dauer der 
Lagerung der Erzeugnisse und schließlich das im Verkauf gewährte Zahlungsziel 
positive Zeiten sind, ist das Ziel, das im Einkauf in Anspruch genommen werden 


ı) Hügli, Die Buchhaltungssysteme und die Buchhaltungsformen, 3. Aufl., Wyß Erben, 
Bern 1923, S. 1# 

2) Schmalenbach, Grundlagen dynamischer Bilanzlehre, Berlin 1925, 3. Aufl., S. 45ff. 

°) Lehmann, Die industrielle Kalkulation, Berlin 1925; siehe Stichwortverzeichnis. 
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kann, eine negative Zeit. Die Folge ist, daß das Betriebsvermögen je nach der Natur 
der Zeiten, welche den einen Faktor seiner Höhe bilden, in verschiedener Form in 
der Bilanz erscheinen muß, und zwar als Rohmaterial, Halbfabrikat oder Zwischen- 
produkt, Fertigfabrikat und als Warenforderungen (Debitören, Besitzwarenwechsel 
usw.), auf der anderen Seite aber auch als negatives Betriebsvermögen, d.h. in 
Schuldenform (Kreditoren, Schuldwarenwechsel usw.). Das Betriebskapital, dessen 
ein Betrieb bedarf, ist also die algebraische Summe des positiven und negativen 
Betriebsvermögens. 

Geht man von den Gesichtspunkten der Tuhitklhelareberichnnn aus, SO 
kommt man mit Notwendigkeit zu einem anderen Umfang der Vermögenskonten, 
und zwar haben wir unter ihnen die Gesamtheit der Konten zu verstehen, auf denen 
der Bestand und die Veränderungen des Anlagevermögens und des positiven und 
negativen Betriebsvermögens zur Verrechnung gelangen. Daraus ergibt sich aber 
weiterhin, daß es neben positiven Vermögenskonten (gewöhnliche Auffassung) auch 
negative Vermögenskonten gibt, und zwar sind als negative Vermögenskonten einer- 
seits die Konten der oben genannten Schulden zu verstehen, welche man als Be- 
triebsschulden (= negatives Betriebsvermögen) bezeichnen kann, und andererseits 
die Konten, welche man als Vermögenskorrektionskonten bezeichnen kann, und 
welche dazu da sind, aus irgendwelchen Gründen zu hoch bewertete Vermögens- 
bestandteile auf ihren wirklichen Wert zu reduzieren (indirekte Kontierung der 
Abschreibungen, Delkrederekonto usw.). 

Diesen Vermögenskonten stehen die Kapitalkonten gegenüber, innerhalb deren 
entsprechend zwischen positiven und negativen Konten zu unterscheiden ist. Gibt 
man dem Vermögen den Umfang, den wir eben kennengelernt haben, so ist es klar, 
daß der Begriff des Kapitals nach der hier vertretenen Anschauung einen engeren . 
Umfang hat, als das nach der üblichen Auffassung der Fall ist. Unter dem Begriff 
des Kapitals werden hier also dem Sprachgebrauch nach, welcher in der Finanzie- 
rungsliteratur herrscht, nur die Bestandteile des Eigenkapitals (Grundkapital, Reser- 
ven und Gewinn bei der A.-G.) und die verschiedenen Kategorien von Schulden, 
welche zwecks Finanzierung des Unternehmens aufgenommen worden sind, und 
welche deshalb im Gegensatz zu den Betriebsschulden als Finanzschulden bezeich- 
net werden sollen (Darlehen, Hypotheken, stille Beteiligungen, Anleihen usw.), ver 
standen. Selbstverständlich wird es in der Praxis bisweilen schwer sein, die Be- 
triebsschulden, welche hier als negatives Betriebsvermögen angesehen werden, 
scharf von den Finanzschulden zu unterscheiden, welche mit dem Eigenkapital zu- 
sammen das Kapital des Unternehmens darstellen. Ich glaube jedoch, daß die 
Gewöhnung, auch buchhalterisch und bilanzmäßig wie bei der Finanzierung in 
dieser Richtung grundsätzlich zu unterscheiden, vom allgemein betriebswirtschaft- 
lichen Standpunkt aus gute Dienste leisten muß; stellt doch das Kapital nach dieser 
engeren Begriffsbestimmung gleichzeitig den Inbegriff der geldlichen Betriebsmittel 
dar, deren Beschaffung auf dem Kapitalmarkt erfolgt, während für die Abstoßung 
von Betriebsschulden oder für die meist vorübergehende Erhöhung des Betriebs- Pr 
vermögens der Geldmarkt in Anspruch genommen wird!) 2), | 


!) Prion, Zur Lehre vom Kredit, Zeitschrift für Betriebswirtschaft I, S. 45 u. 138 ff. 

?) In einer Abhandlung, welche noch der Veröffentlichung harrt, "habe ich versucht, 
den Unterschied zwischen dem Begriff des Betriebes und der Unternehmung herauszuarbeiten, ‘ 
Ich habe dort den Betrieb wirtschaftlich als eine Produktionseinheit bezeichnet, deren Cha- 
rakter in der Organisation des Vermögens zum Ausdruck kommt, die Unternehmung. hin-= 
gegen als eine Finanzeinheit, welche durch die Organisation des Kapitals oder die Art der 
Finanzierung charakterisiert "wird. Diese Begriffsbestimmung setzt ebenfalls die Unterschei- 
dung zwischen Vermögen und Kapital in der hier besprochenen Form voraus. | 
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Auf Grund der erfolgten Begriffsbestimmung des Kapitals besteht nun. die 
Kapitalrechnung aus der Gesamtheit der Konten, welche der Verrechnung des Be- 
standes und der Veränderungen des Eigenkapitals und der Finanzschulden dienen, 
wobei, wie bereits gesagt, zwischen positiven und negativen Kapitalkonten unter- 
schieden werden muß. Positive Konten sind die passiven Konten, welche man auch 
als primäre Kapitalkonten bezeichnen kann, negative Kapitalkonten oder sekundäre 
Kapitalkonten dienen entweder der Verrechnung von Kapitalforderungen, die den 
Betriebsschulden vom systematischen Standpunkte aus entsprechen, oder tragen den 
Charakter von Kapitalkorrektionskonten. Kapitalforderungskonten sind die Konten 
der verschiedenen Kapitaleinzahlungsansprüche; Kapitalkorrektionskonten sind z.B. 
die Konten zur Verrechnung des Disagios bei Anleihebegebung unter Pari, die Privat- 
konten bei Einzelfirmen und Personalgesellschaften und schließlich das Gewinn- 
und Verlustkonto bzw. das Kapitalkonto beim Auftreten von Unterbilanzen bzw. 
von Überschuldung. 

Berücksichtigt man noch die Konten, deren Posten in der Bilanz sich aus- 
gleichen (Avale der verschiedensten Art), welche man in der Bilanz als durch- 
laufende Posten behandelt, und welche meist vor dem Strich aufgeführt werden, so 
kommt man zu folgender Gliederung der Vermögens- und Kapitalrechnung bzw. der 
Positionen der Bilanz, in welcher wir den Inbegriff der Vermögens- und Kapital- 
rechnung erblickt haben: 


Aktiva Bilanz Passiva 
Positive Vermögenskonten: Negative Vermögenskonten: 
Anlagevermögen Betriebsschulden 
Betriebsvermögen Vermögenskorrektionsposten 
Negative Kapitalkonten: Positive Kapitalkonten: 
Kapitalforderungen | Eigenkapital 
Kapitalkorrektionsposten Finanzschulden 
Durchlaufende Posten: Durchlaufende Posten: 


Faßt man die Bilanz als die Verbindungsrechnung zwischen der Einnahmen- 
und Ausgabenrechnung und der Aufwands- und Ertragsrechnung auf!), so ergibt sich, 
daß sie die Ergebnisse jeder dieser beiden Rechnungen in sich aufnehmen muß, um 
ihrerseits zum Ausgleich zu kommen. Das Ergebnis der Einnahmen und Ausgaben- 
rechnung sind wir nun gewöhnt, in der Bilanz als eine Mehrzahl von Posten vorzu- 
finden (Kassenbestand, Postscheckbestand, Bankguthaben bzw. Bankschuld usw.), 
während das Ergebnis der Aufwands- und Ertragsrechnung gewöhnlich als ein ein- 
ziger Posten (Reingewinn bzw. Verlust) auftritt. Meiner Ansicht nach wird jedoch 
einerseits dadurch, daß das Ergebnis der Einnahmen- und Ausgabenrechnung regel- 
mäßig aus einer Mehrzahl von Posten besteht, der Charakter der Summe dieser 
Ziffern nicht berührt, andererseits besteht keineswegs die Notwendigkeit, die Auf- 
wands- und Ertragsrechnung in eine einzige Endrechnung ausmünden zu lassen 
und dementsprechend ihr Ergebnis in die Bilanz als eine einzige Ziffer einzustellen, 
Wir sehen also, daß es vom Denkstandpunkt aus nicht die geringsten Schwierig- 
keiten macht, wenn man einmal in der Bilanz die Verbindungsrechnung zwischen 
Einnahmen- und Ausgabenrechnung und Aufwands- und Ertragsrechnung erblickt, 


. 4) Schmalenbach, Grundlagen dynamischer Bilanzlehre, 3. Aufl., Leipzig 1925, S. 91 ff. 
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die Einnahmen- und Ausgabenrechnung als eine ebenso selbständige und gleich- 
wertige Rechnung anzusehen wie die Aufwands- und Ertragsrechnung. 


c) Die Einnahmen- und Ausgabenrechnung. 


Wenn wir auch von der Zweikontenreihentheorie von Walb ausgegangen sind, 
um die geistige Verbindung zwischen ihr und der hier vertretenen Dreikontenreihen- 
theorie herzustellen, so bedeutet das nicht, daß sich die Einnahmen- und Aus- 
gabenrechnung, wie sie hier verstanden wird, durch deren Aussonderung aus der 
Vermögens- und Kapitalrechnung die Buchhaltung aus einer systematisch kom- 
binierten Kapital- und Gewinnrechnung (Calmes) zu einer systematisch kombinierten 
Vermögens- und Kapital-, Einnahmen- und Ausgaben- und Aufwands- und Ertrags- 
rechnung wird, dem Umfange nach mit der Zahlungsreihe von Walb deckt. Das ist 
deshalb nicht möglich, weil Walb die Vermögens- und Kapitalrechnung als solche 
in seiner Theorie nicht kennt, und weil infolgedessen deren einzelne Glieder in den 
Konten der Leistungsverrechnung (Aufwands- und Ertragsrechnung) bzw. der Zah- 
lungsverrechnung (Einnahmen- und Ausgabenrechnung) enthalten sein müssen. 
Trotzdem halte ich es für wesentlich, daß die Verbindungsglieder erkennbar bleiben, 
welche meine Auffassung mit derjenigen von Walb verknüpfen. 

In den Ausgaben, welche zwecks Beschaffung der verschiedensten Produktions- 
mittel gemacht werden, und in den Einnahmen, welche aus dem Absatz der Lei- 
stungswerte des Betriebes hervorgehen, erblicke ich nun die Auswirkungen des 
äktiven oder männlichen Prinzips des Betriebes; denn die Ausgaben und Einnahmen 
sind die Impulse, welche dem Betriebe erteilt werden, und welche auf das passive 
oder weibliche Prinzip des Betriebes, das ich in dem im ganzen ruhenden Ver- 
- mögen oder Kapital erblicke, befruchtend einwirken, so daß der Betrieb als solcher 
Aufwand und Ertrag bzw. deren Ergebnis, den Erfolg, hervorbringen kann. 

So aufgefaßt, hat man die Einnahmen- und Ausgabenrechnung als die rech- 
nerische Vertreterin des aktiven oder männlichen Prinzips des Betriebes, die 
Vermögens- und Kapitalrechnung hingegen als die Vertreterin des passiven oder 
weiblichen Prinzips aufzufassen. Wie nun das befruchtende männliche Prinzip nach 
der Mythologie vieler Völker aus dem weiblichen Prinzip (der Erde) hervorgeht, 
letzteres im Laufe des Jahres befruchtet, zum Schluß abstirbt und sich damit 
wieder mit dem weiblichen Prinzip vereinigt, so geht auch die Einnahmen- und Aus- 
gabenrechnung am Anfang des Jahres aus der Vermögens- und Kapitalrechnung 
durch Aussonderung hervor, führt während des Jahres ihr selbständiges, befruchten- 
des Dasein und kehrt am Ende des Jahres in die Vermögens- und Kapitalrechnung 
zurück. 

Praktisch gesprochen, bedeutet das, daß am Anfang des Jahres (Eröffnungs- 
bilanz) ein Teil des Vermögens als Fonds aus der Vermögens- und Kapitalrechnung 
ausgesondert wird, aus dem die Ausgaben bestritten werden, der sich aus den Ein- 
nahmen immer wieder ergänzt, und über dessen Verwaltung in der Einnahmen- und 


Ausgabenrechnung Buch geführt wird. Am Ende des Jahres wird jedoch letztere 


Rechnung abgeschlossen und der schließlich verbleibende Fonds in die Vermögens- 
und Kapitalrechnung (Schlußbilanz) wieder eingestellt. 

Der Fonds, welcher aus der Vermögensmasse im Anfang des Jahres ausgeson- 
dert wird, und der in den meisten Fällen in seiner Höhe verändert am Ende des 
Jahres der Vermögensmasse wieder zugeführt wird, besteht aus der Gesamtheit der 
Zahlungsmittel, im besonderen des Geldes, mit deren Hilfe das aktive oder männ- 
liche Prinzip der Wirtschaft sich auswirken kann. Daraus erklärt sich die Sonder- 
stellung, welche das Geld in der dynamischen Bilanz einnimmt, und welche nur auf 


Er 
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Jiese Weise restlos und anschaulich erklärbar ist. Ich glaube deshalb auch, daß die 
ynamische Bilanzauffassung in Wirklichkeit auf der bisher lediglich noch nicht dar- 
zestellten Dreikontentheorie beruht, ohne jedoch auf diese Frage näher eingehen 
zu wollen. 

Die Auffassung der Gesamtheit der Zahlungsmittel als eines Fonds zwingt je- 
loch nach einer Richtung hin zu einem Bruch mit der buchhalterischen Gewohnheit, 
n dem ich übrigens keineswegs einen Nachteil, sondern im Gegenteil einen Vorteil 
rblicke. Während ein Teil der Zahlungsmittel (selbstverständlich in einem weiteren 
Sinne aufgefaßt, als dem volkswirtschaftlich orientierten Sprachgebrauch entspricht) 
ıur als aktiver Bestand denkbar ist (Bargeld, Besitzwechselbestand, Postscheckgut- 
ıaben, Reichsbankgiroguthaben), vermag betriebswirtschaftlich in der Regel ein von 
iner Bank eingeräumter Kredit die gleichen Dienste zu leisten wie die eben genann- 
en tatsächlichen Zahlungsmittelbestände. Andererseits vermag meinem Gefühl nach 
ıur ein aktiv gedachter Zahlungsmittelfonds die Grundlage für eine aktive Wirtschafts- 
ätigkeit eines Unternehmens zu bilden; infolgedessen scheint es mir gedanklich not- 
wendig, daneben jedoch auch dem wirtschaftlichen Denken dienlich zu sein, die 
Contierung eines eingeräumten Bankkredites grundsätzlich von der Kontierung der 
nanspruchnahme dieses Kredites getrennt zu halten. Das bedeutet jedoch, daß man 
len Abschluß eines diesbezüglichen Kreditvertrages grundsätzlich als die Schaffung 
ines Zahlungsmittelfonds auffaßt, der mit den übrigen Beständen an Zahlungs- 
nitteln zusammen aus der Vermögensrechnung ausgesondert und in der Ein. 
ıahmen- und Ausgabenrechnung gesondert verwaltet wird. 

In der Einnahmen- und Ausgabenrechnung haben wir also die Gesamtheit der 
(onten zu erblicken, welche der rechnerischen Verwaltung der verschiedenen Zah- 
ungsmittelfonds dienen, und welche am Anfang und am Ende der Rechnungsperiode, 
'benso wie die Aufwands- und Ertragsrechnung, mit der Vermögens- und Kapital- 
echnung verknüpft ist. 


d) Die Aufwands- und Ertragsrechnung. 


Hatten wir in den Ausgaben und Einnahmen die Impulse zu erblicken, welche 
on dem aktiven Prinzip des Betriebes ausgehen, so stellen die Aufwendungen 
ınd die Erträgnisse die Ergebnisse dar, welche diese Impulse durch ihre Einwirkung 
uf das Vermögen und Kapital hervorrufen. Wir können deshalb die Aufwands- und 
‚rtragsrechnung als die rechnerische Vertreterin der Wirkungen auffassen, welche 
uf den von dem aktiven oder männlichen Prinzip des Betriebes ausgehenden 
mpulsen beruhen. Sie umfaßt die Gesamtheit der Konten, auf denen diese Wir- 
ungen, welche wir je nach ihrem negativen oder positiven Charakter Aufwand bzw. 
‚trag nennen, zur Verrechnung gelangen, und welche kurz als Erfolgskonten be- 
eichnet werden. Eu 

Hier entsteht jedoch insofern eine gedankliche Schwierigkeit, als die Buchhal- 
ung die sog. gemischten Bestands- und Erfolgskonten kennt, deren Eigentümlichkeit 
arin besteht, daß sie, wenn man die Gewinn- und Verlustrechnung nicht als eine 
jaldenrechnung, sondern als eine Umsatzrechnung ansieht, sowohl in die Ver- 
aögens- und Kapitalrechnung als auch in die Aufwands- und Ertragsrechnung ge- 
‘ören. Um diese gedankliche Schwierigkeit zu beseitigen, kann man jedoch von der 
'orstellung ausgehen, daß die gemischten Bestands- und Erfolgskonten auf der 
ünstlichen Vereinigung je eines Bestands- und je eines Erfolgskontos beruhen, eine 
'orstellung, welche allerdings nicht der historischen Entwicklung entspricht. Greifen 
rir beispielsweise eines der Materialkonten heraus, das folgendes Bild zeige: 
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Soll Material-Konto Nr. x Habe 
An Eröffnungsbilanz: Per Kreditoren: w 
Anfangsbestand . . . » . . 40. 000.— Rabatte, Retouren usw. . . . 5000. 
An Kreditoren: Per Fabrikation: 3 
Einkaufsfakturen . . .». ... 210 000.— Materialverbrauch . . ... 237 000. 
An Kasse: Per Schlußbilanz: 
Bezugsspesen aller Art . . . 1#000.— Khübestand "7. Sue miele 30 000. 


An Gewinn und Verlust: 


Verrechnungspreis- u. Mengen- 
dıfferanzen.u, su. 22207725. 8 000.— 


272 000. 272 00 


so haben wir ein typisches gemischtes Bestands- und Erfolgskonto der Industrie 
buchhaltung vor uns. Dieses Konto können wir jedoch zerlegen in ein reines Be 
standskonto (Vermögenskonto) und in ein reines Erfolgskonto (Aufwandskonto) unds 
wir erhalten dann: | 


Soll Material-Bestands-Konto Nr. x Haben 


An Eröffnungsbilanz: Per Kreditoren: 


Anfangsbestand ...... Rabatte, Retouren usw... . 5 000.— 
An Kreditoren: Per Schlußbilanz: E 
Einkaufsfakturen . . . . . .» Endbestand::. uam ad 30 000. 
An Kasse: Per Materialaufwand: | 
Bezugsspesen aller Art Inventurmäßiger Materialver- h 
brauch'«Saldo))s „Narass 229 000.— 
264 000.— 
Soll Material-Aufwands-Konto Nr. x Haben 
An Materialbestand: Per Fabrikation: 
Inventurmäßiger Materialver- Buchmäßiger Material- 


brauch Br RD: Ah 229 000.— verbranchaereln, 237 000.— 


An Gewinn und Verlust: 


Verrechnungspreis- u. Mengen- 
differenzen;.) . Ins SE 8 000.— 


53700 ; 237 000.— 


Diese Zerlegung der gemischten Bestands- und Erfolgskonten, welche stets 
möglich ist, hat in diesem Zusammenhange grundsätzlich nur begriffliches Interesse; 
denn sie zeigt uns, daß eine scharfe Trennung zwischen der Vermögens- und Kapi- 
talrechnung und der Aufwands- und Ertragsrechnung ohne weiteres möglich ist. 
Sie hat jedoch auch große praktische Bedeutung, worauf hier allerdings nicht näher 
eingegangen werden kann. Denn auf ihr beruht in erster Linie die technische 
Möglichkeit, die Kalkulation in die Buchhaltung einzugliedern. 

Der Gewinn (bzw. Verlust), der im Rahmen der Aufwands- und Ertragsrechnung 
errechnet wird, soll ein Maßstab der Wirtschaftlichkeit sein, mit dem der fragliche 
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Betrieb arbeitet. Der Begriff der Wirtschaftlichkeit eines Betriebes ist jedoch kein 
einheitlicher, sondern setzt sich aus drei Teilbegriffen zusammen, und zwar: 

1. aus der technischen Produktivität, 

2. aus der wirtschaftlichen Produktivität und 

3. aus der Marktanpassungsfähigkeit. 

Es ist nun in diesem Zusammenhange nicht meine Absicht, näher auf den 
Wirtschaftlichkeitsbegriff und auf das Problem der Messung der Wirtschaftlichkeit, 
mit dem die Ausgestaltung der Aufwands- und Ertragsrechnung zusammenhängt, 
einzugehen, da das fragliche Gebiet zu umfangreich ist, um es mit einigen Worten 
erledigen zu können). Nur so viel sei gesagt, daß man die Aufwands- und Ertrags- 
rechnung einmal als einheitliche Rechnung ausbauen kann. Dann erhält man einen 
Gewinn, der den Maßstab der Wirtschaftlichkeit des Betriebes im Ganzen darstellt, 
Diesen Weg schlägt Schmalenbach?) ein. Man kann jedoch auch darauf ausgehen, 
rechnerisch die Wirkungen der technischen und wirtschaftlichen Produktivität, d. h. 
praktisch die Ergebnisse der Maßnahmen, welche man unter dem Begriff der Pro- 
duktions- oder Umsatzdisposition zusammenfaßt, getrennt auszuweisen von den 
Wirkungen der Marktanpassungsfähigkeit, d. h. praktisch von den Ergebnissen der 
Maßnahmen, für welche der Begriff der Vermögensdisposition geprägt worden ist. 
Auf diese Trennung läuft der Vorschlag von Schmidt?) hinaus, welcher die Auf- 
 wands- und Ertragsrechnung in zwei Rechnungen ausmünden läßt: in. die Gewinn- 
und Verlustrechnung einerseits, und eine Rechnung andererseits, welche Schmidt 
„Vermögenswertänderungsrechnung“ nennt. 

Die Zerlegung der Aufwands- und Ertragsrechnung in zwei grundsätzlich gleich- 
 wertige Rechnungen hat natürlich die Wirkung, daß das Ergebnis der Aufwands- 
und Ertragsrechnung ebenfalls in zwei Posten in der Bilanz erscheint. Diese Tat- 
sache zwingt dazu, die Frage aufzuwerfen, ob sich hierdurch das Wesen der Bilanz 
ändert. Sieht man mit Schmalenbach die Aufgabe der zwei Endrechnungen der Buch- 
haltung, d. h. der Erfolgsrechnung und der Bilanz, in der Errechnung eines Maß- 
stabes der Wirtschaftlichkeit, so trägt notwendigerweise die Bilanz den Charakter der 
Hilfsrechnung der Erfolgsrechnung. Es fragt sich nun, ob sich dieser Charakter 
ändert, wenn man mit Schmidt die Erfolgsrechnung in zwei Rechnungen. spaltet. 
Diese Frage ist zu bejahen. 

Die Veränderung des Charakters der Bilanz besteht darin, daß ihr - Wesen dem 
der sog. Inventurbilanz ähnlicher wird 4), trotzdem bleibt sie meiner Ansicht nach 
eine Erfolgermittlungs- oder eine dynamische Bilanz, Der Unterschied zwischen der 
dynamischen Bilanz des ersten Falles (dynamische Bilanz von Schmalenbach) und 
' der dynamischen Bilanz des zweiten Falles (organische Bilanz von Schmidt) ist 
nicht aus einer Verschiedenheit des inneren Wesens der Bilanzauffassung zu 
erklären, sondern aus der Tatsache, daß Schmidt zwei einander grundsätzlich gleich- 
wertige Erfolgsrechnungen für notwendig hält, worin ihm beizustimmen ist, und 
worin ich eine Vervollkommnung der dynamischen Bilanzauffassung erblicke. Diese 
Tatsache würde jedoch viel klarer in Erscheinung getreten sein, wenn Schmidt sein 
Buch „Organische Erfolgsrechnunglehre“ anstatt „Organische Bilanzlehre‘“ betitelt 
hätte; denn trotz der Wesensannäherung der „organischen Bilanz“ an die sog. In- 


1) Siehe Anmerkung 2 auf Seite 346. 

2) Schmalenbach, Grundlagen dynamischer Bilanzlehre, 3. Aufl., Leipzig 1925, S. 79ff. 

3) Schmidt, Die organische Bilanz im Rahmen der Wirtschaft, 2. Aufl., Leipzig 1922. 

‘4) Vergleiche hierzu: Berliner, Die Walbsche Erfolgsrechnungstheorie, Zeitschrift für 
| Betriebswirtschaft, I, S. 390ff., sowie: Walb, Die Bilanz als Mittel der Erfolgsrechnung, Zeit- 
schrift für Betriebswirtschaft I, S. 34ff,, und Rothschilds Taschenbuch für Kaufleute, 
59. Aufl., Leipzig 1922, 2. Buch: Walb, Die kaufmännische Betriebswirtschaftslehre, S. 672 ff. 
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venturbilanz kann ich in ihr ebensowenig etwas Organisches erblicken wie in der 
dynamischen Bilanz von Schmalenbach, höchstens kann. man ihr einen graduell 
organischeren Charakter zuerkennen. Denn aus der Tatsache, daß die beiden For- 
men der dynamischen Bilanz als Hilfsrechnungen der Erfolgsrechnung angesehen 
werden müssen, wenn diese auch verschieden weit gesteckte Aufgaben zu erfüllen 
hat, ist zu folgern, daß sie gar nichts Organisches an sich haben können, wenn man 
mit dem Epitheton „organisch“ zum Ausdruck bringen will, daß es sich um eine 
Bilanzauffassung handelt, welche sich aus dem Wesen der Vermögens- und Kapital- 
rechnung organisch ergibt. Im Gegenteil glaube ich, daß man jede Erfolgermittlungs- 
oder dynamische Bilanz als eine mechanische Bilanz ansehen muß, weil die in ihr 
enthaltenen Wertansätze sich aus dem zwangsläufig wirkenden Mechanismus der 
(doppelten) Buchhaltung ergeben. 

Wenn man eine Bilanz als eine organische Bilanz bezeichnen will, so muß man 
(und hier wirkt sich die von mir vertretene Dreikontenreihentheorie aus, welche drei 
gleichwertige und in sich selbständige Teilrechnungen der Buchhaltung unterschei- 
det) davon ausgehen, daß die Bilanz!) nicht nur den Inbegriff und das Symbol der 
Vermögens- und Kapitalrechnung darstellt, sondern daß eine vollkommene Bilanz 
oder eine organische Bilanz aus dem Wesen der Vermögens- und Kapitalrechnung 
herauswachsen muß. 

Stellt man sich auf diesen Standpunkt, so muß man zu dem Ergebnis kommen, 
daß nur eine sog. statische Bilanz als eine organische Bilanz bezeichnet werden 
kann. Dabei ist es mir jedoch nicht möglich, in den sog. Inventurbilanzen wirklich 
statische Bilanzen zu erblicken, d.h. also Bilanzen, welche die einzige Aufgabe 
haben, den Zustand des Vermögens und des Kapitals für einen bestimmten Zeitpunkt 
zur Darstellung zu bringen. Denn auch sie beruhen praktisch wohl immer auf : 
dynamischen Gesichtspunkten, wenn diese auch mit statischen Gesichtspunkten 
durchsetzt sind. Von einer statischen Bilanz, welche dann als organische Bilanz 
bezeichnet werden kann, kann man meiner Ansicht nach nur sprechen, wenn jede 
einzelne Bilanzposition auf den Wert des Bilanzstichtages gebracht wird; das ge- 
schieht aber niemals. So werden regelmäßig die Schulden und Forderungen eines 
Unternehmens ohne jede Rücksicht auf das Fälligkeitsdatum und den Zinsfuß mit 
dem Nominalbetrag °) in die Bilanz eingestellt, obgleich der Vermögens- und Kapital- 
zustand zweifellos aufs einschneidenste durch diese Momente beeinflußt wird. Be- 
trägt z.B. der Zinsfuß, zu dem man sich auf dem Kapitalmarkt ausreichend Kapital 
verschaffen kann, 10 0, hat man jedoch eine Schuld von % 50000.—, welche man 
innerhalb von drei Jahren, vom Bilanzstichtag ab gerechnet, nicht zurückzahlen 
kann, zu einem Zinsfuß von 20 0/o, so gehört meiner Ansicht nach diese Schuld nicht 
mit % 50000.—, sondern mit 50000.— zuzüglich 10% Zinsen für drei Jahre 
(annäherungsweise gerechnet), d.h. mit 4% 65000.— in eine statische Bilanz. Um- 
gekehrt hat man die gleiche Nominalsumme bei gleicher Lage des Kapitalmarktes, 
sofern die Rückzahlungsfrist fünf Jahre und der zu zahlende Zinsfuß 5 %0 beträgt, 
zu 6 50000.— abzüglich 25 0%, d.h. zu M 37 500.— in die Bilanz einzustellen. Das 
soll jedoch nur nebenher erwähnt werden; ich hoffe darauf an anderer Stelle im» 
Zusammenhange zurückkommen zu können. 

Worauf jedoch noch hingewiesen werden soll, das ist, daß die Einfügung der 


!) Ich unterscheide auf Grund der Dreikontenreihentheorie nicht zwischen Bilanz und 
Bilanzkonto und kann deshalb letzteres auch nicht als ein überflüssiges Konto der Buch- 
haltung ansehen. 

®) Die Untersuchungen sind restlos auf der Voraussetzung einer einwandfreien Gold- 
markrechnung aufgebaut, der Nominalbetrag ist also als ein wertbeständiger Betrag anzusehen. 
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; Vermögenswertänderungsrechnung von Schmidt in das System der Buchhaltung als 
 rechnungstechnische Methode angesehen werden muß, um gleichzeitig zu einer 
reinen, ausschließlich von dynamischen Gesichtspunkten beherrschten Erfolgsrech- 
nung und daneben zu einer rein statischen Bilanz zu gelangen, wenn auch die 
organische Bilanz von Schmidt in dem hier verstandenen Sinne noch keine statische 
Bilanz ist. Von diesem Gesichtspunkt aus, d.h. gewissermaßen als Programm auf- 
gefaßt, würde allerdings die Bezeichnung „Organische Eve welche Schmidt ge- 
wählt hat, eine innere Berechtigung erhalten. 

Dieser Exkurs in das Gebiet der Bilanzauffassungen darf nicht abgeschlossen 
werden, um allen möglichen Einwänden zu begegnen, ohne ausdrücklich darauf hin- 
gewiesen zu haben, daß die reine statische Bilanz zwar durch Zusammenstellung der 
Tageswerte der einzelnen Vermögens- und Kapitalbestandteile einen Einblick in die 
Vermögens- und Kapitallage oder in den Vermögens- und Kapitalzustand zu gewäh- 
ren vermag, daß aber auch aus ihr wie aus jeder anderen bilanzmäßigen Rechnung 
nicht der Wert eines Unternehmens im ganzen abgelesen werden kann. Denn 
letzterer kann sowohl unter, als auch über dem ziffernmäßigen Saldo liegen, welchen 
die statische Bilanz als „Eigenkapital“ oder „Reinvermögen‘“ ausweist}). 

Wie bereits angedeutet, hat uns der Exkurs in das Gebiet der Bilanzauffassun- 
gen scheinbar von der Aufwands- und Ertragsrechnung als der dritten Kontenreihe, 
welche die Dreikontenreihentheorie kennt, abgebracht. Er war jedoch notwendig, um 
uns darüber klar zu werden, daß die Ergebnisse dieser Rechnung nicht notwendiger- 
weise in einem einzigen Betrag in die Bilanz eingestellt werden, sondern daß das 
(Saldo der Gewinn- und Verlustrechnung und Saldo der Vermögenswertänderungs- 
rechnung) auch in zwei Posten (eventuell auch noch in einer größeren Anzahl von 
Posten) möglich ist. Damit wird die Gleichartigkeit der Stellung der Ergebnisse der 
Einnahmen- und Ausgabenrechnung und der Aufwands- und Ertragsrechnung in der 
Bilanz noch augenfälliger, als das sonst der Fall sein würde. 


11I. Die Beziehungen zwischen den drei Kontenreihen. 
a) Der einheitliche Mechanismus der doppelten Buchführung. 


Wir haben bei der Entwicklung der Dreikontenreihentheorie auf die Selbständig- 
keit und Gleichwertigkeit des inneren Wesens der drei Konten- oder Rechnungsreihen 
großes Gewicht gelegt. Das hat natürlich nichts damit zu tun, daß die Buchhaltung 
trotzdem eine große Einheit darstellt, welche durch den zwangsläufigen Mechanis- 
mus der Doppik zusammengehalten wird. Mit dieser Feststellung könnten wir uns 
deshalb grundsätzlich begnügen; trotzdem dürfte es sich empfehlen, um den bis- 
herigen Untersuchungsergebnissen größere Anschaulichkeit zu verleihen, die Bezie- 
hungen der drei Kontenreihen untereinander kurz im Zusammenhange zur Darstel- 
lung zu bringen. 

Diesem Zwecke dient das folgende Schaubild, in dem die drei Kontenreihen 
durch je ein Kontenschema dargestellt werden, was einer weiteren Erläuterung 
kaum bedarf. Diese Kontenschemata sind durch eine Reihe von Pfeillinien mitein- 
ander verknüpft, welche die Kontierung der verschiedenen möglichen Geschäfts- 
vorfälle und Betriebsvorgänge wiedergeben sollen. Diese Pfeillinien verbinden stets 
je eine Habenseite und eine Sollseite der drei Kontenreihen, so daß sie graphisch 
genau den Buchungen im Hauptbuch entsprechen, wenn man sich alle Konten des 
Hauptbuches in drei Konten konzentriert denkt, denen als Generalkonten (Ver- 

Y) Vgl.hierzunoch: Schmalenbach, Grundlagen der dynamischen Bilanzlehre, 3. Aufl., 
Leipzig 1925, Ss. 5£ff. 
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mögens- und Kapitalkonto, Einnahmen- und Ausgabenkonto, Aufwands- und Ertrags- 
konto) beliebig viele Spezialkonten in jeder Reihe entsprechen. 


Sieht man von der Kontierung von Stornoposten ab, so stellen die verschie- 
denen Pfeillinien folgende Buchungen dar: 


a) Dotierung der Einnahmen- und Ausgabenrechnung mit dem Zahlungsmittelfonds 
(Eröffnungsbilanz), Kapitaleinzahlungen, Aufnahme von Kredit, Abstoßung 
materieller Vermögenswerte gegen sofortige Kasse, Debitoreneingänge; 


b) Anschaffung von Vermögenswerten gegen sofortige Kasse, Kapitalrückzahlun- 
gen und Privatentnahmen, Abstoßung von Krediten, Zahlungen an Kreditoren, 
Abgabe der Zahlungsmittelfonds an die Vermögens- und Kapitalrechnung 
(Schlußbilanz); 


c) Ausgaben, welche im gleichen Zeitabschnitt als Aufwand verrechnet werden 
(passive Zinsen, Löhne und Gehälter, soweit sie nicht über Kontokorrentkonto 
verrechnet werden, der überwiegende Teil des Mischaufwandes)!); 


d) Aufwand, welcher in dem Verbrauch von Vermögenswerten besteht (Material- 
aufwand, Abschreibungen, Löhne und Gehälter, soweit diese über Kontokorrent- 
konten verbucht werden), Abschlußbuchungen auf Konto „alte Rechnung‘, Er- 
öffnungsauflösung des Kontos ‚neue Rechnung“, — Erfolg (= Gewinn) beim 
Abschluß; 


e) Einnahmen, welche im gleichen Zeitabschnitt als Ertrag verrechnet werden 
(aktive Zinsen, Barverkäufe, Mietertrag usw.); 


f) Ertrag, welcher in einer Hervorbringung von Vermögenswerten besteht (Arbeit 
auf Lager, durch eigene Betriebsleistungen hervorgerufene Anlagenzugänge), 
Abschlußbuchungen auf Konto „neue Rechnung‘, Eröffnungsauflösung des Kon- 
tos „alte Rechnung‘, — Erfolg (= Verlust) beim Abschluß; 


g) Verschiebungen innerhalb der Zahlungsmittelfonds (Abführung von Kassen- und 
Postscheckbeträgen an die Bank, Abhebungen usw., ES und 
Wechselinkasso usw.); 


h) Verschiebungen, innerhalb der Vermögens- und Kapitalkonten (Kreditkäufe und 
Kreditverkäufe, Fundierung von Schulden usw.), Übertragung der Vermögens- 
und Kapitalbestände auf das Bilanzkonto; 


i) Kontierung der internen Betriebsvorgänge aller Art, St die Vermögens- und 
Kapitalrechnung nicht berührt wird, Kontierung des Eigen- oder Selbstver- 
brauches usw. 


Die Aufzählung der möglichen Buchungsfälle, welche wahrscheinlich nicht ganz 
vollständig ist, zeigt die Beziehungen, welche zwischen den drei Kontenreihen der 
Buchhaltung bestehen. Sie zeigt jedoch gleichzeitig, worauf es hier ankommt, in 
welch anschaulicher Weise sich auf Grund der Dreikontenreihentheorie die Verrech- 
nung jedes Geschäftsvorfalles und jedes Betriebsvorganges schematisch darstellen 
läßt, und beweist damit die innere Berechtigung, welche in der entwickelten Buch- 
haltungstheorie liegt. 


b) Die Erfolgsrechnung im Rahmen der drei Kontenreihen. 


Die Entwicklung der Dreikontenreihentheorie, mit deren Wesen wir uns be- 
schäftigt haben, hatte den Zweck, eine den Bedürfnissen der Fabrikbuchhaltung an- 
gepaßte Buchhaltungstheorie aufzustellen. Gleichzeitig drängt sich aber die Frage 


1) Vgl. Lehmann, Die industrielle Kalkulation, Berlin 1925, II, A, 3 und III, E, 2. 
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Grundbuch 


Per Kasse 
Zinsen 
Warenbestand 
Maschinen 
Mobilien . . 
Immobilien 
‚ Kontokorrent 


an Bilanz 


Per Bilanz 
an Hypotheken 
„ Kapital 


Per Warenbestand 
an Kontokorrent 


Per Kontokorrent 
an Warenumsatz 


Per Besitzwechsel 
an Kontokorrent 


Per Kontokorrent 
an Kasse 
„ Zinsen 


Per Kasse 
„ Zinsen 
an Besitzwechsel 


Per Zinsen 
an Kasse 


Per Unkosten 
an Kasse 


Per Privatentnahmen 
an Kasse 


Per Kontokorrent 
an Zinsen 


Per Unkosten 
an Kasse 


Per Warenumsatz 
an Warenbestand 


Per Abschreibungen 
an Maschinen 
„ Mobilien 
„ Immobilien 


Per Mieten 
„ Reparaturen 
an „Alte Rechnung“ 


Per „Neue Rechnung“ 
an Zinsen 


17 000 
6 480 


99 000 
7 500 


810 ı 


Soll Haben 


3311 
700 


130 790 | | 
134 801 | — 
134 801 | — 
64000 | — 
70 801 | — 
6.000 | — | 
6.000 | — 
9000 | — 
9.000 | — 
7500 | — 
| 7500 | — 
4.000 | — 0 
3.920 I 
80 |— : 
7425 ı — 
75|— 
7500 | — 
800 | — 
800 | — 
1500 | — 
1.500 | — 
2.000 | — 
2.000 | — 
45 | — 
45 —i 
206 | — | 
206 | — 
5000 | — | 
5.000 | — 
1890 | — 
480 
410 | — 
1.000 
500 | — 
500 | — | 
| | 1.000 | — 
1.000 | — | 
1000 | — 


317043 || 317043 | — 


Die Dreikontenreihentheorie. 


Hauptbuch 


Eröffnungsbilanz, an 
Konten ..... 
Eröffnungsbilanz, Passive 
Konten 7.2.2 2... 5 
Wareneinkauf auf Kredit . 
Warenverkauf auf Kredit 
Wechselforderung gegen Buch- 
förderung ... -= =. 
Zahlung an Lieferanten mit 
Skontoabzug . en 
Wechseldiskontierung . . . . 
Zinsenzahlung (passive) 
Unkostenzahlung. - . . » 
Privatentnahmen. . .. . 
Zinsengutschrift (aktive) . 
Kassenmanko . . 2... 
Warenumsatz zu Selbst- 
kosten . .. . nn 
Abschreibungen auf Ma- 
schinen . ß 
Abschreibungen auf Mobilien 
Abschreibungen auf Immo- 
bilien . . 
Rückstellung für Miete 
Rückstellung für Reparaturen 
Rückstellung für aktive Zinsen 


Betrag . 


134 801 


134 801 
6 000 
9.000 


7 500 


4000 

7 500 
800 
1 500 
2.000 
45 
206 


5 000 


410 


1.000 
500 
500 

27000: = 


317 043 70681 


Schema 


Vermögen und Kapital 


1b. 


Soll | Haben Soll Haben 
130790 |—| 134801 3311 2: 700 A. 
134801 |— | 134801 = 2 >= = 

6000 |—| 6000 = Be Be Be 
9000 | — _ 2 _ 9.000 | — 
= 7500 7.500 a a = 
00 |—| — i- 3 920 = 80 |— 
_ — 7425 7500 75 -ä 
= _ > 800 800 = 
= _ * 1.500 1 500 on 
200 |-| — E 2.000 — = 
5|—-| — = = — 45 | — 
_ — 206 206 er 
En 5.000 E- = 5.000 En 
> 480 B = 480 = 
Er 410 B= & 410 = 
En 1.000 = = 1.000 == 
= 500 = ie 500 = 
= 500 = = 500 
1.000 | | I— —- | _ = 1 000 # 
287 636 |— | 290992 |— | 18236 |— | 15.926 = 11171 |— | 10125 | — 
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auf, welche Bedeutung sie im Hinblick auf die Möglichkeiten der ee | 


vom grundsätzlichen Standpunkt aus besitzt. 


Denn wenn man die Buchhaltung als ein Rechnungssystem ansieht, das aus 
drei zwar mechanisch miteinander verknüpften, innerlich jedoch selbständigen Rech- 
nungen oder Kontenreihen besteht, so liegt die Vermutung nahe, daß es möglich sein 
muß, durch eine Abschlußrechnung, welche dem inneren Wesen jeder einzelnen 
Kontenreihe entspricht, auf drei Wegen den Erfolg zu ermitteln. Das ist tatsächlich 
der Fall. 


Um uns die drei Formen vor Augen zu führen, in denen die Erfolgsermittlung 
vor sich gehen kann, wollen wir von einem Beispiel ausgehen, das des inneren Zu- 


sammenhanges wegen dem oben zitierten Aufsatz von Walb!) entnommen und für 


unsere Zwecke nur unwesentlich abgeändert worden ist. Für dieses Beispiel’ sei 
angenommen, daß ein Grundbuch in der italienischen Form geführt wird (Schema 
Nr. 1a), das die verschiedenen Geschäftsvorfälle unter Bezugnahme auf die ein- 
zelnen Spezialkonten zur Darstellung bringt, während das Hauptbuch selbst nur die 
drei Generalkonten ‚Vermögen und Kapital“, „Einnahmen und Ausgaben“ und 
„Aufwand und Ertrag‘ zeigt (Schema 1b). 


Stellen wir uns vor, daß die dargestellten Ziffern beispielsweise den Buchungs- 
inhalt eines Monates wiedergeben, so können wir annehmen, daß die Endsummen 
der Kontenspalten das Material darstellen, auf Grund dessen die Erfolgsrechnung 
durchzuführen ist, und zwar kann man hierbei ausgehen: 


1. von der Vermögens- und Kapitalrechnung, 
2. von der Einnahmen- und Ausgabenrechnung und 
3. von der Aufwands- und Ertragsrechnung. 


1. Die Erfolgsrechnung auf der Basis der Vermögens- und 
Kapitalrechnung. 


Geht man zwecks Ermittlung des Erfolges von der Vermögens- und Kapital- 
rechnung aus, so hat man zuvor die Einnahmen- und Ausgabenrechnung abzuschlie- 
ßen und den Zahlungsmittelfonds in die Vermögensrechnung einzustellen. Das Er- 
gebnis ist eine Rechnung, welche Bilanz heißt, und deren Saldo (Verlust) der ge- 
suchte Erfolg ist. 


Soll Haben 
Die Vermögens- und Kapital- 
rechnung weist aus . . 287 636.— 290 992.— 
Zahlungsmittelfond . . . . . 2 310.— — 
Erfolg (Verlust) = Saldo . . 1 046.— _ 
290 992.— 290 992.— 


Benutzen wir: an Stelle der Umsatzziffern (Soll 287 636.— bzw. Haben 290 992.—) 
der Vermögens- und Kapitalrechnung, welche ausschließlich aus reinen Bestandskon- 
ten besteht, die Saldenziffern, welche wir den Spezialkonten der Vermögens- und. 
Kapitalrechnung entnehmen können, so ergibt sich die wirkliche Bilanz ?): 


ı) Walb, Zur Theorie der Erfolgsrechnung, Z.f.H.F., XVII, S. 425, 
2) Die Spezialkonten und ihre Entwicklung sind nicht abgedruckt; der Leser kann sie: 
jedoch’ aus dem Grundbuch (Schema 1a) entwickeln oder dem Aufsatze von Walb entnehmen. 
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Aktiva Bilanz Passiva 
ed 2 310.— | a A ER A 64 000.— 
Bontokörrentz in” Nina re ab Brean | 3 70 801.— 
ren hut sel. "Yarsdape 18 000.— || „Alte Rechnung“ . . . 2.2... 1000.— 
BoiNerE de in ae er, 6 000.— 3 
Mobilien . . . . . 400.— 
OEL REN EEE KERLE, 98 000.— 
„Neue Rechnung* . . ..... 1 000.— 
Privatentnahmen . . . . .... 2 000.— 
Erfolg (Verlust) = Saldo . ... 1046.— | 

135 801.— 135 801.— 


Erfolgsrechnungen, welche auf der Vermögens- und Kapitalrechnung beruhen 
und deshalb in einer Bilanz ihren Abschluß finden, können als bilanzmäßige Erfolgs- 
rechnungen bezeichnet werden. 


2. Die Erfolgsrechnung auf der Basis der Einnahmen- und 
Ausgabenrechnung. 


Erfolgsrechnungen, welche auf der Einnahmen- und Ausgabenrechnung PET Rten, 
kennt die kaufmännische Buchhaltung nicht; hingegen stützt sich die kameralistische 
Buchhaltung auf die Einnahmen- und Ausgäbenrechnung, wenn sie der Erfolgs- 
rechnung bedarf. Sie schließt dann in folgender Weise ab): 


Einnahmen | Ni Ausgaben 


Kassen- und Wechseleinnahmen . 18 236.— || Kassen- und Wechselausgaben . . 15 926.— 


Kontokorrent (Umsatz) ... . . . 20545.— Il Kontokorrent (Umsatz) . ... . 13 500.— 
Privatentnahmen . . ...... 2 000.— || Hypothek 2» ..... 2... 64&000.— 
| e | Kapital nu Eh 70 801.— 
Zuvielgebuchte Ausgaben: 
Waren - . : 2 2. 18 000. Zuweniggebuchte Ausgaben: 
Maschinen . . .... 6 000.— Reparaturen . . ..... 500.— 
Mobilien “zeerainr slyaits 400.— Mieten Hour! sulb oe... 500,— 1 000.— 
Immobilien . .... 98 000.— 122 400.— 
Zuweniggebuchte Einnahmen: 
AinisenP DOREEN 1 000.— 
Mehrausgaben (Saldo). -. . . . . 1 046.— 
| 165 227.— 165 227.— 


Die vorstehende Erfolgsrechnung, welche von der Einnahmen- und Ausgaben- 
rechnung ausgeht, zeigt die Form, in welcher der Kameralstil zu einer Erfolgs- 
ermittlung gelangt. Sie zeigt gleichzeitig, wie groß die Ähnlichkeit zwischen der 
kameralistischen Form und der eben besprochenen bilanzmäßigen Erfolgsrechnung 
ist, worauf mit Nachdruck hingewiesen zu haben, eben das Verdienst von Walb ist, 
Es liegt deshalb nahe, alle Erfolgsrechnungen, welche letzten Endes auf der Ein- 
nahmen- und Ausgabenrechnung beruhen, bzw. in einer Vervollkommnung oder Er- 
gänzung der Einnahmen- und Ausgabenrechnung bestehen, als kameralistische a 
folgsrechnungen zu bezeichnen. Ä 


!) Siehe Anmerkung 1, S. 358, dort Seite 426. 
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3. Die Erfolgsrachnung auf der Basis der Aufwands- und‘ 
Ertragsrechnung. 


Wenn wir uns die in Schema 1b enthaltenen Endziffern der Zweikontenreihen 
„Vermögen und Kapital“ und „Einnahmen und Ausgaben“ ansehen und uns die 
Form vergegenwärtigen, in welcher aus ihnen der Erfolg ermittelt wird (bilanz- 
mäßige Erfolgsrechnung, kameralistische Erfolgsrechnung), so kommt man zu dem 
Ergebnis, daß diese Form einen stark indirekten oder mittelbaren Charakter an sich 
trägt. Man kann diese Arten der Erfolgsrechnungen deshalb unter den Begriff der‘i in- 
direkten oder mittelbaren Erfolgsrechnungen zusammenfassen. 
ı Demgegenüber kann man die Aufwands- und Ertragsrechnung unmittelbar oder 
direkt zur Erfolgsermittlung benutzen. Denn man braucht nur deren Seiten zu sal- 
dieren, um unmittelbar den Erfolg ablesen zu können. 


Soll Haben 


Die Aufwands- und Ertrags- 
rechnung weist aus . . 11171.— 10 125.— 
re (Verlust) = Saldo . - — 1 046.— 
11 171.— 24.4117, 


Deshalb kann man alle Re Byakins auf der unmittelbaren Be- 
rechnung des Aufwandes und des Ertrages, d.h. der negativen und der positiven 
Elemente des Erfolges, beruhen, bzw. welche von der Aufwands- und Ertragsrech- 
nung ausgehen, unmittelbare (direkte) Erfolgsrechnungen nennen. 

Die vorstehenden Betrachtungen haben zu dem Ergebnis geführt, daß es buch- 
halterisch grundsätzlich drei Wege gibt, um den Erfolg zu ermitteln: 

1. Die Ausgestaltung der Vermögens- und Kapitalrechnung oder die bilanzmäßige i 

Erfolgsrechnung. 
.. 2. die Ausgestaltung der Einnahmen- und BEuSg a bennernn Anz oder die kamera 
= listische Erfolgsrechnung und 

3. die Aufwands- und Ertragsrechnung oder die unmittelbare Erfolgsrechnung. 

Dieses Ergebnis bestätigt gleichzeitig unsere Erkenntnis, nach welcher. wir die 
doppelte Buchhaltung als die vollständige Buchhaltung bezeichnet haben. Denn bei 
der einfachen Buchhaltung ist, wie wir wissen, die Aufwands- und Ertragsrechnung 
verkümmert; für die Erfolgsermittlung kommt also theoretisch nur die bilanzmäßige 
und die kameralistische, praktisch nur die erstere Form der Erfolgsrechnung, in 
Frage. Bei der kameralistischen Buchhaltung hingegen ist die Vermögens- und Kapi- 
talrechnung unvollkommen; sie kann deshalb den Erfolg nur. ermitteln, wenn sie 
von der Einnahmen- und Ausgabenrechnung ausgeht, bzw. die für sie grundsätzlich 
mögliche Aufwands- und Ertragsrechnung systematisch ausgestaltet. Der doppelten 
Buchhaltung RBSET stehen alle drei Wege offen, was hier im besonderen klarzu- 
stellen ist. i 


fi IH. RB Re 


Wir waren davon ausgegangen, daß es sich empfiehlt, innerhalb der Theorie 
der Buchhaltung zwischen der Theorie des mechanischen Prinzips der Buchhaltung, 
das in der allgemeinen Buchhaltungsgleichung: 


Soll = Haben 
zum Rus kommt, und verschiedenen möglichen Spezialtheorien zu al 
scheiden, mit deren Hilfe die besonderen Anwendungsformen des mechanischen 
Buchhaltungsprinzips ihre Erklärung finden. Bei der hier dargestellten und für 
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die Buchhaltung des Industriebetriebes passenden Spezialtheorie wurden die Kon- 
ten eingeteilt in: | | Wu N $ 

1.. Vermögens- und Kapitalkonten, 

2. Einnahmen- und Ausgabenkonten und 

3. Aufwands- und Ertragskonten. 


Dementsprechend wurde diese Spezialtheorie als Dreikontenreihentheorie bezeichnet. 
Nachdem weiterhin die Beziehungen untersucht worden waren, welche auf 
Grund des mechanischen Buchhaltungsprinzips zwischen den drei Kontenreihen be- 
stehen, wurde klargestellt, daß grundsätzlich innerhalb jeder einzelnen der drei 
Kontenreihen die Erfolgsermittlung möglich ist, wobei wir uns in erster Linie 
auf die Arbeiten von Walb stützen konnten. Diese Tatsache läßt die Vermutung auf- 
kommen, daß die Dreikontenreihentheorie, welche hier entwickelt wurde, nicht 
nur für die Erklärung der: besonderen Buchhaltungsverhältnisse des Industrie- 
betriebes geeignet ist, sondern daß man mit ihrer Hilfe überhaupt tiefer in 
das Wesen der Buchhaltung, im besonderen der Erfolgsrechnung einzudringen 
vermag, als das mit Hilfe einer der bisherigen Buchhaltungstheorien möglich ist. 
Wenn dieser Vermutung Ausdruck verliehen wird, so muß man sich jedoch darüber 
klar sein, daß letzten Endes die beste „Buchhaltungstheorie“ lediglich dazu imstande 
ist, das Mechanische in der Buchhaltung zu erklären; an das hinter der Form 
stehende Materielle kommt sie nicht heran. Im besonderen sagt sie nichts darüber 
aus, von welchen Gütermengen man in den einzelnen Rechnungsreihen auszugehen 
hat, und welche Verrechnungspreise zugrunde zu legen sind. Bei der Klärung dieser 
Fragen kann man nicht von dem Wiesen der einzelnen Rechnungsreihen ausgehen, 
sondern muß die Zwecke ins Auge fassen, welche rechnerisch im einzelnen Falle 
verfolgt werden. | | 
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Vorbemerkung 


Die vorstehende Literatur konnte für die Arbeit nur in sehr beschränktem Maße 
herangezogen werden. Das Material ist fast nur aus der Praxis gesammelt, Die 
Darstellung beschränkt sich hauptsächlich auf die Eisenindustrie und die verwand- 
ten Industrien, die chemische Industrie und die Nahrungs- und Genußmittelindustrie. 
Dennoch hat sie eine gewisse Allgemeingültigkeit; denn da die Formen und Objekte 
des Diebstahls nahezu überall gleich sind, so beruht auch die Diebstahlskontrolle in 
allen Industriezweigen im wesentlichen auf den gleichen Grundlagen. 


A. Zweek und Arten der Kontrolle. 


Kontrolle, „die planmäßige Überwachung — Beobachtung, Beaufsichtigung und 
Prüfung — der inneren und äußeren Wirtschaftsvorgänge einer Unternehmung“), ist 
nicht Selbstzweck, sondern Mittel zum Zweck: Sie soll den Ertrag der wirtschaft- 
lichen Unternehmung steigern, Die Kontrolle an. sich ist eine unwirtschaftliche Maß- 
nahme; denn sie verursacht nur Kosten, ohne unmittelbar zur Produktion beizu- 
tragen. Aber dennoch ist sie für das Gedeihen eines Unternehmens wichtig, wenn 
nicht sogar: unumgänglich notwendig, weil meistens nur durch geeignete Kontroll- 
maßnahmen ein wirtschaftlicher Ablauf des Produktionsprozesses gewährleistet wird. 

. Die Kontrolle erstreckt sich auf die für die Produktion notwendigen Mittel, 
menschliche Dienste und Sachen, und die Ergebnisse der Produktion. Sie greift ent- 
weder in den normalen Produktionsgang ein, um ihn zu beschleunigen oder die 
gute Beschaffenheit des Produktes zu garantieren. Dazu dienen Zeit-, Quantitäts- und 
Qualitätskontrolle. Oder sie sucht unrechtmäßige Eingriffe in die sachlichen 
Produktionsmittel zu verhindern. Diesen Zweck verfolgt die Diebstahlskontrolle, 
von der in dieser Arbeit die Rede sein soll. Die Kontrolle kann persönlich, 
durch mechanische Hilfsmittel (Kontrolle durch Zeitkontrollapparate, Meßinstru- 
mente, Zählapparate) oder auf rechnungsmäßigem Wege (Kontrolle durch Buch- 
führung, Kalkulation, Statistik) geschehen, sie kann am Arbeitsplatz, am Werkstor, 
dauernd, periodisch oder durch Stichproben gehandhabt werden. 


B. Die Diebstahlskontrollein den Fabriken. 
I. Notwendigkeit der Diebstahlskontrolle. 


Die Notwendigkeit der Diebstahlskontrolle in der Gesamtkontrolle der Fabriken 
ist erst in der Nachkriegszeit besonders hervorgetreten. Wenn es auch schon immer 
Schutzeinrichtungen der verschiedensten Art gegen Diebstahl gegeben hat, so nötigte 
doch erst die Häufigkeit der Diebstähle in den letzten Jahren dazu, umfassende Maß- 
nahmen zu treffen. Die Fabriken wurden immer mehr und mehr gezwungen, ihre 
Materialien und Hilfsmaterialien sowie Teile von Maschinen, soweit sie leicht trans- 
portabel und veräußerlich waren, zu schützen. Besonders Metalle und Metallegie- 
rungen, und unter ihnen namentlich die wertvolleren, wie Kupfer, Zinn, Messing, Rot- 
guß, Aluminium, Weißmetall, sowie Leder (Treibriemen), Öl, Kohlen, Holz wurden 
mit zum Werkstor hinausgenommen, über die Umfassungsmauern und Zäune gewor- 
fen und durch die Schwemmkanalisation der Fabriken nach außen befördert. In vielen 
Betrieben wurden täglich durchschnittlich 10—15 Diebe abgefaßt, Das gestohlene 
Material wurde von den zahlreichen unehrlichen Elementen des Althandels, die 
teilweise die Arbeiter geradezu zu Diebstählen veranlaßten, aufgekauft. Gegen das 


1) Fr. Leitnera.a. 0. S$S.1. 
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immer weiter um sich greifende Diebes- und Hehlertum mußte entschieden vor- 
gegangen werden, sollte nicht allmählich das gesamte Fabrikeigentum in Paketen, 
Kleidern, auf Fuhrwerken usw, zur Fabrik hinausgebracht werden. Ganz krasse 
Fälle, die sich ergeben haben, wie die völlige Beraubung eines Stahlbohrermagazins, 
der Diebstahl von einem 100-PS-Motor, das Verschwinden von zahlreichen Schreib: 
maschinen auf den Bureaus der Fabriken, zwangen auch die Verwaltungen, die 
bisher noch zurückgeblieben waren, Verbesserungen in ihrer bestehenden Diebstahls- 
kontrolle einzurichten oder sie gemäß den neuen Verhältnissen von Grund auf um- 
zugestalten. | 


II. Juristische Grundlagen der Diebstahlskontrolle. 


Die juristischen Grundlagen der Diebstahlskontrolle sind bestimmend für den. Um- 
fang der Kontrollbefugnis. 

Die zivil- und arbeitsrechtlichen Bestimmungen sind für die Kon- 
{rolle am Werkstor von Bedeutung. Das Recht zur Ausübung dieser Kontrolle 
gründet sich teils auf dem Gesetz (BGB.), teils ist es durch die Rechtsprechung 
anerkannt worden. 

Trägt eine Person beim Verlassen der Fabrik eine Sache ersichtlich bei sich, 
so kann nach $ 809 BGB. derjenige, der sich Gewißheit verschaffen will, ob ihm 
hinsichtlich dieser Sache gegen den Besitzer ein Anspruch zusteht, wenn die Besich- 
tigung der Sache aus diesem Grunde für ihn von Interesse ist, verlangen, daß der Be- 
sitzer ihm die Sache zur Besichtigung vorlegt oder die Besichtigung gestattet, Eine 
Ungewißheit über das Eigentum an der Sache soll also durch die Besichtigung be- 
seitigt werden, Wer die Besichtigung verlangt, muß beweisen, daß der andere die 
Sache auch wirklich besitzt. Eine Untersuchung zum Zwecke der Feststellung, ob 
der andere überhaupt eine Sache besitzt, kann sich nicht auf $ 809 BGB. stützen, 
Es ist darum nach $ 809 BGB. z. B. nicht möglich, die Kleider des Arbeiters nach 
gestohlenen Sachen zu durchsuchen. Es handelt aber der Kontrollbeamte, der als 
Vertreter für den mutmaßlichen Eigentümer die Vorlegung eines Paketes oder 
eines bestimmt bezeichneten Gegenstandes, der vielleicht äußerlich unter der 
Kleidung sichtbar ist, verlangt, noch im Rahmen des $ 809 BGB. Diese Bestimmung 
kann naturgemäß auf alle die Fabrik verlassenden Personen angewandt werden, ob 
sie zu der Fabrik im Vertragsverhältnis stehen oder nicht. 

In vielen Fällen ist jedoch ein weitergehendes Untersuchungsrecht notwendig. 
Die Berechtigung auch zur körperlichen Untersuchung ist oft in den Arbeitsord- 
nungen vereinbart. Aber auch, wenn dies nicht der Fall ist, muß der Arbeiter sie 
sich gefallen lassen. Die arbeitsrechtliche Literatur!) folgert ‚dieses Recht des 
Arbeitgebers aus $ 157 BGB. Aus dem Arbeitsvertrag, der dem Arbeiter zumeist 
Material und Handwerkszeug ausliefere, lasse sich die Treupflicht des Arbeiters zur 
ehrlichen Verwaltung und zur Rückgabe herleiten. Der Arbeitgeber habe das Recht, 
sich über die Einhaltung dieser Pflicht zu vergewissern und darum eine Kontrolle 
auszuüben, In diesem Sinne spricht eine Reihe von Urteilen der Gewerbegerichte 
und Schlichtungsausschüsse von „einer für Großbetriebe selbstverständlichen Be- 
stimmung, daß nach dem auf Treu. und Glauben aufgebauten Dienstvertrag sich 
jeder Arbeitnehmer einer Kontrolle zu unterwerfen habe, die für ihn nichts Ent- 
würdigendes bedeute“, Wie weit die Untersuchung gehen darf, ist jedoch strittig. 


1) Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht 1923 Nr. 12, 1924 Nr.6 (daselbst auch eine Zusam- 
anenstellung der bisher erfolgten Entscheidungen über das „Recht auf Torkontrolle und Leibes- 
wisitation‘‘). 
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Das Gewerbegericht Köln entschied am 16. Februar 1923: „Die Untersuchungs- 
pflicht erstreckt sich nicht nur auf mitgeführte Behältnisse, wie Rucksäcke he; 
Körbe, sondern auch auf die Leibesvisitation.‘ 

Wenn sich die Kontrolle auf die Durchsuchung der Kleider beschränkt und in 
angemessenen Formen vor sich geht, ist das Recht dazu anerkannt. Die körperliche 
Besichtigung dagegen, die zuweilen durchaus angebracht sein kann (Fabriken der 
optischen oder elektrischen Industrie) wird im allgemeinen, da sie gegen die guten 
Sitten verstoße, abgelehnt. Dennoch ist bisweilen eine solche Besichtigung in der 
Arbeitsordnung vereinbart. Besonders in Fabriken, wo viele Frauen beschäftigt 
sind, müssen sich diese oft so weit eine körperliche Besichtigung gefallen lassen, 
als es ihnen möglich ist, gestohlene Dinge zu verbergen. 

Wo das Untersuchungsrecht örtlich seine Grenze findet, kommt in der Entschei- 
dung des Schlichtungsausschusses und des Gewerbegerichts Düsseldorf zum Aus- 
druck. In ihr heißt es: „Das Recht zur Leibesuntersuchung darf auch dann noch 
ausgeübt werden, wenn der Arbeiter bereits den Werksboden verlassen hat.“ 
(Juli/September 1923). Danach kann der Arbeiter noch angehalten und unter- 
sucht werden, wenn er bereits das Tor passiert hat und sich auf der Straße be- 
findet. 

Eine Mitwirkung des Betriebsrates bei der Vornahme der Kontrolle ist auf 
Grund des Betriebsrätegesetzes nicht gegeben. Dennoch ist in vielen Arbeitsord- 
nungen die Vornahme der Kontrolle unter Mitwirkung des Betriebsrates bestimmt. 
Dadurch wird erreicht, daß die Arbeiter die Kontrolle williger ertragen und Un- 
gehörigkeiten vermieden werden. Auch die Betriebsratsmitglieder müssen sich 
untersuchen lassen, da das Gesetz für sie keine Sonderstellung kennt. 

Weigert sich der Arbeitnehmer, sich untersuchen zu lassen oder leistet er . 
sogar Widerstand, so ist der Arbeitgeber berechtigt, ihn nach $ 123 GO. fristlos zu 
entlassen, falls nicht schon in der Arbeitsordnung dafür Strafbestimmungen ent- 
halten sind. In diesem Falle kommen die Vorschriften des $ 229 BGB. über die 
Selbsthilfe zur Anwendung. Wer zum Zwecke der Selbsthilfe eine Sache weg- 
nimmt oder wer zum Zwecke der Selbsthilfe einen Verpflichteten, der der Flucht 
verdächtig ist, festnimmt oder den Widerstand des Verpflichteten gegen eine Hand- 
lung, die dieser zu dulden verpflichtet ist, beseitigt, handelt nicht widerrechtlich, 
wenn obrigkeitliche Hilfe nicht rechtzeitig zu erlangen ist und ohne sofortiges 
Eingreifen die Gefahr besteht, daß die Verwirklichung des Anspruchs vereitelt oder 
wesentlich erschwert werde. Der Kontrollbeamte hat danach das Recht, Zwang 
anzuwenden, wenn der Arbeitnehmer es verweigert, sich freiwillig untersuchen zu 
lassen oder eine Sache vorzuzeigen. 

Die verwaltungsrechtlichen Grundlagen der Diebstahlskontrolle sind 
teils in der Gewerbeordnung (GO.), teils in Spezialgesetzen enthalten. Soweit die 
Bestimmungen der GO. dem Arbeitgeber die Möglichkeit bieten, den Arbeiter wegen 
Widersetzlichkeit gegen Kontrollmaßnahmen zu entlassen (8123, Ziff. 3, 5), sind sie 
bereits angeführt worden. In $ 123, Ziff. 2 ist außerdem das Recht zur Entlassung 
des Arbeiters, der einen Diebstahl begangen hat, ausgesprochen. 

Das Betriebsrätegesetz kann bei einer Kündigung des Arbeiters durch den 
Arbeitgeber aus den genannten Gründen nur insoweit herangezogen werden,’ als 
es in 8 84 II bestimmt, daß der Arbeiter binnen fünf Tagen beim Arbeiterrat Ein- 
spruch gegen die Kündigung erheben kann, wenn nach seiner Meinung der ange- 
gebene Kündigungsgrund nicht zutrifft. 

Die Hauptbedeutung kommt den für die Bekämpfung des Hehlertums erlassenen 
Gesetzen zu. Als sich in den Inflationsjahren die Diebstähle zu einer gefährlichen 
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Schädigung der Industrie und damit auch der deutschen Volkswirtschaft aus- 
wuchsen, erkannte man bald, daß eine wirksame Bekämpfung der Diebstähle nur 
dadurch möglich sei, daß man den Dieben das Absatzgebiet nehme. In Eingaben 
an die Behörden forderte man das Vorgehen des Staates gegen das Hehlertum, 
Die Frucht dieser Bemühungen waren das „Gesetz über den Verkehr mit un- 
edlen Metallen vom 11.Juni 1923“ und das „Gesetz über den Verkehr 
mit Edelmetallen, Edelsteinen und Perlen vom 11. Juni 1923“. 

Am wichtigsten ist das Althändlergesetz, wie das „Gesetz über den 
Verkehr mit unedlen Metallen“ kurz vielfach genannt wird. Denn die weitaus 
meisten Diebstähle in den Fabriken betreffen leicht zu entwendende und gut zu 
veräußernde Metalle wie Stahl, Kupfer, Rotguß. 

Grundsätzliche Regelungen über den Altmetallhandel finden sich bereits in 
der GO. Die Bestimmungen des Gesetzes bedeuten in allen wesentlichen Punkten 
eine Verschärfung. Bis zum 11. Juni 1923 forderte $ 35 GO. die Anmeldung des 
„Handels mit altem Metallgerät, Metallbruch oder dgl.“ an die zuständige Behörde, 
d. h. an die Polizeibehörde des Wohnorts. Sie hatte die Ausübung dieses Ge- 
werbes zu untersagen, wenn Tatsachen vorlagen, welche die „Unzuverlässigkeit 
des Gewerbetreibenden“ in bezug auf diesen Gewerbebetrieb dartaten. Dem Ge- 
werbetreibenden wurden nach $ 44a GO. Legitimationskarten ausgestellt, die für 
das ganze Reichsgebiet gültig waren. 

Das Gesetz vom 11. Juni 1923 setzte diese Vorschriften der GO. außer Kraft 
und gab die nachfolgende Neuregelung für den Altmetallhandel. $ 1 bestimmt: „Wer 
im Inland Altmetall, Metallbruch oder altes Metallgerät aus unedlen Metallen oder 
unedle Metalle in rohem oder ungeschmolzeneın Zustand zur gewerblichen Weiter- 
veräußerung auch nach Be- oder Verarbeitung erwerben will, bedarf der Erlaub- 
nis. Wenn der Gewerbebetrieb durch einen Stellvertreter ausgeübt werden soll, so 
bedarf auch der Stellvertreter der Erlaubnis.“ Der Altmetallhandel — die Be- 
stimmung trifft den Kleinhandel — muß danach bei der zuständigen Verwaltungs- 
behörde die Erlaubnis zum Gewerbebetrieb nachsuchen. Bei der Erteilung der 
Konzession hat diese das öffentliche Bedürfnis nach solchen Gewerbebetrieben 
sowie die Sachkenntnis und die Zuverlässigkeit des Antragstellers zu prüfen, ehe sie 
die Legitimationskarten ausstellt. Frühere Bestrafungen oder Verfehlungen gegen 
die Vorschriften des neuen Gesetzes spielen naturgemäß bei der Erteilung und 
Entziehung der Erlaubnis eine große Rolle, so daß hierbei schon viele unzuver- 
lässige Elemente vom Altmetallhandel ferngehalten werden. Die Erlaubnis gilt 
nur für den Amtsbezirk der Erlaubnis erteilenden Behörde und kann zeitlich und 
sachlich beschränkt werden. 

'Ein Wandergewerbeschein darf unbeschadet der Vorschriften der $$ 57 und 
57b GO., nach denen in besonderen Fällen die Erlaubnis verweigert werden kann, 
nur dann ausgestellt werden, wenn die Erlaubnis zum Handel generell gegeben ist, 
und selbst dann noch gilt sie nur für den örtlichen Bereich. In Großstadtvororten 
und in großen Gemeinden kann die oberste Landesbehörde in Einschränkung der 
vorgenannten Bestimmungen für den Wanderhandel in Altmetall ein Verbot er- 
lassen. Diese Bestimmung ist auch schon verschiedentlich angewandt worden. 

. Das Gesetz schreibt ferner die Führung von Büchern vor und stellt an die 
Aufbewahrungsräume besondere Anforderungen. Für den Verkäufer von Altmetall 
insbesondere gilt folgendes: Von zweifelhaften Personen muß verlangt werden, daß 
sie sich ausweisen. Der Ankauf des Altmetalls von Minderjährigen ist verboten. 
Es darf der Händler die angekauften Metalle weder vor Ablauf von drei Tagen 
weiter veräußern, noch darf er sie einschmelzen. Das ist deshalb wichtig, weil ge- 
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stchlene Metalle bei den systematischen Durchsuchungen der Läger durch Polizei- 
beamte leichter gefunden und nach ihrem Ursprung festgestellt werden können, 
während sie früher durch Einschmelzen oder schnelle Weiterveräußerung dem Zu- 
griff der Kontrollorgane entzogen wurden, 


‘ Für den Großhandel gelten diese weitgehenden Vorschriften nicht. Da die 
Fabriken hierin eine Lücke des Gesetzes erblickten, haben höhere Verwaltungs- 
stellen in Auslegung der 8$ 2 und 11 des „Gesetzes über den Verkehr mit unedlen 
Metallen“ für die Erlaubnis zum Großhandel besondere Richtlinien aufgestellt. 
Das Gesetz verlangt eine Bescheinigung der Handelskammer, daß der Antragsteller 
Metalle ‚im großen erwirbt“, und daß er zuverlässig ist und Sachkenntnis hat. 
Auf Grund dieser Bescheinigung muß die Erlaubnis zum Großhandel in Alt- 
metallen gewährt werden. Sie gilt für das Reichsgebiet. Den Begriff ‚im großen 
erwerben‘ legt der Regierungspräsident von Düsseldorf so aus: „Großhandel liegt 
ohne weiteres nicht schon dann vor, wenn der Gewerbetreibende nur von Händ- 
lern erwirbt oder wenn seine Firma handelsgerichtlich eingetragen ist. Es wird 
vielmehr von der zuständigen Behörde der Geschäftsbetrieb seiner Art und seinem 
Umfang nach, insbesondere die Mindestkaufmenge, die Größe der Lagerräume, die 
Zahl der beschäftigten Personen und die Höhe des Betriebskapitals zu berücksich- 
tigen sein.“ 

Die Voraussetzungen, die für die Großhandelserlaubnis Vorbedingung sind, 
geben im allgemeinen die Gewähr für die Zuverlässigkeit des Großhandels. Ist die 
Zahl der Großhändler in einer Gemeinde im Verhältnis zur Zahl der Kleinhändler 
übermäßig hoch, so liegt die Vermutung nahe, daß Kleinhändler unstatthafterweise 
als Großhändler auftreten. Das ist vielleicht eine Folge der mangelnden Anwendung 
der gesetzlichen Vorschriften durch die Verwaltungsstellen (Essen; 62 Großhändler 
und 20 Kleinhändler). 


Bei dem Gesetz vom 11, Juni 1923 über den „Verkehr mit Edelmetallen, 
Edelsteinen und Perlen“ hat sich der Gesetzgeber im wesentlichen von den- 
selber Gesichtspunkten leiten lassen wie beim Althändlergesetz. Die praktische 
Wirksamkeit des Gesetzes für die Fabriken ist beschränkt; denn die Gefahr des 
Diebstahls von Edelmetallen, wie Gold, Silber, Platin und deren Legierungen ist 
nicht sehr groß, weil diese Metalle weniger leicht zugänglich ‚und gut geschützt 
sind. Da die in Frage kommenden Industrien in dieser Arbeit nicht näher behan- 
delt sind, so kann von der Berücksichtigung dieses Gesetzes abgesehen werden. 


Die Durchführung der Gesetzesmaßnahmen liegt in den Händen der Polizei- 
organe. Ihnen obliegt grundsätzlich die systematische Kontrolle der Altmetall- 
Jäger sowie die Prüfung der für die Geschäftsführung erforderlichen Vorschriften des 
Gesetzes, Werden Verstöße festgestellt, so setzt für die Anordnung notwendiger 
Durchsuchungen, Beschlagnahmen oder Festnahmen die Arbeit der Beamten der 
Staatsanwaltschaft ein. 


Damit die Sicherheitsbeamten der Fabriken in wirksamer Weise an der Auf- 
klärung und Verfolgung von strafbaren Handlungen mitarbeiten können, werden sie 
zum größten Teil durch Verfügung des Regierungspräsidenten auf Grund des $4 
des Gesetzes über die Polizeiverwaltung vom 11, März 1850 zu Hilfspolizeibeamten 
bestellt. Sie unterstehen dem örtlichen Polizeichef und können von diesem im 
Falle der Gefahr zum öffentlichen Dienst herangezogen werden. Ebenso wird bis- 
‚weilen ein Beamter des Werkschutzdienstes in der Eigenschaft als Hilfsbeamter 
der Staatsanwaltschaft für die Aufgaben der Industrie zur Verfügung gestellt. 

Die strafrechtlichen Grundlagen der Diebstahlskontrolle ergeben sich 
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aus dem Strafgesetzbuch, aus der Strafprozeßordnung und den Strafbestimmungen 
der Spezialgesetze. 

Diebstahl und Unterschlagung sind nach 88 242 und 246 StGB. unter Ge- 
fängnisstrafe gestellt. Schwerer Diebstahl (Einbruch) wird nach $ 243 StGB, mit 
Zuchthaus bestraft. Das „Gesetz über den Verkehr mit unedlen Metallen‘ geht 
über die Bestimmungen des Strafgesetzbuches hinaus, indem es den Diebstahl von 
„einem Gegenstand, der zum öffentlichen Nutzen dient oder öffentlich aufgestellt 
ist oder einen Teil eines Gebäudes bildet‘ ebenfalls nach $ 243 StGB. bestraft. 
Das gleiche gilt für „den Diebstahl von Maschinenbestandteilen und sonstigen Be- 
triebsmitteln aus unedlen Metallen, deren Wegnahme die gesicherte Fortführung des 
Betriebs erheblich gefährdet.“ 

Die Bestrafung der Diebe soll erzieherisch und abschreckend wirken, Ebenso 
wollen die Warnungen der Werksleitungen. vor Diebstählen und die Bekannt- 
machung der verurteilen Diebe und Hehler in den Werkszeitungen dieses Ziel 
erreichen. 

Nach $ 259 StGB. wind derjenige, der seines Vorteils wegen eine Bakeı 
von der er weiß oder den Umständen nach annehmen muß, daß sie mittels 
einer strafbaren Handlung erlangt ist, an. sich bringt, als Hehler mit Gefängnis 
bestraft. 

Nach dem „Gesetz über den Verkehr mit unedlen Metallen‘ wird schon def 
jenige wegen Hehlerei mit Gefängnis bestraft, der fahrlässig beim Ankauf von 
gestohlenen Sachen handelt. Für die Bekämpfung des Hehlertums ist diese Be- 
stimmung von großer Bedeutung. Fahrlässigkeit kann dem Händler, der gestohlene 
Sachen ankauft, leicht nachgewiesen werden. Er wird sich darum in acht nehmen 
und: offensichtliches Diebesmäterial, das ihm angeboten wird, zurückweisen. Der 
Dieb hat kein Interesse mehr daran, zu stehlen, wenn er die gestohlenen Sachen 
nicht mehr veräußern kann. 

Das Vorgehen gegen Personen, die beim Diebstahl betroffen werden, erfolgt 
auf Grund der Bestimmungen der Strafprozeßordnung. Nach $ 127 StPO. kann 
jedermann denjenigen, der auf frischer Tat betroffen oder verfolgt wird und der 
Flucht verdächtig ist, ohne richterlichen Befehl vorläufig festnehmen. Der Täter 
wird dann der Staatsanwaltschaft oder der Polizeibehörde vorgeführt und die ge- 
stohlenen Gegenstände werden nach $ 111 StPO., ohne daß es eines Urteils darüber 
bedarf, sobald dies ohne Schädigung der Untersuchung geschehen kann, zurück- 
gegeben. In diesem Falle ist auch eine Untersuchung statthaft. Nach $ 102 StPO, 
kann bei demjenigen, der als Täter oder Teilnehmer einer strafbaren. Handlung ver- 
dächtig ist, eine Durchsuchung seiner Person sowie der ihm gehörigen Sachen vor- 
genommen werden, wenn zu vermuten ist, daß die Durchsuchung zur Auffindung 
‘von Beweismitteln führen werde. Die Durchsuchung kann sich auch auf die 
Wohnung und andere Räume erstrecken. Nach $ 105 StPO. steht die Anordnung 
dieser Maßnahmen aber nur dem Richter, wenn Gefahr im Verzuge ist, auch dem 
Staatsanwalt und solchen Polizei- und ‚Sicherheitsbeamten zu, welche als Hilfs- 
beamte der Staatsanwaltschaft den Anordnungen derselben Folge zu leisten haben, 

Für ein beschleunigtes Herbeischaffen der gestohlenen Sachen sind die Be- 
stimmungen der Strafprozeßordnung bisweilen sehr wichtig. Da in großen Fabriken 
einem Beamten zumeist das Durchsuchungs- und Beschlagnahmerecht auf Grund 
seiner Eigenschaft als Hilfsbeamter der Staatsanwaltschaft zusteht, so kann von 
den Sicherheitsbeamten der Fabriken schnell und erfolgreich gearbeitet werden, 
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1II. Methoden der Diebstahlskontrolle. 


1. Selbstkontrolle. 
a) Allgemeine Kontrollformen. 


Bei der Neueinrichtung oder der Umgestaltung ihrer Diebstahlskontrolle ließen 
sich die Fabriken von verschiedenen Gesichtspunkten leiten. Bereits bestehende 
Kontrollformen, Größe der Fabrik und Anzahl der in ihr beschäftigten Personen 
sowie die Eigenart der Produktion waren bestimmend für den Aufbau des Dieb- 
stahlskontrolldienstes. 

Sie richteten teilweise eine Werkspolizei ein, die, zum Ressort irgendeiner 
Verwaltungsstelle gehörend, die Funktionen der Torwächter durch die Überwachung 
des Betriebes selbst unterstützen sollte. Die Einrichtung einer solchen Werks- 
polizei war schon im Kriege von Bedeutung; doch fielen ihr damals in der Haupt 
sache die Aufgaben der Sittenpolizei zu. In den Nachkriegsjahren baute man sie 
aus, indem man für den erweiterten Aufgabenkreis neue Beamte einstellte. 

Andere Werke knüpften bei der Ausgestaltung ihrer Sicherheitseinrichtungen 
an die bereits bestehende Organisation der Feuerwehr an. Die Feuerwehrleute 
sollten auch für die Sicherheit der Fabrik gegen Diebstahl sorgen. Die Ergänzung 
des Beamtenstammes durch Polizeifachleute verstärkte die Wirksamkeit dieser 
Einrichtung. | 

Viele Fabriken, besonders die größten und finanzkräftigsten, schufen eine 
ganz neue Organisationsform ihrer Diebstahlskontrolle. Der Kontrolldienst wurde 
zu einer selbständigen Abteilung der Fabrikverwaltung unter dem Namen 
„Sicherheitsdienst‘“‘, „Ermittlungsdienst“, ‚„Oberwachdienst‘‘ ‘u. ä. gemacht. Zumeist. 
wurde die Leitung der Einrichtung in die Hände eines erfahrenen Polizeimannes 
gelegt, der je nach den Erfordernissen des Betriebes eine Organisation zu schaffen 
hatte. Nach seinem Vorschlag wurden die nötigen Beamten eingestellt und die 
Kontrolle ausgestaltet. 

Für die Auswahl der zum Kontrolldienst erforderlichen Personen sind je nach: 
dem gewählten System verschiedene Gesichtspunkte maßgebend. 

Für die Werkspolizei werden außer früheren Polizeileuten gern ältere,, 
vertrauenswürdige Angestellte, oft bisherige Pförtner des eigenen Werkes, heran- 
gezogen. Ihre längjährige Tätigkeit in der Fabrik verbürgt meistens Ehrlichkeit. 
und Pflichttreue. Sie kennen sich in dem Fabrikgelände aus und besitzen eine 
gute Kenntnis der in den Betrieben zur Verarbeitung gelangenden Materialien,, 
der Werkzeuge usw. 

Stellt das Werk neue Kontrollbeamte ein, so wird das Vorleben der Bewerber 
erforscht. Denn nur ganz einwandfreie Beamte sind für diesen Posten tauglich. Da 
gerade die Kontrollorgane oft einen tiefen Einblick in die Verhältnisse der Fabrik’ 
gewinnen, so kann ihre Tätigkeit sowohl nützend wie auch schädigend wirken. 
Die Mitarbeit praktischer Psychologen und Graphologen bei der Auswahl der Be 
werber hat sich als sehr nützlich erwiesen. 

Da die Beamten im allgemeinen älter sind als die meisten derjenigen, die sie: 
kontrollieren sollen, so erträgt man ihre Aufsicht williger und führt ihre Anord- 
nungen eher aus, als wenn junge Beamte die Kontrolle handhaben. Ihre Tätig- 
keit wird um so erfolgreicher sein, je richtiger sie die Menschen zu beobachten und 
zu beurteilen vermögen. Diese Gabe beruht auf einer guten Auffassungsgabe und 
auf klarem, praktischem Denkvermögen. Gute Bezahlung und eine autoritative 
Stellung sind die Vorbedingungen, daß die Beamten ihre Fähigkeiten im Interesse- 
des Werkes ausnutzen. 
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“Aber neben der unerläßlichen kriminalistischen Erfahrung fehlt es den meisten 
dieser schon älteren Leute an der nötigen Schwungkraft, die jugendlicher Ehrgeiz 
bei der Lösung der in Betracht kommenden Aufgaben leicht äufbringt. Das ist 
der wesentliche Nachteil, den die Besetzung des Kontrolldienstes mit älteren 
Leuten anstatt durch jugendliche Kräfte mit sich‘ bringt. 

Eine weitere Beeinträchtigung des Kontrollerfolges in dieser ‚Form. besteht 
darin, daß die Leitung der Werkspolizei oft eine der Aufgaben etwa eines Direk- 
rektors der Fabrik ist. Da der Leiter ja auch mit anderen Aufgaben belastet ist, 
so leidet die Kontrolle an dem Mangel einer straffen Zusammenfassung und schar- 
fen Aufsicht über die einzelnen Organe. 

Die .Diebstahlskontrolle, die der Feuerwachdienst neben seinen sonstigen 
Obliegenheiten ausübt, steht: unter der Leitung des Feuerwehrhauptmanns. Ver- 
bindet dieser Leiter die Eigenschaften eines tüchtigen Feuerwehrmanns mit denen 
eines guten Kontrollbeamten, so läßt sich der Kontrolldienst vorzüglich 'ausgestal- 
ten. Denn die Aufgaben der Feuerwache berühren sich ja oft mit denen der: Dieb- 
stahlskontrolle. So kann z.B. bei den erforderlichen Rundgängen in der Fabrik 
diese zweifache Aufgabe, Verhütung von Feuer und Diebstahl, ganz gut zusammen 
ausgeführt werden. 

‘  »Am besten ist der als selbständiger Teil der Verwaltung der Fabrik arbeitende 
Sicherheitsdienst geeignet, die Aufgaben der Diebstahlskontrolle zu erfüllen. 
Der Leiter des Sicherheitsdienstes ist in den meisten Fällen ein Polizei- und Krimi- 
halbeamter, der im öffentlichen Dienst sich bewährt und reiche Erfahrungen ge: 
sammelt hat. Vor allem muß er Organisationstalent besitzen, auf Grund dessen er 
die Kontrolle so auszugestalten weiß, daß sie in reibungslosem Verlauf die Haupt- 
aufgaben des Betriebes zu fördern vermag. 

Bei der Auswahl der Sicherheitsbeamten werden Ehenfklis frühere Polizei 
oder Kriminalbeamte bevorzugt. “Ältere, im Dienste der Fabrik verbrauchte An- 
gestellte verwendet man nicht gern. Junge, energische Kräfte sollen für die 
Sicherheit des Fabrikeigentums sorgen. Oft werden sogar die Pförtnerstellen, die 
zumeist als eine Domäne alter, treu bewährter Angestellter gelten, von jungen 
Leuten besetzt; denn gerade bei der Torkontrolle ist die schärfste .Wachsamkeit 
notwendig. Die Gewähr dafür ist im höheren Maße gegeben, wenn ein junger, 
erfahrener Polizeifachmann diesen Dienst ausübt. Der alte Pförtner läßt sich nur 
zu leicht täuschen, wenn er einmal dieses oder jenes Arbeiters sicher zu sein 
glaubt. um so eher, als er oft auch ehemalige Mitarbeiter kontrollieren muß. Der 
kriminalistisch ‚geschulte Beamte dagegen kennt die Gewohnheiten des Diebes, 
weiß auch aus seinem Verhalten die jeweils nötigen Schlüsse zu ziehen und ent- 
wickelt Initiative und Scharfsinn bei der Verfolgung einer Diebesangelegenheit. 
Auf die Dauer erlangt er auch eine ‚gute Ortskenntnis im Fabrikgelände und die 
zur Verfolgung seiner Aufgaben in einer bestimmten Industrie Meer Sach- 
kenntnisse. 

Obwohl der Aufgabenkreis des Sicherheitsbeamten sachlich seinem frühdren 
Wirkungskreise entspricht, liegt immerhin die Gefahr nahe, daß Leiter und Be- 
amte des Sicherheitsdienstes sich nicht genug den Erfordernissen des organischen 
Betriebes anpassen. Denn der Fabrikbetrieb verträgt keine Maßnahmen, die in 
einer Strafanstalt zur Anwendung gelangen können. Daher müssen bei der Ein- 
tichtung oder Neugestaltung des Diebstahlskontrolldienstes, der in der weiteren 
Ausführung kurz ‚Sicherheitsdienst‘“ genannt werden soll, in einem Organisa- 
tionsplan die Befugnisse der Beamten genau abgegrenzt werden. In den der 
Untersuchung zugrunde gelegten Betrieben war eine Zweiteilung der Arbeits- 
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gebiete vorgenommen und diese wiederum nach verschiedenen Gesichtspunkten 
untergegliedert. | hy | 

‚Das erste Gebiet umfaßt die Tätigkeit der in einen Zentralstelle vereinigten 
Arbeitskräfte, die die Leitung und die Verwaltung des Sicherheitsdienstes zu be- 
sorgen haben. Die mannigfachen Arbeiten dieser Zentralstelle sind nach 
sachlichen Gesichtspunkten gegliedert und je nach der Größe des Betriebes auf ver- 
schiedene Schultern verteilt. Die Zentralstelle gibt die Anordnungen für die Aus- 
führung der einzelnen Arbeiten, faßt die Ergebnisse zusammen und wertet sie 
aus. Bei ihr laufen die Meldungen ein über die Kontrolltätigkeit am Werkstor, inner- 
halb und außerhalb der Fabrik, über erfolgte Diebstähle und verbesserungs- 
bedürftige Schutzeinrichtungen. Sie hat dann die Maßnahmen zu treffen, die zur 
Verhütung oder Aufdeckung der Unregelmäßigkeiten und Diebstähle führen sollen; 
Durch die Zentralstelle findet auch eine Kontrolle der Kontrolle, d. h. eine Über- 
wachung der durch die einzelnen Sicherheitsbeamten ausgeführten Kontrollarbeiten 
statt, die in den Bereich des zweiten Arbeitsgebietes fallen. ‚nal 

Dieses Gebiet umfaßt alle direkten Kontrollarbeiten, die innerhalb oder 
außerhalb der Fabrik zu leisten sind. Die Verteilung dieser Arbeiten erfolgt nach 
örtlichen Gesichtspunkten. Den einzelnen Beamten werden Bezirke zugeteilt, in 
deneu sie ihren Dienst zu verrichten haben. Innerhalb dieser Bezirke haben sie 
verschiedene: Aufgaben zu erfüllen. 

Innerhalb der Fabrik muß der Sicherheitsbeamte das ganze ihm zugeteilte 
Gebiet begehen. Dabei hat er auf diebstahlsverdächtige Personen zu achten und 
solche Stellen und Schlupfwinkel im Auge zu behalten, an denen sich gestohlene 
Güter hinausschaffen oder bis zu einem für einen Diebstahl günstigen. Zeitpunkt 
verbergen lassen. Bei großen Fabriken, die durch Mauern oder Zäune eingefaßt 
sind, oder deren Gebiet durch öffentliche Straßen geschnitten wird, ist die Gelegen- 
heit zum Diebstahl in besonders hohem Maße gegeben. Der Beamte muß sich 
allmählich eine so gute Ortskenntnis verschaffen, daß er bei seinen Kontrollgängen 
auch zur Nachtzeit lückenlos alle schutzbedürftigen Punkte seines Bezirks berührt. 

Dazu gehören vor allem Werkstätten, Magazine und sonstige Gebäude und 
Räume, die der gesteigerten Gefahr des Einbruchs unterliegen. Zu ihrem Schutze 
sind nach Schluß der Betriebstätigkeit außerdem besondere Wächter bestellt. Diese 
Wächter stehen im Arbeitsverhältnis; sie gehören oft zum Personal der einzelnen 
Werkstätten und unterstehen dann dem zuständigen Betriebsleiter. Ihre Tätigkeit 
wird durch.die Beamten des Sicherheitsdienstes und durch Meldeuhren kontrolliert. 
Zuweilen gehört auch der Wächterdienst zu den Funktionen der Sicherheitsbeamten, 
die wieder durch eine übergeordnete Kontrolle beaufsichtigt werden. 

Die Meldeuhren gewährleisten einen zuverlässigen Wächterdienst. Bei den 
älteren Einrichtungen dieses Kontrollsystems, wie sie heute noch in vielen Fabriken 
vorhanden sind, trägt der ‚Wächter die durch eine Bleiplombe verschlossene 
Uhr bei sich. An den mamnigfachsten Stellen der zu bewachenden Werkstätten 
und Gebäude entnimmt er aus kleinen Kästchen Schlüssel, mit denen er die Uhr 
bestätigt. Die einzelnen Schlüssel sind untereinander verschieden. Sie müssen in 
einer dem Wächter vorgeschriebenen Reihenfolge benutzt werden. Am anderen 
Tag wird von der Uhr abgelesen, wann und wie er seine Rundgänge gemacht hat. 
. .. Bisweilen sind auch an verschiedenen Stellen die Uhren fest angebracht, die 
der Wächter bei seinen Rundgängen aufsuchen muß. Durch Herausnehmen der 
Blätter, auf denen die Meldungen der Wächter markiert sind, kann nachträglich 
die Wächtertätigkeit geprüft werden. Bei der modernen Einrichtung!) werden die 


1) Die modernen Wächterkontrollapparate werden gebaut von Siemens & Halske, Berlin. 
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Bestätigungen, die der Wächter auf den einzelnen Meldeuhren vornimmt, sofort 
auf einen Registrierapparat übertragen, der im Zentralbureau des Sicherheitsdienstes 
aufgestellt ist. Aus den Aufzeichnungen dieses Apparates kann sogleich festgestellt 
werden, zu welcher Zeit der Wächter an den einzelnen Kontrollstellen gewesen 
ist und auf welche Weise er seine Rundgänge ausgeführt hat. Diese Einrichtung 
dient auch gleichzeitig zum Schutz des Wächters. Dem Registrierapparat ist näm- 
lich ein Signalgeber angefügt, der ein Zeichen gibt, wenn die Meldungen des Wäch- 
ters längere Zeit unterbleiben. Vermutet man, daß ihm etwas zugestoßen ist, so 
wird sofort nach seinem Aufenthalt geforscht. 

Ganz besonders sorgfältig werden die Gebäude oder Räume bewacht, in denen 
sich wertvolle Gegenstände oder Geld und Wertpapiere befinden, so z.B. in der 
chemischen Industrie oder in Werken mit großen Laboratorien, Instrumente und 
Tiegel aus Edelmetall, in der Elektro- oder optischen Industrie Bestände an kost- 
baren Materialien und Fabrikaten. Das gleiche gilt für die Kassenräume und die 
Tresore der Großbetriebe, wenn sich hohe Summen an Bargeld. und Wertpapieren 
in ihnen befinden. 

Über den Schutz hinaus, den Sicherheits- und Wächterdienst gewähren, helfen 
mechanische Hilfsmittel verschiedener Art bei der Sicherung des aaurn 
eigentums. 

Die einfachste Anwendung von mechanischen Mitteln besteht darin, daß 
man den Schutz, den Fenster und Türen gegen unbefugtes Eindringen in Magazine, 
Verwaltungsgebäude, Kassenräume usw. bieten, verstärkt. Dazu dienen zunächst 
Fenstergitter, die fest in die Wände eingelassen sind. Um den gefängnismäßigen 
Eindruck zu verwischen, den solche Vergitterungen hervorrufen können (z.B. in 
Konsumanstalten), setzt man sogenannte Scherengitter ein, die in Schienen laufen 
und bei Tage zusammengeschoben werden. Ebenso werden die Fenster mit Blenden 
aus Eisen- und Stahlblech versehen. 

Räume oder Schränke können leicht geöffnet werden, indem man die Tür- 
füllungen ausschneidet. Das verhindert man dadurch, daß man die Türen von 
innen einige Zentimeter über die Füllung hinaus mit Eisen- oder Stahlblech be- 
schlägt, oder daß man eiserne Querstäbe über die Füllungen schraubt. Für die 
sichere Aufbewahrung von Werkzeugen oder von Schreibmaschinen in den Bureaus 
sind diese einfachen Mittel schon von großer Bedeutung. So konnte z.B. ein 
großes Essener Werk nach Durchführung der Sicherungsmaßnahmen es erreichen, 
daß ir 415, Jahren keine einzige Schreibmaschine mehr entwendet wurde, während 
vorher innerhalb eines Vierteljahres ungefähr 40 Maschinen gestohlen worden 
waren. Das Personal muß allerdings dazu erzogen werden, daß es die gebrauchten 
Gegenstände ordnungsgemäß in die gesicherten Aufbewahrungsräume verschließt. 
Aufgabe des Sicherheitsdienstes ist es, auch hierüber eine Kontrolle auszuüben. 

Die Sicherheit der Räume gegen Einbruch ist gering, wenn eine Sicherungs- 
maßnahme unvollständig ist. So nützt es wenig, daß die Türen und Fenster gut 
vergittert sind, wenn das angebrachte Türschloß leicht zu öffnen oder einfach zu 
entfernen und unbemerkt wieder anzubringen ist. Das ist der Fall, wenn das Schloß 
etwa mit jedem Dietrich aufzusperren ist oder wenn es in einer Krampe hängt, 
die mit einer Zange leicht herauszuziehen ist. Die Anwendung von Sicherheits- 
schlössern bannt die Gefahr des Einbruchs schon eher. Ihr Hauptvorzug gegen- 
über den einfachen Schlössern besteht darin, daß sie eine große Zahl von Zu- 
haltungen besitzen. Diese Zuhaltungen sind kleine Metallplatten, welche sich im 
Innern des Schloßkastens befinden und den Schließriegel festhalten. Um das. 
Sicherheitsschloß zu öffnen, müssen die einzelnen Zuhaltungen durch die verschie- 


372 | F. Ramjoue: 


denen Bartstufen des treppenförmig abgestuften Schlüssels in eine bestimmte Lage 
gebracht werden, was nur durch den passenden ‚Schlüssel geschehen kann. Von 
den' zwei Arten der Sicherheitsschlösser, den Drehschlüsselschlössern und den Stech- 
schlüsselschlössern, sind das Chubbschloß, das Brahmaschloß und das Yaleschloß 
bekannt und haben sich praktisch bewährtt). 

Solche Gebäude und Räume, die schon an sich stärker bewacht werden, weil 
sie wertvolle Güter bergen, sind auch noch oft mit Alarmanlagen versehen. 
Viel angewandt werden elektrische Sicherheitskontakte. An der zu sichernden Tür 
ist ein beweglicher Arm mit elektrisch hochempfindlichem Kontakt angebracht. 
Bei der geringsten Erschütterung oder Formveränderung durch Berühren oder 
Erwärmen der Tür löst der Kontakt eine Alarmvorrichtung aus. Erschütterungen des 
ganzen Gebäudes haben keinen Einfluß. Auch der Versuch, die Leitungen zu 
zerschneiden oder die Batterie abzuschalten, führt den Alarm herbei. 

Kontakte werden auch im Türschloß angebracht. Bei Öffnungsversuchen: oder 
bei Anwendung von Sperrmitteln bewirken diese Kontakte Alarm. 

In ähnlicher Weise rufen Unterlegplatten mit versteckter Kontaktanordnung 
Alarm hervor, wenn man die auf sie gestellten Gegenstände (Schreibmaschinen, 
Geldkassetten) fortnimmt. In einer Fabrik, die große Mengen Kupferabfälle hatte, 
baute man an der Stelle, wo diese Abfälle während der Betriebstätigkeit zusammen- 
getragen wurden, eine Unterlegplatte mit versteckter Kontaktanordnung ein. Wurde 
ein Teil der Kupferabfälle weggenommen, so daß sich das auf der Platte lagernde 
Gewicht verminderte, so löste das ein Klingelzeichen im Bureau des Betriebsleiters 
aus. Auf diese Weise konnten verschiedentlich Diebe festgestellt werden. 

. Die Alarmgeber können auf das Gehör wirken, wie Wecker, Klingeln, Sirenen, 
oder auf das Auge, wie aufleuchtende Lampen, Flackerzeichen, Transparente mit 
Aufschrift, wie „Hilfe“, „Einbrecher“. Bei den akustischen Alarmgebern sollen 
miteingebaute Grammophone den Einbrecher beim Eintritt mit dem lauten Ruf 
„Diebe“, „Räuber‘, gehörig erschrecken und schnell vertreiben. 

Gegen Raubüberfälle bei Tage während der Geschäftszeit dienen elektrische 
Türverriegelungsanlagen ?).. Durch Drücken auf einen der an beliebig vielen Stellen 
angebrachten Druckknöpfe werden die Ausgangstüren sofort selbsttätig geschlossen 
und verriegelt. Gleichzeitig wird in einer Zentralstelle unter sichtbarer Bezeich- 
nung der alarmierenden Stelle Alarm gegeben. Die Freigabe der Türen erfolgt 
durch Drücken auf einen besonderen Druckknopf. 

Vielfach sind die gesamten Sicherheitsanlagen in einer Zentralstelle, z. B. im 
Bureau des Sicherheitsdienstes, auf einem gemeinsamen Schalttafelbau unter- 
gebracht. Die Wächterkontrollanlagen, Alarmanlagen, Tür- und Tresorsicherungs- 
anlagen, Türver- und -entriegelungsanlagen sind so in zweckmäßiger Weise zu- 
sammengefaßt. Die Zentralapparate sind dadurch übersichtlicher und leichter zu 
bedienen. Zumeist werden auch noch Feuermelderanlagen und Zeitdienstanlagen, 
wie elektrische Uhrenanlagen und Pausensignalanlagen dem Schalttafelbau hinzu- 
gefügt. Dadurch wird eine bessere Ausnutzung des Bedienungspersonals erreicht. 

Für die Sicherungstechnik hat man auch zuweilen Selenzellen nutzbar gemacht. 
Die Selenzelle besitzt eine merkliche elektrische Leitfähigkeit und Empfindlichkeit 
gegen Belichtung. Schon ein Annähern an die zu sichernden Räume zeigt die 
Selenzelle an. Das Aufleuchten einer Taschenlampe, das Anzünden eines Streich- 
holzes führt schon in wenigen Sekunden zum Alarm. Durch das Heranbringen der 
Lichtquelle an die Selenzelle wird ein elektrischer Strom erzeugt, der mit Hilfe eines 


1) Nähere technische Einzelheiten bei Schneickert und Geissel a. a. O. 
?2) Die elektrischen Sicherheitsanlagen werden hergestellt von Siemens & Halske, Berlin. 
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zwischengeschalteten Verstärkers den eigentlichen Stromkreis schließt und da- 
durch ein Alarmzeichen auslöst. 

Eine umfassende Sicherung durch elektrische Alarmanlagen ist wegen ihrer 
hohen Anlage und Unterhaltungskosten nur in ganz großen Betrieben möglich. 
Auch dann, wenn die zu schützenden Werkstätten, Magazine, Kassenräume usw. 
sehr weit auseinanderliegen, lohnt sich die Anlage solcher Sicherheitseinrichtungen 
nicht immer. In diesem Falie zieht man eine ausgedehnte Bewachung durch Sicher- 
heitsbeamte und Wächter vor. 

Kassenräume, Geldschränke und Tresoranlagen bieten meistens schon durch 
ihre Bauart einen gediegenen Schutz gegen Einbrüche. Die Tresore eines großen 
Essener Werkes stehen auf festem Erdreich und sind mit starker Eisenbetondecke 
auf dem Fußboden aufgebaut. Die Fußbodendecke und die obere Decke sind ebenso 
wie die Umwandungen der Tresore durch dreifache, gedrehte Stahlschienenschichten 
mit Zwischenbetonfüllung und äußerer Steinmauerung gesichert. Die Tresore liegen 
in geschlossenen Gebäuden und sind zuweilen, besonders bei Banken, noch mit 
verdecktem Umgang versehen. Die Tresortüren in ihrer modernen Ausführung 
machen selbst dem gewiegtesten Einbrecher ein Eindringen in die Tresorräume 
unmöglich. 

Für die Geldtransporte, etwa von der Bank zur Fabrik oder von der Kasse zu 
den einzelnen Betrieben bei Lohnzahlungen, werden folgende Vorkehrungen ge- 
troffen. Der Transport findet immer unter Bedeckung von bewaffneten Sicherheits- 
beamten mit besonders für den Geldtransport hergerichteten Kraftwagen statt, die 
innen unter den Sitzen mit stählernen Tresors ausgestattet sind. Außer dem 
Chauffeur und dem Kassenbeamten sind für jeden Transport zwei Beamte bestellt, 
die im Auto Platz nehmen. Sie sind mit automatischen Schußwaffen ausgerüstet. 
Sollte ein Raubüberfall stattfinden, so wird durch eine geheime Abstellvorrichtung 
innerhalb des Wagens das Auto so zum Stehen gebracht, daß es nicht weitergeführt 
werden kann. Selbst wenn also außer dem Chaffeur noch die Sicherheitsbeamten 
abgeschossen würden, hat der Räuber doch nicht die Möglichkeit, den Kraftwagen 
fortzubewegen. 

Innerhalb der Fabrik erfolgen die Geldtransporte ebenfalls unter starker Be- 
deckung. Sie werden möglichst durch das geschlossene Fabrikgebiet geleitet. Zur 
schneller: Beförderung dient meistens entweder der Kraftwagen oder die Werks- 
eisenbahn. 

Die durch Menschen oder mechanische Hilfsmittel aller Art auszuführenden 
Kontrollarbeiten sind für den Betrieb besonders dann unentbehrlich, wenn nach 
Schluß der Arbeitszeit, zur Nachtzeit oder an Feiertagen, die Gelegen- 
heit zum Diebstahl günstig ist. Während der Betriebstätigkeit ist die Diebstahls- 
gefahr zwar nicht gebannt, aber dennoch von geringerer Bedeutung; denn in Werk- 
stätten, Magazinen usw. würden Diebstahlsversuche durch die in ihnen beschäftigten 
Personen sogleich bemerkt werden. 

Solche Güter, die den einzelnen nur auf Grund besonderer Bescheinigungen 
der Betriebsstellen zugänglich sind, wie Fabrikationsmaterial, Hilfsmaterial, Werk- 
zeug können nur einmal erlangt und nur zu dem angegebenen Zweck benutzt wer- 
den. Dafür sorgen die im Organisationsgefüge des Betriebs vorgeschriebenen 
Maßnahmen. Es findet keine Entnahme oder Lieferung von Materialien statt, ohne 
daß rechnungsmäßige Unterlagen vorhanden sind. Es müssen dazu Formulare 
verwandt werden, die in mehrfacher Ausführung den einzelnen Betriebsstellen als 
Buchungsgrundlage dienen und die Kontrollbeziehungen unter ihnen schaffen. 
Veruntreuungen oder Entnahmen auf gefälschten Formularen werden an irgend einer 
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Stelle schnell entdeckt. Dazu kommt, daß nur Vorgesetzte und vertrauenswürdige 
Beamte die Entnahmescheine unterschreiben dürfen. 

Daß das im Fabrikationsprozeß befindliche Material oder die für den 
Arbeitsprozeß nötigen Gegenstände nicht entwendet werden, suchen Ordnungs- 
vorschriften zu verhindern, an die oft im Nichtbefolgungsfalle Strafen geknüpft sind. 
So kommt es vor, daß die dem Arbeiter für die Fabrikation ausgehändigten Sachen 
von anderen Arbeitern gestohlen und im günstigen Zeitpunkt fortgeschafft wer- 
den. Trägt der bestohlene Arbeiter selbst hieran die Schuld, weil er die nötige 
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Erkennungszeichen 
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Sorgfalt außer acht gelassen hat, so muß er den Wert der gestohlenen Dinge ersetzen. 
Das kommt besonders für Werkzeuge und wertvolle Metalle in Frage. 


Sonstige allen Personen zugängliche Gegenstände werden deutlich als 
Fabrikeigentum gekennzeichnet, um dadurch den Anreiz zum Diebstahl zu zer- 
stören. Die von einer Anzahl Kohlenzechen des Ruhrgebietes benutzten Erkennungs- 
zeichen sind auf der vorstehenden Tabelle wiedergegeben. In Gegenstände von 
Eisen, Stahl oder Holz wird das Firmenzeichen eingestempelt oder eingebrannt, 
und zwar wurden von den oben angeführten Zechen die Erkennungszeichen auf 
den von den Dieben besonders begehrten Gegenständen immer an der gleichen 
Stelle angebracht. Dafür einige Beispiele (durch den Punkt ist der Ort des Er- 
kennungszeichens angedeutet). In Glühlampen wird es eingeätzt, in Handtücher 
eingewebt und in Papier eingepreßt. Für die verschiedenen Zwecke sind besondere 
Signierapparate in den Verkehr gebracht worden. Eisen und Stahl wird kalt ge- 
stempelt. Das hat den Vorteil, daß man selbst dann das Zeichen wieder hervor- 
rufen kann, wenn es durch Abfeilen, Abschleifen oder Abdrehen entfernt worden 
ist. Das ist möglich durch das Frey’sche Ätzverlahren, die Erfindung eines Che- 
mikers der Firma Krupp. Durch das Bestreichen der abgefeilten Stelle mit einer 
besonderen Flüssigkeit werden die durch das Einstempeln zusammengepreßten 
Eisen- oder Stahlschichten gehoben, so daß das Zeichen wieder sichtbar wird. Die 
Anwendung dieses Verfahrens hat bei Gericht schon manchmal den überzeugen- 
den Beweis für die Eigentumsansprüche der bestohlenen Firma gegenüber den 
Dieben und Hehlern erbracht und die Herkunft von Gegenständen, die bei der 
Durchsuchung von Wohnungen verdächtiger Personen oder von Althändlerlägern 
gefunden wurden, nachgewiesen. Außer dem Einstempeln der Fabrikzeichen ver- 
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wendet man z.B. für Drahtseile als Herkunftsnachweis sogenannte Spiondrähte, für 
Gummischläuche farbige Einlagen aus Faserstoffen usw. | 

Trotz aller Vorkehrungen werden Diebstähle in den Fabriken nie unmöglich ge- 
macht werden können. Der Dieb wird, wenn er selbst in der Fabrik beschäftigt ist, 
die gestohlenen Dinge so lange irgendwo verbergen, bis es ihm günstig scheint, sie 
hinauszuschaffen. Wenn er sie nicht unter dem Schutze der Dunkelheit über 
Zäune oder Mauern in Sicherheit bringen kann, so versucht er sie mit zum Werks- 
tor hinauszunehmen. Das Werkstor ist daher eine wichtige Kontroll- 
stelle. Der Portier wird im Großbetrieb bei seiner Tätigkeit fast immer von einigen. 
Sicherheitsbeamten unterstützt. | 

Verläßt ein Arbeiter innerhalb der Arbeitszeit die Fabrik, so bedarf er dazu 
eines vom Meister oder Betriebsleiter unterschriebenen Durchgangsscheines. Nimmt 
er Gegenstände oder Pakete mit, so müssen sie mit ihrem Inhalt auf dem Durch- 
laßschein genau verzeichnet sein. Die Übereinstimmung der mitgeführten Sachen 
mit den Angaben des Durchlaßscheines hat der Portier zu prüfen. 


In vielen Betrieben kann der Arbeiter Gegenstände für den Privatgebrauch 
meist gegen geringes Entgelt erhalten. Auf Grund eines Durchlaßscheines kann 
er sie dann mit hinausnehmen. Da es auch hierbei Unregelmäßigkeiten gegeben 
hat, lassen einige Fabriken die von dem Arbeiter gewünschten Dinge an eine be- 
sondere Ausgabestelle (Konsumanstalt) bringen, wo sie dann abgeholt werden 
können. 

Wenn bei Betriebsschluß die Arbeiter in großer Menge die Fabrik verlassen, ist 
die Kontrolle schwieriger. Die Sicherheitsbeamten beobachten die einzelnen Ar- 
beiter genau. Diebstahlsverdächtige Elemente werden aufgefordert, sich untersuchen 
zu lassen. Das geschieht in einem besonderen Raum des Pförtnerhauses, bisweilen 
unter Mitwirkung des Betriebsrates. Die Beamten bekommen im Laufe ihrer Kon- 
trolltätigkeit allmählich einen sicheren Blick für verdächtige Personen. Durch die 
Art ihres Benehmens verraten sich die Diebe oft schon selbst. Man erkennt 
daraus, wie sie gehen und wie sie sich unter die anderen Arbeiter mischen, ob 
sie etwas unter den Kleidern verborgen haben. Oft werden sogenannte Schmuggler- 
triks angewandt. Arbeiter, die keine gestohlenen Sachen bei sich haben, machen 
sich absichtlich verdächtig, um dadurch die Aufmerksamkeit der Sicherheits- 
beamten von solchen Mitarbeitern abzulenken, die tatsächlich gestohlenes Gut 
mit sich führen. N 

Bisweilen werden Arbeiter, bei denen man bei der Durchsuchung eine be- 
sonders wertvolle und geschickt versteckte Diebesbeute vorfindet, mit dieser photo- 
graphiert. So hatten z. B. Arbeiter Kupferdraht, Tuche, Band, Spitzen, Papier in 
großen Mengen um den Leib gerollt, Bleischienen und Bleipanzer angelegt, Rotguß 
und Weißmetall unter dem Hut verborgen, Kupferplatten in einem doppelten 
Boden des Essenbehälters untergebracht, Schmieröl in Kaffeeflaschen und Schoko- 
ladenmassen in die sogenannten „Henkelmänner“ gefüllt. Bei einer großen chemi- 
schen Fabrik hatte ein Arbeiter bereits das Tor passiert, als er durch irgendeinen 
Zufall zu Boden fiel. Er war in einen so schweren Bleipanzer eingeschlossen, daß 
er nicht imstande war, allein wieder aufzustehen. Einerseits soll durch solche Auf- 
nahmen der Blick der kontrollierenden Beamten für die Erkennung verborgener 
Gegenstände bei den das Tor passierenden Personen geschärft werden, andererseits 
soll bei der gerichtlichen Verfolgung der Diebe den Richtern veranschaulicht wer- 
den, in wie großem Umfange Diebesgut aus der Fabrik mit ns wa 
und wie geschickt man dabei vorgeht. | 


Die Diebstahlskontrolle in Fabriken. 377 


Verschiedentlich wird ein ganzer Schub Arbeiter abgetrennt und untersucht. 
Dadurch erwächst auch dem raffinierten Dieb ein Gefahrenmoment; denn er kann 
nie wissen, ob ihn der Zufall nicht auch einmal erwischt, während ihn sein 
sicheres Auftreten vielleicht längere Zeit vor den Späherblicken der Sicherheits- 
beamten bewahrt hatte. 

Man wendet auch Kontrollapparate an, durch die die Arbeiter automatisch be- 
stimmt werden, die sich untersuchen lassen müssen. Sie sind allerdings nur für 
solche Betriebe zweckmäßig, die keine zu große Arbeiterzahl haben, da die Kon- 
trolle sonst zu lange dauern würde. Die automatische Auslese der zu unter- 
suchenden Personen hat den Vorteil, daß sich ehrliche Arbeiter ihr willig unter- 
werfen, weil das Mißtrauensmoment, das die Aufforderung zur Untersuchung durch 
Kontrollpersonen immerhin enthält, hierbei fortfällt. Auf den Dieb wirkt sie ab- 
schreckend, da seine Entdeckung nun dem Zufall überlassen ist. 

Der mechanischen Auslesesysteme gibt es mehrere: 

Das Kugelsystem in seiner einfachsten Form besteht darin, daß 
jeder Arbeiter aus einem Behälter mit schwarzen und weißen Kugeln wahllos eine 
Kugel greifen muß. Faßt er eine schwarze Kugel, so muß er sich untersuchen 
lassen; im anderen Falle darf er das Tor passieren. 

Bei dem elektrischen Kugelsystem sind die Arbeiter angewiesen, 
einzeln über eine eiserne Platte zu gehen. Unter dieser Platte befindet sich ein 
elektrischer Kontakt, der beim Betreten der Platte einen Stromkreis schließt, wo- 
durch ein Rührarm in einem Behälter von schwarzen und weißen Kugeln bewegt 
wird. Dieser Rührarm stößt eine schwarze oder eine weiße Kugel aus. Bisweilen 
ist es so, daß der Rührarm statt der schwarzen oder weißen Kugeln leitende oder 
nicht leitende Kugeln ausstößt. Fällt eine leitende Kugel aus dem Behälter, so 
entsteht ein Stromkreis, der eine Kreuzsperre schließt, durch die der Arbeiter fest- 
gehalten. wird. 

Beim Lampensystem glüht beim Betreten der Eisenplatte eine weiße 
oder eine rote Lampe auf. Die Apparate sind so konstruiert, daß sie nicht in 
gleichen Abständen, sondern ganz zufällig bestimmen, wer von den passierenden 
Arbeitern sich untersuchen lassen muß. 

Bei dem Magnetnadelsystem schlägt eine Magnetnadel aus, wenn Per- 
sonen das Tor passieren, die Metalle bei sich tragen. Dieses System ist technisch 
noch unvollkommen. 

Eine einfache Form, die Arbeiter, die sich untersuchen lassen müssen, wahllos 
zu bestimmen, besteht darin, daß man einige Zeitkontrollkarten kurz vor 
Schichtwechsel aus den Kartenbehältern am Torausgang herausgreift und sie 
durch rote Karten ersetzt. Die Arbeiter, die an Stelle ihrer Kontrollkarte 
eine rote Karte vorfinden, müssen zur Untersuchung in die Pförtnerstube. Der 
Pförtner achtet darauf, daß nicht etwa ein Arbeiter, wenn er eine rote Karte an 
Stelle seiner Kontrollkarte sieht, wieder in den Betrieb zurückgeht. 

Für die Kontrolle der aus- und eingehenden Materialien sind 
die Fabrikausgänge ebenfalls wichtige Kontrollstellen. Durch Boten, auf Krait- 
wagen, Hand- und Pferdekarren, durch die Post und die Eisenbahn werden Güter 
in die Fabrik geliefert oder aus der Fabrik herausbefördert. Teils geschieht dies 
durch Arbeiter und Angestellte der Fabrik, teils durch fremde Lieferer und Ab- 
nehmer. Hierbei kommen vielfach Diebstähle und Veruntreuungen vor. 

Dagegen sucht man sich auf verschiedene Weise zu schützen. Man hat zu- 
nächst durch gut ausgebildete Formulare, die den einzelnen Gütern als Be- 
gleitpapiere beigegeben sind, durch Schaffung verschiedener, unabhängig von- 
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einander wirkender Kontrollstellen, die die Güter und Begleitpapiere durch- 
laufen müssen, sowie durch Verwendung des Sicherheitsdienstes für 
die Verhütung von Diebstählen gesorgt. In einem Werk habe ich folgende Kon- 
trolle des Warenein- und -ausganges vorgefunden. | 

Zu allen Lieferungen für Rechnung fremder Besteller (Kunden) muß von der 
zuständigen Austragsstelle (Verkaufsabteilung, technisches Bureau usw.) eine Be- 
stellung an den Betrieb erfolgen, der die Fabrikation der bestellten Waren über- 
nehmen soll. Sind die Waren fertiggestellt und versandbereit gemacht, so hat der 
Betrieb dies mittels vorgeschriebenem Formular bei der Auftragsstelle anzumelden 
und dabei die Versendungsweise genau anzugeben. Die Auftragsstelle gibt dem 
Kunden Nachricht darüber, wie die Ware an ihn gelangen soll. 

Dem fremden Abnehmer, der sich die Waren selbst vom Betrieb holt, wird 
ein Tor angegeben, das er passieren muß, und dafür ein Durchlaßschein aus- 
gestellt. Damit er nun die Fabrik wieder verlassen kann, erhält er vom Betrieb 
einen Abriß für die Torwache, der von der zweiten Ausfertigung der Versand- 
anmeldung, die der Betrieb behält, abgetrennt wird. Außerdem wird vom Betrieb 
ein Begleitmann bis zum Werksausgang mitgesandt. Der Torwächter nimmt den 
Abriß in Empfang und läßt die Sendung passieren, nachdem er den Richtigbefund 
der auf dem Abriß verzeichneten Güter festgestellt hat. Die vom Torwächter ge- 
sammelten Abrisse müssen täglich durch das Bureau des Sicherheitsdienstes an 
die Auftragsstellen weitergegeben und dort mit den Versandanmeldungen ver- 
bunden werden. 


Sind die Sendungen auf der Fuhrwerkswage zu wiegen, so wird bei der Ein- 
fahrt des Fuhrwerks zunächst dessen Leergewicht festgestellt. Verläßt das Fuhr- 
werk die Fabrik, so wird es abermals gewogen, das Reingewicht auf dem Wiege- 
schein eingetragen und danach das Begleitpapier unter Beifügung des Wiege- 
scheins durch das Bureau des Sicherheitsdienstes an die Auftragsstelle weiter- 
gegeben. 


Werden die fremden Besteller durch Fahrzeuge der Fabrik beliefert, so wer- 
den diese auch noch außerhalb der Fabrik kontrolliert. Die Sicherheitsbeamten 
haben das Recht, Fabrikfahrzeuge auf der Straße anzuhalten, von dem Wagen- 
führer die Begleitpapiere zu fordern und den Inhalt des Wagens zu untersuchen. 
Bisweilen besteigen sie an irgendeiner Stelle der Stadt einen Lieferwagen der 
Fabrik und fahren so lange mit, bis die Waren vollständig abgeladen sind. Bleiben 
Waren zurück, ohne daß noch Begleitpapiere dafür vorhanden sind, so kann dies 
der Sicherheitsbeamte sogleich feststellen und die nötigen Maßnahmen veranlassen. 


Sollen von einem fremden Lieferer Waren in den Betrieb geliefert werden, so 
wird ihm von der zuständigen Auftragsstelle (Lager, Einkauf) ein Durchlaßschein 
ausgestellt. Gestatten die Güter eine Nachprüfung des Gewichts im Betriebe 
selbst oder sind sie nach Maß oder Stückzahl zu kontrollieren, so werden sie 
gleich an den Betrieb abgeliefert. Auf dem Begleitschein wird der Richtigbefund 
bescheinigt, worauf er an den Einkauf weitergegeben wird. 


Ist die Prüfung des Gewichts im Betriebe nicht möglich, so wird das Fahrzeug 
mit den abzuliefernden Waren auf der Fuhrwerkswage am Toreingang gewogen 
und nach Eintragung des Gewichts auf dem Begleitschein an den Empfangsbetrieb 
geschickt. Der Betrieb prüft Menge und Beschaffenheit der abgelieferten Güter, 
bescheinigt den Empfang auf dem Begleitschein und gibt ihn dem Überbringer 
der Güter zurück. Dieser liefert den' Begleitschein auf der Rückfahrt an der Wage 
ab, wo das Leergewicht des Fahrzeuges festgestellt und zusammen mit dem Rein- 
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gewicht auf einem Wiegeschein vermerkt wird. Begleitschein und Wiegeschein 
liefert der Pförtner durch das Bureau des Sicherheitsdienstes an den Einkauf ab. 

Für die Beförderung von Waren und Gegenständen zwischen den einzel- 
nen Betrieben werden ebenfalls besondere Formulare benutzt. Die Güter müssen 
nach Art, Stückzahl und Gewicht auf einem Begleit- und Lieferschein genau an- 
gegeben werden; laut Vordruck ist ebenfalls die Anzahl der Begleiter, die Art der 
Beförderungsmittel, Abfahrt und Ankunft anzugeben. Der Begleitschein muß von 
einem zuverlässigen Beamten unterschrieben (Lagerverwalter, Versandleiter des 
Betriebs) und mit besonderem Betriebsstempel versehen sein. Dieser Stempel ist 
sorgfältig ausgearbeitet, so daß er nicht leicht gefälscht werden kann. Er wird 
unter ständigem sicheren Verschluß gehalten. Sendungen ohne diesen Stempel 
läßt der Pförtner nicht passieren. 

Der Empfangsbetrieb bestätigt auf dem Lieferschein durch Unterschrift und 
wiederum mit einem besonderen Betriebsstempel den Empfang der Güter und gibt 
ihn dem Ablieferer zurück, während er den Begleitschein behält. Der Liefer- 
schein geht wieder an den Betrieb, der die Waren verschickt hat, zurück. 

Die Wagenführer, die die Güter zu befördern haben, sind verpflichtet, den 
Torwächtern an den Fabrikausgängen, die sie auf ihrem Wege berühren, die Prü- 
fung des Wageninhaltes zu ermöglichen und dazu die Begleitpapiere herauszugeben. 
Der Torwächter versieht die Rückseite der Begleit- und Lieferscheine mit dem Tages- 
stempel. Ein dem Lieferschein anhängender Kontrollabriß wird von ihm ab- 
getrennt, mit dem Zeitstempel versehen und an das Bureau des Sicherheitsdienstes 
abgeliefert. Dieses sammelt die Abrisse und schickt sie täglich an die Empfangs- 
beiriebe, wo sie mit den zugehörigen Begleitscheinen vereinigt werden. Es kann 
dann gleich ersehen werden, ob eine Sendung nicht angekommen ist. Kommen Un- 
regelmäßigkeiten vor oder hält der Torwächter einen Transport für verdächtig, so 
hat er den Sicherheitsdienst zu benachrichtigen, der einen Beamten zur Unter- 
suchung schickt, Auch außerhalb der Fabrik werden solche Transporte von den 
Sicherheitsbeamten kontrolliert. 


Eine Kontrolle der aus- und eingehenden Materialien in der geschilderten 
Form ist nur in ganz großen Betrieben möglich, weil sich die Kosten hierfür sonst 
zu hoch stellen. Man begnügt sich darum oft mit Stichproben, die man am Werks- 
tor vornimmt, und läßt nur solche Transporte schärfer überwachen, die verdächtig 
erscheinen. Damit nur ganz zuverlässige Wagenführer in Dienst gestellt werden, 
wird ihre frühere Tätigkeit genau erforscht. In der ersten Zeit ihrer Anstellung 
werden sie bisweilen unauffällig bei ihren Fahrten beobachtet und daraufhin kon- 
trolliert, mit welchen Personen sie außerhalb des Werks in Verbindung treten. 

Mit der Überwachung des Warenverkehrs und der Geldtransporte ist die Tätig- 
keit der Sicherheitsbeamten, die sie außerhalb der Fabrik zu verrichten haben, 
noch nicht erschöpft. Ihre Aufgabe ist es auch, die Bahnanschlüsse der Fabrik, 
außerhalb liegende Läger und Konsumanstalten, Verwaltungsgebäude usw. zu 
bewachen. 

Der Gefahr des Diebstahls auf dem Bahnkörper unterliegen besonders die 
Kunze-Knorr-Bremsen und sonstige, leicht lösbare Bestandteile der Eisenbahn- 
wagen sowie Laschen und Schrauben der Eisenbahnschienen. Beraubungen der 
Eisenbahnwagen geschehen oft planmäßig durch ganze Diebesbanden. 

Die Bewachung der außerhalb der Fabrik liegenden Anlagen übernehmen be- 
waffnete Sicherheitsbeamte. Oft führen sie ihre Patrouillengänge mit Hilfe von 
Wachhunden aus. Sie arbeiten naturgemäß mit den Beamten des Eisenbahnschutz- 
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dienstes, der von der Reichsbahn zur Verhinderung von Eisenbahndiebstählen ein- 
gerichtet wurde, zusammen. 

Zu einer der wichtigsten Aufgaben, die die Sicherheitsbeamten außerhalb des 
Betriebs zu leisten haben, gehört die Kontrolle der Altmetallhändler, die sie in ihrer 
Eigenschaft als Hilfspolizeibeamte regelmäßig mit Unterstützung der staatlichen 
Polizeiorgane vornehmen. Sie untersuchen hauptsächlich die Läger nach ge- 
stohlenen Altmetallen und Altwerkzeugen. Außerdem. wirken sie mit bei Durch- 
suchungen von Wohnungen diebstahlsverdächtiger Personen und bei Beschlag- 
nahmen gestohlener und verdächtiger Sachen. 

Die Zentralstelle des Sicherheitsdienstes verteilt die Sicherheitsbeamten 
auf die einzelnen örtlichen Bezirke, in denen sie die bisher geschilderten Aufgaben 
zu erledigen. haben. 

Der Leiter kommt täglich mit seinen Beamten zu einer Besprechung zu- 
sammen, wo ihm Bericht über die Kontrolltätigkeit erstattet wird. Vorgefallene Dieb- 
stähle an materiellem und geistigem Gut (Patent- und Rezeptdiebstähle), Einbrüche, 
Veruntreuungen, Urkunden-, Wechsel- und Scheckfälschungen und sonstige straf- 
baren Handlungen werden sofort an ihn gemeldet. Er gibt dann die Anweisung 
für die Aufdeckung und die Verfolgung der gemeldeten Fälle sowie für die Be- 
seitigung von Mängeln an den bestehenden Schutzeinrichtungen. Auf Grund der 
durch die Torwächter an die Zentralstelle gesandten Kontrollabrisse ordnet er die 
Maßnahmen an für die Aufklärung von Unregelmäßigkeiten, die sich beim Werenee 
und -ausgang ergeben haben. 

Die Bearbeitung der Diebstahlsfälle erfolgt durch die Kriminalabteilung 
des Sicherheitsdienstes. Die an dem Diebstahl beteiligten Personen werden von dem 
Beamten, der die Eigenschaft eines Hilfsbeamten der Staatsanwaltschaft besitzt, 
vernommen; ihre Aussagen werden protokolliert. Sind die gestohlenen Sachen 
bereits aus der Fabrik herausgeschafft, so ordnet er eine Durchsuchung der Woh- 
nungen der ermittelten Diebe oder der Personen an, an die die Diebesbeute ab- 
gesetzt worden ist. Beschlagnahmte Sachen werden bis zur Erledigung des Straf- 
prozesses an einem neutralen Ort sichergestellt. Die Kriminalabteilung erstattet 
unter Beifügung des Vernehmungsprotokolls Anzeige an die zuständige Kriminal- 
behörde. 

Die abgefaßten Diebe werden aa Ist der Diebstahl geringerer Natur, 
und wollte der Dieb die gestohlenen Gegenstände nur für den Eigengebrauch ver- 
wenden, so sieht man bisweilen von einer Anzeige ab. Gegen gewohnheitsmäßige 
Diebe geht man mit aller Schärfe vor. 

Zur Durchführung des Strafprozesses werden Sachverständige heran- 
gezogen Diese sind meist aus den Kreisen der Meister entnommen, die auf Grund 
ihrer langjährigen Erfahrung das gestohlene Material als Werkseigentum wieder zu 
erkennen vermögen. Als Anhaltspunkte dienen ihnen offene und geheime Signie- 
rung mit dem Fabrikzeichen, Eigentümlichkeiten der Fabrikationsmethode, eine 
besondere Art der Legierung des Metalls usw. Dazu werden die gestohlenen 
Materialien (Halb- und Fertigfabrikate) mit den entsprechenden Modellen und 
Originalzeichnungen belegt. Wie schon erwähnt, dient auch die Anwendung des 
Frey’schen Ätzverfahrens dazu, die Eigentumsansprüche der bestohlenen Firma 
bei Gericht zu beweisen. Die Aussagen der Gutachter der Industrie werden unter- 
stützt durch das Zeugnis neutraler Sachverständiger aus den Kreisen privater 
Ingenieure. 

Die Sachverständigenarbeit ist in vielen Fällen darum besonders notwendig, 
weil Althändler, die wegen Ankaufs gestohlener Materialien angezeigt werden, 
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‚ nachzuweisen versuchen, daß diese Materialien auf handelsübliche Weise durch 
‚industrielle Werke und Handelsfirmen an sie gelangt sind. Die Sachverständigen 
' führen bei Gericht den Gegenbeweis mit Hilfe der angegebenen Mittel. Außerdem 
‚hält man den Händlern die Feststellung entgegen, daß nur ganz geringe Mengen 
' Altmetall von der Industrie an den Handel abgegeben werden. Diese Feststellung 
wurde durch ein großes Eisenwerk gemacht, das zur Durchführung eines umfang- 
reichen Strafprozesses eine Erkundigung über die Handelsüblichkeit der Abgabe 
von Altmetall durch die Industrie an den Altmetallhandel einziehen ließ. Dabei 
stellte sich heraus, daß nur 5% von etwa 4000 befragten industriellen Werken des 
ganzen Reichsgebietes Metalle in beschränktem Maße an den Handel abgeben, und 
zwar handelte es sich fast ausschließlich um die Abgabe von wirklich altem Schrot, 
unreinen Spänen, Krätze, Schlacke usw. Die Reichspost verkauft seit Ende 1914 
grundsätzlich keinen Bronze- und Kupferdraht mehr an den Althandel. 

Solche Fabriken, denen kein Beamter mit der Befugnis eines Hilfsbeamten der 
Staatsanwaltschaft zur Verfügung steht, sind darauf angewiesen, in engstem Ein- 
vernehmen mit den Polizei- und Kriminalbehörden zusammenzuarbeiten. Denn es 
kommt ja darauf an, daß die laufenden Fälle schnell erledigt werden, damit Zeit 
und Geld gespart wird. Man. strebt darum an, daß bei den Gerichten besondere 
Kammern für die Aburteilung von Werkdiebstählen eingerichtet werden, wie sie in 
der Kriegszeit teilweise bestanden haben. Weiterhin drängt man darauf, daß die 
Staatsanwaltschaften bei der Behandlung von Fabrikdiebstählen den Namen des 
Hehlers als Rubrum buchen und den Dieb erst an zweiter Stelle, damit der Hehler 
immer vor dieselbe Abteilung der Staatsanwaltschaft kommt, wo er oft schon 
länger bekannt ist. Einige Staatsanwaltschaften haben diese Einrichtung bereits 
getroffen. 

Diebstahlsverdächtige Personen werden oft heimlich überwacht. Der Verdacht 
wird zuweilen geweckt durch anonyme Briefe, die an die Werksleitung geschrieben 
werden. Der Sicherheitsdienst achtet bei der Kontrolle am Torausgang und in der 
Fabrik auf solche Personen besonders, oder er bedient sich dazu der Vertrauens- 
leute in den Betrieben. Zur Verhütung von Durchstechereien werden selbst höhere 
Angestellte, wenn Verdachtsgründe vorliegen, beobachtet. Seltener kommt es vor, 
daß Detektive als Arbeiter oder Angestellte mit im Betrieb arbeiten, um einen 
Dieb ausfindig zu machen. Die meisten Werksleitungen lehnen es ab, Spitzel in 
ihrem Betrieb zu verwenden. Ebenso werden Wagenführer und fremde Lieferer 
und Abnehmer schärfer kontrolliert, wenn sich Unregelmäßigkeiten bei den Waren- 
transporten ergeben. 

Soweit die Fabriken den örtlichen Diebstahlsvereinen angeschlossen sind, stehen 
sie durch die Zentralstelle des Sicherheitsdienstes ständig mit ihnen in Verbindung. 
Über die Diebstahlsvereine selbst soll weiter unten berichtet werden. 

Die Kontrollhandlungen der einzelnen Sicherheitsbeamten werden durch die 
Zentralstelle überwacht. Das geschieht durch den Leiter und durch vorgesetzte 
Kontrollbeamte. Die Kontrollgänge dieser Beamten finden meist unregelmäßig und 
plötzlich statt, so daß die Sicherheitsbeamten angehalten sind, ihre Pflicht zu- 
verlässig zu erfüllen. Säumige Sicherheitsbeamte werden unverzüglich entlassen. 


b) Spezialformen der Kontrolle in verschiedenen Industrien. 


Die bisher geschilderten Kontrollformen entsprechen im wesentlichen den 
Einrichtungen, wie sie in der Eisenindustrie und den verwandten Industrien sowie 
in der chemischen Industrie bestehen. 


382 F. Ramjoue: 


In der Stahlwarenindustrie (Solingen) werden durch verschiedene 


Kontrollstellen innerhalb des Produktionsprozesses Diebstähle verhindert. Die ein- 
zelnen Stahlartikel werden mit Ordnungsscheinen versehen. Während des Fabri- 
kationsprozesses gelangen die Stahlartikel an die verschiedenen Abteilungen 
(Schleifer, Reider, Polierer). Dabei werden sie verschiedene Male gewogen oder 
gezählt. Abgänge werden auf den Ordnungsscheinen vermerkt. 

Die Diebstahlkontrolle in der Nahrungs- und Genußmittelindustrie 
weist verschiedene Besonderheiten auf. Die Halb- und Fertigfabrikate, die diese 
Industrie produziert, bieten einen starken Anreiz zum Diebstahl (Schokolade, 
Süßigkeiten usw.). Sie sind zum größten Teil leicht mitzunehmen, können für den 
Eigengebrauch verwandt und ohne viel Mühe veräußert werden. 

Darum ist auch während der Betriebstätigkeit eine scharfe Kontrolle notwen- 
dig. Die Sicherheitsbeamten begehen ständig die einzelnen Produktionsstätten, 
Keller, Speicher, Treppenhäuser usw. Sie tauchen unvermutet an den verschie- 
densten Stellen auf und durchstöbern alle, auch die entferntesten Winkel, in denen 
zeitweilig die Diebesbeute versteckt werden kann. Ab und zu werden ganz plötz- 
lich Sonderrevisionen vorgenommen, wobei Räume, Spinde und Kleider genau 
untersucht werden. 

Die Aufseher und Aufseherinnen in den verschiedenen Abteilungen achten 
darauf, daß die Arbeiter und Arbeiterinnen gestohlene Dinge nicht bei der Arbeit, 
auf den Korridoren und auf der Toilette auf ihrem Körper verbergen oder unter- 
einander austauschen. 

Nach Betriebsschluß werden die Arbeiter abteilungsweise in die Ankleide- 
räume geführt, wo sie unter Aufsicht ihre Kleider wechseln müssen. Diebstahls- 
verdächtige Personen werden einer körperlichen Besichtigung unterzogen. In den 


Treppenhäusern, auf Fluren, Durchgangsstraßen usw. stehen Aufseher, die darauf. 


achten, daß kein Austausch von gestohlenen Dingen zwischen den Arbeitern statt- 
findet. 

Obwohl die Zechenbetriebet) durchweg eine große Belegschaft auf- 
weisen, würde ein besonderer Kontrolldienst für jede einzelne Zeche dennoch zu 
teuer sein. Es haben sich darum zumeist mehrere Zechen zusammengeschlossen 
und gemeinsam einen Sicherheitsdienst eingerichtet. Die Leitung erfolgt von einer 
Zentralstelle durch einen Polizei- und Kriminalfachmann. Von den für die ein- 
zelnen Zechen bestellten Beamten steht einer mit der Zentralstelle in Verbindung, 
die im wesentlichen dieselben Aufgaben zu erfüllen hat, wie die Zentralstelle des 
Fabriksicherheitsdienstes. 

Wichtig ist für die Zechenbetriebe die Kontrolle am Schluß der Arbeitszeit, 
die am Schachtausgang oder am Zechentor stattfindet. Viel gestohlen werden bei 
den Zechen Werkzeuge, Gezähestücke, Bleiplatten, Messing- und Kupferteile von 
Sicherungseinrichtungen und Holz. Die Sicherheitsbeamten achten besonders. auf 
die Bleilöter, denen dieses Material leicht zugänglich ist. Sie verhindern die Mit- 
nahme von Holzstücken, den „Mutterklötzchen‘, wie sie von den Bergleuten genannt 
werden. Die Holzstücke machen die Bergleute taschengerecht, indem sie Stempel- 
und Schalhölzer in der Grube zersägen. 

Um Gegenstände, die in der Zeche oder bei auswärts stattfindenden Arbeiten 
(z. B. bei Beseitigung von Bergschäden) entwendet worden sind, bei Haussuchungen 
oder bei Revisionen von Althändlerlägern auffinden und als Zecheneigentum wieder 


1) Es handelt sich hier um eine Spezialform insofern, als mehrere Zechen gemein- 
sam einen Sicherheitsdienst haben. 
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erkennen zu können, hat man sie, wie erwähnt, mit besonderen und für die ein- 
zelnen Zechen verschiedenen Zeichen versehen. Ein Sicherheitsdienst, der drei- 
 undzwanzig Zechenanlagen umfaßt, hat es durchgeführt, daß dieses Zeichen 
immer an derselben Stelle der im Gebrauche befindlichen Werkzeuge, Ge- 
zähestücke, Ventile, Hähne, Bohrer usw. eingestempelt wird! Ein Verzeichnis der 
bei den einzelnen Zechen angewandten Zeichen und der Gegenstände, die mit dem 
Zeichen versehen werden, ist im Besitz der in Frage kommenden Polizei- und 
Kriminalbehörden (s. S. 374/375). 

Außerhalb des Zechengeländes werden die Fahrzeuge, die die Kohle der Zechen 
befördern, scharf überwacht. Es kommt vielfach vor, daß sich fremde Personen 
Deputatkohlen liefern lassen. Es sind dies meist Wirte, Metzger, Bäcker usw., bei 
denen die Bergleute, denen diese Kohlen zustehen, verschuldet sind. Die Beamten 
verfolgen zuweilen die Fahrzeuge und stellen fest, wohin die Kohlen gebracht 
werden. Personen, die sich auf diese Weise unrechtmäßig Deputatkohlen ver- 
schaffen, werden wegen Hehlerei angezeigt. 

Bei der Kohlenabfuhr von der Kippe sind Diebstähle dadurch möglich, daß 
der Kipper den Kohlenfuhrmann auf einem Kohlenschein mehrere Fuhren abfahren 
läßt. Um ein solches Zusammenarbeiten zwischen Fuhrmann und Kipper zu ver- 
hindern, muß der Kohlenschein, auf Grund dessen der Fuhrmann die Kohlen er- 
hält, vom Kipper entwertet werden. Bei der Ausfahrt gibt der Fuhrmann diesen 
entwerteten Schein an die Torkontrolle ab. Diese gibt täglich die Scheine an das 
Rechnungsbureau, das sie ausgestellt hat, weiter, wo sie mit den Durchschlägen 
verglichen werden. Dazu kommt eine heimliche Überwachung der Fuhrwerke durch 
die Sicherheitsbeamten. 

Waggonverschiebungen sind auf Zechen verschiedentlich vorgekommen. An- 
gestellte des Versandbureaus, die den Kohlenzug vor der Übergabe an die Reichs- 
bahn abnehmen mußten, fälschten zu diesem Zwecke Frachtbriefe und beklebten ein- 
zelne Waggons um. Um solche Waggonverschiebungen zu verhindern, werden die 
Frachtbriefe erst dann vom Versandbureau an den Abnahmebeamten ausgeliefert, 
wenn der Reichsbahnbeamte den Zug übernimmt. 

Vereinzelt bedienen sich die Zechen auch eines Waggonzählapparates. Dieser 
Apparat ist im Gleis der Zechenbahn kurz vor der Einmündung in die Reichsbahn 
eingebaut. Er zählt automatisch die ausgehenden leeren und beladenen Wagen. 
Nachträglich kann abgelesen werden, wieviel Wagen in einer bestimmten Zeit das 
Zechengelände verlassen haben. Die Angaben der Beamten, die in dieser Zeit die 
Züge abgefertigt haben, müssen mit den Angaben des Zählapparates übereinstimmen. 

An dieser Stelle soll auch über den Diebstahlskontrolldienst gesprochen wer- 
den, den die Reichspost zur Bekämpfung der Veruntreuungen im Postverkehr 
sowie der Diebstähle an Telegraphen- und Fernsprechleitungen eingerichtet hat. 

Die Reichspost hat zu diesem Zwecke Überwachungsstellen ins Leben gerufen. 
Die erste Überwachungsstelle entstand im Jahre 1921 bei der Oberpostdirektion 
Düsseldorf. In den folgenden Jahren schlossen sich weitere ÖOberpostdirektionen 
an. Die Beamten der Überwachungsstellen sind im Kriminaldienst ausgebildet und 
besitzen die Eigenschaft von Hilfspolizeibeamten. Außerdem verfügen sie über 
gute Postfachkenntnisse und sind mit den Erfordernissen des Dienstes und den 
Gepflogenheiten des Personals vertraut. 

Die Tätigkeit der Beamten erstreckt sich zunächst darauf, Veruntreuungen und 
Diebstähle von Postgeldern, Postpaketen und Posteigentum zu verhindern und auf- 
zudecken. Zu diesem Zwecke werden verdächtige Personen während des Dienstes 
überwacht. Kommen Diebstähle oder Beraubungen von Postsendungen an einer 
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Stelle häufig vor, so wird festgestellt, welche Beamte öfter die Beförderung der 
Sendungen ausgeführt haben. Durch nähere Ermittlungen und plötzliche Haus- 
suchungen bei den verdächtigen Beamten sind schon viele Diebe und Hehler über- 
führt worden. In einer großen Zahl von Fällen wurde festgestellt, daß die Ver 
untreuungen. vor der* Ablieferung der Sendungen zur Post durch Personal des 
Absenders oder nach der Aushändigung durch Personal des Empfängers begangen 
worden sind. Bisweilen werden einzelne Beamtengruppen beim Verlassen der 
Diensträume nach gestohlenen Sachen durchsucht. 

Zur Bekämpfung von Drahtdiebstählen hat man verschiedene Mittel angewandt, 
ohne jedoch den gewünschten Erfolg zu erzielen. So wurden an den durch Dieb- 
stähle besonders heimgesuchten Telegraphenlinien Diebesschaltungen angebracht, die 
beim Zerschneiden einen Alarmwecker in Tätigkeit setzten, so daß die Verfolgung 
der Diebe gleich aufgenommen werden konnte. An besonders gefährdeten Stellen 
wurden die Drähte mit einer schwer trocknenden und schlecht zu entfernenden 
Farbmasse bestrichen, die den Dieben Hände und Kleider beschmutzen und sie 
dadurch verraten sollte. Einzelne Stellen wurden auch von Zeit zu Zeit nächtlich 
bewacht. i 

Eine wirksame Bekämpfung von Drahtdiebstählen hat die Reichspost erst er- 
reicht, als sie entschieden gegen die unehrlichen Aufkäufer von Postdraht vorging. 
Seit dem Bestehen des ‚Gesetzes über den Verkehr mit unedlen Metallen vom 
11. Juni 1923“ sind die Drahtdiebstähle seltener geworden. 


2. Fremdkontrolle. 
a Wach- und Schließgesellschaften, Detektivgesellschaften. 


Unter Fremdkontrolle sind alle die Kontrollmaßnahmen zur Verhütung und 
Aufdeckung von Diebstählen verstanden, die von außerhalb des Betriebs stehenden 
Kontroligesellschaften und -vereinen für den Betrieb ausgeführt werden. 

Die Wach- und Schließgesellschaften sind private Erwerbsunter- 
nehmen. Ihre Tätigkeit erstreckt sich in der Hauptsache auf den Nachtwachdienst. 
Außer der Kontrolle der Türverschlüsse, der Bewachung von Werkstätten, Gebäuden, 
Fabrikmauern usw. haben sie auch noch für die Verhütung von Bränden, unnötigen 
Brennens von Beleuchtungskörpern usw. zu sorgen. 

Die Detektivgesellschaften sind ebenfalls auf erwerbswirtschaitlicher 
Grundlage aufgebaut. Sie übernehmen die Überwachung ganzer Betriebe, die Kon- 
trolle des von der Fabrik eingerichteten Wächterdienstes und die Verfolgung von 
Diebstahlsfällen. 

Die Vertrauenswürdigkeit solcher privater Kontrollgesellschaften ist schwer zu 
prüfen. Es ist vorgekommen, daß gerade von den Beamten solcher Kontrollgesell- 
schaften Einbrüche und Diebstähle verübt worden sind. Zudem fehlen den An- 
gestellten der Gesellschaften meistens die notwendigen Kenntnisse über die tech- 
nischen Einrichtungen der Fabriken. Die Verwaltungen werden sich auch schwer- 
lich bereitfinden, ihnen einen tiefen Einblick in diese Einrichtungen zu verschaffen. 


b) Diebstahlsvereine. 


Von großer Bedeutung ist die Arbeit der Diebstahlsvereine. Unter dem Namen 
„Verein gegen Warendiebstahl‘“, „Verein gegen Fabrikdiebstähle‘“ oder „Verein zur 
Bekämpfung von Diebstählen in Handel und Industrie‘ entfalten sie teilweise eine 
erfolgreiche Tätigkeit. Sie verfolgen die Aufgabe, „die Entdeckung von Dieb- 
stahl und Hehlerei an Rohmaterial, Rohstoffen, fertigen und halbfertigen Waren 
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‚ der Stahl- und Eisenwaren-, Textil- und Chemischen Industrie sowie von Waren 
‚ überhaupt zu fördern‘“1). Die Mitgliedschaft bei den einzelnen Vereinen können 
' alie Gewerbetreibende sowie Verbände und Organisationen wirtschaftlicher Art, 
‚ die im Tätigkeitsbereich des Vereins ihren Sitz haben, erwerben. Der Wirkungs- 
kreis der Diebstahlsvereine erstreckt sich hauptsächlich auf die Mittel- und Klein- 
_ betriebe, die nicht wie die Großbetriebe über einen eignen Sicherheitsdienst ver- 
fügen. Die Diebstahlsvereine bezeichnen sich als Selbstschutzorganisationen, die 
durch möglichst lückenlose Beteiligung der Industrie- und Handelskreise eine 
wirksame Bekämpfung des Diebstahls- und Hehlerwesens erreichen wollen. Ihre 
Tätigkeit wird in dieser Arbeit als Fremdkontrolle bezeichnet, weil die Kontroll- 
handlungen von einer außerhalb der einzelnen Betriebe stehenden Zentralstelle aus- 
geführt werden. Der Kontrolldienst wird von besonderen Beamten ausgeübt, die 
die Vereine zur Erreichung ihres Zweckes angestellt haben. ; 

Die Geschichte der Diebstahlsvereine läßt sich bis zum Jahre 1861 zurück- 
verfolgen. In diesem Jahre wurde der „Verein gegen Seidendiebstahl“ in Krefeld 
gegründet, der im Jahre 1923 auf Betreiben des Vereins Deutscher Seidenwebereien 
und der Ortsgruppe des Verbandes des Deutschen Rohseidenhandels neu organi- 
siert wurde und jetzt den Namen ‚„Niederrheinischer Verein zur Bekämpfung von 
Diebstählen in Handel und Industrie“ führt. Der Krefelder Verein arbeitet in engem 
Einvernehmen mit dem „Bergischen Verein gegen Fabrikdiebstahl“, der im Jahre 
1883 mit dem Sitz Elberfeld-Barmen gegründet wurde. Die Industrie und Handels- 
kreise des bergischen Landes schlossen sich zusammen, „um dem gewaltigen Un- 
wesen des Diebstahls, der Unterschlagung und der Hehlerei im bergischen In- 
dustriegebiet einen dauernden Damm entgegenzusetzen‘“ ?). Der Arbeitsausschuß 
des Vereins gab seinen Mitgliedern Richtlinien für die Verhütung von Diebstählen, 
die sich wohl auf der Erfahrung stützten, daß die mangelhaften Diebstahlskontroll- 
einrichtungen große Schuld an der Schädigung vieler Betriebe trugen. Derselbe 
Bericht von 1885 sagt: „Lediglich durch eine scharfe Kontrolle wird mancher brave 
Arbeiter vom Wege des Verderbens abgehalten, denn gerade eine mangelhafte oder 
nur nachlässige Kontrolle dient gar häufig dazu, Arbeiter — namentlich wenn sie 
durch die Hehler in bekannter Weise animiert werden — zu Veruntreuungen und 
Diebstahl zu verleiten.“ Darüber hinaus widmete sich der Verein mit Unter- 
stützung der Behörden der Verfolgung und Aufdeckung von Diebstählen. Der be- 
stohlene Eigentümer bekam seine Waren zurück und der Dieb und Hehler wurde 
unschädlich gemacht. 

Nach dem Muster des Elberfelder Vereins wurde im Jahre 1893 der ‚Verein 
gegen Warendiebstahl‘“ in Solingen gegründet. Im gleichen Jahre entstanden Ver- 
eine in Velbert und München-Gladbach. Im Jahre 1912 bildete sich in Köln der 
„Rheinische Verein gegen Fabrikdiebstähle“. Kurz vor dem Kriege war auch ein- 
Diebstahlsverein in Düsseldorf, der heute nicht mehr besteht, gegründet. In den 
Nachkriegsjahren gewannen die bestehenden Vereine erhöhte Bedeutung. In Duis- 
burg, Bochum und anderen Städten des Ruhrgebietes war man bestrebt, ähnliche 
Einrichtungen zu schaffen. Aus Anlaß eines Diebstahlsfalles in Rotterdam (1924), wo 
Transitsendungen lange Zeit schwer beraubt wurden, planen die Reedereien der 
Hafenstädte (Hamburg) einen Zusammenschluß zwecks gemeinsamer Bekämpfung 
des Diebes- und Hehlertums. | 

Die Organisation der Diebstahlsvereine ist in ihren Satzungen festgelegt. 


1) Satzung des „Vereins gegen Warendiebstahl“, Solingen. ä 
2) Bericht des „Bergischen Vereins gegen Fabrikdiebstahl“ vom Jahre 1885. 
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An der Spitze des Vereins steht ein Vorstand, dessen Mitglieder sich auf die zum 
Bezirk des Diebstahlsvereins gehörigen Städte verteilen. Der Vorstand wählt aus 
seiner Mitte den Vorsitzenden und den Arbeitsausschuß, die zusammen für den 
Vorstand die Geschäfte des Vereins zu besorgen haben. Alljährlich findet eine 
Hauptversammlung statt, die über die Tätigkeit und die Rechnungsführung des 
Vorstandes befindet. Die Deckung der Kosten, die den Vereinen entstehen, erfolgt 
durch Umlagen auf die einzelnen Mitglieder. Die Beiträge sind nach der Größe des 
Umsatzes oder der Zahl der beschäftigten Arbeiter in den Mitgliederfirmen abge- 
stuft. Der Arbeitsausschuß stellt für die Ausführung der Arbeiten Polizei- oder 
Kriminalfachleute an, deren Tätigkeit er beaulsichtigt. Es sind vielfach zwei 
Beamte, die sich in die Geschäftsführung und die Aufklärung der gemeldeten Dieb- 
stahlsfälle teilen. 

Auf der Geschäftsstelle des Vereins befindet sich ein Archiv, in dem sich die 
Unterlagen für die Angelegenheiten der Firmen befinden, die der Diebstahlsverein 
schon bearbeitet hat; sie sind chronologisch geordnet. Dadurch kann man sich im 
Bedarfsfall auch über zurückliegende, unaufgeklärte Diebstähle rasch orientieren. 
Ebenso ist ein Verzeichnis sämtlicher im Bezirk des Vereins ansässiger Alt- 
händler vorhanden. Darin ist die Zuverlässigkeit der Händler für den Ankauf und 
Verkauf von Altmaterial (z. B. Lieferung von Schrot an die Werke) niedergelegt. 

Eine Diebstahlskartothek gibt über alle Diebe und Hehler sowie sonstige 
verdächtige Personen, mit denen der Verein in Berührung gekommen ist, Aus- 
kunft. Arbeitgeber, die sich bei einem einzustellenden Arbeiter über dessen Zu- 
verlässigkeit unterrichten wollen, finden hier die nötigen Angaben. Da der Be- 
strafungstermin der jeweils des Diebstahls überführten Personen aufgezeichnet ist, 
kann außerdem gesehen werden, ob der einzelne sich länger bewährt hat und dar- 
um wieder eingestellt werden kann. | 

Die Diebstahlsvereine, die von einzelnen Kaufleuten und Firmen gegründet 
wurden, haben sich allmählich alle den örtlichen Arbeitgeberverbänden ange- 
schlossen. Die Vereine stehen miteinander in Verbindung. Im übrigen arbeiten sie 
völlig selbständig. Eine Zentralisierung der gesamten Diebstahlsvereine war ge- 
plant, ist aber nicht durchgeführt worden, „da das Tätigkeitsgebiet der Vereine noch 
zu eng sei“. Um den Wirkungsbereich der Diebstahlsvereine zu erweitern, hat vor 
allem der Bergische Verein durch rege Propaganda auch andere Industriebezirke 
des Reichs für die Idee der Diebstahlsvereine zu gewinnen versucht. Bei der Ver- 
folgung der Diebstähle von materiellen und geistigen Gütern (Patent- und Rezept- 
diebstähle) bieten naturgemäß überall bestehende Vereine die beste Gewähr für die 
Auffindung der Diebe und die Zurückerlangung des Eigentums. 

Die Firmen, bei denen ein Diebstahl verübt worden ist, melden dies der Zen- 
tralstelle des Vereins, dem sie angeschlossen sind. In kurzen Abständen teilt der 
Verein die bei ihm eingelaufenen Verlustmeldungen in einem gedruckten Rund- 
schreiben seinen Mitgliedern, den Behörden, sowie den Post- und Eisenbahnver- 
waltungen mit, indem er gleichzeitig vor dem Ankauf der Waren warnt. Muster 
der gestohlenen Warenarten sind bei der Zentralstelle aufgelegt. Sobald die ge 
stohlenen Sachen irgendwo auftauchen, wird der Verein benachrichtigt, der die 
Angelegenheit weiter verfolgt. Gleichzeitig wird ein Ermittlungsbeamter zu der be- 
stohlenen Firma geschickt, der die Sache aufklären soll. Die in den einzelnen 
Vereinen tätigen Beamten haben bei ihrer Arbeit schon gute Erfolge erzielt. Be- 
sonders der Ermittlungsbeamte des Bergischen Vereins hat sich hierbei ausgezeich- 
net. Ihm ist auch die Aufklärung der großen Güterberaubungen in Rotterdam 
gelungen. 
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Mehrere Monate lang wurde bei Transitsendungen von Textilwaren nach Eng- 
‚land ein Teil des Inhaltes der Kisten und Ballen geraubt und durch Holzwolle, 
‚Kies und Steine ersetzt. Die deutschen Kaufleute hatten nicht nur den Verlust der 
Güter zu beklagen, sondern sie liefen auch Gefahr, daß die unzufriedenen englischen 
‘Kunden ihnen verloren gingen. Nach systematischem Verfolgen der Sendungen von 
‘der Abgangsstation bis zum Bestimmungsort erkannte der Ermittlungsbeamte, dab 
für die Beraubung nur Rotterdam in Frage kam. Ein Fuhrunternehmer, der für 
den Spediteur die Güter vom Bahnhof zum Hafen zu befördern hatte, führte mit 
seinen Fuhrleuten die Beraubungen aus. Waren im Werte von einer Million Mark 
wurden bei ihnen und den im Verlauf der Angelegenheit festgenommenen Hehlern 
beschlagnahmt. 

In zahlreichen anderen Fällen gelang es dem Ermittlungsbeamten, lang- 
jährige Diebe und Hehler, die teils als Betriebs- und Versandleiter eine Ver- 
trauensstellung inne hatten, zu überführen. Viele Fälle waren nur dadurch möglich, 
daß in den Betrieben eine schlechte Rechnungsführung vorhanden war, oder daß 
die alten, leitenden Organe zu vertrauensselig waren. Der Ermittlungsbeamte ist 
angewiesen, in solchen Fällen oder bei Gelegenheiten, wo er Mängel der Kontroll- 
einrichtungen entdeckt, bei der Verwaltung nachdrücklich darauf hinzuweisen und 
auf Abhilfe zu drängen. So wirkt der Beamte mit dahin, daß keine Schutzmaßnah- 
men zur Verhütung von Diebstählen außer acht gelassen werden. 

‘Werden die Diebe und Hehler gefaßt und die gestohlenen Güter wieder herbei- 
geschafft, so teilt der Verein dies seinen Mitgliedern, den in Frage kommenden Be- 
hörden sowie den Post- und Eisenbahnverwaltungen mit. Die geschädigten Firmen 
sehen aus den auf der Geschäftsstelle vorliegenden Mustern, ob es sich um ihr 
Eigentum handelt. 

° Bei der Ermittlung der Täter arbeiten die staatlichen Polizei- und Kriminal- 
peamten Hand in Hand mit den Organen der Vereine. Durch Verfügung des Preu- 
Bischen Innenministers sind die Polizei- und Kriminalbehörden angewiesen worden, 
die Diebstahlsvereine bei Verfolgungen von Diebstählen, bei Durchsuchungen dieb- 
stahlsverdächtiger Personen und deren Wohnungen sowie bei Beschlagnahmen nach- 
drücklich zu unterstützen. 

Die Dienste, die die Diebstahlsvereine den Behörden in Diebstahlsangelegen- 
heiten geleistet haben, sind oft von diesen anerkannt worden. So konnten in 
einigen Fällen durch das Nachrichtennetz der Vereine die Eigentümer von der 
Polizei beschlagnahmter Waren innerhalb kurzer Zeit ermittelt und der Diebstahl 
restlos aufgeklärt werden. Für die Durchführung des Strafprozesses geben die 
Vereine geeignete Sachverständige an, die die Arbeit der Kriminalbehörden unter- 
stützen sollen. Diese Sachverständigen, die die Fabrikate, die Art der Fabrikation 
und der Geschäftsabwicklung in den einzelnen Branchen und Firmen kennen, 
helfen vor Gericht, den Dieb und Hehler zu überführen. 

Ebenso stehen die Vereine mit den Sicherheitsdiensten der Privatindustrie, 
sowie der Post- und Eisenbahnverwaltungen in enger Beziehung. Bei der Aufklärung 
einzelner Fälle gehen sie oft gemeinsam vor. Werden Eisenbahn- oder Postdiebstähle 
aufgedeckt und gestohlene Waren beschlagnahmt, so erhalten die Diebstahlsver- 
eine darüber Nachricht unter Hinzufügung der einzelnen Muster. Der Nachrichten- 
dienst der Vereine verbreitet diese Meldungen dann durch Rundschreiben weiter. 

Die reichen Erfahrungen, die die Vereine bei ihrer Tätigkeit sammeln,. ver- 
wenden sie zum Nutzen ihrer Mitglieder. In Rundschreiben, Jahresberichten, 
Hauptversammlungen usw. weisen sie darauf hin, daß Veruntreuungen und Dieb- 
stähle oft nur infolge der unzulänglichen Einrichtung des Rechnungswesens, sowie 
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der mangelhaften Beaufsichtigung der Arbeiter und Angestellten möglich gewesen 
sind. Sie geben daher Richtlinien an für eine gute Ausgestaltung der rechnungs- 
mäßigen Kontrolle und für die Überwachung der in der Fabrik beschäftigten Per- 
sonen, besonders der jugendlichen Arbeiter, Angestellten und Lehrlinge. 

In einzelnen Fällen richten die Vereine den Firmen eine Organisation der 
Diebstahlskontrolle ein. 

Um die Mitglieder vor der Gefahr des Ankaufs von Abfällen, Altmetall usw. 
von unredlichen Althändlern zu bewahren und sie davor zu schützen, daß sie in 
einem solchen Falle selbst zu Hehlern gestempelt werden können, warnen die 
Vereine davor, sogenannte Ohne-Rechnungsgeschäfte, d. h. solche Geschäfte ab- 
zuschließen, über die überhaupt nicht oder nur unvollständig Buch geführt wird. 
Dieser Gefahr sucht man weiterhin vorzubeugen, indem man Abfallverwertungs- 
stellen einrichtet, an die die einzelnen Mitglieder ihre Abfälle liefern. Auf periodisch 
stattfindenden Versteigerungen kann sich der Verbraucher von Abfällen dort ein- 
decken. Für die Textilindustrie des Bergischen Industriebezirkes besteht eine Ab- 
fallverwertungsstelle G. m. b. H., Abteilung Elberfeld, die monatliche Versteige- 
rungen vornimmt. 
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Hochschul-Taschenbuch der Studentenschaft der Handels-Hochschule Berlin. Im 
Auftrage des Vorstandes der Studentenschaft herausgegeben von Dipl.-Kfm. 
Werner Böhme, ehem. Vorsitzender d. Studentenschaft, a. o. Vorstandsmitglied 
der Studentenschaft. Sommersemester 1925. Hashschulyepae 'G.m.b.H. Göt- 
tingen. 137 Seiten. Preis geheftet % 1.25. | 


Dieses Berliner Hochschultaschenbuch kann den Anspruch erheben, nicht nur 
bei den Studierenden der Handelshochschule Berlin Interesse zu finden. Professor 
Dr. Nicklich gibt als erstes einen Wegweiser durch den Vorlesungsplan in der 
Betriebswirtschaftslehre. Dem Inhalt nach unterscheidet er: 

a) solche Darbietungen, bei denen das Kaufmännisch-Technische im Vorder- 

grund steht, 

b) solche, die das Grundsätzliche und die Z usammenhänge im Beisielisichgee 

voranstellen, 

c) solche, die das Verfahren der betriebswirtschaftlichen Forschung dar- 

stellen. 

Dann geht er auf die Bildungsmittel des "akademischen Unterrichts ein; 
es sind: 1. Vorlesungen, 2. Übungen, 3. Seminare, 4. Institute, 5. freies wissenschaft- 
liches Arbeiten, 6. Vorträge, 7. Besichtigungen. Zuletzt befaßt er sich mit den Ge- 
sichtspunkten, die der einzelne Student bei Aufstellung seines Studienplanes zu 
beachten hat. Sie sind naturgemäß ganz allgemeiner Natur, da der Studiengang 
durch die individuellen Bedürfnisse des Studierenden stark beeinflußt wird und 
werden soll. Derselbe Verfasser bietet in einem zweiten Auisatze kurze Bemer- 
kungen zur Geschichte der Handelshochschule Berlin. Der dritte Aufsatz von 
Prof. Dr. Bonn behandelt das Studium der Nationalökonomie an der Handels- 
hochschule. Der übrige Inhalt hat nur örtliches Interesse. Gr. 


+ 
i 


Die Bekämpfung der Betriebsdiebstähle vom Standpunkt des 
betrieblichen Rechnungswesens. 


Von Dr. rer. pol. Erwin Zimmermann, Köln.!) 


A. Beziehungen zwischen Diebstahlsverlusten und Abwehrkosten. 


Ein Betrieb ist bei Anwendung der richtigen Mittel wohl in der Lage, sich der 
Betriebsdiebstähle zu erwehren. Aber es kann die Einwendung erhoben werden, 
daß die bis ins kleinste durchgeführten Abwehreinrichtungen erhebliche An- 
lagebeträge erfordern und recht wesentliche laufende Kosten verursachen, also 
in gleicher Richtung sich auswirken wie die Betriebsdiebstähle, indem sie ebenso 
wie diese das Betriebsvermögen angreifen und die Betriebskosten durch fortlaufende 
Material- und Arbeitsverluste erhöhen. 

Der Prüfung dieses Einwandes dienen nachfolgende, zunächst rein theoretische 
Untersuchungen über den Einfluß des Maßes der Diebstahlsabwehr auf die Dieb- 
stahlsverluste zwecks Ermittlung der höchsten Wirtschaftlichkeit dieser selbst 
unwirtschaftlichen Vorgänge. * 

Vorausgesetzt wird zunächst, daß in dem der Untersuchung zugrunde gelegten 
Betrieb die für die Diebstahlsabwehr zur Verfügung stehenden Mittel in zweck- 
mäßigster Weise nach dem Grade der Wichtigkeit der vorzunehmenden Abwehrmaß- 
nahmen verwandt werden; ferner sei angenommen, daß der Betrag der durch Dieb- 
stähle gefährdeten Gegenstände und die dem Betriebe eigene Diebstahlsintensität 
bekannt und während der Dauer der Untersuchung konstant sei. 

Der durch das Vorkommen der Betriebsdiebstähle bedingte gesamte Güter- 
verzehr des Betriebes (nachstehend kurz Gesamtkosten |[G] genannt) setzt sich 
zusammen aus den für Diebstahlsabwehr aufgewandten Kosten (A) und dem Wert 
der eintretenden Diebstahlsverluste (D). 


GERT 


Die Gestaltung der Abwehrkosten ist in das freie Wollen des Betriebes ge- 
stellt. Von ihrer Höhe ist die Höhe des Betrags der stattfindenden Diebstahlsverluste 
und schließlich auch der Gesamtkosten abhängig. Sofern z.B. für die Diebstahls- 
abwehr keinerlei Aufwendungen gemacht werden, werden wahrscheinlich sämtliche 
diebstahlsgefährdeten Gegenstände gestohlen (die Gesamtkosten sind also gleich 
den Diebstahlsverlusten): 


A+D=G 
A In 
D=&@ 


Da durch die Einführung der ersten primitiven Abwehrmaßnahmen die aller- 
gröbsten und einfachsten Diebstähle unterbunden werden, tritt bei Aufwendung 


1) Die Arbeit stellt ein Kapitel aus einer größeren, aus dem Seminar des Herrn Prof. 
Dr. Geldmacher hervorgegangenen Abhandlung dar. 
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der ersten Kosten für: Diebstahlsabwehr ein starkes Sinken der Diebstahlsverluste 
ein. Dieses Fallen der Diebstahlsverluste hält bei steigendem Einsatz von Abwehr- 
kosten an, jedoch nicht im gleichen Maße, sondern degressiv. Wenn wir die Kosten 
der Abwehr gleichförmig steigen lassen, werden die Verluste durch Diebstahl de- 
gressiv abnehmen. Es sei hypothetisch angenommen, daß bei arithmetisch steigen- 
den Abwehrkosten die Diebstahlsverluste in geometrischer Degression fallen. Für 
die einzelnen Kostenarten erhalten wir sodann folgende algebraischen Gleichungen, 
wobei die Summe aller durch Diebstahl gefährdeten Gegenstände = a und der 
konstante Quotient der geometrischen Degression = q sei, der dem Wirkungsgrad 
der Einheit der Abwehrkosten bei der vorliegenden Diebstahlsintensität entspricht. 
Bezeichnen wir die Abwehrkosten als variable Größe mit x, so sind Diebstahls- 
verluste und Gesamtkosten eine Funktion von x. 


Abwehrkosten: Atze 
Diebstahlsverluste: D=a-q* 
Gesamtkosten: G=x-a2-.qgX 


Um das Verhältnis zwischen den für Diebstahlsabwehr ausgeworfenen Kosten 
und ihrem Erfolge, der Diebstahlsminderung, zu veranschaulichen, bedienen wir 
uns eines Diagramms, das uns durch Addition der beiden Kostenelemente außer- 
dem den Verlauf der Gesamtkosten darstellt. Um die rechnerische und graphische 
Behandlung zu ermöglichen, setzen wir für a und q Zahlenwerte ein: a = 25000, 
q = %. Als Einheit des Koordinatensystems dienen je 6 1000.—, um welchen 
Betrag wir die Diebstahlsabwehrkosten steigen lassen. 

Die analytischen Gleichungen der einzelnen Kostenarten sind sodann: 


Abwehrkosten (Al: y=x 
Diebstahlsverluste (D): y== 25 000 - (?/,)* 
Gesamtkosten (G): y=x--25 000 - (?/,)* 


Indem wir nun für die Variable x verschiedene Zahlenwerte einsetzen (die 
graphisch sich als Abszisse der einzelnen Kurvenpunkte darstellen), erhalten wir 
für y eindeutig bestimmte Werte (die in dem Schaubild die Ordinate der ent- 
sprechenden Kurvenpunkte angeben). Die vorstehenden Gleichungen lassen sich 
demnach als folgende Reihen entwickeln: | 


| 
für’ ist y von A: | ist y von D: | ist y von G: 
| 
0 0 25 000 25 000 
1000 1 000 16 666 17 666 
2 000 2 000 11.111 13 111 
3 000 3 000 7 407 10 407 
4 000 4.000 4938 8 935 
5 000 5 000 3292 8292 
5 750 5 750 2 429 8179 
6 000 6 000 ‚2197 8 197 
7000 7.000 1463 8 463 
8.000 8 000 975 8 975 
“9000 9.000 650 9 650 
10 000 10 000 433 10 433 
11 000 714 000 346 11 346° 


12 000 12 000 193 12193 ° 
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Für x = 0, ist y von A = 0; d.h. die Kurve von A beginnt im Nullpunkt 
des Koordinatensystems; da y von D und G = 25000, beginnen die Kurven von 
D und G im Punkte 25000 der Ordinate. 

Das diesen Reihen entsprechende Schaubild (Abb. S. 392) zeigt uns zunächst 


_ die Erscheinung, daß die Kurve der Diebstahlsverluste praktisch nicht die Nullinie 


_ erreicht, wenn sie sich derselben auch immer mehr nähert; d. h. ein relativ geringer 


Verlust durch Betriebsdiebstähle wird also unter allen Umständen zu verzeich- 
nen sein. 

Die Kurve der Gesamtkosten zeigt ein Fallen derselben bis zum Betrage von 
Ib 8179.—, der sich zusammensetzt aus 6 5750.— Abwehrkosten und .)b 2429. — 
Diebstahlsverlusten. Das Wiederansteigen der Kurve hinter diesem Punkte weist 
daraufhin, daß dieser Umkehrpunkt das Minimum des Gesamtaufwandes, also 
das wirtschaftliche Optimum der Diebstahlsbekämpfung darstellt. Bei weiterer 
Verschärfung der Abwehr durch Einsatz erhöhter Mittel ist zwar noch eine weitere 
Minderung der Diebstahlsverluste zu erzielen, doch ist der aufgewandte Abwehr- 
kostenbetrag höher als die erzielte Wirkung hinsichtlich der Diebstahlsverminde- 
rung, oder umgekehrt ausgedrückt: die durch den Mehraufwand an Abwehrkosten 
erzielte Wirkung hinsichtlich der Diebstahlsminderung ist geringer als dieser 
Mehraufwand (z. B. Kostensteigerung 46 1000.—; Diebstahlsminderung 6 734.—). 
Je weiter wir uns vom Punkte des wirtschaftlichen Optimums entfernen, um so un- 
günstiger wird das Verhältnis des Mehrerfolgs zu den Mehrkosten (z. B. Kosten- 
steigerung 6 1000.—, Diebstahlsminderung .)6 488.—). Die in der graphischen 
Darstellung über den je vollen „46 1000.— Abwehrkosten entsprechenden Punkten 
der Kurve der Diebstahlsverluste eingezeichneten Senkrechten stellen die Wir- 
kung der letzten aufgewandten 6 1000.— Abwehr auf die Diebstahlsverluste 
dar und zeigen deutlich die Degression der diebstahlsvermindernden Wirkung 
der zusätzlich aufgewandten Abwehrkosten. 

Das Ergebnis dieser theoretischen Untersuchung können wir dahingehend zu- 
sammenfassen, 

daß die Diebstahlsverluste durch Aufwendung zweckmäßiger Abwehrmittel 

auf ein Minimum zu reduzieren sind, 

daß ferner die Gesamtkosten sich bis zu einem gewissen tiefsten Punkte min- 

dern lassen (Punkt des wirtschaftlichen Optimums), 

daß schließlich die über den Punkt des wirtschaftlichen Optimums hinaus auf- 

gewandten Mehrkosten unwirtschaftlich sind. 

Diese theoretischen Erkenntnisse lassen sich jedoch nicht mit der der 
Theorie eigenen mathematischen Genauigkeit in die Praxis übertragen. Die Schwie- 
riokeit liegt in der Feststellung der Wirksamkeit der bestehenden Sicherheitsmaß- 
nahmen. Die Summe der durch Betriebsdiebstähle zugefügten Schäden kann de- 


- duktiv in rohen Ziffern durch Inventur innerhalb bestimmter Zeiträume festgestellt 


werden; die Abwehrkosten, zerfallend in die laufenden Ausgaben und in Abschrei- 
bunger auf Sicherheitsanlagen, lassen sich induktiv auch genau im voraus be- 
rechnen. Durch Addition des Diebstahlsverlustes und der Abwehrkosten kann 
man die ungefähre Höhe der auf bestimmte (verstrichene) Zeiträume entfallenden 
Gesamtkosten und durch Vergleichung mehrerer solcher Zeiträume ceteris paribus 
eine ungefähre Norm der Diebstahlskosten erhalten. 

Aber selbst bei genauer Verfolgung der stattgehabten Diebstahlsfälle und 
der durch Wirkung der Abwehrmaßnahmen erreichten Verhinderung von Betriebs- 
diebstählen ist der Betrieb nicht imstande, den Grad der Vollkommenheit seiner 


_ Sicherheitsmaßnahmen (im weitesten Sinne) zu ermessen, da zahlreiche Diebstähle 
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' bereits lediglich durch das Vorhandensein der Sicherheitseinrichtungen unaus- 


geführt bleiben und sich somit ihrer Beobachtung und rechnerischen Erfassung 


‚ entziehen. Es sind aber diese nicht zur Ausführung gelangten Diebstähle, die das 


Äquivalent bzw. den Erfolg des bestehenden Sicherheitsdienstes bilden. 
Ferner ist es in der Eigenart gewisser Betriebsdiebstähle begründet, daß ddke 


ihr Auftreten nicht nur Material der Verarbeitung entzogen wird, das unmittelbar 
aus den Lagern wieder ersetzt werden kann, vielmehr erstrecken sich viele Be- 
 triebsdiebstähle auf die Produktionshilfsmittel selbst (Motore, Riemen) oder auf 
gerade fertiggestellte Produkte. Die Auswirkung dieser Diebstähle kann für das 


Unternehmen von weitestragender Bedeutung sein, indem gewisse Betriebsabtei- 
lunger bis zur Beschaffung geeigneten Ersatzes stilliegen müssen oder Lieferfristen 
für versandbereite Waren nicht eingehalten werden können. Diese durch die Be- 
triebsdiebstähle mittelbar hervorgerufenen Schäden übertreffen in manchen Fällen 
den Wert des gestohlenen Objektes um ein Vielfaches. Es ist daher der Dieb- 
stahlschutz so weitgehend einzurichten, daß solche Fälle nach Möglichkeit aus- 
geschaltet werden. Die Begrenzung der Diebstahlsabwehr auf die dem wirtschaft- 
lichen Optimum des Gesamtaufwandes entsprechenden Kosten kann daher in der 
Praxis nicht den Durchschnitt der aufzuwendenden Abwehrkosten darstellen, son- 
dern das Minimum, das unbedingt Erforderliche. Wie weit man dieses Minimum 
überschreitet, hängt von der Möglichkeit und dem Risiko solcher indirekten 
Schaden bringenden Zufälle ab. 


B. Die Diebstahlskosten in der Selbstkostenrechnung. 


Allgemeiner Zweck der Betriebsbuchführung ist die Kontrolle des Betriebs- 
ganges auf seine Wirtschaftlichkeit und der Betriebsvorräte auf Ordentlichkeit 
der Verwaltung!). Hinsichtlich der Betriebsdiebstähle tritt dieser Zweck besonders 
deutlich in Erscheinung, da die Diebstahlskosten sowohl die verschiedensten Er- 
folgskonten als auch meistens alle Betriebsabteilungen und Hilfsbetriebe betreffen, 
ohne in der Buchhaltung unter einem einheitlichen Gesichtspunkte gesammelt 
aufzutreten. 

Da Diebstahlsverluste und Abwehrausgaben zu den einzelnen Produkten des 
Betriebes (den Kommissionen) nicht in direkte Beziehung treten, können sie nicht 
unter. den Maßkosten (Produktivmaterial und Produktivlöhnen) figurieren; der 
ganze mit den Betriebsdiebstählen zusammenhängende Güterverzehr gilt als un- 
produktiv und ist der Klasse der Gemeinkosten (Unkosten im engeren Sinne) 
zuzurechnen. Es ist hier nicht der Ort, die verschiedenen Verfahren der Selbst- 
kostenrechnung anzuführen, es sollen nur kurz die für die Diebstahlskosten zu 
beachtenden Besonderheiten erwähnt werden, besonders unter dem Gesichtspunkt 
der Betriebskontrolle. 

Regelmäßig werden die Gemeinkosten je nach der von ihnen betroffenen 
Abteilung des Unternehmens zerlegt in Betriebs- und Handlungsunkosten. Ent- 
fallen nun die einzelnen Unkosten teilweise auf verschiedene Betriebsabteilungen, 
so findet eine ratierliche Aufteilung der Kosten auf die einzelnen Abteilungen 
statt; werden hingegen die betreffenden Unkosten lediglich durch eine dieser Ab- 
teilungen beansprucht, so ist ihre Zuweisung in voller Höhe an diese Gruppe 
gegeben. Das gleiche gilt für die Untergruppierung innerhalb des Betriebs auf die 
jeweiligen Werkstätten, damit jede derselben mit dem auf sie entiallenden Anteil 


3) Schmalenbach, Selbstkostenrechnung, Z. f. H. F., Jahrg. 13, S. 261. 
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belastet werde. Die örtliche Aufteilung der Abteilungskosten ist durch die Zahl 
der selbständig zu erfassenden Werkstätten oder Betriebsabteilungen bedingt. 

Um eine ordnungsgemäße Übersicht über die durch die Diebstähle und ihre 
Abwehr entstehenden Unkostenarten zu erhalten, bedarf es einer ausführlichen Un- 
kostenaufstellung, die möglichst weitgehend detailliert und insbesondere auf die- 
- jenigen Kostenarten ausgedehnt wird, bei denen nur eine straffe Kontrolle Ver- 
geudungen vorbeugt. Durch Verfolgung der einzelnen Unkostenarten bis zu ihrem 
Entstehen im Einzelfalle können unwirtschaftliche Kosten vermieden und die Kosten 
insgesamt auf das notwendige Mindestmaß eingeschränkt werden. 

In bezug auf den Entstehungsort zerfallen die Unkosten in 

1. Platzunkosten, die von jedem Kostenort selbst direkt ae wer- 
den, und 

2. gemeinsame Unkosten, die sich für eine direkte Zuteilung nicht 
eignen und daher erst am Ende einer Rechnungsperiode nach einem bestimmten 
Schlüssel umgelegt werden. 

Zweckmäßigerweise wird die ganze Aufteilung der Diebstahlskosten tabella- 
risch durchgeführt, indem man die Arbeitsbezirke nebeneinander und die Unkosten- 
arten, die im einzelnen kontrolliert werden sollen, untereinander anordnet (siehe 
Tabelle S. 395). 

Durch Addition der senkrechten Spalten erhält man die auf die einzelnen 
Werkstätten (W1, W2...), auf die einzelnen Betriebsabteilungen (Abt. A., Abt. B., 
Lagerabteilung) und die auf den Gesamtbetrieb entfallenden Kostensummen. Es ist 
zu beachten, daß bei der Verwertung dieser Summen sowohl außerordentliche 
Aufwendungen, die nur zufällig in den Erfassungszeitraum gefallen sind (z.B. 
eine große Schiebung), auszuschalten sind, weil sie das normale Bild zu sehr 
trüben würden, als auch solche Zeiträume nicht als Grundlage oder zum | 
Vergleich herangezogen werden dürfen, die aus besonderen Gründen eine außer- 
ordentlich geringe Ziffer der Diebstahlskosten ausweisen. Als Ergebnis seiner Unter- 
suchungen über den Begriff der Kosten im Sinne der Selbstkostenrechnung be- 
zeichnet ja Schmalenbach!) die Kosten ausdrücklich als „Vergleichswerte der für 
eine Leistung verzehrten Güter“. Durch die planmäßige, nach dem jeweiligen 
Entstehungsort rubrizierte Aufzeichnung der einzelnen Kosten erhält man im Laufe 
der Zeit Grundlagen, die sich zur Vergleichung gleichartiger Leistungen verschie- 
dener Perioden eignen und die man der Betriebskontrolle dienstbar macht. Der 
Betrieb erhält auf diese Weise einen Hinweis, welche Kostenart oder welcher 
Kostenort vielleicht besonders in Erscheinung tritt, d. h. welche Art von Diebstahls- 
kosten sich noch besonders fühlbar macht und welche Betriebsabteilung mit Dieb- 
stahlskosten über das normale Maß hinaus belastet ist. Durch Erforschung der 
Ursachen solcher Anomalien ist der Betrieb in der Lage, die als auffallend stark 
betroffen nachgewiesenen Abteilungen für die Folge besser zu schützen bzw. einen 
Leerlauf von Abwehrmaßnahmen auszuschalten, mit dem Endziel, die Diebstahls- 
gesamtkosten möglichst niedrig zu halten. 

Für die Ermittlung des Unkostenkoeffizienten der gemeinsamen Unkosten 
ist die richtige Wahl des Verteilungsschlüssels ausschlaggebend. Da aber die in 
einem industriellen Betriebe auftretenden Gemeinkosten von denkbar verschieden- 
ster Beziehung zu den Berechnungsstellen sind, erheischen die Unkostengruppen 
jeweils gesonderte Verteilung unter Berücksichtigung der Interessenhöhe, da die 
einzelnen Rechnungsstellen teils niedrigere, teils höhere Kosten verursachen. _ 


1) A.a.0. 8.270. 
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Für die Diebstahlskosten ist der gegebene Verteilungsschlüssel das Maß der 
Gefährdung durch Diebstahl bzw. das Maß des Schutzbedürfnisses, mit anderen 
Worten, der Wert der an den einzelnen Orten durch Betriebsdiebstähle bedrohten 
Gegenstände. Die Übernahme des Verteilungsmaßstabes anderer Gemeinkosten auf‘ 
die Diebstahlskosten ist nur in den wenigsten Fällen richtig, da der kausale Zu- 
sammenhang zwischen der Art der umzulegenden Kosten und der Verteilungs- 
basis gewahrt bleiben muß. Da die Berechnung des Verteilungsschlüssels für die 
einzelnen Arbeitsstellen eine Arbeit erfordert, die nur einmal vorgenommen und 
— von größeren Betriebsänderungen abgesehen — höchstens alljährlich einmal 
überprüft wird, ist eine besondere Errechnung in allen Fällen der Anwendung eines 
verwandt erscheinenden Verteilungsschlüssels vorzuziehen. 


C. Das Verhalten der Diebstahlskosten bei verschiedenem Beschäftigungs- 
grad. 


Bei der Betrachtung der Beziehungen zwischen Diebstahlsverlusten und Ab- 
wehrkosten stand lediglich das Maß der Zweckmäßigkeit der Abwehreinrichtungen 
bei einer als konstant unterstellten Diebstahlsintensität im Vordergrunde. Tat- 
sächlich ist aber die Diebstahlsintensität abhängig 


1. von dem Grade der jeweils herrschenden Kriminalität, 
2. von der Art der diebstahlswerten Gegenstände, 
3. von dem Beschäftigungsgrad des Betriebes. 


Da der Grad der herrschenden Kriminalität zu einem bestimmten Zeitpunkt 
in allen Betrieben gleichmäßig und die Art der diebstahlswerten Gegenstände in 
einem bestimmten Betriebe zu allen Zeiten ziemlich konstant sind, können diese 
Komponenten der Diebstahlsintensität für die weiteren Erwägungen ausscheiden. 

Wichtig ist jedoch für den einzelnen Betrieb die Verfolgung der Diebstahls- 
intensität im Verhältnis zu dem jeweiligen Beschäftigungsgrad des Betriebs, da sich 
sowohl Diebstahlsverluste wie Diebstahlsabwehr entsprechend einstellen bzw. ein- 
zustellen haben. Diese Beobachtungen sind erforderlich, um die Abwehr beweglich 
zu erhalten, damit bei Änderungen im Beschäftigungsgrade einerseits keine über- 
flüssigen Abwehrkosten eintreten, andererseits aber auch rechtzeitig verstärkte 
Abwehr einsetzen kann. Es handelt sich also hier um eine Art der Betriebs- 
anleitung hinsichtlich der Wirtschaftlichkeit des Sicherheitsdienstes. 

Zur Erreichung dieses Zweckes zerlegt man die gesamten durch die Betriebs- 
diebstähle bedingten Kosten entsprechend der Tabelle des vorigen Kapitels in 
einzelne Kostengruppen, und zwar zunächst in A. Diebstahlsverluste und B. Abwehr- 
kosten. Die Diebstahlsverluste werden aufgeteilt in 


A. I, Verluste durch einfachen Diebstahl. 
II. Verluste durch schweren Diebstahl. 
Die Abwehrkosten zerfallen in Löhne und Gehälter und in sachliche Unkosten, 
die ihrerseits gleichfalls in die einzelnen Kostenarten zerlegt werden, z. B.: 


B. Abwehrkosten: 


[. Gehälter und Löhne: 
a) Leiter des Sicherheitsdienstes, 
b) Kontroll- und Ermittlungsbeamtr 
c) Pförtner, 
d) Wächter; 
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II. Sachliche Unkosten: 


a) Abschreibungen auf Sicherheitsanlagen, 
b) Unterhaltung von Sicherheitsanlagen, 
c) Nachtbeleuchtung, 

d) Verbandsbeiträge. 


Diese Einzelkosten müssen nun hinsichtlich ihres Verhaltens bei Änderungen im 
Beschäftigungsgrade des Betriebs untersucht werden, um festzustellen, welcher Art 
sie sind (ob proportional, fix, degressiv oder progressiv). Durch Zusammenfassung 
der Bewegung der Einzelkosten erhält man alsdann ein Bild von dem Einfluß des 
Beschäftigungsgrades auf die Gesamtheit der Diebstahlskosten. 

Zur Messung des Beschäftigungsgrades dient gewöhnlich die Zahl der im: Be- 
triene erstellten Produktionseinheiten. In den meisten industriellen Unternehmun- 
gen besteht zwischen der Zahl der Produktionseinheiten und der Zahl der im Betrieb 
produktiv beschäftigten Arbeiter ein festes Verhältnis. Doch ist dies keinesfalls not- 
wendig! Bei Beziehung der nicht proportionalen Diebstahlskosten auf den Beschäf- 
tigungsgrad erscheint die Stärke der Belegschaft eine zutreffendere Vergleichsgrund- 
lage abzugeben als die Zahl der Produktionseinheiten. 

Die Beiträge zu Diebstahlsabwehrorganisationen z. B. richten sich in der Regel 
nach der Kopfzahl der Arbeiterschaft, sind also proportionale Kosten. — Je 
größer die Arbeiterzahl, desto größer ist auch die Wahrscheinlichkeit des Vorhanden- 
seins diebischer Arbeitnehmer und dementsprechend größer auch der Verlust durch 
einfache Betriebsdiebstähle. Der Betrag der einfachen Betriebsdiebstähle verläuft 
also auch proportional zur Arbeiterzahl. 

Bezüglich der Verluste durch schweren Diebstahl liegen die Verhältnisse jedoch 
anders. Erfahrungsgemäß sind die Einbruchsdiebstähle bei unternormaler Beleg- 
schaftsziffer häufiger als bei normaler oder übernormaler, erstens weil bei Tag: 
und Nachtschicht der ganze Betrieb bevölkert ist, zweitens weil bei Personalabbau 
die zweifelhaften Elemente zuerst entfernt werden und diese infolge ihrer Arbeits- 
losigkeit in wirtschaftliche Not geraten und dann dank ihrer genauen Kenntnis der 
 Örtlichkeiten und betrieblichen Gepflogenheiten mit größeren Chancen Einbruchs- 
diebstähle wagen. Der auf Betriebseinbrüche entfallende Anteil der Diebstahls- 
verluste ist demnach umgekehrt proportional zum Beschäftigungsgrad. Be- 
merkenswert ist, daß diese Art des Kostenverlaufs in der einschlägigen Literatur 
nicht vorgefunden wurde. Es mag dies auf die Seltenheit des Vorkommens dieses 
paradox erscheinenden Verhaltens zurückzuführen sein, vielleicht auch darauf, daß 
die Wirkung des Beschäftigungsgrades auf den Verlauf der Einzelkosten noch zu 
wenig Gegenstand eingehender Untersuchungen war. 

Dasselbe trifft in gewissem Maße für die Kosten der den Einbruchsdieb- 
stählen entgegenzusetzenden Abwehr zu, nämlich die Wächterlöhne. Wenn z. B. 
der Betrieb bei normalem Beschäftigungsgrad wöchentlich 54 Stunden 
(werktäglich 9 Std.) arbeitet, ist eine wöchentliche Wachtzeit von (6X [24—9]—+- 
24 Std.=) 114 Stunden erforderlich; wird aber infolge geringeren Beschäftigungs- 
grades nur an 3 Tagen gearbeitet (3X 9 Std. —= 27 Std.), so erhöht sich die Wacht- 
zeit auf (3X [24—9] Std. --4x 24 Std.—=) 141 Std.; wird hingegen bei gesteigerter 
Beschäftigung eine zweite Arbeitsschicht eingelegt, also während (6X 18Std.=) 
108 Std. gearbeitet, so mindert sich die Wachtzeit auf (6x6 Std. —+- 24 Std. =) 
60 Stunden je Woche. — Bei zunehmendem Beschäftigungsgrad mindern sich also: 
die Wächter-Lohnstunden absolut, während sie bei geringerem Beschäftigungsgrad 
absolut steigen. 
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Unter den oben (S. 394) aufgeführten Kostenarten befinden sich auch verschie- 
dene Positionen, deren Höhe von dem Beschäftigungsgrad des Betriebes offenkundig. 
unabhängig ist; es sind dies die sog. fixen Kosten, deren Natur darin besteht, 
„daß sie ohne Rücksicht auf den Beschäftigungsgrad stabil bleiben“ 1); wenigstens 
sind sie fest „im Vergleich zu den nächstliegenden, nicht zu den fernliegenden Be- 
schäftigungsgraden“ ?). Es sind dies z. B. Gehalt für den Leiter des Sicherheits- 
dienstes, die Beträge für Abschreibung und Unterhaltung von Sicherheitsanlagen 
und die Kosten für die Nachtbeleuchtung, die nur zu Zwecken der Übersicht über 
das Betriebsgelände dient. Diese sind allerdings wiederum von den Jahreszeiten ab- 
hängig. Bei Bestimmung der Abschreibungsbeträge auf Sicherheitsanlagen ist zu 
beachten, daß die Lebensdauer der technischen Einrichtungen nur so lang bemessen 
werden darf, wie diese den hohen an sie zu stellenden Anforderungen in vollem 
Maße gerecht und nicht von technischen Neuerungen überholt werden. 

Auch die Gehälter für Kontroll- und Ermittlungsbeamte können wir als fixe 
Kosten ‚ansprechen; sie setzen sich aus proportionalen und umgekehrt-proportionalen 
Kostenanteilen zusammen. Bei wachsender Arbeiterzahl finden die betreffenden An- 
gestellten in steigendem Maße als Ermittlungsbeamte, in vermindertem Maße als 
Kontrollbeamte Verwendung, bei abnehmender Belegschaftsziffer umgekehrt. Pro- 
portionalität und umgekehrte Proportionalität ergeben aber zusammen eine Fixität. 
Da es sich hier auch wohl meistens nicht um Lohnempfänger handelt, ist der Be- 
trieb bei abnehmendem Beschäftigungsgrad infolge längerer Kündigungsfrist längere 
Zeit an diese Kosten gebunden, wie er bei zunehmendem Beschäftigungsgrad aus 
Gründen der Personalausbildung nicht sofort zu einer Erhöhung dieser Kosten 
schreiten kann, der er aber bei anhaltender Mehrarbeit nicht entgeht. 

Die Pförtnerlöhne stellen degressive Kosten dar, da sie mit wachsender Ar- 
beiterzahl zwar steigen, diese Steigerung jedoch mit der Zunahme der Belegschaft 
nicht Schritt hält. Am klarsten tritt ihr Wesen. hervor, wenn man sie (nach 
Schmalenbach)) als Mischkosten ansieht, bestehend aus fixen und proportionalen 
Kostenanteilen. Am Fabrikhaupttor befindet sich stets ein Pförtner in Dienstbereit- 
schaft, gleichgültig welcher Beschäftigungsgrad des Werkes vorliegt (fixer Kosten- 
anteil); bei vermehrter Belegschaft werden zu 'Schichtanfang und Schichtschluß 
eventuell Nebentore benutzt, an welchen zu diesen Zeiten eine Person Pförinerdienst 
versieht (proportionaler Kostenanteil). 

Der Wert dieser angestellten Erwägungen ist darin zu erblicken, daß ein Betrieb 
bei Änderungen im Beschäftigungsgrad in der Lage ist, seine Abwehrmaßnahmen 
möglichst sofort den veränderten Verhältnissen und Erfordernissen anzupassen. 


!) Schmalenbach a.a.0. S. 287. 
2) A.a.0. S. 297. 
” A.a.0. 3.29. 


Aufwertung der Verträge mit gleitenden Preisen. 


Von Dr. rer. pol. Heinrich Justus und Ingenieur Ferdinand Winkelhöfer, Dortmund. 


Die Preisvorbehalte oder Preisgleitklauseln, die während der Inflation den 
längere Zeit laufenden Werklieferungsverträgen — die Preisvorbehalte bei Ge- 
schäften in Handelsware waren von der einfachen Art der Tagespreise — mit- 
gegeben wurden, sehen bis etwa zum Ende des Jahres 1922 das Auffüllverfahren 
vor, das aber zu Beginn des Jahres 1923 vom Tagespreisabgeltungsverfahren ver- 
drängt wurde. | 

Das Wesen des Auffüllverfahrens besteht darin, daß es die Preissteigerungen 
als Teuerungen auffaßt und demnach die zu den verschiedenen Zeitpunkten er- 
folgenden Zahlungen als innerlich gleichwertig behandelt, d.h. einfach. addiert. 
Diese Auffassung bringt es auch mit sich, daß der Käufer die „Teuerung“ nur bis 
zu einem gewissen Grade ersetzen soll, indem der Gleitfaktor das arıthmetische 
Mittel der Steigerungen darstellt oder aber das Gleiten des Preises durch einen 
bestimmten Termin, beispielsweise 2/3 der Lieferzeit oder 1 Monat vor Lieferung, 
begrenzt wird. 


Während der Ausführungszeit waren Teilzahlungen in bestimmtem Verhältnis 
zum Gesamtpreis vorgesehen, z.B. Y/3 des Preises sollte bei Bestellung, 1/3 bei An- 
lieferung und Y3 8 Wochen nach Anlieferung gezahlt werden. Bei der ersten Zah- 
lung betrug diese nun tatsächlich ein Drittel des Gesamtpreises. In dem Zeit- 
abschnitt zwischen der ersten und zweiten Zahlung traten aber Preissteigerungen 
ein, so daß die Regel war, daß einige Zeit nach Zahlung der ersten Rate 
diese nicht mehr ein Drittel des Gesamtpreises, sondern einen geringeren Bruchteil 
darstellte. Die erste Rate mußte also durch Zwischenzahlungen immer wieder 
soweit aufgefüllt werden, daß von dem ständig weiter steigenden Preis immer 1/3 
bezahlt war. Die einzelnen Raten mußten zwischenzeitlich aufgefüllt werden 
Daher der Name Auffüllverfahren. 


Bei der Ende 1922 schärfer einsetzenden Geldentwertung wurde das Auffüll- 
verfahren dem Zweck der Substanzerhaltung nicht mehr gerecht und wurde von 
dem. Tagespreisabgeltungsverfahren abgelöst. 


Dieses betrachtete die Preissteigerungen als Geldentwertung und kam mithin 
zu einer Bewertung der einzelnen Zahlungen. Erfolgte eine Zahlung, so wurde mit 
Hilfe der Gleit- oder Teuerungsfaktoren, wie sie noch fälschlich genannt wurden, 
der Tagespreis des Objektes festgetellt und errechnet, welchen Prozentsatz die 
geleistete Zahlung von dem Tagespreis ausmachte. Dieser Prozentsatz galt dann 
als abgegolten, d.h. bezahlt. Als ausgemacht galt dabei, daß bei diesem Verfahren 
mittels der Gleitfaktoren, die aus der Steigerung der Preise der Vorprodukte, der 
Löhne: und sonstigen Fabrikationskosten errechnet; wurden oder überhaupt nur 
die Preise eines Vorproduktes oder ein Lohnsatz waren, jederzeit der jeweils 
gültige Tagespreis sich untrüglich ergab. 
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Nach Eintritt fester Währungsverhältnisse aber zeigte es sich, daß dieses so 
selbstverständliche und klar erscheinende Tagespreisabgeltungsverfahren nicht mehr 
den Tagespreis ergab, sondern einen Preis, der erheblich höher lag als die neuen 
Angebotspreise. Die Frage ist nun die: Sollen die Verträge bezüglich der Preis-' 
gleitklauseln weiter Gültigkeit haben, oder was soll sonst mit den Vertragspreisen 
und den Gleitpreisklauseln geschehen? Die Käufer stellten sich schon Anfang 
1924 auf den Standpunkt, daß die Abmachungen bezüglich der Gleitpreisklauseln 
hinfällig seien und führten für ihre Stellungnahme zwei Gründe an: zunächst hätten 
mit Festigung der Währung die Gleitpreisklauseln ihre Berechtigung verloren, 
da ihr Zweck die Sicherung gegen Geldentwertung, also Preiserhaltung sei. Zweitens 
aber verstoße es gegen den Willen der vertraglichen Abmachung, wenn ein Gleit- 
verfahren vereinbart sei, das den Tagespreis ergeben solle, tatsächlich aber einen 
weit über dem Tagespreis liegenden Preis ergebe. Es sei also ein neuer Preis zu 
vereinbaren. 


Notgedrungen mußten die Verkäufer dem Verlangen der Käufer nachgeben und 
Verhandlungen über neue Preise aufnehmen. 


Diese Verhandlungen, die die Zeit und Aufmerksamkeit der Industrie nun seit. 
mehr als einem Jahre in Anspruch nehmen, sind immer noch zum großen Teil nicht 
zum Abschluß gekommen, da die Gesichtspunkte, unter denen die neuen Preisverein- 
barungen zu treffen sind, nicht klar genug herausgestellt werden. Verwirrend wir- 
ken die Entscheidungen der Gerichte, wenn beispielsweise der 6. Zivilsenat des 
Reichsgerichts den Goldmarkwert des Bestellpreises umgerechnet zum Tage des 
Vertragsabschlusses, als beiden Parteien gerecht werdenden neuen Preis erachtet, 
der 1. und 2. Zivilsenat diese Auffassung jedoch verwerfen. 


Die Methoden zur Auffindung des neuen Preises, die von den Parteien benutzt 
werden, sind sehr verschieden. Man konnte sich zunächst auf den Standpunkt ° 
stellen, daß der Tagespreis zur Zeit der neuen Vereinbarung bzw. der Lieferung 
Gültigkeit haben sollte. Jedoch lassen sich hiergegen erhebliche Einwendungen 
erheben. Es besteht nämlich die Möglichkeit, daß der Käufer oder Verkäufer bei 
der ursprünglichen Bestellung einen äußerst günstigen Preis aus irgendwelchen Um- 
ständen heraus erzielt hat. Dieser Vorteil würde ihm verloren gehen, wenn einfach 
der Tagespreis neu eingesetzt würde. Auch würde ihm mit dem Tagespreis aus 
folgendem Grunde nicht gedient sein: Mit der Festigung der Währung sind Preis- 
steigerungen eingetreten, die nicht auf der Geldentwertung beruhen, sondern echte 
Teuerungen sind. Durch die Gleitpreisklauseln — ganz deutlich bei denen der letz- 
ten Zeit der Inflation, als sich das Tagespreisabgeltungsverfahren durchgesetzt 
hatte —, sollte aber nur die Geldentwertung ausgeschaltet werden. Das war der 
wirtschaftliche Sinn der Gleitpreise der letzten Jahre. Nicht jedoch war die Ab- 
sicht, auch die echten Teuerungen zu Lasten des Käufers wirken zu lassen. Diese 
sind vielmehr als Unternehmerrisiko nach Recht und Brauch vom Verkäufer ‚zu 
übernehmen. Andererseits kann der Verkäufer auf einen limitierten Konkurrenz- 
preis nicht eingehen, weil ihm ein Einfluß auf diesen Preis nicht gegeben ist. 
Außerdem macht aber die Bewertung der bereits geleisteten Zahlungen Schwierig- 
keit, da es nicht leicht ist, den richtigen Maßstab für die Bewertung zu finden. 


Diese letztere Schwierigkeit ist aber die gleiche, die sich bei Festsetzung des 
neuen Preises nach anderen Methoden als der Tagespreismethode ergibt. Diese 
Methoden beziehen sich auf die-Errechnung des neuen Preises auf Grund des 
Bestellpreises und sind zweierlei Art: entweder Rechnung über fremde Währung 
oder über Preis. Das bedeutet, daß einmal der valutarische Wert der Mark und das 


Aufwertung der Verträge mit gleitenden Preisen. 401 


andere Mal der inländische Kaufkraftwert der Mark zur Errechnung des neuen 
Preises genommen wird. Als valutarischer Wertmaßstab wird die festeste Währung, 
nämlich die der nordamerikanischen Union zugrunde gelegt, während als Kauf- 
kraftmaßstab die für das Vertragsobjekt in Frage kommenden Preise eingesetzt 
werden, also in der Eisenindustrie Hämatit, Stabeisen, Bleche, Grau- und Stahlguß, 
Kupfer usw. 


Die Errechnung selbst kann sowohl bei der valutarischen als auch bei der 
Bewertung nach der Kaufkraft retrograd oder progressiv erfolgen. Retrograd ist. 
die Rechnung, bei der die Zahlungen durch den Steigerungsfaktor des Gleitmaß- 
stabes dividiert und somit auf den Wert des Bestellpreises zurückgeführt werden, 
Der Gesamtbestellpreiswert der Zahlungen wird von dem Bestellpreis in Abzug 
gebracht und entweder über den Kaufkraftwert bis zur Goldmark hochgerechnet 
oder über den Dollar auf Goldmark gestellt. Bei der progressiven Rechnung wird 
der Bestellpreis jeweils auf den Tag der einzelnen Zahlungen hochgerechnet und 
die Zahlung vor dem auf gleichen Wert gebrachten Preis abgegolten. Das Ergeb- 
nis und die vollständige Unmöglichkeit dieser Methoden, zu einem richtigen neuen 
Preis zu kommen, veranschaulicht folgendes Beispiel. Es handelt sich um ein 
Objekt, das im April 1922 6 8042200,— kostete. Die Abrechnungsarten zeigen 
folgendes Bild: 


| progressiv retrograd 
Material?) Material?) 
und |Hämatit! Stab | Dolar | und “|Hämatit| Stab- | Dollar 
Lohn eisen Lohn eisen 
Gold-M.-Betrag . . .|| 401354 | 252650 | 401453 | 100 247| 102473 | 102473 | 102 473 | 102 473 
Geleistete Zahlung..|| 100060 | 65728| 78202| 66898] 26700 | 25232| 19692 66 035 
Restzahlungin G.-M. || 301294 |186.922 |823251| 33349| 75773 | 77241| 82781| 36438 


Die Unterschiede in den Ergebnissen sind dreierlei Art: erstens die Unterschiede, 
die sich aus der Verschiedenheit des Kaufkrafiwertes und des valutarischen Wertes 
ergeben, zweitens die Unterschiede, die sich aus der Verschiedenheit der einzelnen 
Kaufkraftwerte ergeben und drittens die Unterschiede, die sich aus der Verschieden- 
heit der progressiven und retrograden Rechnung ergeben. 


Die Verschiedenheit zwischen Kaufkraftwert und valutarischem Wert rührt 
daher, daß während langer Perioden der Kaufkraftwert weit über dem valutarischen 
Wert stand. Das war zu der Zeit, als der Ausländer mit seiner Währung so außer- 
ordentlich billig in Deutschland leben konnte und von dem Ausverkauf Deutsch- 
lands gesprochen wurde. Trotzdem zu jener Zeit Löhne gezahlt wurden, die außer- 
ordentlich hoch waren, gemessen an den Lebensunterhaltungskosten, betrugen sie 
in valutarischem Wert kaum die Hälfte des Goldlohnes der Zeit vor dem Kriege. 
Ein Lohn, der vor dem Kriege auf 60,55 stand, schwankte im Jahre 1922 in 
valutarischem Wert zwischen dem Höchststand von % 0,34 und dem niedrigsten 
Stand von .46 0,08, im Durchschnitt lag er bei „6 0,28. Es ist klar, daß Preise, die 
in dieser Periode kalkuliert sind und zu jener Zeit außerordentlich günstig sein 
mochten, zusammenschmelzen, sobald sie über valutarischem Wert auf Gold- 
mark gestellt werden. Ebenso aber gibt es Perioden, in denen der Kaufkraftwert 
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niedriger ist als der valutarische Wert. In solchen Fällen würde eine Umrechnung 
über den valutarischen Wert einen außerordentlich hohen Goldmarkwert von sol- 
cher Mächtigkeit ergeben, wie er vom Verkäufer gar nicht gewollt ist. Es folgt 
hieraus, daß die Aufwertung nicht einfach durch Umrechnung des Bestellpreises 
über den valutarischen Wert erfolgen kann. | 


Der Unterschied zwischen den einzelnen Kaufkraftwerten ist, wie aus obigem 
Beispiel hervorgeht, ebenfalls sehr groß. Bei diesen Kaufkraftwerten — Preisen — 
handelt es sich regelmäßig um Verbandspreise. Die Verbände setzten ihre Preise 
zwar mit Rücksicht auf die Preisänderung der Vorprodukte fest, aber so, daß ein 
bestimmtes Verhältnis in den Preisspannen nicht inne gehalten wurde. Ein be- 
stimmter Maßstab war freilich vorhanden. Beispielsweise war für die Änderung 
der Preise des Eisenwirtschaftsbundes und des Deutschen Stahlbundes die Kohlen- 
klausel maßgebend. Aber die Preise der verschiedenen Verbände hielten die Pro- 
portionalität nicht ein. Auffallend ist so die Preisbewegung des Eisenwirtschafts- 
bundes und des Deutschen Stahlbundes im August und September 1923. Anfang 
August stand der Hämatitpreis in valutarischem Wert mit geringen Schwankungen 
auf ungefähr G.M. 100,—, der Stabeisenpreis auf ungefähr G.M. 177.—; am 
16. August stieg der Hämatitpreis auf G.M. 152,— und schwankte bis zum 2. Sep- 
tember um etwa G.M. 147,—, während der Stabeisenpreis nur wenig sich änderte 
und um G.M. 182,— schwankte. Am 2.September fiel der Hämatitpreis von 
G.M. 147,— auf G.M. 110,— und hielt sich für die Folge auf dieser Höhe, während 
der Stabeisenpreis am 11. September von G.M. 181,— auf G.M. 211,— stieg und 
sich bis Ende Oktober auf dieser Höhe hielt. Also eine antagonistische Bewegung 
zweier Preise, die eigentlich parallele Änderungen aufweisen müßten. Wegen 
dieser Unproportionalität der Preisbewegung ist die Aufwertung nach einem Kauf 
kraftwert durchaus nicht zuverlässig, und man kann auf diese Weise keinen rich- 
tigen neuen Preis gewinnen. Es kommt aber noch etwas anderes hinzu, was die 
Hochrechnung über den Kaufkraftwert unmöglich erscheinen läßt. In den Preisen, 
die in der Inflationszeit abgegeben wurden, steckten erhebliche Mehrkosten als 
in den Preisen nach Festigung der Währung. Und zwar beziehen sich die Mehr- 
kosten auf Arbeitszeit und Generalien. Was die Arbeitszeit anbetrifft, so ist die 
Leistung nach Eintritt fester Verhältnisse anerkanntermaßen, zum’ Teil sogar er- 
heblich gestiegen. Zurückgeführt wird diese Erscheinung auf die Verlängerung 
der Arbeitszeit. Die Lohnkosten sind mithin pro Leistungseinheit gesunken. Eben- 
falls sind die Generalien zurückgegangen. In letzteren steckten während der In- 
flation erhebliche Risikozuschläge für Geldentwertung, andere temporäre Un- 
kosten, wie z.B. die Lohnabgabe, die nicht abgewälzt werden sollte; das Bureau- 
personal war unverhältnismäßig gegenüber der Werkstatt vermehrt worden, und 
auch sonst war man nicht allzu sparsam mit den Unkosten. Nach Eintritt fester 
Verhältnisse mußte jedoch wieder mit dem Pfennig gerechnet werden. Die Geld- 
entwertungszuschläge wurden abgebaut, besondere Unkosten kamen in Wegfall, 
das Bureaupersonal wurde verringert und allgemein wurden Sparsamkeitsmaß- 
nahmen getroffen. Würden nun die Vertragspreise aus der Inflationszeit über den 
Kaufkraftwert hochgerechnet werden, so würden in den neuen aufgewerteten 
Preisen die hohen Lohnkosten und die hohen Generalien stecken und der Preis 
würde übergebührlich hoch sein. 


Aus diesem Unterschiede in den Kaufkraftwerten mit den valutarischen Werten 
ergeben sich auch die Verschiedenheiten der progressiven und retrograden Ab- 
vechnungsergebnisse, so daß auf diesen Wegen, die zu so sehr verschiedenen Er- 
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gebnissen führen, wie gezeigt wurde, ein beiden Parteien gerecht werdender, auf- 
gewerteter Preis nicht gefunden werden kann. 

Obwohl die besprochenen Methoden durchaus negativ sind, zeigen sie doch,, 
was bei Ermittlung eines neuen Preises zu berücksichtigen ist. Der aufgewertete- 
Preis muß zustande kommen unter Berücksichtigung der heutigen Kalkulations- 
grundlagen, jedoch unter Ausschaltung der echten Teuerung vom Tage des Ver- 
tragsabschlusses bis zur Lieferung. Die besonderen Vorteile, die die eine oder 
andere Partei bei Vertragsabschluß erzielt hat, gehen natürlich verloren. Aber die 
Inflation hat so viele Vorteile und Vermögenswerte vernichtet, daß dieser Gesichts- 
punkt kein Gewicht mehr hat. Schwierig erscheint die Ausschaltung der echten 
Teuerung, da zur Zeit der Bestellung die Preissteigerung gegenüber den Vorkriegs- 
preisen sich zusammensetzte aus Geldentwertung und echter Teuerung. Die echte 
Teuerung kann aber an Hand des Weltmarktpreises ermittelt werden, der sich wäh- 
rend der deutschen Inflation in Festvaluten ausdrückte. Es muß; also entweder mit 
Vorkriegspreisen kalkuliert werden und auf diesen errechneten Preis die Teuerung 
auf dem Weltmarkt, gemessen an den in Festvaluten ausgedrückten Preisen, zu- 
geschlagen werden, oder es müssen die heutigen Preise kalkuliert werden und. 
diese heutigen Tagespreise um die Teuerung des Weltmarktes vom Tage des Ver- 
tragsabschlusses bis zum Tage der Lieferung vermindert werden. Dabei ist noch 
einmal grundsätzlich zu betonen, daß Preisgleitklauseln mit Eintritt fester Wäh- 
rungsverhältnise keine Berechtigung mehr haben, weil sie als Preiserhaltungs- 
klauseln nur eine Maßnahme gegen die Preissteigerung aus Anlaß der Geldentwer- 
tung, nicht aber aus Anlaß der echten Teuerung waren. 

Auch die Rechtsprechung bekennt sich nach einigem Schwanken zu dieser 
Auffassung. Der 1. und 2. Zivilsenat des Reichsgerichts haben sich auf den Stand- 
punkt gestellt, daß bei Ermittlung der Aufwertung von dem heutigen Tagespreise. 
auszugehen ist, daß aber der Grundsatz zu gelten habe, daß der Konjunkturgewinn 
dem Käufer zufallen müsse, und daß demnach die Teuerung von dem heutigen. 
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Tagespreise in Abzug zu bringen ist. 
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Die Prospekte der Büromaschinenfabriken. 


I. Einleitung. 


Zur Verminderung der Kosten der kaufmännischen Arbeiten gehen die indu- 
striellen Betriebe immer mehr zur Rationalisierung und Mechanisierung dieser 
Arbeiten mittels geeigneter Bureaumaschinen über. 

Die Vorteile der Verwendung von Bureaumaschinen bestehen hauptsächlich 
darin, daß durch sie eine bedeutende Beschleunigung der Arbeiten herbeigeführt 
wird, und daß sie daher eine Verringerung des Personals gestatten. Ihre Be- 
dienung kann durch billige Kräfte erfolgen. Durch die dauernde Erledigung der 
gleichen Arbeit wird die größte Geschicklichkeit in der Handhabung der Maschinen 
gewonnen und damit eine möglichst intensive Ausnützung der menschlichen Arbeits- 
kraft erreicht. Die mögliche Festsetzung der Normalzeit für die Erledigung einer 
Arbeit, die Grundlage des gesamten Gedankenkomplexes des Taylorismus, gestattet 
die Leistungsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit einer Arbeitskraft zu messen. Ja, man 
hat bereits daraus in einigen Betrieben die weitere Konsequenz, die Einführung 
der Akkordarbeit, gezogen. | 

Die Gegner des Systems verweisen auf die Gefahren der Entseelung, Entpersön- 
lichung der Arbeit, besonders auf die nervösen Überreizungen infolge der dauernd 
scharf angespannten bestimmten Sinne, Muskelgruppen und Nerven. Diese Ge- 
fahren sind tatsächlich vorhanden, jedoch nicht so übertrieben groß; denn die Be- 
freiung von vieler ermüdender, geisttötender Rechenarbeit beseitigt nicht nur die 
Gefahren, sondern bietet darüber hinaus noch für die Angestellten große Vorteile. 
Aufgabe der modernen Arbeitswissenschaft ist es, den gesamten Fragenkomplex ein- 
gehend wissenschaftlich zu untersuchen und der Praxis Mittel zur Verhütung von 
Schädigungen, z.B. durch Einlegen richtig verteilter Ruhepausen, vorzuschlagen. 

Die systematische Anwendung Taylorscher Grundsätze im Produktionsprozesse 
erfolgte zuerst in ihrem geistigen Urheberlande, Amerika. Es ist daher auch kein 
Zufall, daß hier zuerst die Mechanisierung der Bureauarbeit durchgeführt und an 
der Herstellung geeigneter, praktischer Bureaumaschinen gearbeitet worden ist. 
Daher kommt es denn auch, daß Amerika der allen. anderen Ländern überlegene 
Lieferant von Bureaumaschinen ist, die technisch verhältnismäßig einwandfrei 
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sind und den Erfordernissen Genüge leisten, die man vom Standpunkte neuzeitlicher 
Organisation an sie stellen muß. 

Für die vorliegende Untersuchung haben nur die Maschinen ein Interesse, die 
in direkter Beziehung zu dem Rechnungswesen stehen, also Rechenmaschinen 
sind. Kopier- Vervielfältigungsmaschinen usw. scheiden daher aus dem Kreise un- 
serer Betrachtung aus. 

Wir untersuchen auch nur diejenigen Rechenmaschinen auf ihre mögliche 
Anwendbarkeit hin, welche den Arbeitsgang entscheidend beeinflussen, wobei je- 
doch der Ausdruck „entscheidend beeinflussen“ nicht zu eng aufzufassen ist, da 
besonders die Addier- und Multipliziermaschinen auch zur Erledigung gelegent- 
licher Arbeiten verwandt werden. Auch bedeutet ihre Anwendung keinen Ersatz 
der menschlichen Arbeitskraft überhaupt, sondern nur die Steigerung ihrer Leistungs- 
fähigkeit durch Übertragung sämtlicher Rechen- und. anderer mechanischer Ar- 
beiten auf die sie schneller und sicherer erledigenden Maschinen. 

Die kleinen Addiermaschinen gehören daher nicht zu der von uns zu betrach- 
tenden Kategorie von Maschinen, da sie fast nur dem gelegentlichen Rechnen, 
z.B. der horizontalen und vertikalen Additionsarbeit bei monatlichen Abschlüssen; 
besonders bei unordentlich untereinander geschriebenen Posten, bei dem Ausziehen 
des Kontos Diverse gute Arbeit leisten und von vieler geistiger Arbeit entlasten. 
Wirtschaftlich bieten sie keinen großen Vorteil, da ihre Leistungsfähigkeit nur der 
eines mittleren Kopfrechners gleichkommt. 

Auch die kleinen Multiplikationsmaschinen dienen meistens nur dem gelegent- 
lichen Rechnen und scheiden daher hier ebenfalls aus. Ihr Vorteil steigt jedoch 
mit der Größe der Zahlen, mit denen operiert wird, und ist unter Umständen weitaus 
größer als der der kleinen Addiermaschinen. 

Ausgenommen sind schließlich auch diejenigen Maschinen, die den Eigentüm- 
lichkeiten des Rechnungswesens industrieller Betriebe nicht anzupassen sind, 
und die mit Vorteil nur in Banken, Sparkassen und ähnlichen Betrieben verwendet 
werden können. 

Auf die technische Seite der zu besprechenden Maschinen kann hier nicht 
näher eingegangen werden. Ich verweise dieserhalb auf die angeführte Literatur, 
besonders auf das Buch von Carl Lenz. 

Von den zahlreichen, auf den Markt gebrachten Maschinen greife ich nur die 
typischen heraus. Zunächst sollen ihre charakteristischen Arbeitsweisen, soweit 
sie zum Verständnis der späteren Darlegungen notwendig sind, kurz hervorgehoben 
und an Hand von Zahlenbeispielen veranschaulicht werden. 


II. Die maschinellen Hilfsmittel. 


Der Begriff Rechenmaschinen umfaßt die Additions- und Multiplikations- 
maschinen, wobei zu beachten ist, daß die Addiermaschinen auch zu Subtraktionen 
und die Multiplikationsmaschinen auch zu Divisionen verwendet werden können. 
Da die Multiplikation eine mehrmalige Addition ist, kann man mit Hilfe der Addier- 
maschinen auch multiplizieren. Das ist jedoch ziemlich umständlich und daher 
weniger gebräuchlich. Umgekehrt sind einige Multiplikationsmaschinen auch für 
Additionsarbeiten geeignet. 

Eine besondere Gattung der Addiermaschinen sind die rechnenden Schreib- 
maschinen. Hieran schließen sich die schreibenden Rechenmaschinen und die 
Hollerith- und Powers-Maschinen an. 
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A. Die Addiermaschinen. 


Die hier in Frage kommenden Maschinen nennt man Großaddiermaschinen. 
Im Gegensatz zu den Kleinaddiermaschinen besitzen sie Tasteneinstellung und 
Zahlenschreibvorrichtung. Der Tastenanschlag und die Betätigung des Addier- 
werkes, die bei den neuesten Modellen zur Steigerung der Leistungsfähigkeit anstatt 
durch Bewegung eines Antriebhebels durch Druck auf die Motoreinschalttaste er- 
folgt, bewirkt das gleichzeitige Schreiben und Addieren der Zahlen. Die Additions- 
ergebnisse können als Zwischensummen, wobei das Resultat weiter in der Maschine 
bleibt, oder als Schlußsummen unter gleichzeitiger Löschung des Resultates aus 
dem Zählwerke geschrieben werden. Das zu beschreibende Formular wird in einen 
Papierwagen, mit einer ähnlichen Lagerung wie der Wagen der Schreibmaschine, 
eingeführt, oder die Zahlen werden, falls nur fortlaufende vertikale Additionen in 
Frage kommen, auf einen sich automatisch bewegenden schmalen Papierstreifen 
geschrieben. 

Je nach der Tastatur unterscheidet man Volltastatur- und Zehntastenmaschinen. 


1. Die Volltastaturmaschinen. 


Bei den Volltastaturmaschinen sind für jede Dezimalstelle die Zahlen von 
0—9 erforderlich. Eine gute und in steigendem Maße gebrauchte Maschine dieser 


Abb. 1. Addier- und Subtrahiermaschine der Wandererwerke. 


Art ist die Addier- und Subtrahiermaschine der Wandererwerke in Chemnitz- 
Schönau. (Abb.1.) Die Maschine subtrahiert und addiert horizontal und vertikal, 
wie die folgenden Beispiele zeigen: 


Vertikale Addition und Subtraktion: 


2685,15 


4359,40 © 
a 

2044,40 
— 864,32 

1180,08 
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Horizontale Addition und Subtraktion: 
Verdienst soziale Zulage Gesamtlohn Steuern Krankenk. Inv.-Vers. Vorschuß Nettolohn 


13.— 2.— 15.— Ip —50 °°—,60 3. 9.90 


Das Vorzeichen = und der erste Posten erscheinen automatisch in roter 
Schrift zur Kontrolle, daß bei Beginn der Addition die Maschine leer ist; aus dem 
gleichen Grunde werden automatisch der Schlußposten und das Zeichen = in der- 
selben Weise gedruckt. Die Zwischenadditionen sind ebenfalls durch rote Schrift 
und das Zeichen & erkenntlich. Eine besondere Taste ermöglicht das Schreiben 
von Zahlen ohne Beeinflussung der Addition und umgekehrt das Addieren der 
Zahlen ohne ihren gleichzeitigen Druck. Zum Schreiben oder Addieren in mehreren 


Spalten besitzt die Maschine eine besondere Teilvorrichtung, was a Druck- 
probe veranschaulicht: 


Faß Brutto Tara Nettogewicht 
4 198 34 164 
42 199 35 164 
13 210 38 172 
607 107 500 = 


Durch Auslösung einer besonderen Taste springt der Papierwagen automatisch in 
die richtige Spalte und über die richtige Zahlenkolonne. Die Nullen werden auto- 
matisch ohne Einstellung geschrieben. Das bedeutet eine durchschnittliche Zeit- 
ersparnis von zirka 20—300%, da fast der fünfte bis dritte Teil aller Zahlen 
Nullen sind. | 

Andere beliebte, gute Maschinen dieser Art sind die Addier- und Subtrahier- 
maschinen Goerz der optischen Anstalt C.P.Goerz, Berlin-Friedenau, und die 
Burrough Addiermaschinen der Vertriebsfirma Glogowski & Co., Berlin, die bei: uns 
wohl deshalb am meisten verbreitet sind, weil es früher ein gleichwertiges deut- 
sches Fabrikat nicht gab. 


2. Die Zehntastenmaschinen. 


Wie der Name sagt, werden bei dieser Maschine sämtliche Zahlen nur mit 
zehn Tasten von 0—9 geschrieben. Die Astra-Werke in Chemnitz brachten in letzter 


Abb. 2. Addier- und Subtrahiermaschine „Astra“. 
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Zeit eine sehr gute Maschine dieser Art auf den Markt, die wegen ihrer Vorzüge 
gegenüber der Volltastaturmaschine überall, wo sie bis jetzt im Gebrauch ist, ge- 
rühmt wird. (Abb. 2.) Im Gegensatz zu den Volltastaturmaschinen, wo ein Vertippen 
in der richtigen Wertspalte sehr leicht möglich ist, da die Augen dauernd von den 
Zahlen zur Tastatur und umgekehrt hin. und her wandern müssen, ermöglicht die 
Zehntastatur das Blindschreiben. Die ganze Aufmerksamkeit kann sich daher 
dauernd auf das richtige Ablesen der Zahlen konzentrieren, was die Arbeitsgeschwin- 
digkeit gegenüber den Volltastaturmaschinen wesentlich erhöht. Diesen gegen- 
über haben sie den Nachteil, daß die eingestellten Zahlen nicht vor der Nieder- 
schrift geprüft werden können. 

Mit Hilfe der Zifferntasten stellt man jeden Posten ein, und zwar drückt man 
die einzelnen Ziffern der Reihenfolge nach, wie man sie liest, z.B. bei 6 748.54 zuerst 
6, dann 7 usw. Zieht man den Antriebhebel oder drückt auf die Motoreinschalt- 
taste, so wird jede Ziffer selbsttätig in der richtigen Dezimalstelle gedruckt und im 
Addierwerke addiert. Die Nullen müssen jedoch getippt werden, was aber kein 
großer Nachteil ist, da die Maschine drei Nulltasten O0 00 000 hat. Wird z.B. 6Mil-- 
lionen geschrieben, so drückt man nach der Niederschrift der 6 nur zweimal die 
Dreinulltaste. Die Maschine hat alle wesentlichen Einrichtungen der Volltastatur- 
maschinen, so daß ihre Arbeitsweise dieselbe ist. 

Für die überaus große Additionsarbeit, die in einem industriellen Werke in der 
Buchhaltung, Lohnbuchhaltung, Selbstkostenrechnung usw. zu leisten ist, sind die 
Maschinen mit größtem Erfolge einzusetzen. Die Niederschrift der Zahlen erfolgt 
doppelt so schnell wie mit der Hand. Rechnet man den Vorteil durch die sofortige, 
unbedingt richtige Addition der Posten hinzu, so ergibt sich, ohne Berücksichtigung 
der früheren Mehrarbeit durch undeutliches Schreiben der Zahlen bzw. Verwech- 
selung der Ziffernspalten, eine um das Drei- bis Vierfache gesteigerte Leistungs- 
fähigkeit gegenüber der Handarbeit. Bei fortlaufender Addition, z.B. bei der Auf- 
addition der in die Materialentnahmescheine eingesetzten Werte, ist die Überlegen- 
heit der Maschinen noch größer, da z.B. 37 Zahlen in 9 Minuten handschriftlich 
geschrieben und aufaddiert werden, während die Maschine dafür nur 11/, Minuten 
nötig hat. 


B. Die rechnenden Schreibmaschinen. 
1. Die Walzenmaschinen. 


Rechnende Schreibmaschinen sind, wie der Name schon sagt, ausgebaute 
Schreibmaschinen und als solche auch weiterhin verwendbar. Der eingebaute 
Rechenmechanismus zum Addieren und Subtrahieren besteht, je nach Bedarf, aus 
einem oder mehreren kleinen Zählwerken, die beweglich, in normaler Augen- 
entfernung auf einer graduierten Laufschiene über der Tastatur angebracht sind 
und über jeder Spalte eingestellt werden können. Der Schreibwagen springt durch 
Anschlag besonderer Tasten automatisch von Spalte zu Spalte und stellt das Zähl- 
werk über der richtigen Ziffernreihe ein. Seine Betätigung erfolgt entweder durch 
Anschlag derselben Zahlentasten wie bei der Schreibmaschine von 0—9 oder bei 
einigen Maschinen durch eine besondere Rechentastatur. Die Zahlen werden sofort 
geschrieben und gleichzeitig in dem eingestellten Additionswerke addiert oder bei 
dessen Umschaltung automatisch subtrahiert. In Spalten, über denen kein Zählwerk 
eingestellt ist, können Zahlen beliebig, ohne Einfluß auf die Addition zu haben, 
geschrieben werden. 

Im Gegensatz zu den Großaddiermaschinen, die automatisch durch Anschlag 
besonderer Tasten das Ergebnis der Rechenoperation drucken, erscheint bei den 
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rechnenden Schreibmaschinen das Resultat in den Schaulöchern der Zählwerke, 
wo es erst abgelesen und dann geschrieben wird. Zur Kontrolle der richtigen Ab- 
schrift stellt man das Zählwerk beim Schreiben des Resultates auf Subtraktion, 
so daß nach der richtigen Niederschrift das Resultat aus der Maschine gelöschf 
sein muß. Die neuesten Modelle vermögen infolge eines Querzählwerkes horizontal 
zu subtrahieren und zu addieren. Fehler bei der Abschrift aus diesen Querzähl- 
werken sind bei den neuesten Modellen ausgeschlossen, da sich die Maschinen bei 
falscher Abschrift automatisch sperren, bzw. das Anschlagen einer besonderen 
Klartaste nicht möglich ist und dadurch den Schreiber zur Berichtigung zwingen. 


MER BEL Arad non ee een BÜne erneer 


Abb. 3. Rechnende Schreibmaschine „Remington“. 


Alle rechnenden Schreibmaschinen mit Ausnahme einer einzigen, der noch 
unten näher zu besprechenden Elliot-Fisher-Maschine, sind Walzenmaschinen, 
deren Wagen ähnlich wie die der Schreibmaschinen gelagert sind. Eine gute 
Walzenmaschine ist die Remington. (Abb.3.) Sie besitzt einen 65cm breiten Wagen 
und gestattet dadurch das Aufmontieren von über 20 Zählwerken. Sie ist außerdem 
mit einem Querzählwerk ausgestattet, so daß mit ihr vertikal und horizontal addiert 
und subtrahiert werden kann. Das folgende Beispiel erläutert die Arbeitsweise: 


Stunden Lohnsatz Bruttolohn Steuern Krankenk. Inval.-Vers. Nettolohn 


48.— 0.31 15.— 1.20 0.50 0.20 13.10 
48,.— 0.31 39.— 1.20 0.50 0.20 13.10 


96.— 30.— 2.40 EB: 0.40 26.20 
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Abb. 3a. Rechnende Schreibmaschine „Remington“. 
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Der Nettolohn eines jeden Arbeiters wird automatisch errechnet; gleichzeitig 
werden die Spalten vertikal aufaddiert. (Abb.3a.) Auf Grund dieser Arbeitsweise 
ist es auch selbstverständlich, daß, wie das folgende Beispiel zeigt, die Konten 
automatisch (unter Kennzeichnung eines Kredit- oder Debetsaldos) saldiert wer-- 
den können. 


Debet Kredit Saldo 
144.— 
380.70 
640.50 
900.— 265.— 
1165.80 YVUU.— 


Sämtliche Kredit- und Debetposten werden, wie aus dem Beispiel ersichtlich 
ist, gleichzeitig vertikal addiert. Bei falscher Abschrift der Salden aus dem Quer- 
zählwerke sperrt sich die Maschine automatisch. 

Die Billingeinrichtung ermöglicht über den sich schon in der Maschine be- 
findenden Buchungsbogen Kontokorrentkarten einzuführen, so daß sich in einem 
Arbeitsgange die Konteneintragung und als Durchschlag davon die Grundbuchung, 
evil. noch ein Kontoauszug gewinnen läßt. Das Einfügen der einzelnen Formulare 
in die richtige Schreibzeile und Spalte geschieht schnell und sicher. Bei dem Ein- 
fügen von 3 und mehr Formularen, die in verschiedener Zeilenhöhe beschrieben 
werden sollen, ist ein Verschieben jedoch nicht ausgeschlossen. 

Andere bekannte, ziemlich gleichartige Maschinen sind die Smith-Premier, 
Underwood und Monarch. 

Bei allen Walzenschreibmaschinen ist die Gewinnung von Konteneintragung 
und Grundbuchung in einem Arbeitsgange selbstverständlich nur bei der Verwen- 
dung von losen. Buchungsbogen und losen Kontenblättern möglich. Für die Ein- 
tragung auf die meistens dicken und steifen Karteikarten, die dem Einspannen 
in die Maschine widerstreben, sind: sie nicht geeignet. 


2. Die flachschreibenden Elliot-Fisher-Maschinen. 


Ein anderer, eigens für die Buchhaltungsarbeit gebauter Typ der rechnenden 
Schreibmaschinen ist die vorhin erwähnte Elliot-Fisher-Maschine. (Abb.4.) Der 
Rechenmechanismus ist derselbe wie der der Remington. Sie kann also ebenfalls 
vertikal und horizontal addieren und subtrahieren, kennzeichnet einen Kreditsaldo 
durch rote Kursivschrift und sperrt automatisch bei falscher Abschrift der Zahlen 
aus dem Querzählwerke die Klartaste, die regelmäßig zur Kontrolle angeschlagen 
wird. Sie unterscheidet sich nur wesentlich dadurch, daß die Typen nicht auf eine 
Walze, sondern nach unten auf eine Schreibplatte schlagen, worauf die Maschine 
beweglich auf Schienen ruht. Ihre Durchschlagskraft ist daher bedeutend größer 
als die der Walzenmaschine und ermöglicht mit Hilfe von Kohlepapier die Her- 
stellung bis zu 15 Durchschlägen. Zur Vereinfachung dieser, wegen der Verwen- 
. dung von Kohlepapier zeitraubenden Arbeit, kann die Maschine mit 4 Kohlepapier- 
rollen ausgestattet werden, die sich über die Schreibplatte bewegen. Dadurch ist 
die Arbeitszusammenfassung beschränkt, sie wird jedoch durch die Verwendung 
von karbonisierten Formularen erweitert. Diese haben auf der Rückseite auf- 
gedruckte, abdruckfähige Flächen, die den anderen gleichzeitig gebrauchten For- 
mularen entsprechend angeordnet werden können. Die Firma Heinrich Zeiß, welche 
die Elliot-Fisher-Maschine vertritt, liefert diese karbonisierten Formulare für sämt- 
liche Buchungsmaschinen. Die Maschine bucht in lose Formulare und gebundene 
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Bücher. Das Buchen in gebundene Bücher ist etwas umständlich und daher weniger 
gebräuchlich. Die Schreibbreite der Bogen kann je nach dem Maschinentyp 28 
—40—60 cm, die Schreibtiefe 42 cm betragen. Es können bis zu 20 Zählwerken 
aufmontiert werden, so daß die Verbuchung in vielen Spalten möglich ist. 

Der Vorteil dieser Maschine besteht in der Möglichkeit der gleichzeitigen. Ein- 
führung von mehreren Formularen, die in einem Arbeitsgange im Durchschreibe- 


Abb. 4 Rechnende Schreibmaschine „Elliot Fisher“, 


verfahren beschrieben werden können. Das Einspannen erfolgt automatisch ohne 
jede Schwierigkeit in die richtige Spalte und Schreibzeilenhöhe, wobei keine Gefahr 
des Verschiebens aus ihrer richtigen Lage besteht. 

Die Maschine ist speziell Buchungsmaschine, eignet sich jedoch auch zur Er- 
ledigung sämtlicher Additionsarbeiten und wird besonders da vorteilhaft angewandt, 
wo in einem Arbeitsgange durch Durchschrift mehrere Arbeiten erledigt werden 
können. Im Gegensatz zu den Walzenmaschinen ist bei ihr das Buchen in steife 
Karteikarten möglich. / 


C. Die schreibenden Rechenmaschinen. 
1. Die Burroughs-Fakturiermaschine. 


Der wichtigste Typ der schreibenden Rechenmaschinen ist die Burroughs- 
Fakturiermaschine (Abb.5). Sie hat eine besondere Schreib- und Rechentastatur. 
Die Tasten der ersten sind rot und dienen zum Addieren und Subtrahieren, die der 
letzten schwarz und dienen zum Multiplizieren und Dividieren mit reziproken 
Zahlen. Fünf Zählwerke, vier vordere und ein hinteres, und ein Multi- 
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plikationskörper ermöglichen diese Rechenoperationen. Durch Druck auf eine be- 


sondere Motortaste betätigt sich der Rechenmechanismus. Die grundlegende Neue 


rung besteht in der Möglichkeit, das Produkt einer Multiplikation automatisch 
durch Anschlagen einer Taste zu drucken, wodurch die Schnelligkeit und Sicherheit 
der Arbeit bedeutend gesteigert wird. i 
Die letzten Stellen eines Produktes, entstanden aus der Multiplikation mit Dezi- 
malbrüchen, also bei Zins-, Rabatt- und Diskontberechnungen, können gestrichen, 
und halbe Pfennige zu ganzen vor der Niederschrift des Produktes aufgerundet 
werden. Zahlen können, ohne mitaddiert zu werden, geschrieben, und Posten ohne 
geschrieben, aufaddiert werden. Das Übertragen von Posten von einem. vorderen in 
das hintere Zählwerk und umgekehrt ist möglich. Der Wagen springt automatisch 


Abb. 5. Burroughs Fakturiermaschine. 


durch Druck auf die Tabulatortaste von Spalte zu Spalte. Durch besondere Zähl- 
werkseinsteller, die an einer Skala beweglich angebracht sind, erfolgt das auto- 
matische Einstellen der Zählwerke an jeder beliebigen Spalte. Die Zahlen werden 
ebenfalls automatisch in der richtigen Wertspalte geschrieben. Eine größere 
Sicherheit und Leistungsfähigkeit wird durch eine Sondervorrichtung erreicht, 
die es ermöglicht, daß ein öfter zu multiplizierender Faktor nur einmal in die 
Maschine eingesetzt wird und die Resultate gleichzeitig addiert werden. Das fol- 
gende Beispiel erläutert diese Arbeitsweise: 


20 x 15 = 300 
Deine 60 
TON) 


460 
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Ferner können Beträge in einem vorderen Zählwerke addiert und gleichzeitig 
als Multiplikanden im Multiplikationswerk eingesetzt werden. Die Beispiele 1, 2, 3, 4 
_ mögen die Arbeitsweise weiter veranschaulichen. 


Beispiel l. Wert Tage Kap. Zinsz. 
Scheck a/Paris .. 25. 1. 22 7 24 000.— 1680 
Überw./Berlin ... 30. 1. 22 3 36 000.— 1080 

6U VOUU.— 2760 

Beispiel 2. I. Zählwerk 1. 2: Ir Hint. Zählwerk 

564.— 462.— 346. — 1372. — 
755.— 7352. — 6254.— 14 361.— 
75 644.— 1354.— 9576.— 92 574.— 
108 307.— 

Beispiel 3. H. 2. 1.42: I. Z. II. Z. H. Z. 

864.— 756.— 7 364.— 7 364,— 

7564.— 7364.— 9 584.— 4 336.— 

5 342.— 7364.— 7 354.— 3 544.— 
13 770.— H.Z. 5484.—H.Z. 24302.—H.Z. 15244.—H.Z. 68800.— 

Beispiel 4. 6 Stck. Teekannen 480 .... . 2... 28.80 

3 „. Seillerbreiter Tuba. on. 36.75 
6 „ Aschenschalen6.25. 2. 2)... 38.10 
103.65 

—- Teuerungszuschlag von 152%, . . . 157.55 
261.20 

Porto und Verpackung . ..... 35.20 

| 296.40 


Beispiel 1 zeigt die Addition von Multiplikanden, Beispiel 2 und 3 die hori- 
zontale und vertikale Addition. Beispiel 4 wurde mit der Schreibmaschine in 
drei Minuten nur abgeschrieben, mit der Fakturiermaschine wurde auf Grund der 
nötigen Angaben in zwei Minuten die vollständige Rechnung ausgeführt. Eine 
Firma benötigte zum Ausschreiben von. zirka 150 Rechnungen pro Tag mit der 
Schreibmaschine zwei Angestellte, die nur bei zehnstündiger Arbeitszeit die 
Arbeit bewältigen konnten. Mit dieser Fakturiermaschine erledigt ein Angestellter 
diese Arbeit in sechs Stunden. Dazu werden in demselben Arbeitsgange die Auf- 
klebeadressen, Begleitadressen und das Fakturenausgangsbuch mit zwei Durch- 
schlägen mittels Durchschrift gewonnen. Die Steigerung der Arbeitsleistung ıst 
also ein Vielfaches gegen früher. 

Diese Maschine, man hat sie mir als das neue amerikanische Wunder vorge- 
stellt, ist, wie der Name sagt, als Fakturiermaschine gebaut und hat bei ihrem Er- 
scheinen großes Aufsehen erregt, da sie von allen Maschinen dem Ideal einer voll- 
kommen selbsttätigen Rechenmaschine am nächsten kommt. Sie ist die einzige 
Maschine, mit der eine Rechnung von Anfang bis Ende vollständig gerechnet und 
geschrieben werden kann. 


2. Die Burroughs-Buchungsmaschine. 
Die oben besprochene Fakturiermaschine ist durch Weglassung des Multi- 
plikationskörpers als reine Buchungsmaschine umgebaut worden und soll demnächst 
auf den Markt kommen. Näheres über ihre Arbeitsweise konnte ich noch nicht er- 
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fahren. Durch den Wegfall des Ablesens der Ergebnisse aus den Zählwerken, da 
sie automatisch geschrieben werden, hat sie gegenüber den anderen rechnenden 
Schreibmaschinen einen großen Vorteil, dem allerdings die Nachteile der Walzeue 
maschinen im allgemeinen gegenüberstehen. 


D. Die Multiplikations- und Divisionsmaschinen. 


Diese Maschinen kommen in sehr vielen Modellen auf den Markt. Eine viel 
gebrauchte und beliebte Maschine dieser Art ist die Mercedes Euklid, die mif 
Tasteneinstellung und Motorantrieb geliefert wird (Abb. 6). Die Faktoren werden 
in die Maschine eingesetzt und die Rechenart, ob Multiplikation oder Division, einge- 
stellt. Durch Betätigung des Rechenmechanismus wird vollkommen selbsttätig 
die Rechenoperation ausgeführt. Aus den Schaulöchern des Resultatwerkes ist 


Abb. 6. Mercedes-Euklid. 


das Ergebnis abzuschreiben. Additionen und Subtraktionen sind ebenfalls infolge 
der Tasteneinstellung schnell und leicht auszuführen. Rechenbeispiele anzugeben, 
erübrigt sich. 

Die Maschinen werden bereits bei Multiplikationen und Divisionen zwei- und 
dreistelliger Zahlen mit Erfolg angewandt, da sie das Ergebnis schneller errechnen als 
ein Kopfrechner. Bei großen Zahlen ist die Leistungsfähigkeit der Maschinen ein 
Vielfaches derjenigen eines Kopfrechners. 


E. Die Hollerith- und die Powersmaschinen. 


1. Die Hollerithmaschinen. 


Die Hollerithmaschinen wurden ursprünglich als Hilfsmittel der Statistik 
gebaut. Eine Statistik war früher mit unendlich vieler, mühseliger Kleinarbeit ver- 
bunden. Das Urmaterial, z.B. einer Verkaufsstatistik, die Rechnungen, mußten nach 
vielen Verkaufsbezirken und Verkaufsartikeln sortiert, innerhalb der einzelnen 
Gruppen wieder addiert werden. Die Idee der Mechanisierung der Arbeit veran- 
laßte den Deutsch-Amerikaner Hollerith, sich mit der Konstruktion einer Maschine 
zu befassen, die die schnellere und sichere Sortierung dieses Urmaterials ermög- 
lichen sollte. Das Problem hat er mittels der sogenannten Lochkarte gelöst. 
Die nicht zahlenmäßigen Angaben jeder einzelnen Unterlage werden in Zahlen 
übersetzt und alle Angaben gleichsam als Blindenschrift in die Karte gelocht. 
Diese Karte, auch Hollerithkarte genannt, ist aus steifem Papier und hat 45 ver- 
tikale Zahlenreihen mit den Zahlen von 0—9, bzw. 12 für Sortierzwecke. Diese 
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Die mit ® bezeichneten Stellen sind im Original gelocht. 
Abb. 7. 


45 Zahlenreihen können je nach Bedarf in verschiedene Spalten eingeteilt werden. 
Abb.” stellt eine solche Karte dar. Die Lochung besagt: am 16. Februar 1925 ist im 
Bezirke der Verkaufsniederlage 15, z.B. Paris, das Produkt 344, z.B. Aspirin, mit 
4kg Nettogewicht zu 46 300.— verkauft worden. Die Verpackung der Sendung be- 
trägt 460.80, der Zoll M65.—, die Fracht M3.—. Die Lochung erfolgt genau und 
sauber mittels eines Lochapparates (Abb. 7a). Störungen der späteren Arbeit durch 
mangelhafte Lochungen sind, wie die Praxis bestätigt, ausgeschlossen. Die Richtig- 


Abb. 7a. Hollerith-Lochapparat. 


keit der Lochung hängt von der Übung und Aufmerksamkeit der lochenden Person 
ab. Geübtes Personal locht in der Stunde je nach Umfang der Eintragungen zirka 
150—300 Karten. Der Lochapparat ist äußerst einfach und von jeder ungeschulten 
Kraft sofort zu bedienen. Sind dieselben Angaben, z.B. Daten, in eine größere An- 
zahl Karten zu lochen, so bedient man sich zweckmäßig, der Zeitersparnis halber, 
des Schnellstanzapparates, der das gleichzeitige Lochen von. zehn Karten in fünf 
Spalten gestattet (Abb. 8). 
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Die Sortierung der gelochten Karten geschieht mit der Sortiermaschine | 
(Abb. 9). Diese, wie auch die Tabelliermaschine, beruhen auf elektromagnetischem 


Prinzip. Die Karten werden automatisch vom Kartentisch der Maschine an einer 
Messingwalze vorbeigeführt und gleichzeitig von einer Stahlbürste abgetastet, 
die auf die vertikale Spalte eingestellt ist, in der sortiert werden soll. Trifft die 
Bürste ein Loch und berührt dadurch die Messingwalze, so schließt sich ein 


Stromkreis, ein Weichenmechanismus betätigt sich, der die Karten in das der 


Lochung entsprechende Fach befördert. Soll in unserem Falle z. B. nach 650 ver- 
schiedenen Produkten sortiert werden, so ordnet man die Karten zunächst nach den 
Hunderten, innerhalb der Hunderter nach den Zehnern, dann diese nach den 


Abb. 5. Hollerith-Schnellstanzapparat. 


Einern, also nach den Produkten selbst. Das gleiche Verfahren ist bei der Sortie- 
rung nach Verkaufsbezirken anzuwenden. Die Maschine sortiert in einer Stunde in 
einer Vertikalspalte 15000 Karten. 


In der Tabelliermaschine (Abb. 10) werden die sortierten Karten nach ihren 
Mengen bzw. nach ihrem Betragswert abgefühlt, die Löcher in Zahlen über- 
setzt und diese gleichzeitig aufaddiert. Die Maschine wird entweder mit fünf Zähl- 
und Schreibwerken oder mit fünf Zähl- und sieben Schreibwerken geliefert. 
Die einzelnen Zählwerke können parallel geschaltet werden, so daß z. B. das erste 
nur eine Gruppe addiert, während das zweite parallel geschaltete die Gesamt- 
addition aller Gruppen vornimmt. Ferner kann jedes Zählwerk, wie bei den Grob- 
addiermaschinen, beliebig geteilt werden. Jedes Additionswerk addiert in einer 
Stunde zirka 10000 achtstellige Zahlen, die fünf Additionswerke zusammen also 
50000. Die Resultate erscheinen analog den rechnenden Schreibmaschinen in. Schau- 
löchern, woraus sie abgeschrieben werden müssen. Auch hier ergeben sich die- 
selben Nachteile wie bei den rechnenden Schreibmaschinen. Das selbsttätige 
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Schreibwerk, womit die neuen Maschinen geliefert werden, beseitigt diese Nach- 
teile. Infolge dieser wertvollen Neuerung können die gelochten Ziffern jeder 
Karte, wie auch das Resultat jeder Kartengruppe, automatisch gedruckt werden. 
Zwischen jeder Gruppe läßt die Maschine selbsttätig eine Zeile Zwischenraum und 
beginnt mit der Niederschrift und Addition der nächsten. 


Abb. 9. Hollerith-Sortiermaschine. 


Das Schreiben sämtlicher Karten verringert jedoch selbstverständlich die 
Leistungsfähigkeit der Maschine, die bei dieser Arbeit nur zirka 4500 Karten be- 
wältigen kann. In industriellen Betrieben kann man jedoch fast regelmäßig die 
Niederschrift jeder Karte entbehren, da nur die Resultate jeder Gruppe benötigt wer- 
den; dann bearbeitet die Maschine zirka 12000 Karten in der Stunde. Die Arbeits- 
weise der neuen Maschine gestattet die Bedienung zweier Maschinen durch eine 
Person, da die Arbeit nur mehr im Einlegen und Herausnehmen der Karten be- 
steht. Die Niederschrift kann auf einen automatisch sich bewegenden Papierstreifen 
oder auf leicht auswechselbaren Einzelformularen erfolgen. 
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Der große Vorteil dieser Maschinen besteht in der vielseitigen Ausnutzung 
der einmal in die Karten gelochten Angaben, wie dies später darzulegen ist. 
Die Maschinen des alten Systems arbeiten, wie ich mich unterrichten konnte, 


er. 


Hollerith-Tabelliermaschine. 


Abb. 10. 


zur vollsten Zufriedenheit. Bei einem fast 14jährigen dauernden Gebrauche hat z. B. 
eine bestimmte Maschine noch nie ernstlich versagt und keine nenneswerten 
Reparaturen erfordert. Die neuen Maschinen lobt man ebenfalls sehr, beseitigen sie 
doch durch das selbsttätige Schreiben der Additionen eine große Fehlerquelle. 
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2. Die Powersmaschinen. 


Die Arbeitsweise der Powersmaschinen ist ungefähr dieselbe wie die der 
Hollerithmaschinen. Diese erledigen die Arbeiten auf elektromagnetischem, jene 
auf mechanischem Wege. Hier sollen daher nur einige Besonderheiten der Powers- 
loch- und -sortiermaschine hervorgehoben werden. 

Das Lochen der Karten erfolgt mittels der DUB HEMEOR OR Tasten- oder Schie- 
berlochmaschine (Abb. 11). 

Die Tastenlochmaschine hat eine ähnliche asttn wie der Lochapparat 
der Hollerithmaschine. Sie ermöglicht jedoch, da die Lochstifte für die ganze 
Karte zunächst nur eingestellt werden, die Fehleinstellungen zu berichtigen. Durch 
Druck auf eine besondere Taste wird nun eine Karte aus dem Magazin, das mit 
zirka 500 Karten gefüllt werden kann, automatisch in die Maschine eingeführt und 
gleichzeitig die ganze Karte gelocht. Die gelochte Karte wird. ebenfalls automatisch 
in einen Behälter befördert. Soll eine Anzahl Karten mehrere gleiche Angaben 


Abb. 11. Powers Tastenlochmaschine. 


enthalten, so brauchen die Stifte nicht immer wieder neu eingestellt zu werden, 
denn eine besondere Vorrichtung ermöglicht das Beibehalten derselben Einstel- 
lung. 

Die Powersgesellschaft hat kürzlich eine sog. Schreiblochmaschine heraus- 
gebracht. Es ist dies die Kombination einer Tastenlochmaschine mit einer Schreib- 
oder rechnenden Schreibmaschine. Dadurch ist die Möglichkeit gegeben, z. B. 
gleichzeitig in einem Arbeitsgange mit dem Ausschreiben der Faktura sämtliche not- 
wendigen Angaben in den Tastenlocher einzustellen. Durch Druck auf eine Taste 
an der Schreibmaschine wird die Karte automatisch gelocht und abgelegt. Wo 
dieses Verfahren angewandt werden kann, bedeutet es eine große Zeitersparnis 
und zwangsläufige Ausschaltung der Fehler. 

Bei der Schieberlochmaschine erfolgt die Einstellung durch 45 Schieber mit 
den Zahlen von 1—12 gemäß der vertikalen und horizontalen Spaltenanzahl der 
Lochkarte. Nach dem Einstellen stehen sämtliche eingestellten Ziffern wagerecht 
in einer Reihe, so daß ihre richtige Einstellung bequem: zu prüfen ist. Die Nullen 
werden automatisch mitgelocht. Im übrigen ist die Arbeitsweise genau wie die 
des Tastenlochers. 
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Die Sortiermaschine (Abb. 12) besitzt gegenüber der Hollerith-Sortiermaschine 
den Vorteil, daß die Sortierfächer horizontal in normaler Höhe und nicht vertikal 
angeordnet sind, was ein dauerndes Bücken zur Herausnahme der Karten erfordert. 
Ferner kann die Maschine mit Zählwerken ausgerüstet werden. Sie ist dadurch im- 
stande, die Anzahl der durch die Maschine geschickten, sowie der in jedes einzelne 
Fach sortierten Karten festzustellen. 


Wie ich bereits bemerkt habe, ist die Arbeitsweise der Sortier- und Tabellier- 
maschine (Abb. 13) den Hollerithmaschinen im allgemeinen gleich, so daß ich weiter 
nicht darauf einzugehen brauche. Die Leistungsfähigkeit ist ebenfalls dieselbe. 


Nur möchte ich bezüglich der Powerstabelliermaschine noch hervorheben, 
daß sie die sog. Überlochungen, die beim Hollerithsystem nur für Sortierzwecke 
benutzbar sind, auch in Zahlen übersetzen und addieren kann, wodurch die effek- 
tive Kapazität der Lochkarte erweitert wird. Ferner tritt an Stelle der Parallelschal- 


Abb. 12. Powers Sortiermaschine. 


tung der Zählwerke ihre Kuppelung mit besonderen Grandtotalwerken, wobei 
jedem der fünf bzw. sieben Zählwerke ein. Grandtotal entsprechen kann. Dadurch 
wird die Kapazität der Powersmaschine vergrößert, während bei der Hollerith- 
maschine durch die Zusammenschaltung eine Beschränkung eintritt. 


Ein endgültiges Urteil über diese Maschinen ist noch nicht möglich, da man 
auf Grund ihres kurzen Gebrauches ihre Stabilität noch nicht kennt. Mit ihrer 
Arbeitsweise sind die Banken, die sie bereits eingeführt haben, sehr zufrieden. 


Die Powersmaschinen werden verkauft. Ein Maschinensatz, bestehend aus zwei 
Loch-, einer Sortier- und einer Tabelliermaschine, kostet $ 12000.—. In letzter Zeit 
können diese Maschinen auch gegen eine monatliche Miete ausgeliehen werden. 
Diese beträgt für die Tabelliermaschine mit fünf Zähl- und Schreibwerken 
$ 150.—, für die Tabelliermaschine mit sieben Zähl- und Schreibwerken $ 200.—, 
für die gewöhnliche Sortiermaschine $50.—, für die Sortiermaschine mit Zähl- 
werken $60.—. Dazu kommen als einmalige Kosten $450.— für die Tabellier- 
$ 150.— für die Sortiermaschine. Nach fünfjähriger Miete gehen sie automatisch in 
das Eigentum des Mieters über. 


Die Hollerithmaschinen werden nur leihweise überlassen, gegen monatliche 
Miete von $150.— für die Maschinen mit fünf Zähl- und Schreibwerken, von 
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$ 200.— für Maschinen mit fünf Zähl- und sieben Schreibwerken und gegen eine ein- 
malige Zahlung von $530.—. Für die Hollerith-Sortiermaschinen beträgt die ein- 
malige Zahlung $180.—, die monatliche Miete 830.—. Die Hollerithmaschinen 
werden nicht Eigentum des Mieters, 


Abb. 13. Powers Tabelliermaschine. 


Sollte in absehbarer Zeit eine wesentliche Verbesserung der Maschinen zu er- 
warten sein, so ist das Ausleihen für die einzelnen Unternehmungen das vorteilhaf- 
teste, da sie später die veralteten Maschinen gegen neue vertauschen können. 
In dieser Hinsicht ist jedoch anscheinend ein gewisser Stillstand eingetreten, so daß 
die käufliche Erwerbung, wenn sie möglich wäre, bedeutend vorteilhafter sein 
würde. 


3. Kontrollmaßnahmen. 


Die Lochung der Karte muß genau mit ihrer Unterlage übereinstimmen, wenn 
die spätere Arbeit genau und richtig sein soll. 

Das primitivste aber zeitraubendste und daher kostspieligste Kontrollmittel 
dafür ist das Kollationieren der Lochung mit der Unterlage durch zwei Kräfte, 
wovon die eine die Lochung vorliest, die andere sie mit der Unterlage ver- 
gleicht. Ein anderes Verfahren besteht in der Verwendung des Kontrollochapparates 
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(Abb. 14). Die gelochten Karten werden in denselben eingeführt und an Hand der 
Belege nochmals die Zahlen getippt, wodurch an Stelle der Lochstempel Fühl- 
stifte betätigt werden. Treffen die Fühlstifte eine. ungelochte Stelle, so wird auto- 
matisch die falschgelochte Karte ausgeworfen und die fehlerhafte Reihe ange- 
zeigt. Dieses Verfahren ermöglicht die Kontrolle durch eine Person. 


Abb. 14. Hollerith-Kontrollochapparat. 


Die Praxis hat darüber hinaus so vielseitige Kontrollmöglichkeiten entdeckt. 
und die Organisation auf diese Kontrollzwecke zugeschnitten, daß Fehler zwangs- 
läufig aufgedeckt werden, nicht nur falsche Lochungen, sondern auch Fehler der 
Vorinstanzen. Näher auf diese Kontrollmöglichkeiten einzugehen, erübrigt sich 
hier. Sie werden in den späteren Darlegungen an praktischen Beispielen gezeigt. 


Ill. Die Anwendung der Maschinen. 


A. In der Buchhaltung. 
l. Für reine Buchungsarbeiten. 
a) Die gleichzeitige Gewinnung von Grundbuchung und Konteneintragung. 

Für die reinen Buchungsarbeiten kommen ausschließlich die rechnenden 
Schreibmaschinen in Betracht. Ihre Verwendung bietet die größten Vorteile, 
wenn Grundbuchung, Konteneintragung und automatische Saldierung in einem Ar- 
beitsgange gewonnen werden. 

aa) Einfluß der Maschinen auf die Organisation der Buch- 
haltung. Diese Arbeitsweise setzt eine zentralisierte, nicht z. B. in Kunden-, 
Lieferanten- und Hauptbuchhaltufg räumlich getrennte Buchhaltung, und eine der 
Maschinenarbeit entsprechende Form und Einrichtung der Bücher und Konten 
voraus. 

Die Buchhaltung muß zentralisiert sein, damit dauernd sämtliche Sach- und 
Personenkonten zur Verbuchung bei der Hand sind, was bei der dezentralisierten, 
räumlich getrennten Führung der Kunden- und Lieferantenkonten nicht der Fall 
ist. In der Mehrzahl der Betriebe befindet sich jedoch die zentralisierte Buchhaltung, 
so daß in dieser Hinsicht der maschinellen Methode Schwierigkeiten nicht ent- 
stehen. Auch die Dezentralisation in Großbetrieben, die meistens aus technischen 


und räumlichen Gründen erfolgte, sollte im Interesse der rationellsten Maschinenar- 
beit der Zentralisation Platz machen. 
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Nicht immer werden trotz zentralisierter Buchhaltung gleichzeitig mit den 
Grundbuchungen in Kassen- und Rechnungsausgangsbuch die Konteneintragungen 
gewonnen, da die Kasse zur Vorbeugung von Unterschlagungen, und die Rechnungs- 
abteilung aus technischen Gründen räumlich von der Buchhaltung getrennt sind. 
Da nun das Hin- und Herwandern der Konten innerhalb der einzelnen Abteilungen 
schon technisch unmöglich ist, erfolgt zum Teil die Übertragung an Hand der in 
den einzelnen Abteilungen geführten Grundbücher. 


Bei entsprechender Organisation jedoch können die Kassenvosten in der Buch- 
haltung verbucht werden. Zu diesem Zwecke schreibt der Kassierer für jeden 
Kassenposten zwei. Belege aus, einen zur Aufbewahrung in der Kassenabteilung 
für Kontrollzwecke, den anderen für die Buchhaltung, die an Hand dieser Belege 
die endgültige Verbuchung vornimmt. In der eigentlichen Kassenabteilung ist dann 
nur mehr das Führen einer Strazze notwendig, die, wie auch das Kassenbuch, aus 
dem übertragen werden soll, mit Hilfe einer rechnenden Schreibmaschine unter 
gleichzeitiger Gewinnung obiger Belege in demselben Arbeitsgange geschrieben wer- 
den kann. Ebenso ist bei anderer Organisation, auf die ich später noch zurück- 
komme, die gleichzeitige Gewinnung der Buchung in das Rechnungsausgangsbuch 
und die Konteneintragung möglich. 


bb) Einfluß der Maschinen auf die Form der Bücher und 
Konten. Sämtliche für diese Arbeiten in Frage kommenden rechnenden Schreib- 
maschinen mit Schreibwalzen, wie Remington, schreiben nicht in gebundene Bü- 
cher. Wie ich bereits früher bemerkt habe, ist ebenfalls das Buchen mit Hilfe 
der Elliot-Fisher in gebundene Bücher umständlich, Die Grundbücher müssen 
daher in Form von losen Buchungsblättern, die Konten entweder kartothekmäßig 
oder in losen Blattbüchern geführt werden. Die Buchungsblätter werden zur Kon- 
trolle und Erfüllung gesetzlicher Vorschriften fortlaufend numeriert und monat- 
weise gebunden. 


Das Loseblattbuchsystem ist wenig empfehlenswert, da das Herausnehmen 
und Wiedereinfügen der einzelnen Blätter mehr Zeit und Arbeit erfordert, als das 
Heraussuchen und Einsortieren der Karteikarten aus einer übersichtlich gegliederten 
Kartothek, die daher für die Maschinenarbeit unbedingt vorzuziehen ist. Zudem 
ermöglicht eine wohlgeordnete Kartei erst eine weitestgehende, den Bedürfnissen 
des einzelnen Betriebes angemessene Spezifikation der Konten. 


Übertrieben ist die Befürchtung des Abhandenkommens von Karteikarten und 
Primanoten; denn bei einiger Achtsamkeit seitens des Personals ist das ungewollte 
Verschwinden äußerst selten. Gegen absichtliches Entfernen und Zerstören bieten 
auch die gebundenen Bücher keine Gewähr. 

Zur Kontrolle der Vollzähligkeit der Karteikarten dient ein genaues Kontenver- 
zeichnis. Bei Verlust eines Kontos kann man auf Grund der nach Konten spezifi- 
zierten monatlichen Saldenbilanz die Konten rekonstruieren. Das Aufsuchen der 
Posten wird durch Nummerierung der Konten bedeutend erleichtert. Die Konto- 
nummer wird bei jeder Buchung in eine besondere Spalte gesetzt, so daß man nur 
diese Spalte der Primanoten auf die fehlende Kontonummer hin durchzusehen hat. 

Wie ich bereits früher hervorgehoben habe, gestattet die Elliot-Fisher-Maschine 
die Verwendung von Kartothekkarten, während für die Walzenmaschine nur das 
Loseblattbuchsystem in Frage kommt, falls man nicht Karteikarten aus dünnem, 
biegsamem Papier wählt, was jedoch unzweifelhaft ein Nachteil wäre. Meine spä- 
teren Ausführungen bezüglich der Buchführung setzen die Kartothekform der Konten 
und lose Buchungsblätter, die Vorbedingungen jeglicher rationeller Maschinen- 
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428 BerRiırsch: 
verwendung überhaupt, sowie die Erledigung der Arbeiten mit Hilfe der Elliot- 
Fisher-Maschine, der relativ idealen Buchhaltungsmaschine, voraus. 

Eingehend haben sich die dazu berufenen Juristen wie Praktiker mit der ge- 
setzlichen Zulässigkeit dieser Buchführung auseinandergesetzt. Einwände dagegen 
werden nicht mehr erhoben, so daß gesetzliche Nachteile durch ihre Anwendung 
nicht entstehen. Die zwangsläufige Richtigkeit der maschinellen Verbuchung 
mit wohlgeordneten Belegen für jede einzelne Buchung erhöht ihre Beweisfähigkeit. 

Das amerikanische Journal ist für die Maschinenarbeit ungeeignet, da die Ge- 
winnung der Grundbuchung und Konteneintragung in einem Arbeitsgange technisch 
unmöglich ist. Zudem wird eine gute übersichtliche Gliederung der vielen Konten 
eines industriellen Werkes nicht erreicht. 


Durch die Zusammenfassung der Buchungen nach Art des Hinzsystems sucht 
man die Buchungsarbeit zu vereinfachen. Ohne eine Gliederung innerhalb der 
Kontokorrent- und Sachkontenspalten der einzelnen Grundbücher werden sämt- 
liche Geschäftsvorfälle in diese Spalten und gleichzeitig in die untergelegten Konto- 
korrent- und Sachkonten gebucht, die, je nach den für jeden Betrieb zu beobachten- 
den Gesichtspunkten, aufs feinste gegliedert werden, wodurch die detaillierte Gliede- 
rung innerhalb jeder Kontengruppe erreicht wird. Dieses System erfordert jedoch 
zwei Buchungen für jeden Geschäftsvorfall. Soll z. B. gebucht werden Debitoren 
an Banken, so wird zunächst das Konto des Debitors untergelegt und der Debet- 
posten gebucht und dann das Bankkonto untergelegt und der Kreditposten ver- 
bucht. Wird ferner Diskont berechnet, so ist dieser durch eine dritte Buchung auf 
das untergelegte Zinsenkonto einzutragen. 

Zur teilweisen Vermeidung der doppelten Verbuchung jedes einzelnen Ge- 
schäftsvorfalles können im Memorial für Reichsbank, Postscheck und Bank be- 
sondere Spalten eingerichtet werden. Die Tagessummen dieser Spalten werden 
maschinell ohne Durchschrift auf die entsprechenden Konten übertragen, diese 
automatisch saldiert und täglich an Hand des aufgegebenen Kontostandes abge- 
stimmt. 

Eine Vereinfachung des Hinzsystems wird durch das Weglassen der Sach- 
kontenspalte erreicht, so daß sämtliche Kontokorrent- und Sachkontenbuchungen in 
einer Spalte aufgenommen werden. Ihre Gliederung erfolgt ebenfalls in der oben 
dargelegten Weise. Im Gegensatz zu dem Hinzsystem werden auch die Kontroll- 
zwecken dienenden alten Kredit- und Debetsalden nur in eine Spalte eingesetzt. 
Zur Erzielung einer ordnungsmäßigen Kontrolle sind deshalb die Posten ge- 
sondert nach Debet und Kredit, alten Debet- und Kreditsalden zu verbuchen. Zur 
besseren Veranschaulichung dieser Methode ist das Muster eines Rechnungs- 
ausgangsbuches (Abb. 15) sowie der entsprechenden Kontenkarte (Abb. 16) beigefügt. 


Zur Gewährleistung der richtigen exakten Durchschrift auf die Konten müssen 
die vertikalen Spalten und die Zeilenhöhe, also die gesamte Liniatur der Konten 
und Grundbuchblätter, genau übereinstimmen, wie dies an den Musterformularen 
ersichtlich ist. 

Alle diese Methoden weisen jedoch Mängel auf. Es ist nämlich auch bei der 
besten Arbeitsteilung nicht restlos zu vermeiden, daß zugleich mehrere Buchhalter 
z.B. gleiche Sachkonten benötigen, wodurch gegenseitig das Arbeiten aufgehalten 
wird. 

Ein Mittel, diese Kollisionen nach Möglichkeit auszuschalten, ist das Buchen 
der Posten, welche die am meisten wiederkehrenden Sachkonten betreffen, in eine 
besondere Spalte unter’genauer Bezeichnung des Kontos. Sie werden bei Beendi- 
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gung der Buchungsarbeit maschinell zusammengefaßt und täglich in einem Posten 
unter automatischer Saldierung maschinell auf die entsprechenden Konten verbucht, 

Die monatliche Zusammenfassung ‚der spezifiziert gebuchten Beträge in einige 
Hauptkonten ist sehr umständlich. Das ist jedoch m.E. kein großer Mangel, da 
man wohl in den meisten Fällen darauf verzichten kann. 

Eine allgemeingültige Organisationsform der industriellen Buchhaltung auf- 
zustellen, ist unmöglich, da jeder Betrieb seine Eigentümlichkeiten hat, auf die die 
spezielle Organisation Rücksicht nehmen muß. Es ist hier lediglich meine Aufgabe, 
festzustellen, daß nur das Hinzsystem in seinen verschiedenen Abarten trotz seiner 
Mängel für die rationelle Maschinenarbeit in Frage kommt. Sache des Betriebsleiters 
bzw. der zuständigen Personen ist es, die geeignetste Form für den betr. Be- 
trieb zu finden. Die Maschinen können sich jeder betrieblichen Eigentümlichkeit 
anpassen. 

ce) Einfluß auf die Arbeitsteilung. Wie im taylorisierten Produktions- 
prozesse werden die Buchhaltungsarbeiten in ihre einzelnen Bestandteile zerlegt 
und die vorbereitende — geistige — von der ausführenden — mechanischen — 
Arbeit getrennt und dadurch ihre Zuweisung an die dafür geeignetsten Personen 
ermöglicht. 

Die vorbereitende Arbeit erstreckt sich auf das Sammeln der Buchungsunter- 
lagen wie Postscheckabschnitte, Bankaufgaben, ein- und ausgehende Briefe oder 
deren Kopien. Bei schwierigen Buchungen wird der vollständige Buchungssatz 
auf den Belegen vermerkt, oder es werden besondere Buchungsaufgaben ausge- 
schrieben. Die Belege werden nun nach dem Kontenplan geordnet, die dazugehörigen 
Kontenkarten ausgesucht und die Belege nebst den Konten den einzelnen Buch- 
haltern zur Verbuchung übergeben. Da das Heraussuchen der Konten für die rich- 
tige Verbuchung entscheidend ist, überträgt man diese Arbeit, die eine gute Auf- 
merksamkeit und Kenntnis des Kontensystems voraussetzt, qualifizierten Kräften. 
Diese sind gleichzeitig Kontenverwalter und haben darauf zu achten, daß keine 
Karte auf irgendeine Art und Weise in Verlust gerät. Je nach Anzahl der täglichen 
Verbuchungen ist diese Stelle schon in mittleren Betrieben vorteilhaft zu schaffen; 
denn eine dafür verantwortliche Kraft hält besser. Ordnung als die Buchenden 
selbst, die oft absichtlich oder durch Nachlässigkeit die Karten in Unordnung 
bringen und dadurch wertvolle Zeit verlieren. 

Die eigentlichen Buchungsarbeiten sind nur mehr mechanische Handgriffe, die 
allerdings auch Gewissenhaftigkeit und Aufmerksamkeit erfordern, jedoch von ge- 
ringer qualifizierten und daher billigeren Kräften ausgeführt werden können. 

Zur Kontrolle der richtigen Verbuchung, die weiter unten behandelt wird, 
empfiehlt sich, wenn der Umfang der Buchungsarbeiten groß genug ist, die Einrich- 
tung einer besonderen Revisionsstelle. 

dd) Die Technik der Verbuchung. Der eigentliche Buchungsgang ist 
nach Kenntnis der Formulare und der Arbeitsweise der Maschinen vollkommen klar. 

Durch einen Blick auf Buchungsunterlage und Konto überzeugt sich der 
Buchende von der Richtigkeit des Kontos und schiebt es unter oder über den bereits 
eingespannten Buchungsbogen. Gemäß den wiedergegebenen Formularen schreibt er 
das Datum, den letzten Saldo, der von der Karte abgelesen werden kann, die Folio- 
nummer, den Text, die Kontonummer und die Belastung oder die Gutschrift. In 
den einzelnen Wertspalten sind Zählwerke zur Vertikaladdition sämtlicher ver- 
buchten Posten eingestellt. Im Querzählwerk werden automatisch die Posten 
horizontal zu den eingestellten alten Salden addiert oder von ihnen subtrahiert, 
so daß in seinen Schaulöchern der neue Saldo erscheint. Bei dessen Niederschrift 
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geht das Querzählwerk in 0-Stellung zurück, da der Saldo heraussubtrahiert worden 
ist. Dadurch ergibt sich die Richtigkeit der Saldenabschrift. Da die Möglichkeit 
besteht, bei schnellem Arbeiten z.B. restliche „6 0.01 zu übersehen, schlägt man 
zur weiteren Kontrolle nach jeder Buchung die Klartaste an. Da dies im gegebenen 
Falle nicht möglich ist, wird sofort die falsche Abschrift angezeigt. Der Debetsaldö 
wird selbsttätig schwarz, der Kreditsaldo in roter Kursivschrift gedruckt. Die Addi- 
tionen in den einzelnen Zählwerken können unter gleichzeitiger Umstellung auf 
Subtraktion zwecks Kontrolle der richtigen Abschrift als Endadditionen in die ein- 
zelnen Buchungsbogen gedruckt oder als Tagestotale aufgespeichert werden. Durch 
summarische maschinelle Addition bzw. Subtraktion dieser Endadditionen ergibt 
sich die zweite Kontrolle der Richtigkeit der gezogenen Salden. (Siehe Formular 
Abb. 15.) 

Bei den Übertragungen aus der Kasse und dem lNechnungsausgangsbuch, in 
den Fällen also, wo Grundbuchung und Konteneintragung nicht in einem Arbeits- 
sange gewonnen werden, zeigt z.B. die Übereinstimmung der Addition der Rech- 
nungsbeträge im Zählwerk mit der des Rechnungsausgangsbuches die richlige Über- 
tragung sämtlicher Fakturenbeträge. 

ee) Die Vorteile dieser Arbeitsweise. Da Grundbuchungen und Kon- 
teneintragungen bei dieser Buchungsmethode: in einem Arbeitsgange gewonnen 
werden, die Grundbuchung also z.B. die Kopie der Konteneintragung ist, ergibt sich 
zwangsläufig die Übereinstimmung der Buchungen. Die vielen Übertragungsfehler 
sind daher ausgeschlossen, und das oft langwierige, sehr kostspielige Kollationieren 
ist überflüssig. Die Saldierung erfolgt automatisch unbedingt richtig. Die Konten 
sind stets a jour und sofort, ohne daß u. U. ein lange aufhaltendes Nachtragen 
von Posten erforderlich wäre, für alle möglichen Zwecke benutzbar. Außerdem ist 
die Addition der einzelnen Spalten nicht mehr notwendig, da die automatisch sich 
ergebenden Endadditionen nur aus den Zählwerken auf die Journalbogen abge- 
schrieben oder zur Kontrolle der restlosen Verbuchung sämtlicher Posten des Rech- 
nungsausgangsbuches und der Kasse mit diesen entsprechenden Additionen ver- 
glichen werden. 

Die Steigerung der Arbeitsleistung durch diese Arbeitsweise ist augenschein- 
lich. Sie läßt sich jedoch statistisch nicht genau nachweisen, da die meisten 
Firmen die Maschinen nicht restlos ausnutzen bzw. erst in der Umstellung be- 
griffen sind. 

ff) Die tägliche Kontrolle der richtigen Verbuchung. Durch die 
Verbuchung ergibt sich bereits die zwangsläufige Übereinstimmung des neuen 
Saldos und sämtlicher Additionen, so daß die nachträgliche Kontrolle nur die Rich- 
tigkeit der gebuchten Posten und der eingesetzten alten Salden prüft. 

Die bereits bearbeiteten Konten gelangen mit den entsprechenden Buchungs- 
blättern und Buchungsbelegen zur Revisionsabteilung, wo die verbuchten Posten 
und die vorgetragenen alten Salden an Hand der Buchungsbelege bzw. der Konten 
geprüft und abgehakt werden. Eine weitere Kontrolle erübrigt sich. 

Die Kontrollarbeiten können jedoch noch verringert und nur auf das Kolla- 
tionieren der gebuchten Posten beschränkt werden. Dazu richtet man in den 
Grundbuchblättern rechts neben der Spalte — neuer Saldo — noch eine weitere 
Spalte — alter Saldo — ein, worin dieser, unabhängig von der ersten Eintragung, 
nach der Verbuchung jedes Postens geschrieben und in einem weiteren Zählwerke 
addiert wird. Stimmen die Additionen der alten Salden überein, so ist das richtige 
Vortragen dieser Salden, somit auch die Richtigkeit des neuen Saldos ge- 
währleistet. Nach diesen Kontrollen sind Fehler praktisch ausgeschlossen, 
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so daß die Kredit- und Debetsalden der täglichen, wöchentlichen oder monat- 
lichen Saldenaufnahme, die ebenfalls mit Hilfe der rechnenden Schreib- 
maschinen erfolgen, in kürzester Zeit in sich stimmt. In welchem Umfange 
die Maschinenarbeit Fehler verhütet, zeigt Dr. Diedrichs bei der Sparkasse der 
Stadt Köln, wo 15000 Konten bei entsprechender Arbeitsteilung innerhalb weniger 
Stunden mit dem Hauptbuche abgestimmt werden. Langes Fehlersuchen und da- 
durch Verzögerung z.B. der Aufstellung der monatlichen Erfolgsrechnung sind 
ausgeschlossen. 


b) Die Verwendung der Maschinen für Übertragungsarbeiten. 


Auf Grund des bereits Dargelegten. erübrigt es sich, näher auf die maschi- 
nellen Übertragungsarbeiten einzugehen. Die Vorteile der maschinellen Erledigung, 
wie deutliche Zahlen, Übersichtlichkeit, automatische Addition und Saldierung 
sind gegenüber der manuellen Verbuchung große Vorzüge und besonders für die 
Kontrolle der richtigen und restlösen Übertragungen von großer Bedeutung. Gegen- 
über der ersten Methode jedoch sinkt die Gesamtleistung bei nur maschineller 
Übertragungsarbeit um zirka 500%. Unbedingt wird man daher dieses Verfahren 
durch das erste ersetzen. 


2. Die Verwendung für sonstige Buchhaltungsarbeiten. 


Außer den erwähnten Arbeiten sind die rechnenden Schreibmaschinen bzw. 
Addiermaschinen für die vielfältigen Arbeiten in der Buchhaltung zu verwenden, 
z.B. für die Anfertigung der Sammelüberweisungen für das Postscheckamt und die 
Reichsbank, für das Ausschreiben von Kontoauszügen, falls man diese nicht, wenig- 
stens für die größeren Kunden und Lieferanten, als Durchschrift der Kontenein- 
tragungen auf dem dem Konto anhängenden Formular gewinnen will, ferner zur 
Abstimmung des Wechselkontos und zur evtl. Aufteilung des Kontos Diverse. 

Ist die Buchhaltung noch nicht restlos, wie oben besprochen, auf Maschinen- 
arbeit umgestellt, so ist die Verwendung irgendeiner Großadditions- oder rech- 
nenden Schreibmaschine zur Bewältigung der äußerst umfangreichen, zum Teil 
schon vorher erwähnten Additionsarbeiten, ein dringendes Gebot rationeller Arbeits- 
weise. 

Der Vorteil der Maschinenarbeit besteht hier in der richtigen, selbsttätigen, 
mit der Niederschrift der Zahlen verbundenen Addition, so daß zur Kontrolle bzw. 
zur Beseitigung von Unstimmigkeiten nur die einzelnen Beträge zu kollationieren 
sind. Nachadditionen sind überflüssig. 

Zum Nachprüfen der Zins-, Provisions- und Devisenabrechnungen, zur Auf- 
stellung von Diskontrechnungen für die Reichsbank, zum Umrechnen der Beträge 
fremder Valuten auf ein- oder ausgehenden Rechnungen usw. ist die Verwendung 
einer Multiplikationsmaschine vorteilhaft, da sie von vieler ermüdender Geistes- 
arbeit befreit und die Arbeitsleistung bedeutend steigert. 

Das im Vorhergehenden geschilderte Buchhaltungssystem und Buchungsver- 
fahren läßt sich, falls Geschäfts- und Betriebsbuchhaltung getrennt sind, auch bei 
entsprechender Organisation auf diese anwenden, so daß ein Eingehen darauf nicht 
notwendig ist. | 


Fortsetzung folgt. 
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Es wird mir schwer, mich mit der eigentümlichen Logik des Verf. abzufinden. 
Es sei ihm, sagt er z.B. im Vorwort, eine besondere Freude, einiges aus dem „Be- 
reich seiner außerordentlich reichen Erfahrungen, besonders aus der „Preiswucher- 
praxis“, die er seinerzeit in einem Büchlein über die „Kaufmännische Kalkulation 
nach den Grundsätzen der Preistreibereiverordnung‘ niedergelegt habe, nunmehr in 
diesem Zusammenhange erneut zur Veröffentlichung bringen zu können. Ich verstehe 
nicht recht, was daran für eine besondere Freude ist, und verstehe noch weniger, 
was ihn hinderte, sich die Freude durch eine neue Auflage des alten Büchleins zu 
jeder früheren Zeit zu machen. Ich denke immer, daß das, was man drucken 
läßt, einen Sinn haben soll. 

Nicht einverstanden bin ich mit dem Verf, daß das Büchlein von ‚„neuzeit- 
lichem Geiste getragen“ sei. Es ist im Gegenteil sein auffälliger Fehler, daß der Verf. 
von diesem Geiste gar zu wenig merken läßt. 

In einem grundlegenden Teile spricht der Verf. in einer ziemlich an der 
Oberfläche hinhuschenden Weise von der Vorkalkulation und Nachkalkulation, 
letztere lediglich als Preiskalkulation und in der Form der Zuschlagskalkulation 
sehend. Bei der Betrachtung der Kostenelemente plädiert der Verf. für eine rein- 
liche Scheidung der Betriebs- und Vertriebskosten mit Rücksicht auf die verschie- 
dene Zuschlagsgrundlage; eine scharfe Prüfung der Frage der Zuschlagsgrundlagen 
findet jedoch nicht statt. Die Ausführungen über die Abschreibungen enthalten 
Ausführungen, die als für einen modernen Betriebswirtschaftler durchaus rück- 
ständig anzusprechen sind; dieser Eindruck wird auch nicht verwischt durch den 
richtigen Hinweis, daß die zu kleinen Abschreibungen der bilanzmäßigen Erfolgs- 
rechnung, sofern die Objekte zu stark heruntergeschrieben sind, kalkulatorisch nicht 
verwendbar sind. Bei der Untersuchung über die Berechnung des Verkaufspreises 
kommen die alten Fragen der Wucherprozesse, wie weit Unternehmerlohn, Zinsen 
und besonders die verschiedenen Risikoprämien zu rechnen sind, zu erneuter Be- 
sprechung. Das Kapitel über das Verhältnis der Kalkulation zur Buchhaltung ist 
einseitig durch die Verhältnisse der Maschinenfabriken beherrscht. Ein Gutachten 
in einer Preiswucherstrafsache und die Alsbergschen Preisaufschlagsprozente be- 
schließen das Büchlein. 

Das Buch wird sicherlich schon, infolge des Titels seine Käufer finden, mag 
auch dem einen oder anderen Praktiker einiges Neue sagen; fachwissenschaftlich 
bringt es in keiner Weise Bereicherung und verdient nicht, unter den fachwissen- 
schaftlichen Werken genannt zu werden. Schmalenbach. 


Stein, Dr. Wilhelm, Diplomkaufmann, Frankfurt a.M. Valutarisiko und Siche- 
rung der Unternehmung. Betriebs- und finanzwirtschaftliche Forschungen, 
‚herausgegeben von Prof. Dr. F. Schmidt. II. Serie, Heft 11. Berlin C2, In- 
dustrieverlag Spaeth & Linde. 75 Seiten. Preis M 3.—. 
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B. Die Verwendung in der Verkaufsabteilung. 


Die mit der Rechnungsausstellung verbundenen Rechenarbeiten gehören allen 
vier Spezies an. Die Verwendung einer geeigneten Maschine zur Erledigung sämt- 
licher Rechenarbeiten, besonders in einem Betriebe mit vielen Rechnungsausgängen, 
steigert die Leistungsfähigkeit der Rechnungsabteilung erheblich und vermindert 
die Kosten für Zeit und Material. Wie groß sind z.B. heute noch in vielen Betrieben 
diese Kosten beim Ausschreiben der Rechnungen mit der Hand oder mit der 
Schreibmaschine, wobei durch falsche Additionen, Subtraktionen und Multipli- 
kationen unzählige Rechnungsformulare in den Papierkorb wandern! 

Das Ausschreiben der Rechnungen allein bildet noch nicht den größten Vor- 
teil der rechnenden Schreibmaschinen, deren Anwendung in der Rechnungsabteilung 
wir vorerst betrachten wollen. Er ist auf zweifache Art zu erreichen. Die Vorteile 
der beiden Verfahren sind dabei die gleichen. Welches nun im einzelnen ange- 
wandt wird, hängt von der speziellen Organisation ab. 

Bei dem einen Verfahren werden die Rechnungen und das Rechnungsausgangs- 
buch gleichzeitig ausgeschrieben, wodurch die Grundbuchung mit dem Rechnungs- 
betrage zwangsläufig übereinstimmt. Auf die gleichzeitige Konteneintragung muß 
aus technischen und organisatorischen Gründen verzichtet werden. Die Buch- 
haltung überträgt an Hand der ihr täglich abgeschlossen zu übergebenden Grund- 
buchblätter die Posten auf die entsprechenden Konten. 

Bei der zweiten Methode wird auf die Grundbuchung im Rechnungsausgangs- 
buch beim Ausschreiben der Rechnung verzichtet. Die Rechnungskopien werden 
dann tageweise geordnet und geheftet. Die gleichzeitig mit dem Ausschreiben der 
Rechnungen automatisch erhaltene Gesamtaddition sämtlicher Rechnungsbeträge 
pro Tag wird auf einem besonderen Blatte den Rechnungskopien vorgeheftet. Diese 
werden so geordnet der Buchhaltung übergeben, die an Hand dieser Kopien das 
Rechnungsbuch ausschreibt und gleichzeitig durch Unterlegung der entsprechenden 
Konten die Konteneintragungen erhält. Dadurch ist die zwangsläufige Übereinstim- 
mung von Grundbuchung und Konteneintragung gegeben. Die Übereinstimmung des 
Additionsergebnisses in dem Zählwerke, das sämtliche Rechnungsbeträge auf- 
addiert, mit dem von der Verkaufsabteilung aufgegebenen beweist die restlose und: 
richtige Verbuchung sämtlicher Rechnungsbeträge. | 

Für diese Arbeiten kamen bis jetzt vorzugsweise die rechnenden Schreib- 
maschinen in Betracht. Da sie jedoch nur addieren und subtrahieren, die notwen- 
digen Multiplikationen und Divisionen also manuell bzw. maschinell mit einer be- 
sonderen Multiplikationsmaschine ausgeführt werden müssen, sind Rechenfehler 
nicht ausgeschlossen. Die automatische sichere Addition der einzelnen Posten jeder 
Rechnung sowie der gesamten täglichen Rechnungsbeträge ist jedoch gegenüber der 
früheren Arbeitsweise schon als ein großer Vorteil zu buchen. Die Kontrolle er- 
streckt sich nur noch auf das richtige Einsetzen der Rechnungsposten und auf die 
Richtigkeit der Multiplikationen. 

Von den Vertriebsfirmen der rechnenden Schreibmaschinen wird noch ihre 
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besondere Eignung für die Aufstellung einer Verkaufsstatistik als besonderer Vor- 
zug gerühmt. 

Je nach Anzahl der Fabrikate oder Fabrikategruppen können besondere stati- 
stische Spalten eingerichtet und die entsprechenden Rechnungsbeträge darin ein- 
gesetzt werden. Die auf diese Spalten eingestellten Zählwerke, deren mögliche An- 
zahl auch die Höchstzahl der Spalten darstellt, übernehmen die vertikale Addition. 

Abgesehen davon, daß die meisten Unternehmungen eine große Anzahl von 
Erzeugnissen herstellen, zu deren Statistik die begrenzte Spaltenanzahl nicht aus- 
reicht, ist diese Statistik, wie man sofort erkennt, sehr mangelhaft. Eine gleich- 
zeitige geographische usw. Unterteilung ist nicht möglich, weshalb sie fast völlig 
wertlos ist. Eine brauchbare Statistik ist daher trotz Verwendung dieser Maschinen 
nur durch bedeutendes Mehraufgebot von Arbeit möglich und wird oft erst dann 
fertig, wenn sie bereits überholt und wertlos ist. Der bedeutenden Mehrkosten 
wegen, die die mit der Statistik verbundene vielfältige Sortier- und Additionsarbeit 
erfordert, verzichtet man darauf und somit auf viele wertvollen Erkenntnisse. Die 
rechnenden Schreibmaschinen kommen also, abgesehen von der Nichteignung für 
statistische Zwecke, bei weitem nicht dem Ideal einer guten Fakturiermaschine nahe. 

Die beste Fakturiermaschine ist die Burroughs-Fakturiermaschine. Sie ermög- 
licht das Ausschreiben jeder Faktura in einem Zuge, wie das bereits eingangs ge- 
zeigte Beispiel dartut. Jedes Ablesen irgendeines Rechenergebnisses aus dem Zähl- 
werke fällt fort, da es durch Hebeldruck sofort automatisch geschrieben wird, was 
die Sicherheit und Schnelligkeit der Arbeit bedeutend steigert. Ein Beispiel der 
Steigerung der Arbeitsleistung mit Hilfe dieser Maschine habe ich früher gegeben. 

Das Prüfen der ausgehenden Rechnungen erstreckt sich meistens nur auf das 
richtige Einsetzen der Mengen und der Einzelpreise. Da diese gleichzeitig mit der 
Niederschrift z.B. als Multiplikand und Multiplikator geschaltet werden, ergibt sich 
zum Teil zwangsmäßig die Richtigkeit des Rechnungsergebnisses. Wo diese Zwangs- 
läufigkeit fehlt, und das erkennt ein guter, geübter Prüfer sofort, setzt die Kontrolle 
mit Hilfe der Maschine ein. 

Die Maschine ist bei jeder der vorhin gekennzeichneten beiden Arbeitsweisen 
verwendbar. 

Infolge der geringen Anzahl Zählwerke kann die Maschine in höchstens 4 stati- 
stischen Spalten addieren. Das vorhin bezüglich der Statistik Gesagte gilt deshalb 
auch hier. Selbstredend ist diese Maschine, wie auch die rechnenden Schreib- 
maschinen, für die gesamte Rechenarbeit einer nachträglich anzufertigenden Stati- 
stik verwendbar. 

C. Die Verwendung in der Lohnbuchhaltung. 


Die hauptsächlichsten mit der Aufstellung der Lohnbücher und Lohnlisten ver- 
bundenen Rechenarbeiten sind Addieren, Subtrahieren und Multiplizieren, wie das 
aus dem früher gegebenen Rechenbeispiele der Additionsmaschinen ersichtlich 
ist. Die Lohnausrechnung für jeden Arbeiter erfordert Multiplikationen, Quer- 
additionen und Quersubtraktionen, außerdem sind die Betragsspalten der Lohn- 
liste vertikal aufzuaddieren und maschinell abzustimmen. 

Eine Maschine, die sämtliche Rechenarbeiten ausführt, haben wir nicht. Die 
rechnenden Schreibmaschinen können infolge der vielen Zählwerke die vertikale 
und horizontale Addition und Subtraktion erledigen, jedoch nicht die Multiplikations- 
arbeit, die zweckmäßig bei größerer Arbeiterzahl mit Hilfe einer Multiplikations- 
maschine vorgenommen wird. 

Die für diese Rechenarbeit ideale Maschine wäre die Burroughs-Fakturier- 
maschine, falls sie mehr Zählwerke zur Vertikaladdition besäße. 
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Es ist bereits ein großer Vorteil hinsichtlich Schnelligkeit und Sicherheit der 
Lohnrechnung, daß man die gesamte Additions- und Subtraktionsarbeit den rech- 
nenden Schreibmaschinen übertragen kann. 

Rationellerweise wird man auch in einem Arbeitsgange bei der Verwendung 
entsprechend normalisierter Formulare mit der Lohnliste die Eintragung auf das 
Lohnkonto eines jeden Arbeiters und seine spezifizierte Lohnabrechnung gewinnen. 
Die letzte kann z.B. auf einem perforierten Bogen, von dem sie leicht abtrenn- 
bar und auf die Lohntüte zu kleben ist, oder auf die untergeschobene Lohntüte 
erfolgen. 

Die Lohnarbeiten werden vorzugsweise mit den rechnenden Schreibmaschinen 
erledigt. Die Elliot-Fisher-Maschine gestattet gegenüber den anderen rechnenden 
Schreibmaschinen infolge ihrer größeren Durchschlagskraft eine größere Arbeits- 
zusammenfassung. Gleichzeitig mit der Erledigung obiger Arbeiten erhält man durch 
Unterlegen der entsprechenden Formulare die Aufstellung der Abzüge für die 
Krankenkasse, die Invaliden- und die Altersversicherung und für die Steuerbehörde. 

Eine systematische Gliederung der Lohnaufstellungen kann mit Rücksicht auf 
die Statistik z. B. nach Betriebsabteilungen, Meistern leicht erfolgen. Eine voll- 
kommene Lohn- und Arbeiterstatistik erfordert aber auch hier eine große Sortier- 
und Additionsarbeit, die mit bedeutenden Kosten verbunden ist, weshalb man sehr 
oft darauf verzichtet. 

Der große Vorteil der vorgeschilderten Arbeitsweise ist gegenüber der früheren 
umständlichen und daher zeitraubenden Rechen- und Schreibarbeit ganz bedeutend, 
Statistisch ist die Ersparnis an Personal in einem bestimmten Betriebe mit 500% 
festgestellt worden. 

In der Gehaltsabteilung sind die Maschinen mit demselben Erfolge einzusetzen, 
da die Arbeiten hier dieselben sind. 


D. Die Verwendung zum Prüfen der eingehenden Rechnungen. 


Das Nachprüfen, speziell das rechnerische Nachprüfen der vielen in einem 
großen Betriebe eingehenden Rechnungen verursacht erhebliche Rechenarbeit, 
wodurch dieses Prüfen bei mangelhafter Arbeitsverteilung oft verzögert wird und 
sich ganze Stöße unerledigter Rechnungen ansammeln. Die richtige Gelddisposition 
wird dadurch unmöglich, und es treten leicht Verluste wegen verspäteter Mängel- 
rüge ein. Die gesetzlichen Bestimmungen des HGB. bezüglich der Frist für die 
Mängelrüge faßt man im allgemeinen noch zu leicht auf. Die sofortige Untersuchung 
und Mängelrüge, wie sie das HGB. fordert, setzt u.a. die schnellste rechnerische 
Nachprüfung voraus. Sie wird am besten und billigsten mit geeigneten Maschinen 
erreicht. 

Wie bei der Rechnungsausstellung sind auch hier Multiplikationen, Additionen 
und Subtraktionen die meist vorkommenden Rechenarbeiten, wofür die auch be- 
quem addierenden Multiplikationsmaschinen hauptsächlich in Betracht kommen. 


E. Die Verwendung in der Betriebs- und Lagerbuchhaltung und in der 
Kalkulation. 


In die Lagerbuchhaltung gelangt täglich eine große Zahl Materialentnahme- 
scheine, die nach Materialarten zu ordnen, zu bewerten und den entsprechenden 
Materialkonten mengen- und betragsmäßig abzubuchen sind. Die Materialeingänge 
werden an Hand der geprüften Originalfakturen mengen- und betragsmäßig zuge- 
schrieben, die Mengen- und Betragssalden sowie der Durchschnittspreis errechnet. 
Eine bedeutende Additions-, Subtraktions-, Multiplikations- und Divisionsarbeit ist 
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damit verbunden, zu deren relativ schneller und sicherer Erledigung man sich der 
Additions- und Multiplikationsmaschinen bedient. 

Die Lagerbuchhaltung übergibt die bewerteten Entnahmescheine der Kalkula- 
tion, Hier werden sie nach Kommissionsnummern geordnet, aufaddiert und die Be 
träge den entsprechenden Kommissionsnummern belastet. Analog wird auch mit 
den Löhnen verfahren. Eine ungeheuere Sortier- und Additionsarbeit ist also auch 
hier zu bewältigen. Die Letzte überträgt man in zunehmendem Maße den Addier- 
maschinen. | 

Die Lohnzettel und Materialentnahmescheine gelangen schließlich in die Be- 
triebsbuchhaltung, wo sie, nach deren Konten geordnet, aufaddiert und gebucht 
werden. Mehr und mehr übernehmen auch hier die Additionsmaschinen die vielen 
Additionsarbeiten. 

Eine der wichtigsten Aufgaben der Betriebsbuchhaltung ist die Ermittlung des 
Zuschlagsatzes für die Selbstkostenrechnung, womit ebenfalls erhebliche Rechen- 
arbeit verbunden ist, zu deren Erledigung eine Multiplikationsmaschine gute 
Dienste leistet. 

In der Regel liegt der Betriebsbuchhaltung die Fertigstellung der Inventur ob. 
Für die Errechnung des Inventurbetrages jeder Materialart auf Grund ihres Einheits- 
preises und für die vertikale Addition sämtlicher Inventurposten ist die Burroughs- 
Fakturiermaschine die ideale Maschine, da sie alle notwendigen Rechenarbeiten 
ausführen kann. Aber auch eine andere Multiplikationsmaschine in Verbindung 
mit einer rechnenden Schreibmaschine leistet gute Dienste. 


F. Die automatische Lohn- und Materialverrechnung unter gleichzeitiger 
Gewinnung der Unterlagen für die Statistik. 


Es ist die vornehmste und dringendste Pflicht eines jeden Organisatiors, diese 
mechanischen Verrechnungsarbeiten restlos hierfür geeigneten Maschinen, wie den 
Hollerith- und Powers-Maschinen, zu übertragen. Nur mit Hilfe dieser Maschinen 
werden die Arbeiten vollständig, soweit überhaupt menschliche Arbeitskräfte ausge- 
schaltet werden können, mechanisiert, sicher und mit dem geringsten Aufwande an 
Kosten in kürzester Zeit erledigt. 

Die Hollerith-Abteilung, die in der Regel aus drei bis vier Lochkräften, einer 
Kraft zur Bedienung der Maschinen und einem Vorsteher, besteht, ist der Mittel- 
punkt des geschlossenen Systems der Material- und Betriebsbuchhaltung, der 
Selbstkostenrechnung und der Statistik. Den Ausdruck Hollerith gebrauche ich in 
den folgenden Ausführungen der Einfachheit halber, doch schließt er in allen seinen 
Variationen gedanklich auch die Powers-Maschine ein, da sie, wie ich früher dar- 
gelegt habe, für dieselben Arbeiten zu verwenden ist. 


1. Die Lohnverrechnung. 


a) Einfluß auf die Organisation. Normen für die Maschinenarbeit auf- 
zustellen ist auch hier unmöglich, da sie der Eigenart eines jeden Betriebes ange- 
paßt sein muß. Ihre Einführung setzt die genaue Kenntnis der Organisation voraus. 
Eine gewisse Erfahrung innerhalb eines Betriebes ermöglicht jedoch erst die rest- 
lose Ausnutzung der Maschine; denn sie vermittelt erst neue Einsichten über Ver- 
wendungs- und Kontrollmöglichkeiten. Besonders auf die Kontrollmöglichkeiten 
muß die Organisation von Anfang an Rücksicht nehmen. 

Die folgenden Darlegungen sind nicht erschöpfend, sondern stellen nur einige 
charakteristische Verwendungsmöglichkeiten dar. 

Die Lochkarten haben zur besseren Unterscheidung der Zwecke, denen sie 
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dienen, eine besondere Kopffärbung. Die der Lohnverrechnung dienende Loch- 
karte hat folgende Spalteneinteilung: 


Monat 1 Klasse 4 
Werkstatt 2 Maschinenstunden 5 
Arbeitsart 2 Normalstunden 5 
Arbeiterkontrollnummer 4 Überstunden 3 
Bestellnummer 6 Lohnsatz 2 
Maschinennummer 4 Verdienst 7 


Die Gewinnung der zur Lochung notwendigen Angaben verlangt eine master- 
gültige Organisation. 

Das Erfassen der Arbeits- und Maschinenzeit jedes Arbeiters und jeder in An- 
spruch genommenen Maschine für jede einzelne Bestellnummer und Unkosten- 
nummer ist äußerst schwierig, besonders wenn für eine Bestellnummer täglich 
von einem Arbeiter mehrere Maschinen benutzt werden, oder wenn die Arbeiter 
täglich für mehrere Bestellnummern arbeiten. Ein klar durchdachtes Formular- 
wesen ist Voraussetzung für die Gewinnung der notwendigen Unterlagen. Über- 
haupt muß diese Orkahmation schon eine teilweise Verwirklichung des Taylor- 
systems sein. Näher darauf einzugehen, liegt außerhalb des Rahmens dieser Arbeit. 

Zweckmäßig wird die Gliederung der Bestellnummern mit der Kontengliederung 
der Betriebsbuchhaltung dergestalt verbunden, daß eine Bestellnummergruppe ein 
Konto der Betriebsbuchhaltung ergibt, wie dies auch in dem zu besprechenden 
Beispiele der Fall ist. 

Dieser Kontenschlüssel muß mit der größten Sorgfalt und Sachkenntnis ange- 
fertigt sein, denn von ihm hängt die Verfeinerung der Selbstkostenrechnung ab. 
Die noch so spezifizierte Unterteilung der Konten ist für die Schnelligkeit der 
maschinellen Erledigung von nebensächlicher Bedeutung. 

Die Nummern von 1—2000 kennzeichnen z.B. die immer wiederkehrenden 

Unkosten, die im Interesse einer genauen Unkostenbeobachtung und Ermittelung 
eines guten Zuschlagsatzes wieder sehr spezifiziert sind, z. B. nach Transportlöhnen, 
Löhnen für Aufräumungsarbeiten, Instandhaltung von Werkzeugen und Maschinen 
unter gleichzeitiger Unterteilung nach Betriebsabteilungen. Die Nummern von 
2000—10000 bezeichnen die eigenen Reparaturen und Neuanfertigungen für den 
eigenen. Betrieb mit Unterteilung für jede Betriebsabteilung. Die Nummern über 
10000 spezifizieren die für den Verkauf herzustellenden Erzeugnisse nach bestimm- 
ten Fabrikatgruppen, die gleichzeitig die Betriebsabteilungen kennzeichnen. Die 
Unkostennummern und die Bestellnummergruppen sind zugleich Konten der Be- 
triebsbuchhaltung. Sämtliche Nummern, ob Unkosten- oder eigentliche Bestell- 
nummern, bezeichne ich im Folgenden als Bestellnummern. 
Ä Die Erfassung der Maschinenkosten zur Verteilung auf die einzelnen Bestell- 
nummern erfordert eine Klassifizierung sämtlicher Arbeitsmaschinen nach Un- 
kostensätzen, die sich aus der Division der Anschaffungskosten durch die geschätz- 
ten Lebensdauerstunden ergeben und durch die Lochung der Karte in Spalte 
„Klasse“ gekennzeichnet werden. Die Nummern wie die Unkostenklasse jeder 
Maschine müssen für den Arbeiter leicht lesbar an der einzelnen Maschine ange- 
bracht sein. 

Die Spalteneinteilung erfordert außerdem eine gute Einteilung der Betriebe 
nach Werkstätten und eine genaue Spezifikation der Arbeiten nach Arbeitsarten 
innerhalb jeder Werkstätte. Meistens wendet man zur Nummerngabe das dezimale 
Zahlensystem an, wie das später bei der Materialbezeichnung am besten ersicht- 
lich ist. | 


438 A. Kirsch: 


Die bloße Ausarbeitung einer derartigen Organisation genügt jedoch nicht, son- 
dern die Notwendigkeit des peinlich gewissenhaften Ausfüllens der Formulare, 
wobei die Schreibarbeit des Arbeiters möglichst gering sein soll, muß sämtlichen 
Stellen, Arbeitern, Meistern und Angestellten zur strengsten Pflicht gemacht werden.- 

b) Die Errechnung des Bruttolohnes. Täglich werden an Hand der 
Originallohnunterlagen, die sämtliche auf der Lohnkarte zu vermerkenden An- 
gaben, wie Arbeiterkontrollnummer, Bestellnummer, Maschinennummer, Maschinen- 
unkostensatz, Maschinen- und Arbeitsstunden, und den ausgerechneten Bruttolohn 
enthalten müssen, in den Werkstattlohnbureaus auf die dort geführten Bruttolohn- 
listen der Arbeiter übertragen. Die Spalten: Bestellnummer, Maschinennummer, Ma- 
schinen- und Normalstunden und Bruttoverdienst werden am Ende der Lohnperiode 
aufaddiert, sämtliche Lohnlisten meisterschaftsweise und innerhalb der Meister- 
schaften nach Arbeiterkontrollnummern geordnet, ebenfalls aufaddiert und nebst 
den gleichfalls lohnlistenweise geordneten Unterlagen der Hollerithabteilung über- 
geben. Diese locht nun in derselben Ordnung an Hand der Originalbelege, also der 
Lohnkarten, die Lochkarten aus und schickt sie meisterschaftsweise durch die 
Tabelliermaschine. Das Resultat für jeden Arbeiter wird besonders gedruckt. 
Die Maschine zeigt dabei folgende Zählerschaltung: 


Bestellnummer 1. Zählwerk 
Maschinennummer 2. h 
Maschinenstunden 3. a 
Normalstunden +, 5 
Verdienst 5. N 


Die Endadditionen müssen mit den Gesamtadditionen der Lohnlisten der 
einzelnen Meisterschaften übereinstimmen. Bei Nichtübereinstimmung sind die 
Fehler infolge der Ordnung der Belege nach Kontrollnummern durch Kollationieren 
leicht festzustellen. Die Übereinstimmung der Additionen gewährleistet die Richtig- 
keit der Eintragung in die Bruttolohnlisten, ihre richtige Addition und die Richtig- 
keit der Lochung, die die Grundlage für alle weiteren Arbeiten ist und daher unbe- 
dingt richtig sein muß. Zu späteren Kontrollzwecken notiert sich die Hollerith- 
abteilung zweckmäßig in ein besonderes Buch die Additionen der Löhne, Ma- 
schinen- und Normalstunden jeder einzelnen Meisterschaft, faßt diese zunächst für 
jede Betriebsabteilung, und diese dann für den ganzen Betrieb mit Hilfe einer 
Additionsmaschine zusammen und vermerkt diese Summen ebenfalls sinngemäß in 
der Aufstellung. 

Fehler des Werkstattlohnbureaus bei der Lohnausrechnung werden dadurch 
jedoch nicht aufgedeckt. Deshalb werden die Lochkarten von der Sortiermaschine 
nach Lohnsätzen geordnet und von der Tabelliermaschine die Stundenzahl und der 
Bruttolohn addiert. Durch summarische Multiplikationen des Lohnsatzes mit der 
Stundenanzahl erhält man die Kontrolle der Richtigkeit des eingesetzten Lohn- 
betrages. 

Die Bruttolohnaufstellungen jeder Meisterschaft gelangen nun, nachdem sie 
vollständig fehlerlos sind, zur Zentrallohnbuchhaltung, die die Abzüge ermittelt und 
den auszuzahlenden Nettolohn eines jeden Arbeiters errechnet. 

Die Errechnung des Nettolohnes kann nun auf die bereits besprocheng 
oder auf eine andere Art geschehen, auf die ich später zurückkomme. 

Die Lochkarten haben für die Lohnbuchhaltung ihren Zweck, die Prüfung der 
Lohnlisten der Werkstattlohnbureaus und die Aufstellung der Bruttolohnlisten für 
jede Meisterschaft, erfüllt und kommen für sie nicht mehr in Frage. 
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c) Die Scheidung in produktive und unproduktive Löhne. 
Nachdem die Richtigkeit der Lochkarten geprüft ist, beginnt ihre Auswertung für 
die Selbstkostenrechnung, Betriebsbuchhaltung und Statistik nach einem bestimmten 
Systeme, damit der Zeitersparnis halber unnötige, vollständige Umsortierungen ver- 
mieden werden. 

Die nach Meisterschaften geordneten Karten werden innerhalb dieser Ordnung 
nach produktiven und unproduktiven Löhnen auf Grund der erwähnten Nummern- 
einteilung geordnet. Die Tabelliermaschine ist nur für die Gesamtaddition, also 
nicht für den Druck sämtlicher Karten, wie folgt geschaltet: 


Kartenzähler 1. Zählwerk 
Löhne produktive 2 
unproduktive Z 
Stunden produktive 3 
unproduktive 2 
Maschinenstunden produktive 4 
unproduktive 2 


Die Endsummen der produktiven und unproduktiven Löhne, Normal- und 
Maschinenstunden müssen denen der ersten Aufstellung gleich sein. Die Zusammen- 
fassung der Additionen der einzelnen Meisterschaften innerhalb einer Betriebs- 
abteilung und deren Zusammenfassung für den ganzen Betrieb kann mittels einer 
Additionsmaschine oder mit Hilfe von neugelochten Karten erfolgen. In diesem Falle 
wären also die Summen jeder einzelnen Meisterschaft neu zu lochen und nach 
Betriebsabteilungen zu tabellieren. Die Ergebnisse der einzelnen Betriebsabteilungen 
wären ebenfalls in Karten zu lochen. Ihre Tabellierung ergäbe die Aufstellung der 
produktiven und unproduktiven Löhne, der Arbeits- und Maschinenstunden für den 
ganzen Betrieb. 

Die statistische Abteilung erhält diese sämtlichen Aufstellungen als Unter- 
lage zur Anfertigung folgender Statistiken: Verteilung der produktiven und unpro- 
duktiven Löhne, der Arbeits- und Maschinenstunden auf jede Meisterschaft, jede 
Betriebsabteilung und auf den ganzen Betrieb, um an Hand früherer Feststellungen 
z. B. die Höhe der produktiven und der unproduktiven Löhne jeder einzelnen 
Meisterschaft, jeder Betriebsabteilung und des ganzen Betriebes zu vergleichen und 
den Ursachen der wesentlichen Veränderungen nachzugehen. Ferner ist aus dieser 
Statistik der Beschäftigungsgrad jeder Meisterschaft und Betriebsabteilung leicht er- 
ersichtlich. 

d) Die Ermittlung der von jeder Maschine in jeder Unkosten- 
klasse geleisteten Stunden. Die Karten werden nun nach Betriebsabtei- 
lungen, innerhalb dieser nach Maschinenklassen und innerhalb der Maschinen- 
_ klassen nach Maschinennummern geordnet. Die Tabelliermaschine ist zur Addi- 
tion wie folgt geschaltet: | 


Maschinennummer 1372: 
Betriebsabteilung 2% 
Maschinenklasse I 
Maschinenstunden per Maschinen-Nummer 3. Z. 
Gesamtstunden per Klasse 4. 2. 

2 „  Betriebsabilg. AR 


Die Maschine liefert selbsttätig die Aufstellung der geleisteten Maschinenstunden 
jeder Maschine, jeder Unkostenklasse und Betriebsabteilung. Die Richtigkeit der 
Liste ergibt sich aus der Übereinstimmung der Anzahl der Maschinenstunden mit 
der Anzahl der ersten Liste. Ist diese Übereinstimmung festgestellt, so erhält die 


440 H. Kirsch: 


statistische Abteilung diese Aufstellung zur Eintragung der Ausnutzungszeiten jeder 
Maschine in die betreffende Maschinenkarte. Durch ihre zweckmäßige Anlage 
sind diese Eintragungen mit den früher erfolgten sofort vergleichbar. Wird eine 
Maschine weniger ausgenutzt, so werden: die Ursachen erforscht, die entweder . 
mangelhafte Arbeitsteilung, Verzögerung der Reparatur, oder veraltete, weniger 
leistungsfähige und daher immer weniger benutzte Maschinen sind. Derartige 
Mißstände, die sehr häufig vorkommen, können auf diese Weise leicht festgestellt 
und dann beseitigt werden. 

e) Aufteilung der Löhne nach Bestellnummern. Sämtliche Karten 
werden jetzt nach Bestellnummern durch die Sortiermaschine geordnet und von 
der Tabelliermaschine mit folgender Zählwerkseinstellung addiert: 


Bestellnummer 1. Zählwerk 
Lohn Hi n 
Gesamtlohn 3. = 


Diese Gesamtlohnsumme muß mit der zuerst festgestellten übereinstimmen. 
Diese Aufstellung ist die Verteilung der Löhne auf jede einzelne Bestellnummer, 
die die Kalkulation als Unterlage zur Belastung der entsprechenden Bestellnummern 
erhält. 


f)} Aufteilung der Maschinenstunden nach Bestellnummern. 
Die Karten werden nun innerhalb der Bestellnummern nach Maschinenklassen 
geordnet. Die Tabelliermaschine addiert mit folgender Zählereinstellung: 


Bestellnummer Lu2: Stunden pro Klasse 3. Z. 
Maschinenklasse 2. 2. Gesamtstunden 4. 2. 


Die Gesamtstundenzahl muß sich ebenfalls mit der zugrundegelegten Stunden- 
zahl decken. Auch diese Liste, die die Verteilung der Maschinenstunden getrennt 
nach Bestellnummern und Maschinenkostenklassen zeigt, erhält die Kalkulations- 
abteilung zur entsprechenden Belastung der einzelnen Bestellnummern. Die Er- 
rechnung der Unkostenbeträge für jede Bestellnummer erfolgt an Hand einer Un- 
kostensatzliste mit Hilfe einer Multiplikationsmaschine. 

g) Die Aufteilung der Löhne und Maschinenstunden nach Kon- 
ten der Betriebsbuchhaltung. Sämtliche Karten werden jetzt nach den 
Konten der Betriebsbuchhaltung zusammengefaßt und in derselben Ordnung wie 
oben durch die Tabelliermaschine geschickt. Die Zähler sind wie folgt ge- 
schaltet: 


Konto A, 
Löhne HA 
Gesamtlohn 392. 


Stimmt der Gesamtlohn mit dem zuerst ermittelten überein, so erhält die Be-- 
triebsbuchhaltung die Aufstellung zur Verteilung der Löhne auf die. betreffenden 
Konten. 

In derselben Ordnung werden die Karten nochmals durch die Tabellier- 
maschine geschickt. Sie zeigt nun folgende Zählerschaltung: 


Konto A Gesamtstunden pro Konto 4. Z. 
Maschinenklasse re Gesamtstunden 5. zZ. 
Stunden pro Klasse 3.2. 


Die Gesamtstundenzahl muß sich mit der ersten decken. An Hand dieser 
Aufstellung verbucht die Betriebsbuchhaltung, nachdem, wie vorhin in der Kal- 
kulation, die Unkostenbeträge errechnet sind, diese auf die entsprechenden Konten. 
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h) Die Aufteilung der Löhne und Stunden nach Arbeitsarten. 
Die Kalkulation belastete auf Grund der Lohnaufstellungen die einzelnen Bestell- 
nummern summarisch. Es ist aber von großer Wichtigkeit, den Entfall an Löhnen, 


‚Normal- und Maschinenstunden für jede einzelne Arbeitsart auf jedes fertiggestellte 


Produkt festzustellen, um durch Vergleiche mit früheren Aufstellungen Schlüsse 
auf die Wirtschaftlichkeit der Arbeit und auf die Höhe der Löhne ziehen zu können. 
Zu diesem Zwecke werden sämtliche Lochkarten eines fertiggestellten Produktes 
nach Arbeitsarten geordnet und von der Tabelliermaschine addiert. Die Zählwerks- 
einstellung ist folgende: 


Bestellnummer 12. Maschinenstunden 77 
Arbeitsart DZ, Normalstunden 5.2. 
Lohn 3. zZ: 


Stimmt der Gesamtlohnbetrag der so erhaltenen Aufstellung, die die Verteilung 
der Maschinen- und Arbeitsstunden und Löhne auf jede Arbeitsart anzeigt, mit 
dem von (der Kalkulation ermittelten überein, so ist durch zwei auf verschiedenen 
Wegen gewonnenen Additionsergebnissen die Richtigkeit des Lohnbetrages er- 
wiesen. 

Die Aufteilung der innerhalb jeder Arbeitsart eines Betriebes geleisteten 
Arbeitsstunden. muß, falls man die später zu besprechende Auftragsbestandsstati- 
stik führt, monatlich erfolgen, damit an Hand der so erhaltenen Aufstellungen die 
geleisteten Stunden von den noch zu leistenden abgebucht werden können. Näheres 
siehe Seite 4501 


Mit Hilfe derselben Karten sind durch vielfaches Sortieren und Addieren eine 
Reihe überaus wichtiger Aufstellungen vollkommen selbsttätig für Lohnbuch- 
haltung, Kalkulation, Betriebsbuchhaltung und Statistik innerhalb kürzester Frist 
fertiggestellt worden und werden nun, da sie restlos ausgenutzt worden sind, nach 
Bestellnummern gebündelt, abgelegt. 


i) Das Ausschreiben der Lohnlisten. Die Erledigung der Arbeiten 
der Lohnbuchhaltung mit rechnenden Schreibmaschinen ist bereits erörtert worden. 
Der Nettolohn kann jedoch auch von einer Addiermaschine auf einem besonderen 
Formulare, das gleichzeitig als Lohnspezifikation für den Arbeiter dient, errechnet 
werden. An Hand dieser Formulare werden nun die Karten gelocht, die z.B. fol- 
gende Einteilung haben können. | 


Meister 2 Krankenkasse 5 
Arbeiterkontrollnummer 5 Invalidenversicherung 5 
Stunden 3 Altersversicherung 5 
Überstunden 3 Steuer 5 
Bruttolohn 6 Nettolohn 6 


Da durchschnittlich in der Stunde 200 Karten gelocht werden können, bewältigen 
z.B. zwei Damen innerhalb anderthalb Tagen die Locharbeit für eine 5000 Mann 
starke Belegschaft. 

Die Karten werden nach Meisterschaften, innerhalb derselben nach Kontroll- 
nummern geordnet und von der Tabelliermaschine addiert. Die Zählwerkeinstellung 
ist folgende: Ä 


. Schreibwerk Krankenkasse 3 


Meister 1 Z. 
Kontrollnummer 2. 2 Invalidenversicherung 
Stunden L.Z Altersversicherung |. ,; 7, 
Überstunden w” Steuer J : 
Bruttolohn 2. 2. _ Nettolohn 5.2 
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Diese Arbeit kann jedoch nur, wie bereits die Zählerschaltung anzeigt, von 
Maschinen mit sieben Schreibwerken erledigt werden. Die Aufstellung wird nach 
Meisterschaften in Buchformat zerschnitten und geheftet und ersetzt so das Lohn- 
buch. Die Zusammenfassung der Endadditionen jeder Meisterschaft kann mit. 
Hilfe von Addiermaschinen oder, wie bereits früher dargetan, durch Lochung 
und Tabellierung neuer Karten erfolgen. 

Der Gesamtbruttolohn des Lohnbuches muß mit dem Bruttolohn der ersten 
Aufstellung übereinstimmen, was die Richtigkeit des Lohnbuches hinsichtlich 
restloser Verbuchung aller Unterlagen gewährleistet. Durch summarische Addition 
und Subtraktion erfolgt die Abstimmung des Lohnbuches in sich. Ergeben sich 
Differenzen, so stimmt man summarisch die Löhne der einzelnen Meisterschaften 
ab. Ist der Fehler dort entdeckt, so wird der entsprechende Kartenstoß geteilt 
durch die Tabelliermaschine geschickt. Durch summarische Kontrolle wird der 
Teilkartenstoß, innerhalb dessen der Fehler ist, festgestellt, dieser Pack nochmals 
geteilt und aufaddiert und so weiter fort, bis man den Fehler durch einfache 
Addition oder Subtraktion feststellen kann. 

Die Karten werden nochmals in derselben Ordnung durch die Tabellier- 
maschine addiert. Auf diese Aufstellungen, die die Meister für die Lohnzahlung 
erhalten, quittieren die Arbeiter den empfangenen Lohnbetrag. 

Diese Listen können auch zerschnitten oder die Zahlen auf perforierte Bogen 
geschrieben werden. Diese so erhaltenen Lohnstreifen klebt man auf die Lohn- 
listen der Arbeiter. Übertragungsfehler wie bei dem manuellen Verfahren sind 
dabei ausgeschlossen. Das Aufkleben der Streifen ist eine mechanische Arbeit, 
die minderqualifizierten Kräften übertragen werden kann. 

Durch entsprechende Schaltung der Maschine erhält man die Aufstellungen 
der Abzüge für das Finanzamt, die Krankenkasse, die Invaliden- und Altersversiche- 
rung. Die Richtigkeit dieser Aufstellungen ergibt sich aus der Übereinstimmung 
der Additionen mit den entsprechenden des Lohnbuches. 

Dasselbe Verfahren läßt sich auch für die Gehaltsrechnung anwenden. 

Die Erledigung dieser Arbeiten mit Hilfe der Elliot-Fisher-Maschinen ist jedoch 
der vorbesprochenen Arbeitsweise vorzuziehen, da gleichzeitig mit der Errech- 
nung des Nettolohnes, wie wir das bereits früher gesehen haben, sämtliche Listen 
und Lohnspezifikationen in demselben Arbeitsgange gewonnen werden, die Lochung 
der Karten bei hollerithmäßiger Erledigung also Mehraufwand an Arbeit ist. 

j) Die Lohn- und Arbeiterstatistik. Die Betriebsleitung und die Vor- 
kalkulation müssen eine genaue Kenntnis der Höhe und der Entwicklung der Löhne 
haben, die Betriebsleitung, um für die Lohnverhandlungen gerüstet zu sein, die 
Vorkalkulation zur möglichst exakten Errechnung der späteren Selbstkosten. 

Seitdem die Arbeitgeberverbände die Lohnverhandlungen innerhalb ihres 
Bezirkes führen, fordern sie monatlich von den einzelnen Arbeitgebern ihres Be- 
zirkes eingehende Fachlohnstatistiken, um an Hand der objektiven Zahlen der Ver- 
dienste der einzelnen Facharbeitergruppen erfolgreich den oft übertriebenen, falschen 
Darstellungen der Arbeitnehmervertreter entgegenzutreten oder Firmen mit relativ 
hohen Löhnen zu veranlassen, sie herunterzusetzen. 

Diese Nachweisungen sind mit Hilfe der Hollerithmaschinen in kürzester Zeit 
und mit geringen Kosten fertigzustellen. Im eigenen Interesse wird man diese 
Arbeiten zunächst zur Gewinnung von wertvollen innerbetrieblichen Erkenntnissen 
ausnutzen bzw. ausbauen und deshalb eine den eigenen Zwecken entsprechende 
gute Statistik aufmachen, deren Ergebnisse dann nur in die betreffenden Spalten der 
Nachweisung abgeschrieben werden. 
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Man kann folgende Karteneinteilung wählen. 


Lohnperiode 3 Arbeiterkontrollnummer 5 
Betrieb 3 Tage 2 
Werkstatt 2 Stunden 4 
Berufsart 4 Überstunden 3 
Besondere Kennzeichen 3 Zulage 5 
Entlöhnung 2 Bruttoverdienst 6 


Die Arbeiterlohnkarten sind die Unterlagen der Lochung, die daher zweck- 
entsprechend eingerichtet sein und alle Angaben enthalten müssen. Besonderes 
Gewicht ist auf die Unterscheidung der einzelnen Arbeiterkategorien zu legen, 
z.B. auf die Unterteilung der Facharbeiter in gelernte und ungelernte, nach tarif- 
lichen Lohnsätzen in ledige, verheiratete, verwitwete, hausstands- und kindergeld- 
berechtigte, in männliche und weibliche, in kriegs- oder unfallbeschädigte. 

Nach mannigfachen Gesichtspunkten können die gelochten Karten sortiert und 
addiert werden, wovon ich nur einige kurz herausgreife. 

Die Karten werden zuerst nach Betrieben, innerhalb dieser nach Berufsarten 
und dann nach den tariflichen Klassen sortiert und addiert. Die so erhaltene Liste 
zeigt den Lohnbetrag, die Arbeitstage- und Arbeitsstundenzahl nach den Lohnklassen 
der einzelnen Berufsarten. Werden die Karten nun nach Akkord- und Stunden- 
entlohnung sortiert und addiert, so erhält man das Verhältnis der Akkordlöhne 


zu den Stundenlöhnen innerhalb der Lohnklassen. Die Sortierung nach Betriebs- 


werkstätten und die nun erfolgende Addition spezifiziert deren Gesamtverdienst in 
Akkord- und Stundenlöhne, errechnet die Arbeitstage, die Stunden- und Über- 
stundenzahl. Die statistische Abteilung errechnet mit Hilfe einer Multiplikations- 


maschine den Durchschnittslohn für alle Arbeiterkategorien und beginnt mit der 


statistischen Verwertung. 


2. Die Materialverrechnung. 
a) Einfluß aufdie Organisation. Jede Lagerverwaltung hat eine mengen- 


mäßige Bestandskontrolle. Die Zu- oder Abschreibungen erfolgen an Hand der ein- 


zelnen Originalrechnungen bzw. der Materialeingangsscheine und Materialausgabe- 
scheine auf die an den Stellagen hängenden Materialkarten und auf die Mengen- 
kartothek, die je nach den Anforderungen, die man an sie stellt, primitiv, aber 
auch sehr kompliziert sein kann. Von den Mengenkarten wird die Lagernummer des 
Materials auf die Entnahmescheine geschrieben und diese für die spätere Kontrolle 
fortlaufend numeriert. Um Fehler bei der späteren Lochung auszuschließen, soll 
grundsätzlich nur eine Materialart auf einem Materialausgabescheine vermerkt sein; 
denn bei mehreren Materialarten müssen mehrere fortlaufende Nummern geschrieben 
werden, wodurch sehr leicht eine Nummer übersehen werden kann. Das macht 
dann die richtige Kontrolle unmöglich. 

Eine zweckmäßige Nummerierung des Materials ist die Vorbedingung der auto- 
matischen Materialverrechnung. Die Zahlenbenennung muß jede Verwechselung 
irgendwelcher Materialien ausschließen. Die von Taylor in den von ihm organi- 
sierten Betrieben. eingeführte Buchstabenmethode in Verbindung mit Zahlen ist 
daher für diese Arbeitsweise nicht brauchbar. Die Nummerngabe ist für jeden 
Betrieb auf Grund genauer Kenntnis seiner Lagerorganisation und seiner Materialien 
ohne große Schwierigkeit durchführbar. Die Firma Schiess A.G., Düsseldorf, be- 
zeichnet ihre Materialien mit sechstelligen Zahlen, wovon die erste von links das 
Lager, die zweite die Hauptgattung des Materials, die dritte seine Unterteilung be- 
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zeichnet und die drei weiteren der Größenbezeichnung dienen, wie das aus Folgen- 
dem ersichtlich ist!). 


Die Materialnummer 41 002 0 bedeutet: 
ars] 


ii DIE I N TE. 2 . Lager 4 
| | Schmiedeeisen und 
| | | Stahl 
1.02 hie, Zl Seen Siem. Mart. Stahl 
| | Qual. I 
N N Querschnitt rund 


. Durchmesser 20 mm 


Nummer bei 
Werkstoffart Qual. I Ds I V 

Siemens Mart. Rundeisen 20 mm 410 020 420 020 430 020 440 020 

3 2 A te 410 022 420 022 430 022 440 022 

t „  Vierkant 20 „ 414020 424020 434020 444.020 

“ “ 8 DIN! 414 025 424 025 434 025 444 025 

} „Fach 1x6, 412610 422610 432610 442610. 

i a 15><,8,. 412815 422815  AB2815 A285. 


“b) Die Verbuchung des Materialeingangs. Ob der Materialeingang 
hollerithmäßig oder manuell in der Lagerbuchhaltung verbucht wird, richtet sich 
nach dem Umfang der Eingänge. Bei bedeutendem Materialeingang wird man die 
Vorarbeiten, das Sortieren und Addieren nach Materialnummern den Hollerith- 
maschinen übertragen. Zur Ersparung vieler Schreib- und Rechenarbeiten werden 
diese Arbeiten monatlich erledigt, so daß die Verbuchung der Eingänge für jedes - 
Material monatlich in einer Summe erfolgt. | 

Die nach Mengen, Preis und Qualität geprüften Rechnungen werden, nachdem 
die Mengen in der Lagerverwaltung gebucht, die Frachtbeträge auf die Materialien 
spezifiziert und die Materialien mit ihren Nummern versehen worden sind, in der 
kaufmännischen Buchhaltung verbucht und mit vermerkter Fakturennummer und 
Fakturenbuchseite der Hollerithabteilung weitergereicht. Diese locht die Rech- 
nungsangaben auf eine folgendermaßen eingeteilte Karte: 


Monat 1 Einheit 1 
Rechnungsnummer 4 Einzelpreis 5 
Fakturenbuchseite 3 Fakturenbetrag 6 
Materialnummer 6 Fracht 5 
Menge 6 Gesamtbetrag 7 


Zur Kontrolle der Lochung der richtigen Materialnummern und Mengen wer- 
den die Lochungen mit den Belegen kollationiert, was bei entsprechender Ordnung 
der Karten und Belege schnell von geübtem Personal geschieht. Eine weitere 
Kontrolle der richtigen Material- und Mengenverbuchung ist die regelmäßige Ab- 
stimmung der Sollbestände der Lagerbuchhaltung mit den Istbeständen der Lager- 
verwaltung, worauf ich später noch zurückkomme. 

Am Ende des Monats werden die Karten nach Fakturenbuchseiten und innerhalb 
dieser wieder nach Rechnungsnummern geordnet und von der Tabelliermaschine 
die Fakturenbeträge und Frachtbeträge jeder Seite sowie der Fakturengesamtbetrag 


%) Siehe Schießnachrichten IV/1, Seite 19. 


| 
| 
1 
| 
}ı 


| 


| 
| 


Die Anwendung maschineller Hilfsmittel ım Rechnungswesen der Industriebetriebe. 445 


addiert, der mit dem Gesamtbetrag des Rechnungseingangsbuches übereinstimmen 
muß. Zur späteren Kontrolle wird er in eine besondere Liste eingetragen. Stimmt 


' er nicht mit dem Gesamtbetrage des Rechnungseingangsbuches überein, so prüft 
‚ man die Seitenadditionen. Dadurch läßt sich der Fehler mittels Kollationieren 


leicht feststellen. Durch diese Arbeitsmethode wird zunächst die richtige Lochung 
sämtlicher verbuchter Rechnungen gewährleistet und die Addition des Fakturen- 
eingangsbuches geprüft. Durch die summarische Addition der Endbeträge der 
Spalten „Fakturenbetrag‘ und „Fracht“ wird die Richtigkeit des Gesamtbetrages 
geprüft. 
Nach dieser Kontrolle sortiert man die Karten nach Lägern und innerhalb 
dieser nach Materialien. Die Tabelliermaschine addiert sie mit folgender Zähler- 
schaltung: 
Lager und Materialnummer 
Menge pro Material 
Einheit 
Einzelpreis 
Gesamtpreis pro Material 
Gesamtpreis pro Lager 


1972 
2. 2. 
3. 2. 
4. 2. 
DERZE 

Stimmt der Gesamtbetrag des Materials für sämtliche Läger mit dem zuerst ermittel- 
ten Kontrollbetrage überein, so erhält die Lagerbuchhaltung diese Aufstellung, 
die nun die gesamten Materialeingänge pro Monat in einem Posten auf die ent 
sprechenden Materialkonten verbucht. 

Sind bereits verrechnete Materialien zurückgesandt worden, ‘oder hat sich der 
Fakturenbetrag geändert, so werden diese Änderungen auf Grund genauer Unter- 
lagen ebenfalls von der Hollerithabteilung in Karten gelocht, diese von der Sortier- 
maschine nach Materialien sortiert und dann von der Tabelliermaschine addiert. 
Diese Liste wird der Lagerbuchhaltung und evtl. der Lagerverwaltung zur Berich- 
tigung der betreffenden Materialkonten übergeben. 

Diese Materialverbuchung setzt jedoch voraus, daß sämtliche Materialien nur 
gegen ordnungsgemäße Materialausgabescheine ausgegeben werden, so daß ihre 
Erfassung und spätere Verrechnung zwangsläufig erfolgt. Die sofort in die Fabri- 
kation gehenden Eingänge müssen also wenigstens rechnungsmäßig von der Lager- 
verwaltung und Lagerbuchhaltung erfaßt werden. Weicht man von diesem Prinzip 
ab, so ist zur Verteilung dieser Materialien auf die einzelnen Bestellnummern eine 
Spalte „Bestellnummer“ einzurichten. 

Die Aufstellung liefert ferner der statistischen Abteilung die Unterlagen für 
die Gesamtbezugsstatistik und für die Bezugsstatistik nach Lägern und Material- 
arten. Können ferner noch die Lieferantennummern in die Karten gelocht werden, 
so wird dadurch eine nach Lieferanten spezifizierte Bezugsstatistik ermöglicht. 

Die Aufbewahrung der ausgewerteten Karten erfolgt nach Materialnummern ge- 
ordnet. 

c) Die Verbuchung des Materialausgangs. Die Materialausgabe er- 
folgt nur gegen ordnungsmäßige Materialausgabescheine mit vermerkter Bestell- 
nummer, die von der Lagerverwaltung in einem Laufumschlage geordnet und mit 
Nummernverzeichnis der Lagerbuchhaltung übergeben werden. Diese erspart sich 
ebenfalls die tägliche, mühselige Schreib- und Rechenarbeit und verbucht die 
Abgänge für jedes Material an Hand der Aufstellungen der Hollerithabteilung monat- 
lich in einem Posten. Ihre Arbeit erstreckt sich vorerst auf die Bewertung der auf 
den Materialentnahmescheinen vermerkten Materialien. Sie trägt daher in die 
betreffenden Spalten den Einzelpreis und den Gesamtpreis ein, den sie evtl. mit 
Hilfe einer Multiplikationsmaschine sicher und schnell errechnet. 
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Nach erfolgter Bewertung erhält die Hollerithabteilung diese Zettel und locht 
nun ihre Angaben in eine wie folgt eingeteilte Karte: 


Datum pt) Menge 6 
Nummer des Materialentnahmescheins 6 Einheit 1 
Betrieb 2 Lagernummer 6 
Meister 2 Einzelpreis 5 
Bestellnummer 7 Betrag 6 


Die gelochten Karten werden ungeordnet durch die Tabelliermaschine geschickt 
und nach Menge und Wert addiert. Die Additionen dienen der späteren Kontrolle 
und werden daher tageweise in eine besondere Liste eingetragen und monatsweise 
aufaddiert. Die Kartenanzahl wird ebenfalls festgestellt und muß mit der auf dem 
Laufumschlag vermerkten übereinstimmen. Die Kartenanzahl wird auch auf der 
Kontrolliste eingetragen und addiert. Am Ende des Monats erfolgt nun die Sortie- 
rung der Karten nach Lägern und dann nach Materialarten. Da für jede Materialart 
der gleiche Einheitspreis gelocht sein muß, überzeugt man sich durch Hindurch- 
sehen von der richtigen Lochung. Karten mit falschen Einheitspreisen und deshalb 
auch meistens mit falschem Gesamtbetrage werden ausgesondert und dafür neue 
gelocht. 

Zur Addition der Karten ist die Tabelliermaschine wie folgt geschaltet: 


Lagernummer 12. 
Einheitspreis oZ 
Menge pro Material 

Gesamtmenge Sud: 
Preis pro Material 4 2. 
Gesamtpreis 5.2. 


Die Vollständigkeit der so erhaltenen Aufstellung ergibt sich aus der Über- 
einstimmung der Additionen der Spalten Gesamtmenge und Gesamtpreis mit den 
betreffenden Schlußadditionen der Tageskontrolliste. Mit Hilfe einer Multiplikations- 
maschine erfolgt durch summarische Multiplikation der Menge pro Material mit 
dem Einzelpreise die Kontrolle des errechneten Gesamtpreises für jedes Material. 

Um Differenzen aufzufinden, drängt man den Fehler auf die bereits bekannte 
Art und Weise in einen immer kleiner werdenden Kartenstoß, wo er sich rechnerisch 
schnell feststellen läßt. Die Berichtigung der Tageskontrolliste darf gegebenenfalls 
nicht vergessen werden. 

Nach diesen Kontrollen erhält die Lagerbuchhaltung diese Listen, um den 
monatlichen Abgang für jede Materialart in einem Posten mengen- und wertmäßig 
zu verbuchen. Die Zu- und Abgänge verbucht sie am zweckmäßigsten der Zeit- 
ersparnis halber gleichzeitig. Mit Hilfe einer Multiplikationsmaschine werden in 
kürzester Zeit die neuen Mengen- und Wertsalden und die neuen Durchschnitts- 
preise errechnet. Die Zu- und Abbuchungen, sowie die Errechnung der Wert- 
und Mengensalden kann auch analog der Verbuchung in der Geschäftsbuchhaltung 
mit rechnenden Schreibmaschinen erfolgen. An die Hollerithabteilung stellt diese 
Arbeitsweise keine höheren Ansprüche, da sie beide Unterlagen innerhalb weniger 
Stunden liefern kann. 

Diese Maschinenarbeit ermöglicht erst ohne Mehraufwand die mengenmäßige 
und wertmäßige Materialverrechnung in der Lagerbuchhaltung und schafft da- 
durch eine wertvolle Kontrollmöglichkeit der Lagerverwaltung. Ihre Kontrolle er- 
folgt regelmäßig nach obigen Verbuchungen entweder durch Stichproben oder 
systematisch nach bestimmten Materialgruppen in der Weise, daß jährlich wenig- 
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stens einmal für jede Materialart der Sollbestand der Lagerbuchführung mit dem 
Istbestande der Lagerverwaltung abgestimmt wird, damit Unstimmigkeiten, ent- 
standen durch Schwund, Verwiegen usw, abgebucht oder bei größeren Unstimmig- 
keiten die Ursachen, seien es Veruntreuungen, Fehler der Hollerithabteilung oder 
solche der Lagerverwaltung durch Verwechselung von Materialnummern, aufgedeckt 
werden. Diese Abstimmung ist die zweite Kontrolle der richtigen Materialver- 
buchung. Sämtliche etwaigen Fehler werden dadurch aufgedeckt. 


Für die Materialrücklieferungen seitens der Betriebsabteilungen werden auf 
Grund der Materialrücklieferungsscheine Karten mit gleicher Einteilung gelocht. 
Durch entsprechendes Sortieren und Addieren erhält man die Listen für die Kal- 
kulation und Betriebsbuchhaltung zur Entlastung der Bestellnummern und Konten, 
ferner für die Statistik und Lagerbuchhaltung, die an Hand dieser Listen ihre Ein- 
tragungen berichtigen. 


d) Die Aufteilung der Materialien auf die Bestellnummern. 


| Die Karten werden nach Bestellnummern sortiert und so geordnet von der 
Tabelliermaschine addiert. Die Zählerschaltung ist folgende: 


Bestellnummer in 
Materialnummer 2.2. 
Menge 3.2. 
Preis pro Bestellnummer 4. Z. 
Gesamtpreis 5. 2. 


Die Vollständigkeit und Richtigkeit der Listen ergeben sich aus der Übereinstimmung 
des Gesamtpreises mit der betreffenden Addition der Tageskontrolliste. An Hand 
dieser Listen belastet die Kalkulation die einzelnen Bestellnummern. Die Angabe 
der Materialnummern und der Materialmenge ermöglicht ihr an Hand der Stück- 
listen die Kontrolle des Materialverbrauches. Auf diese Weise kann einem unzu- 
lässigen Mehrverbrauche Einhalt getan werden. Sämtliche Materialkarten können 
zur Gewinnung einer geschlossenen Aufstellung des Materialverbrauches jedes fertig- 
gestellien Produktes nach Materialarten sortiert und dann addiert werden. Diese 
mengen- und preismäßige Aufstellung des Materials pro Bestellnummer dient eben- 
falls der Kontrolle des zulässigen Materialverbrauches. 


Die Erfassung des Verbrauches an Hilfsmaterialien wie Putzwolle, Öl, Besen 
innerhalb jeder Meisterschaft ist von größter Wichtigkeit, da hier oft große Werte 
sinnlos vergeudet werden. Um dies zu verhüten und den Verbrauch an Betriebs- 
materialien dauernd zu kontrollieren, hat jeder Meister innerhalb der Bestellnummern 
eine feste Unkostennummer, auf die nur die Materialien entnommen werden dürfen. 
Will man diesen Verbrauch nun für jede Meisterschaft feststellen, so werden die 
Karten nach diesen Unkostennummern der Meister und innerhalb dieser Ordnung 
wieder nach Materialien sortiert. Die Tabelliermaschine liefert dann die genaue 
Aufstellung des Verbrauches dieser Materialien in jeder Meisterschaft. Zur besseren 
Übersicht und Vergleichbarkeit mit dem früheren Verbrauche überträgt man die 
monatlichen Feststellungen in besondere, mit richtiger Bezeichnung der Materialien 
vorgedruckte Formulare, die den Meistern vorgelegt werden. 

e) Die Aufteilung der Materialien nach den Konten der Be- 
triebsbuchhaltung. Nun erfolgt die Sortierung nach den Konten der Betriebs- 
buchhaltung, die infolge der bekannten Bestellnummerneinteilung sehr einfach ist. 
In dieser Ordnung erfolgt die Addition mittelst der Tabelliermaschine. Die Zähler- 
schaltung ist wie folgt: | 


448 H. Kirsch: 


Lagernummer 
Kontonummer 
Betrag pro Konto 
Betrag pro Lager 
Gesamtbetrag‘ 


QEUD 
NNNNN 


Die Aufstellung, deren Richtigkeit an Hand der Tageskontrolliste zu prüfen ist, ist 
für die Betriebsbuchhaltung die Unterlage der nunmehr erfolgenden Materialver- 
buchung. 

f} Die statistische Auswertung. Sämtliche Listen sind wertvolles 
Material für eine feine Verbrauchsstatistik nach Lägern, Materialien und Konten der 
Betriebsbuchhaltung. Durch Sortierung nach Meisterschaften und Betriebsabteilungen 
und entsprechender Addition mit der Tabelliermaschine gewinnt man die Unter- 
lagen für die Verbrauchsstatistik nach Meistern und Betriebsabteilungen. 


G. Die Verkaufsverrechnung mit Lagerausgangsbuchung und Verkaufs- 
statistik. 


Ich habe schon früher besonders betont, daß eine gute, vollkommene Verkaufs- 
statistik trotz Verwendung rechnender Schreib- usw. Maschinen nur mit bedeuten- 
dem Mehraufwande möglich ist. Die Hollerithmaschinen sind nun eine ideale Hilfe 
zur Bewältigung der vielen damit verbundenen Sortier- und Additionsarbeiten. 

Die Kopien der ausgehenden Rechnungen sind die Unterlagen der Lochungen, 
Alle nicht zahlenmäßigen Angaben müssen in Zahlen übersetzt werden. Bei der 
Nummerngebung der Produkte ist, wie bei den Fabrikationsmaterialien, darauf zu 
achten, daß die Verwechselung der Produkte unmöglich ist, daß z.B. bei Produkten 
einer chemischen Fabrik die feinsten Nuancen der Farbenunterschiede durch diese 
Nummern ausgedrückt werden. Für jedes einzelne Produkt, also meistens für jede 
Rechnungsposition, ist eine besondere Karte zu lochen. 

Um die objektive Richtigkeit der Statistik zu gewährleisten, ist prinzipiell erst 
dann die endgültige Rechnung auszuschreiben, wenn das Produkt auch tatsächlich 
zur Ablieferung gekommen ist bzw. in kürzester Frist bestimmt zur Ablieferung 
kommen wird. | 

Damit wirklich vergleichbare Zahlen gewonnen werden können, wählt man die 
monatliche Statistik, damit die Zufälligkeiten einer wöchentlichen ausgeschaltet 
werden. 

Die Lochkarte kann folgende Einteilung aufweisen: 


Monat 4 Land 2 
Fakturennummer 4 Bezirk 2 
Lager 2 Provisionssatz 2 
Warennummer 4 Zoll + 
Menge E Fracht 3 
Einheit 1 Verpackung 3 
Betrag 6 Nettobetrag 6 


Ich wähle diese Einteilung deshalb, um zu zeigen, was man bei entsprechen- 
der Organisation mit Hilfe dieser Maschinen erreichen kann. Die Karten dienen 
nämlich einer späteren Gewinnermittlung pro Produkt. Um die wichtigsten Un- 
kosten rechnungsmäßig zu erfassen, werden die Zoll-, Fracht- und Verpackungs- 
spesen, die bereits im Rohertrage einkalkuliert sind, in den betreffenden Spalten 
spezifiziert. Diese Spezifikationen weisen die Rechnungskopien jedoch nicht auf, 
sondern sie sind erst vorzubereiten, was auf Grund von erfahrungsmäßig fest- 
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stehenden Zuschlagsätzen für Zoll, Fracht und Verpackung für jedes Produkt mit 
Hilfe einer Multiplikationsmaschine erfolgt. Diese Vorarbeiten sind jedoch etwas 
zeitraubend, fallen aber im Hinblick auf den Nutzen und Zweck der Arbeit nicht 
schwer ins Gewicht; denn die Erkenntnis, die man auf diese Weise erhält, ist von 
ganz bedeutendem Werte für die Disposition der Fabrikleitung. 

Die Karten werden tageweise gelocht, die richtige Lochnung der Spalten, 
Warennummer, Einheit, Menge, Land, Bezirk, Provision, Zoll, Fracht und Ver- 
packung kollationiert und nun von der Sortiermaschine nach Rechnungsnummern 
sortiert. Die Tabelliermaschine addiert mit folgender Zählerschaltung: 


Rohertrag I: 


Zoll BR 
Fracht AR 
Verpackung 4. 2. 
Nettoerlös 2, 


Der Rohertrag muß mit der entsprechenden Tagesaddition des Verkaufsbuches über- 
einstimmen, die Additionen der Spalten Zoll, Fracht, Verpackung und Nettoerlös den 
Rohertrag ergeben. Diese Tagesadditionen werden wie bei der Materialverrechnung 
in eine Tageskontrolliste eingetragen und addiert. Durch diese Kontrolle erhält 
man die Gewähr, daß sämtliche Karten richtig gelocht sind und die Additionen 
des Verkaufsbuches stimmen. Etwaige Fehler werden in der bekannten Weise fest- 
gestellt und dann beseitigt. 

Am Ende des Monats werden sämtliche so geprüften Karten zuerst nach Lägern 
und innerhalb derselben nach Warennummern sortiert. Die Tabelliermaschine 
addiert mit folgender Schaltung: 


Lager 1. 
Warennummer 

Einheit 2. 
Menge pro Material 

Preis pro Material 3. 
Gesamtpreis pro Lager 4. 
Gesamtpreis für alle Läger 5. 


NNN N N 


Stimmt der Gesamtpreis für alle Läger mit der Monatsaddition der Kontrolliste über- 
ein, so erhält die Lagerbuchhaltung der Fertigfabrikate diese Aufstellungen, die an 
Hand derselben den monatlichen Abgang pro Erzeugnis in einem Posten abbucht, 
nachdem mit Hilfe einer Multiplikationsmaschine auf Grund des bereits festgestellten 
Selbstkostenpreises der betreffende Betrag errechnet worden ist. 

Die gleiche Liste dient der statistischen Abteilung zur Anfertigung einer 
mengen- und wertmäßigen Verkaufsstatistik nach Lägern und Warenarten. 

Nunmehr erfolgt die Sortierung nach Ländern und innerhalb dieser nach 
Warennummern. Die Tabelliermaschine addiert die Karten in dieser Ordnung mit 
folgender Zählerschaltung: 


Land 
Warennummer 
Menge pro Material 
Betrag pro Material 
Preis pro Land 


Powr- 
NNNNN 


Innerhalb der Länder wird jetzt nach Bezirken sortiert. Die Zähler sind wie 
vorhin geschaltet, nur zeigt das erste Zählwerk jetzt den Bezirk an, und das fünfte 
addiert die Preise pro Bezirk. | 
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Die so erhaltenen beiden Aufstellungen spezifizieren die Verkäufe nach Waren- 
arten auf die einzelnen Länder und innerhalb der Länder auf die einzelnen Verkaufs- 
bezirke. Die Zusammenfassung der Preisadditionen sämtlicher Länder muß den be- 
treffenden Betrag der Tageskontrolliste ergeben. Die statistische Abteilung über- 
trägt diese Feststellungen in ihre Kartothek und beginnt mit der Auswertung. Durch 
Vergleiche mit früheren Aufzeichnungen ersieht man die Schwankungen des Ab- 
satzes. Bei dem Forschen nach den Ursachen erkennt man z.B., daß die erhöhte 
Verkaufstätigkeit nur eine Folge vorübergehender Konjunktur ist, oder daß der Ver- 
treter es an der notwendigen Rührigkeit fehlen ließ, oder die Konkurrenz zu groß 
ist, die Preise also zu hoch sind, wodurch der Betriebsleiter in die Lage versetzt 
wird, rechtzeitig, ehe es zu spät ist, entsprechende Maßnahmen zu treffen. Das 
Feststellen der innerhalb eines Bezirkes oder Landes am meisten nachgefragten 
Waren ist für die zweckmäßigste Bearbeitung sehr wertvoll. 

In derselben Ordnung werden die Karten durch die Tabelliermaschine ge- 
schickt, deren Zähler jetzt wie folgt geschaltet sind: 


Bezirk 127 
Warennummer 2,08 
Provisionssatz | We, 
Wert per Material u 
Wert per Veıtreter 4. Z. 
Gesamtwert NZ, 


Ist die Vollständigkeit dieser Liste durch Vergleichen der Addition des Gesamt- 
wertes mit der betreffenden der Tageskontrolliste geprüft, so wird mit Hilfe einer 
Multiplikationsmaschine die Provision für jeden Vertreter errechnet, 

Zur Gewinnermittlung für jedes Produkt dient ein besonderer Vordruck, der 
schematisch dargestellt, folgende Einteilung hat: 


Waren- Merse Rohertrag Gesamt- Netto- Selbstk. | Selbstk. | Gewinn 
nummer 5 p. Mat. rohertrag erlös p. Einh. |p. Menge | p. Mat. 
er En BEL: 
Kukaii 242 | 3. 2 4 Le | 5.2. 

| ur; | 


Die Karten werden nach Warennummern geordnet und mit der eingetragenen 
Zählerschaltung von der Tabelliermaschine addiert, wobei der Gesamtrohertrag 
mit dem entsprechenden Betrage der Tageskontrolliste übereinstimmen muß. Die 
Selbstkosten pro Einheit werden von der Kalkulation eingetragen, und nun wird 
mit Hilfe einer geeigneten Maschine der Gewinn pro Material und der Gesamt- 
gewinn pro Monat errechnet. 

Die Karten haben nun ihren Zweck erfüllt und werden, nach Materialnummern 
geordnet, aufbewahrt. Für manchen Betrieb wird eine Kundenbezugsstatistik, 
wenigstens für die größeren Kunden, wertvoll sein. Dafür müßte noch eine be- 
sondere Kundensortierspalte eingerichtet werden. Die Additionsergebnisse für jeden 
einzelnen Kunden werden in eine Kundenbezugskarte eingetragen, die bei großen 
Kunden noch nach Warennummern untergeteilt werden kann. Diese Statistik 
ermöglicht eine individuelle Bearbeitung der Kunden. Mit Hilfe von Multiplikations- 
maschinen kann die statistische Abteilung noch den Prozentsatz des Kunden- 
umsatzes von dem Bezirksumsatz, den Prozentsatz des Bezirksumsatzes vom Ge 
samtumsatz errechnen. Überhaupt muß trotz der spezifizierten Aufstellungen der 
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Hollerithabteilung die statistische Abteilung, wie wir bereits verschiedentlich ge- 
sehen haben, für ihre besonderen Zwecke Additionen zusammenfassen, Multipli- 
kationen und Divisionen ausführen, so daß sie, ebenso auch die Kalkulation und 
Betriebsbuchhaltung, mindestens eine auch bequem addierende: Multiplikations- 
‚maschine nicht entbehren kann, 


H. Die Auftragsbestandsstatistik. 


Von großer Bedeutung für die Disposition der Leitung, z.B. für die Notwendig- 
‘keit der Arbeitereinstellung oder Entlassung, der Streckung der Arbeit oder der 
Vergrößerung des Maschinenparkes, ist die genaue Kenntnis des Auftragsbestandes 
und der damit zusammenhängenden Beschäftigungsdauer des Unternehmens, 

Auch für diese statistischen Arbeiten liefert am vorteilhaftesten die Hollerith- 
abteilung die Unterlagen. Die Vorkalkulation fertigt ihr eine Aufstellung über die 
voraussichtlichen Arbeitsstunden pro Arbeitsart einer jeden eingehenden Bestellung 
für jede Betriebsabteilung an. Diese Angaben werden in die Karten gelocht, die am 
Ende eines jeden Monats entsprechend geordnet und von der Tabelliermaschine 
addiert werden. Diese Aufstellung erhält die statistische Abteilung zur Eintragung 
der so gewonnenen Angaben in ihre Kartothek. Die bereits auf die Bestellnummern 
‘geleisteten Stunden werden auf Grund der schon früher beschriebenen Listen ab- 
gebucht. Der sich ergebende Saldo ist die .Beschäftigungsdauer. 


# Die Verwendung der Hollerithmaschinen in der Geschäftsbuchhaltung. 


Die Verwendung der Hollerithmaschinen in der Geschäftsbuchhaltung eines 
industriellen Werkes bietet bei der rationellen Verwendung der Elliot-Fisher- 
Maschinen keine weiteren größeren Vorteile. Die Geschäftsvorfälle und damit die 
Buchungstexte sind hier so mannigfaltig, besonders gilt das für die Kontokorrent- 
buchungen, daß man sie nicht wie in einer Bank durch wenige Zahlen kennzeichnen 
kann, um dadurch die Verwendung der Hollerithmaschinen zu ermöglichen. Da 
also die Kontokorrentbuchungen zur größeren Klarheit der Konten einen charak- 
teristischen Text enthalten müssen, können diese Buchungen nur mit den rech- 
'nenden Schreibmaschinen erfolgen. 

Die kontenmäßige Aufteilung der in die Spalte „Diverse“ gebuchten Posten kann 
jedoch, ähnlich wie früher mit den Addiermaschinen, mit Hilfe der Hollerith- 
maschinen erfolgen, falls für jeden einzelnen Geschäftsvorfall eine Karte mit den 
notwendigen Angaben gelocht worden ist. Die Karten werden nach Konten sortiert 
und dann addiert, so daß man die pro Konto zu verbuchenden Posten in einer 
Summe erhält, deren Übertragung maschinell geschehen kann. 
| Voraussetzung dieser Verwendung der Hollerithmaschinen ist jedoch, daß alle 
in die Spalte „Diverse“ zu verbuchenden Posten auch tatsächlich verbucht und nebst 
den übrigen verbuchten Beträgen in den Zählwerken der rechnenden Schreib- 
maschinen addiert werden, damit überhaupt durch die sich so ergebenden Tages- 
endadditionen erst ‘eine Kontrollmöglichkeit der Holleritharbeit geschaffen wird. 
Anderenfalls besteht überhaupt keine Kontrolle; denn trotz des Kollationierens 
kann zufällig eine Karte, deren Betrag vielleicht noch auf ein Gegenkonto zu ver- 
buchen ist, verloren gehen, wodurch die späteren Abstimmungsarbeiten infolge 
des Suchens der Differenzen bedeutend erschwert werden. Gerade die mangel- 
'hafte, kostspielig erst zu schaffende Kontrollmöglichkeit ist das größte Hindernis 
der rationellen Verwendung der Hollerithmaschinen in der Geschäftsbuchhaltung; 
denn es ist unwirtschaftlich, umständlich notwendige Kontrollen zu schaffen, wäh- 
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rend man bei einem anderen Arbeitsverfahren mit weniger Aufwand zum Ziele 
kommt. 

Den früher hervorgehobenen Mangel des Hinzsvstems und seiner Abarten, die 
Unmöglichkeit einer schnellen Zusammenfassung sämtlicher. verbuchten Posten. 
nach Hauptkonten, kann man mit Hilfe obiger Lochkarten beseitigen, wenn darin 
auch die Nummern der Hauptkonten gelocht werden, nach denen man sämtliche 
Karten sortieren und dann addieren läßt. An Hand der so erhaltenen Liste erfolgt. 
die Übertragung auf die Hauptkonten in je einem Posten für Debet und Kredit eben- 
falls auf die früher beschriebene maschinelle Weise unter gleichzeitiger Saldierung. 
Die Gesamtaddition der von der Tabelliermaschine ermittelten Debet- und Kredit- 
posten sämtlicher Hauptkonten muß mit den Gesamtadditionen der rechnenden 
Schreibmaschinen übereinstimmen. Die Kontrolle der richtigen Lochung der Kon- 
ten usw. mit Ausnahme der Beträge ist hier, wie auch bei der oben besprochenen 
Arbeitsweise, nur durch Kollationieren möglich. 

Diese paar herausgegriffenen typischen Beispiele lassen die überaus mannig- 
faltigen Verwendungsmöglichkeiten der Hollerithmaschinen erkennen. Sache des 
Betriebsleiters ist es, sie der Eigenart und den Erfordernissen des Betriebes anzu- 
passen. Auch in mittleren Betrieben rentieren sich bereits die Maschinen durch 
ihre restlose Ausnutzung infolge der Zuweisung sämtlicher nur möglichen Arbeiten. 

Ihre Vorteile bestehen, nochmals kurz zusammengefaßt, in der größtmöglich- 
sten Rationalisierung und Mechanisierung der Arbeiten, der ganz bedeutenden 
Kostenverringerung, der Erledigung sämtlicher Arbeiten, ob Lohn- oder Material- 
verrechnung usw. je nach deren Umfang innerhalb weniger Stunden bzw. Tage, 
ferner in der äußersten Verfeinerung des Rechnungswesens. 


IV. Schluß. 


Die Vorteile der Rationalisierung und Mechanisierung der Buchhaltungsarbeiten 
in Fabriken sind gegenüber ihrer manuellen Erledigung, wie aus den gesamten 
Darlegungen ersichtlich ist, überaus groß. Es ist daher die Pflicht eines jeden 
verantwortungsbewußten Betriebsleiterss, durch die Einführung dieser Arbeits- 
methoden seinem Betriebe diese Vorteile zu verschaffen. In organisatorischer Hin- 
sicht müssen jedoch die Vorbedingungen erfüllt sein, wozu nur die fortschrittlich 
gesinnten kaufmännischen Direktoren bzw. Abteilungsleiter auf Grund genauester 
Kenntnis der speziellen Organisation in Frage kommen. Die Berufsorganisatoren 
scheiden daher für die Erledigung dieser Arbeiten in Betrieben mit komplizierter 
Verrechnung, also schon fast für alle mittleren Betriebe, aus, es sei denn, daß sie 
eine langjährige, vielseitige Praxis besitzen und sich zuerst gehörig in die Organi- 
sation eingearbeitet haben. Die genaue Kenntnis der Arbeitsweise der in Betracht 
kommenden Maschinen ist ebenfalls unerläßlich, da man nicht mit absoluter Sicher- 
heit sagen kann, daß nur eine bestimmte Maschine in irgendeiner Abteilung zweck- 
mäßig zu verwenden ist; denn die Auswahl der Maschinen erfolgt nur mit Rücksicht. 
auf die Ansprüche, die eine gegebene Abteilung an sie stellt. Der Übergang zum 
mechanischen System geschieht am besten allmählich in der Weise, daß zuerst 
nur ein Teil der Buchhaltungsarbeit, z.B. die Lohnverrechnung, mechanisiert wird, 
damit ein vielleicht durch Obstruktion der Angestellten mögliches Durcheinander 
verhütet wird. Ist die Einführung der Maschinen einmal erfolgt, so ergeben sich 
aus der praktischen Erfahrung die vielseitigsten und rationellsten Anwendungs- 
möglichkeiten, die sich dann leicht in die Wirklichkeit umsetzen lassen. 
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A. Die Notwendigkeit der Kreditversicherung. 


Mehr denn je ist gegenwärtig für die Unternehmung ein Schutz gegen Ver- 
luste im Kreditverkehr geboten; denn durch die Inflationsjahre sind die Betriebs- 
mittel fast allerorts geschwächt worden, und infolge der allgemeinen Wirtschafts- 
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krisis drohen auch von seiten derjenigen Unternehmungen Verluste, welche früher 
hinsichtlich ihrer Zahlungsfähigkeit keinerlei Zweifel aufkommen ließen. Daher 
ist die Prüfung der Frage, in welcher Weise die Risiken des Kreditgeschäfts 
ausgeschaltet werden können, gerade augenblicklich von großer Bedeutung. 

Seit langem sucht man den Gefahren der Kreditgewährung durch Abschluß 
von Versicherungen mit Gesellschaften, die gegen Zahlung von Prämien das Risiko 
aus dem Kreditgeschäft übernehmen, zu begegnen. 

Der Abschluß einer Kreditversicherung ist besonders für junge und schwache 
Unternehmungen angebracht, denn die Versicherung wirkt durch ihre strengen Be- 
dingungen erzieherisch und hält zu solider Geschäftsgebarung an. Ferner er- 
laubt sie — bei Zahlung einer bestimmten Prämie — eine Kalkulation mit festen 
Größen, was bei einer spekulativen Hoffnung auf einen günstigen Verlauf der 
Kreditgeschäfte zum Schaden des Unternehmens keineswegs möglich ist. 

Das Bedürfnis nach einer Kreditversicherung ist auch in den verschiedenen 
Branchen verschieden stark. 

Es gibt Branchen, z. B. Weinhändler, welche an Detailkundschaft verkaufen, 
die mit bewußt hohem Gewinnsatze kalkulieren, weil sie sich durch Einrechnen des 
Verlustrisikos in den Verkaufspreis schützen wollen. Bei ihnen kommt eine Kredit- 
versicherung weniger häufig vor. 

Bei Branchen, die mit sehr vielen kleinen Kunden arbeiten, welche Kredite 
in gleicher Höhe beanspruchen, wobei im Interesse des Umsatzes auch ein Teil 
der schwächeren Kundschaft mitgenommen werden muß, z. B. Kolonialwaren- 
großhändler, ist in Zeiten, in denen Zahlungsstockungen in stärkerem Maße auf- 
treten, eine Versicherung der Außenstände wünschenswert. 

Sie ist in solchen Branchen immer erforderlich, die neben sehr vielen kleinen 
und mittleren, auch große Abnehmer zu ihren Kunden zählen. Diese Klasse, zu der 
z. B. alle Verarbeiter und Grossisten der Textilbranche gehören, hat nicht nur zur 
Zeit einer Krise, sondern dauernd Interesse an einer Versicherung ihrer Forde- 
rungen, weil, wenn ein oder mehrere größere Kunden ihren Zahlungsverpflich- 
tungen nicht nachkommen, die Firma selbst in Zahlungsschwierigkeiten kommen 
kann. 

Ebenfalls sind die Branchen auf Versicherung ihrer Forderungen angewiesen, 
bei denen nur große Kredite in Frage kommen, insbesondere der ganze Import- 
handel. Obwohl Insolvenzen in den Abnehmerkreisen der Zahl nach seltener sind, 
so haben sie doch großes Interesse an einer Kreditversicherung, weil jede ein- 
zelne Zahlungsunfähigkeit eines Kunden eine Summe betrifft, deren Ausiall die 
Bilanz der Firma zum mindesten stark belastet. 


B. Die Formen der Kreditversicherung. 


I. Übernahme der Kreditversieherung durch den Kreditgeber bei der 
Warenkreditversicherung. 


Am meisten wird die Kreditversicherung im Kontokorrentverkehr in Anspruch 
genommen. Hier bieten sich für den Gläubiger verschiedene Arten der Ver- 
sicherung. Er kann entweder jede einzelne Forderung oder alle Forderungen gegen 
einen bestimmten Kunden bei Namensnennung oder einen Komplex von Kunden 
gegen Namensnennung oder seinen gesamten Umsatz versichern. Im ersteren 
Falle spricht man von Einzel-, im zweiten von Mantel- und im letzten von 
Pauschalversicherung. | I 


I 


j 
j 
| 
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1. Die Einzelversicherung. 


| Bei der Einzelversicherung kann der Gläubiger jede einzelne Forderung oder 
alle Forderungen gegen einen bestimmten Kunden versichern (Form. 1). 

Gerade bei dieser Versicherungsart aber wird häufig der Hauptgrundzug des 
Wesens der Versicherung außer. acht gelassen, nämlich die Zufälligkeit des 
Schadenseintritts. | | 

Diese Art ist für Firmen mit vielen Kunden zudem äußerst schwerfällig; 
denn der Kaufmann, der diese Versicherungsart wählen kann, wird allzu leicht 
nur die Kunden versichern, die bestimmt zahlungsunfähig werden. Er wird auch 
wahrscheinlich, auf eine Versicherung gestützt, unvorsichtig und leichtsinnig 
Kredit gewähren. Auch kann es vorkommen, daß er gerade durch solche 
Kunden zu Schaden kommt, die er nicht versichert hat. | 

Für die Versicherungsgesellschaft birgt die Einzelversicherung ebenfalls Ge- 
fahren, da sie mit starken Schwankungen des Versicherungsbestandes rechnen 
muß. Der Gefahr der Auswahl der Risiken suchte die ‚„Globus“-Versicherungs- 
Gesellschaft, jetzt „Hermes“, die die Einzelversicherung versuchsweise betrieben 
hat, dadurch entgegen zu wirken, daß sie die Höchstentschädigung für ein 
Versicherungsjahr auf 10% der gesamten Anmeldungen beschränkte. Aber auch 
dieser Schutz erwies sich als unzureichend, da es der Versicherungsnehmer in 
der Hand hatte, mit den Anmeldungen aufzuhören, sobald er genügend angemeldet 
hatte, um für den größten Verlust gedeckt zu sein. Die riesengroße Arbeit für’ die 
Versicherungsgesellschaft, jeden einzelnen Kunden auf seine Kreditwürdigkeit 
hin zu prüfen, und die Unübersichtlichkeit über die vielen kleinen und kleinsten 
Kunden macht ein solches Geschäft für die Versicherungsgesellschaft unrentabel 
und zu risikoreich. Darüber hinaus besteht ein großer Nachteil für die Ver- 
sicherungsgesellschaft darin, daß der Versicherungsnehmer nicht auf eine be- 
stimmte Zeit gebunden werden kann, sondern immer nur für den Lauf einer 
Faktura oder für die Dauer der Verbindung mit einem bestimmten Kunden. Die 
Ablehnung eines oder mehrerer Kunden führt leicht zum Bruche. der ganzen 
Verbindung. Es besteht für die Versicherungsgesellschaft allerdings darin — im 
Gegensatze zur Pauschalverbindung — ein großer Vorzug, daß sie jeden einzelnen 
Kunden mit Namen kennen lernt und so in der Lage ist, Erkundigungen über dessen 
Kreditwürdigkeit einzuziehen. 


2. Die Mantelversicherung. 


Der Versicherungsnehmer kann sich die Prämie dadurch verbilligen, daß er 
sich von vornherein in einer Mantelpolice verpflichtet, alle Forderungen, Akzepte 
und Buchforderungen, an seine Kunden zu. decken. Der ‚Kreditversicherer prüft 
die Kundenliste und teilt dem Antragsteller mit, bis zu welcher Höhe und bis zu 
welchen Prämiensätzen er bei jedem Kunden zu decken bereit ist. | 

Der Vorteil einer Mantelpolice liegt darin, daß der Inhaber der Police bei seinen 
Verhandlungen mit seinen Kunden sofort weiß, bis zu:welcher Höhe er auf Deckung 
rechnen und welche Prämie er in den Preis einkalkulieren kann. Für die, Ver- 
sicherungsgesellschaft besteht der Vorteil darin, daß sie jeden einzelnen Kunden 
mit Namen kennen lernt und sie über den gedeckten Betrag äußerste Klarheit hat. 


3. Die Pauschalversicherung. 
Einfacher. zu handhaben als. die beiden erstgenannten Versicherungsarten 
ist die Pauschalversicherung, die ihre Richtlinien den Bedingungen der „Ocean - 
Versicherungs-Gesellschaft in London verdankt. Hier ist dem Gläubiger die 
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Möglichkeit gegeben, seinen gesamten Umsatz zu versichern (Form. 2). Im Gegen- 
satz. zu den obengenannten Versicherungsformen brauchen die Kunden nicht mit 
Namen genannt zu werden. Es wird nur ein Höchstkredit für den einzelnen Kun- 
den und eine Höchstentschädigung für das ganze Versicherungsjahr vereinbart. Er-- 
setzt werden nur die außergewöhnlichen Verluste, d. h. diejenigen, welche einen ver- 
einbarten Prozentsatz vom Umsatz übersteigen. Aufgabe des Gläubigers ist es, 
die Zahlungsfähigkeit seiner Kunden selbst zu überwachen. Kann ein Kunde seinen 
Zahlungsverpflichtungen nicht nachkommen, so muß der Gläubiger die Versiche- 
rungsgesellschaft benachrichtigen (Form. 3) und nachweisen, auf Grund welcher 
Unterlagen er diesen Kredit eingeräumt hat. Den Beweis der Zuverlässigkeit 
erbringt er entweder bei allen Kunden idurch Konto, d. h. durch den Nach- 
weis, daß der Kunde stets ordnungsmäßig bezahlt und Kredit in gleicher 
Höhe schon genossen hat, oder bei neuen Kunden durch Vorlegung der bei der 
Einräumung des Kredites eingeholten Auskünfte. Der Versicherungsnehmer muß 
von dem Verluste einen Vorverlust auf eigene Rechnung tragen. Dieses Eigenrisiko 
wird nach dem Durchschnitt der Verluste der vier letzten Jahre berechnet. 
Von dem Verlust, der über dieses Selbstrisiko hinausgeht, trägt meist die Ver- 
sicherungsgesellschaft 70—80 %, die Firma 20-30 0%. Die Prämie wird vom 
Umsatz berechnet und steigt, je näher der Händler dem Konsumenten steht. 

(Siehe Schadenabrechnung, Form. 4.) 

Die Pauschalversicherung vermeidet, wie ersichtlich, die abe der Einzelver- 
sicherung gerügten Nachteile; aber auch sie zeigt starke Mängel. Dem Kaufmann, 
der seine Außenstände versichern will, wird eine weitgehende, diskretionäre Gewalt 
über die Bemessung der Höhe der Kredite eingeräumt. Der Versicherer, dem gar 
nicht bekannt wird, an wen die Kredite gegeben werden, ist nicht imstande, ein 
Maximum festzulegen. So kann es vorkommen, daß er bei Zusammenbruch einer 
größeren Firma mit hohen Beträgen aus mehreren Versicherungen beteiligt ist, 
ohne es zu wissen. Er kann, selbst wenn er den Zusammenbruch voraussieht, 
auf seine Versicherungsnehmer nicht einwirken, weil er nicht weiß, wer mit 
dieser Firma arbeite. Wenn man bedenkt, daß in einzelnen Branchen bis 
RM. 50000. pro Kunde unbekannt gedeckt werden müssen, so tritt die Gefahr 
klar zutage. Eine Kreditversicherung ohne die Möglichkeit einer MasatunlEONEDEE 
ist aber ein Ding der Knmpelichkeis 

Hierzu treten noch andere Mängel. Da die BE DIEDNORER pro Kunde vom 
Höchstkredit und der Höchstentschädigung naturgemäß beeinflußt wird, der Ver- 
sicherungsnehmer aber, um auch für seine größeren Abnehmer, wenn es auch 
nur wenige sind, gedeckt zu sein, sehr hohe Summen versichern muß, sol scheitern 
viele Versicherungsanträge an zu höhen Prämien. Auch die starre Berechnung des 
Eigenrisikos nach dem Durchschnitte der Verluste der vier letzten Jahre ist hinder- 
lich, weil Unternehmungen, die gerade in einem der letzten Jahre einen außer- 
gewöhnlichen Verlust haben, zu ungünstig wegkommen und deshalb einen gün- 
stigeren Zeitpunkt für ihren Eintritt abwarten. 

Die Erkenntnis aller dieser Mängel führte zu einer Kombination der Einzel- 
versicherung und der Pauschalversicherung. Die Bedingungen derselben wurden 
geschaffen von der schon oben erwähnten „Globus“-Kreditversicherungs-Gesell- 
schaft in Berlin. 

Der Gläubiger ist zwar nach wie vor verpflichtet, seinen Kundenbestand zu 
versichern; die Grenze aber, bis zu der diese Versicherung sozusagen „blind“, 
also ohne Nennung der Namen geschieht, ist bedeutend niedriger. Sie soll das 
Gros der Kunden, die Kredite in gleicher Höhe beanspruchen, umfassen. Dagegen 
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Formular 1. 


HERMES 


KREDITVERSICHERUNGSBANK A.-G. 
Fernr. Zentrum 1459-1460 BERLIN W.56, Jägerstr.27. 


Antrag 


Wir beantrage.... auf Grund der — bekannten Allgemeinen Versicherungs-Bedingungen 
i 


für Warenkreditversicherung bei Ihnen Versicherung gegen den Ausfall, den Me infolge 
etwaiger Zahlungsunfähigkeit des nachstehend genannten Schuldners aus der im Folgenden be- 
zeichneten Geschäftsverbindung mit diesem erleiden sollte..., und erkläre...., daß = für die 


Vollständigkeit und Richtigkeit: meiner 


unsaner Angaben in vollem Umfange hafte..... 


Für vertrauliche Handhabung aller Mitteilungen ist vorgesorgt. ———— 


Fragen: Antworten: 
1. Firma, Geschäftszweig "und ‚Adresse des | 1............ BIMEESRETORMENEL. RN... Ne 
ABLE EEE ee |) Amlakl Mob Ist mean ma San Minor I) 
2. Firma, Geschäftszweig und genaue Adresse |} 2...........unseeoneselsschionenmmnbsesesstesetkbssnehaeektentunnbdehiesesseereen 


des zu versichernden Schuldners: 


Kenunananssrsenearnsnensnenunubsnnnbanin unse neuen sense een enter 


al Sei wannestehen. Sie, mit.dem. Schuld-»], 3a) innen 
ner in Geschäftsverbindung? 
b) Zu welchen Zahlungsbedingungen liefern 7 A RR RE TA 
Sie dem Schuldner und binnen welcher 
Frist hat dieser bisher im allgemeinen 
gezahlt? 
c) Haben Sie schon einmal Wechsel des Oleicsam sa aleil asia de are ee 
Schuldners prolongiert oder mangels 
Zahlung protestieren lassen? Wann ist 
dies geschehen ? 
d) Sind Sie gegen den Schuldner schon dy.. tue nballayen zogen 
mit Zahlungsbefehl oder Klage oder mit 
Zwangsvollstreckung vorgegangen und 
mit welchem Erfolge? Wann ist dies 
geschehen ? 
e) Ist Ihnen bekannt geworden, daß von Ba La I a IE N a a ae 
Dritten Wechsel des Schuldners prolon- 
giert oder protestiert wurden oder daß 
andere gegen den Schuldner klagbar 
geworden oder mit Zwangsvollstreckung 
vorgegangen sind? 
Ist Ihnen bekannt geworden, daß und Eee BAR. 0 4.0 Ber aan 
wann der Schuldner in Zahlungsstok- 
kung war? 


Form. W.4. 12. 24. 8000. 


f 


u 
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Fragen: | Antworten: 


4, Welche Auskünfte von Auskunfteien und 
Geschäftsfreunden besitzen Sie über den 
Schuldner? 

Bemerkung: Wenn Sie Abschriften derin Ihren 
Händen befindlichen Auskünfte vorlegen, so be- 
schleunigen Sie die Erledigung Ihres Antrages er- 
heblich! 


Hu 


5. a) Besitzen Sie für die zu versicHeniden) | Lay... 
Forderungen irgendwelche Sicherheiten 
wie Bürgschaften, Pfandrechte, Siche- 
rungsübereignungen, Hypotheken, For- 
derungscessionen, Eigentumsvorbehalte 
und dgl. oder beabsichtigen Sie, sich 
solche Sicherheiten einräumen zu lassen ? 

b) Besitzen Sie für andere Forderungen aus b) 
Warenlieferungen gegen den Schuldner 


“onunsnundonnatsseassersnueumandnnunennnnsnn eg damen nes tn dee ade anne nn en 


derartige Sicherheiten ? ee passen nah ine ehe certegiee ER ee Be 
6. Welche Forderungen haben Sie gegenwärtig | 6... een 


gegen den Schuldner insgesamt laufen? 
Bemerkung: Ein Kontoauszug des letzten Jahres 


ist gegebenenfalls beizulegen. PORN RE OR ES ERERSOR ERBE EEE EEE: EEE 
7. a) Welcher Kreditbetrag soll versichert wer- |/7. a)... nn nn nn 
den? (Versicherungssumme.) 
b) Welche Art von Waren liegt den Liefe- b) on. nn ET 


rungen zugrunde, aus welchen die zu 
versichernden Forderungen stammen? 
c) Auf welche Dauer soll die Versicherung 6). An BR ee SE 
abgeschlossen werden? 
d) WelchesKreditziel wollen Sie dem Schuld- d) ......„assschlude2 wahurse inte UN Aa 
ner einräumen? 


EI EEE EEE SPrEerZZEPPPPPPEPPPPPPEPPPSPPPEPEPPPERSEPPEPSEFSSRESTPEIEEFIFFT Fer 


8. Besondere Bemerkungen: 8:4... a2... 2. 2A a 


Unterschrift (irmamäßige Zeichnung). 


wi b he . . | 
u 4 hiermit tern durch See eigenhändige Unterschrift, daß be 
Ich bescheinige meine mir 


ein Exemplar der maßgebenden Allgemeinen Versicherungs- -Bedingungen vor Unterzeichnung 
des Antrages ausgehändigt worden ist. 


EEPPPPPEPPPPPPEPZEPSEZSZPPPEPPSPZPZPPILEPPPTPPPPSPEPZPESPELSIPEPPISPPPSSPOPErSPrPrrIe rer 


Unterschrift (firmamäßige Zeichnung). 


Zur teilweisen Deckung der Kosten, welche dem Hermes durch die Behandlung 
des Antrages erwachsen, ist gefl. beizufügen: | 
a) bei Kunden im Deutschen Reich . ... ein Betrag von M. ....... 
Wird einem Antrag Auskunftsmaterial neueren Datums beige- ki 


fügt, so ermäßigt sich der Betrag auf . 
b) bei Kunden im Ausland ein Betrag nach Vereinbarung. 
Vor Erliegung dieses Betrages kann der Antrag nicht in Bearbeitung ge- 
nommen werden. 


Formular 2. 


HERMES 


KREDITVERSICHERUNGSBANK A.-G. 
Berlin W 56 Jägerstr. 27 


ANTRAG 


für Abschluß eines Delcredere-Vertrages (Pauschaldeckung) 
Verbindliche Erklärungen 


Fragen: | Antworten: 


RN 


.a) Name der Firma? 
b) Wer sind deren derzeitige Inhaber? |b) ........ nennen 

ce) Sitz der Firma? EAN A RE, BEN HEERES LE Sa se RT 2. 

‘ d) Unterhält dieselbe Zweigniederlas- BEN 
any ra a Res En Pen 5 2.033 ESEREESSTER 7.02 5 DEE Eee 

e) Seit wann besteht die Firma? 


2.a) Geschältszweig mit Angabe der ge- 
führten Einzelartikel? 
b)Ob Fabrikation, Großhandel, Ex- 
port, Kommission (Agentur)? 


3. Länder und Absatzgebiete? . 


4. a) Aus welchen Abnehmerkreisen setzt 
sich Ihre Kundschaft zusammen? 
b) Ungefähre Anzahl der Kunden? 
c) Wie vieleKunden rechnen Sie nach 
der Höhe der eingeräumten Kredite 
(nicht Umsätze) zu den kleineren 
Kunden? 
d) Wie viele zu den mittleren Kunden? 
e) Wie viele zu den größeren Kunden? 
f) Sind außerdem noch Abnehmer mit 
besonders hohen Krediten vorhan- 
den? Wie viele und mit welchen 


Krediten? 
(Es genügen Schätzungen.) 


E; Kunden mit mittleren Krediten bis zuM........ 
e), „ltr Kunden mit größeren Krediten bis zu M........ 
Di mit noch höheren Krediten von M..................... 


5.a) Welches Ziel gewähren Sie im all- 
gemeinen Ihren Kunden? 

b) Welches ist das längste in Baracht ID). een RR BERN Eee ren 

kommende Ziel? 


6. a) Welche Auskunfteien benutzen Sie? a) a Be ESP DR SE ee. Mies ARE Bank 3 A FEElE ANER AE TR a SE REN 
einen neuen Kunden ein? 


7.a) Wie hoch beliefen sich beim Ab- 
schluß des letzten Geschäftsjahres 
ungefähr die Außenstände aus 
Warenforderungen, zuzüglich der 
von ihren Kunden gegebenen am 
Jahresschluß noch nicht eingelösten 
Akzepte oder Rimessen? i 

j b) Auf ungefähr wie viele Kunden b) BuRelWaND nn. Kunden 
verteilt sich dieser Betrag? 


a ——————————— 

8.a) Wie hoch beliefen sich ungefähr Monat; ; ‚Jahrı,.,,; ‚Monat „‚;,,,Jahr.|, Brottonmsätze M. 
die Bruttoumsätze in den letzten N ra N bis ee ER 12 An. a ae 
zwei Geschäftsjahren? | senrrerenmunmanr 19er migrev 00 31 RR RENNER OR 

b) Welchen Umsatz erwarten Sie un- etwa 
gefähr im laufenden Geschäftsjahre? bienaisbenk.. 49. Die 1 N: TERROR 1 FERRASEE AIG BR DIOR. nn 

L———————————— nr mens 

9. In welchem Verhältnis steht der Aus-| He em ET 

landsumsatz zum Gesamtumsatz? Denssusseeeeue onen dr ar are ne ee u Er gamEnn Fans 

; (Ungefähre Angabe genügt.) | weasinn: We 


W.40. 3. 25, 


Fragen: | Antworten: 


. . . die Nettoverluste, d. h. die Bemerkungen über besonders große 
10.a) Wie hoch haben ai Ga | Bruttoverluste abzüglich der Verlustfälle) 
den nachstehenden fünf Ge- | darauf entfallenden Dividende: 1) Besonders große Verlustfälle bringt 


schäftsjahren belaufen: ii der sie) Gesellschaft bei Berechnung der 
ahlungs- elbstbeteiligung der Vertragsfirma am 
ein- netto M. | Pf.| Ausfall nur mit einem Durchschnitts- 

stellungen betrag in Ansatz! - 

Monat | Jahr Monat Jahr 

BR LT 1910 bis... nn OO da a a 
Sr 1911» bis... es 41 a Hal en DER EN 
LE 1912 .bis 2... 112 N Se se AUT) A ee 
ENT TURRN 1913: bis... 20 EI BT RT N la a ee 12 CE SE 
RE NER 1922,13... 2: FERIEN IR len nn Me lei ee ee 


in der seit Ablauf des letz- 
ten Geschäftsjahres bis jetzt 
verflossenen Zeit, nämlich 
vom 


NEN, 19°: bisiheutesikuns son ach. 5 Mess Alk ae 


(Noch nicht endgültig feststehende Verluste können geschätzt werden.) 


b)Haben Sie in einem oder mehreren 
der früheren Geschäftsjahre, insbeson- | _ 
dere in den Vorkriegsjahren, höhere Dee 
Gesamtverluste erlitten, als der höchste 
Gesamtjahresverlust der letzten fünf aan sn en EI EL EIE ALIAS. A RRRETE ANRE 
Jahre beträgt? Wann? In welcher 
Höhe? War darin ein besonders 
großer Verlustfall enthalten?!) 


11. a) Haben Sie hereits Delcredere einzelner |a)................nnnenunnnnnnnnn 

Forderungen begeben? Sind hierauf 
Verluste eingetreten? 

b)Waren Sie bereits gegen Zahlungs- |b) ................nnnennnnnen rs 
unfähigkeit Ihrer Kunden versichert? 
Bei welcher Gesellschaft? 

€) Von ‚welcher Seite wurde .die. Ver-Ic). ........ 1 aulalax In un abi ai Eu 
sicherung aufgehoben? Erhielten Sie 
Entschädigungen und in welcher Höhe? 


Vorstehende „verbindliche Erklärungen“ sind nach bestem Wissen und Gewissen voll- 
ständig und richtig abgegeben. 

Im Anschluß hieran beantragt die unterzeichnete Firma hiermit auf Grund der allge- 
meinen und besonderen Vereinbarungen des Delcrederevertrages (Pauschaldeckung) des 
Hermes Deckung gegen Verluste durch Zahlungsunfähigkeit ihrer Kunden für die Zeit vom 
nn a Ba . 19...... mittags 12 Uhr, bis tzum ..... 4.80. .RaR2UR RR 
mittags 12 Uhr, ersucht um Ausfertigung des Vertrages und hält sich an diesen Antrag, 
30 Tage lang gebunden. 

Gleichzeitig erklärt die unterzeichnete Firma, daß ihr bezüglich keines ihrer 
Kunden, die für die Deckung in Betracht kommen, Umstände bekannt sind, die den 
Kunden als zahlungsunfähig oder eine Kreditgewährung an denselben als gefährdet 
erscheinen lassen. 


DET ee ee Eee Eee re Eee ee ENEEREEREEEEEEFEPPEPPERPERLERSPLESELEIELLEREL DEE 


(Ort und Datum) (Unterschrift — firmamäßige Zeichnung) 


Die antragstellende Firma bestätigt hierdurch, vor Unterzeichnung dieses Antrags einen 
Abdruck der maßgebenden allgemeinen Vertragsvereinbarungen empfangen zu haben. 


Rechnung: 
Mindest-Jahresprovision ... M................ meet TOTER ON und Debian om Tome FG 
20°), Unköstenzuschlag . . y......... a 
Gebühr für Vertragsaus- x | x 
ferligung,. » „is. en: ae erh LE et Eee 1 Pa mE rer 
eng NE NER, (Unterschrift — firmamäßige Zeichnung) 


Summa: Mi 2er 
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Formular 3: 


An den 


HERMES Kreditversicherungsbank A.-G. 
Berlin W 56 


Jägerstraße 27 


durch Geschäftsstelle: 


Betr.: Deleredere“Vertrag Nr................. 
Schadenanzeige Nr.................... UVOPEBADBTAHE TS en ). 


Besthältsiswägis ach zaib iu wis. nimm... ulR.2e Im 
MOL DRIIERM  Rötesuetlli tl BSTSUNTg Wi DU BE Da EEE 
zahlungsunfähig geworden ist. 

Die Zahlungsunfähigkeit ist festgestellt durch (vgl. Allgemeine Verein- 


Naruneen.6 VIE UTEND IRB EUR INNE SRABE IIOR OR DEM 
Wir erhielten hiervon Kenntnis am .......... GUTCH U ee 
Unsere Forderung beträgt Mk.......wn. . Einzelheiten hierüber sind aus 

dem umseitig aufgeführten Kontoauszug zu ersehen. 

Dachaten pres Me a nl a be 2 le a re 


BE ae Aa a alien zugegangenen Nachrichten schätzen wir 
die Höhe unseres endgültigen Ausfalles auf Mk... 

Der Kunde gehört zu den alten Kunden!) — neuen Kunden?!) — im Sinne 
der Besonderen Vereinbarungen Ziffer III 2. 

Wir haben im Laufe der letzten 2 Jahre Auskünfte eingeholt 


Alerts. hei wnraha- Kreditirrteilt.. alerts en 
5 ae... 28. AU... HUN. BRASS DERE. NEN TOVINE A. SBNOFTHURER. DIE 
3 NE BERN OSTEN. DEE .N ER AR Me ER, 
aan nl. urn en nu a: RE ET ar Deck Nr zu 

Wir hatten mit dem Kunden als Zahlungsbedingung vereinbart..................... 


2, u Ainch ideee Vaahleiiih Di. Di Sant. OR Der Kunde war berechtigt, Fälligkeit 


anıhahaltinnd Skonto. abzuziehen 2 2 TE. Si ee ee 
An Bürgschaften, sonstigen Sicherheiten, Wechseln auf Dritte und dgl. haben 
wir für unsere Forderung zur ganzen oder teilweisen Deckung in Händen. 


Pr EEE PERORETOUTEITTRERLIETELELELLEITLLLILLPRTERLELLLIELTLELTIIEIER ENT LESE TTELE ST SENDE ZI DEN 


SahbebnoshnnrsgansnsnapneeAnnunsnennannnsbane seen une peehr gruen nännneppune er senhennegnenan sans ns ananne chen sea nen anne 


PEN EEE EEREUELDPPLPEPREPLPRLERLLELPPLLTLTPELLTT LIE TIELLER DENE DEI END DISS EEE 


Hochachtungsvoll 


t) Nichtzutreffendes durchstreichen. 


462 F. Huntgeburth: 


ist der Versicherungsnehmer verpflichtet, bei den Kunden, die höheren Kredit 
als den für die Blindversicherung festgelegten beanspruchen, die Namen 
anzugeben, um so der Versicherungsgesellschaft eine Prüfung der Kreditwürdigkeit 
zu ermöglichen, 

Die Festsetzung der Grenze der RER UNE real) geschieht auf Grund 
einer ausführlichen Deklaration, in welcher der Versicherungsnehmer u.a. aus 
der letzten Inventur einen Auszug seiner Außenstände vorzulegen hat. Durch diese 
Beschränkung der ‚„Blindversicherung‘‘ wird erreicht, daß der Versicherer die Höhe 
der Deckung auf größere Kunden überblicken und maximieren kann. Alle Kunden 
mit Namen kennenzulernen, daran hat die Versicherungsgesellschaft kein Interesse. 
Auch würde die Prüfung dieser Kunden eine die Kosten nicht rechtfertigende 
Arbeit erfordern. Nach den statistischen Erfahrungen kann der Versicherer an- 
nehmen, daß er in normalen Zeiten durch das dem Versicherungsnehmer auferlegte 
Eigenrisiko genügend geschützt ist. 

Gefährlicher ist es schon, wenn man, wie dies das englische System tut, dem 
Versicherungsnehmer auch für die größeren Abnehmer die selbständige Ermittlung 
der Kreditgrenze gestattet. Dem Umstande hat man dadurch abgeholfen, daß sich 
der Versicherer bei diesen Kunden die Festsetzung der Kreditgrenze selbst vor- 
behält. Damit soll aber nicht gesagt sein, daß durch diese Maßregel die Versiche- 
rungsgesellschaft vor Verlusten bewahrt bliebe. Sie wird sich allerdings in ein- 
zelnen Fällen vor größeren Verlusten schützen können. Aber wie jeder Kaufmann, 
so muß sie auch ihrerseits darauf gefaßt sein, daß trotz aller Vorsicht Verluste nicht 
ausbleiben, eine Erfahrung, die ja gerade den Kaufmann zur Versicherung ver- 
anlaßt. Jedenfalls, und das ist schon ein großer Vorzug, kann die Versicherungs- 
gesellschaft stoppen, wenn starke Kummulierungen eintreten. Denn Auskünfte 
schützen niemals vor Überraschungen; wenigstens wird keine Auskunftei ein der- 
artiges Versprechen geben. Der vorsichtig vorgehende Versicherer wird deshalb die 
Höhe seiner Deckung nicht nur nach der (Qualität des Risikos, sondern auch im 
Verhältnisse zu der Gesamtprämieneinnahme bemessen. 

Schon hier kann der Vorwurf widerlegt werden, der oft der Kreditversicherung: 
gemacht wird, daß sie nämlich zu einer ungesunden Ausdehnung des Kredites 
führe. Gerade infolge der Mäßigung im Zeichnen der Risiken, die sich jeder sorg- 
fältig kalkulierende Kreditversicherer auferlegen muß, führt er weit häufiger eine 
Einschränkung des Kredits herbei, weil viele Firmen Beträge, die vom Versicherer 
nicht gedeckt werden, auch nicht kreditieren. Viel häufiger als den obigen Vor- 
wurf hört der Kreditversicherer den Einwand, daß er in der Übernahme der Risiken 
zu vorsichtig und zu zurückhaltend sei. 

Auch mit der starren Berechnung des Eigenrisikos nach dem Durchschnitte- 
der Verluste der vier letzten Jahre hat die Versicherung gebrochen. Den in den 
Vorjahren eingetretenen außergewöhnlichen Verlusten, gegen die ja gerade Schutz. 
gesucht wird, wird insofern Rechnung getragen, als die als normal zu betrachtenden 
Verluste bei der Durchschnittsberechnung außer Betracht bleiben. Obwohl erst. 
nach Ablauf des Vertragsjahres die Verluste abgerechnet werden (Form. 4), hat. 
die Pauschalversicherung für den Kaufmann den Vorteil, daß er bei der Aufstellung 
seiner Bilanz bereits einen großen Teil der ausgefallenen Gelder wieder erhalten hat. 


4. Die Exportkreditversicherung. 
Als eine besondere Art der Warenkreditversicherung ist die Exportkreditver- 
sicherung zu betrachten. Sie wird meist in Form der Einzelversicherung abge- 
schlossen, Doch bestehen hier noch große Schwierigkeiten, z.B. muß die Kredit-- 
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Formular #4. (Schaden-Abrechnung.) 


HERMES 
KREDITVERSICHERUNngs- Verlust-Aufstellung zum Deicredere- 


BANK A.-C. Vertrag 
Schaden-Abrechnung _Nı........... 


BERLIN W 56, Jägerstr. 27 
Dart u... RN Aal en nen nd 
für das Vertragsjahr vom ............ 1325 DIS en 19....... 
I. Unbenannte Kunden. B-M. | | R-M. 
1. Nettoausfall laut nachstehender aueieine aus dem | 
gedeckten Teil der Forderungen 3.2 Hallen, E Saat U SD, 0 TER He FRKREENe Fe HAN, 
2. Selbstbeteiligung der Vertragsfirma | 
a) nach Besonderen Vereinbarungen III, #a 
a! %. ausR.-M............. Umsatz, mindestens R.-M. el BEI NLETE 
b) nach Besonderen Vereinbarungen Ill, 4b | 
Er N. Oaus B Mr... Forderungen in... ee 
DEREN aa u ” feier RD Sl has 
BETT nal ran eilt x nbsinanay Dem 
eh u ee en! } EEE A NEN ER 
a ud Po SSL SER EPOEE ER DEE RES N I WEIGHTR LEN. Ay: 
ee Hi ERS WR N EEE LEE, 
3 Belädonbeitag . . a nen en arg ee ino2 ai alone „ron 
4. Höchstleistung der Gesellschaft | | 
a) Betrag nach Besonderen Vereinbarungen III 5, 1. Absatz | | 
b) Steigerungnach BesonderenVereinbarungen Ill 5,2.Absatz 
5. Entschädigungsbetrag . . : : mie n nenn ee 


6. Bemerkungen über Zahlungseinstellungen, die noch nicht endgültig abgerechnet sind: 


edis-amnsenunssoassräßendennsupnneträs-auiuugnganesenpengkenennenenn 
en ae een anime sr hase sapbara stars na a anlrer ee ET ET TENNE SOLUEMN 
EN ET A VERA TR PER R ET 7 ER 0. Eee aEL EL 2 MEER Di a Er a SE bi li ni herein 


W.55. 11. 24. 1000 Kl. 
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1. | 2. | 3, | 4, 5. 


Davon sind abzusetzen: 


a. b. C. d. 


Betrag Ihrer| für dem für nach 


Forderung | Konto etwa eingetre- "N 
zur Zeitdes | belastete unngE Are BT diejegiapn War 
Eintrittsder | Beträge, lungsunfä- | für bei Fäl- | Forder- er 
Des Schuldners Zahlungs. [welche nicht| higkeit etwa ligkeit ab- | ungen, die | bleibende 
Lide. a) Name bzw. Firma en austatsäch- | Zurück- zugsfähige nach den EN, 
Nr. b) Geschäftszweig lsakdbın lich aus- |empfangene| Rabatte vereinbar ER | 
c) Wohnort bzw. Adresse | Konto des | geführten Waren- | und Skonti [rungen nieht BuE 
Schuldners | Waren- deren Fak- gedeckt sind 
turenwert 


lieferungen 
stammen 
(81 Abs.2) | (85 Abs.2a) | (85 Abs.2 b) 


(g5Abs.2c)| 


Fr. jpr. R.-M. |pt. RM. |Pt.| R.-M. [Pk 


würdigkeit des ausländischen Importeurs festgestellt werden; ferner spielen die 
politischen und wirtschaftlichen Verhältnisse des Importlandes — man spricht dann 
von „politischem Risiko“ — eine große Rolle. 

Die Exportkreditversicherung ist noch als unvollkommen zu betrachten, da 
die Versicherungsgesellschaften nicht in der Lage sind, die Versicherung der Kredite 
über die Haftung des Schuldners hinaus auch auf solche Fälle auszudehnen, in denen 
durch irgendwelche politischen Ereignisse der an sich solvente Schuldner an der 
Erfüllung seiner Verpflichtungen gehindert wird. Solche Fälle treten durchaus nicht 
nur bei Kriegsausbruch, Revolutionen usw. ein, sondern sie können auch die Folge 
wirtschaftlicher Gesetzgebung im Frieden sein. Es sei z.B. daran erinnert, daß der 
Bradforder Wollindustrie im vorigen Jahre erhebliche Schwierigkeiten erwuchsen, 
als ihre deutschen Abnehmer große Außenstände nicht begleichen konnten, da ihnen 
die Beschaffung von Devisen durch wirtschaftliche Maßnahmen der Regierung er- 
schwert, wenn nicht sogar zeitweise unmöglich gemacht worden war. Diese und 
ähnliche Fälle können besonders im Verkehr mit den zahlreichen als Exportkunden 
in Frage kommenden Ländern mit unstabilen wirtschaftlichen und politischen Ver- 
hältnissen jederzeit eintreten. Nach den letzten Nachrichten beabsichtigt der eng- 
lische Staat als Rückversicherer den überwiegenden Teil des bisher nicht ver- 
sicherungsfähigen „politischen Risikos“ auf sich zu nehmen. Auf diese Weise würde 
es dann möglich sein, die Versicherung von Exportkrediten vollkommen zu machen. 
Es ist wohl selbstverständlich, daß von der Rückversicherungsbereitschaft des eng- 
lischen Staates nur Exporteure britischer Ware Gebrauch machen könnten. 


Wenn schon dem englischen Export, dessen Hauptabsatzmärkte doch in poli- 
tisch sicheren Überseegebieten des britischen Imperiums selbst liegen, die Möglich- 
keit einer Kreditversicherung des „politischen Risikos“ sehr wünschenswert er- 
scheint, wieviel höher wäre dann die Bedeutung einer solchen Maßnahme für 
Deutschland einzuschätzen, das in viel stärkerem Maße auf die Kundschaft poli- 
tisch nicht ganz einwandfreier Länder angewiesen ist. Die so notwendige Aus- 
dehnung des deutschen Exports könnte gerade auf solche Märkte erfolgen, 
wenn dem einzelnen Kaufmanne die Möglichkeit einer längeren Kreditgewährung 
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Maßstab für die Grenze des gedeckten Kredits: 


a b. C. Welche Aus- 


! h Falls der schüttungist 
Er nnd Schuldner zu Durch wel- = v i 1 3 :öE 
ne lahsan 00° | den „alten Kun- ches der im [im Per ahren| Wie och 
Mir letztanKres eh ren R $1 Abs. 4 | erzielt oder | stellt sich 
och stellt sie 


; äh i h n nach den [demnach der 
eeltesen re: Bezeichnung der in den 2 Halt ä Vereinba- Netto- 
e if. ia 3 x ufgeführten 
rg Steht si Grenze des ge. | letzten zwei Jahren über | verfahren | rungendes | ausfall 
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verbindung mit deckten Kredits 


ee den Schuldner eingeholten | ist die Zah- 


Bemerkungen 


en die nach | seines Kontos? Auskünfte lungsun- jUngzu Bra Spalte 5 
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gemäß Bes.Ver. 
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festgestellt | auf die Ge- [Forderungen 


sene Frist stets | Sibt sich aus Anstik worden? | samtforde- 
innegehalten, dem Ep Benennung |tieungs-| Wie lautet rung be- 

Bier rin Über- w der Aus- | datum | dasKredit- rechnet) 
schreitungen ; ' 

Erakoimsn ? kunfteien FOR urteil 


ohne gleichzeitige Erhöhung des Risikos ermöglicht würde. Es dürfte daher zum 
mindesten der Mühe lohnen, zu untersuchen, ob nicht auch in Deutschland irgend- 
eine öffentlich-rechtliche Korporation gegen Anteil an der Prämieneinnahme aus 
Exportkrediten eine Rückversicherung gegen das „politische Risiko“ übernehmen 
sollte. Im Laufe der Zeit würde es dann wahrscheinlich möglich sein, aus den 
Prämienanteilen einen beträchtlichen Fonds anzusammeln. Wenn der Exporteur 
und die Versicherungsgesellschaft einen kleinen Teil des Risikos selbst tragen 
müßten, wäre dadurch von vornherein eine gewisse Sicherheit gegeben, daß die 
Kreditierung in politisch unsicheren Absatzländern in den Grenzen kaufmännischer 
Vorsicht bliebe. Jedenfalls könnte durch die Übernahme der Rückversicherung von 
Exportkrediten die Handelsbilanz und der Beschäftigungsgrad der Wirtschaft bis 
zu gewissem Grade beeinflußt und die Konkurrenzfähigkeit auf den Exportmärkten 
zweifellos erhöht werden. 

Neuerdings ist in Amsterdam eine Kreditversicherungsgesellschaft gegründet 
worden, an der deutsches, holländisches und schweizerisches Kapital beteiligt 
sind. Sie soll neben dem inländischen Kreditversicherungsgeschäft hauptsächlich 
auf internationaler Grundlage arbeiten. Von Bedeutung ist, daß diese Gesellschaft 
ihren Sitz in einem neutralen Lande hat, weil sie bei internationalen Verwicklungen 
eher in der Lage ist, Rückversicherungsansprüche in anderen Ländern geltend zu 
machen. 


II. Übernahme der Kreditversicherung durch den Kreditnehmer. 
1. Bei der Hypothekenversicherung. 


Ein besonderer Zweig der Kreditversicherung ist die Deckung hypothekarisch 
gesicherter Kredite in Form der Hypothekenversicherung. Sie bedeutet meistens 
eine größere Sicherheit für den Gläubiger. Beispielsweise kann durch die Ver- 
sicherung einer zweiten Hypothek der Gläubiger ebenso sichergestellt werden wie 
der Inhaber der ersten Hypothek. Bei größerer Sicherstellung ist der Zinssatz natür- 
lich niedriger. | „ 
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Es haben sowohl Gläubiger wie Schuldner aus der Hypothekenversicherung 
Vorteile, und es fragt sich, wer die Versicherung tragen soll. Meistens sehen. sich 
natürlich die Schuldner veranlaßt, die Versicherung zu nehmen, um desto leichter 
für das gesuchte Darlehen Gläubiger zu finden. Die Hypothekenversicherungs- 
anstalten sind mithin erheblich daran interessiert, daß die nötigen Kapitalien besorgt 
werden. Hieraus erklärt sich auch der enge Zusammenhang zwischen Hypotheken- 
banken und Hypothekenversicherungsanstalten. 

Die Hypothekenversicherung ist um die Mitte des 19. Jahrhunderts in Deutsch- 
land in den verschiedensten Arten betrieben worden, unter denen sich jedoch nur 
zwei auf die Dauer erhalten haben. Der Zweck der meisten Arten der Hypotheken- 
versicherungen war Deckung der bei einer etwaigen Zwangsversteigerung des hypo- 
thekarisch beliehenen Grundstücks eintretenden Verluste!). Neben dieser Grund- 
stücksversicherung wurde eine Versicherung betrieben, durch welche dem Gläu- 
biger die pünktliche Zahlung der Hypothekenzinsen garantiert wurde. Es handelte 
sich dann um eine Zinsen versicherung. 

Während die meisten Versicherungszweige erst in den letzten Jahrzehnten eine 
Existenzberechtigung erlangt haben, scheint die Hypothekenversicherung diese 
eingebüßt zu haben; denn unser Hypothekenrecht hat die denkbar beste Sicherung, 
der Gläubiger, wenigstens der der ersten Hypothek, gebracht. Im Auslande, vor 
allem in Amerika, wird die Hypothekenversicherung seit langer Zeit und auch 
heute noch in großem Umfange betrieben. 


2. Bei der Hypothekentilgungsversicherung. 

Von größerer Bedeutung ist die Hypothekentilgungsversicherung, auch Hypo- 
thekarlebensversicherung genannt. Sie stellt die organische Verbindung eines hypo- 
thekarischen Darlehens mit dem Abschluß einer Lebensversicherung dar. Ihr Zweck 
ist, das aufgenommene Darlehen spätestens bis zum Ableben des Schuldners 
zu tilgen. Vor allem soll sie der Schuldenentlastung des ländischen Grundbesitzes 
dienen, damit den Erben beim Ableben des Besitzers nicht höhere, unproduktiv 
den Grund und Boden belastende Schulden hinterlassen werden. 

Neuerdings bildet der gleichzeitige Abschluß einer Hypothek und einer Lebens- 
versicherung in vielen Fällen die einzige Kreditmöglichkeit. Von Bedeutung ist 
diese Verbindung für die Industrie geworden. Im Gegensatz zu den ausländischen 
Versicherungsgesellschaften, vor allem den Schweizer Gesellschaften, stehen die 
deutschen Versicherungsgesellschaften diesem Geschäftszweig abwartend gegen- 
über, und auch die Industrie liebt diesen Kredit nicht, weil eine Hypothek, die 
nur mit dem Abschluß einer Lebensversicherung gewährt wird, sich in der Regel 
teurer stellt als andere langfristigen Gelder. So gewähren die Schweizer Lebens- 
versicherungsgesellschaften nur Kredit unter der Bedingung, dab die Lebens- 
versicherung in doppeltem Betrage der Hypothek abgeschlossen wird. Dieser 
Kredit, der nur bei besten und größeren Objekten gewährt wird, ist für zahlreiche 
größere Unternehmungen, die über keine direkten Finanzverbindungen zum Aus- 
land verfügen, die einzige Kreditmöglichkeit für ausländisches Kapital. 


3. Bei der Garantie- und Kautionsversicherung. 


Sie wird unter den verschiedensten Namen betrieben. Man bezeichnet sie als 
Unterschlagungs- oder Veruntreuungsversicherung, als Bürgschafts- oder Garantie- 
versicherung. 


ı) Handw. d. Staatw. Kapitel a. a. O. 
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Formular 5. 


Für Prinzipale, Arbeitgeber, Behörden usw. 


HERMES 


KREDITVERSICHERUNGSBANK A.-G. 


Versicherungsschein 


Fernruf: 1459, 1460 Berlin W 56, Jägerstraße 127 
OR er theinusigeenhnn.d Geschäftsstelle: 
SEN AR dus. enter | a TNEINOR RTURETE 


Anirag 


auf 


Garantie- (Kautions-) Versicherung 
(Einzel- und Kollektiv-Versicherung) 


Die nachstehenden Fragen sind durch den Antragsteller vollständig und gewissenhaft zu 
beantworten. Striche oder sonstige Zeichen an Stelle der Worte sind unzulässig. Der An- 
tragsteller haftet, wenn er diesen Antrag unterschreibt, allein für die Richtigkeit 
und Vollständigkeit der Antworten, auch wenn sie der Vermitiler dieser Versicherung 
oder ein anderer für den Antragsteller niedergeschrieben hat. Die Direktion kann jeden 
bei ihr gestellten Antrag ohne Angabe der Gründe ablehnen. 


Fragen an den Antragsteller: Antworten des Antragstellers: 
1. Name bzw. Firma und Wohnung des An- 1 Ba BA RS FR RS AA A ML IR LT EANTRERIENN 
stellers (Arbeitgeber, Prinzipal usw)? | —lllnnennnnnnnsnsssennunsnee TRANS ERS LT DET RUL 


Ber tzabe, Hausnummers wo. dıe Bureaus,.u &, Ort: 0. 0 ereliesnpsrsapsscmsrsser she ansehe rfeen 
sich befinden oder das Geschäft betrieben 
wird? 


. Art des Geschäftes? 3. neun. 
. Wie lange besteht dasselbe? ee Ne. ale eine. 


Bw 
= 


. Wie viele Personen beschäftigt der Antrag- 
steller? 


6. a) Wie viele Personen sollen mit Einzelver- 
sicherungssummen versichert werden? | nneeneeseeneenen RR N EL EA SE REITER 


b) Soll die Summe der Einzelversicherungs- 63 ERS PNA RE NEE NER ER Sara AN 
summen alsGesamt-Versicherungssumme 
gelten? 

c) Oderwünschen Sie eine niedrigere Jahres- CI REN REN. A N RE EN 
höchstgarantie und welche? 1000 Ummnenersrsnssorrnennnsssushnhensstnssererhssssrersnsensn nrepnnntsnnenenenehenenenen 

d) Sollen alle versicherten Personen mit VL LU has mar oa ru DR 
der gleichen Versicherungssumme ver- 
sichert werden und soll diese Versiche- 
rungssumme gleichzeitigals Jahreshöchst- 
garantie für alle Personen insgesamt 
gelten ? 


[dei 


nz 
© 
Dr 
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Fragen an den Antragsteller: Antworten des Antragstellers: 


7. Sind bei Ihnen schon Veruntreuungen Vz Sue eerter te 1.2 2 1 e 
seitens Angestellter vorgekommen und ar ra a N | 
welche? 2 DENN 2 De RS a a en En 


NB. ‘Hier ist die Anzahl der Vermtkiromungen ale” |." 77 174 TARRRmUne Tann BIER SRS SEE in ST ES SnnE See 
zugeben und die Höhe der dadurch erlittenen 
Verluste. 


8. Besteht eine genügende Kontrolle über die (> PORNORSE SRISRERRRRRERRBRRRER Eee 
Angestellten, welche geeignet ist, Verun- 
treuungen zu verhüten’und. baldigst zu’| "ann el ee RE 
entdecken ? 


NB. Wir bitten, durch Beantwortunge dieser Frage Kasırensnineunenennenennn nennen EEE TEE RE I ET TE ET nen 
ersichtlich zu machen, in welcher Weisse und wie 
bald eine Unterschlagung in der Regel zur Ent- 
deckung gelangen müßte. 


9. a) Ist von Ihnen bereits ein Antrag auf | 9. a) 
Garantie- (Kautions-) Versicherung ge- 
stellt worden? 

b) Wurde der Antrag angenommen oder 10) OBER 1 De RR een... 
abgelehnt? 
c) Wie heißt zutreffendenfalls die Ver- c) 
sicherungsgesellschaft ? 


10;-8) An.welchem Tage-soll:die Versicherung.) AD.na). un 
beginnen ? 
b) Auf welche Dauer soll die Versicherung b) 
abgeschlossen werden ? 


11. Welcher Prämiensatz bzw. welche Jahres- | 11. 
prämie -wurde Ihnen für die Gewährung 
der Versicherung genannt? 
(Genehmigung der Direktion vorbehalten.) 


12. Soll "auch das. Warenrisikö in: die Ver- | 12... 2.1.0... a Me 
sicherung eingeschlossen werden’? 


— erkläre... hiermit, die vorstehenden Fragen vollständig und wahrheitsgemäß be- 
antwortet zu haben und beantrage.... bei dem Hermes, Kreditversicherungsbank A.-G. in 


. . . . . uns . 

Berlin eine Garantie- (Kautions-) Versicherung auf Grund der „in bekannten Versicherungs- 
unseren 
meinen 


bedingungen für die in Diensten beschäftigten, in der anliegenden Liste näher be- 


s Wir A uns S N 
zeichneten Personen. „., verpflichte... —;,, den auf Grund dieses Antrages ausgefertigten 


Versicherungsschein durch Zahlung der dafür berechneten Prämie und Nebenkosten ein- 
zulösen, wenn —E die Annahme des Antrages innerhalb Monatsirist von der Gesellschaft 
mitgeteilt ist. 


(Eigenhändige Untersehrift);, =... .... 1 rer 


(Unterschrift des Vertreters bzw. 
Beamten des Hermes): 


Wir bescheinigen ,". : unsere . ig h uns . 
Ich bescheinige Miermit ferner durch —;., eigenhändige Unterschrift, daß nr ein Exemplar 


der maßgebenden allgemeinen Versicherungs-Bedingungen vor Unterzeichnung des Antrages 
ausgehändigt worden ist. 
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a) Die Unterschlagungs- oder Veruntreuungsversicherung. 

Die Personal-Kautionsversicherung hat den Ersatz der Verluste zum Gegen- 
stande, die durch Veruntreuung von Geldern, Wertpapieren oder Waren seitens der 
eigenen Angestellten entstehen. Sie wurde früher im Zusammenhange mit der 
Lebensversicherung betrieben, indem eine Lebensversicherungsgesellschaft, bei 
welcher der Versicherte seine Lebensversicherungspolice hinterlegen mußte, gegen 
Zahlung einer Zuschlagsprämie die Kaution stellte. Heute dagegen erscheint die 
Kautionsversicherung als selbständiger Versicherungszweig. In diesem Falle ver- 
sichert sich der Unternehmer gegen Veruntreuung seiner Angestellten 
(Form. 5). Die Versicherung wird meist als Kollektivversicherung genommen, 
indem alle Angestellten versichert werden oder nur eine bestimmte Gruppe, 
z. B. diejenigen, die mit den Kassageschäften betraut sind. Damit der versicherte 
Unternehmer nicht in der Kontrolle nachläßt, wird vorgesehen, daß nur für 
solche Veruntreuungen Ersatz geleistet wird, die nicht länger als ein oder höch- 
stens zwei Jahre zurückliegen. Unterwirft sich der Versicherte der Verpflichtung, 
seine Bücher regelmäßig durch eine Treuhandgesellschaft revidieren zu lassen, 
so wird — weil hierdurch die Gefahr vermindert wird — ein namhafter Nachlaß 
auf die Prämie gewährt. 

Die zweite Art, die eigentliche Kautionsversicherung, besteht darin, daß ein 
Angestellter an Stelle einer Barkaution oder einer Bürgschaft eine Kautionspolice 
hinterlegt, die über einen bestimmten Betrag lautet. Die Versicherungsgesellschaft 
verpflichtet sich in der Police, dem Prinzipal einen von dem betreffenden Ange- 
stellten verursachten Veruntreuungsschaden bis zu dem angegebenen Betrage zu 
ersetzen. Hier ist im Gegensatze zu der obengenannten Art der Angestellte der 
Versicherungsnehmer. In der Regel holt die Versicherungsgesellschaft besondere 
Auskunft über den Versicherungsnehmer ein. 

Der große Wert der Versicherung liegt darin, daß sie es tüchtigen Menschen 
ermöglicht, Stellungen zu bekommen, die ihnen sonst verschlossen blieben, 
weil ihnen die nötigen Mittel fehlen, eine größere Barkaution zu stellen. Sie 
hat weiter den Vorteil, daß nicht große Summen in Form von Barkautionen dem 
Geldmarkte entzogen werden. Ferner ermöglicht sie eine größere Sicherstellung 
des Prinzipals und zuletzt schützt sie noch den Angestellten davor, daß der Prin- 
zipal seinerseits die Kaution unterschlägt. Trotz dieser offenbaren Vorzüge wird 
von der Kautionsversicherung in Deutschland, im Gegensatze zum Ausland, noch 
verhältnismäßig wenig Gebrauch gemacht. 


b) Die Zoll- und Steuerkautionsvieersicherung. 

Die größte Bedeutung hat die Garantie- und Kautionsversicherung dadurch, 
daß sie Bürgschaften gegenüber den Behörden bei Stundung von indirekten, 
Steuern, Frachten, Holzkaufgeldern, Zöllen und Abgaben, Kautionen der Unter- 
nehmer und Lieferanten gegenüber den Bestellern, der Mitglieder eines Syndikates 
oder Kartelles gegenüber ihren Organisationen zur Sicherheit für die Erfüllung 
“ vertraglicher Verpflichtungen ‘und die Stellung von Akkreditiven übernimmt 
(Form. 6). Die Garantie- und Kautionsversicherung erschließt also kaufmännische 
Kreditquellen, sie sorgt gleichzeitig für den richtigen Geldeingang bei den Be- 
hörden. An sich handelt es sich um nichts anderes als um das von den Banken 
von jeher durchgeführte Avalgeschäft. 


c) Die Abzahlungsversicherung. 


In letzter Zeit haben sich Versicherungsgesellschaften einem neuen Ge- 
schäftszweig in steigendem Maße zugewandt, indem sie bei Kaufabschlüssen auf 


An den | Formular 6. 
Hermes Kreditversicherungsbank A.-G. 
BERLIN W 56, Jägerstraße 27 


En beantrage....... die Hinterlegung einer Bürgschaftsurkunde über einen Betrag von 
ir 
I RESREN EAN SEN RE. $.10 WR) NS BBIBEE BEER RA TR Er 110 ©. 

In" WOLLEN MALEN OBEN Mn BR NN RTARN ER SL ) | 
al#!Sıcherheit ur rn so mn Re een ee ae ee 
heil del ai URS NEE BET N wa Ra SE 2 a ei 
füridie Zeit" Von ERTERO e 1 bs rei ee 2... 190 
zu einer vorauszubezahlenden Prämie von. ....... 0, der verbürgten Summe für die Zeit zuzüg- 


lich Unkostenzuschlag von 20°, aus der Prämie. Kosten einschließlich Stempel und Aus- 
fertigungs- und Nebengebühren von 1/,°/g0 der Versicherungssumme, und zwar mindestens 


meinen 
M. 2.—, gehen zu ———— Lasten. 
unseren 


Die Vereinbarung erneut sich von Jahr zu Jahr, falls sie nicht von einem der beiden 
Teile spätestens einen Monat vor Ablauf obigen Termines schriftlich gekündigt wird. 
ich mich 


Auf diesen Antrag halte... ie vier Wochen gebunden*). Bei Nichtannahme der. 
Bürgschaftsurkunde durch die Behörde nn unter Ausschluß weitergehender Rechte zum 
Rücktritt berechtigt. 

Ta ER Au ee en 2, TDALIIR TE Ne rn 19a 
(Eirmenstempel; u, Unterschrift) u.ls..taanir ei. Al aa 


nn bestätige....., daß En bei Stellung des Antrages die Vertragsbedingungen ausgehändigt 
worden sind. 
Von den Zahlungsbedingungen **) habe n ausdrücklich Kenntnis genommen. 


OEL ER NE  E  A Dat ERT N DER AN, are 19:.% . 
(Firniehstenpel u. Unterschrilt) ALLA. DR AN ee 


*) Diese Frist läuft vom Tage der Vorlage der von en zugesagten Unterlagen ab. 


Bei Antragstellung abtrennen und zurückbehalten. 


Vertragsbedingungen. 


a) Die Firma ist verpflichtet, während der Dauer der Versicherung dem Hermes streng vertraulich alljährlich 
nach Fertigstellung, ssätestens drei Monate nach Schluß des Geschäftsjahres, ihre jeweilige Bilanz vorzulegen. 
Die Firma darf ohne Verständigung des Hermes weitere Avale (Kantionen) oder Stundungskredit sicherheits- 
los oder gegen Verpfändung von Waren nicht in Anspruch nehmen. Wenn die Firma weitere Avale ander- 
weitig oder Stundungskredit sicherheitslos oder gegen Verpfändung von Waren in Anspruch nimmt, so ist der 
Hermes berechtigt, das Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem Monat zu 
kündigen. Dieses Kündigungsrecht des Hermes erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats von dem 
Zeitpunkte an ausgeübt wird, an welchem der Hermes davon Kenntnis erlangt hat, daß die Firma weitere 
Avale ne oder Stundungskredit sicherheitslos oder gegen Verpfändung von Waren in Anspruch ge- 
nommen hat. 

b) Die Firma ist verpflichtet, unbedingt dafür zu sorgen, daß der Hermes aus der übernommenen Haftung nicht 
in Anspruch genommen wird. Wenn der Hermes vom Haftungsempfänger zur Zahlung aufgefordert wird, ist 
er zwecks Vermeidung eines Rechtsstreites mit diesem unbedingt zur Zahlung an den Haftungsempfänger be- 
rechtigt, ohne prüfen zu müssen, ob der geltend gsmachte Anspruch gegen die Firma besteht; die Firma ver- 
zichtet hierdurch ausdrücklich dem Hermes gegenüber auf Einwendungen gegen Grund, Höhe und Bestand 
der seitens des Haftungsempfängers etwa geltend gemachten Ansprüche; sie hat infolgedessen die von dem 
Hermes gezahlten Beträge ohne Rücksicht auf ihr zustehende Einwendungen gegen Grund, Ilöhe und Bestand 
des vom Haftempfänger geltend gemachten Anspruchs an die Gesellschaft unverzüglich nebst Kosten zurück- 
zuerstatten, wobei es ihr vorbehalten bleibt, nach Rückerstattung an den Hermes den an den Haftungs- 
empfänger gezahlten Betrag auf Grund ihrer Einwendungen vom Haftungsempfänger zurückzufordern. Weiter- 
gehende Schadensersatzansprüche des Hermes gegen die Firma bleiben vorbehalten. 

Nach Ablauf gegenwärtiger Versicherung hat die Firma dafür zu sorgen, daß der Hermes aus der von ihm über- 
nommenen Haftung entlassen wird. Die gleiche Verpflichtung hat die Firma, wenn sie irgend einer Verpflichtung 
aus diesem Vertrage oder gegenüber dem Hauptgläubiger nicht nachkommt oder wenn sie die Firma veräußert. 

e) Für den Fall, daß die Firma den Hermes nicht rechtzeitig befreit, hat sie, unbeschadet ihrer Verpflichtung 
zur Befreiung, für die Zeit der Nichtbefreiung die vereinbarte Prämie weiter zu entrichten; beruht die Nicht- 
befreiung auf einem Verschulden der Firma, so hat sie für die Zeit der Nichtbefreiung die doppelte Prämie 
für Verzugsfolgen zu zahlen. Die Verpflichtungen der Firma aus Ziffer b dieses Vertrages bestehen so lange 
fort, bis der Hermes ohne Schaden aus seiner Haftung in vollem Umfange befreit ist. f 

d) Ferner gelten im Verhältnis zwischen dem Hermes und der Firma außer den Vorschriften des Versicherungs- 
vertragsgesetzes auch die gesetzlichen Bestimmungen über die Bürgschaft, soweit im Vorstehenden nichts anderes 
bestimmt ist. Mündliche Nebenabreden haben nur Geltung, soweit sie in den folgenden oder angehefteten 
„Besonderen Bedingungen“ schriftlich niedergelegt sind. 

e) **) Die Prämie ist sofort bei Empfang des Vertrages fällig und bleibt unter allen Umständen auch bei Nicht- 
benutzung oder vorzeitiger Rückgabe des Bürgscheines verfallen. 

Für eine Goldmark ist der Gegenwert von 10/42 Dollar amtlicher Briefkurs an der Berliner Börse am Ein- 
gangstag der Zahlung beim Hermes zu entrichten; Zahlung in Notgeld ist ausgeschlossen. Bei Verzug sind 
unbeschadet weitergehender Ersatzansprüche des Hermes bei verspäteter Prämienzahlung 2°), üher Reichsbank- 
lombard zu entrichten. Für etwa vom Hermes auf Grund der Kautionsversicherung bezahlte Beträge sind die 
Sätze für tägliches Geld an der Berliner Börse an den Hermes zu entrichten, 

(Antragsformular für Kautionen.) 
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Abzahlung als Garanten [ungieren. Vor dem Kriege wurde dieser Geschäftszweig 
in geringerem Umfange schon für Nähmaschinen, Schreibmaschinen und Fahr- 
räder betrieben. Jetzt hat man ihn auf größere Objekte, insbesondere auf Auto- 
mobile, landwirtschaftliche Maschinen und auf. Maschinen für Handwerker aus- 
gedehnt. | 

Von wirtschaftlicher Bedeutung ist diese Abzahlungsversicherung besonders 
für den Mittelstand. Sie wird stark in Anspruch genommen von der Landwirtschaft 
und den selbständigen Handwerkern, denen auf diese Weise die Möglichkeit ge- 
boten ist, sich die notwendigen Maschinen zu beschaffen. 


d) Die Finanzgarantieversicherung. 

Das Finanzgarantiegeschäft nimmt in der Garantie- und Kautionsversicherung 
einen verhältnismäßig geringen Raum ein. Denn sowohl bei Inlands- als auch bei 
Auslandskrediten verlangen die Kreditgeber in der Regel für das Zustandekommen 
eines Kreditgeschäfts bestimmte Sicherheiten, z. B. Verpfändung von Waren 
und Wertpapieren oder Sicherheitshypotheken. Wenn Finanzgarantien von Ver- 
sicherungsgesellschaften übernommen werden, so ist eine sorgfältige Prüfung dieser 
Geschäfte, strengste Solidarität und größte Vorsicht erforderlich, weil der Kreis 
der Rückversicherer für diese Bürgschaften an und für sich sehr eng ist. 


e) Die Wechselgarantieversicherung. 
Vor einiger Zeit beabsichtigte eine führende Versicherungsgesellschaft einem 


Bedürfnisse der Wirtschaft entgegenzukommen, das sich aus den neuen Unterschrifts- 


bedingungen beim Ankauf von Wechseln durch die Reichsbank ergibt. Nach 
S 21 des Bankgesetzes kann von dem Erfordernis der dritten Unterschrift in den 
Fällen abgesehen werden, in welchen durch eine Nebensicherheit oder in sonstiger 
Weise die Sicherheit des Wechsels gewährleistet ist. Die Idee geht nun dahin, in 
diesem Punkte die Versicherung wirksam werden zu lassen. Dabei wird aber daran. 
gedacht, nicht etwa das Giro der Versicherungsgesellschaft, sondern eine Aval- 
garantie des Versicherungsunternehmens für die wechselverpflichtete Firma der 
Reichsbank anzubieten. Auch würden der Versicherungsgesellschaft durch ihre 
Organisation die erforderlichen Einblicke für ihre eigene Sicherheit und für die 
Reellität des Geschäftes durch sorgfältige Auswahl der für die Garantie in Betracht 
kommenden Interessenten gewährleistet werden. Allerdings müßte die Reichsbank 
in diesen Fällen wohl die selbstschuldnerische Bürgschaft der Garanten verlangen 
und erhalten, also keine Ausfallbürgschaft. Welche Stellung die Reichsbank zur 
Frage der Wechselgarantieversicherung einnimmt, bleibt abzuwarten. 


C. Andere Maßnahmen zur Sicherung des Kredits. 


Neben der Kreditversicherung gibt es andere wirksame Maßnahmen zur Siche- 
rung der Außenstände. In erster Linie ist der Eigentumsvorbehalt zu nennen, 
eine sehr einfache, in geeigneten Fällen recht zweckmäßige Sicherung. Der 
Eigentumsvorbehalt bewirkt, daß der Verkäufer bis zur vollen Zahlung des Kauf- 
preises Eigentümer der Ware bleibt. Bei Lieferung vom Fabrikanten oder Groß- 
händler an den Einzelhändler ist es natürlich nicht möglich, daß der Käufer 
die Ware bis zur Bezahlung liegen läßt; denn erst durch den Weiterverkauf erwirbt 
dieser die Mittel zur Bezahlung. Darum ist es unausbleiblich, daß in solchen Fällen 
dem Käufer eine Genehmigung zum Weiterverkauf ausdrücklich erteilt wird. Selbst- 
verständlich verliert der Vorbehalt dadurch an Wirksamkeit. Denn wenn der Kunde 
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die Ware weiter verkauft, aber nicht bezahlt, vielleicht den Erlös zur Erfüllung 
anderer Verpflichtungen verwendet, so hat der Lieferant das Nachsehen. Dennoch 
ist in solchen Fällen der Eigentumsvorbehalt nicht zwecklos. Die praktische 
Bedeutung liegt vor allem in der wesentlich günstigeren Stellung bei Konkurs oder 
Geschäftsaufsicht. 

Ein anderes Schutzmittel, das sich gerade bei der heutigen Betriebsmittel- 
not immer mehr Eingang verschafft, ist die Sicherungsübereignung. Sie 
kommt in der Praxis des Warengeschäfts weniger als Vorbeugungsmaßnahme bei 
Gewährung eines Kredites als zur nachträglichen Sicherung bereits dubios ge- 
wordenen Forderungen zur Anwendung. Sie besteht darin, daß der Schuldner 
Gegenstände, meist Inventar oder Warenlager, dem Gläubiger übereignet und mit 
diesem einen Vertrag abschließt, auf Grund dessen er im Besitze der Gegenstände 
bleibt. Zur Sicherungsübereignung sind vor allem leicht realisierbare Güter ge- 
eignet. 

Die Wirkung der Sicherungsübereignung ist ungefähr die gleiche wie die 
des Eigentumsvorbehalts; die übereigneten Gegenstände sind dem Zugriffe anderer 
Gläubiger entzogen und können im Konkurse ausgesondert werden. 

Ebenso wie bewegliche Gegenstände zu Sicherungszwecken übereignet werden 
können, besteht die Möglichkeit, Forderungen sicherungshalber abzutreten. Die 
Sicherungsabtretung von Außenständen ist — wenn man von der 
im Bankverkehr nicht seltenen „Diskontierung von Buchforderungen‘“ absieht — 
meist das letzte Mittel, das nur gewählt wird, wenn keinerlei andere Deckungs- 
objekte vorhanden sind. Denn die „Sicherung“, die die Abtretung für den Gläu- 
biger bedeutet, ist doch recht zweifelhaft, da er ja in der Regel nicht weiß, ob 
die abgetretenen Forderungen überhaupt rechtsbeständig sind und vor allem, ob sie 
eingehen werden. Bei der am häufigsten vorkommenden Sicherungsabtretung von 
Mieten ist noch zu berücksichtigen, daß unter Umständen auch die abgetreienen ° 
Mieten noch von den Hypothekengläubigern beschlagnahmt werden können. 

Vielfach hat der Schuldner den Wunsch, die Abtretung nach außen hin nicht 
in Erscheinung treten zu lassen. Zu diesem Zwecke wird ihm zuweilen das Recht 
eingeräumt, die Forderungen trotz der Abtretung im eigenen Namen einziehen zu 
dürfen. Dieses ist zwar zulässig; aber es ist zu berücksichtigen, daß der Sicherungs- 
zweck dadurch gefährdet wird. 

Das wichtigste Sicherungsmittel ist die Hypothek. Im Warengeschäft 
spielt sie aber eine geringe Rolle. Daß ein Kunde seinen Grundbesitz zugunsten 
seines Lieferanten belastet, kommt in der Praxis wohl nur bei auf längere Dauer 
berechneten Geschäftsverbindungen, Errichtung von Konsignationslagern, Einräu- 
mung von Dauerkrediten und ähnlichem vor. Da in solchen Fällen die Höhe der zu 
shchernden Schuld in der !Regel Schwankungen unterworfen ist, wird man 
meistens eine Höchstbetragshypothek eintragen lassen. 

Praktisch bedeutsame Sicherungsmittel sind schließlich noch: der Wechsel, 
der allerdings keine Sicherheit gewährt, sondern nur ein schnelleres Prozeßver- 
fahren ermöglicht, die Stellung von Bürgen und, falls die Gefahr einer Ver- 
eitelung oder wesentlichen Erschwerung der künftigen Vollstreckung droht, die 
Arrestpfändung. 
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Diese umfangreiche und eindringliche Untersuchung hat ihren Grund in der 
richtigen Beobachtung, daß die betriebswirtschaftlichen Untersuchungen die Ab- 
schreibung unter den Gesichtspunkten zu behandeln pflegen, die ihnen durch den 
jeweiligen Stoff nahegelegt werden. Dieser Umstand drängte zu einer monogra- 
phischen Bearbeitung, die die Abschreibung in den Mittelpunkt der Betrachtung 
setzt und zusieht, wie die Zwecke und Methoden ineinandergreifen und sich 
scheiden. 

Nun hat der Verfasser die Einseitigkeiten der Literatur allerdings zu einseitig 
dargestellt. Wenn er z. B. sagt „Der Dynamiker sieht nur die Aufwandnatur der 
Abschreibung‘, so ist das in dieser Form nicht richtig. Der Dynamiker tut das nur, 
wenn er über die Erfolgsrechnung spricht und tut es nicht, wenn er Kalkulations- 
lehre treibt oder wenn er über die statische Bilanz spricht. Auch ist es nicht rich- 
tig, daß der Dynamiker von den Ausgaben ausgehen muß; in der 3. Aufl. meiner 
dynamischen Bilanz ist die Zeitwertabschreibung ausführlich besprochen. Und auch 
das ist, wie ebendort ausgiebig dargestellt, falsch, daß der Dynamiker für die 
 wertangleichende Abschreibung keinen Platz habe; die wertangleichende Abschrei- 
bung erscheint ihm unter gewissen Voraussetzungen auch in der dynamischen 
Bilanz angebracht, um die Zukunftsjahre nicht ungebührlich zu belasten. Und so 
erweist sich jede der im Vorwort behaupteten Einseitigkeiten der Dynamiker als 
unrichtig. Auch sonst läßt sich mehrfach beobachten, daß der Verfasser die zitierte 
Literatur nicht völlig genau gelesen hat. 

Aber diese nicht ganz einwandfreie Behandlung der Literatur hat auf den Ge- 
halt des Werkes keinen entscheidenden Einfluß gehabt. In den wesentlichen 
Stücken sind die herrschenden Meinungen richtig zur Behandlung gekommen. 

Es ist nicht möglich, den ganzen Inhalt des breit angelegten und gedanken- 
reichen Buches anschaulich wiederzugeben. Ich beschränke mich darauf, die 
Hauptlinien zu zeigen. 

Die tragenden Kapitel des Buches sind folgende: 

Wesen und Begriff der Abschreibung. 

Gründe für Abschreibung. 

Die Abschreibung im gesamten Rechnungswesen der Unternehmung. 
Die Abschreibung in der Buchhaltung. 

Die Abschreibung in der Bilanz. 

Über einzelne Kapitel, die Spezialfragen behandeln, wird am Schlusse ge- 
sprochen werden. 

Großmanns System der Abschreibungen kann ich einfacher und deutlicher dar- 
stellen, wenn ich seine Ausdrücke nicht völlig unverändert übernehme. Wenn bei- 
spielsweise G. sagt „Abschreibungen als Minderung des Vermögens”, so regt sich in 
mir ein starkes Störungsgefühl, weil ich die Abschreibung als eine Rechenoperation 
ansehe (es braucht keine Buchung zu sein), die eine Vermögensminderung höch- 
stens zum Ausdruck bringen, sie aber nicht selber sein kann. 

Die Abschreibungen 'können einen tatsächlichen Wertabgang darstellen, sie 
können aber auch gemacht werden, ohne daß ein solcher Wertabgang vorhanden 
ist; im letzten Falle geschieht die Verminderung des Wertes eines Abschreibungs- 
gegenstandes nur „buchmäßig‘. 
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Sofern die Abschreibungen tatsächliche Wertabgänge zum Ausdruck bringen, 
kann der Wertabgang derjenigen Periode angehören, für die die Abschreibung ge- 
schieht. Es kann sich aber auch um eine Nachholung früher unterlassener Ab- 
schreibungen handeln; diese Nachholungsabschreibung ist nicht Kostenbestandteil 
der Kalkulation, ist nicht „kalkulativ“. Es kann sich ferner um Abschreibungen 
handeln bei Gelegenheit von Umstellungen von Abschreibungsgegenständen zu 
einem anderen Zweck, mit denen regelmäßig Wertumstellungen verbunden sind. 
G. bezeichnet die beiden letzten Abschreibungen als Abschreibungen zur Wert- 
berichtigung (vielleicht deutlicher als Nachholungsabschreibung bezeichnet) und 
zur Wertumstellung. Wenn er in diesem letzten Zusammenhange die bei Fusionen 
und anderen Finanzierungstransaktionen vorkommenden Abschreibungen erwähnt, so 
verstehe ich ihn so, daß er sie sich verbunden denkt mit Änderungen der betrieb- 
lichen Zweckbestimmung. In der Regel handelt es sich bei Fusionen um Bildung 
stiler Reserven, also um „buchmäßige Abschreibungen“, wenn überhaupt bei 
dieser Gelegenheit eine förmliche Abschreibung nötig wäre und nicht die über- 
nommenen Gegenstände einfach unter vorigem Buchwert in die Bilanz der auf- 
nehmenden Gesellschaft eingesetzt würden. Bei Sanierungen handelt es sich um 
das gleiche oder um Nachholungsabschreibungen. 

Soweit eine Abschreibung einen tatsächlichen Wertabgang trifft und nicht 
bloß buchmäßig ist, und soweit eine solche Abschreibung Wertabgänge trifft, die 
auf die Rechnungsperiode fallen, ist wiederum ein Unterschied festzustellen. G. 
unterscheidet hier Abschreibungen für Werteinsatz und Abschreibungen für Wert- 
verlust. Wenn er hier sagt „Werteinsatz als wertschaffender und Wertverlust als 
wertvernichtender Akt stehen sich als Gegensätze gegenüber“, so ist das unrichtig 
und läßt den Leser nicht verstehend stocken. Sowohl bei Werteinsatz als auch 
bei Wertverlust wird Wert vernichtet, nur im ersten Falle produktiv, im anderen 
unproduktiv; im ersten Falle steht der Wertvernichtung eine Wertschaffung gegen- 
über, im letzteren nicht. Von den Wertverlusten sagt Großmann, daß sie besonders 
sichtbar seien, z. B. bei faulen Debitoren, schlechten Wechseln, Umsatzgegenstän- 
den, weniger deutlich bei den Aniagegegenständen. Werteinsatz ist immer kalkula- 
tiv, Wertverlust nur bedingt, nämlich im Falle unvermeidlicher Regelmäßigkeit und 
im Falle der Produktionsbedingtheit. Ich bin der Meinung, daß allein die Produktions- 
bedingtheit den Wertverlust kalkulativ macht und bin im Zweifel, was unvermeid- 
liche Regelmäßigkeit eigentlich bedeutet. 

Von den Abschreibungen für Werteinsatz und den kalkulativen Abschreibungen 
für Wertverlust sagt G., daß sie in der Erfolgsrechnung neutral seien, da ihr Gegen- 
wert in den Preisen hereinkommt. Diese Auffassung wird nur dem eingehen, der 
den Preis als unmittelbares Ergebnis der Kostenbestimmung und anschließender 
Preiskalkulation sieht, oder, preistheoretisch gesprochen, der Anhänger der Pro- 
duktionskostentheorie, auch objektive Preistheorie genannt, ist. Wer dieser Theorie 
huldigt, kann sagen, daß im Preise alle Kosten, so auch die Abschreibungen, wieder- 
kehren und insofern auf die Erfolgsrechnung keinen resp. einen neutralen Einfluß 
haben. Denjenigen, die mehr oder weniger mit der Grenznutzenlehre arbeiten, ist 
eine solche Auffassung fremd und sogar störend. 

Um den Begriff der Abschreibung nach diesen Voruntersuchungen zu finden, 
sagt G. mit Recht, daß die begriffsunwesentlichen Funktionen zu vernachlässigen 
sind. Hierfür sei der Grad der betriebswirtschaftlichen Funktionen maßgebend. 
Der höhere Grad unter ihnen sei der kostenbestimmenden oder kalkulativen. Funk- 
tion zuzuerkennen; die Abschreibungsfrage werde nach seiner Auffassung von der 
Selbstkostenrechnung und nicht von der Erfolgsrechnung beherrscht. Daraus ent- 
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springend der Begriff: „Abschreibungen sind wertregelnde Rechnungselemente zur 
tatsächlichen und buchmäßigen Verringerung und Minderung des Vermögens, die 
als kalkulationspflichtige Rechnungselemente neutral, als kalkulatıonstreıe min- 
dernd auf den Gewinn einwirken“. Diese Definiton scheint mir nicht aussichts- 
voll zu sein. Die Abschreibung kann eine Wertminderung zum Ausdruck bringen, 
aber nicht selbst bewirken, sie kann daher auch nicht wertregelnd, sondern höchstens 
buchwertregelnd sein; über die hervorgehobene Neutralität habe ich oben schon 
gesprochen. Ich würde auch nicht von Vermögen, sondern von Abschreibungs- 
gegenständen sprechen; ich habe gegen die Konkretisierung des Vermögensbegrit- 
fes nach dem Vorbilde der Volkswirtschaftslehre und der Steuerlehre das Bedenken, 
daß wir leicht Unklarheit stiften, wenn wir Vermögen als konkret-aktiven Begriff 
und als abstrakt-passiven Begriff nebeneinander brauchen; tatsächlich ist es ja nicht 
nötig; warum soll man z. B. von Umsatzvermögen sprechen, wenn man gerade 
so gut von Umsatzgegenständen sprechen kann? Außerdem umfaßt diese Definition 
nicht den dynamischen Abschreibungsbegriff, weder für die Erfolgsrechnung noch 
für die Kalkulation. 

Diesem Abschnitt hat der Verfasser eine kurze Übersicht angehängt: „Begriffs- 
' formulierungen in der neueren Literatur“. Nach der Lektüre der mir zugeschrie- 
benen Auffassung möchte ich gegen diese Sammlung Bedenken äußern. Wenn ich 
in meinem Buche über dynamische Bilanz die Abschreibung nur als Mittel der Auf- 
 wandrechnung behandle, so soll das selbstredend nicht heißen, daß ich sie als 
Mittel z. B. der Kostenrechnung in der Kalkulation oder als Bewertungsmittel in 
einer statischen Bilanz verneine. An anderer Stelle (S. 63) behauptet der Ver- 
fasser, ich hätte die Abschreibungen nur als fixe Kosten gesehen; mir war das 
schon deshalb nicht glaubhaft, weil ich sonst nicht die Kategorie „Abschreibung 
nach Maßgabe der Nutzung“ hätte bilden können. Tatsächlich lautet der Satz, auf 
den sich G. beruft: „Aber es gibt Betriebe, deren. Kosten sich wenigstens einiger- 
maßen proportional verhalten. Dazu gehören besonders Betriebe ohne große An- 
lagen, denn große Betriebsanlagen sind es gewöhnlich in erster Linie, die für Ab- 
schreibungen, Verzinsung, Unterhaltung und Leerlauf auch bei geringer Beschäfti- 
gung bleibende Kosten haben.“ Das besagt nicht, daß Abschreibungen immer fixe 
Kosten seien. 

Das 2. Kapitel beschäftigt sich mit den Gründen. Entsprechend dem im vorigen 
Kapitel Ausgeführten werden. Abschreibungen mit und ohne Wertminderung aus- 
einander gehalten, letztere in ausschließlich wertangleichende und gewinnregelnde 
geschieden; als Abschreibung besonderer Art wird die Geldentwertungsabschrei- 
bung besprochen. 

Die einer tatsächlichen Wertminderung entsprechenden, kalkulativen Abschrei- 
bungen werden geschieden in solche wegen Substanzverringerung und Wertminde- 
rung; mir scheint diese Terminologie verfehlt zu sein, da ja die Substanzverringe- 
rung ebenfalls Wertminderung einschließt. Die Gliederung 

Substanzverringerung beide zusammen materielle Wertminderung. 

Abnutzung 

Immaterielle Wertminderung 
würde mir als durchsichtiger erscheinen. Die nebenher gewählten Begriffe absolut 
und relativ scheinen mir ebenfalls das Bild eher zu verwirren als zu ver- 
deutlichen. 4 

Recht fördernd ist der Versuch, die Abschreibung wegen immaterieller Wert- 
minderung weiter zu zergliedern. Ohne mich genau an die Folge des Verfassers zu 
halten, zähle ich nach ihm auf: 
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1. Die Nutzungsdauer ist durch Ablauf von Rechten begrenzt. 

2. Der Stoffewert des Abschreibungsobjekts mindert sich, ohne daß die Eignung 
sich verändert; anders ausgedrückt: die Reproduktionskosten des Objekts Er 
man a ein gleiches Abschreibungsobjekt billiger erwerben. 

. Der Eignungswert des Abschreibungsobjekts läßt nach, nicht absolut, sondern 
Ela Es sind andere Gegenstände aufgekommen, die billiger oder besser arbeiten 
und die den Preis der Produkte drücken und so von hier aus die Eignung des ‚Ab- 
schreibungsobjektes herabsetzen. Es scheint, daß G. hierher den Fall rechnen 
würde, daß Abschreibungsobjekte bestimmter Art zu viele vorhanden sind, sei es 
durch Überanlage, sei es durch Absatzminderung, und daß dadurch die Eignung 
sich mindert. 

Vorausgezahlte Versicherungen zählt der Verfasser zu den „absoluten Minde- 
rungen geldwerter Aktiven‘; man könnte sie meines Frachtens als eine Sonderart 
der unter 1 genannten behandeln. 

Auch Abschreibungen auf Firmenkonto und erworbene Gerstenkontigente 
stillgelegter Brauereien bringt Großmann in eine besondere Kategorie „Absolute 
Minderung unkörperlicher Anlagewerte“; und schließlich schafft er eine. letzte 
Kategorie für heimfallbedingte Wertminderung. 

Die wertberichtigende Abschreibung kann geschehen auf den mutmaßlichen 
Realisationswert, den betrieblichen Eignungswert und den kapitalisierten Ertrags- 
wert. Das sind nun allerdings eigentlich keine „Gründe“, von denen doch in die- 
sem Kapitel die Rede ist. Den betrieblichen Eignungswert leugne ich, wie meinen 
Lesern bekannt ist, für Bestandteile verbundener Sachen durchaus; diejenigen, die 
diesen Scheffler-Simonschen Begriff nach wie vor verwenden, haben die Pflicht, 
genau darzulegen, was das ist und wie er errechnet wird. G. sind diese Bedenken, 
wie aus seiner Darstellung hervorgeht, nicht unbekannt, aber er beschwichtigt sie: 
damit, daß er meint, daß man den Ertragswert bestimmen und diesen repartieren 
könne. Aber eben bei der Repartition fängt der Zweifel an. 

Das 3. Kapitel behandelt die Funktion der Abschreibung im Rechnungswesen. 
Großmana scheidet in die kalkulatorische, die gewinnregelnde (diese beiden. als 
dynamische Funktionen bezeichnet) und die statische Funktion. Mit Recht betont 
er, daß die kalkulatorische Funktion bisher in der Literatur zu kurz gekommen ist. 

Für die Kalkulation kommen die jeweiligen Zeitwerte der Abschreibungsgegen- 
stände in Betracht; jedoch dürfen die Werte nicht unter den Buchwerten bzw. 
Kosten liegen, weil sonst der Abschreibungsgegenstand nicht getilgt würde. Bei 
Geldwertänderung bedarf die Abschreibung, wenn sie nicht schon durch den Zeit- 
wert erfaßt wird, entsprechender Valorisierung. Hinsichtlich der Methode unter- 
scheidet G. die analytische, auf Nutzungsdauerrechnung beruhende und die syn- 
thetische, auf Befundergebnissen sich aufbauende Rechnung, letztere vorzugs- 
weise für Werkzeuge, Modelle usw. in Frage kommend. Ausführlich betont wird 
die Differenzierung insbesondere als Produktions- und Vertriebskosten sowie gewinn- 
indifferente Wirkung der kalkulativen Abschreibung. 

Die Ausführungen über die reingewinnregelnde und die statische Funktion 
stehen an Ausführlichkeit merklich zurück. 

Die beiden Kapitel über die Abschreibung in Buchhaltung und Bilanz bringen 
eindringliche Erörterungen, die durch schematische und praktische Beispiele illu- 
striert sind und sich in einem kurzen Referat nicht ausreichend wiedergeben lassen. 

Bei der Untersuchung der Abschreibungsmethoden kommt die Abschreibung 
nach Maßgabe der Beanspruchung nach meinem Dafürhalten nicht zu ihrem Recht. 
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Das Prinzip der Gleichmäßigkeit bei ungleicher Beanspruchung und ungleicher Ent- 
wertung läßt sich nicht halten. 

Die speziellen Fragen dienenden Kapitel enthalten ausnahmslos Fragen, deren 
isolierte Betrachtung nicht ohne schätzenswerte Ergebnisse bleibt. Auch wo man 
mit dem Verfasser nicht einverstanden ist, bringen seine Ausführungen den Leser 
zu erneutem und vertieitem Nachdenken. Ganz besonders verdienen hervorgehoben 
zu werden die Ausführungen über Abschreibung und Amortisation, Abschreibungen 
auf die Unternehmung als Wertganzes, die Frage der Verzinsung der Abschreibung. 

Wenn ich hier versucht habe, dem Geiste des Werkes gerecht zu werden, so 
bin ich mir bewußt, daß der Erfolg gering ist. Zum Teil scheint mir das am Ver- - 
fasser zu liegen. Die Arbeit trägt noch stark die Spuren einer ersten Bearbeitung 
von Neuland; die Probleme haben noch nicht überall den Platz gefunden, den sie im 
Verlaufe weiterer Auflagen finden werden; auch sind sie noch nicht nach ihrer wah- 
ren Bedeutung abgestuft; viele Kennzeichnungen werden sich kürzer und klarer ge- 
stalten lassen. Ganz besonders scheint auf die Arbeit eingewirkt zu haben, daß der 
Verfasser von vornherein die Literatur zu Rate gezogen hat, was die Zersplitterung 
der Darstellungsform zu erhöhen pflegt. 

Diese Umstände haben natürlich dazu geführt, daß ich das Buch nicht überall 
mit vollem Behagen genießen konnte. Aber ich muß sagen, daß ich es schließlich 
mit Befriedigung aus der Hand legte. Zunächst deshalb, weil das Buch beweist, daß 
_ wir in unserem Fache marschieren; auch deshalb, weil dieses nachdenkliche Buch 
viel Nachdenken erzeugen wird. Ganz besonders aber bedarf der rühmenden Her- 
vorhebung die ungemein entwickelte Objektivität des Verfassers. Immer und 
überall sucht der Verfasser das Wertvolle und denkt sich voller Sachlichkeit hin- 
ein; da gibt es keine eitle Hemmung, keine Begünstigung oder Verstimmung; allent- 
halben sieht Großmann nur die Sache. Immer wieder wird man bei der Lektüre 
Großmannscher Schriften in der Überzeugung bestärkt, daß dieser grundehrliche 
Schriftsteller und Dozent unserem Fache Zierde und Notwendigkeit ist. 

Schmalenbach.ı 
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Der Verfasser bespricht in dem vorliegenden Bändchen die Begriffe Umsatz 
und Kapital und will in einem folgenden I. Teil Aufwand, Kosten, Ertrag und \Be- 
deutung der Persönlichkeit in der Unternehmung behandeln. 

Den Begriff des Umsatzes, den viele Schriftsteller für besonders wichtig halten, 
behandelt auch Werner ziemlich ausführlich. Er zitiert die Autoren, die sich mit 
ihm beschäftigt und namentlich die Unterscheidung Umsatz und Absatz gemacht 
haben. Unter der Überschrift „Umsatzgrenzen“ stellt der Verfasser dar, daß manche 
Betriebe hinsichtlich des Umsatzes machtlos sind, daß es umsatzempfindliche und 
weniger empfindliche Betriebe gibt; er spricht ferner von der Kundenwerbung, den 
persönlichen und sachlichen Mitteln der Propaganda usw. Der Umsatzberechnung 
dient die Statistik. Die Buchhaltung der Unternehmung, soweit sie den Umsatz 
wiedergibt, sei ein Teil der Umsatzstatistik (was eigentlich hindern sollte, Buch- 
haltung und Statistik als zwei verschiedene Dinge zu behandeln). Je nach den Zwek- 
ken ergibt der Umsatz zu Verkaufspreisen oder zu Einkaufs- oder Herstellungs- 
preisen, der Bruttoumsatz einschließlich Provisionen usw. oder der Nettoumsatz 
nach Abzug derselben die größere Bedeutung. Ungemein groß sind die Unterschei- 
dungsmerkmale bei der Gliederung des Umsatzes. Besonders anspruchsvoll hin- 
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sichtlich der Beobachtung und Gliederung ist das Warenhaus; der Verfasser benennt 
in diesem Zusammenhang die Warenhausliteratur. Im wesentlichen sind diese 
Ausführungen gestützt auf die Literatur über Betriebsstatistik (Calmes und Isaac). 
Lesenswert ist die zusammenfassende kurze Abhandlung über die Berechnung der 
Umsatzschnelligkeit mit Hilfe der Lagerbestände, die für die Berechnung der Kapital- 
beanspruchung, der kalkulatorischen Zinsen und des normalen Bestandes von Be- 
deutung ist. Ein Abriß des gesetzgeberischen Gedankens und der kalkulatorischen 
Behandlung der Umsatzsteuer beschließt dieses Kapitel. 

In ähnlicher Weise, jedoch der Natur der Begriffe sich anpassend, wird der 
Kapitalbegriff entwickelt. Den breitesten Raum nehmen hier Erörterungen über die 
Methoden der Kapitalbeschaffung ein, gegliedert in Kapitalbeschaffung durch Kredit 

kurzfristig, Lieferantenkredit, Kontokorrentkredit, Lombardkredit, Wechselkredit; 

langfristig, Hypothekarkredit, Obligationskredit, Darlehnskredit; 
ferner durch Beschaffung von Eigenkapital, wobei die einzelnen Unternehmungs- 
bzw. Gesellschaftsformen kurz abgehandelt werden. 

In einem kurzen Hinweis auf mögliche Verhältnisse von Eigenkapital, Schul- 
den und Umsatz schließt das Büchlein. 

Bei der Beurteilung des Buches möchte ich mich mit Vorbehalt ausdrücken. 
Ich möchte nachdrücklich hervorheben, daß man mit Sicherheit nie sagen kann, ob 
eine Strömung oder Richtung voraussichtlich keinen, geringen oder großen Erfolg 
haben kann. Ich habe selbst zu lange, mehr dem Gefühl als deduktiv ge- 
wonnenen Erwägungen folgend, am Ausbau des Faches mitgewirkt und habe dabei 
gefunden, daß auch ich auf das Urteil anderer wenig geben konnte. Die anderen 
haben oft Aussichtsloses empfohlen und Aussichtsvolles abgelehnt. Wie sollte ich 
da selbst in Anspruch nehmen wollen, mit Sicherheit beurteilen zu können, ob 


eine Strömung oder Richtung Erfolg verheißt oder nicht? Mit diesem Zweifel in. 


die eigene Meinung möchte ich sagen: 

Die Arbeit von Werner gehört dem immer größer werdenden, fast die ganze 
Bewegung beherrschenden Wellenkreise in unserem Fache an, da alle Kraft auf 
die Bereinigung der Grundlagen geht. Es fehlt mir nicht an Sympathie für diese 
Bewegung, aber ich schätze, daß sie sich tot zu laufen beginnt. Ich habe den Ein- 
druck, daß sie mit ihrer Begriffsspalterei sogar schon zum Teil totgelaufen ist. 
Man überprüfe doch einmal die Frage, was damit gewonnen wäre, wenn z.B. der 
Begriff der Wirtschaftlichkeit auf dem Wege terminologischer Vereinbarung kon- 
ventionell geworden wäre; wäre damit etwas erreicht und nicht vielmehr alles das 
ganz oder halb tot geschlagen, was heute noch in und neben dem Begriff Wirt- 
schaftlichkeit einherläuft? Und wäre das ein Segen? Mir scheint, daß diese Art 
der Begriffsbereinigung uns vielleicht nette und adrette, gut angezogene Begriffe 
bringt, daß damit aber nicht Begriffe geschaffen werden, die ein Fach voran- 
bringen. Mir jedenfalls sind Begriffe lieber, die wir nicht suchen, sondern die bei 
der Arbeit als Phänomene über uns herstürzen und selbst nach langer Wäsche noch 
voller Dreck und Speck sind. Begriffe wollen doch Gestalten bleiben, und man 
fängt sie nicht ein, wenn man sie stutzt. Außerdem, so scheint mir, kann man 
den Begriffen nicht den hervorragenden Platz einräumen, den sie neuerdings fin- 
den. Sie sind unsere Gesellen und nicht unsere Meister. Mir will nicht eingehen, 
daß man von zwei Worten wie Umsatz und Kapital her die Betriebserscheinungen 
in ihrem Wesen erkennen kann. Ich bin der Meinung, daß der Umsatz zwar durch- 


aus verdient, in mannigfaltigen Beziehungen beobachtet zu werden, wozu in der‘ 


Lehre vom Rechnungswesen, insbesondere in der Betriebspolitik, Gelegenheit. ist; 
daß aber das Kapital von der Rechnungsseite nur nebensächlich erfaßt werden. 


| 
| 
| 
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kann, daß die Kapitalfragen vielmehr eine Sache darstellen, die neben den übrigen 
Betriebskräften in ihrer Totalität angefaßt werden will, wobei Rechnungswesen 
und Wert und Beziehungslehre ganz im Hintergrunde stehen. Schmalenbach. 


Findeisen-Grossmann. Grundrißder Handelswissenschaft, begründet von 
Prof. C.F.Findeisen. Ein Lehr- und Nachschlagebuch, bearbeitet von Dr. Her- 
mann Grossmann, Prof. der Betriebswirtschaftslehre an der Handels-Hochschule 
Leipzig. 15. Aufl. Leipzig, Dr. Max Gehlen. 1925. 


Das Buch ist vornehmlich für den jungen, mit guter Allgemeinbildung ver- 
sehenen Kaufmann bestimmt und wird von Auflage zu Auflage in diesem Sinne 
weiter entwickelt. Es beschränkt sich, seinem Zwecke folgend, nicht auf die Be- 
triebswirtschaftslehre, sondern gewährt den Materien der Rechts- und der Volks- 
wirtschaftslehre den ihnen zukommenden Raum, jedoch ist für die Gliederung der 
betriebswirtschaftliche Gesichtspunkt maßgeblich. 

Die Gliederung, seit der 14. Auflage wesentlich verändert, folgt im. wesent- 
lichen der Richtung, die die Gliederung der wissenschaftlichen Betriebswirtschafts- 
lehre eingeschlagen. hat, jedoch fehlt die Trennung der verwaltungstechnischen von 
den verkehrstechnischen Problemen; im Vorwort zur 14. Auflage hat der Heraus- 
geber diese Behandlung begründet, ohne daß ich von ihr völlig überzeugt wurde. 
Mir scheint, daß für den Lernenden sehr wichtig ist, seine Aufmerksamkeit und 
die mitarbeitende Phantasie bei verwaltungstechnischen Problemen auf den Be- 
trieb, bei verkehrstechnischen Problemen auf den Verkehrsgegenstand zu richten, 
und daß gerade ein Buch mit betont pädagogischen Zwecken auf diesen Umstand 
weitgehend Rücksicht nehmen müßte. Es will mir auch nicht einleuchten, warum 
sich Wechsel, Anweisung und Scheck in einem anderen Hauptabschnitt befinden als 
die Schuldverschreibung und Aktie. Das gerechtfertigte Bedürfnis, die Unternehmung 
in den Mittelpunkt der Unternehmung zu stellen, schließt nicht die Nötigung ein, 
Obligation und Aktie unter dem Titel „Bankbetrieb‘“ darzustellen; noch weniger wird 
die Überschrift „Zahlungsmittel der Unternehmung“ der Natur des Wechsels gerecht. 

Wenn ich von solchen Bedenken, die sich auch auf andere Teile erstrecken, 
absehe, so muß anerkannt werden, daß die Gliederung sich nicht nur in orga- 
nischer Weise von Auflage zu Auflage weiterentwickelt, sondern daß sie auch 
für die Gliederung unseres Faches außerhalb des vorliegenden Lehrbuches an- 
regend zu wirken verspricht. Daneben zeigt sich dem genauer zusehenden Be- 
obachter ein interessanter stiller Kampf zwischen einem vortrefflich geschulten, 
die Entwicklung seines Faches besonders aufmerksam beobachtenden und zu- 
gleich außergewöhnlich objektiven Fachgelehrten mit einem aus längst überholter 
Vergangenheit stammendem Lehrbuch, das ein respektables Beharrungsvermögen in 
sich trägt. Man sieht deutlich, daß das Buch sich schließlich unterwerfen muß, 
aber man gesteht ihm zu, daß es einige Positionen noch einige Auflagen hindurch 
verteidigen wird. 

Die „Einführung“ behandelt den Handel; seine Notwendigkeit, sein Wesen, 
seine Bedeutung. Vornehmlich ist der verselbständigte Handel gemeint. 

Der erste Teil ist benannt: „Von der kaufmännischen Unternehmung an 
sich“. Der zweite Teil heißt: „Die Betriebsführung der kaufmännischen Unter- 
nehmungen‘“. Aber es ist keineswegs so, daß der erste Teil sozusagen die Zustände 
und der zweite Teil das Funktionelle behandelt. Eher trifft man den tatsäch- 
lichen Inhalt, wenn man den ersten Teil als allgemeine Handelsbetriebslehre und 
den zweiten als Betriebslehre der einzelnen großen Unternehmungszweige be- 


zeichnen würde. 
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Der erste Teil beginnt mit der „Gründung“. Aber der Herausgeber folgt dieser 
chronologisch gedachten Entwicklungsform nicht weiter; vielmehr kommt nunmehr 
eine vortrefflich disponierte Kapitelgruppe, die man als „Kräfte der Unternehmung“ 
zusammenfassen könnte. Die persönlichen Kräfte der Unternehmung, die sachlichen 
Kräfte der Unternehmung, die Vereinigung von persönlichen und sachlichen Kräften 
in den Gesellschaftsformen und den Vereinigungen mehrerer Unternehmungen. 
Ein kleiner Abschnitt über den Wirtschaftsstandort würde in dieser Kapitelreihe 
vielleicht sein natürliches Domizil finden. 

Das Kapitel über die Zahlungsmittel der Unternehmung läßt sich an dieser 
Stelle nicht leicht rechtfertigen. Es handelt sich vermutlich um ein Fundament 
aus Findeisenscher Zeit; lassen wir ihm vorläufig sein Recht. Will man diesen 
Gegenstand logisch eingliedern, so müßte man, wenn ich es richtig sehe, der Kapitel- 
gruppe Kräfte der Unternehmung eine weitere Gruppe folgen lassen: Die Erschei- 
nungsformen des Kapitals (unter Umgestaltung des Abschnitts III) und dabei be- 
handeln: Anlagen, Vorräte, Außenstände, Zahlungsmittel usw. Mit einer Rückkehr 
zur chronologischen Darstellungsform: „Übergang und Auflösung der Unterneh- 
mung‘ schließt der erste Teil. 

Von den großen Wirtschaftszweigen, die der zweite Teil behandelt, kommt 
der Warenhandelsbetrieb zuerst an die Reihe. Das ist dadurch veranlaßt worden, 
daß in diesem Abschnitt zwei an sich verschiedene Gegenstände behandelt 
werden: 1. die Erscheinungsformen des selbständigen Handelsbetriebes und 2. die 
Erscheinungen des Warenhandels überhaupt, einschließlich derjenigen Warenhandels- 
formen, die auch bei Industriellen vorkommen. Beispielsweise werden hier neben 
den Außenhandelsgeschäften die Märkte, Messen, Ausstellungen usw. behandelt, 
obwohl bei den letzteren Industrie durchaus dominiert. 

Neben Handel, Fabrik und Bank sind besondere Abschnitte den Verkehrs- 
unternehmungen und Versicherungsunternehmungen eingeräumt; das Lagerschäft 
hat unter den Verkehrsunternehmungen den angemessenen Platz gefunden. 

Wer dieser etwas umständlichen Darlegung über die Disposition gefolgt ist, 
wird mit mir den Eindruck haben, daß sie auf dieser Stufe, die den Charakter 
einer Übergangsstufe an sich trägt, voraussichtlich nicht stehen bleiben wird. 

In Hinsicht auf den stofflichen Inhalt, die Form der Darstellung, die Lite- 
raturangaben usw., glaube ich ein Urteil den Berufspädagogen überlassen zu 
müssen. Ich habe zwar eine Reihe von Abschnitten durchgelesen und mich beson- 
ders über die Übersichtlichkeit und Klarheit der Darstellung gefreut, habe aber m 
Hinsicht auf die Stoffauswahl ein Bedenken, das ich in noch stärkerem Maße 
bekomme, wenn ich das Stoffgebiet der Handelsschulen betrachte. Ich kann 
weder finden, daß die Stoffauswahl in bezug auf den Schulungsgehalt noch auf die 
Bedeutung in der Praxis die richtige Dosierung gefunden hat; die überlieferte 
Konvention ist im wesentlichen ausschlaggebend. Dem Herausgeber muß man aber 
zugute halten, daß er zu einem erheblichen Teile an die Konvention gebunden ist, 
und daß er gehalten ist, zwischen ihr und moderneren Auffassungen zu vermitteln. 

Auffällig ist, daß die Bearbeiter, die für einzelne Kapitel herangezogen 'wur- 
den, weder im Register noch im Text, sondern nur im Vorwort benannt sind. 
Zu wünschen wäre ferner, daß nicht nur in gelegentlichen Fußnoten allgemeine, 
sondern bei den Hauptabschnitten sorgfältig sichtende, mit einigen kennzeich- 
nenden Worten begleitete Literaturangaben gemacht würden. Ein Anfang dazu 
ist in dem Abschnitt „Bankbetrieb“ gemacht. Der Anhang „Ergänzende Literatur“ 
paßt sich der Gliederung des Stoffes zu wenig an. Auch die Auswahl ist nicht 
gut gelungen. Schmalenbach. 
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I. Verhältnis der steuerrechtlichen Begriffe zu den betriebs- 
wirtschaftlichen, 


1. Ertrag, Einkommen ‘und Vermögen. 


Zu den umstrittendsten Gebieten in der Steuergesetzgebung gehört die Er- 
mittlung des Ertrages, Einkommens und Vermögens. Es ist dies leicht erklärlich, 
da dies alles wirtschaftliche Begriffe sind, die, von welcher Seite man sie auffaßt, 
zu anderen Folgerungen führen müssen. Damit nun eine einheitliche Besteuerung 
durchgeführt werden kann, ist es erforderlich, daß der Gesetzgeber wenigstens 
die Hauptrichtlinien angibt, nach denen der Ertrag, das Einkommen und das Ver- 
mögen berechnet werden soll. Hierbei muß er sich den wirtschaftlichen An- 
schauungen anschließen, ohne dabei ausschließlich einer Ansicht folgen zu 
müssen; denn er hat auch die steuerlichen Interessen zu achten, jedoch auch 
wiederum nicht in einseitiger Weise, vielmehr muß er so vorgehen, daß die von 
der Steuerlehre aufgestellten Grundsätze gleichmäßig in dem ganzen Steuersystem, 
das als ein einheitliches Ganze erscheinen muß, verwirklicht werden. Wenn er z.B. 
bei der Bestimmung des Einkommens der Quellentheorie folgt, d.h. daß als Ein- 
kommen die Summe der aus einer dauernden Quelle fließenden Erträge angesehen 
wird, so steht dem nichts im Wege, zu bestimmen, daß auch einmalige Einnahmen 
eine Komponenten des Einkommens bilden sollen, wenn er dadurch glaubt, eine 
gerechtere Verteilung der Steuerlasten herbeiführen zu können. 


Wenn das preußische Oberverwaltungsgericht (Entscheidungen in Staatssteuer- 
sachen Bd. VI S. 171£.)1) ausführt, daß bei dem Vorhandensein einer Buchführung 
zu berücksichtigen ist, daß jede Buchführung der Kaufleute und Gewerbetreiben- 
den, mag sie im einzelnen eingerichtet sein, wie sie will, in erster Reihe den 
Zwecken des Geschäftes, insbesondere der Ermittlung des Geschäftsgewinnes, nicht 
aber steuerlichen Zwecken dient, und daß sich ferner der Begriff des Geschäfts- 
gewinnes nach der Anschauung der Kaufleute keineswegs mit dem steuerpflichtigen 
Einkommen aus Handel und Gewerbe im Sinne des $ 14 des (preußischen) Ein- 
kommensteuergesetzes vollkommen deckt, so ist dies richtig; man kann aber 
hieraus nicht folgern, daß der Gewinnbegriff des Kaufmanns und der steuerliche 
Ertragsbegriff Gegensätze sind. Das Oberverwaltungsgericht hat auch zu wieder- 
holten Malen ausgesprochen, daß bei Ermittlung des steuerpflichtigen Ertrages 
von dem auf Grund einer geordneten Buchführung errechneten Gewinn auszugehen 
ist. Ebenso sagt das Einkommensteuergesetz ($ 7 Abs. 2 Ziff. 1) kurz und bündig, 
daß als Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, aus Gewerbebetrieb und aus son- 
stiger selbständiger Berufstätigkeit der Gewinn, ermittelt nach den Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung ($ 13 EStG.), gilt. Es hieße den Erfahrungen des. 


2) In nachfolgendem kurz Oberverwaltungsgericht genannt. 
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Wirtschaftslebens hohnsprechen, wenn die Steuerbehörde anders vorgehen wollte. 
So sagt auch Schmalenbacht): 

„Obwohl im einzelnen zwischen dem betriebswirtschaftlichen Gewinn und dem steuer- 
rechtlichen Ertrag große Unterschiede bestehen (am markantesten bei der Zinsrechnung), ist 
doch eine gewisse Verwandtschaft unverkennbar. Und wenn Fuisting den Satz ausspricht: 
‚der wirtschaftliche Ertrag und der handelsrechtliche, auf Grund der Inventur und der Bilanz 
darzustellende Gewinn sind grundsätzlich verschieden ‘, so liegt das nur an einer falschen 
Vorstellung von der kaufmännischen Bilanz.“ 

Jeder Unbefangene muß dem neuen Einkommensteuergesetz das Lob spenden, 
daß es bestrebt ist, die Grundbegriffe des Einkommensteuerrechts klar zu gestalten. 
Mit Recht schrieb die Begründung eines Entwurfes zu einem Einkommensteuer- 
gesetz (S. 19), daß man nur die zahlreichen Erkenntnisse der bundesstaatlichen 
ÖOberverwaltungsgerichte und des Reichsfinanzhofs, die zu den früheren Einkommen- 
steuergesetzen ergangen sind, heranzuziehen brauche, um zu erkennen, welche 
tiefgehende Unklarheit gerade bezüglich der grundlegenden Begriffe des Einkom- 
mens, des Gewinnes, der Werbungskosten, der Bewertungen vorhanden war. Schuld 
an dem allgemeinen Wirrwarr war aber nicht allein die Unklarheit in den Gesetzen, 
sondern vor allem trug dazu bei, daß sich die Steuergesetze, zumal das Einkommen- 
steuergesetz, mit dem Wirtschaftsleben in direkten Widerspruch setzten. Es ist 
dies noch allzu sehr in unserer Erinnerung, als daß hierauf ausführlich einzugehen 
ist. Um so mehr ist es zu begrüßen, wenn nach langer Sturmesnacht nunmehr 
auch der Steuergesetzgeber seine Ruhe wiedergefunden hat und bestrebt war, 
mit seinen Gesetzesvorschriften nicht außerhalb des Wirtschaftslebens zu stehen, 
sondern diese dem letzteren anzupassen. Aber trotzdem konnte er sıch nicht ganz 
von seinen früheren, irrtümlichen Anschauungen trennen. 

Bei der nachfolgenden Untersuchung könnte man zunächst daran denken, 
die Begriffe des Ertrages, des Einkommens und des Vermögens zu bestimmen. 
Doch wird hier die Anschauung vertreten, daß die steuerrschtlichen und wirtschaft- 
lichen Begriffe keine Gegensätze sind, was jedoch nicht hindern soll, daß der 
Steuergesetzgeber bestimmte Ausnahmen treffen kann. So bestimmt $ 42 Abs. 1 
' EStG., daß Spekulationsgeschäfte dann vorliegen, wenn bei Grundstücken zwischen 
Anschaffung und Veräußerung weniger als zwei Jahre, bei Wertpapieren weniger 
als drei Monate liegen, es sei denn, daß der veräußerte Gegenstand nicht zum ver- 
mögensteuerpflichtigen Vermögen des Veräußerers gehört, oder daß der im Steuer- 
abschnitt aus Veräußerungsgeschäften erzielte Gewinn weniger als 6 1000.— be- 
trägt, oder daß der Steuerpflichtige beweist, daß eine Spekulationsabsicht seinerseits 
nicht vorgelegen hat. Von solchen Anschauungen kann natürlich die Wirtschaft 
nicht ausgehen. Hier liegen Spekulationsgeschäfte stets vor, wenn die Absicht 
dazu bestand, gleichgültig, wie lange der Zeitraum zwischen Anschaffung und 
Veräußerung liegt, gleichgültig, wie hoch der erzielte Gewinn ist. Aber der Gesetz- 
geber mußte einen solchen Weg im Interesse der Besteuerung wählen. 

Ebenso verhält es sich, wenn der Gesetzgeber bei der Einkommenbesteuerung, 
der Einkünfte aus Gewerbe der Einzelkaufleute oder der Gesellschafter einer 
offenen Handelsgesellschaft keinen Unterschied macht zwischen Unternehmerlohn, 
Zins des Eigenkapitals und dem eigentlichen Gewinn. Diese Unterschiede sind auch 
ihm bekannt, wie dies aus 8 29 EStG. — bei Gesellschaftern einer offenen Handels- 
gesellschaft sind die Einkünfte aus Gewerbebetrieb gleich dem Anteil am Ge- 
schäftsgewinn zuzüglich etwaiger Gehälter, die von seiten der Gesellschaft an die 
Gesellschafter gezahlt werden — oder aus $ 18 EStG. — nicht abzugsfähig sind 


a 


1) Grundlagen dynamischer Bilanzlehre S. 64. 


484 F. Helpenstein: 


Zinsen für das in dem land- und forstwirtschaftlichen oder gewerblichen Betrieb 
angelegte Eigenkapital — hervorgeht. Schmalenbach (a.a.0. S.136) sagt, daß 
jede Gewinnrechnung letzten Endes eines Beziehungsgegenstandes bedarf, daß man 
den Gewinn beziehen könne auf das eingeschossene Kapital, auf die Arbeitskraft 
der Unternehmer usw. Bei der Einkommensteuer ist Beziehungsgegenstand in 
unserem Falle: Einkünfte aus Gewerbebetrieb, worunter der Gesetzgeber im 
Interesse der Vereinfachung und der Zusammengehörigkeit auch die Vergütung 
für die Arbeitskraft und den Zins für das Eigenkapital rechnet. Dadurch werden 
keine Gegensätze zu betriebswirtschaftlichen Anschauungen hervorgerufen. Wohl 
ist dieses der Fall, wenn bei der Gewerbesteuer der Unternehmerlohn zur Be- 
steuerung herangezogen wird, trotzdem dieser mit dem Gewerbekapital, dessen 
Ertrag doch nur allein der Besteuerung unterworfen werden soll, nichts zu schaffen 
hat, oder wenn Gewerbesteuergesetze vorschreiben, daß Schuldzinsen nicht in 
Abzug gebracht werden dürfen, soweit fremdes Kapital in Frage kommt. Anders 
verhält es sich, wenn Gesellschaften mit ihrem Vermögen der Vermögensteuer 
unterworfen werden, trotzdem ein Reinvermögen nicht vorhanden ist. Hier 
fingiert der Gesetzgeber ein Reinvermögen, nicht so sehr, um die Gesellschaften zu 
treffen, sondern die Gesellschafter, da diese sonst in vielen Fällen, man denke nur 
an die Aktionäre, nicht zur Vermögensteuer herangezogen würden. 

Irrtümlich ist es, wenn der Gesetzgeber im $ 18 Abs. 1 Ziff. 3 EStG. vorschreibt, 
daß als Ausgaben nicht abgesetzt werden dürfen die von dem Steuerpflichtigen 
entrichtete Einkommensteuer sowie sonstige Personalsteuern. Es bedeutet dies 
ein Gegensatz zu betriebswirtschaftlichen Anschauungen, der vermieden werden 
kann. Es ist deshalb auch eine Unfolgerichtigkeit, zu untersuchen, welche Steuern 
im Sinne der Steuergesetze abzugsfähig sind; denn abzugsfähig sind bei Ermitt- 
lung des Reinertrages, des Reineinkommens, des Reinvermögens alle Steuern, so- 
weit sie Werbungskosten bzw. Schulden darstellen, soweit sie mit dem Steuerobjekt . 
in wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. Die Frage muß, sollen betriebswirt- 
schaftliche und steuerliche Anschauungsweise nicht im Widerspruche stehen, 
dahin gestellt werden: Welche Steuern müssen dem Reinertrage, dem Rain- 
einkommen, dem Reinvermögen zugezählt werden, um die für die steuerliche Lei- 
stungsfähigkeit richtige Bemessungsgrundlage zu erhalten? 


2. Steuern als Aufwand. 


Es gibt Steuergesetze, die die Abzugsfähigkeit aller Steuern bei Ermittlung des 
Ertrages anerkennen. So hat der Reichsfinanzhof!) (Bd. I S. 115£.) entschieden: 

„Steuern aller Art sind bei Berechnung des Bilanzgewinnes im Sinne von $16 des Kriegs- 
steuergesetzes von 1916 als Geschäftsunkosten abzugsfähig, wenn die Steuer auf Grund eines 
Schuldverhältnisses gezahlt oder am Bilanzstichtag noch geschuldet ist.“ 

Diese Entscheidung beruft sich auf Strutz?) und Mrozek3), welche überein- 
stimmend auf dem Standpunkt ständen, 

„daß Steuern aller Art, die eine Gesellschaft zu entrichten hat (Strutz) — Steuern aller Art, 
sofern sie veranlagt oder fällig geworden sind (Mrozek) —, nach den Grundsätzen ordnungs- 
mäßiger kaufmännischer Buchführung zu den Geschäftsunkosten gehören und daher bei Berech- 
nung des Bilanzgewinnes abzugsfähig sind“. 

Die angezogene Entscheidung beweist an und für sich nichts für die „Ab- 
zugsfähigkeit“ aller Steuern auch bei anderen Steuerarten. Wenn diese sagt, daß 


2) Vgl. auch OVG. Bd. XII S.289, Bd. XVIII S. 434. 
2) Kommentar zum Kriegssteuergesetz vom 21. Juni 1916 $16 Anm. 14 S.334. 


3) Die Abzugsfähigkeit von Steuern im Reiche und in Preußen. Deutsches Steuerblatt 
1918/19 S. 139 ££. 
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alle Steuern abzugsfähig sind, so trifft dies nur zu für einen speziellen Fall, und 
zwar „bei Berechnung des Bilanzgewinnes im Sinne von $16 Abs. 1 des Kriegs- 
steuergesetzes von 1916“. Hieraus darf nicht gefolgert werden, daß nunmehr auch 
alle Steuern bei den verschiedenen Steuerarten bei Berechnung der Bemessungs- 
grundlage in Abzug kommen. 


Ob Steuern abzugsfähig sind oder nicht, hat zunächst zur Voraussetzung, daß 
sie in einem wirtschaftlichen Zusammenhange mit der Bemessungsgrundlage stehen, 
ferner muß die Natur und der Zweck der Steuern hierbei berücksichtigt werden. 
So kann der Ehemann die Erbschaftsteuer, die seine mit ihm in Gütertrennung 
lebende Ehefrau zu zahlen hat, nicht bei Errechnung des Geschäftsergebnisses 
in Abrechnung bringen. Wenn Schmalenbach (a.a.0. S. 100f.) sagt, daß Aufwand 
der Wert derjenigen Güter ist, die für Rechnung der Unternehmung, sei es be- 
stimmungsgemäß oder nicht bestimmungsgemäß, sei es im Betriebe der Unter- 
nehmung selbst oder außerhalb derselben, vernichtet wurden oder sonst verloren 
gingen, so gilt dies nur für die Bestimmung des .Betriebsgewinnes im weiteren 
Sinne; denn er fährt weiter fort: i 

„Will man z.B. den Betriebsgewinn i. e. S. von dem Gewinn, der außerbetrieblicher Natur 
ist, insbesondere von Spekulationsgewinn und Zufallsgewinn trennen, so ist eben der außer- 
betrieblichen Leistung der außerbetriebliche Aufwand gesondert darzustellen.‘ 

Zieht der Gesetzgeber den Lotteriegewinn nicht zur Einkommensteuer heran, 
so kann der Gewerbetreibende die Lotteriesteuer nicht als Aufwand betrachten, 
da diese mit dem zu versteuernden Gewinn nicht in ursächlichem Zusammen- 
hang steht. 

Betriebswirtschaftlich sind alle Steuern, wenn man von einem Reingewinn 
- sprechen will, in Abzug zu bringen, soweit sie mit dem Gewinn in ursächlichem 
Zusammenhange stehen. So führt auch der Reichsfinanzhof (Bd. XII S.3 und 
S. 108) aus, daß bei buchführenden Erwerbsgesellschaften sämtliche Steuern aus der 
allgemeinen Erwägung in Abzug zu verrechnen sind, daß Steuern aller Art, die 
eine Gesellschaft entrichtet hat, nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buch- 
führung zu den Geschäftsunkosten (Betriebskosten) gehören und daher den Ge- 
schäftsgewinn mindern. Ob diese Steuern wirtschaftlich als Werbungskosten im 
Sinne des 813 EStG. — es handelt sich um das Gesetz vom 29. März 1920 — 
anzusehen seien und als solche bei Berechnung des steuerfreien Einkommens in 
Abzug zu gelangen hätten oder nicht, sei dabei ohne Bedeutung, alle Steuern min- 
derten kaufmännisch den Geschäftsgewinn der Erwerbsgesellschaften. Weshalb 
die Entscheidung gerade den Unkostencharakter aller Steuern bei den ‚„Erwerbs- 
gesellschaften‘‘ betont, ist nicht erklärlich, da das in der Entscheidung Gesagte 
auch bei den Einzelunternehmungen gilt. Auch hier kann man nicht von einem 
Reingewinn sprechen, solange nicht alle mit dem Unternehmen im Zusammenhang 
stehende Kosten berücksichtigt wurden, es würde immer nur ein Rohgewinn vor- 
handen sein. 

Der Begriff der Betriebskosten ist vorzugsweise wirtschaftlicher Natur, ent- 
scheidet das Oberverwaltungsgericht (Bd. II S. 413). Dies ist nicht zutreffend, son- 
dern die Betriebskosten sind nur wirtschaftlicher Natur, das Steuerrecht kann auf 
ihre Bestimmung keinen Einfluß ausüben. So geht das Oberverwaltwngsgericht 
(Bd. XIII S. 33) richtig vor, wenn es sagt, daß Werbungskosten im Abs. 1 des 
8 8I des (preußischen) Einkommensteuergesetzes abzugsfähig seien, sofern sie 
nach wirtschaftlichen Rücksichten eine bestimmte Einkommensquelle als Betriebs- 
kosten belasten. Denn der Begriff der Werbungskosten decke sich mit dem der 
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Betriebskosten im wirtschaftlichen Sinnet). Aber irrtümlich ist es, wenn dann 
weiter fortgefahren wird: soweit der Begriff der Werbungskosten nicht im $81 
Abs. 2 des (preußischen) Einkommensteuergesetzes eine gesetzliche Einschränkung 
erfahren habe. Sämtliche mit dem Ertrage bzw. dem Einkommen zusammen- | 
hängende Steuern erscheinen allen Wirtschaften gegenüber als Aufwand, der 
von ihnen für den Betrieb zu machen ist, aus welchem Grunde es nur richtig ist, 
wenn jeder Wirtschafter die zu entrichtenden Steuern wie jeden anderen Aufwand, 
z. B. Löhne, behandelt. Wenn aber die Werbungskosten gleich den Betriebskosten 
sind, so kann ein Steuergesetz, da es sich nach dem Wirtschaftsleben richten muß 
und nicht umgekehrt, keine gesetzliche Einschränkung machen, es muß die Auf- 
wandnatur sämtlicher Steuern anerkennen. Hierbei kann es dann, wenn es das 
steuerliche Interesse erfordert, bestimmte Steuern dem Reinertrag, dem Rein- 
einkommen, dem Reinvermögen wieder zuzählen, ohne damit sagen zu wollen, 
daß diese Steuern keinen Aufwand bzw. keine Schulden darstellen. 

Gemäß $ 13 EStG. ist bei buchführenden Kaufleuten als Gewinn anzusehen 
der nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung für den Schluß des 
Steuerabschnitts ermittelte Überschuß des Betriebsvermögens über das Betriebs- 
vermögen, das am Schluß des vorangegangenen Steuerabschnitts der Veranlagung 
zugrunde gelegeu hat. Unzweifelhaft ist unter Gewinn der Reingewinn verstanden. 
Der bhetriebswirtschaftlich denkende Kaufmann wird bei Ermittlung des Rein- 
gewinnes auch die auf die Einkünfte aus Gewerbebetrieb entfallende Einkommen- 
steuer bzw. Vermögensteuer berücksichtigen, d.h. er faßt sie als Aufwand oder, 
was gleichbedeutend ist, als Werbungskosten auf, worunter nach $ 16 EStG. die 
zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung der Einkünfte gemachten Aufwendungen 
zu verstehen sind. Aber das Einkommensteuergesetz belehrt ihn bald eines 
anderen, daß nicht der Reingewinn in betriebswirtschaftlichem Sinne in Frage 
kommt, trotzdem dies in $13 EStG. versichert ist, sondern ein Begriff, der für 
die Besteuerung besonders zugeschnitten ist. So dürfen die entrichtete Einkommen- 
steuer sowie sonstige Personalsteuern nicht als Aufwand betrachtet werden, da 
sie sich nach Ansicht des Einkommensteuergesetzes als Ausgaben zur Verwendung 
des Einkommens darstellen. 


816 Abs.5 Ziff. 1 EStG. bezeichnet als Werbungskosten Steuern vom Grund- 
vermögen und Gewerbebetrieb, sonstige öffentliche Abgaben usw. Nachdem vorher 
Steuern aufgezählt wurden, muß aus den Worten „sonstige öffentliche Abgaben“ 
geschlossen werden, daß hierunter auch sonstige Steuern, wie z.B. Einkommen- 
steuern, fallen, daß sämtliche mit dem Einkommen in Verbindung stehende 
Steuern als Werbungskosten aufzufassen sind. Aber, wie bereits erwähnt, sind 
die Einkommensteuer wie sonstige Fersonalsteuern nicht als Aufwand zu betrachten. 

Die „Nichtabzugsfähigkeit‘‘ der Einkommensteuer und der sonstigen Personal- 
steuern wird meistens damit gerechfertigt, daß sie sich nach den persönlichen 
Verhältnissen des Steuerpflichtigen richten, weil sie nicht den Ertrag einer Erwerbs- 
quelle belasten; sie sollen unter die Kosten des Lebensunterhaltes im weiteren Sinne 
fallen. Dieselbe Ansicht wird ausgesprochen, wenn das Einkommensteuergesetz 
sagt, daß die Einkommensteuer Ausgaben zur Verwendung des Einkommens sind. 
Aber ich kann mir nicht denken, daß dies der Fall sein soll. Der Steuerpflichtige 
verschafft sich doch nicht aus dem Grunde ein Einkommen, um es für die Steuer, 
wenn auch teilweise, zu verwenden. Vom Standpunkt des Steuergläubigers mag 
man vielleicht die Sachlage so auffassen; aber so weit sind wir heute noch nicht, 


1) Vgl. auch OVG. Bd. XIV S.19. 
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daß nach den Janren der größten Steuerhinterziehungen nunmehr die Sittlichkeits- 
theorie Vockes den Sieg davon trägt, daß jeder Staatsbürger es für seine Pflicht 
hält, dem Staate freiwillig „sein Scherflein“ zu geben. 

Die Einkommensteuer wird nach dem geltenden Steuerrecht zu den Erwerb- 
bzw. Besitzsteuern gerechnet, die im Gegensatze zu den Verbrauchssteuern oder, 
wie andere sie ebenso richtig benennen, zu den Verwendungssteuern stehen. Nun 
soll plötzlich die Einkommensteuer eine Ausgabe sein, die sich als Verwendung 
des Einkommens darstellt. Damit würde die Einkommensteuer zu einer indirekten 
- Steuer gestempelt werden. Aber es ist anzunehmen, daß der Gesetzgeber in seiner 
Verlegenheit sich nicht anders auszudrücken wußte, daß er sie in seiner Not unter 
Ausgaben, die tatsächlich eine Verwendung des Einkommens darstellen, einreihte. 
Und doch lag die Lösung nahe. Es hätte nur einer kurzen Bestimmung bedurft, die 
auch mit wirtschaftlichen Grundsätzen im Einklang gestanden hätte, daß dem 
Reineinkommen zwecks Ermittlung der vollen Leistungsfähigkeit die für den 
Steuerabschnitt entrichtete oder noch zu entrichtende Einkommensteuer zuzu- 
zählen sei. 

Dieselben Vorwürfe gelten auch für die Gewerbesteuergesetze. So bestimmt 
z. B. Art. 10 Abs. 1 des bayerischen Gewerbsteuergesetzes vom 27. Juli 1921, daß 
der gewerbliche Reinertrag nach den Grundsätzen zu ermitteln ist, die für die 
Ermittlung der gewerblichen Einkünfte nach dem Einkommen- bzw. Körperschaft- 
steuergesetz aufgestellt sind. Obgleich in diesem Absatz von dem gewerblichen 
Reinertrag gesprochen wird, hindert dies nicht, in Absatz III zu bestimmen, daß 
die Einkommensteuer, die Körperschaftsteuer sowie alle sonstigen Personalsteuern 
nicht abgezogen werden dürfen. Solange diese Steuern nicht abgezogen sind, kann 
Absatz I nicht von einem Reingewinn sprechen. Auch hier wäre es folgerichtiger, 
wie oben angegeben, zu verfahren. | 


3. Die Entstehung der Steuerschulden. 


Dem Wirtschafter kann es gleichgültig sein, wann er die als Aufwand wirkenden 
Steuern dem öffentlichen Gemeinwesen zu bezahlen hat; für ihn entsteht die 
Steuerschuld, sobald die Tätigkeit abgeschlossen ist, bzw. für Steuern, die einen 
bestimmten Stichtag haben, mit diesem. Die in einer Periode entstandenen Ausgaben 

„können in einer früheren Periode bereits Aufwand gewesen sein. Das ist z.B. der Fall 
bei Gewerbe-, Einkommen-, Grund- und Gebäudesteuern; bei Stempelabgaben, wenn die Zahlung 
in einer späteren Periode geschieht als in der, die sie als Aufwand zu tragen hat“ (Schmalen- 
bach a.a. 0. S.88). 

Der Kaufmann, der diesen Aufwand erst in der Periode berücksichtigen wollte, 
in der die Ausgabe geschieht, würde gegen den Grundsatz der Bilanzwahrheit ver- 
stoßen; denn er würde bereits entstandene Schulden außer Betracht lassen. Dieser 
Aufwand muß, um ein richtiges Bild von dem Erfolge der Wirtschaftstätigkeit zu 
geben, in der Entstehungsperiode in Betracht gezogen werden. 

Anders dachte hierüber früher der Gesetzgeber, soweit die Erwerb- und Be- 
sitzsteuern in Betracht kamen. Bezüglich der Verbrauchsteuern hatte das Ober- 
verwaltungsgericht?!) ausgesprochen, daß 

„die einzelne konkrete Forderung für den Steuergläubiger und damit die diesem Anspruch 
gegenüberstehende Verpflichtung des Steuerschuldners bereits durch das die Steuerpflicht 
begründende Ereignis entstehe, ‚ohne daß es dazu noch eines besonderen, die Steuerschuld erst 
schaffenden Aktes von seiten des zur Erhebung der Steuer Berechtigten (Veranlagung, Heran- 
ziehung) bedarf“; die „Veranlagung“ habe hier „nur die Bedeutung, daß dem Steuerpflichtigen 


1) Vgl. Strutz, Die Abzugsfähigkeit von Steuern bei der Veranlagung zu direkten Reichs- 
und Landessteuern, S.8ff. 
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die Höhe seiner bereits entstandenen Schuld mitgeteilt, diese Schuld eingefordert und damit, 
fällig gemacht wird, und daß ferner die Frist zur Anfechtung des nunmehr geltend gemachten 
Anspruchs in Lauf gesetzt wird“. 


Für die Ertragsteuern entschied das Oberverwaltungsgericht (vgl. Strutz 
2.2.0. 8.10): 


„Das Zusammentreffen von subjektiver und objektiver Steuerpflicht genügt nicht, um 
eine Steuerschuld zu schaffen. Sie entsteht erst, wenn eine gegenüberstehende Forderung des: 
Staates auf die Steuer vorliegt. Diese wird erst und nur durch die von den zuständigen 
Organen bewirkte Veranlagung zur Entstehung gebracht. Unterbleibt die Veranlagung, so ent- 
steht keine Steuerforderung und dementsprechend keine Steuerschuld. Die materielle Steuer- 
pflicht findet ihre formelle Erledigung erst durch ein auf den Einzelfall gerichtetes Veranlagungs- 
verfahren }).“ 

Es ist nicht erklärlich, weshalb in der Entstehung einer Steuerschuld ein 
Unterschied gemacht wurde zwischen den Erwerb- bzw. Besitzsteuern und den 
Verbrauchsteuern. Bei den letzteren ist nach dem Willen des Gesetzgebers der 
Steuerschuldner nichts anderes als der Steuereinnehmer für das öffentliche Ge- 
meinwesen. Sobald er in dem Preise seiner Ware die Umsatzsteuer eingenommen 
hat, entsteht für ihn eine Schuld. Bei den Erwerb- bzw. Besitzsteuern ist der 
Vorgang nicht grundverschieden. Sobald die Wirtschaftsperiode abgeschlossen 
ist, entsteht auch die auf Grund des Ertrages oder Einkommens zu errechnende 
Ertrag- oder Einkommensteuer in voller Höhe. Ebenso gilt dies bei der Vermögen- 
steuer. Wenn nun die oben angeführte Entscheidung davon ausgeht, daß, wenn 
die Veranlagung unterbleibt, keine Steuerforderung und dementsprechend keine 
Steuerschuld entsteht, so gilt dies nicht allein von den Verbrauchsteuern, sondern: 
auch von den Erwerb- und Besitzsteuern. Aber es ist zu bedenken, daß das öffent- 
liche Gemeinwesen seine Steuerhoheit nicht ohne weiteres plötzlich fahren läßt, oder 
daß das Steuersystem von heute auf morgen von Grund auf neu geordnet wird. 
Wenn man so wie das Oberverwaltungsgericht denken würde, könnte der Gewerbe- 
treibende manche Schulden einfach aus seiner Bilanz lassen unter dem Vorgeben, 
daß er nicht wisse, ob sein Gläubiger auch tatsächlich die Schuld beitreiben, 
werde. 

Der Standpunkt, daß die Steuerschuld erst durch die Veranlagung entstehe,, 
war nicht länger mehr haltbar, nachdem man einzusehen begann, daß die Steuer- 
gesetzgebung sich mit den Vorgängen im Wirtschaftsleben nicht in Widerspruch 
setzen, daß der Veranlagung, einem ganz rein zufälligen Zeitpunkte, eine wirt- 
schaftlich nicht zu verantwortende, irrtümliche Bedeutung zukommen darf. Nach- 
dem die Reichsabgabenordnung im $ 4 — eine Vorschrift, die der Reichsfinanzhof 
wiederholt als eine wichtige und für die Auslegung ausschlaggebende anerkannt 
hat — bestimmt, daß bei Auslegung der Steuergesetze ihr Zweck, ihre wirtschaft- 
liche Bedeutung und die Entwicklung der Verhältnisse zu berücksichtigen sind, 
mußte dies notgedrungen dazu führen, daß die Entstehung der Steuerschuld nicht, 
in einseitiger Weise rechtlich von der Veranlagung abhängig gemacht wurde, daß 
die Steuerschuld entsteht, sobald der Tatbestand verwirklicht ist, an den das Gesetz. 
die Steuer knüpft, daß es zur Festsetzung der Steuerschuld nicht noch der 
Festsetzung des Steuerbetrages bedarf. Diese Gedanken finden wir auch im Ein- 
kommensteuergesetze wieder. Wenn $ 11 Ziff. 2 EStG. bestimmt, daß Einnahmen 
in dem Steuerabschnitt als bezogen gelten, für den sie nach den Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung spätestens in den Abschlüssen auszuweisen sind, 
so muß die Frage, für welchen Steuerabschnitt ein Betrag als ausgegeben gilt, ent- 


1) Vgl. auch OVG. Bd. XVII S.20ff und 212, RFH. Bd. I S.115ff., Bd. II S.110 und 113. 
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sprechend wie vorhin gelöst werden, wie dies durch Ziff. 3 des angezogenen Para- 
graphen vorgeschrieben wird). 


ll. Die Berücksichtigung der Steuerschulden bei der Besteuerung 
des Ertrages. 


1. Die Verbrauchsteuern. 


Es soll hier nicht weiter auf jede einzelne Ertragsteuer eingegangen werden, 
d. h. auf die Grund- und Gebäudesteuer, die Kapitalertragsteuer und die Gewerbe- 
steuer, sondern nur auf die letztere. Was von dieser gesagt wird, gilt dann 
auch analog von den anderen Ertragsteuern, vorausgesetzt, daß diese vom Rein- 
ertrag ausgehen. 

Wie bekannt, bestimmt die Reichsabgabenordnung die Steuern als eine Lei- 
stung ohne besondere Gegenleistung, d. h. die Steuern — wenigstens die Reich- 
steuern — Sollen sich nach der Leistungsfähigkeit des Steuerpflichtigen richten. 
Selbst feststellen kann das öffentliche Gemeinwesen teilweise diese Leistungsfähig- 
keit auf Grund des Einkommens, des Ertrages der einzelnen Ertragsquellen und 
des Vermögens. Doch liegt auch im Verbrauche von Wirtsihaftsgütern durch den 
Steuerpflichtigen eine Bestimmung für die Leistungsfähigkeit. Doch inwieweit der 
Wirtschafter sich selbst auf Grund seines Verbrauches zur Steuerleistung trag- 
fähig hält, bleibt dem Gesetzgeber unbekannt. 

„Nur die Steuerträger empfinden ihre über- oder unterdurchschnittliche Leistungsfähigkeit 

und bei jedermann äußert sich die letztere — in Entbehrungen und Genüssen — anders und 
eigentümlich. Die wirkliche, individuelle Leistungsfähigkeit offenbart sich großenteils durch. 
die Tatsachen der individuellen Entstehung, namentlich aber der individuellen Verwendung des 
Einkommens und Vermögens“ (Schäffle, Die Steuern, Bd. I, S. 342). 
2 Um diesem Umstande Rechnung zu tragen, bedient man sich der Verbrauch- 
steuern, indem von dem Werte bestimmter Sachgüter, die teilweise zum Leben un- 
bedingt erforderlich, teilweise entbehrlich sind, ein gewisser Prozentsatz als Steuer 
erhoben wird. 

Durch die Verbrauchsteuern soll nicht die Produktion getroffen werden, son- 
dern der Verbrauch. Der Gesetzgeber bedient sich, da er die Ausgaben für den Ver- 
brauch selbst nicht überwachen kann, des Produzenten bzw. des Händlers als 
seines Steuereinholers?). Nun ist es möglich, daß der Produzent oder Händler die 
auf das Sachgut gelegte Steuer tatsächlich einholt, oder daß bei einem starken An- 
gebot bzw. einer schwachen Nachfrage die gewollte Überwälzung nur teilweise 
oder nicht gelingt Im ersten Falle hat er die Steuer für das Öffentliche Gemein- 
wesen eingenommen, er hat sie an dieses abzuführen?), bis zu welchem Vorgang er 


1) Bei gewissen Steuern, wie z.B. der Erbschaftsteuer, bestimmt der Gesetzgeber selbst 
genau den Zeitpunkt, wann die Steuerschuld entsteht ($ 18 ErbSt@G.). 

2) Bei den Verbrauchsteuern, zumal der Umsatzsteuer, kommen die meisten Steuerhinter- 
ziehungen vor. Die Steuern werden in die Preise einkalkuliert, vielfach aber nicht abgeführt. 

) Findeisen, Steuertechnik in kaufmännischen Betrieben, S.22: „Dagegen sind die für 
die Umsatzsteuer bezahlten Beträge den Geschäftskonten zu belasten. Da der Kaufmann 
gewissermaßen nur die Einkassierung dieser Steuer für den Fiskus besorgt, da er also an- 
gewiesen ist, diese Steuer abzuwälzen, so ist am besten das Warenkonto für die an die Um- 
satzsteuerämter gezahlten Summen zu belasten. Ähnlich liegen die Verhältisse bei der 
Zigaretten- und ... auch der Zigarrensteuer. Der Fabrikant muß sich die Steuerbanderolen 
besorgen, hat sie auf die Verpackungen aufzukleben und muß natürlich seine Auslagen für die 
Steuer in den Verkaufspreis der Zigaretten einkalkulieren. Die Erlöse aus dem Zigarettenver- 
kauf erscheinen meist auf dem Fabrikatekonto. Infolgedessen sind auch die Auslagen für die 
Steuerbanderolen diesem Konto zu belasten, da der sonst auf dem Fabrikatekonto ermittelte 
Verkaufsgewinn um die einkalkulierten Steuerbeträge zu hoch erscheinen würde. In gleicher 
Weise sind noch im Warenhandelsbetrieb die Zölle auf Warenkonto zu verbuchen.“ 
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Schuldner einer Leistung ist. Ist dem Produzenten oder Händler die Überwälzung 
nicht oder nur teilweise gelungen, so muß er die Steuer ganz oder teilweise aus 
seiner Tasche bezahlen); da er aber das Gut nicht selbst verbraucht hat, der Ge- 


setzgeber aber nur den Verbrauch belasten will, so bedeuten die nicht eingeholten 


Steuerbeträge Aufwand, der gemacht werden mußte, um die Ware in den Verkehr 
zu bringen. Sofern die einkassierten Steuerbeträge an den Steuergläubiger noch 
nicht abgeführt sind, sind diese in der Bilanz als Schuldposten zu berücksichtigen, 
ebenso die nicht übergewälzten Beträge. Man sollte glauben, daß über vorstehende 
Frage keine Zweifel entstehen können. Aber trotzdem hielt es ein Vertreter der 
Demokratischen Partei für angebracht, bei der ersten Lesung des 6. Ausschusses 
über den Entwurf eines Einkommensteuergesetzes (Bericht S. 6f.) anzufragen, wie 
es mit dem Abzuge der Umsatzsteuer stehe. Trotzdem der Regierungsvertreter ver- 
sicherte, daß die Umsatzsteuer zu den Geschäftsunkosten gehöre und abzugsfähig sei, 
befürchtete ein Ausschußmitglied, daß trotz der Erklärung des Regierungsvertreters 
Zweifel über die Abzugsfähigkeit der Umsatzsteuer entstehen könnten, aus welchem 
Grunde der Antrag gestellt wurde, die Umsatzsteuer namentlich als Werbungskosten 
zu nennen. Man ersieht hieraus, welche Unsicherheit die Unklarheit der Steuer- 
gesetze in das Wirtschaftsleben gebracht hat, aber auch, mit welchem Mißtrauen 
man den Steuerbehörden entgegenkommt. 

Zu den Verbrauchsteuern sind auch die Zölle zu rechnen. Um eine Ware aus 
dem Ausland einzuführen, muß, sofern diese mit einem Zolle belastet ist, ein Auf- 
wand gemacht werden, den zu tragen der Gewerbeireibende nicht selbst ver- 
pflichtet ist. 


2. Die Einkommensteuer. 


Während die Berücksichtigung von Steuerschulden bei Ermittlung des Er- 
trages als der Bemessungsgrundlage bei der Gewerbesteuer nach dem früheren preu- 
ßischen Gewerbesteuergesetz vom 24. Juni 1891 — die Verordnung über die vor- 
läufige Neuregelung der preußischen Gewerbesteuer vom 23. November 1923 
schweigt hierüber auch — durch das Oberverwaltungsgericht gelöst werden mußte, 
zählen andere Gewerbesteuergesetze namentlich auf, welche Steuern „im Sinne 
des Gesetzes“ Betriebskosten darstellen und deshalb bei Errechnung des steuer- 


pflichtigen Ertrages in Abzug zu bringen sind. Während aber z. B. das sächsische E 


Gewerbesteuergesetz vom 6. Oktober 1921?) ($ 39 Ausführungsgesetz) der Ansicht 
des preußischen Oberverwaltungsgerichts folgt, indem es die Körperschaftsteuer als 


Betriebskosten aufführt, bestimmt Art. 10 Abs. 3 des bayerischen Gewerbsteuer- 


gesetzes vom 27. Juli 1921, daß die Körperschaftsteuern nicht als Werbungskosten. 
gelten. Ä 

' Ottmer kommt in seiner Abhandlung: ‚Der betriebswirtschaftliche Gesichts- 
punkt in der deutschen Gewerbebesteuerung unter besonderer Berücksichtigung des 


preußischen Gewerbesteuerrechts“ (S. 86f) zu dem Ergebnis, daß die Einkommen- 


steuern der natürlichen Personen nur dann und insoweit den gewerblichen Ertrag 


mindernden Aufwand darstellen, als sie sich auf den bezogenen Betriebsgewinn be- 


ziehen. Er folgert dies zunächst daraus, weil bei der unpersönlichen Aktiengesell- 


RC En ee Au 


schaft niemals die Frage nach der Berechtigung des Abzuges der Körperschaft- ; 


1) Da es natürlich schwierig ist, festzustellen, ob die Verbrauchssteuern nun auch tatsäch- 
lich übergewälzt wurden, ist eine Bestimmung, daß diese bei Verlustverkäufen nicht zu erheben 
sind, unmöglich. 

?2) Dieses Gewerbesteuergesetz erfuhr durch das Abänderungsgesetz vom 19. Juli1923 
erhebliche Neuerungen. 
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steuer aufgetaucht sei. Es sei bei dieser Gesellschaftsform selbstverständlich und auch 
üblich, alle Steuern über Geschäftsunkosten zu verbuchen. Wie später noch zu 
zeigen sein wird, sind Einkommensteuer und Körperschaftsteuer ganz verschiedene 
Steuerarten, so daß diese nicht miteinander verglichen werden können. 

Nicht bestritten werden kann, daß vom betriebswirtschaftlichen Standpunkt 
aus für den Ertrag aus Gewerbe die Einkommensteuern einen 

„insoweit den gewerblichen Ertrag mindernden Aufwand darstellen, als sie sich auf den 
bezogenen Betriebsgewinn beziehen“. 

Denn die Einkommensteuern sind ebenso wie die Ertragsteuern Geschäfts- 
unkosten, die, wie früher ausgeführt, nicht im Gegensatz zu den Werbungskosten 
stehen), d. h. zu denjenigen Aufwendungen, die zur Erwerbung, Sicherung und Er- 
haltung der im maßgebenden Zeitraum zu versteuernden Einnahmen gemacht sind. 
Wenn gesagt wird: Steuern können 

„als abzugsfähig nur in Betracht kommen, wenn sie mit einem bestimmten Quellenertrag 
in ursächlichem Zusammenhang stehen, d.i. wenn sie Werbungskosten, Aufwendungen zur 
Erwerbung, Sicherung und Erhaltung des Ertrages der Quelle, darstellen“, daß ein Abzug aus- 
geschlossen sei „bei den sogenannten persönlichen Steuern, welche sich nach den persönlichen 
Verhältnissen des Steuerpflichtigen oder nach den in ihm zusammengefaßten Einkommens- 
oder Vermögensverhältnissen richten, wenn auch im Einzelfalle der Steuerpflichtige nur eine 
einzige Einkommensquelie oder einen einzigen Vermögensgegenstand, z.B. ein Hausgrundstück, 
besitzt‘ (Mrozek a.a. O0. S. 142), 
so ist dies nicht zutreffend, da es sich bei Personal- wie Realsteuern um Betriebs- 
kosten handelt. Oder man müßte der Anschauung huldigen, daß die Ertragsteuern 
zum Schutze des Besitzes, die Einkommensteuer zum Schutze des Einkommens und 
die Vermögensteuer zum Schutze des Vermögens bezahlt wird, daß diese drei 
Steuerarten ohne inneren Zusammenhang sind. 

Während die Ertragsteuern jeden Quellenertrag einzeln treffen, geht die Ein- 
kommensteuer — wenigstens wenn sie der Quellentheorie folgt — von der Gesamt- 
heit der Erträge aus. Nun kann es für den Wirtschafter gleichgültig sein, ob eine 
Steuer jeden einzelnen Ertrag belastet, also eine Realsteuer ist, oder ob sie die 
Gesamtheit der Erträge, das Einkommen, erfaßt und so eine Personalsteuer ist. Man 
kann hiergegen auch nicht einwenden, daß bei der progressiven Gestaltung der 
Einkommensteuer eine Verrechnung auf die einzelnen Erträge nicht stattfinden kann, 
da man nicht feststellen könne, welcher von den verschiedenen Erträgen dem er- 
höhten Satz der Einkommensteuer unterliegen würde. Man kann aber doch den. 
Durchschnittsatz ermitteln und entsprechend anwenden. 

Aus der Üblichkeit der Wirtschaft, sämtliche Steuern über Unkosten zu ver- 
buchen, kann nicht gefolgert werden, daß dem Reinertrag nicht der entsprechende 
Teil der Einkommensteuer wieder hinzugesetzt werden muß. Die Einkommensteuer 
nimmt in ihrer Eigenschaft als Steuer keine Rücksicht auf den Ertrag aus dem Ob- 
jekt, denn sie besteuert die Summe aller Erträge in ihrem Zusammenfluß beim 
Wirtschaftssubjekte gleichmäßig, sie knüpft also nur an die im Subjekt durch das 
Einkommen sich zeigende Leistungsfähigkeit — die subjektive Leistungsfähigkeit — 
an, während durch die Ertragsteuern die objektive Leistungsfähigkeit — die in 
der Person durch den Ertrag aus fundierter Quelle verkörperte erhöhte Leistungs- 
fähigkeit — erfaßt werden soll. Aus diesen Gründen kann in steuerlicher Hinsicht 
die Außerbetrachtlassung der Einkommensteuer nicht zugestanden werden, sie muß 
dem Reinertrag zugezählt werden. Die Ertragsteuer gilt als vorbelastende Steuer, 
und diesen: Gesichtspunkte würde es widersprechen, wenn die nachbelastende Ein- 


1) So stellt z.B. Stier-Somlo (Kommentar zum Gesetz über eine außerordentliche Kriegs- 
abgabe S.156) die Werbungskosten in Gegensatz zu den Geschäftsunkosten. 
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kommensteuer nicht dem Reingewinn zugezählt würde. Bezieht jemand aus einem 
Kapital eine Rente von 6 4000.— und würde hiervon die Einkommensteuer — die 
anderen Steuern sollen außer Betracht bleiben — .6 400.— betragen, so würde der 


Reingewinn 6 3600.— betragen. Dieser Betrag kann aber der Kapitalertragsteuer 


nicht zugrunde gelegt werden, da sie als vorbelastende Steuer den vollen Ertrag von 
6 4000.— erfassen muß, während andererseits die Einkommensteuer als nach- 
belastende Steuer, wie wir später sehen werden, den Betrag von. 6 4000.—, ver- 
mindert um die Kapitalertragsteuer, heranzieht. 

Im übrigen würde es auch nicht möglich sein, in allen Fällen den entsprachen 
den Teil der Einkommensteuer von dem Ertrage in Abzug zu bringen; denn z. B. bei 
der Menge und dem dauernden Wechsel der Aktienbesitzer könnte die Feststellung 
nicht durchgeführt werden, was jeder einzelne Aktionär an Einkommensteuer auf 
die an ihn gezahlte Dividende abgeführt hat. 


3. Die Körperschaftsteuer. 
Für die juristischen Personen nimmt das Oberverwaltungsgericht (Bd. II 


S.414ff) an!), daß auch die Körperschaftsteuer (die Entscheidung, die am 31. Januar 


1895 ergangen ist, spricht natürlich von Einkommensteuer) bei Feststellung des 
steuerpflichtigen Ertrages nicht dem Reinertrag zuzuzählen ist. Diese Anschauung 
wird wie folgt begründet: 


„Was aber die Einkommensteuer betrifft, so liegen bei den rein gewerblichen Aktiengesell- 
schaften die Verhältnisse wesentlich anders, als bei den gewerbetreibenden physischen Per- 
sonen. Bei diesen letzteren kann unterschieden werden zwischen ihrer Eigenschaft als Gewerbe- 
treibender und als Person, zwischen dem von ihnen betriebenen Gewerbe als Objekt und ihrer 
Person als Subjekt. Bei Aktiengesellschaften ist diese Unterscheidung unmöglich. Ein von dem 
gewerblichen Unternehmen getrenntes und unabhängiges Rechtssubjekt ist hier nicht denkbar. 
Bei der gewerbetreibenden physischen Person entsteht zunächst der gewerbliche Ertrag und 
dann erst das persönliche Einkommen, und deshalb kann die nur das letztere erfassende Ein- 
kommensteuer nicht zu den Betriebskosten gehören. Bei der rein gewerblichen Aktiengesell- 
schaft fallen Ertrag und Einkommen in wirtschaftlichem Sinne zusammen. Der aus der Tren- 
nung entnommene Grund entfällt daher bei denselben und damit zugleich jeder Anlaß, die 
Einkommensteuer nicht für Betriebskosten zu erachten.“ 


Die Ansicht des Oberverwaltungsgerichts dürfte anfechtbar Sat denn wie bei 


der natürlichen Person kann ebenfalls bei der juristischen Person unterschieden. 
werden zwischen der Eigenschaft als Gewerbetreibender, als Subjekt, und zwischen 
dem von dieser betriebenen Gewerbe als Objekt. Würde man eine solche Unterschei- 
dung nicht anerkennen, so müßte man zu dem Schluß kommen, daß Subjekt gleich 


Objekt sei. Die Aktiengesellschaft betreibt im Auftrage der Gesellschafter als Person 


das Gewerbe, zu welchem Zwecke ihr Kapital, ein Objekt, zur Verfügung gestellt 


wurde. Mit diesem Kapital schafft die Aktiengesellschaft, als eine selbständige . 


Unternehmung, für sich Ertrag. Sie besitzt doch Handlungsfähigkeit, die ihr ge- 
stattet, mit dem ihr anvertrauten Kapital zu schalten und zu walten. Die angezogene 
Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts sagt S. 412 folgendes: 


„Zu den letzteren (gemeint sind Passiva) gehören schon nach dem Begriffe der Bilanz als 
des das Verhältnis des Vermögens und der Schulden darstellenden Abschlusses auch die von 
der Aktiengesellschaft entrichteten Steuern, insbesondere auch diejenigen Steuern, welche der 


1) Vgl. auch Art.16 Abs.2 der Ausführungsbestimmungen zum preußischen Gewerbe- 
steuergesetz vom 24. Juni 1891: „Als Betriebskosten sind insbesondere abzugsfähig die auf 
den Betriebsgrundstücken und dem Gewerbe haftenden Realabgaben und sonstigen öffentlichen 
Lasten sowie die im Geschäftsbetrieb zu entrichtenden indirekten Abgaben. Der Abzug von Ein- 


kommensteuer und sonstigen Personalsteuern ist, sofern es sich nicht um rein gewerbliche 


Erwerbsgesellschaften handelt, unzulässig.“ 
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Aktiengesellschaft als solcher, als einem Steuersubjekt oder -objekt, auferlegt sind, mögen sie, 
wie die Einkommensteuer, persönlicher Art!) sein oder, wie die Gewerbesteuer, das objektive 
Unternehmer. treffen.“ 

Abgesehen von der Unrichtigkeit, daß einem Objekt niemals Steuern auferlegt 
werden können, wird hier von dem Oberverwaltungsgericht doch selbst zwischen 
einem Steuersubjekt und Steuerobjekt unterschieden. Ferner zeigen die in der Nach- 
kriegszeit in großer Menge entstandenen A.-G. & Co., bzw. G. m. b. H. & Co. in der 
Form der Kommanditgesellschaften, daß die juristischen Personen auch tatsäch- 
lich ebenso handeln können wie natürliche Personen, daß zwischen diesen und jenen 
kein Unterschied gefunden werden kann. Hier beteiligt sich die juristische Person 
an einem Gewerbe als Subjekt, hier ist doch „ein von dem gewerblichen Unter- 
nehmen getrenntes und unabhängiges Rechtssubjekt‘“ leicht denkbar, zumal in den 
meisten Fällen das Kapital der als Komplementär geltenden Gesellschaft dem der 
Kommanditisten gegenüber gering war. 

Ferner soll bei der rein gewerblichen Aktiengesellschaft Ertrag und Einkommen 
in wirtschaftlichem Sinne zusammenfallen und damit kein Grund dafür vorhanden 
sein, die Einkommensteuer auch in steuerlicher Hinsicht nicht dem Reinertrage zu- 
zuzählen. Das gleiche kann eine Witwe behaupten, die als einzige Einnahme den 
Gewinn aus einem von einem Geschäftsführer geleiteten Gewerbebetrieb hat. Hier 
ist die Größe des Ertrages gleich dem Einkommen, hier fallen Ertrag und Ein- 
kommen zusammen. Auch hier würde der aus der Trennung zwischen Ertrag und 
Einkommen entnommene Grund und damit zugleich jeder Anlaß entfallen, die Ein- 
kommensteuer ebenfalls nicht dem gewerblichen Reinertrag zuzuzählen. Wollte das 
Oberverwaltungsgericht seinen Standpunkt folgerichtig durchführen, so müßte es, 
wie Art. 10 Abs. Ili Ziff, 3 des vorhin erwähnten bayerischen Gewerbsteuergesetzes, 
zu der Folgerung kommen, daß die Körperschaftsteuer dem gewerblichen Reinertrag 
zur Erlangung der steuerlichen Bemessungsgrundlage zugerechnet werden muß. 

Aber die Anschauung des Oberverwaltungsgerichtes ist irrig, daß bei den ge. 
werblichen Aktiengesellschaften Ertrag und Einkommen in wirtschaftlichem Sinne 
zusammenfallen, da bei diesen kein Einkommen vorhanden ist. Der im Wirtschafts- 
betrieb erzeugte Ertrag findet nicht durch die Gesellschaft Verwendung, sondern 
wird als Ertrag der Aktiengesellschaft anteilmäßıg an die in dieser Gesellschafts- 
form vereinigten Aktionäre verteilt, er wird bei diesen zum Einkommen. Hieraus 
folgt nur eine Pflicht zur Entrichtung der Gewerbesteuer, nicht aber der Körper- 
schaftsteuer, da eben kein Einkommen vorhanden ist. Ebenso kann die Ansammlung 
eines Reservefonds eine Einkommensteuerpflicht nicht begründen, da der aus diesem 
erzielte Teilertrag auch nur wiederum den Aktionären zur freien Verfügung steht. 

Der Entwurf eines Einkommensteuergesetzes (Drucksachen des Reichstags 
Nr. 794/802 III, Wahlperiode 1924/25) begründet die Körperschaftsteuer damit, daß 
eine Nichtdurchführung dieser Steuer dem „überall anerkannten Grundsatz“ wider- 
sprechen würde, daß die Gesellschaften mit juristischer Persönlichkeit wegen der 
Vorteile, die sie den Beteiligten bieten, eine Vorausbelastung verdienen, was der 
Entwurf eines Körperschaftsteuergesetzes dahin weiter erläutert: angesichts der 
Vorteile, die die Kapitalassoziationen aus der Beschränkung der Haftung haben. Der 
Entwurf eines Einkommensteuergesetzes spricht also von einer Vorausbelastung des 
Einkommens, die durch die Körperschaftssteuer verwirklicht werden soll. Wenn 
tatsächlich die juristischen Personen über Einkommen verfügen sollten, so würde 


1) In dieser Entscheidung erkennt also das Oberverwaltungsgericht an, daß Subjektsteuern 
nicht immer dem Reinertrage zugezählt werden müssen, um die steuerliche Bemessungsgrund- 
lage zu erhalten. | 
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dies doch nur einmal getroffen, und zwar durch die Körperschaftsteuer. Mithin wäre 
diese keine vorausbelastende Steuer, da keine Nachbelastung stattfindet. Trotzdem 
ist aber die Körperschaftsteuer eine vorausbelastende Steuer, und zwar belastet sie 


voraus den Ertrag der Unternehmung. Wenn zwei oder mehrere eine Gesellschaft 


eingehen, so wird hierdurch eine erhöhte Leistungsfähigkeit geschaffen, als wenn 


jeder für sich wirtschaften würde. Diese erhöhte Leistungsfähigkeit will die 


Körperschaftsteuer treffen, und zwar will sie ebenso wie die Gewerbesteuer voraus- 
belastend auf den Ertrag der Gesellschaft wirken; aber beide haben einen anderen 
Beweggrund. Durch die Gewerbesteuer wird nicht, wie bei der Körperschaftsteuer, 
der Ertrag der Unternehmung als solche getroffen, sondern diese soll den für den 
oder die Besitzer aus der fundierten Quelle fließenden Einkommensteil vor Heran- 
ziehung zur Einkommensteuer vorausbelasten. Die Körperschaftsteuer steht gleich- 
berechtigt neben der Gewerbesteuer, ohne daß sie sich gegenseitig ergänzen, d. h. 
keine dieser beiden Steuern wirkt für die andere vorausbelastend. Deshalb muß die 
die Unternehmung treffende Körperschaftsteuer dem für die Gewerbesteuer maß- 
gebenden Ertrag zugezählt werden. Zu demselben Schluß muß man kommen, wenn 
man von dem Standpunkte des Gesetzes ausgeht, daß die juristischen Personen über 
Einkommen verfügen; denn dann wirkt die Gewerbesteuer vorausbelastend auf das 
Einkommen. 5%; 

Man könnte wohl daran denken, daß das preußische Gewerbesteuergesetz eine 
Begünstigung der juristischen Personen gegenüber den natürlichen Personen be- 
zweckt hätte, indem bei ersteren die auf das angeblich vorhandene Einkommen ge- 
legte Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer nicht dem Ertrage zugezählt zu werden 
brauchte, während dies bei den letzteren geschehen mußte; aber diese scheinbare 
Begünstigung hat ihre Ursache in einem anderen Grunde, "auf den Schmalenbach 
(a.a.0.S.64) aufmerksam macht: 


„Dem Aktienrecht geht es nicht darum, den in einem Jahre erzielten, sondern den in 
einem Jahre verteilbaren Gewinn genau festgestellt zu sehen. Da nun Dividenden und Reserve- 


fondszuweisungen gewöhnlich in abgerundeten Summen erfolgen, bleiben Gewinnreste übrig, die 


auf das nächste Jahr vorgetragen werden und im neuen Jahr dem Verteilbaren zuwachsen. 
Andererseits können vorgetragene Verluste das Verteilbare kürzen. Die so gewonnene Summe 


nennen Aktienrecht und Juristen Gewinn. Diese Angewöhnung ist so stark, daß ihnen Gewinn i 


und Verteilbares identisch erscheint.“ 


Das Oberverwaltungsgericht sieht ein, daß die Steuern den Gewinn kürzen. 
Da ihm aber Gewinn und Verteilbares identisch erscheint, so kommt es zu dem 
Schlusse, daß alle Steuern erst in Abzug gebracht werden müssen, daß also auch 


keine Steuern zur Ermittlung des steuerpflichtigen 'Ertrages dem Reinertrage zu- 


gezählt werden dürfen, da man sonst nicht von einem Gewinn, d. h. dem Verteil- 
baren sprechen kann. 


4. Die Grund- und Gebäudesteuer und die Kapitalertragsteuer. | 
Für die Gewerbesteuer kann nur der aus dem Gewerbebetrieb erzielte Rein- 


gewinnt) als Bemessungsgrundlage maßgebend sein, während alle anderen, nicht aus 


1) Gegen die Zugrundelegung des Reinertrages bei der Gewerbesteuer wird eingewandt, 
daß dies gegen $9 FAG. verstößt, wonach die Gewerbesteuern nicht wie Einkommensteuern 
ausgestaltet werden dürfen, daß auf die persönliche Leistungsfähigkeit hinzielende Besteuerungs- 
merkmale nicht zugrunde gelegt werden sollen. Wenn man den Gewinn der Unternehmung 
— der Unternehmerlohn darf nicht hinzugezählt werden, wie es wohl alle Gewerbesteuergesetze 


machen, wodurch gerade die persönliche Leistungsfähigkeit berücksichtigt wird, wohl aber der 
Zins des Eigenkapitals (vgl. Schmalenbach a.a. 0. 8.136: „Jede Gewinnrechnung bedarf letzten. 


Endes eines Beziehungsgegenstandes. Man kann den Gewinn beziehen auf das eingeschossene 
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dem gewerblichen Betriebe stammenden Erträge besonderen Ertragsteuern unter- 
liegen, d. h. die aus einer fundierten Quelle fließenden Erträge dürfen nur einmal 
von der ihnen entsprechenden Ertragsteuer getroffen werden. Trotzdem werden in 
Preußen die dem Gewerbebetriebe dienenden Grundstücke sowohl von der Gewerbe- 
steuer wie von der Grund- und Gebäudesteuer erfaßt. Es ist klar, daß bei einer 
solchen Doppelbesteuerung, für die keine Rechtfertigung gegeben ist, die Grund- und 
Gebäudesteuer, wozu auch noch die Hauszinssteuer tritt, nicht dem gewerblichen 
Ertrag zugezählt zu werden braucht. Im Gegensatze zum preußischen Gewerbe- 
steuerrecht bestimmt das bayerische im Art. 11: 


„Bei Berechnung der Ertragsanlage dürfen aus dem gewerblichen Betriebsgewinn die- 
jenigen Reinerträge ausgeschieden werden, die aus Grundbesitz und Hausbesitz geflossen sind, 
ferner die Reinerträge aus Kapitalbesitz, aus denen Kapitalertragsteuer an das Reich zu ent- 
richten ist.“ 


Abgesehen von einer einheitlichen Durchführung in der Besteuerung will 
auch das Reichsbewertungsgesetz Doppelbesteuerungen beseitigen. Die Begründung 
des Entwurfes eines Reichsbewertungsgesetzes (S. 25) führt hierzu aus: 


„Der Entwurf stellt zunächst den an sich naheliegenden und eine klare Scheidung ermög- 
lichenden Grundsatz auf, daß die Länder der Grundsteuer das landwirtschaftliche, forstwirt- 
schaftliche und gärtnerische Vermögen sowie das Grundvermögen und der Gewerbesteuer das 
Betriebsvermögen unterwerfen dürfen ($4 Abs.1)t); es wird hierdurch also z.B. grundsätzlich 
ausgeschlossen, daß ein landwirtschaftlicher Betrieb zur Gewerbesteuer anstatt zur Grundsteuer 
herangezogen wird, oder daß er etwa neben der Grundsteuer noch mit der Gewerbesteuer be- 
lastet wird. Dieser Grundsatz gilt für die Grundsteuern und Gewerbesteuern nur dann, wenn 
sie nach dem Merkmal des Wertes erhoben werden, da sich das Gesetz mit Steuern, die nach 
anderen Merkmalen (z.B. nach dem Merkmal des Ertrages) erhoben werden, nicht befaßt?).“ 


Eine Doppelbesteuerung würde also nur dann vermieden werden, wenn die 
Gewerbesteuern ebenso wie die Grund- und Gebäudesteuern nach Merkmalen des 
Wertes, der Ertragfähigkeit oder des Umfanges des Grundvermögens oder des 
Gewerbebetriebs (8 9 FAG.) bemessen würden; wenn aber die Gewerbesteuer auf 
Grund des Reinertrages erhoben wird, so steht nach dem Willen des Gesetzgebers 
nichts im Wege, eine Doppelbesteuerung Platz greifen zu lassen. Wenn $1 Abs. 2 
Reichsbewertungsgesetz bestimmt, daß die nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
festgestellten Werte auch für die Steuern der Gemeinden und Länder, die diese 
nach dem Merkmal des Wertes einzelner Vermögensarten erheben, gelten sollen, 
so wäre ebenfalls im Sinne einer einheitlichen Besteuerung, wenn eine Vorschrift 
darüber erlassen würde, daß die Landessteuergesetze, die der Gewerbesteuer den 
Ertrag zugrunde legen, diesen nach den Vorschriften des Reichseinkommensteuer- 
gesetzes®) zu ermitteln haben, eine Bestimmung, die bereits eine Reihe von Landes- 
gewerbesteuergesetzen aufgenommen hat. 


Kapital...“, welchen Zweck die Gewerbesteuer ja verfolgt) — der Gewerbesteuer zugrunde 
legt, so berücksichtigt man nur die objektive Leistungsfähigkeit. Ebenso dürfen die Schuldzinsen 
nicht dem Ertrage zugezählt werden, da diese beim Gläubiger der Kapitalertragsteuer unter- 
liegen. Ihr Abzug vom Rohertrag ist keine Berücksichtigung der persönlichen Leistungsfähigkeit. 

1) Durch $4 Abs.2 Ziffer 1—8 werden aber so viele Ausnahmen gemacht, daß von einer 
gleichmäßigen Durchführung der Besteuerung keine Rede mehr sein kann. 

2) Die Ertragsteuern, wenigstens die Gewerbesteuern, können als Ertragsteuern nur vom 
Reinertrag, dem gewisse Steuern wieder zuzuzählen sind, ausgehen. Die Besteuerung nach 
äußeren Merkmalen bringt nur eine ungleichmäßige Behandlung der Steuerpflichtigen mit sich. 

3) Es ist hierbei aber zu berücksichtigen, daß in dem Gewinn aus Gewerbe im Sinne des 
Einkommensteuergesetzes noch der Unternehmerlohn mitenthalten ist. Vgl. z.B. 829 Ziffer 3 
EStG., nach welcher Bestimmung zu den gewerblichen Einkünften bei Gesellschaftern einer 
offenen Handelsgesellschaft gehören Gewinnanteil zuzüglich Gehalt. 
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5. Die Gewerbesteuer. 


Allgemein wird aie Ansicht vertreten, daß die Gewerbesteuer in ihrer Eigen- 
schaft als Ertragsteuer nicht dem Reingewinn zugezählt zu werden braucht; man 
faßt dies als eine Selbstverständlichkeit auf, die einer weiteren Untersuchung. 
nicht bedarf. | 

Durch den Gewerbebetrieb wird: der Unternehmer gehalten, den aus dem” 
Gewerbebetrieb erzielten Ertrag zu versteuern. Würde das Kapital ungenutzt 
liegen bleiben, so wird eine Pflicht zur Bezahlung der Gewerbesteuer nicht be- 
gründet. Wird das Kapital im Gewerbebetrieb angelegt, so wird mit dieser Anlage 
die Erzielung eines Gewinnes bezweckt, mit welcher Kosten verbunden sind, zu 
denen auch die Gewerbesteuer gehört; denn diese ist durch die Anlage des Ob- 
jektes zu einer ertragschaffenden Quelle gegeben. Hier kann kein Unterschied 
zwischen der Aufwandnatur der Umsatzsteuer und der Gewerbesteuer gefunden 
werden. Sobald ein Umsatz getätigt wird, entsteht die Pflicht zur Zahlung der Um- 
satzsteuer, sobald ein Gewerbebetrieb begonnen wird, muß der Gewerbetreibende mit 
der Heranziehung zur Gewerbesteuer rechnen. 

Noch deutlicher kommt dies zum Ausdruck, wenn die Gewerbesteuer — einer 
überholten Anschauung gemäß — als eine fortlaufende, für die Bewilligung des 
Gewerbebetriebs zu zahlende Vergütung betrachtet wird, oder wenn man den Stand- ° 
punkt der Begründung des Landessteuergesetzes!) (S. 28) sich zu eigen macht, ° 
daß die Ertragsteuern vom Grundvermögen und Gewerbebetrieb auf dem Grund- 
satz von Leistung und Gegenleistung beruhen. Von diesem Standpunkt aus ist die 
Steuer nichts anderes als ein Entgelt wie der einem Fabriknachtwächter gezahlte ° 
Lohn, man bezahlt durch die Steuer die Dienste des Staates für den gewährten ° 
Schutz usw. Aber wenn man dem heute durchweg vertretenen Standpunkt folgt, 
daß die Gewerbesteuer eine Vorbelastung des fundierten Teileinkommens ist, muß 
man zu dem Schiusse kommen, daß die Gewerbesteuer dem Reinertrag zugezählt 
werden muß. f 

Lotz (Finanzwissenschaft S. 326) sagt, daß es vom Standpunkte eines all- 
gemeinen Ertragsteuersystems konsequent sei, daß die Gewerbesteuer von den Ge- 
werbetreibenden zu tragen ist, daß eine Überwälzung nicht stattfinden darf. Diese 
Ansicht ist für die früheren Frtragsteuern, die man als Partialeinkommensteuern ° 
aufgefaßt wissen wollte, gerechtfertigt. Dadurch, daß die Partialeinkommensteuern ° 
in unserem Steuersystem verdrängt sind und an ihre Stelle die allgemeine Ein- 
kommensteuer getreten ist, kommt den Ertragsteuern nur noch die Aufgabe zu, das ° 
fundierte Teileinkommen zu belasten. Wenn aber die Einkommensteuer nach dem 
Grundsatz der Leistungsfähigkeit erhoben wird, so wäre es inkonsequent, die die 
Einkommensteuer ergänzenden Steuern, die Ertragsteuern und die Vermögensteuer, 
nach einem anderen Gesichtspunkt umlegen zu wollen. Dies muß aber dazu führen, ° 
daß nach dem Willen des Gesetzgebers die Ertragsteuern von dem Steuerpflichtigen 
selbst getragen werden. Wird die Gewerbesteuer nicht dem Reinertrag zur Erlangung ° 
des steuerpflichtigen Ertrages hinzugezählt, so gibt der Gesetzgeber hiermit seinen 
Willen kund, daß der Steuerzahler auch nicht der Steuerträger zu sein braucht, daß 
er die Gewerbesteuer überwälzen soll. Damit würde die Gewerbesteuer eine in- 


1) Vgl. auch Begründung des Entwurfes eines Reichsbewertungsgesetzes (S. 25): „Ein Teil “ 


der Ausnahmevorschriften ist begründet durch den grundsätzlichen Unterschied zwischen der 


Vermögensteuer als einer Personalsteuer, die sich nach der Leistungsfähigkeit des Steuerpflich- ° 
tigen richtet, und den Grund- und Gewerbesteuern als Realsteuern, die grundsätzlich ohne Rück- 
sicht auf die Leistungsfähigkeit des ee gewissermaßen vom N sel N 
erhoben werden.“ 
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direkte Ertragsteuer, ein, wie der Reichsfinanzhof (Bd. XI S. 333) richtig ausführt, 


dem Steuerrecht und der Steuerwissenschaft unbekannter, nach deren Grundsätzen 
in sich widerspruchsvoller Begriff, da, wie man auch die Grenze zwischen direkten 
und indirekten Steuern zieht, die Ertragsteuern stets als eine Unterart der direkten 
Steuern aufgefaßt werden. Bei den Erwerbsteuern handelt es sich stets um die 


Leistungsfähigkeit der Person, wird diese nach dem Willen des Gesetzgebers — ein 


Wille, der nicht ausdrücklich geäußert zu werden braucht, auf den man aber aus 
den Begleitumständen schließen muß — übergewälzt, so überläßt der Gewerbe- 
treibende die ihn treffen sollende Steuerlast einem anderen, was nicht der Sinn 
und der Zweck der Gewerbesteuer sein kann!). 

Daß der Gesetzgeber selbst davon überzeugt ist, daß bei den Ertragsteuern 
auch der Steuerzahler Steuerträger sein soll, beweisen $7 und 8 des nicht mehr 
geltenden Kapitalertragsieuergesetzes, wonach Steuerträger der Gläubiger sein soll, 
daß eine Vereinbarung, wonach der Schuldner die Steuer zugunsten des Gläubigers 
übernimmt, nichtig ist. Ebenso ist die Kapitalertragsteuer von der ganzen Rente, 
nicht Rente abzüglich Kapitalertragsteuer, zu leisten. Ebenso bestimmt $ 85 EStG., 
daß dem Steuerabzug vom Kapitalertrag der volle Kapitalertrag ohne Berücksichti- 
sung des als Steuer abzuziehenden Betrags unterliegt. 

Gegen die hier vertretene Ansicht kann nicht eingewendet werden, daß der 
Gesetzgeber nur die offene, nicht aber die verdeckte Überwälzung hindern kann, 
daß dies eine wirtschaftliche Machtfrage ist. Hier ist ja nicht der wirtschaftliche 
Standpunkt maßgebend, sondern die Theorie der Besteuerung. Deshalb ist auch 
der Standpunkt der Begründung eines baverischen Gewerbsteuergesetzes (Finanz- 
archiv: 1922 S. 359) zu verwerfen: | 

„Dagegen wird es möglich sein, bezüglich des Abzugs der Ertragsteuer hier entgegenzu- 
kommen, da zuzugeben ist, daß, wenn auch die Steuerzahlung an sich ihrer Natur nach nur 
Erfüllung öffentlich-rechtlicher Verbindlichkeiten und nicht Aufwendung für die Erwerbung, 
Sicherung und Erhaltung der Erträgnisse ist, doch nach kaufmännischer Übung allenthalben die 
Steuern zu den Betriebsausgaben gehören, ohne deren Leistung ein Fortbetrieb des. Gewerbes 
einfach undenkbar ist, dem Gewerbetreibenden gewissermaßen in Fleisch und Blut über- 
gegangen ist.“ 

Die Anschauung des Gewerbetreibenden ist hier nicht ausschlaggebend, da 
dann alle Steuern in ihrer Eigenschaft als Betriebsausgaben unberücksichtigt bleiben 
müßten, ausschlaggebend kann hier nur der Zweck des Steuergesetzes sein. 

Bei den Gewerbesteuergesetzen, die sich nach dem gewerblichen Ertrag richten, 
wird auch der Unternehmerlohn — wenigstens bei den Einzelunternehmungen — 
der Gewerbesteuer unterworfen, trotzdem dies nicht gerechtfertigt ist, da der 
Ertrag der Arbeitskraft des Unternehmers ebenso aus unfundierter Quelle fließt 
wie der des Arbeiters, ferner weil der Lohn für die eigene Tätigkeit des Unter- 


'nehmers nichts mit der Gewerbesteuer zu schaffen hat, da diese sich nur auf 


den aus dem Kapital fließenden Ertrag zu erstrecken hat. Man könnte nun geneigt 


sein, den Teil der Gewerbesteuer, der auf den Ertrag der Arbeitskraft fällt, nicht 


dem Reinertrage wieder zuzuzählen. Dies ist aber aus dem Grunde nicht möglich, 
weil der Gesetzgeber von einem falschen Ertragsbegriff ausgeht. | 

Was die Besteuerung der Lohnsumme mit einer Ertragsteuer zu tun hat 
(vgl. 88 4 und 8 der Verordnung über die vorläufige Neuregelung der preußischen 
Gewerbesteuer), ist nicht erklärlich. Rabbethge (Verfall oder Rettung S. 30f.) geht 


1) Art.16 Abs. Il, Nr.8 Ausführungsanweisung zum preußischen GStG. vom 16. Mai 1892 
erkennt „die auf den dem Betriebe dienenden Grundstücken und dem Gewerbe haftenden Real- 
abgaben und sonstigen öffentlichen Lasten“ als abzugsfähige Betriebskosten, die Einkommen- 
und Gewerbesteuer als nicht abzugsfähige Betriebskosten an. 
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bei der Rechtfertigung einer Lohnsteuer davon aus, daß (iese Steuer gerecht sei, ‘ 


da der Staat für die Erziehung und die Erhaltung eines jeden Staatsbürgers und 


für die Familien Aufwendungen gemacht und zu machen hat, daß es daher berechtigt 
sei, wenn jeder, der die Arbeitskraft irgendeines Staatsangehörigen für sich 
nutzbar macht, an den Staat eine Abgabe gibt. Aber der Staat hat gemacht und 
macht noch weiter die Aufwendungen in erster Linie für den Arbeiter und den 
Angestellten, also hat auch dieser die Steuer zu tragen. Dies muß dazu führen, 
daß der Gewerbetreibende die auf Grund der Lohnsumme errechnete Steuer nicht ° 
dem der Gewerbesteuer unterliegenden Ertrag zuzurechnen hat, zumal, wenn man 
davon ausgeht, daß der Kaufmann nicht für sich, sondern im Interesse unserer Volks- 
wirtschaft arbeitet, daß er die in seinen Dienst gestellten Arbeitskräfte nicht für 
sich, sondern für den Dienst der Allgemeinheit verwendet. ; 


6. Die Vermögensteuer. 


Die Vermögensteuer ist bei der Ermittlung des steuerpflichtigen Ertrages dem 
Reinertrage zuzuzählen; denn Ertragsteuern und Vermögensteuer sind in unserem 
Steuersystem zwei selbständige Steuerarten, die nebeneinanderstehend die Ein- 
kommensteuer ergänzen. Man kann sich den Gang so vorstellen, daß zunächst die 
Ertragsteuern, einzeln auf jede fundierte Ertragsquelle gelegt, als Vorbelastungs- ° 
steuern für die Einkommensteuer Platz greifen, daß dann die vorbelastende Ver- 
mögensteuer, das ganze fundierte Vermögen erfassend, in Wirksamkeit tritt, und 
dann erst die Einkommensteuer, hinzielend auf die Besteuerung der Summen der 
Erträge, dem Einkommen, ohne Rücksicht darauf, ob die einzelnen Erträge aus 
fundierter oder nicht fundierter Quelle fließen. 2 

Nach der oben angeführten Entscheidung des Oberverwaltungsgerichtes (Bd. III 
S. 414ff.) wäre auch bei den juristischen Personen die Vermögensteuer dem Er- 
trage nicht zuzusetzen, da 

„der Ertrag oder der Gewinn der Aktiengesellschaft ... durch die eine oder andere Steuer- 
art in völlig gleicher Weise vermindert wird‘. 

Die juristischen Personen verfügen selbst über kein Reinvermögen; Stamm-- 
oder Aktienkapital wurde ihnen als Unternehmungen seitens der Gesellschafter 
anvertraut. Ebenso sind die Reservefonds kein Reinvermögen der Gesellschaft, 
sondern sie können als Darlehn, das die Beteiligten durch Verzicht auf die volle 
Ausschüttung des Gewinnes gegeben haben, das aber stets zu ihrer freien Ver- 
fügung steht, aufgefaßt werden. Wenn von einem Vermögen der gewerblichen juri- 
stischen Personen gesprochen wird, so ist dies, wenn ein Reinvermögen in Frage 
kommen soll, falsch, es ist eine Verwechslung zwischen Eigentum und Vermögen. ° 
Wenn die juristischen Personen über Reinvermögen nicht verfügen, so ist trotzdem 
aus technischen Gründen eine Besteuerung der juristischen Personen erforderlicht), 
da sonst eine ganze Reihe von Gesellschaftern bzw. Aktionären nicht oder nicht in 
richtigem Verhältnis mit ihrem Anteil an diesen Kapitalgesellschaften zur Ver- 
mögensteuer herangezogen würde. Die Vermögensteuer, die die gewerbetreibenden juri- 
stischen Personen zu zahlen haben, ist nur ein Umweg, die Beteiligten voll zur Ver- 
mögensteuer mit ihrem Kapitalanteil heranzuziehen. Da die Vermögensteuer den 
Ertragsteuern gegenüber keine vorbelastende Steuer ist, muß sie dem Reinertrage 
zugezählt werden, gleichgültig, ob es sich um eine nominelle oder reelle Ver- 
mögensteuer handelt. 


1) Hier ist tatsächlich kein anderer Ausweg möglich als der, daß ein Vermögen fingiert 
wird; es beweist dies aber nicht, daß das Steuerrecht besondere, vom Wirtschaftsleben abwei- 
chende Ertrag-, Einkommen- und Vermögenbegriffe hat. | 
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7. Die Tilgungsquoten und Zuschläge nach dem Aufbringungsgesetz bzw. die 


Grundschuldzinsen auf Grund des Gesetzes über die Liquidierung des Um- 
laufs an Rentenbankscheinen. 


$ 16 Abs. 5 Ziff. 2 EStG. bestimmt, daß zu den Werbungskosten gehören die 
nach dem Aufbringungsgesetz vom 30. August 1924 zu entrichtenden Jahresleistun- 
gen einschließlich der Zuschläge. Dies gilt an und für sich nicht für die Ermittlung 
des Einkommens, sondern für die Ermittlung des Ertrages als mit diesem zusammen- 
hängend, wie denn auch $ 15 Abs. 2 EStG. bestimmt, daß, soweit Ausgaben Wer- 
bungskosten sind oder mit einer bestimmten Einkommensart im wirtschaftlichen 
Zusammenhang stehen, bei der betreffenden Einkommensart abzuziehen sind. 

Das Industriebelastungsgesetz bzw. das Aufbringungsgesetz ist dieselbe Steuer- 
art wie das Reichsnotopfer, nur mit dem Unterschiede, daß dort ein Teilvermögen, 
hier das ganze Vermögen der Besteuerung unterworfen wird. Es ist eine reelle 
Teilvermögensteuer, d.h. es folgt nicht dem volkswirtschaftlichen Grundsatz, daß 
die Steuern aus dem Einkommen bezahlt werden sollen. Demnach dürften die 


Obligationen bzw. die Tilgungsquoten und Zuschläge nicht als „Werbungskosten“ 


gelten, wohl die Zinsen. 
Die Begründung eines Einkommensteuergesetzes rechtfertigt die Bestimmung 


| des Entwurfes wie folgt: 


„Die nach dem Aufbringungsgesetz von Gewerbetreibenden zu entrichtende Jahresleistung 
einschließlich der Zuschläge und die von Landwirten zu entrichtenden Grundschuldzinsen für 
die Rentenbank sollen, weil sie den Gewinn des Betriebes mindern, als Werbungskosten abzugs- 
fähig sein.“ 


Dies ist meines Erachtens keine Begründung, da ja alle Steuern den Gewinn 


mindern, es wäre dann stets bei der Besteuerung vom Reingewinn auszugehen. 
Ebenso ist die Ansicht des Staatssekretärs Popitz (vgl. Bericht des 6. Ausschusses 


über den Entwurf eines Einkommensteuergesetzes S. 7 und S. 38) irrtümlich, daß 


_ der Abzug der Tilgungsquoten und Zuschläge „steuerrechtlich grundsätzlich“ zu- 


gelassen werden müsse, daß die Erwähnung im Gesetz nur „eine Klarstellung‘ be- 


deute. Vertreter der sozialdemokratischen und kommunistischen Parteien hatten den 


_ Antrag gestellt, die nach dem Aufbringungsgesetz zu entrichtenden Jahresleistungen 
nebst Zuschlägen sowie die von der Landwirtschaft zu entrichtenden Grundschulad- 


zinsen auf Grund des $4 des Gesetzes über die Liquidierung des Umlaufs an 
Rentenbankscheinen vom 30. August 1924 nicht als Werbungskosten anzusehen, 


d.h. sie dem Reinertrage wieder zuzuzählen. Meines Erachtens gingen sie in der 
Begründung ihres Antrages folgerichtiger vor als Staaissekretär Popitz, wenn sie 


ausführten, daß die vorhin genannten Lasten einer Vermögensteuer, die nach dem 
Steuerrecht nicht „abzugsfähig‘‘ ist, ähnlich seien und deshalb nicht abgezogen 
werden dürften. 

Das Sachverständigengutachten führt unter Titel IXC „Schuldverschreibungen 


der Industrie‘ folgendes aus: 


„Das Komitee ist überzeugt, daß es billig ist, von der deutschen Industrie als Beitrag zu 
den Reparationszahlungen eine Summe von mindestens 5 Milliarden Goldmark zu fordern. Die 
Summe wird durch Schuldverschreibungen dargestellt, die hypothekarisch an erster Stelle 
stehen und einen jährlichen Dienst von 5% Zinsen und 1% Tilgungsgebühr zu tragen haben. 
Der Betrag dieser Schuldverschreibungen ist niedriger als die Gesamtschuldsumme der Industrie- 
unternehmungen in Deutschland vor dem Kriege. Diese Schulden sind zum größten Teile durch 
die Entwertung des Papiergeldes abgetragen worden. Überdies haben die Industrieunterneh- 
mungen aus dem Verfall der Währung auf mannigfache andere Weise Nutzen gezogen, 2. B. 
durch das späte Hinausschieben der Steuerzahlungen, durch ihnen gewährte Zuschüsse und 
Vorschüsse von seiten der deutschen Regierung, durch die Vernichtung des Realwertes der 
Bankschulden und durch die Entwertung des Notgeldes.“ 
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Aus ‚diesen Ausführungen müßte, wenn sie überall zutreffen sollten, ge- | 


schlossen werden, daß das Aufbringungsgesetz deshalb gerechtfertigt ist, weil die 


industriellen bzw. Handelsunternehmungen infolge der Inflation in wirtschaftlicher 
und steuerlicher Hinsicht den anderen Steuerzahlern gegenüber erhöht leistungsfähig ° 
geworden seien. Daß dies nicht der Fall ist, darüber braucht kein Wort verloren 
zu werden. 7 

Es ist vielmehr zuzugeben, daß die Belastung von ie und Industrie Ai 
eine einseitige ist, bei der wohl nicht der letzte Beweggrund war, dem verarmten 
‘Deutschland gegenüber etwas Festes in der Hand zu haben. Dies geht ohne weiteres ° 
daraus hervor, daß hypothekarisch sicher gestellte Schuldverschreibungen ge- 
fordert werden, ferner aus den Worten, daß im Falle des Verzuges Vorsorge getroffen ° 
worden ist, von der deutschen Regierung durch die Vermittlung des Kommissars für ° 
die Einkünfte aus den Pfändern Zahlung zu erlangen. Durch diese einseitige 
Sonderbelastung wird aber Industrie und Handel benachteiligt; es ist deshalb eine 
Forderung der Gerechtigkeit, dem Ertrage aus Gewerbe die nach dem Aufbringungs- 
gesetz zu entrichtenden Jahresleistungen einschließlich der Zuschläge und Zinsen 
nicht zuzurechnen, obgleich hierfür eine steuerliche Begründung nicht vorliegt. ° 
Durch ein solches Vorgehen gibt aber auch der Gesetzgeber seinen Willen kund, ° 
daß auch die übrigen Staatsangehörigen an den Reparationszahlungen mittragen 
sollen, daß das Gewerbe selbst für einen billigen Ausgleich sorgen soll. 


8. Die Verkehrsteuern. 


Die sogenannter. Verkehrsteuern ?), wie Grunderwerbsteuer, Gesellschafisteuer? ), 
Wertpapiersteuer, Wechselsteuer, Versicherungsteuer, Kraftfahrzeugsteuer usw., sind ° 
nur dann bei Ermittlung des steuerpflichtigen Ertrages zu berücksichtigen, vi 
sie mit diesem ursächlich zusammenhängen. 

Dies muß z.B. von der Grunderwerbsteuer angenommen werden, wenn aa 
An- und Verkauf von Grundstücken gewerbsmäßig geschieht (vgl. OVG. Bd. XII 
S. 328). Die Grunderwerbsteuern sollen in der Regel nicht den Ertrag der Quelle, 
sondern die Quelle selbst treffen. Aber bei dem gewerbsmäßigen An- und Verkauf 
bilden die Grundstücke den Gegenstand des Geschäftes, und deshalb belasten die 
bei dem Erwerb (Grunderwerbsteuer) bzw. bei dem Verkaufe (Wertzuwachssteuer) 
zu entrichtenden Steuern nicht die Quelle, sondern den Ertrag, sie haben hier die- 
selbe Eigenschaft wie die Umsatzsteuern und sind ebenso wie diese zu behandeln. 

$15 Ziff. 1 KStG. bestimmt, daß die Steuer gemäß 810 Abs. 1 des Grund- 
erwerbsteuergesetzes vom 12. September 1919 nebst Zuschlägen*) oder die hierfür 
gemachten angemessenen jährlichen Rücklagen bei Ermittlung des Einkommens 
— damit auch des Ertrages — abgezogen werden sollen. $ 10 GrStG. sagt, daß die 
Steuer erhoben wird, wenn bei inländischen Grundstücken, die im Eigentume von 
Personenvereinigungen stehen, 20 Jahre seit der Bindung oder. dem ‚Erwerbe oder 
dem letztmaligen Eintritt der Steuerpflicht verflossen sind... Evers a 
zum Körperschaftsteuergesetz Anm. 13 zu $ 7) glaubt: | 

„Die Vorschrift stellt, wenigstens bezüglich der Abzugsfähigkeit der Rickıapei: eine Be- 
günstigung der körperschaftsteuerpflichtigen gegenüber den nicht körperschaftsteuerpflichtigen k 


Personenvereinigungen dar. Die Steuer wird von allen Personenvereinigungen erhoben, also 
z.B. auch von der offenen Handelsgesellschaft. Ob bei den Gesellschaftern: einer sölchen die 


1) Dasselbe gilt bei der Landwirtschaft von den zu entrichtenden Grundschuldzinsen. 
2) Die Umsatzsteuer ist meines Erachtens eine Verbrauchsteuer. 
3) Vgl. 817 KStG., wonach Aufwendungen zur Geschäftsbegründung, wozu auch Steuern. i 
rechnen, bei Ermittlung ‘des Einkommens nicht abgezogen: werden'dürfen. 
*) Das Körperschaftsteuergesetz vom 30. März 1920 berücksichtigte die ‚Zuschläge nicht 
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Steuer selbst im Jahre ihrer Fälligkeit abzugsfähig ist, kann zweifelhaft sein und hängt davon 
ab, ob man die Steuer als öffentliche Abgabe, welche zu den Geschäftsunkosten oder Verwal- 
tungsausgaben zu rechnen ist, ansieht. Das wird meines Erachtens zu bejahen sein. Aber 
nicht abzugsfähig sind hier die Rücklagen, da diese als Ansammlungen für erst zukünftig ent- 
stehende Schulden steuerpflichtige Reserven darstellen.‘ 

Der Ansicht, daß die Rücklagen für die zukünftige Steuer steuerpflichtige 
Reserven bei den offenen Handels- bzw. Kommanditgesellschatten sein sollen, 
kann ich mich nicht anschließen, da kein Grund dafür vorhanden ist, diese Gesell- 
schaften schlechter zu stellen als die Aktiengesellschaften. Es ist dies eine will- 
kürliche Behauptung, deren Richtigkeit in den Ausführungen nicht bewiesen wird. 
Für die Gleichstellung aller Gesellschaften spricht aber noch weiter ein betriebs- 
wirtschaftlicher Gesichtspunkt. 


„Möglichst große Vergleichbarkeit ist ein Grundsatz, der besonders an einer Stelle Rech- 
nungsmaßnahmen besonderer Natur fordert, nämlich bei den Zufallsaufwendungen und den 
Zufallsleistungen. Zufallsaufwendungen sind Aufwendungen, die zwar mit dem Unternehmen 
ursächlich verknüpft, deren periodischer Entfall aber zufällig ist... Wenn man solche Zufalls- 
aufwendungen derjenigen Periode belasten wollte, in der sie zu Zahlungen oder Entwertungen 
führt, so litte darunter die Vergleichbarkeit‘ (Schmalenbach a.a. 0. S. 140). 

Aus diesem Grunde müssen auch die offenen Handelsgesellschaften und Kom- 
manditgesellschaften bei der Jahresgewinnrechnung die zu einem bestimmten Ter- 
mine fällige Grunderwerbsteuer schon berücksichtigen, nicht erst dann, wenn diese 
fällig ist. 

Bereits durch 8 95 des Reichsstempelgesetzes vom 3. Juli 1915 war vor- 
geschrieben, daß von Fideikommißgrundstücken eine jährliche Abgabe von !/,, vom 
Hundert des Wertes zu entrichten war. Das Oberverwaltungsgericht (Bd. XVII S. 33) 
entschied, daß diese Abgabe, die deshalb als fortlaufende an Stelle der einmaligen 
Stempelabgabe von Grundstücksübertragungen auf das Objekt der Fideikommiß- 
grundstücke gelegt ist, weil der Besitzwechsel bei diesen zu selten eintritt und 
die Fideikommißbesitzer deshalb bevorzugt wären, hiernach dieselbe Natur wie die 
Grund- und Gebäudesteuer habe. Die Fideikommißabgabe wie die Grunderwerbsteuer 
bei Personenvereinigungen wäre demnach eine Ertragsteuer, eine Ansicht, die wohl 
irrtümlich sein dürfte. Sie ist vielmehr eine partielle Vermögensteuer auf das Grund- 
vermögen (ebenso Strutz: Grundlehren des Steuerrechts S. 61). Oben wurde ge- 
sagt, daß die Vermögensteuer dem Ertrage zugezählt werden muß, nicht aber die den 
Charakter einer partiellen Vermögensteuer tragende Grunderwerbsteuer. Im Gegen- 
satze zur Vermögensteuer belastet sie nicht das ganze Vermögen, sondern nur einen 
Teil, die mit dem Gewerbebetrieb in Verbindung stehenden Grundstücke. Wie 
später noch gezeigt wird; darf die das Einkommen vorbelastende Vermögensteuer 
dem der Einkommensteuer unterliegenden Einkommen nicht zugezählt werden; bei 
der Grunderwerbsteuer, die die Personenvereinigungen zu zahlen haben, ist analog 
zu ‘verfahren: Die als Sondersteuer wirkende, den Ertrag vorbelastende Steuer 
‚bleibt außer Ansatz. 

Zweifel könneri hei der Aufsichtsratsteuer entstehen. An und für sich soll 
diese Steuer die Vergütungen an die Mitglieder des Aufsichtsrates treffen, d. h. sie 
soll eine diese Art von Einkünften vorbelastende Steuer sein. Demnach hätte der 
Bezieher der Einkünfte sie zu zahlen, aber nach dem Gesetze hat sie die ge- 
währende Gesellschaft‘ zu tragen. Demnach zahlt die Gesellschaft nicht allein die 
Vergütung, sondern trägt auch noch die Steuer, so daß der eigentliche Aufwand 
der Rerslsebaft, wenn sie die Rückemalshung nicht Berlanze Kar und 
: Steuer ist. 23 
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III. Die Berücksichtigung der Steuerschulden bei der Besteuerung 
des Einkommens. 


1. Die Gewerbesteuer und die nominelle Vermögensteuer. 


Die Einkommensteuer will die Summe der in der Hand des Wirtschaftssubjektes 
zusammengeschlossenen Erträge, das Einkommen, besteuern. Soweit Steuern den 
Ertrag belasten und ihre Nichtzurechnung zu dem Reinertrage zwecks Ermittlung 
des steuerpflichtigen Ertrages erkannt wurde, sind diese in nachfolgendem nicht 
weiter zu erwähnen. 


Die Gewerbesteuer wie die nominelle Vermögensteuer waren wiederholt als 
solche genannt, die das fundierte Teileinkommen vorbelasten sollen. Während die 
Gewerbesteuer, überhaupt alle Ertragsteuern, dem Reineinkommen zur Errechnung 
des SHPURFPLICHTBEN Einkommens nach allgemeiner Ansicht, der sich auch $ 16 
Abs. 5 Ziff. 1 EStG. anschließt, nicht zugezählt werden, wird dies für die nominelle 
wie reelle Vermögensteuer bejaht ($ 18 A bs. 1 Ziff. 3 EStG.). 


Wie die Steuern einzuteilen sind, ist eine der umstrittendsten Fragen der 
Finanzwissenschaft. So verstehen auch die meisten Finanzwissenschaftler unter der 
Bezeichnung Subjekt- bzw. Objektsteuer bzw. Personal- und Realsteuer etwas Ver- 
schiedenes. Da unser Steuersystem auf dem Grundsatze der Leistungsfähigkeit 
aufgebaut ist, scheint mir die Begriffsbestimmung Heckels (Lehrbuch der Finanz- 
wissenschaft Bd. I S. 138) am folgerichtigsten, daß Subjekt- oder Personalsteuern 
Steuern sind, bei denen die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit aus der ökonomischen 
und sozialen Geartung der steuerpflichtigen Person abgeleitet wird, während Objekt- ° 
oder Realsteuern solche sind, bei denen die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit aus 
den sachlichen (objektiven) Bestandteilen der Erwerbsquellen einer Einzelwirtschaft 
ermittelt wird. 

Ohne Zweifel ist die Einkommensteuer eine reine Personalsteuer, sie geht von 
dem wirtschaftenden Subjekt aus, sie will die im Subjekt zusammengefaßte Lei- 
stungsfähigkeit, ohne Rücksicht auf die aus fundierter Quelle fließenden Erträge, ein- 
heitlich erfassen. Daß die Ertragsteuern Objektsteuern sind, ist ebenfalls anerkannt; 
denn sie wollen den aus fundierter Quelle fließenden Ertrag, jede für sich, erfassen. 
Alle diese fundierten Erträge erfaßt die Vermögensteuer wieder einheitlich. Folgt 
man der Ansicht Wagners, daß auch die inneren Eigenschaften des Menschen, wie 
Kenntnisse, Fähigkeiten usw., einen Teil des Vermögens bilden, so muß man, da 
durch die Vermögensteuer nur die Sachgüter getroffen werden, zu dem Schlusse 
kommen, daß die Vermögensteuer eine reine Objektsteuer ist, welcher Anschauung 
z.B. Heckel (a.a.O. S.138) folgt!). Denn dann würde sie nicht das ganze, in 
einer Person vereinigte Vermögen zur Steuer heranziehen, sondern ließe den wich- 
tigsten Teil, die Arbeitskraft, außer Betracht. Wenn jedoch das Vermögen als die 
Summe der in der Verfügungsmacht eines Wirtschaftsubjektes stehenden Sachgüter 
bezeichnet wird, so muß man zu dem Schlusse kommen, daß auch die Vermögen- 
‚ steuer eine Personalsteuer ist, da sie die im W irtschaftsubjekte zusammengefaftai S 
Vermögensverhältnisse besteuern will. 


Folgt man der Ansicht, daß die Vermögensteuer eine Objektsteuer ist, so muß 
man auf Grund des in dem Steuerrecht herrschenden „Axiom‘“, daß die Real- oder 


1) Vgl. auch Schäffle, Die Steuern, Bd. Il, S.87ff.: Die Vermögensteuer ermittelt nicht 3 
das Personalgesamteinkommen, „da das Vermögen in seinen verschiedenen Beständen vo 7 
auch das Arbeitsvermögen mitenthält“ E 
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Objektsteuern stets „abzugsfähig‘ sind'), zu dem Ergebnis kommen, daß die Ver- 
mögensteuer nicht dem Reineinkommen zugezählt zu werden braucht, während das 
Gegenteil der Fall ist, wenn man die Anschauung vertritt, daß die Vermögensteuer 
eine Personalsteuer ist. Aber es kommt nicht darauf an, ob die Vermögensteuer eine 
Subjekt- oder Objektsteuer ist, sondern die Frage, ob die Vermögensteuer dem Rein- 
einkommen zur Ermittlung des steuerpflichtigen Einkommens zuzurechnen ist oder 
nicht, findet ihre Begründung in anderen Erwägungen. 

Das Einkommen wird durch die Ertragsteuern und die nominelle Vermögen- 
steuer vorbelastet. Das um diese Vorbelastung gekürzte Einkommen zeigt erst die 
ihm eigentümliche Leistungsfähigkeit an. Wenn ein Teil des Einkommens bereits 
weggesteuert ist, bevor dieses selbst der Besteuerung unterworfen wird, so zeigt 
es nicht mehr in seiner ursprünglichen Größe eine Leistungsfähigkeit. Meines Er- 
achtens läßt sich die progressive Gestaltung der Einkommensteuer restlos nur 
durch die Lehre vom Grenznutzen rechtfertigen, eine Ansicht, die auch Strutz 
(a.a.0. S. 30) vertritt. | 

„Die Lebensbedürfnisse sind ihrer Art nach von verschiedener Dringlichkeit, und je dring- 
licher sie sind, um so höher ist für. den Menschen der wirtschaftliche Wert der zu ihrer Befrie- 
digung nötigen wirtschaftlichen Güter, um so dringlicher ist es für ihn, sich die zu ihrer Be- 
friedigung nötige Gütermenge zu verschaffen und für diesen ihren Zweck verfügbar zu halten. 
Wird ihm von der Gütermenge, die nur gerade ausreicht, dringende Bedürfnisse zu befriedigen, 
etwäs weggenommen, so ist dies für ihn empfindlicher als die Wegnahme aus derjenigen Güter- 
menge, die er nach Befriedigung jener dringenden Bedürfnisse zur Befriedigung minder drin- 
gender verwenden könnte. In der Dringlichkeit der menschlichen Bedürfnisse besteht eine 
Stufenleiter, und je weniger dringlich die Bedürfnisse sind, zu deren Befriedigung die verfüg- 
baren Güter noch ausreichen, um so weniger schätzt der wirtschaftlich normal denkende Mensch 
ihren Wert, um so weniger stört und erbittert es ihn, wenn sie ihm durch Steuern verkürzt 
oder entzogen werden.“ 

Bezieht ein Steuerpflichtiger (ohne sonstige Bezüge) aus einer Kapitalanlage 
von 6 100000.-—- eine Rente von .% 8000.—, und hat er zu zahlen an nomineller 
Vermögensteuer .% 500.—, an Kapitalertragsteuer .% 800.—, so kann er kein 
Einkommen von .6 8000.— mehr versteuern, da bereits durch die vorbelastende 
Kapitalertragsteuer und Vermögensteuer sein Einkommen um .J6 1300.—- geschmälert 
ist; die in seinem Einkommen sich zeigende Leistungsfähigkeit ist durch die Vor- 
belastung von .4#%6 8000.— auf .% 6700.— gesunken. Nimmt man an, daß die 
M 6700.— zur Befriedigung dringlicher Bedürfnisse, die .„J6 1300.— zur Befriedigung 
weniger dringlicher Bedürfnisse dienen, und wären die )% 6700.— mit einem Steuer- 
satz von 10%, die .46 1300.— mit einem Steuersatz von 150% belastet, so wäre 
es eine Ungerechtigkeit, die schon vorweg besteuerten 46 1300.— mit dem höheren 
Satze nochmals zu besteuern aus dem Grunde, weil diese ./6 1300.-— vor ihrer 
Wegnahme durch die vorbelastenden Steuern der Befriedigung weniger dringlicher 
Bedürfnisse hätten dienen können. Es kann hier doch nicht auf das „Wenn“ an- 
kommen, sondern es muß der Tatsache Rechnung getragen werden, daß diese 
6 1300.— nicht mehr vorhanden sind, sie also auch niemals zur Befriedigung 
minder notwendiger Bedürfnisse dienen konnten. Dieses heißt aber nichts anderes, 
als daß die Ertragsteuern und die nominelle Vermögensteuer nicht dem Rein- 
einkommen zugezählt werden dürfen. 

Eine sonderbare Stellung nahm das Oberverwaltungsgericht nach Überlassung 


1) So RFH. Bd. XII S.5 und 157: „Es bleibt daher nur noch zu untersuchen, ob die 
preußische Einkommensteuer von Erwerbsgesellschaften ... als Personalsteuer oder als Real- 
oder Ertragsteuer zu behandeln ist; in letzterem Falle käme eine Hinzurechnung nicht in Be- 
tracht, da die Einkommensteuer alsdann unter den Werbungskosten (Betriebskosten) zu verrech- 


nen wäre.“ 
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der. Gewerbe- und Gebäudesteuer an die Gemeinden ein, so Bd. VIII S. 131 (vel. 
auch Bd.Vl S. 131): 


„Die Staatseinkommensteuer, Ergänzungssteuer, Kreissteuer, Gdrieiädektenfr, Kircheut 
steuer und Wegeverbesserungslast sind nach 8914 des (preußischen) Einkommensteuergesetzes 


vom 24. Juni 1891 nicht abzugsfähig. Dasselbe muß bei dieser Veranlagung (1895/96) für die 


Gebäudesteuer und die Gewerbesteuer gelten, da dieselbe seit dem 1. April 1895 nicht mehr 
als direkte Staatssteuern erhoben werden. Die Gewerbesteuer kann auch nicht unter dem 
Gesichtspunkt, daß sie zu den Geschäftsunkosten zu rechnen ist, nicht zum Abzuge gelangen. 
Es müssen freilich, da nur das Reineinkommen besteuert werden soll, nach $9I1 des Ein- 
kommensteuergesetzes alle die einzelnen Quellen belastenden Ausgaben, denen auch die objek- 
tiv auf den Quellen ruhenden Steuern zugezählt werden können, zum Abzuge gelangen. Aus 
dem Umstande aber, daß das Einkommensteuergesetz über die Abzugsfähigkeit der Steuern in 
einer besonderen Vorschrift — $9I4 — Bestimmung getroffen hat, ergibt sich, daß im Sinne 
des Gesetzes die Steuern und Abgaben nicht vom Standpunkt des 8911 beurteilt werden 
sollen. Dieselben sind daher nach dem Einkommensteuergesetze, abweichend von der für die 
Gewerbesteuer nach $22 des Gewerbesteuergesetzes vom 24. Juni 1891 begründeten Auf- 
fassung unter dem Gesichtspunkt der Betriebskosten nur insoweit abzugsfähig, als die besondere 
Vorschrift des $9I4 es gestattet, nämlich dann, wenn es sich um indirekte Abgaben handelt.“ 


Diese Ausführungen zeigen, in welcher Weise man sich ängstlich an die 
Buchstaben des Gesetzes klammerte, man kannte ja seinerzeit noch nicht 
eine Vorschrift, daß bei Auslegung der Steuergesetze auch der wirtschaftliche 
Zweck zu berücksichtigen sei. Es wäre in der angezogenen Entscheidung der 
richtige Weg gewesen, zu untersuchen, weshalb die Gewerbe- und Gebäudesteuer 
dem Reineinkommen bei Ermittlung des steuerpflichtigen Einkommens nicht .zu- 
gezählt werden darf, daß ebenso verfahren werden mußte, nachdem durch die 
Steuerreformgesetze vom 14. Juli 1893 die Gebäude- und Gewerbesteuer aus der 
Hand des Staates in die der Gemeinden übergegangen war. 

In wirtschaftlicher Hinsicht ist die Logik des Oberverwaltungsgerichts jeden- 
falls zu beanstanden, ebenso wenn durch die Novelle vom 14. Juni 1906 zum preubi- 
schen Einkommensteuergesetz bestimmt wird, daß als Werbungskosten auch gelten 
die von dem Grundeigentume, dem Gewerbebetrieb und: dem Bergbau zu ent- 
richtenden direkten Kommunalsteuern bis zur Höhe der staatlich veranlagten Grund-, 
(Gebäude- und Gewerbesteuer. Eine solche Vorschrift kann nur auf kleinliche, fis- 
kalische Gesichtspunkte zurückgeführt werden, da, wenn die Gebäude- und Gewerbe- 
steuer in voller Höhe nicht dem Reineinkommen zugezählt wurden, der preußische 
Staat etwas an Steueraufkommen eingebüßt hätte. Man sieht, daß auch die öffent- 
lichen Gemeinwesen als Konkurrenten auftreten, wie dies auch aus $3 un 
hervorgeht: 


„Landes- und Gemeindesteuern, die die Euer des Reichs zu schädigen geeignet 
sind, sollen nicht erhoben werden, wenn überwiegende Interessen der Reichsfinanzen ent- 
gegenstehen.“ 


.Die ‚Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts ist um so verwunderlicher, 
als es andererseits ausspricht (Bd. X S. 198), daß ausländische Staatssteuern ge- 
gebenenfalls nicht dem Reineinkommen zuzuzählen sind. 


„Alle staatlichen wie die kommunalen Ertragsteuern sind nach wirtschaftlichen Rück- 
sichten Betriebskosten der belasteten Quelle und würden gemäß $9I1 abzugsfähig sein, wenn 
sich nicht aus den Gesetzesmaterialien die deutliche Absicht ergäbe, die Abzugslähigkeit auf die 
staatlichen Ertragsteuern zu beschränken, also wegen der kommunalen: Ertragsteuern auszu- 
schließen. Auch die Ertragsteuern ausländischer Staaten bilden Betriebskosten bei der Quelle 
des Grundbesitzes. Sie würden nur auf Grund eines ausdrücklichen gesetzlichen Verbotes der 
Abzugsfähigkeit auszuschließen sein. Ein solches Verbot ist aber weder im Einkommensteuer- 
gesetz enthalten noch aus den Gesetzesmaterialien herzuleiten. Die Berücksichtigung aus- 
ländischer Staatsertragsteuern unter den abzugsfähigen Betriebskosten ist daher anzuerkennen.“ 


Zu den größten Meinungsverschiedenheiten hat die Frage geführt, ob die auf 
Grund des Geschäftsergebnisses des abgelaufenen Geschäftsjahres für das folgende 


| 
ö 
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Steuerjahr zu entrichtende Gewerbesteuer als Schuldposten 'zurückgestellt werden 
kannt). Die aufgeworfene Frage wird durchweg damit verneint, daß der Gewerbe- 
steuerbescheid nicht für das abgelaufene, sondern erst für das laufende Jahr eine 
Veranlagung ausspricht?), daß, wenn das Unternehmen aufhört zu bestehen, auch 
keine Gewerbesteuer zu zahlen ist. Diese Ausführungen können die Berechtigung 
einer steuerfreien Rückstellung für zu zahlende Gewerbesteuer nicht verneinen. 
Die Ausführung eines Gewerbebetriebes hat die Vermutung für sich, daß er weiter 
ausgeübt wird, daß also mit der Veranlagung zur Gewerbesteuer für das dem ab- 
geschlossenen Wirtschaftsjahr folgende Geschäftsjahr zu rechnen ist. So hat auch 
der Reichsfinanzhof in einem Urteil vom 3. November 1921 (Reichssteuerblatt 1922 
S. 70) entschieden, daß ein Passivposten, der am Bilanzstichtag zwar noch keine 
rechtliche, wohl aber eine in sichere Aussicht zu nehmende wirtschaftliche Verbind- 
lichkeit darstellt, je nach der größeren oder geringeren Wahrscheinlichkeit des Ent- 
stehens einer Schuld mit einem entsprechenden Betrage vom Endvermögen abgesetzt 
werden kann. Bei Abschluß des Geschäftsjahres besteht die große Wahrscheinlichkeit 
— in sehr vielen Fällen die bestimmte Gewißheit, zumal die großen Unternehmungen 
nicht von heute auf morgen ihre Tore schließen können —, daß der Gewerbebetrieb 
fortgesetzt wird. Diese Wahrscheinlichkeit rechtfertigt eine steuerfreie Rückstellung 
für zu zahlende Gewerbesteuer. 

Die in der Deutschen SR aln (1925 Sp. 462) veröffentlichte Entschei- 
dung des Reichsfinanzhofes vom 9. Januar 1925 führt aus, daß nach der ständigen 
Rechtsprechung dieses Gerichtes Schulden in die Bilanz desjenigen Geschäftsjahres, 
in welchem sie entstanden sind, unter die Passiven aufzunehmen sind, und diese 
daher den Geschäftsgewinn dieses Jahres mindern. Dies habe auch von solchen 
Steuerschulden zu gelten, die, weil ein Steuerbescheid bis zum Bilanzstichtag 
oder bis zur späteren Bilanzaufstellung noch nicht erteilt sei, weil sie ihrem Be- 
trage nach noch nicht festständen, daher nach vernünftigem Ermessen zu schätzen 
seien. Immer aber müsse es sich um Steuerschulden handeln, die bis zum Bilanz- 
stichtag schon entstander seien. Da hier eine Landessteuer in Frage stehe, regele 
sich ihre Entstehung nicht nach $ 81 AO., sondern nach Landesrecht, hier nach 
8 1a des preußischen Kommunalabgabengesetzes. Demnach entstehe die Abgaben- 
schuld, sobald der Tatbestand verwirklicht sei, an den das Gesetz den Anspruch 
des Abgabengläubigers knüpfe. Die Rückstellung wäre mithin nur dann gerecht- 
fertigt, wenn die Gewerbesteuerschuld für 1923 am Bilanzstichtag, am 31. Dezember 
1922, schon entstanden wäre. Der Tatbestand, an den das Gewerbesteuergesetz den 
Steueranspruch für 1923 knüpfe, sei jedoch an jenem Tage noch nicht verwirklicht. 
Dies sei sicher nicht vor dem 1. April 1923 der Fall. 

Wenn diese Ausführungen steuerrechtlich richtig sein sollten, so entsprechen 
sie aber nicht wirtschaftlichen Grundsätzen. Zunächst kommt hier wieder die 
unterschiedliche Bestimmung in den Reichs- und Landessteuergesetzen zum Vor- 
schein. Dort Entstehen der Steuerschuld mit Verwirklichung des Tatbestandes, 
hier mit Entstehen des Steueranspruchs des Steuergläubigers. Solche unterschied- 
liche Behandlungen tragen nur Unsicherheit in das Wirtschaftsleben hinein, ver- 
mehren die Verwicklungen der Steuergesetzgebung. Sodann die Außerachtlassung 
betriebswirtschaftlicher Grundsätze in obiger Entscheidung: 


| „Ob es den Grundsätzen eines vorsichtig verfahrenden Kaufmanns entspricht, eine Rück- 
stellung für die im kommenden Geschäftsjahr zu zahlende, nach dem Ertrage des laufenden 


Ense Vgl RFH.-Urteil vom 9. Januar 1925 in Deutscher Steuerzeitung 1925 Nr.5 DD 462, 
RFH. Bd. XV S. 266 ff 
2) Dies galt wenigstens für die damalige Zeit. 
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Geschäftsjahres zu bemessende Gewerbesteuer namentlich dann vorzunehmen, wenn der Jahres- 
ertrag einen hohen Ertrag gebracht hatte, kann dahingestellt bleiben. Jedenfalls kann nicht 
anerkannt werden, daß jede vom kaufmännischen Standpunkt aus gebotene Rückstellung schon 
deswegen, weil ihre Bildung den Gewohnheiten des vorsichtigen Kaufmanns entspricht, den 
Charakter einer steuerpflichtigen Reserve verliere.“ j 

Der Gesetzgeber muß aber auch im Steuerrecht ‚den Grundsätzen eines vor: 
sichtig verfahrenden Kaufmanns“ folgen, er muß diese, wenn keine steuerlichen 
Bedenken entgegenstehen, sich zu eigen machen. Würde man anders denken, so 
würden die Worte des Senatspräsidenten Becker auf dem 33. deutschen Juristentag: 
Will man den Geschäftsgewinn als Einkommen aus Gewerbe besteuern, so kann 
man das nur, indem man sich die gewaltige Menge von Erfahrung, die in der Buch- 
führung des ordentlichen Kaufmanns aufgespeichert ist, zunutze macht und — Be- 
richtigungen und Ergänzungen vorbehalten — grundsätzlich von ihr ausgeht, nur 
eine leere Geste sein. 

Die Entscheidung des Reichsfinanzhofes dürfte aber auch aus einem steuer- 
rechtlichen Gesichtspunkt heraus zu beanstanden sein. $ 60 Abs. 2 Ziff. 1c be- 
stimmt, daß die Steuerpflicht beginnt, soweit sie durch Grundvermögen, Betrieb 
von Handel oder Gewerbe, einschließlich des Bergbaues, bedingt ist, mit dem ersten 
Tage des auf den Erwerb des Grundvermögens oder den Beginn des Betriebes folgen- 
den Monats. Von diesem Tage ab beginnt also die Steuerpflicht, von diesem Tage 
ab hat der Gewerbetreibende mit der Gewerbesteuer zu rechnen, mit diesem Tage 
ist der Anspruch des Steuergläubigers entstanden. 

Neuerdings gehen die Gewerbesteuergesetze davon aus, dab die Gewerbe- 
steuern jeweils für ein Kalenderjahr veranlagt werden und hierfür dieses Kalender- 
jahr maßgebend ist. Damit werden die vorhin erörterten Streitfragen wegfallen. Die 
auf die Gewerbesteuer gemachten Vorauszahlungen sind nicht dem Reineinkommen 
zuzuzählen, vielmehr kann, wenn diese Vorauszahlungen hinter der tatsächlichen 
Gewerbesteuer zurückbleiben, ein nicht steuerpflichtiger Passivposten hierfür eim- ° 
gesetzt werden. Aber irrtümlich ist die Ansicht Rhodes (Deutsche Steuerzeitung 1924 
Nr. 8 S. 439), wenn er ausführt, wenn eine Überzahlung der Gewerbesteuerschuld 
geschehen ist, dies nicht bei Ermittlung des Einkommens berücksichtigt zu werden 
braucht, da die Rückzahlung erst in dem dem Bilanzjahr folgenden Veranlagungs- 
jahr verlangt werden kann. Mit dem gleichen Rechte könnte dann in der Bilanz 
eine Forderung bzw. eine Schuld nicht aufgeführt werden mit der Begründung, 
daß die Forderung bzw. die Schuld bis zu dem dem Bilanzjahre folgenden Jahr ge- 
stundet sei. Stellt der Gewerbetreibende bei Abschluß seines Wirtschaftsjahres 
fest, daß die Vorauszahlungen auf die Gewerbesteuer hinter der tatsächlichen Schuld 
zurückbleiben oder diese überschreiten, so muß er einen entsprechenden Posten 
auf der Passiv- bzw Aktivseite einsetzen, da er eine Schuld bzw. ein Guthaben 
an den Steuergläubiger hat. 


2. Die reelle Vermögensteuer und die Erbschaftsteuer. 


In Frage könnte noch kommen, ob die reelle Vermögensteuer bei Ermittlung 
des steuerpflichtigen Einkommens berücksichtigt werden muß. Der volkswirtschaft- 
liche Grundsatz, daß die Steuern aus dem Einkommen bezahlt werden sollen, er- 
streckt sich nicht auf die reelle Vermögensteuer, da diese, für Ausnahmefälle vor- 


gesehen, aus der Vermögenssubstanz bestritten werden soll, sie ist keine das Ein- 


kommen vorbelastende Steuer. Ebenso ist die Erbschaftsteuer bzw. Schenkungs- 
steuer nicht ohne weiteres zu berücksichtigen, da diese Bereicherungssteuern mit 
dem erworbenen Einkommen nichts zu schaffen haben, es handelt sich hier um den 
Erwerh einer Quelle, aus der gegebenenfalls Ertrag bzw. Einkommen fließen kann. 
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Nun bestimmt $ 30 EStG., daß als Einkünfte aus Gewerbebetrieb auch Ge- 
winne gelten, die bei der Veräußerung des Gewerbebetriebs als ganzen oder eines 
Teiles des Gewerbebetriebs — die Veräußerung von Beteiligungen eines persönlich 
haftenden Gesellschafters einer Kommanditgesellschaft auf Aktien oder eines Ge. 
sellschafters einer offenen Handelsgesellschaft bzw. einer Kommanditgesellschaft 
oder die Veräußerung von Geschäftsanteilen einer Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung werden gleichgestellt — erzielt werden. Diese Vorschrift wurde erlassen, 
um auch die unrealisierten Gewinne zu erfassen. Weiterhin wird aber bestimmt, 
daß, wenn der Veräußerer das Betriebsvermögen innerhalb der letzten drei Jahre 
vor der Veräußerung unentgeltlich — durch Schenkung oder Erbschaft — erworben 
hat, auf Antrag auf die nach dem Veräußerungsgewinn sich berechnende Ein- 
kommensteuer der Teil der Erbschaftsteuer anzurechnen ist, der auf den Unter- 
schied zwischen dem der Veranlagung zur Erbschaftsteuer zugrunde gelegten und 
dem bei der Veranlagung des Rechtsvorgängers des Steuerpflichtigen zur Ein- 
kommensteuer zuletzt angesetzten Werte des Betriebsvermögens entfällt (8 31 ESt@.). 
Eine solche Vorschrift ist nur eine Forderung der Gerechtigkeit, da bei der Er- 
rechnung der Erbschaftsteuer die unrealisierten Gewinne bereits zugrunde gelegt 
werden. Es findet also nur ein Ausgleich statt. | 


3. Die Einkommensteuer. 


In gewissen Fällen muß auch gezahlte Einkommensteuer bei Ermittlung des 
Einkommens berücksichtigt werden, und zwar dann, wenn es sich um Einkommen 
handelt, das im Auslande bezogen und hier besteuert wurde. So bestimmte 81 
Abs. 1 der Verordnung über Befreiungen von der Einkommensteuer nach dem EStG. 
vom 29. März 1920 (RGBl. 1921 Nr. 359), daß natürliche Personen, die nach 8 2 Nr. 1 
des EStG. vom 31. März 1920 unbeschränkt steuerpflichtig sind und die in einem 
nicht zum Deutschen Reiche gehörigen Lande oder in einem der deutschen Steuer- 
hoheit entzogenen Gebietsteil des Deutschen Reichs zu einer der Einkommensteuer 
entsprechenden Steuer herangezogen wurden, berechtigt waren, diese Steuer in 
Höhe des nachweislich gezahlten Betrages bei der Berechnung des steuerbaren Ein- 
kommens in Abzug zu bringen, soweit diese Steuer auf Einkommen fiel, das der in- 
ländischen Einkommensteuer unterworfen war. Einen Anspruch auf die Steuer 
hat in erster Linie der Staat, in dem dasselbe erworben ist. Wenn der Heimatstaat 
nochmals das ausländische Einkommen einer Besteuerung unterwirft, kann es nur 
dem Gerechtigkeitsgrundsatze entsprechen, wenn das um die ausländische Steuer ge- 
kürzte Einkommen der Besteuerung im Heimatstaate unterliegt; das um die aus- 
ländische Steuer gekürzte Einkommen zeigt die richtige Leistungsfähigkeit an. Noch 
weiter geht heute $9 Satz 2 EStG., wenn er sagt, daß der Reichsminister der 
Finanzen ermächtigt ist, mit Zustimmung des Reichsrats anzuordnen, inwieweit 
‚bei unbeschränkt Steuerpflichtigen, die nicht unter die Vorschrift des Satzes 1 fallen, 
sofern sie sich des Erwerbes wegen im Auslande aufhalten, die im Auslande er- 
hobene Einkommensteuer ganz oder zum Teil auf die inländische Einkommensteuer 
‚angerechnet wird. Während nach der früheren Vorschrift die im Auslande gezahlte 
Einkommensteuer nur Berücksichtigung fand bei Ermittlung des Einkommens, kann 
jetzt unter Umständen eine gänzliche Befreiung von der inländischen Einkommen- 
steuer eintreten, indem die im Ausland gezahlte Einkommensteuer auf diese ganz 
oder zum Teil angerechnet werden kann. 

Andererseits können die Ausländer die in ihrem Heimatstaate zu zahlende 
Einkommensteuer für aus dem Inland bezogenes Einkommen nicht bei dem für das 
Inland zu ermittelnden steuerpflichtigen Einkommen in Abzug bringen, da der in- 
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ländische Staat vor dem ausländischen den Vorrang im Anspruch auf die Ein- 
kommensteuer hat!). | 


4. Die Steuern auf nicht quellenmäßige Einkünfte. 


Da das Einkommensteuergesetz auch nicht quellenmäßige Einkünfte besteuert, 
z. B. Spekulationsgewinne, sind auch die mit solchen Einkünften verbundenen 
Steuern nicht dem Reingewinn zuzuzählen; denn diese Steuern sind auch vor- 
belastende Steuern, so daß in Rücksicht auf den Gerechtigkeitsgrundsatz nur das 
Einkommen, vermindert um die vorbelastende Steuer, der Einkmmensteuer unter- - 
worfen werden kann. So entscheidet auch das Oberverwaltungsgericht (Bd.X 3. 72): i 


„Die Natur der Gelegenheitsspekulation, welche wirtschaftlich kein Einkommen, sondern 1 


Vermögen schafft, bringt es mit sich, daß auch solche Ausgaben, welche nach $9II1 des preu- 


ßischen Einkommensteuergesetzes lediglich das Vermögen betreffen und deshalb bei der Bil- 
dung des Einkommens nicht abzugsfähig sind, für die Ermittlung des Spekulationsgewinns 
dennoch abzugsfähige Betriebsausgaben darstellen; denn auch solche Ausgaben schmälern die 
Vermögensvermehrung für den Spekulanten und nur die Vermögensvermehrung bildet den aus 
der Veräußerung des Spekulationsobjektes hervorgegangenen Gewinn. Auch die mit dem Speku- 
lationsgeschäfte in unmittelbarem ursächlichen Zusammenhang stehenden direkten Steuern, ins- 
besondere also die von Spekulationsgrundstücken zu entrichtenden Grund- und Gebäudesteuern 
jeglicher Art, erscheinen für die Ermittlung des Spekulationsgewinnes als abzugsfähige Aus- 
gaben.“ 


5. Die Kirchensteuer. 


Bestritten ist, ob auch die Kirchensteuer dem steuerpflichtigen Einkommen 
zuzusetzen ist. Die Beantwortung dieser Frage hängt damit zusammen, ob die 
Kirchensteuern wirkliche Steuern sind. Art. 137 der Reichsverfassung besagt, daß die 
Religionsgesellschaften, welche Körperschaften des öffentlichen Rechtes sind, be- 
rechtigt sind, auf Grund der bürgerlichen Steuerlisten nach Maßgabe der landes- 
rechtlichen Bestimmungen Steuern zu erheben. Nach dem früheren Einkommen- 
steuergesetz wurde bestritten, daß der Ausdruck „Steuern“ in dieser Vorschrift die 
Bedeutung einer echten Steuer habe, da es jedem frei stehe, aus der Kirchen- ° 
gemeinde auszutreten, mithin die an die Kirche gemachten Leistungen „freiwillige“ 
seien, die nach dem EStG. vom 29. März 1920 in der Fassung der Novelle vom 
24. März 1921 bei der Ermittlung des Einkommens „abzugsfähig‘“ seien. Diese 
Ansicht ist irrig; denn es handelt sich nicht um freiwillige Beiträge, sondern um 
echte Steuern. In einem Gutachten führt der Reichsfinanzhof zu dieser Frage fol- 
gendes aus (RFH. Bd. VIII S. 30£.): 


„Die Entrichtung der Kirchensteuer ist, auch wenn sie an die Zugehörigkeit zur Reli . 
gemeinschaft geknüpft ist, nicht ... vom Standpunkt der für ihn einmal bestehenden Verhält- 
nisse in den freien Willen des Steuerpflichtigen gestellt. Damit, daß den großen religiösen Kör- 
perschaften wegen des staatlichen Interesses an der Verfolgung ihrer ethischen Ziele eine 
Steuerhoheit oder ein Besteuerungsrecht verliehen worden ist, ist ihnen auch die Befugnis ver- 4 
liehen, in ähnlicher Weise, wie dies den Ländern, Gemeinden und Gemeindeverbänden zusteht, 
die Besteuerung, ihre Voraussetzungen und ihre Höhe unabhängig vom Willen der einzelnen der 
Steuergewalt unterworfenen Personen auszugestalten. Ebensowenig, wie die von den Steuer 
pflichtigen wegen ihrer Zugehörigkeit zum Staate oder zu der Gemeinde oder wegen ihres Wohn- 
sitzes oder Aufenthalts erhobenen Staats- oder Gemeindesteuern, weil etwa der Pflichtige’durch 
Umzug sich frei machen könnte, dürfen die Kirchensteuern als freiwillige Beiträge nur deshalb 
betrachtet werden, weil dem Pflichtigen die Möglichkeit gegeben ist, sich durch den Austritt aus ’ 
der Gemeinschaft mit Wirkung für die Zukunft der Besteuerung zu entziehen.” } 


1) Deshalb bestimmte auch $1 Abs.2 der oben ee wähnien Verordnung zu Recht, daß die 1 
ausländische Einkommensteuer nicht von dem im Inlande bezogenen Einkommen in‘ Abzug ge 
bracht werden darf. | 
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‘ Die Kirchensteuer ist aber in unserem Steuersystem, wenigstens was sein Auf. 
bau betrifft, ein Fremdkörper, sie steht mit den Reichs- bzw. Landessteuern in 
keinem inneren Zusammenhang, aus welchem Grunde sie auch nicht bei der Ein- 
_ kommensteuer berücksichtigt werden kann. Wenn $ 17 Abs. 1 Ziff. 5 EStG die 
Kirchensteuern als ‚„abzugsfähige Sonderleistungen‘“ bestimmt, so ist dies nur ein 
Entgegenkommen den kirchlichen Körperschaften gegenüber. 

Das vorhin genannte Gutachten des Reichsfinanzhofes stellt auch die Frage, ob 
die Kirchensteuern, soweit sie als Zuschläge zu staatlichen oder kommunalen Objekt- 
oder Realsteuern erhoben werden, nicht auch wie die Staats- und Gemeindesteuern 
zu den Ertragsteuern zu rechnen seien. Diese Frage wird nicht weiter beantwortet, 
sondern nur ausgeführt, daß der Senat, wenn, wie dies bei einzelnen Kirchensteuer- 
gesetzen der Fall sein kann, die Steuer schlechthin die Grundstücke oder Betriebe 
ergreift, den Abzug der Kirchensteuer als zulässig erachtet. Meines Erachtens sind 
die Kirchensteuern, wenn sie als Zuschläge zu den staatlichen oder kommunalen 
Ertragsteuern erhober. werden, Ertragsteuern. Dies geht bereits daraus hervor, daß 
sie als „Zuschläge“ erhoben werden. Trotzdem sind sie als selbständige Steuern zu 
behandeln, denn die Zuschläge werden nur im Interesse der Vereinfachung erhoben, 
um die Kirchenbehörde nicht mit unnötigen Arbeiten zu belasten. Deshalb kann 
auch die als Ertragsteuer wirkende Kirchensteuer nicht bei den Ertragsteuern bzw. 
der Einkommensteuer der Länder bzw. des Reiches berücksichtigt werden, sie hat 
nicht die Natur einer vorbelastenden Steuer, sie steht in keinem innerlichen Zu- 
sammenhang mit diesen. Während die Einzelwirtschaften in engen Wechsel- 
beziehungen zu den Wirtschaften der öffentlichen Gemeinwesen stehen, während 
der Staat und die anderen Gemeinwesen die Steuern immerhin zu Gegenleistungen, 
wenn diese auch immaterieller und unmeßbarer Natur sind, verwendet, fällt dies 
bei den Kirchensteuern weg, die Religionsgesellschaften kümmern sich nicht um 
„weltliche“ Dinge, sie verwenden die Kirchensteuer zur Befriedigung der religiösen 
Bedürfnisse ihrer Mitglieder. | | 

In der Deutschen Steuerzeitung (1924 Sp. 581£.) führt Kröner aus, daß eine 
juristische Person zur Kirchensteuer bzw. zu kirchlichen Abgaben herangezogen 
werden kann: 

1. als Patron (als Eigentümer eines sogenannten Patronatsgrundstücks zu Bau- 
kosten); 

2. auf Grund älterer Steuerordnungen (als Forense); 

3. bei Neuansiedelungen im Bezirk der Kirchengemeinde; z. B. eine Aktien- 
gesellschaft baut für ihre Arbeiter Wohnungen und hat für diese Neuansiedelung 
Kulturlasten zu tragen. 


Zu Punkt 1 und 2 bemerkt Kröner: 


„Stand die Kirche unter einem Patronat, so haftete bei Bauten der Inhaber des Patronats, 
regelmäßig der Eigentümer eines im Bezirk der Kirchengemeinde gelegenen größeren Grund- 
stücksgeländes, auf dem die Patronatsleistungen als Reallast ruhten, Jinglich und persönlich für 
seine Abgaben als Patron. Außerdem wurde auf Grund besonderer, landesgesetzlich verschieden 
ausgestatteter Steuerverordnungen eine Umlage erhoben. Dabei wurden öfters auch die Eigen- 
tümer von Grundstücken, ohne Rücksicht auf ihre Konfession und ohne Rücksicht darauf, ob 
sie ihren Wohnsitz in der Kirchengemeinde hatten, zur Umlage mit herangezogen (sogenannte 
Forensen).“ 


Wie aus dieser Ausführungen hervorgeht, handelt es sich hier nicht um eigent- 
liche Steuern, sondern um Lasten, die nicht an die Person geknüpft waren, die auf 
‚den Grundstücken ruhen. Diese Lasten mindern den Ertrag bzw. das Einkommen 
und müssen demgemäß bei diesen Steuern auch berücksichtigt werden, zumal es 
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sich um dauernde!), auf gesetzlichem Verpflichtungsgrunde beruhende Lasten han- 
delt, die den Ertrag der Quelle treffen. 

Zu Punkt 3 wird ausgeführt: 

„In neuerer Zeit wurden dann bei Neuansiedelungen, falls dadurch die kirchlichen Aus- 
gaben erhöht werden mußten, den Kirchengemeinden auf Grund landesgesetzlicher Vorschriften, 
die durch die neue Reichssiedelungsgesetzgebung aufrechterhalten sind, durch die Unternehmer 
besondere Beiträge zur Verfügung gestellt; dabei wurde für je eine neue Wohnung ein beson- 
derer Beitrag entrichtet.“ 

Da Unternehmungen wie z.B. die Aktiengesellschaften kein religiöses Bedürfnis 
haben, ist es anscheinend ein Widerspruch, diese zur Kirchensteuer heranzuziehen. 
Wenn sie solche bezahlen müssen, so leisten sie diese nicht für sich selbst, sondern 
für ihre Arbeiter und Angestellten. Hierbei ist als Beweggrund maßgebend, daß man 
die durch die Neubauten bzw. durch den Zuzug von Arbeitern und Angestellten ent- 
stehenden hohen Kirchensteuern — in den neu entstehenden Kirchengemeinden sind 
naturgemäß keine oder nur wenige Stiftungen usw. vorhanden, wodurch die Kirchen- 
steuern gegenüber den alten Kirchengemeinden höher sind — diesen nicht zumuten 
kann, weil sie eben durch die Unternehmung selbst veranlaßt werden. Man läßt die 
Unternehmungen für ihre Arbeiter die Kirchensteuer zahlen. Aus diesem Grunde 
müssen die von Unternehmungen zu zahlenden Kirchensteuern den Ertrag mindern, 
da das Entgelt an die Arbeiter bzw. Angestellten gleich Lohn bzw. Gehalt plus den 
entfallenden Teil der Kirchensteuer ausmacht. Die Verhältnisse liegen hier ebenso 
wie bei der von der Aktiengesellschaft zu zahlenden Aufsichtsratsteuer. 


IV. Die Berücksichtigung der Steuerschulden bei der Besteuerung 
des sogenannten Einkommens der juristischen Personen, 


1. Die Körperschaftsteuer. 


Während $ 8 Ziff. 2 des Körperschaftsteuergesetzes in der Fassung vom 
30. März 1920 bestimmte, daß die von den Steuerpflichtigen „entrichtete‘“ Körper- 
schaftsteuer nicht abgezogen werden darf, bestimmte das Gesetz zur Änderung des 
Körperschaftsteuergesetzes vom 8. April 1922, daß die von den Steuerpflichtigen 
für das betreffende Jahr „zu entrichtende‘“ Körperschaftsteuer nicht zum Abzuge 
zugelassen sei. Aus der Änderung der Vorschrift wollte man schließen, daß die Kör- 
perschaftsteuer „abzugsfähig“ sei. Diese Folgerung ist ein Trugschluß. Die Änderung 
der Bestimmung wurde aus folgendem Grunde getroffen?) (vgl. Begründung des 
Antrages Nr. 318): Einzelne Finanzämter hatten die Körperschaftsteuer nicht nur 
den Gewinnen des Jahres, auf das sie entfielen, sondern auch dem Gewinn des foi- 
genden Jahres hinzugesetzt, wenn sie erst in diesem bezahlt wurde. Durch die ver- 


1) Vgl. OVG. Bd. XIV S.198ff.: Das Wort dauernd setzt nicht voraus, daß es sich um 
jährlich wiederkehrende Lasten handelt; unter dauernden Lasten sind solche gemeint, die 
dauernd auf dem Grundstück ruhen oder dauernd einer Person anhaften. 

2) 817 Ziffer 3 KStG. spricht jetzt wieder von „entrichteter‘ Körperschaftsteuer. Hierzu 
führt die Begründung des Entwurfes eines Körperschaftsteuergesetzes (S.15) aus: „Die durch 
. die Novelle vom 8. April 1922 getroffene Änderung war nach ihren Motiven überflüssig und 
hat andererseits eine wohl nicht beabsichtigte Lücke im Gesetz herbeigeführt. Sie ist getroffen 
worden, um in den Fällen, in denen die Körperschaftsteuer in einem anderen als dem Jahre 
gezahlt wird, für das sie geschuldet ist, eine zweimalige Hinzurechnung der Steuer zum Gewinn 
zu verhindern. Eine solche doppelte Hinzurechnung war aber auch nach der ursprünglichen 
Fassung der Vorschrift nicht zulässig. Dagegen wäre bei wörtlicher Auslegung der abgeänderten 
Vorschrift der Steuerpflichtige, der die Steuer nicht in dem Jahre, für das sie geschuldet ist, 
sondern in dem Jahre ihrer Entrichtung am Gewinn kürzt, günstiger gestellt als der Steuer- 
te der die Steuer ordnungsmäßig im Jahre ihrer Entstehung unter seinen Passiven aus- 
weist.“ 


Die Berücksichtigung der Steuerschulden bei der Besteuerung des Ertrages usw. 511 


änderte Fassung des $ 8 des Körperschaftsteuergesetzes in der Fassung vom 8. April 
1922 sollte klargestellt werden, daß die Körperschaftsteuer nur in dem Jahre, für 
das sie zu entrichter war, dem Reingewinn der Unternehmung zugezählt werden 
muß, dagegen im Jahre der Zahlung nicht durch Hinzurechnung zum Gewinn dieses 
Jahres nochmals zur Steuer herangezogen werden darf. Das Vorgehen der Finanz- 
ämter war meines Erachtens nur durch eine falsche Reingewinnausweisung der in 
Frage stehenden Unternehmungen selbst veranlaßt worden. Als Reingewinn wurde 
z. B. ausgewiesen .#%300000.—, welcher Betrag aber tatsächlich noch ein Roh- 
gewinn war, da in diesem die Körperschaftsteuerschuld noch enthalten war. Auf 
Grund dieser falschen Ausweisung kamen die Finanzbeamten zu der Ansicht, daß die 
Körperschaftsteuer von dem ‚Reingewinn“ in Höhe von angenommen .% 60000 
nicht dem abgelaufenen Geschäftsjahr, für das der Gewinn ausgewiesen wurde, zu 
belasten sei, sondern daß diese Steuer den Gewinn des laufenden Jahres schmälere. 
Man dachte nicht daran, daß die Körperschaftsteuer nicht Aufwand der laufenden, 
sondern Aufwand der abgelaufenen Periode war. Wäre richtig gebucht worden: 
Körperschaftsteuerschuld  60000.—, Reingewinn .M240000.—, so hätte dem 
Steuerbeamten wohl mit wenigen Worten klar gemacht werden können, daß er mit 
seiner Ansicht sich in einem Irrtum befinde. Die Rückstellung für Körperschaft- 
steuer muß dem Reingewinn wieder zugezählt werden, da sich sonst ein falsches. 
Bild bezüglich der steuerlichen Bemessungsgrundlage ergeben würde. 


2. Die Gewerbesteuer und die Vermögensteuer. 


Die Frage, ob die Gewerbesteuer und die nominelle Vermögensteuer dem der 
Körperschaftsteuei unterliegenden Reingewinn zuzuzählen ist, hängt davon ab, ob 
man dem vorhin vertretenen Standpunkt folgt, daß die Körperschaftsteuer gleich- 
berechtigt neben der Gewerbesteuer und Vermögensteuer steht, oder ob man dem 
Standpunkt des Gesetzgebers folgt, daß die Körperschaftsteuer eine Einkommensteuer 
ist. In erstem Falle ist die Gewerbe- und Vermögensteuer keine vorbelastende 
Steuer für die Körperschaftsteuer, d. h. sie muß dem der Körperschaftsteuer unter- 
liegenden Gewinn zugezählt werden. Stellt man sich aber auf den Standpunkt, daß 
die Aktiengesellschaften oder Gesellschaften mit beschränkter Haftung ebenso Ein- 
kommen wie die natürlichen Personen haben, so ist die Frage ebenso wie bei der 
Einkommensteuer zu behandeln, d. h. die Gewerbe- und Vermögensteuer ist dem 
Reingewinn bei der Körperschaftsteuer nicht zuzuzählen. Die reelle Vermögen- 
steuer muß auch hier stets dem Gewinn zugezählt werden. 


V, Die Berücksichtigung der Steuerschulden bei der Besteuerung 
des Vermögens. 


1. Die Einkommensteuer. 


Bemessungsgrundlage bei der nominellen wie reellen Vermögensteuer ist das 
Reinvermögen zuzüglich der auf Grund des steuerpflichtigen Vermögens zu entrich- 
tenden Steuerschuld. Hieraus folgt, daß alle Steuern, soweit sie mit dem steuer- 
pflichtigen Vermögen in Verbindung stehen, als Schulden von dem Rohvermögen in 
Abzug gebracht werden müssen. Eine Ausnahme macht nur, wie unten noch zu er- 
örtern ist, die Vermögensteuer selbst. 

Streitig ist, ob auch die wirkliche Einkommensteuerschuld bei dem der Ver- 
mögensteuer zugrunde zu legenden Vermögen berücksichtigt werden muß. $ 11 
Ziff. 1 des Vermögensteuergesetzes vom 8. April 1922 bestimmte, daß zur Ermittlung 
des Reinvermögens vom Rohvermögen abzuziehen sind die Vorauszahlungen auf die 
Einkommensteuer, soweit sie an dem für die Feststellung des Vermögens maß- 
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gebenden Stichtag fällig und noch geschuldet waren. Aus der Fassung dieser Be- 
stimmung wäre zu schließen, daß der Gesetzgeber!) nur die fälligen, noch geschul- 
deren Vorauszahlungen auf die Einkommensteuer als Vermögenschulden aner- 
kennen will. | | 

Die Entscheidung der aufgeworfenen Frage hängt damit zusammen, wann die 
Verwirklichung des Tatbestandes, an den das Gesetz die Steuerpflicht knüpft, ein- 
tritt. Vielfach wird angenommen, daß neben dem Bestehen der persönlichen Steuer- 
pflicht auch das Vorhandensein eines steuerbaren Einkommens erforderlich ist, dab 
das Einkommen feststellbar ist. Die Anschauung, daß die Steuerschuld erst nach 
Ablauf des Kalenderjahres, in der Silvesternacht mit dem Glockenschlag zwölf ent- 
steht, weil sich erst dann die Höhe des Einkommens übersehen läßt, ist meines Er- 
achtens nicht zutreffend. 

Wenn die Verwirklichung des Tatbestandes erst am Schlusse des Kalender- 
bzw. Wirtschaftsjahres eintreten würde, wäre der Steuerbehörde der Boden ent- 
zogen, Vorauszahlungen auf die Einkommensteuer oder Vermögensteuer usw. zu er- 
heben. Vorhanden ist nur die subjektive Steuerpflicht, die Steuerbehörde stellt bei 
den Vorauszahlungen die Vermutung auf, daß die subjektive Steuerpflicht auch nach 
dem Veranlagungsjahr weiter besteht, ob auch Einkommen erzielt wird, ist ihr vor- 
läufig — deshalb ja auch vorläufige Zahlungen — gleichgültig. Ferner geht auch 
aus dem Gesetze selbst hervor, daß der Tatbestand mit Eintritt der subjektiven 
Steuerpflicht verwirklicht wird, sonst wäre kein Raum für Bestimmungen in den 
Gesetzen, wie, daß, wenn sich das Einkommen eines Steuerpflichtigen für einen 
Steuerpflichtigen für einen Steuerabschnitt gegenüber dem zuletzt festgestellten 
Einkommen voraussichtlich um mehr als den fünften Teil, mindestens aber um 
RM 2000.— erhöht, die gemäß: $ 95 EStG zu entrichtenden Vorauszahlungen neu fest- 
gesetzt werden können, oder daß, wenn ein Steuerpflichtiger glaubhaft macht, daß 
sich sein steuerbares Einkommen für einen Steuerabschnitt gegenüber dem zuletzt 
festgestellten steuerbaren Einkommen voraussichtlich um mehr als den fünften Teil, 
mindestens aber um RM 1000.— niedriger berechnen wird, ihm auf Antrag der auf 
den wahrscheinlicher. Betrag der Verminderung des steuerbaren Einkommens ent- 
fallende Teil der Vorauszahlungen zu stunden ist (8$ 99 und 100 EStG.). Ebensolche 
Bestimmungen gibt es bei der Vermögensteuer. 

Sodann sind aber auch wirtschaftliche Erwägungen mitbestimmend. Es ist 
Strutz zuzustimmen, wenn er schreibt (Deutsche Steuerzeitung 1923 S. 340): 

„Mir scheint aber doch die Ansicht, die Steuerschuld entstehe erst mit Ablauf des Kalender- 
jahres, weil vorher kein ‚Einkommen‘ vorliege, juristischer, die Auffassung, die Steuerschuld 
entstehe schon mit Beginn des Jahres, jede im Laufe des Jahres erwachsende Einnahme .ent- 
stehe bereits gewissermaßen mit der Steuerschuld behaftet, wirtschaftlicher gedacht zu sein. 
Wer wirtschaftlich richtig disponiert, muß bei seinen Dispositionen über seine Einkünfte im 
Laufe des Jahres schon in Rechnung ziehen, daß er nach Ablauf des Jahres von ihnen, soweit 
sich dann ein Überschuß der Einkünfte über die gesetzlich zulässigen Abzüge ergibt, Einkom- 
mensteuer zu zahlen hat’, 

Würde man diesen Ausführungen nicht folgen, so müßte man zu unannehm- 
baren Ergebnissen kommen. Würden die Vorauszahlungen auf die Einkommensteuer 


— ebenso verhält es sich auch bei den anderen Steuern — 6 5000.— betragen, der 


1) ‚Das Vermögensteuergesetz i. V. mit dem Reichsbewertungsgesetz ($47) erwähnt die Ein- 
kommensteuer nicht mehr, sondern sagt kurz: „Schulden, soweit sie nicht bereits beim Betriebs- 
vermögen zu berücksichtigen sind,“ sind vom Rohvermögen abzuziehen. Hierbei entsteht wie- 
der die Streitfrage, ob die Vermögensteuer dem Reinvermögen zugezählt werden muß oder nicht. 
Nach der Ausdruckweise des Gesetzgebers käme eine Zuzählung nicht in Frage. 

in ?) Den Ausführungen von Strutz hat sich der Reichsfinanzhof (Bd. Xlll S. 229ff.) ange- 
schlossen. | 
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‘Steuerpflichtige aber nur auf Grund seines Einkommens 3000 zu zahlen haben, 
so wird er 62000.— als Guthaben bei der Steuerbehörde unter die Aktiven ein- 
stellen. Eine solche Handlungsweise dürfte die Steuerbehörde nicht anerkennen, 
‚da nur die fälligen, geschuldeten Vorauszahlungen berücksichtigt werden dürfen. 
Würde der betreffende Steuerpflichtige die zuviel gezahlten 6 2000.— nicht in Be- 
tracht ziehen, so wäre er — abgesehen von der falschen Ermittlung seines Rein- 
gewinnes und damit auch des steuerpflichtigen Erirages bzw. des Einkommens!) — 
‚einem anderen Steuerpflichtigen gegenüber, der #6 3000.— Vorauszahlungen ent- 
richtet, aber 46 5000.— tatsächliche Einkommensteuerschuld hat, steuerlich gün- 
stiger gestellt sein. 


2. Die Belastung auf Grund des Industriebelastungsgesetzes und des Auf- 

bringungsgesetzes, die Belastung der land- und forstwirtschaftlichen Grund- 

stücke auf Grund der Rentenbankverordnung bzw. des Gesetzes über die 
Liquidierung des Umlaufs an Rentenbankscheinen. 


$ 47 Abs. 1 Ziff. 1a und b des Reichsbewertungsgesetzes bestimmt, daß. vom 
‚Rohvermögen nicht in Abzug gebracht werden dürfen die Belastung der dauernd 
land-, forstwirtschaftlichen oder gärtnerischen Zwecken dienenden Grundstücke auf 
Grund der $$ 6—8, 10 der Rentenbankverordnung vom 15. Oktober 1923, $ 4 des 
‚Gesetzes über die Liquidierung des Umlaufs an Rentenbankscheinen vom 30. Aug. 
1924, ferner die Belastung der Unternehmer auf Grund des Industriebelastungs- 
gesetzes und des Aufbringungsgesetzes vom 30. August 1924. Die Begründung 
‚eines Reichsbewertungsgesetzes (S. 46) bemerkt hierzu folgendes: 

„Was die Industriebelastung anlangt, so hat die durch eine Hypothek des öffentlichen 
Rechts gesicherte Belastung auf Grund des Gesetzes über die Industriebelastung vom 30. August 
1924 den Charakter einer öffentlichen Abgabe. Inhalt der Last ist nicht eine Kapitalschuld, 
sondern nur eine Verpflichtung zur Entrichtung von Zins- und Tilgungsbeträgen. Im Hinblick 
‚auf das Aufbringungsgesetz vom 30. August 1924 soll die Belastung auch nicht die tatsächliche 
Grundlage für die Zahlungspflicht bilden, vielmehr begründet sie in der Sache nur eine dinglich 
‚gesicherte Haftung; sie kann daher schon aus diesem’ Grunde vom Vermögen nicht abzugsfähig 
sein. Die Beträge, die nach dem Industriebelastungsgesetz zur Verzinsung und Tilgung erforder- 
lich sind, werden nach den Vorschriften des Aufbringungsgesetzes aufgebracht ($1 des Auf- 
bringungsgesetzes). Bei der Natur dieser Schulden sind sie, von rückständigen Leistungen ab- 
:gesehen, vom Rohvermögen ebenso abzugsfähig wie fortlaufende Leistungen aus Personal- 
steuern. Die gleichen Erwägungen wie zuvor führen auch bei der Belastung zugunsten der 
Deutschen Rentenbank zu einer entsprechenden Behandlung. Auch die Rentenbankgrund- 
schulden sind in ihrer Wirkung für die Betroffenen keine Kapitalbelastung und, die aus den 
-Grundschulden zu leistenden Zinsen dienen wie jede Steuer öffentlichen Zwecken.“ 


Diesen Ausführungen kann nicht widersprochen werden. 


3. Die Vermögensteuer. 


Vorher war gesagt worden, daß bei der Vermögensteuer vom Reinvermögen 
‚auszugehen ist, dem die zu zahlende Vermögensteuer zuzuzählen ist. Strutz 
(Handbuch des Reichssteuerrechts S. 419) führt bei der Frage, ob die Vermögen- 
steuer, die nach dem letzten Vermögensstande zu zahlen ist — frühere 
Vermögensteuern, die noch nicht bezahlt sind, kommen ohne weiteres bei der 
Ermittlung des Reinvermögens in Abzug — aus, daß nach der Entstehungsgeschichte 
‚des Gesetzes anzunehmen sei, daß die Vermögensteuer selbst ebensowenig ab- 
zugsfähig ist, wie es die Einkommensteuer selbst bei der Einkommensteuer ist. 


1) Wenn die „16 2000.— nicht in der Vermögensbilanz berücksichtigt zu werden brauchten, 
könnte dies mit gleicher Berechtigung auch bei der Erfolgsrechnung nicht geschehen. 
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Zweifel seien erst hierüber möglich geworden durch den Grundsatz des $ 81 AO., 
wonach die Veranlagung nur deklarative Bedeutung, nicht konstitutive Wirkung 
habe; nach der früheren entgegengesetzten Rechtsauffassung könne es nicht zweifel- 
haft sein, daß eine erst durch die Veranlagung entstehende Steuerschuld nicht schon 
bei dieser Veranlagung durch Abzug berücksichtigt werden könne. Auch jetzt würde 
man aber annehmen dürfen, daß mangels ausdrücklicher Bestimmung die ver- 
anlagte Steuer selbst nicht einen Abzugsposten bei ihrer eigenen Veranlagung bil- 
den solle, und zwar um so weniger wegen der dann auftauchenden Zweifel über die 
Art der Berechnung. Bei der Einkommensteuer wurde soeben ausgeführt, daß die 
Steuerschuld mit der subjektiven Steuerpflicht beginnt; dasselbe muß auch für die 
Vermögensteuer gelten, d. h. sie ist ein Schuldposten, der das am Stichtag vorhan- 
dene Rohvermögen mindert. Sie muß aber dem Reinvermögen zugezählt werden 
aus einem steuerlichen Grundsatz heraus. Wird bei dem zu veranlagenden Ver- 
mögen die fällige Vermögensteuer in Abzug gebracht, so drückt dieses Vermögen 
nicht mehr die volle Leistungsfähigkeit aus, sondern nur die um die zu zahlende 
Vermögensteuer verminderte Leistungsfähigkeit. Deshalb muß, um das richtige Ver- 
hältnis der Leistungsfähigkeit zu erhalten, die zu zahlende Vermögensteuer dem 
Reinvermögen zugerechnet werden. 


Die Organisation der Postsparkassen in England, Österreich 
und Belgien. 
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A. Begriff und Bedeutung der Postsparkassen. 


Postsparkassen sind Einrichtungen, „bei denen die Post die Funktionen einer 
Sparkasse übernimmt, also Gelegenheit zur verzinslichen Ansammlung und sicheren 
Aufbewahrung auch kleinster Ersparnisse bietet?)‘“. Die Postverwaltungen der 
Staaten, die solche Einrichtungen schufen, traten damit selbständig als Unter- 
nehmer neben die seit der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts in fast allen Kul- 


1) Für die vorliegende Untersuchung wurden hauptsächlich benutzt: 
Post Office Savings Bank. General Informations. London. 
Auszug aus den Bestimmungen für den österreichischen Sparverkehr. Herausgegeben vom 
Postsparkassenamt, Wien. Juli 1924. 
39. Rechenschaftsbericht des Postsparkassenamtes Wien für das Jahr 1922. Wien 1923. 
Caisse Generale d’Epargne et de Retraite, Recueil des Documents administratifs coordonnes. 
Bruxelles 1924. 
Weiter wird verwiesen auf Hoffmann: „Postsparkassen“, Handw. d. Staatsw. 4. Aufl. 
VI. Band, S. 988ff. und die dort umfangreich angegebene Literatur. 
2) Siehe Hoffmann a. a. O. 
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turstaaten bestehenden öffentlichen oder privaten Sparkassen. Maßgebend für 
ein solches Vorgehen der Postverwaltungen war die Auffassung, daß die Post- 
sparkassen in höherem Maße als die bestehenden Sparkassen dazu dienen konnten, 
den Unbemittelten zur Bildung kleiner Kapitalien behilflich zu sein. 

Mit Ausnahme von Deutschland, der Schweiz, Norwegen und Dänemark be- 
stehen Postsparkassen in allen bedeutenden europäischen und vielen außer- 
europäischen Staaten. Ihre Benutzung beweist, daß sie einen wichtigen Faktor 
im Wirtschaftsleben ihrer Länder darstellen. Die Organisation der Postsparkassen 
von England, Belgien und Österreich ist für viele Staaten vorbildlich gewesen. 
Sie soll hier+einer betriebswirtschaftlichen Betrachtung unterzogen werden. 


B. Die Organisation der Postsparkassen in England, Österreich 

und Belgien. 

1. Allgemeines. In allen Ländern, in denen Postsparkassen eingeführt wur- 
den, war man bestrebt, ihren technischen Betrieb möglichst einfach zu gestalten. 
Dabei mußte aber darauf geachtet werden, sowohl daß Fälschungen von Seiten der 
Sparer unmöglich waren, als auch daß umgekehrt die Sparer und die Postver- 
waltung vor Fälschungen der Beamten geschützt wurden. Von diesen beiden Ge- 
danken wird die Organisation des Postsparkassenwesens überall beherrscht. 

2. Die Technik der Einzahlungen. Einzahlungen in die Postsparkasse 
können in England bei allen Postämtern während der gewöhnlichen Dienst- 
stunden der Post gemacht werden. Über die Einzahler sagen die Bestimmungen 
der englischen Postsparkasse folgendes: 

„Jede Person über 7 Jahre kann Einleger der Postsparkasse werden. Konten 
können auch eröffnet werden: 

a) zugunsten von Kindern unter 7 Jahren. Diese Gelder sind erst rückzahlbar, 

wenn die Kinder 7 Jahre alt sind; 

b) durch einen oder mehrere Bevollmächtigte zugunsten einer anderen Per- 

son; | 

c) zugunsten geisteskranker Personen durch die Gemeindeausschüsse; j 

d) durch ein gültig eingetragenes Gewerbe- und Unterstützungsunternehmen, 

das nicht der Einkommensteuer unterworfen ist; 

e) zugunsten jeden Wohltätigkeits- und Pfennigsparvereins durch die Bevoll- 

mächtigten ; | 

f) durch"andere Körperschaften, die aber die Zustimmung des Generalpost- 

meisters einholen müssen t).“* | 

Bei der ersten Einlage muß der Sparer seinen Vor- und Zunamen, seine Be- 
schäftigung und seinen Wohnort angeben. Auch seine Unterschrift muß er hinter- 
legen. Nachdem er eine Erklärung unterzeichnet hat, daß er keinen Nutzen aus 
irgendeinem anderen Konto der Postsparkasse zieht, erhält er ein Sparkassen- 
buch. Auf dieses Buch können Ein- und Auszahlungen bei jeder Postanstalt' in 
Großbritannien erfolgen. Es gibt bei der englischen Postsparkasse zwei Arten von 
Sparkassenbüchern. „Wenn der Betrag der Eröffnungseinlage 10 sh oder mehr 
beträgt, so wird ein Buch ausgegeben, in das die Einzahlungen mit Hilfe von 
geschriebenen Eintragungen aufnotiert werden. Beträgt: die erste Einlage weniger 
als 10 sh, so bekommt der Sparer ein Buch, in ‚das die Einzahlungen durch Ein- 
kleben von Coupons im Einheitswerte von 1 sh verzeichnet werden. Wenn der 
Betrag eines solchen Couponbuches 1 £ erreicht, so wird dieser Betrag in ein 


1) Post Office Savings Bank. S. 126. 
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Sparbuch der ersten Art übertragen)“ Es können Summen von 1sh an bis zu 
einer Gesamtsumme von 500 £ jährlich eingelegt werden. Das Gesamtguthaben, 
das ein Sparer überhaupt haben kann, ist nicht begrenzt. Die Einlagen von Gesell- 
schaften usw. sind mit gewissen Ausnahmen nicht der Beschränkung des Be- . 
trages der jährlichen Einlagen unterworfen. Der Beamte der Postsparkasse trägt 
jede Einzahlung in das Sparbuch ein und fügt den Poststempel und seine Unter- 
schrift hinzu. Der Betrag der Einzahlung wird dann auch durch den Beamten in 
einem Journal verzeichnet. Für jede Einlage von 20 £ oder über 20 £ erhält der 
Sparer vom Zentralamt in London, das durch die Postämter von den Einzahlungen 
benachrichtigt wird, eine Empfangsbescheinigung. Früher wurde vom Zentralamt 
für jede Einlage eine Quittung gesandt. Wenn die Quittung den Einzahler nach 
einigen Tagen nicht erreicht hat, oder wenn sie unrichtig ist, so kann ‚der Ein- 
leger beim Zentralamt in London Einspruch erheben, bis er eine zufriedenstellende 
Antwort erhält. Auch Schecks und Postanweisungen werden in England als Ein- 
lagen angenommen. 

In Österreich kann ‚jede Privatperson, Handelsfirma, öffentliche Behörde, 
juristische Person oder sonstige Vereinigung oder Anstalt Einleger der Postspar- 
kasse werden, Auch Minderjährige sind berechtigt, selbständig Sparbeträge ein- 
zulegen ?).“ Niemand darf mehr als ein Einlagebuch besitzen. Bei der ersten Ein- 
zahlung wird das Einlagebuch ausgefertigt. Es lautet auf den Namen des Ein- 
legers und enthält außer Geburtsdatum, Beruf und Wohnung auch dessen Unter- 
schriit. Dieselben Angaben werden auf einem Gegenschein verzeichnet, der beim 
Postsparkassenamt in Wien bleibt. Wenn die erste Einlage nicht vom Eigentümer 
des Sparbuches selbst, sondern für ihn von einer anderen Person, Erleger ge- 
nannt, gemacht wird, so muß das Einlagebuch auch die Unterschrift dieser Per- 
son enthalten. Der Erleger ist solange ermächtigt, im Namen des Einlegers über 
das Guthaben zu verfügen, als nicht eine gegenteilige Mitteilung vom Einleger 
kommt.. Die Mindesteinlage bei der österreichischen Postsparkasse beträgt heute 
10000 Kronen=1 Schilling. Jede höhere Einlage muß ein Mehrfaches von 10000 
Kronen sein. Über eine Höchsteinlage ist in den neuesten Bestimmungen des 
österreichischen Postsparkassenamtes vom 12. Juli 1924 nichts gesagt. Die Quittie- 
rung bei der Einzahlung geschieht in derselben Weise wie in England. Ob die 
Empfangsbescheinigung in Österreich auch von einem bestimmten Betrage an oder 
für jede Einlage erfolgt, ist aus den Bestimmungen nicht ersichtlich. Bei der Tech- 
nik der Einzahlung in Österreich bleibt noch als wertvolle Sicherheitsmaßregel 
gegen Abhebung der Spargelder durch Unbefugte das sogenannte Losungswort zu 
erwähnen, das jedes beliebige Wort sein kann. Die Eintragung des Losungswortes 
geschieht auf dem Gegenschein. 

Die Technik der Einzahlung bei der Postsparkasse Belgiens weist im Ver- 
gleich zu den Postsparkassen Englands und Österreichs einige Besonderheiten auf. 
Bei der ersten Einlage ist eine Eintragung in ein Stammregister, Matrikel genannt, 
notwendig, worin Name, Ort und Datum der Geburt, Beruf und Wohnsitz des Ein- 
legers einzutragen sind. Auch die Unterschrift des Einlegers ist in die Matrikel 
einzusetzen. Weiterhin hat der Einleger eine Erklärung zu unterzeichnen, daß er 
eine genügende Kenntnis der Gesetze und Vorschriften der Postsparkasse hat und 
sich verpflichtet, dieselben genau zu beachten. Die Einzahlungen für die Spar- 
kasse werden mit Hilfe von Coupons, die besonders zu diesem Zwecke von der 


!) Post Office Savings Bank. S. 126, 127. 
®) Postsparkassenamt Wien, Bestimmungen für den Sparverkehr. S.1. 
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Postverwaltung ausgegeben werden, vorgenommen. Die nötige Anzahl von Cou- 
pons wird durch den Beamten in das Einlagebuch eingeklebt und mit Unterschrift 
und Datum versehen. Man kann bei der Post Coupons zu 1, 2, 3, 5, 10, 20, - 
30, 50, 100, 500 und 1000 Fr. erhalten. Die Mindesteinlage beträgt 1 Fr. Bezüg- 
lich des Höchstbetrages ist keine Grenze festgesetzt. Die frühere Bestimmung, daß 
Einzahlungen über 5000 Fr. nur mit besonderer Genehmigung der Zentralverwal- 
tung angenommen werden durften, ist heute aufgehoben. 


Vergleichen wir die Technik der Einzahlung in England, Österreich und 
Belgien miteinander, so müssen wir vom betriebswirtschaftlichen Standpunkt aus 
der belgischen Einzahlungstechnik den Vorzug geben; denn das englische und öster- 
reichische System erfordern mehr Arbeit. Der Beamte, der das Geld in Empfang 
nimmt, hat bei den Eintragungen doppelte Schreibarbeit. Er muß die Einzahlung 
im Sparbuche sowie in einem Journal eintragen. Man hat in Österreich versucht, 
einen Teil der Schreibarbeit auf die Sparer selbst zu wälzen, indem man ihnen 
aufgab, diese Eintragungen selbst zu machen. Wegen der vielen Fehler, die dabei 
vorkamen, ist man von diesem Versuch abgekommen. Beim englischen und öster- 
reichischen System entsteht Mehrarbeit auch dadurch, daß täglich Nachweise über 
die Einzahlungen an das Zentralamt in London bzw. Wien gesandt werden müssen, 
welches seinerseits wieder Empfangsbescheinigungen sendet. In England werden 
allerdings, wie wir schon hörten, nur Quittungen über 20 £& oder mehr ausgestellt. 
Hier haben wir ein Beispiel, wie Bestrebungen nach Vereinfachung sich durch- 
setzten. Beim belgischen System fällt die Zusendung von Extraquittungen ganz weg. 


3. Die Technik der Rückzahlungen. Auch in der Technik der Rückzah- 
lungen wird von den Postsparkassen ein möglichst einfaches Verfahren angestrebt. 
In England kann-der Einleger, wenn. er sein Sparkassenbuch bei irgendeinem 
Postamt vorzeigt, auf Verlangen ohne weiteres einen beliebigen Betrag, falls er 
1 £& nicht überschreitet, abheben. Soll jedoch mehr als 1 £ zurückgezahlt werden, . 
so muß der Sparer durch Ausfüllen eines bei jedem Postamt unentgeltlich erhält- 
lichen Formulars dem Generalpostmeister anzeigen, welchen Betrag er abheben 
will und bei welchem Postamt dies geschehen soll. Die Unterschrift des Sparers 
wird mit derjenigen, die sich beim Zentralamt befindet, verglichen und der Stand 
des Kontos geprüft. Der Sparer erhält dann einen Bezugsschein über den ge: 
wünschten Betrag, den er mit dem Einlagebuch bei dem Postamt, wo er den Be- 
trag abheben will, vorlegen muß. Summen über 10 £ können auch telegraphisch 
abgehoben werden, wenn der Einleger die Telegrammkosten und eine Gebühr von 
1 sh bezahlt. Wenn das Konto auf den Namen mehrerer Personen lautet, so kann 
die Rückzahlung an irgendeine Person. gemacht werden, sofern dies im Kündi- 
gungsschein verlangt wird. Beauftragt der Sparer eine andere Person, das Geld in 
Empfang zu nehmen, so muß er für diese eine Anweisung ausfüllen, für die man 
Formulars bei jeder Sparstelle erhalten kann. Ein Gesuch zur Rückzahlung der 
ganzen Einlage oder eines Teiles derselben kann nicht gemacht werden, bevor 
vier volle Tage seit der Einlage verstrichen sind. Diese Bestimmung gilt für Eng- 
land und Wales. In Irland und Schottland beträgt die Frist sechs Tage. Soll über 
die Gelder derjenigen Personen verfügt werden, die unfähig sind, selbständig zu 
handeln, so ist ein besonderes Gesuch an den Generalpostmeister erforderlich. 

Auch in Österreich erfolgt die Kündigung des Guthabens oder eines Teiles 
desselben durch besondere Kündigungsformulare, die die Einleger bei der ersten 
Einlage zugleich mit dem Sparkassenbuch erhalten. Das Losungswort muß auf 
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dem Kündigungsschein angegeben werden. Das Postsparkassenamt in Wien 
sendet darauf dem Einleger unter der angegebenen Adresse eine zwei Monate 
gültige Zahlungsanweisung. Die Zusendung dieser Anweisung erfolgt in der Regel 
postwendend. Die Rückzahlung geschieht durch das angegebene Postamt gegen 
Vorzeigung der Zahlungsanweisung und des Einlagebuches. Der Einleger hat auf 
‚der Zahlungsanweisung vor dem Beamten, der die Auszahlung vollzieht, über die 
empfangenen Gelder zu quittieren. Der Sparer kann auch andere Personen zur 
Erhebung der Einlagen ermächtigen. Dazu ist aber die Ausstellung einer Er- 
hebungsvollmacht notwendig. Beträge bis zu 200000 Kronen kann der Einleger 
auch ohne Einsendung einer Kündigung an das Postsparkassenamt bei jedem Post- 
amt erheben. Diese Zahlung nennt man ‚Rückzahlung im kurzen Wege.“ Auf 
ein Einlagebuch darf an einem Tage nur eine Rückzahlung im kurzen Wege er- 
folgen. Bei einer solchen Rückzahlung muß sich derjenige, der das Geld abhebt, 
als der verfügungsberechtigte Eigentümer ausweisen. Bei Zweifeln über die Per- 
sönlichkeit kann das Postamt die Kündigung auf kurzem Wege verweigern. Bei 
der Kasse des Postsparkassenamtes in Wien können Rückzahlungen in jedem 
Betrage auf kurzem Wege gemacht werden. Das ganze Guthaben darf nicht ge- 
kündigt werden. Es muß immer ein Betrag von 10000 Kronen im Einlagebuch 
verbleiben. 


In Belgien muß der Sparer den Betrag, den er abheben will, unter Ein- 
sendung des Einlagebuches kündigen. Die Bestimmungen der belgischen Postspar- 
kasse schreiben je nach der Höhe des Betrages eine bestimmte Kündigungsfrist 
vor, und zwar: „l Monat für mehr als 500 Fr. und weniger als 1000 Fr., 2 Monate 
für 1000 Fr. und weniger als 3000 Fr., 6 Monate für 3000 Fr. und mehr1).“ 
Das Hauptamt nimmt nach Prüfung der Unterschrift die Abbuchung im Sparbuche 
vor, worauf dieses an die Postanstalt gesandt wird, wo der Betrag abgehoben wer- 
den soll. Diese Vorschrift gilt nach den neuesten Bestimmungen nur ‚für Rück- 
zahlungen über 500 Fr. Die Abhebung geringerer Beträge erfolgt gegen ‚Vorzeigung 
des Sparbuches bei dem Postamt, welches das Buch ausgegeben hat. 


Die Technik der Rückzahlungen zeigt also in den drei Staaten Übereinstim- 
mung darin, daß über höhere Beträge die Anweisung zur Rückzahlung von der 
Zentralstelle aus erfolgen muß, während kleinere Beträge ohne weiteres bei den 
Postämtern abgehoben werden können. Das belgische System weicht von dem eng- 
lischen und österreichischen dadurch ab, daß verschiedene Kündigungsfristen je 
nach der Höhe der Beträge vorgeschrieben sind, und daß die Abbuchungen im 
Sparbuche von der Zentrale vorgenommen werden. Die englischen und öster- 
reichischen Bestimmungen sagen über Kündigungsfristen nichts. 


4. Die Verzinsung der Einlagen. In England beträgt der augenblickliche 
Zinsfuß 21/9 %o ?). Es wird nur jedes volle £ verzinst. Die eingezahlten Spargelder 
tragen Zinsen vom Beginn des Monats an, der dem Einzahlungsmonat folgt. Ebenso 
trägt das zurückgezahlte Geld keine Zinsen mehr vom Anfang desjenigen Monats 
an, in dem der Kündigungsschein hinausgeht. Am Ende eines jeden Sparjahres, 
das mit dem 31. Dezember endigt, werden die Zinsen zum Kapital geschlagen. Das 
Sparbuch wird einmal im Jahre, und zwar am Jahrestage der ersten Einzahlung, 
an die Zentralstelle in London gesandt. Man hat den Jahrestag der ersten Ein- 


1) Caisse d’Epargne et de Retraite, Recueil des Documents. S. 7. 
?) Post Office Savings Bank. General Informations. S. 128. 
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lage gewählt, damit am 31. Dezember nicht alle Bücher zusammenkommen. An 
der Zentralstelle wird das Sparbuch mit dem Hauptbuch verglichen. Die inzwischen 
dem Sparkonto zugeschriebenen Zinsbeträge werden im Buche des Sparers nach- 
getragen. 

In Österreich beträgt der Zinsfuß vom 1.Mai1925 ab 8 0%). Jede Ände- 
derung wird im amtlichen Teil der Wiener Zeitungen bekanntgemacht. In Öster- 
reich werden Beträge unter 10000 Kronen=1 Schilling nicht verzinst. Abwei- 
chend von dem Verfahren in England beginnt hier die Verzinsung mit dem der Ein- 
zahlung folgenden 1. oder 16. Monatstag und erlischt mit Ablauf des dem Ein- 
treffen der Kündigung in Wien vorhergegangenen 15. oder letzten Monatstages. 
Mit dem 31. Dezember eines jeden Jahres werden die Zinsen dem Guthaben auf 
dem Konto zugeschrieben und dann mitverzinst. In Österreich besteht der Zwang 
zur Einsendung der Bücher zwecks Eintragung der Zinsen nicht. Die Sparer, die 
die Eintragung der Zinsen in ihre Buch wünschen, können die Zusendung einer 
Zinsenanweisung verlangen oder das Sparbuch zur Gutschrift an das Postspar- 
kassenamt senden. Innerhalb 2 Monaten kann der Einleger die Zinsenanweisung 
bei einem Postamt in sein Buch eintragen lassen.‘ Wenn aber auch die Zinsen im 
Einlagebuch nicht eingetragen sind, so tritt doch kein Zinsverlust ein. | 

Auch in Belgien werden die Einlagebücher jährlich einmal, und zwar in den 
ersten Tagen des Januar, zur Prüfung und zur Eintragung der Zinsen von der 
Sparkassenverwaltung gegen einen Empfangsschein eingezogen und nach 14 Tagen 
wieder zurückgesandt. Diejenigen, die der Aufforderung, die Bücher einzuschicken, 
nicht Folge leisten, verlieren die Zinsen des verflossenen Jahres. Wie in Öster- 
reich beginnt die Verzinsung auch in Belgien mit dem der Einzahlung folgenden 
1. oder 16. Monatstag und endigt mit dem der Rückzahlung vorhergehenden 15. oder 
letzten Monatstag. Bruchteile eines Franken tragen keine Zinsen. Der Zinsfuß in 
Belgien beträgt augenblicklich 4 0/0 auf Einlagen bis zu 12000 Fr. und 30% für 
Beträge über 12000 Fr. ?). | 

Bei einem Vergleich des Verfahrens der Verzinsung in England, Österreich 
und Belgien finden wir im allgemeinen weitgehende Übereinstimmung. Einen 
wesentlichen Unterschied weist die Höhe des Zinsfußes auf (England 21/5 %, 
Österreich 8%, Belgien 4 bzw. 3%). Unterschiede zeigen sich auch im Beginn 
und Ende der Verzinsung. In England ist es der 1. bzw letzte Monatstag, der für 
die Verzinsung maßgebend ist, in Österreich und Belgien der 1. oder 16. bzw. der 
15. oder letzte Monatstag. Belgien weist eine scharfe Bestimmung auf bezüglich 
der Einsendung der Bücher zwecks Beischreibung der Zinsen; denn es tritt ein 
Zinsverlust ein, wenn die Sparbücher nicht eingesandt werden. 

5. Die Anlage der Spargelder. Eines der wichtigsten Probleme des Posi- 
sparkassenwesens ist die Kapitalanlage. Das Guthaben der englischen Sparer 
wird, abgesehen von dem notwendigen Barbestand der Postsparkasse, in Staats- 
schuldscheinen angelegt. Nach den Bestimmungen der englischen Postsparkasse 
sind für die Anlage folgende Papiere vorgesehen: 

21/, prozentige konsolidierte Anleihe 
1 


als R Renten 
2°, ” n 4 
Liste A 2 3 Kommunalanleihe 


Garantierte 23], prozentige Anleihe 


31/s prozentige Kriegsanleihe, 1925—1928 


1) Postsparkassenamt Wien. Bestimmungen über den Sparverkehr. S. T: 
?) Caisse Generale d’Epargne et de Retraite, Recueil des Documents. S. 25. 
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Die englische Postsparkasse übt betreffs der Anlage eine doppelte Tätigkeit 
aus. Sie tritt für den Markt der Staatspapiere teils als Großkäuferin, teils als 
Vermittlerin auf, als Großkäuferin, indem sie die Gelder verwendet, die ihr ohne 
eine bestimmte Anweisung eingezahlt worden sind), als Vermittlerin, indem sie für 
den Sparer entsprechend seinen Wünschen Staatspapiere kauft. Die Postsparkasse: _ 
nimmt die gekauften Stücke in Verwahr und zieht die Zinsen ein, oder der Sparer 
bekommt die Papiere auf seinen Wunsch ausgehändigt. Diese Vermittlertätigkeit: 
der englischen Postsparkasse hat einen großen Aufschwung genommen. An dieser 
Stelle sei auch erwähnt, daß die englische Postsparkasse neben der oben be- 
sprochenen Banktätigkeit den Renten- und Versicherungsdienst aufgenommen hat. 
Der Sparer hat der Postsparkasse nur einen schriftlichen Auftrag zu übermitteln, 
daß er eine bestimmte Summe seines Guthabens für die Bezahlung von Lebens- 
versicherungsprämien oder zum Ankauf einer Rente bestimme. Der Sparer braucht 
sich dann nieht mehr um die Angelegenheit zu kümmern. Er muß natürlich dafür 
sorgen, daß er immer ein Guthaben auf seinem Konto unterhält. Heute beträgt die 
Höchstsumme, die versichert werden kann, 100 £. Versicherungsfähig ist jede 
Person von 14 bis 65 Jahren. Ebenso kann man Summen versichern, die bei 
einem gewissen Alter fällig werden. Für Renten ist die Mindestsumme auf 1 &£, 
die Höchstsumme auf 100 & festgesetzt. Die Kosten für eine sofort fällige Rente 
sind je nach dem Alter und dem Geschlecht des Rentenbeziehers verschieden. Die 
Kosten für weibliche Personen sind höher als für männliche, für jüngere Per- 
sonen höher als für ältere. | 

Die Spargelder der österreichischen Postsparkasse werden nach dem. 
Jahresbericht von 1922 angelegt ‚in einheitlichen und österreichischen Renten und. 
österreichischen Staatsschatzscheinen, Eisenbahn-Staatsschuldverschreibungen, zu 
Staatsschuldverschreibungen abgestempelten Eisenbahnaktien, vom Staate zur Zah- 
lung übernommenen Eisenbahnprioritätsobligationen, anderen öffentlichen Anleihen, 
Pfandbriefen, Kommunal-, Eisenbahnkredit-, Bankenobligationen und Eisenbahn- 
prioritätsobligationent)“. Schon seit ihrer Errichtung kauft die Postsparkasse für 
ihre Sparer auch Staatspapiere, und zwar zu dem amtlichen Wiener Börsenkurs: 
von dem Tage, wo das Kaufgesuch in Wien eintrifft. Diese Papiere nimmt sie 
‘ in Verwahrung. Über die deponierten Wertpapiere stellt die Postsparkasse den 
Sparern Rentenbücher aus. Das Postsparkassenamt löst die fälligen Coupons der 
deponierten Wertpapiere ein und schreibt die erhaltenen Beträge den Depot- 
besitzern gut. Auf Ersuchen der Depotbesitzer kann auch eine Zusendung der 
fälligen Coupons oder ihres Erlöses erfolgen. Die österreichische Postsparkasse: 
iritt also auch auf dem Staatspapiermarkt als Vermittlerin auf. 


!) Rechenschaftsbericht des Postsparkassenamtes Wien von 1922. S. 27. 
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In der Art der Kapitalanlage nimmt die belgische Postsparkasse eine be- 
sondere Stellung ein. Abgesehen von dem notwendigen Barbestand werden die 
Spargelder angelegt in öffentlichen belgischen Anleihen oder anderen Werten, die 
durch den Staat garantiert sind, dann in Obligationen der Provinzen, Städte oder 
Gemeinden Belgiens, in Schuldscheinen, hypothekarischen Anleihen und Obli- 
gationen von belgischen Gesellschaften, die mindestens 5 Jahre hindurch ihren 
Verpflichtungen nachgekommen sind. Neben diesen festen Anlagen finden wir in 
Belgien provisorische Anlagen, die darin bestehen, daß die Spargelder benutzt 
werden zum Diskont von Wechseln, zu Vorschüssen auf Handelspapiere und zu 
Vorschüssen auf in- und ausländische Staats-, Provinz- und Stadtanleihen. Diese 
Anlage geschieht durch Vermittlung der Nationalbank, die hierüber genau Buch 
führt. Die Gelder, die zur festen Anlage bestimmt sind, werden von der National- 
bank der Caisse des Depöts et Consignations überwiesen, die dieselben verwendet 
und die dafür gekauften Stücke in Verwahr hält. Die Anlagebestimmungen 
werden vom Verwaltungsrat geregelt, indem er die Werte vorschreibt, die 
erworben oder veräußert werden dürfen. Durch das Gesetz von 1884 wurde die 
belgische Postsparkasse ermächtigt, einen Teil der Spargelder zu Darlehen an 
Landwirte zu verwenden. Das Gesetz von 1889 gestattete der Postsparkasse, Ar- 
beitern zum Bau eines Wohnhauses Geld zu borgen. Bei diesen letzteren Tätig- 
keiten der belgischen Postsparkasse ist immer das Dazwischentreten einer Ge- 
nossenschaft notwendig, die für die Summen haftet. Die Postsparkasse kann die 
Gelder eines einzelnen Sparers, wenn sie ihn benachrichtigt hat, in öffent- 
lichen belgischen Anleihen anlegen, sofern die Gelder die Summe von 3000 Fr. 
überschreiten. Auch können auf Wunsch der Einleger die Einzahlungen in belgi- 
sche Renten umgewandelt werden. Mit der belgischen Postsparkasse ist wie in 
England eine Renten- und Lebensversicherungskasse verbunden. 


Aus der Betrachtung des Anlagesystems der Spargelder in den verschiedenen 
Ländern ergibt sich, daß überall eine Kapitalanlage’in Staatspapieren erfolgt, und 
daß auch der Sparer gehalten ist, Staatspapiere zu erwerben. Dieses Staatspapier- 
geschäft ist ein geeignetes Mittel für die Postsparkassen, einen Teil der Verant- 
wortung für die Spargelder auf die Einleger abzuwälzen, indem beim Ankauf von 
Staatspapieren die Sparer die Verluste, die durch Kursschwankungen entstehen, 
selbst tragen. In England beschränkt man sich bei der Anlage nur auf eine Art 
von Wertpapieren. Diese Beschränkung birgt eine Gefahr in sich. In unruhigen 
Zeiten können die Staatspapaire nur unter großen Kursverlusten für den Staat 
veräußert werden. In Österreich werden die Gelder außer in Staatsanleihen noch 
in anderen Werten, wie Pfandbriefen, Kommunal-, Eisenbahnobligationen an- 
gelegt. Kursverluste, die die eine oder ändere Gattung treiten, sind dann immer 
noch durch höhere Kurse anderer Werte zu überwinden. Das beste Anlagesystem 
hat Belgien aufzuweisen, das die Anlage der Gelder in Werten zuläßt, die jederzeit 
greifbar sind. Der Vorteil liegt darin, daß auch bei einem plötzlich auftretenden 
Ansturm der Sparer auf die Kasse deren Forderungen immer noch befriedigt wer- 
den können, da die Gelder leicht flüssig zu machen sind. Es hat demnach den An- 
schein, als ob die Liquidität der belgischen Postsparkasse größer sei als die der 
englischen und österreichischen. Für die Liquidität kommen aber noch andere 
Momente in Betracht, wie die Lage der Finanzen eines Landes, seine Kapitalkratt, 
seine geographische Lage, die Beliebtheit der Anlagewerte beim Publikum. ‚So 
betrug 1905 die Liquidität der englischen Postsparkasse 95% der Verbindlich- 
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keiten, die der belgischen Postsparkasse 1906 86 0%/o. Die Liquidität der österreichi- 
schen Postsparkasse läßt sich nicht heranziehen, da in den Bilanzen der Scheck- 
und Clearing-Verkehr, der mit der österreichischen Postsparkasse verbunden ist, 
vom Sparverkehr nicht getrennt ist. Mit dem Ankauf von Staatspapieren haben die 
Postsparkassen in die Tätigkeit der Banken eingegriffen. Die Vorteile dieses 
Staatspapiergeschäftes für die Postsparkassen bedeuten also andererseits eine 
Beeinträchtigung der-Geschäftstätigkeit der Banken. 


6. Mittel zur Förderung des Sparwesens. Die Postsparkassen sind immer 
darauf bedacht gewesen, die Spartätigkeit zu fördern und die Spargelder an sich 
zu ziehen. Dazu bedienten sie sich folgender Mittel: 


a) Propaganda. In allen Ländern hat man bei der Errichtung der Post- 
sparkassen und auch während ihres Bestehens eine eifrige Propaganda betrieben, 
indem man in Zeitungen und Broschüren auf die Postsparkasse und ihre große 
Bedeutung hinwies. So hat man in Österreich Darstellungen der englischen Post- 
sparkasseneinrichtung unter das Volk gebracht, um es dafür zu begeistern. Auch 
hat man dort nach der Errichtung der Postsparkasse an die Beamten, die neue 
Sparer brachten, Provisionen gezahlt. Davon ist man aber im Laufe der Zeit ab- 
gekommen, da dadurch manchen Betrügereien Vorschub geleistet wurde. 


b) Sparmarkensystem. Weiterhin suchte man die Postsparkassen zu 
fördern durch Einführung des Sparmarkensystems. Dieses ermöglicht, daß auch 
die kleinsten Beträge für die Postsparkassen verwendbar gemacht werden. Es 
werden Marken verkauft, die man auf Karten aufklebt. Ist der für die Einlage not- 
wendige Mindestbetrag erreicht, so werden die Karten an jedem Postamt als Ein- 
lage angenommen. Das Sparmarkensystem zeitigte schon bald nach der Einführung 
gewaltige Erfolge, indem dadurch der Postsparkasse hohe Beträge zugeführt wur- 
den. In England geschah die Einführung des Sparmarkensystems durch den Gene- 
ralpostmeister Fawcett. Schon nach einem Jahre war hier die Zahl der Karten 
auf 576000 gestiegen. Das veranlaßte auch die anderen Länder, das System ein- 
zuführen. 


c) Die Schulsparkassen. Auf dem Sparmarkensystem beruht auch eine 
andere zur Förderung der Postsparkassen geeignete Einrichtung, nämlich die der 
Schulsparkassen. Sie besteht darin, daß den Lehrern eine Anzahl Sparmarken zur 
Verfügung gestellt wird, die von diesen an die Kinder verkauft werden. Die Karten 
mit den aufgeklebten Marken werden an jedem Postamt als Einlage angenommen. 
Vielfach wird auch dadurch eine Erleichterung geschaffen, daß die Postboten von 
Zeit zu Zeit die Schulen besuchen, um die Sparkarten in Empfang zu nehmen. 
Besonderen Erfolg haben die Schulsparkassen in England und Belgien gehabt. 
In Belgien bestehen die auf der Grundlage des Sparmarkensystems aufgebauten 
Schulsparkassen schon seit 1881. Sie haben hier einen: großen Erfolg zu ver- 
zeichnen. Das geht daraus hervor, daß unter den Sparern die Kinder eine be- 
deutende Rolle spielen. Die Spartätigkeit der Kinder suchte man auch dadurch 
anzuregen, daß man an besonders tüchtige Kinder Sparbücher mit einem bestimm- 
ten Betrage als Prämien verteilte. 


d) Fabrik und Schiffssparkassen. Eine ähnliche Einrichtung wie die 
Schulsparkassen sind die Fabriksparkassen, die aber in den Ländern, die wir be- 
trachten, keine große Bedeutung erlangt haben. Im Zusammenhang mit den Schul- 
und Fabriksparkassen sind auch die Schiffssparkassen zu nennen, die fast alle 
Länder auf ihren Schiffen, besonders auf den Kriegsschiffen, errichtet haben. Diese 
Schiffssparkassen stehen mit den Pine n in Verbindung. 
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e) Abholung der Spargelder durch Boten. Während die englischen 
und belgischen Postsparkassen viele Sparer durch das Sparmarkensystem und 
durch die Schulsparkassen erhalten haben, hat die österreichische Postsparkasse 
manche Anhänger, besonders aus der Landbevölkerung, durch die Abholung der 
Spargelder durch Boten erworben. Die Einrichtung der Einziehung der Spargelder 
durch Landbriefträger besteht in Österreich seit 1885. Den Landbriefträgern können 
auf ihren Dienstgängen Einlagen für ein Einlagebuch bis zur halben Höhe des inden 
Postvorschriften jeweils für Postanweisungen festgesetzten Höchstbetrages zur Ab- 
lieferung an das Postamt übergeben werden. Wenn Einlagen einem Landbriefträger 
außerhalb des Dienstganges oder in einem die angegebene Höhe übersteigenden Be- 
trag ausgehändigt werden, gilt der Landbriefträger nicht als Bestellter der Post, son- 
dern als Beauftragter des Einzahlers. In anderen Ländern sendet die Postspar- 
kasse an Lohnzahlungstagen Boten in die Fabriken, um die Arbeiter zum Sparen zu 
veranlassen. 

f} Heimsparbüchsen. Die englischen Postsparkassen benutzen zur An- 
regung der Spartätigkeit auch die sogenannten Heimsparbüchsen. Diese Heimspar- 
büchsen, die man an allen: Postämtern zum Preise von 3sh erhalten kann, sind kleine 
Stahlbüchsen, in die Münzen hineingeworfen werden können. Den Schlüssel dazu 
halten die Postämter in Verwahr. Die Öffnung geschieht, wenn die Büchsen zum 
Entleeren zur Post gebracht werden. Hier erfolgt die Eintragung der vorhandenen 
Beträge in das Sparbuch. Gibt man die Heimsparbüchsen der Post in gutem 
Zustande wieder zurück, so werden 2sh vergütet. 

g) Internationale Verträge. Ein geeignetes Mittel, die Beziehungen 
der Postsparkassen auszudehnen, sind die Verbindungen zwischen den Post- 
sparkassen verschiedener Länder, die durch internationale Verträge geregelt 
werden. Nach diesen Verträgen kann die Postsparkasse des einen Landes 
Einzahlungen und Auszahlungen für die Postsparkasse eines anderen Landes 
vornehmen. So ist am 4. März 1897 ein Vertrag zwischen Belgien und 
Frankreich geschlossen worden. Danach können die Einlagen, die in Belgien 
oder Frankreich gemacht worden sind, auf Verlangen der Beteiligten bis zu - 
einem Höchstbetrag von 1500 Fr. kostenlos von einer Kasse auf die andere über- 
tragen werden. Die übertragenen Einlagen sind, was den Zinsfuß, die Berechnung 
der Zinsen, die Rückzahlungsbedingungen usw. betrifft, den Gesetzen der Kasse 
unterworfen, der die Einlagen überwiesen werden. Ebenso vollzieht sich 
die Rückzahlung kostenlos, und zwar mit Hilfe von Zahlungsanweisungen, die aber 
nur für Beträge bis 1500 Fr. zulässig sind. Die Zahlungsanweisungen werden von 
der Postsparkasse an die Stelle gesandt, die das Geld auszahlen soll. Wenn Be- 
träge von einer Kasse auf die andere übertragen werden, so trägt die erstere 
die Zinsen bis zum Ende des Monats, in dem die Übertragung stattgefunden hat; die 
Kasse, an die überwiesen worden ist, trägt die Zinsen vom ersten Tage des folgenden 
Monats ab. Am Ende eines jeden Monats stellen die Postsparkassen von Belgien 
und Frankreich Abrechnungen auf über die Summen, die sie sich schulden. Nach 
Prüfung dieser Abrechnungen entlastet sich die Kasse, die der anderen etwas schul- 
det, so schnell wie möglich durch Wechsel oder Schecks auf Brüssel oder Paris. 
Am 1. Juli 1903 ist ein Vertrag zwischen Belgien und den Niederlanden zustande 
gekommen, dessen Bestimmungen fast dieselben sind, wie diejenigen des Vertrages 
zwischen Belgien und Frankreich. Ebenso hat England mit seinen Kolonien Über- 
einkünfte geschlossen. 

7. Das Rechnungswesen. Bei der Betrachtung der Postsparkassen in Eng- 
land, Österreich und Belgien finden wir, daß die Postsparkasse eines jeden Landes 
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in der Hauptstadt eine Zentralstelle besitzt. Diese Zentralstelle wirkt mit bei den 
Ein- und Rückzahlungen, bei der Verzinsung und bei der Anlage der Spargelder. 
Diese Tätigkeiten der Zentralstelle sind aber nur möglich, wenn hier für jeden 
Sparer ein Konto geführt wird. Darum spricht man in diesen drei Ländern von. 
einer zentralisierten Kontenführung. Die Schalterbeamten senden die Journalaus- 
züge, die wir bei der Besprechung der Technik der Ein- und Rückzahlung kennen- 
gelernt haben, an die Hauptbuchhaltung, die das betreffende Konto erkennt oder 
belastet. Bei dem Quittierungssystem, wie es in Belgien besteht, werden der Buch- 
haltung die notwendigen Angaben dadurch übermittelt, daß: von Zeit zu Zeit das 
Einlagebuch oder irgendeine andere Mitteilung an die Zentralbuchhaltung gesandt 
wird. Die Hauptbuchhaltung nimmt auch die Verzinsung vor. Bei der Ein- 
sendung der Einlagebücher an das Zentralamt zwecks Eintragung der Zinsen werden 
die Bücher gleichzeitig mit den Konten der Zentralbuchhaltung verglichen. Hier 
ist also eine Kontrolle möglich. Eine solche ist allerdings ausgeschlossen bei der 
belgischen Postsparkasse, da die Konteneintragungen auf der Zentralstelle meist 
auf Grund des Einlagebuches selbst vorgenommen werden. In England müssen die 
Konten immer abschlußreif gehalten werden, da es hier dem Publikum gestattet 
ist, telegraphische Anfragen über den Stand des Kontos an das Zentralamt zu 
richten. Neben der zentralisierten Kontenführung gibt es ein dezentralistisches 
System. Dieses besteht z. B. in Schweden und Rumänien. In diesen Ländern gibt 
es mehrere Buchhaltungszentralen. 

Der zentralisierten Kontenführung muß man deshalb den Vorzug geben, weil 
sie eine größere Übersichtlichkeit über den jeweiligen Stand der Postsparkasse 
gewährt. Bei sehr großen Ländern könnte allerdings eine Überlastung eintreten, 
wenn es nur eine Hauptbuchhaltung gäbe. Andererseits würde bei Einrichtung 
zu vieler Zentralen eine Unbequemlichkeit für den Sparer eintreten, weil er bei 
einem Wohnungswechsel unter Umständen gezwungen würde, Ummeldungen seines 
Sparguthabens vorzunehmen. Dieses bedeutete indirekt eine Beeinträchtigung 
der Postsparkasse, weil dadurch der Sparer leicht veranlaßt werden könnte, keine 
weiteren Ersparnisse der Postsparkasse zuzuführen. Die Einrichtung mehrerer 
Zentralen in einem Lande würde es auch wieder notwendig machen, eine Haupt- 
stelle einzurichten, der die Mitteilungen über die einzelnen Zentralen zugesandt 
werden; denn nur dann wäre es möglich, zusammenfassende Berichte über den 
Stand der Postsparkasse in einem Lande herauszugeben. Auf einen solchen Be- 
richt kann aber die Postsparkasse nicht verzichten, da nur dadurch ein klares 
Bild über die Entwicklung der Postsparkasse gegeben werden kann. 
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Zur Entwicklung der Betriebswirtschaftslehre. Festgabe zum 70. Geburtstage 
von Hofrat Prof. Robert Stern. Dargebracht von Freunden und Schülern. Ber- 
lin-Leipzig-Wien. Leopold Weiß. 1925. 159 Seiten. 


Professor Stern ist am 22. Juli 1925 70 Jahre alt geworden. Bevor ich in das 
Referat der neun Arbeiten, die den Inhalt der ihm dargebrachten Geburtstagsschrift 
ausmachen, eingehe, möchte ich dem verdienstvollen Jubilar an dieser Stelle einen 
herzlichen Glückwunsch darbringen. Stern hat ein köstliches Leben hinter sich, denn 
es war ein Leben voll Mühe und Arbeit; nicht selten gestört von Sorgen und Ärger- 
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nissen, jedoch erhoben durch reiche Ernte und vor allem durch warme Freund- 
schaft vieler seiner Schüler; ein Leben, das sich zu leben verlohnt. 

Die Beiträge legen erfreuliches Zeugnis ab von dem guten Stande des Faches 
und sind dazu angetan, dem Siebzigjährigen eine große Freude zu machen. 

Penndorf behandelt die geschichtliche Entwicklung der Handelswissenschaften 
bis zum Ende des 19. Jahrhunderts. Er gibt insbesondere einen Überblick über die- 
jenigen Verfasser, die sich an der Abfassung einer allgemeinen Handelsbetriebs- 
lehre versucht haben. Interessant ist ein schematischer Aufriß der Dispositionen 
von Leuchs und Emminghaus; auch der Inhalt der „Theorie und Praxis des Ge- 
schäftsbetriebes in Ackerbau, Gewerbe und Handel“ von Courcelle-Seneuil wird 
in Kürze gekennzeichnet. 

Werner setzt mit seiner Darstellung ein an der Stelle, an der sie Penndorf ver- 
läßt, also mit der Periode der Handelshochschulen. Leipzig wurde 1898 gegründet. 
W. stellt ausführlich dar, wie das Feld aussah, auf dem sich die Betriebswirtschafts- 
lehre, damals Handelswissenschaft genannt, entwickeln sollte, und auf dem auch 
Stern sich betätigte. Mit Recht erblickt Werner den Mißerfolg in der Überlastung 
der Leipziger Dozenten mit Lehraufgaben an der Handelsschule und streift auch 
leicht einen anderen nicht unwichtigen Grund, den Eigensinn dieser ein wenig 
zu sehr lehrhaft als wissenschaftlich eingestellten Pädagogen. Während die 1901 
gegründete Handelshochschule Köln zunächst das Leipziger Vorbild kopierte, setzte 
in Frankfurt durch Lambert sogleich eine freiere Auffassung ein. In Köln folgte 
man bald nach, und es ist uns Kölnern angenehm zu hören, daß er ‚die.Handels- 
hochschule Köln als die fortschrittlichste Handelshochschule jener Zeit bezeichnet, 
an deren Berichten man die Entwicklung unseres Faches zu erkennen vermöge. 
Der Verfasser stellt dann an Hand der Berichte der Kölner Hochschule deren Ent- 
wicklungsgang ausführlich dar. Wenn er bei Erwähnung des Fünfjahresberichtes 
meiner Fakultät in einer Anmerkung das Übergehen der Münchener Hochschule 
tadelt, so bitte ich um Entschuldigung. Der Fehler lag an der statistischen Quelle. 
Außerdem aber hatte ich eine Zeitlang den inzwischen durch Kollegen Werner be- 
richtigten Eindruck, daß in München infolge des Eingehens der Handelshochschule 
dieses Studium erledigt sei. Diese Auffassung wurde bestärkt durch die gelegent- 
liche Wahrnehmung, daß Münchener Diplomkaufleute sich im Personalverzeichnis 
des Verbandes der Diplomkaufleute in so mäßiger Anzahl finden. 

Die Stellung der Betriebswirtschaftslehre zu verwandten Disziplinen bespricht 
Prof. Pape. Seine Behandlung des Begriffes Betrieb ist sehr interessant, auch für 
denjenigen, der die Tauschwirtschaft nicht für eine Voraussetzung der Existenz 
eines „Betriebes“ sieht. Es ist anzuerkennen, daß das Wort „Betriebswirtschafts- 
lehre“ eigentlich als kaufmännische Betriebswirtschaftslehre richtig bezeichnet wäre. 
Die allgemeine Betriebswirtschaftslehre sieht Pape in folgender Gliederung: Die 
Betriebsmittel, einschließlich der dem Betriebe zur Verfügung stehenden Kräfte, ihre 
zweckmäßigste Verwendung zum Aufbau der Organe, die Wirtschaftsführung; 
anders ausgedrückt: Anatomie, Morphologie, Biologie. Die Morphologie enthielte 
z. B. die Lehre von der Organisation, darunter die Standortsfrage, Wahl der Rechts- 
form, Gründungsvorgänge, Betriebsabteilungen. Da die Ausweitung des Stoffes 
und der Erkenntnisse die Frage der Stoffgliederung wieder aufs Neue nahe legt, wird 
man die Anregung von Pape als verdienstvoll empfinden. Ich würde die folgende, 
seiner Gliederung angenäherte Teilung vorziehen: 

1. Die Einstellung des Betriebs in die Volkswirtschaft. 

2. Die Kräfte des Betriebs. 

3. Die Betriebsführung. 
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In einer Schlußbetrachtung behandelt der Verfasser kurz das Verhältnis der 
Betriebswirtschaftslehre zur Volkswirtschaftslehre. Er sieht den Unterschied in 
der Richtung und der Arbeitsteilung, ohne auf die Einzelheiten einzugehen. 


Prion steuert der Sammlung den im Handwörterbuch der Staatswissenschaften. 
erschienenen Artikel „Die Lehre vom Bankbetrieb“ bei. Treffend wird der Unter- 
schied zwischen der Nationalökonomik des Bankbetriebs und der Bankbetriebslehre 
gezeigt. Die Gliederung der letzteren geschieht nach den Gattungen der Bank- 
unternehmungen, ertragswirtschaftlicher, gemeinwirtschaftlicher, genossenschaftlicher 
Bankbetrieb. 


Dörfel legt einen Aufsatz über die Verkehrswissenschaft im Rahmen der Be- 
triebswirtschaftslehre vor. Es ist bezeichnend, daß auch er sich mit besonderem 
Eifer mit der Gliederung beschäftigt. Ganz richtig hebt er hervor, daß man die 
Gliederung horizontal nach Betriebsgattungen, und vertikal nach Funktionen vor- 
nehmen kann. Dem Ausbau der Verkehrswissenschaft dienen nach des Verfassers 
Ansicht am besten die Institute, von denen es im deutschen Sprachgebiet zwei, das 
an der Universität Köln und das an der Hochschule für Welthandel in Wien, gibt. 
Über den Ausbau derartiger Institute sagt Dörfel manches beherzigenswerte Wort. 
Über den Studiengang für Kandidaten des Speditions- und Transportfaches wird 
Näheres berichtet. 


In einer zwar nachdenklichen, aber in vielen Teilen ee Studie unter- 
sucht sodann Großmann „Die Kampfstellung des eigenen und fremden Kapitals der 
Unternehmung“. Er geht aus vom Aufwertungsproblem und betont, daß das Problem 
auch die Betriebswirtschaftslehre berühre; auch wer dieser Auffassung im ganzen 
zustimmt, wird mit Großmann nicht einig sein in allen Einzelheiten. Daß ins- 
besondere Kapitalakkumulierung die Kaufkraft mindert, ist ohne nähere Erörte- 
rung nicht zu glauben. Auch daß die Wirtschaftsethik ein Bestandteil der Betriebs- 
wirtschaftslehre und ein Selbständiges neben der Wirtschaftslehre sei, ist mir nicht 
einleuchtend gewesen. Einer Untersuchung über die Formen des fremden Kapitals 
wird eine Statistik der vorinflationistischen öffentlichen Anleihen (Kriegsende als 
inflationsfrei angesehen) angehängt, die mit folgenden Zahlen schließt: 


Reichsschulden einschl. übernommene Eisenbahnschulden 


Ohne, Kriegsanleihen „0 27 0 1.0 u ee 18,95 Milliarden 
Kriegsasfemtar or 2 vo en De UmR RRSEeS WERE ER EUNEEREIER RER 51,15 4 
Prämienanleaihe kr a NEE EEE LINIE 3,48 = 
Schulden;dersbänder: „ai 13H. ds) sr 2—3 N 
Gemeindeanleiheniy. zu. S8.. sehen ehe Bias 9 n 

, etwa 86 Milliarden 
Hypotheken Privater (1913 noch 65 Milliarden) . . . . 24 % 
Industreohligationen "*., erie” aue zn u Er NEUN 2,1 ir 


Da, wo fremdes Kapital in der Unternehmung eine verhältnismäßig starke 
Rolle spielt, wirke es progressiv steigernd auf die Werterzeugung ein und steigere 
zusätzlich die produktive Kraft des eigenen Kapitals über seinen eigenen Wirkungs- 
grad hinaus. Dieser Satz ist mir ganz unklar geblieben. Außerdem komme noch 
ein besonderer Produktionsanreiz hinzu, da der Zinsendienst als unveränderliche 
Last auftrete. Fremdes Kapital bewirke den Drang zu kontinuierlicher Werterzeu- 
gung. Starkes eigenes Kapital könne die Gefahr einer Produktionslethargie herauf- 
beschwören. Durch Beseitigung des fremden Kapitals werde die Verteilung und 
Verwendung des Einkommens erheblich gestört, auch sei das für die Kapitalneu- 
bildung nachteilig; die bisherige Art habe sich immer bewährt. Trotz dieser eigen- 
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artigen Argumentation erkennt der Verfasser an, daß gleich verteiltes Einkommen 
eine geringe Kapitalbildung erlaubt, allerdings nur bis zu einer bestimmten Grenze; 
darüber hinaus gestalte sich die Sache umgekehrt. Die starke Kapitalbildung vor 
dem Kriege lasse auf einen günstigen Zustand schließen. Das ist alles sehr will- 
kürlich. | 

Um auch die kostenwirtschaftliche Bedeutung des fremden Kapitals zu er- 
kennen, untersucht der Verfasser alsdann die Frage der Kostennatur der Schuld- 
zinsen. Er kommt hierbei auf Grund einer sehr angreifbaren Deduktion zum Schluß, 
daß die Zinsen zu den Produktionskosten nicht gehören. Auch die wiederholte 
Darlegung, daß die Wiederkehr der Kaufkraft der aufgewerteten Gläubiger der In- 
dusirie verstärkten Absatz gewähre, ist nicht überzeugend, wie denn überhaupt 
der wissenschaftlichen Natur der Arbeit die Kampfstellung des Verfassers in der 
Aufwertungsfrage hemmend im Wege steht. Trotzdem bleibt die Arbeit lesenswert, 
und sie ist es besonders an der Stelle, wo sie die Rechtsgrundsätze behandelt, 
die sich bei der Interessenkollision zwischen Eigen- und Fremdkapital erkennen 
lassen. Zum Teil sind diese Ausführungen auf eine Untersuchung des Greifs- 
walder Juristen Stampe ‚zurückzuführen. Die Ausführungen de lege ferenda sind 
inzwischen durch das Aufwertungsgesetz überholt worden. Leider läßt sich nicht 
verschweigen, daß diese Arbeit Großmanns Spuren der Überlastung aufweist. 

Gerstner hat einen Aufsatz über die Entwicklung des deutschen Revions- 
und Treuhandwesens beigetragen, der kurz und klar über den Gegenstand unter- 
richtet. Namentlich die Frage der Firmenbezeichnung als Treuhandgesellschaft 
und die Verbandsarbeit innerhalb des deutschen Treuhandwesens ist gut zur Be- 
handlung gekommen. 

Ziegler behandelt die Entwicklungsmöglichkeiten des höheren Schulwesens 
und entwickelt in einer vortrefflich zusammengefaßten, klaren Darstellung die 
Motive, die den Bestrebungen zur Bildung einer Wirtschaftsoberschule zugrunde 
liegen. Diese Reformbestrebungen, soweit nicht lediglich ein durchsichtiger In- 
teressenstandpunkt sich kund tut, gehen von der Tatsache aus, daß sich bei den 
Schülern in den Entwicklungsjahren besondere Interessen herausbilden, die mit 
großer Gewalt ihre Aufnahmefähigkeit beherrschen. Es ist unklug, den Schüler 
nicht von dieser ihm zugänglichen, sondern von einer ihm wesensfremden Seite den 
Berg der Bildung beschreiten zu lassen. Spranger sucht diese „Lebensformen“ zu 
typisieren und unterscheidet den theoretischen, den ästhetischen, den sozialen Men- 
schen, den Machtmenschen, den religiösen und den ökonomischen Menschen. Ein 
Pädagoge, der die sozusagen angeborene Veranlagung in den Dienst des Erziehungs- 
werkes stellt, ist nicht deshalb pädagogischer Utilitarist; ganz im Gegenteil; sein 
Ziel ist nicht Fachschule, sondern Bildungsschule. Sein Bildungsweg ist: Von der 
grundlegenden Bildung durch die Berufsbildung zur Allgemeinbildung. Kerschen- 
steiner formuliert dieses Prinzip so: „Die Bildung des Individuums wird nur durch 
jene Kulturgüter ermöglicht, deren geistige Struktur ganz oder teilweise der Struk- 
tur der jeweiligen Entwicklungsstufe der individuellen Lebensform adäquat ist.“ Um 
den Ausbau der höheren Handelsschulen zu Wirtschaftsoberschulen hat sich neben 
Oberbach auch Ziegler große Verdienste erworben und legt nun wesentliche 
Früchte dieser Bemühungen einem weiteren Kreise vor. Denjenigen, die diesen Be- 
strebungen mit Skepsis gegenüber stehen, werden durch diese Darlegungen nicht alle 
Gründe aus der Hand genommen, aber sie werden nicht umhin können, der Frage 
mit wesentlich verstärkter Bereitwilligkeit nachzugehen. 

Schmidt-Frankfurt schließt die Beiträge ab mit einer Studie über die Zukunft 
der Betriebswirtschaftslehre. Sehr ansprechend legt er dar, wie die Entwicklung 
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einer Wissenschaft abhängig ist von den Bedürfnissen der jeweiligen Wirtschafts- 
form; erst das Zeitalter des Hochkapitalismus habe die Probleme entstehen lassen, 
die zur Ausbildung der Betriebswirtschaftslehre drängten. Ich meine, daß es mehr 
der kapitalintensive (was nicht kapitalistisch sein muß) Großbetrieb gewesen, der. 
die Nötigung zur Heranbildung unserer Wissenschaft in sich trug. Nach der preu- 
Bischen Hochschulstatistik erklären 5871 Studierende an preußischen Universitäten 
des Wintersemesters 1924/25, daß sie sich im praktischen Wirtschaftsleben oder im 
wirtschaftlichen Lehrfach betätigen wollen. Schmidt rechnet 2142 Studierende der 
beiden preußischen Handelshochschulen und die Hälfte der Studierenden der 
Rechts- und Staatswissenschaften hinzu und kommt so zu der Zahl 9176. Vergleichs- 
weise zählt die Statistik an Juristen unter Zuzählung der anderen Hälfte der Studie- 
renden der Rechts- und Staatswissenschaften 6246. Natürlich sind gegen die Rech- 
nung einige Einwendungen zu erheben, aber sie tut doch dar, wie die Entwicklung 
ist. Die weiteren Folgerungen, die sich auf die Zahl der betriebswirtschaftlichen 
Professoren beziehen, sind zum Teil sehr angreifbar; daß die Zahl der Ordinarien 
nicht entfernt hinreicht, ist jedoch unbestreitbar. Neben der quantitativen ist die 
qualitative Entwicklung des Faches bemerkenswert. Ganz richtig betont der Ver- 
fasser, daß die gegenwärtige Strömung im Fache gekennzeichnet wird durch ein 
ungemein starkes Interesse an den Zentralproblemen. Damit kommt der Betriebswirt 
notgedrungen in das Gehege der Violkswirte, und mit größerer Dringlichkeit als bisher 
entsteht die Frage der Abgrenzung. Schmidt ist mit guten Gründen der Meinung, 
daß sich für Volkswirtschaftslehre und Betriebswirtschaftslehre ein gemeinsamer 
theoretischer Unterbau herausbilden wird. Er hätte darauf hinweisen können, daß 
der wichtigste Pionier der Nationalökonomik in Deutschland, der alte Rau, in seiner 
Gliederung des Faches eine Dreiteilung vornehmen wollte: Allgemeine Wirtschafts- 
lehre, Volkswirtschaftslehre, Privatwirtschaftslehre. Daß es anders gekommen ist, 
lag nur daran, daß die Zeit für die Privatwirtschaftslehre noch nicht gekommen 
war. Leider versagt sich Schmidt auch hier wieder den Erfolg seiner Ausführungen 
durch eine einseitige, stark übertreibende Verurteilung der Volkswirtschaftler. 
Mag man zugeben, daß dem Betriebswirt Methoden und Materialien zur Verfügung 
stehen, die dem Volkswirt gewöhnlich fehlen. Auf der anderen Seite hat die be- 
triebswirtschaftliche Publizistik der letzten Jahre einen derartigen Grad von Flüch- 
tigkeit und Unbekümmertheit angenommen, den in der Volkswirtschaftslehre die 
Überlieferung und das allgemeine Urteil verbieten würde. Wenn man sieht, wie 
nach 25 Jahren wissenschaftlicher Tätigkeit auch von Hochschuldozenten Aufsätze 
und Bücher herauskommen, die man jedem Doktoranden als völlig unausgereift zu- 
rückgeben würde, so hat man mehr Anlaß zur Einkehr als zur Überhebung. Die in 
einem letzten Absatz gestreifte Frage der Spezialisierung des Faches sieht der Ver- 
fasser nur unter dem Gesichtspunkte der Forschung. Ich möchte empfehlen, sie 
auch unter dem Gesichtspunkte der Hochschulpädagogik zu betrachten. 
Schmalenbach. 
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A. Einleitung: Das Auskunftswesen in Deutschland. 


Die Voraussetzung zur Gründung und. Unterhaltung eines Auskunftsbureaus: 
ist das Vorhandensein von Personen, die über andere Personen, zu denen sie in Be- 
ziehung stehen und an denen sie irgendwie interessiert sind, Auskünfte einholen 
wollen. Hier ist eine grundsätzliche Trennung zu machen zwischen Personen,, 
welche über Privatpersonen und deren Verhältnisse Auskünfte suchen, und 
solchen, die Informationen über Geschäftsleute suchen. Für die Befriedigung _ 
der ersten bestehen Detektivbureaus, auch Auskunfteien genannt, die ihren: Auftrag- 
gebern teils durch Beobachtungen, teils durch Informationen bei anderen Leuten 
dienen. Diese Institute fallen nicht in den Rahmen dieser Arbeit. Sie schildert nur 
die Organisationen, welche Geschäftsleuten Auskünfte über Geschäftshäuser 'liefert.. 
Diese Institute sind im folgenden mit dem Namen ‚„Auskunftei“. gemeint. 


Grundlage des Auskunftswesens ist ferner die Tatsache, daß im modernen Ge- 
schäftsleben Kredite gewährt werden, von denen der häufigste Fall der ist, daß ein 
Kaufmann dem anderen Waren liefert auf das Versprechen hin, daß der Gegen- 
wert zu einem bestimmten späteren Termine gezahlt wird. 


Solange wir eine Kreditwirtschaft haben, solange besteht auch bei den Kauf- 
leuten das Bestreben, die Gefahren, die eine Kreditgewährung in sich trägt, zu um- 
gehen..' Eine Kreditgewährung beruht auf dem Vertrauen des Gläubigers, daß der 
Schuldner die Forderung ausgleicht. Kennt der Kaufmann seine Kunden, denen er: 
Waren auf Kredit liefert, nicht genau, so wird er erwarten müssen, daß sein Ver- 
trauen ‚getäuscht wird, indem seine Schuldner ihm nicht bezahlen. Um sich zu 
sichern, holt man über unbekannte Geschäftsleute Informationen ein.. Dazu bedient 
man sich seit altersher der geschäftsfreundlichen Auskunft. Ein Kauf- 
mann fragt beim anderen über die Verhältnisse eines Dritten an. Dieses Mittel, sich. 
Auskünfte über seine Kunden zu verschaffen, ist als nicht ausreichend zu bezeichnen. 
Oft enthalten die Antworten nur nichtssagende Phrasen, oft kann der Befragte gar 
nichts Bestimmtes äußern. Bedenklich sind aber die Fälle, in denen ein Auskunft- 
gebender eine wissentlich zu gute und nicht den Tatsachen entsprechende Auskunft 
. gibt, weil er daran interessiert ist, daß. die angefragte Firma Kredit erhält. Auch 
das Aufgeben von Referenzen, Firmen, die der Kreditsuchende als Auskunftgeber 
angibt, ist kein Mittel, sich auf Tatsachen beruhende Auskünfte zu verschaffen. 
Manche Geschäfte bezahlen einige Lieferanten prompt, geben diese anderen Firmen. 
als Referenzen auf, und diese sehen dann später zu ihrem Erstaunen, daß ihre 
Forderungen nicht so prompt wie die der angegebenen Firmen oder überhaupt 
nicht bezahlt werden. Es liegt auf der Hand, daß diese Mittel, sich Auskünfte über 
Geschäftsleute zu besorgen, recht mangelhaft sind. 
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_ Dieses Kreditsicherungsmittel hat also drei Fehler: 1: Die Auskünfte sind’nicht 
umfassend, 2. sie sind nicht immer mit der nötigen Sorgfalt abgefaßt, 3. sie bieten 
keine Gewähr, daß der Auskunftgeber nicht seine Interessen mit der Auskunft ver- 
bindet. Es ist daher erklärlich, daß bei Ausbreitung der Kreditwirtschaft in allen 
Ländern der Erde Auskunftsinstitute geschaffen wurden, welche die Ertei- 
lung von Auskünften über Geschäftshäuser gewerblich betreiben. Diese Auskunfteien 
wurden ‘zuerst nur als Abnehmer einer lästigen Arbeit’ angesehen. Mit der Zeit 
aber hat die Kaufmannschaft die wirklich guten Institute'schätzen gelernt, weil sie 
nicht nur Bedeutung für die Geschäftswelt haben, sondern auch der gesamten Volks- 
wirtschaft von höchstem Nutzen sind. Die geschäftsfreundliche Auskunft ist allmäh- 
lich im Aussterben begriffen; sie wird nur da noch angewandt, wo ein Vertrauens- 
verhältnis zwischen Anfrager-und Auskunftgeber besteht. 

Die größeren Auskunftsinstitute befassen sich nicht allein mit ade Auskunfts- 
erteilung, sondern betreiben verschiedene Arten des Kreditschutzes, z. B. das Ein- 
treiben von Forderungen (Inkassogeschäft), Rechtsschutz "in geschäftlichen Ange- 
legenheiten, Berichte über Marktlagen des In- und Auslandes.: Auch diese Neben- 
'tätigkeiten der Auskunfteien sind für die Geschäftswelt nicht unbedeutend. 


Die Anfänge des deutschen Auskunftswesens liegen in den 60er Jahren des 
vorigen Jahrhunderts. Zunächst wurden kleinere Bureaus eröffnet, die einen recht 
schweren Stand hatten und meist ihre Tätigkeit wieder einstellten. W.Schimmel- 
pfeng gründete 1872 ein Unternehmen, welches durch seine Kapitalkraft im Kampfe 
gegen den Kreditschwindel einen Erfolg zu erringen versprach. Grundsätzlich gab 
Sch. seit dem Bestehen des Unternehmens nur Kreditauskünfte über Geschäftsleute 
und hat sich auch bis heute auf diese Auskünfte beschränkt. Seinen Bemühungen, 
insbesondere auch seiner literarischen Tätigkeit, ist es vor allem zu danken, daß 
das Auskunftswesen heute im deutschen Wirtschaftsleben eine geachtete Stellung 
einnimmt. 

Die größten Auskunfteien Deutschlands sind: W. Schimmelpfeng, Benin, das 
„Kartell der Auskunfteien Bürgel‘“, Leitung in Aachen, „Deutsche Auskunttei, Berlin, 
vorm. R. G. Dun & Co, Berlin“, „Wys, Muller & Co., Berlin‘. Die älteste deutsche 
Auskunftei, die von Lesser & Liman 1862 gegründete, mußte 1916 wegen Zahlungs- 
schwierigkeiten ihren Betrieb einstellen. 

Kleinere Auskunftsbureaus haben einen schweren Stand, da die in Deutseh- 
land bestehende Konkurrenz die Auskunftsgebühren stark drückt. Die meisten 
kleineren Auskunfteien gehen nach kurzer Zeit wieder ein, weil sie infolge ihrer 
kleinen Kapitalien keine großen Archive zu halten vermögen und die Anfragenden 
die großen und bekannten Organisationen auch wegen der größeren Sicherheit und 
Qualität der Auskünfte vorziehen. Die oben angeführten Institute sind alle Erwerbs- 
unternehmungen, deren bedeutendste die „Auskunftei W. Schimmelpfeng“ ist. Sie 
ist in vier Abteilungen eingeteilt: e 

Abt. 1. Erteilung von Auskünften über Geschäftshäuser des In- und Auslandes. Ä 

„ 2. Rechtshilfe in allen geschäftlichen Angelegenheiten, besonders im Auslande. . 

„ 3. Angabe von Absatz- und Bezugsquellen; Auswahl und Benennung geeigneter 
Agen 

u Becher über Märkte, Marktlagen, Industrien und Industriezweige.- 

W. Schimmelpfeng hat mit der Hermes Kreditversicherung A;-G. Berlin ein 
Abkommen getroffen. Diese Gesellschaft versichert den Kunden von Schimmelpfeng 
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gegen Verluste durch Konkurse, Vergleiche, fruchtlose Pfändungen usw. Die Ver- 
mittlung dieser Versicherung geschieht durch die Auskunftei kostenlos. 

- . „ Eine besondere Stellung innerhalb des deutschen Auskunftswesens nehmen die 
1879 gegründeten ‚Vereine Creditreform, Leipzig‘ ein, die den Gedanken der Selbst- - 
hilfe vertreten. Die Tätigkeit der Vereine war auf die Bekämpfung der zu ihrer 
Zeit ‚herrschenden Zahlungsunsitten und auf gemeinschaftliches Vorgehen gegen 
schlechte Zahler gerichtet, während die Auskunftserteilung zunächst als eine 
Nebenbetätigung betrieben wurde. Heute ist auch bei den Vereinen Creditreform 
die Auskunftserteilung das Hauptgeschäft, jedoch weicht ihre Art von denen der 
gewerblichen Auskunfteien etwas ab. Die Organisation der Vereine Creditreform 
beruht auf einer Dezentralisation, indem jede Niederlassung ein Archiv über alle 
Firmen des Platzes und seiner Umgebung unterhält. Hierdurch wird ermöglicht, 
daß Reisende, Vertreter. und Messebeschicker sich jederzeit mündliche Auskünfte 
über die Firmen am Platze einholen können. Folgende Hauptzwecke suchen die 
Vereine durch ihre Organisationen zu erreichen: 

a) die Mitglieder gegen schädliches Kreditgeben zu schützen, 

b) durch den Druck der Vereinigung alte und zweifelhafte Außenstände kosten- 
frei einzuziehen, 

c) durch Verbindung mit anderen, gleiche Bestrebungen verfolgenden Vereinen 
eine möglichst sichere Auskunftserteilung auf dem Prinzip der Gegenseitigkeit her- 
zustellen und 

d) durch die Gesamtwirkung der Vereinstätigkeit eine allgemeine, zeitgemäße 
Reforın ‚der Kreditverhältnisse herbeizuführen. 


Die Vereine Creditreform müssen als eine Großorganisation auf dem Gebiete 
des Auskunftswesens angesehen werden. Sie bieten dem deutschen Geschäftsmann 
den besten Schutz gegen Kreditverluste. Ihre Tätigkeiten, kurz zusammengefaßt, 
sind folgende: 


. Schriftliche Auskünfte über alle Firmen in Deutschland und im a 

. kostenfreie mündliche Auskünfte in allen Niederlassungen, 

. kostenfreie mündliche Beratungen auf der Reise usw., 

. Einziehung zweifelhafter Außenstände (Mahnverfahren und Entziehungsverfahren), 
. Nachweisung zuverlässiger Vertreter, von Bezugsquellen und Absatzgebieten, 

i Een kostenfreie Zustellung der Verbandszeitung „Creditreform“ ?). 


RMNPRND- 


Di Mitgliederzahl der „Vereine Creditreform‘‘ beläuft sich auf ca. 80000 
Die Zahl ‚der jährlich erteilten schriftlichen Auskünfte beträgt über 2 Millionen, 
neben der ungeheuren Anzahl der mündlichen Auskünfte, welche in nahezu 1000 
N BdeR]ARSHNBEn erteilt werden. 


BB. Hauptteil: Das Auskunftswesen in Amerika. 
I. Die gewerblichen Auskunftsinstitute. 


1. Allgemeines. Die kaufmännische Krediterkundigung hat in den Vereinigten 
Staaten eine weitaus größere Bedeutung für alle Gewerbezweige als in Deutschland. 
Diese Tatsache wird zunächst erklärlich durch die Besonderheiten des Landes und 
seiner Bewohner. Durch die ungeheure Ausdehnung des Landes wird eine persön- 


.. U Die Zeitschrift „Creditreform“ erscheint seit 1885, heute in etwa 90000. Exemplaren. 
Sie bringt neben Verbandsnachrichten Berichte über das Ausland, Artikel über aktuelle Ware 
schaftsfragen, Konkursstatistiken usw. 
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liche Fühlungnahme des. Verkäufers mit seinen Abnehmern sehr erschwert. Dennoch 
ıst es in großen Handelshäusern Brauch, daß der Geschäftsherr seine Kunden auf- 
sucht, um sich durch persönliche Eindrücke oder durch Informationen am Platze 
ein Bild von der Kreditwürdigkeit seiner Kunden zu verschaffen. Bei Firmen’ mit 
größeıem Kundenkreise verwenden die Inhaber dazu auch Prokuristen, Leute mit 
umfassenden kaufmännischen Kenntnissen, die in der Lage sind, die Verhältnisse 
der Abnehmer richtig abzuschätzen. tal a 

Aber das sind nur verhältnismäßig unbedeutende Behelfe. Man muß bedenken, 
daß in Amerika auch Besitzlosen oder Leuten ohne größeres Vermögen ein längerer 
Kredit gewährt wird, wenn ihre Charaktereigenschaften und ihre Tüchtigkeit das 
rechtfertigen. Man muß ferner berücksichtigen, daß in Aufschwungszeiten in Amerika, 
mehr noch als unter ähnlichen Verhältnissen in anderen Ländern, die Unterneh- 
mungslust zu Neugründungen verleitet, die nach Abebben der Konjunktur, wie die 
unvergleichlich hohe -Zahl der Konkurse zeigt, nicht lebensfähig sind. Wie denn 
überhaupt der im Geschäftsleben weitverbreitete Spekulationsgeist zu äußerster Vor- 
sicht bei der Kreditgewährung nötigt. Dazu zwingt auch das bedeutende Ausfuhr: 
geschäft, darunter nach -Ländern, z. B. Südamerika, deren Geschäftssitten’ und 
Rechtsverhältnisse z.T. sehr unsicher sind. ER 08 

Unter diesen Umständen kann man es verstehen, daß der amerikanische Kauf: 
mann ein großes Bedürfnis empfindet, sich gegen die Gefährdung seiner Kredite 
zu schützen. Er benutzt die ihm zu Gebote stehenden Mittel auch viel ausgiebiger 
als z. B. der deutsche Kaufmann. Während dieser sich ihrer vorzugsweise dann 
bedient, wenn die Wirtschaft danieder liegt, beansprucht sie der Amerikaner zu 
allen Zeiten, sobald ein Kreditgeschäft abgeschlossen wird. Den größten Schutz 
sieht er darin, daß er über seinen Kunden Tatsachen erfährt, die zur Beurteilung 
seiner Kreditwürdigkeit wesentlich sind. Man holt eine Auskunft über ıhn ein, und 
je vollkommener und genauer diese Auskunft ist, desto größeren Wert wird sie 
haben. Ä 
Die Auskünfte werden auf verschiedene Weise gewonnen. Man kann unter- 
scheiden: Ku 
1. die geschäftsfreundlichen Auskünfte, 

2. die Börsenauskünite, 


3. die Bankierauskünfte, 
4. die Auskünfte durch Auskunftsbureaus. 


Unter ihnen nehmen die Auskünfte durch Auskunftsbureaus die erste Stelle ein. 


a) Die geschäftsfreundliche Auskunft. Die geschäftsfreundliche Aus- 
kunft ist das primitivste Mittel, sich Erkundigungen über seine Kunden zu ver- 
schaffen. Neben der Gewohnheit, Erkundigungsreisen zu machen, um sich durch per- 
sönliche Eindrücke über den Geschäftsbetrieb seines Abnehmers ein Bild von seiner 
Kreditwürdigkeit zu machen, ist es in Amerika auch heute noch gebräuchlich, Ge- 
schäftsleute, die mit den Kredit Begehrenden schon in Verbindung stehen, um eine 
Auskunft anzugehen. Aber man bedient sich dieses Mittels aus den. schon ange- 
gebenen Gründen nur in seltenen Fällen. Gegenüber der Benutzung der Auskunfts- 
bureaus hat die geschäftsfreundliche Information eine verschwindend geringe Be- 
deutung. i 

b) Die Börsenauskünfte. Diese spielen in. Amerika eine noch geringere 
Rolle als die schriftliche geschäftsfreundliche Auskunft. Eine bestimmte Börsenzeit 
wie an europäischen Börsen ist dort nicht festgelegt, ebenso existiert keine all- 
gemeine Börse, sondern es gibt nur Spezialbörsen für einzelne Handelszweige. Der 
gegenseitige Austausch von Auskünften ist daher-nur zwischen bestimmten Börsen- 
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besuchern möglich, und: diesen fehlt gewöhnlich die Zeit, die an sie gerichteten 
Fragen mit: Interesse und: Gewissenhaftigkeit zu beantworten. In Anbetracht der 
Oberflächlichkeit, mit, der solche mündlichen Auskünfte erteilt werden, kann man 
ihnen einen größeren Wert nicht beimessen. 

.c) Bankierauskünfte. Der Bankier ist infolge seiner außerordentlichen 
Stellung in,der Wirtschaft.eher ‘in der Lage, eine gute und brauchbare Auskunft über 
seine Kunden zu geben. Er vermag sich allein schon aus den Geldbewegungen seiner 
Kunden. eine Vorstellung, von deren Kreditwürdigkeit zu machen. Die durchschnitt- 
liche. Höhe des Guthabens, der Wechselverkehr, die Inanspruchnahme von Bank- 
krediten, der Umsatz auf dem Konto usw. geben dem Bankier Fingerzeige zur Be- 
urteilung ‚seiner Kunden. In.dem Falle, daß der Bankier selbst als Kreditgeber; auf- 
tritt, was bei vielen seiner Geschäftsfreunde vorkommen wird, ist er außerdem ge- 
zwungen, von seinen Kreditsuchern die Vorlage von Bilanzen zu fordern, evtl. den 
(ieschäftsgang desselben. zu. beobachten und zu: beeinflussen. Bei diesen Gelegen- 
heiten bekommt er einen genauen Einblick in die Verhältnisse des Schuldners und 
wird. einem guten Kunden seine. Kenntnisse bei‘ Anfragen zur Verfügung stellen. 
Wenn aber. eine Firma bei mehreren Banken Konten. unterhält, wird die Fähigkeit 
des Bankiers, brauchbare Auskünfte zu liefern, wesentlich beeinflußt. Obwohl der 
Bankier sich. im allgemeinen ‚über die Kreditwürdigkeit seiner Kunden ein Bild 
machen kann, wird er in Amerika nur in Einzelfällen zur Auskunliseniellung heran- 
gezogen. ;; 

‚d) Die Ausb an sin areag, Was das amerikanische Au be- 
sonders auszeichnet,. ist der Umstand, daß jederzeit dem Auskunftsuchenden mit 
Hilfe .der sog. Referenzbücher die gewünschte Information vorliegt. Diese, wie von 
Gätckel) richtig hervorgehoben, „vorgetane Arbeit‘ ist eines der wesentlichen Merk- 
male. des. amerikanischen Auskunftswesens. Durch diese bedeutsame Einrichtung 
zeichnet es-sich vor dem.aller anderen Länder aus, ausgenommen allein dem Eng- 
lands, wo ebenfalls solche Referenzbücher erscheinen. Diese ermöglichen dem. Ge- 
schäftsmann ein. rasches, Handeln, weil sie ihm die Zeit, welche zur Anfrage und 
deren Beantwortung dahingehen würde, erspart. Die bedeutendsten Auskunftsinsti- 
tute, die solche Bücher herausgegeben haben, sind: The Mercantile Agency of 
Amerika R. @. Dun & Co. The Bradstreet Company, New York. Hinzu kommen 
The National Association of Credit Men, New York, und die Retail Credit Men’s 
National Association, St. Louis. Die beiden letzteren Organisationen sind vereins- 
mäßige Zusammenschlüsse von Unternehmern. Sie nehmen heute im amerikanischen 
Auskunftswesen eine. ‚bedeutende Stellung ein. Gätckes Meinung), das: vereins- 
mäßige Auskunftswesen spielte in den Vereinigten Staaten keine Rolle, entspricht 
heute nicht: mehr den Tatsachen. Daneben hat es nicht an Versuchen gefehlt, klei- 
nere. Auskunftbureaus zu eröffnen. Es bestehen deren jetzt noch einige. Aber an- 
gesichts der genannten großartigen Organisationen haben sie gar keinen Erfolg und 
führen ein recht kümmerliches Dasein, 


2. The Mercantile Agency of America, R. G. Dun & Co.°). Die Anfänge des 
Auskunftswesens in Amerika liegen in den 30er Jahren vorigen Jahrhunderts. Das 
Gewähren 'sehr'langer Kredite ohne genügende vorherige Information wird als: der 
bemerkenswerteste Fehler der damaligen Zeit bezeichnet. Es war Gewohnheit, daß 
die Händler des Westens und Südens zu den Großhändlern und Produzenten des 


DM. Gätcke, 2.2 0. S. 10. 

2) M. Gätcke, a. a. 0. S. 17. . 

® Die nachfolgenden - Ausführungen sind z. T. einer Broschüre der R G. Dun & cn. 
entnommen und ins Deutsche übertragen. 
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‘Ostens zweimal im Jahre persönlich kamen, um ihre Einkäufe zu bewerkstelligen, 
Die Zahlungen für die getätigten Geschäfte wurden erst beim nächsten Wieder- 
kommen geleistet. Es war also eine Zahlungsfrist von 6 Monaten üblich. Dieser 
Geschäftsbrauch, der noch von früheren Zeiten her herrschte, zeigte sich aber bei 
der Ausdehnung des Landes und der Erweiterung des Handelsverkehrs als unhalt- 
bar. Das Nachrichten- und Verkehrswesen waren unsicher und wenig. ausgebaut, 
und der Lieferant hatte geringe oder gar keine Kenntnis vom finanziellen Stande 
seiner Kunden. In Zeiten großer Geschäftsstille erlitten die Verkäufer im. Osten 
schwere Verluste, da es ihren Abnehmern im Westen und Süden unmöglich, war, 
ihren Zahlungsverpflichtungen zu genügen. Im Jahre 1837 erlebten die Vereinigten 
Staaten eine schreckliche Wirtschaftskrise, und diese Krise sollte den Anstoß zur 
‘Gründung des heute bedeutendsten Auskunftsinstitutes der Welt werden. Neben 
Mißernten, Überproduktion, begleitet von einer Überspekulation, übertriebener Aus- 
gabe von Banknoten soll die unverantwortliche Kreditgewährung an jedermann, 
natürlich auch an solche, die den Kredit nicht verdienten, die Hauptursache der 
Krise gewesen sein. Von 1837—39 sind in den Vereinigten Staaten 33000 Bankerotte 
zu verzeichnen, darunter befanden sich 1577 Bankent). 

Da kam Lewis Tappan, früher Teilhaber eines Groß- und Kleinhandelsunter- 
nehmens, auf den Gedanken, ein Krediterkundigungsbureau zu organisieren, welches 
‚der Kreditsicherheit der amerikanischen Handelswelt dienen sollte, » Er sammelte 
alle zugänglichen Nachrichten und Berichte über die finanziellen Verhältnisse von 
Kaufleuten aller bedeutenden Handelsbezirke der Vereinigten Staaten. Am 1. August 
1841 eröffnete er in New York das erste Bureau für Handelsauskünfte unter! dem 
Namen: The Mercantile Agency, Lewis Tappan & ‚Co., Proprietors. , 

Die Auskunftei belieferte zunächst größere Handelshäuser New Yorks mit. Aus- 
künften, welche den sorgfältigsten Informationen entstammten.; Die Aufnahme: der 
ersten Auskünfte war gut, jedoch konnte das Bureau sich in den folgenden Jahren 
nur langsam vergrößern, weil der Krise von 1837. eine Periode. jahrelanger. Ge- 
schäftsstille folgte. Trotz der. herrschenden Depression mußte die, Geschäftswelt 
das Bestehen eines Institutes begrüßen, das durch seine Organisation ihre Kapi- 
talien vor Verlusten zu schützen imstande war. 1843, 45 und 47 wurde je. eine 
Filiale eröffnet in Boston, Philadelphia und Baltimore. In den bedeutendsten Han- 
delsgebieten des Südens und Westens wurden Berichterstatter angestellt, die..den 
Bureaus laufend Nachrichten über die Geschäftshäuser ihrer Plätze‘ liefern mußten. 
Durch diese Maßnahme wurde das Material der, Auskunftsbureaus um ein vielfaches 
vermehrt und erreicht, daß die Berichte infolge neuerer Informationen immer dem 
neuesten Stande der Verhältnisse entsprachen. Dieses war der Güte der gelieferten 
Auskünfte derart förderlich, daß die Nachfrage nach ihnen beträchtlich. stieg. 1850 
wurde das Institut unter Leitung von Robert Graham: Dun ‚gestellt, unter der das 
Geschäft so aufblühte, daß die Gründung einiger weiterer Niederlassungen erforder- 
lich wurde. Im Jahre 1857 dehnte sich das. Auslandsgeschäft so aus, dab man zur 
Eröffnung von Niederlassungen in London und Montreal (Kanada) schritt., Weitere 
Gründungen folgten. bald in allen Erdteilen. Das Jahr 1857 brachte eine Neuerung 
im Geschäftsleben: Die Mercantile Agency gab. die erste detaillierte Konkursstatistik 
heraus, und nahezu 20 Jahre waren diese Statistiken der Mercantile Agency die 
einzigen auf diesem Gebiete. Die Statistik enthielt alle Konkurse in. den Vereinigten 
Staaten und Kanada des Jahres 1856. Viele Jahre hindurch wurden solche Statistiken 
zu Beginn jeden Jahres veröffentlicht und bald nach ihrem ersten Erscheinen ‚als 


2) J. Conrad, Polit. Ökonomie, I. Teil. 9. Aufl. Jena 1920. 5. 365. 
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Barometer der allgemeinen Geschäftslage angesehen. Viele Zeitungen und Zeit- 
schriften veröffentlichten sie mit redaktionellen Anmerkungen mit dem Erfolge, daß 
die Mercantile Agenccy als führend in dieser Beziehung angesehen wurde. Seit 
1875 werden Konkursstatistiken vierteljährlich mit Berichten über die Wirtschafts- _ 
lage ‘in den Vereinigten Staaten und Kanada herausgegeben. Heute erscheinen 
wöchentlich Wirtschaftsbbriöhte, die Konkursstatistiken wöchentlich, monatlich, 
vierteljährlich und jährlich. An mehr als 2400 Zeitungen werden sie durch die 
führenden Pressebureaus zur Aufnahme in ihre Samstagsausgaben telegraphiert. Diese 
Wirtschaftsberichte und Auszüge aus den Konkursstatistiken werden auch häufig 
an europäische Hauptstädte gekabelt und von Diplomaten, Nationalökonomen und 
Publizisten als autoritativ angesehen. In den Statistiken der amerikanischen Re- 
gierung werden sie als mustergültig aufgenommen und veröffentlicht. Sie sind die 
Grundlage vieler nationalökonomischer Untersuchungen geworden. 

Bei Gründung der Mercantile Agency war die Geschäftsführung sehr einfach. 
Die gesammelten Informationen und Nachrichten wurden in große Bücher einge- 
schrieben und durch ein Register geordnet. In den verschiedenen Filialen wurden 
diese Bücher aufgestapelt, und gegen ein jährliches Honorar wurde den Geschäfts- 
leuten die Einsichtnahme der Originalurkunden gestattet. Dieses Verfahren konnte 
wegen seiner Umständlichkeit nur wenige Jahre den Bedürfnissen entsprechen. 
Darauf gab 1859 das Unternehmen zum ersten Male die schon genannten ‚‚Referenz- 
bücher“ heraus, die zunächst den Abonnenten Auskunft über Kapital und Kredit: 
würdigkeit von ca. 20000 Firmen Nordamerikas in vier Einschätzungsgruppen gaben. 
Mit Hilfe eines Schlüsselblattes war die Bedeutung der Zahlen, welche die Bonität 
angaben, zu entnehmen. Die Referenzbücher fanden eine überraschend gute Auf- 
nahme. Während sie zuerst jährlich erschienen, erfolgte die Herausgabe ab: 1866 
halb- und seit 1873 vierteljährlich. Sie wurden so gebräuchlich, daß man sie jetzt 
auch in Taschenausgaben druckt, eine Einrichtung, welche besonders auf Reisen 
gute Dienste leistet, weil sie eine sofortige Information ermöglicht. 

Die Referenzbücher sind heute so genau ausgearbeitet und: ihre Auskünfte so 
spezialisiert, daß sie mit Recht allgemein als die hervorragendste Leistung der 
amerikanischen Institute angesehen werden. Sie erscheinen in drei Ausgaben: 

J. Principal-Cities- Ausgabe, enthaltend sämtliche Firmen der 300 ee 
Städte der Vereinigten Staaten und Kanadas; 

II. General-Ausgabe, enthaltend alle Firmen Nordamerikas und Kanadas; 

III. Canada-Ausgabe, enthaltend alle Firmen Kanadas. ' 

Alle Ausgaben erscheinen vierteljährlich in revidierten Auflagen. Sie haben 
folgende Einteilung: Land (Nordamerika oder Kanada), Staat, Stadt. Für jeden Staät 
ist eine kurze Darstellung der handelsrechtlichen Verhältnisse beigegeben, für jeden 
Ort sind dessen geographische Lage, Einwohnerzahl, Banken und Spediteure, ae 
bahn-, Post- und Telegraphenverbindungen Verzeichhet. 

Die Abonnenten erhalten Nachträge, Ergänzungsberichte und Konkursstatistiken 
gratis geliefert. Erfährt das Institut von drohenden Zusammenbrüchen, so erhalten 
die Abonnenten auch hiervon Nachricht. Die Referenzbücher enthalten nur Aus- 
künfte über Geschäftsleute, nicht über Privatpersonen. Sämtliche kommerziell täti- 
gen Personen des Handels, Groß- und Kleingewerbes, Bank-, Börsen- und Versiche- 
rungswesens, Bergbaues usw. sind darin aufgeführt, ferner deren Agenten ünd Ver- 
treter. :Die Zahl der 1921 in einer Generalausgabe verzeichneten Firmen we 
‘über 2,1 Millionen in nicht weniger als 135 Berufseinteilungen. 

Die Referenzbücher werden nicht verkauft, sondern nur sufpeie Man 
abonniert entweder auf Lieferung von jährlich nur einer Ausgabe oder zwei oder 
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vier Ausgaben. Die ausgeliehenen Bücher müssen bei der nächsten Auflage wieder 
abgeliefert werden. Die größeren Firmen abonnieren fast alle auf vier Auflagen 
jährlich, da der Preis für ein solches Werk als minimal anzusehen ist und die 
Firmen dann stets Auskünfte bei der Hand haben, die keinesfalls älter als drei 
Monate sind. ! 

Dem Abonnenten ist es in den Geschäftsbedingungen untersagt, anderen Ein- 
sicht zu gewähren. Trotz der außerordentlich großen Verbreitung der Referenz- 
bücher werden deren Besitzer dennoch hin und wieder um Einsichtnahme gebeten. 
Die Auskunfteien verhindern diesen Mißbrauch nicht, solange er in Grenzen bleibt 
und ihre Einnahmen nicht allzusehr schmälert. Die englischen Auskunfteien, welche 
auch Referenzbücher, allerdings in anderer Form als die amerikanischen, heraus- 
geben, lassen sich ihre Geschäftsbedingungen unterschreiben, nach denen keinem 


Fremden von deren Inhalte Mitteilung zu machen und das Buch unter Verschluß zu 
halten ist. | 


Man kann sich kaum eine Vorstellung von der ungeheuren Arbeitsleistung 
machen, welche mit der Ausarbeitung der Referenzbücher verbunden ist. Eine 
kleine Statistik möge diese Frage erhellen, wobei zu bedenken ist, daß sie nur ein 
Bild der Arbeitsfülle gibt, die als Grundlage der Referenzbücher erforderlich ist. 
Im Jahre 1920 waren folgende Änderungen gegenüber dem Referenzbuch von 1919 
vorgenommen: | 


Neuaufgenommene Firmen. . » » 2x... 2.0.» 48839 


Eingegangene Firmen gestrichen - » « » 2: ee ve... rn. 368 339 
Änderungen in den Krediteinschätzungen . ».» = vo... 490 812 
Änderungen im Bankverzeichnis . » » » 2.22.0000. 104 912 
Summe aller Änderungen ». ce ce... 0... leute. Keilkserde 1452 457 


Anzahl der Änderungen auf einen Geschäftstag bezogen . . -» 4778 


‚Diese Zahlen geben kund, wie schnell sich in den Vereinigten Staaten die Ver- 
hältnisse der Geschäftswelt ändern. Besonders die hohe Zahl der Änderungen in - 
den Krediteinschätzungen, annähernd 500000 jährlich, erklärt das Bedürfnis der 
meisten Geschäftsleute, auf vierteljährliche Neulieferung der Bücher zu abonnieren. 
In Anbetracht dieser bedeutenden Schwankungen innerhalb der amerikanischen 
Wirtschaft und der großartigen Ausarbeitung eines Referenzbuches muß eine Aus- 
gabe von 60-100 $ ebenso gerechtfertigt erscheinen wie z. B. die Tatsache, dab 
jeder vorsichtige und ordentliche Kaufmann seine Mobilien und Immobilien gegen 
Feuer usw. versichert. In der Tat sind die Referenzbücher der Mercantile Agency 
wie auch der Bradstreet Company so verbreitet und allgemein im Gebrauch, daß man 
sich heute das amerikanische Geschäftsleben ohne diese überhaupt nicht mehr 
denken kann. Die Kapitaleinschätzung wird in neunzehnfacher, die Kreditein- 
schätzung in sechsfacher Abstufung vorgenommen, ein System, das allen Anfor- 
derungen, die man an ein derartiges Sammelauskunftsbuch stellen ‚kann, gerecht 
wird. Die Einschätzungen geschehen durch Zahlen und Buchstaben; ein Schlüssel- 
blatt dient zu ihrer Entzifferung. 


Sonderberichte. Während die Referenzbücher verhältnismäßig kurz ge- 
haltene Auskünfte über eine große Masse von Firmen geben, beschäftigen sich die 
Institute auch mit der Erteilung von Sonderauskünften, d. s. ausführliche Berichte 
über den Stand eines Unternehmens. In manchen Fällen, z. B. bei außergewöhnlich 
hohen Aufträgen auf Kredit, Antrag auf längere Kreditfristen für größere Summen, 
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besonders aber im Auslandsverkehr wird man eine genauere Information einholen. 
Diese Auskünfte sind ähnlich denen der Auskunftei Schimmelpfeng. Sie sind auf 
Grund bester und neuester Informationen verfaßt. Berichtet wird darin über: 
Firmenname (genaue Bezeichnung), Größe des Unternehmens, Kapital, Beschäfti- 
gungsgrad, Ruf der Firma, Stellung innerhalb der Branche, Charakter der Geschäfts- | 
leiter usw. 


Auch diese Auskunftserteilung geschieht durch Abonnement auf 50, 75 oder 
100 und mehr Auskünfte, deren Honorar im voraus gezahlt wird. Das Abonne- 
ment läuft über ein Jahr, die Auskünfte, welche beim Ende des Jahres nicht ein- 
geholt sind, verfallen. Diese Maßnahme ist von einigen Abonnenten für unreell 
angesehen worden. Die Auskunfteien können ihre Abonnements aber nicht über 
längere Termine ausdehnen, da mit dem Honorar nicht die spezielle Leistung der 
Auskunftserteilung bezahlt wird, sondern die Institute hiermit die Kosten ihrer Be- 
triebsbereitschaft decken. Daß die Kosten der Bereithaltung von Auskünften den 
weitaus größeren Teil ausmachen, wird unten bei Schilderung der Quellen für 
Informationen klar werden. Das Einholen von Spezialauskünften ist dem vorsichti- 
gen Geschäftsmanne in Fleisch und Blut übergegangen. Es gibt amerikanische 
Firmen, die jährlich 5000 $ und mehr für Auskünfte, besonders über ausländische 
Kunden, ausgeben. 


Im Interesse des ae de selbst liegt es, daß er dem Institut die Punkte an- 
gibt, deren Beantwortung ihm besonders wesentlich scheint, insbesondere die Höhe 
des Kredites, welche er dem Angefragten zu geben geneigt ist, Die Auskunftei kann 
auf solche bestimmten Anfragen natürlich auch bestimmtere Auskünfte liefern, 
während sie sich sonst mit allgemeineren Informationen begnügen muß. 


Die weitere Entwicklung der Mercantile Agency zeigt ein beständiges Wachsen 
des Unternehmens. In allen Erdteilen bestehen heute Niederlassungen. In Deutsch- 
land wurde 1874 in Leipzig eine Filiale eröffnet, die bald nach Berlin verlegt 
wurde. Sie wurde die Hauptgeschäftsstelle für Mitteleuropa und bearbeitete außer 
Deutschland auch Österreich-Ungarn und Holland. Bei Ausbruch des Weltkrieges 
bestanden allein im Bezirke der Berliner Niederlassung 31 Filialen. Die weite’ Aus- 
dehnung des Unternehmens war die Veranlassung, daß. 1893 eine eigene Zeitschrift 
herausgegeben wurde: die wöchentlich erscheinende ,„Dun’s Review‘,. Zeitschrift 
für Handel und Finanzwesen. Seit 1903 erscheint die ‚„Dun’s International Review“ 
in. vier Sprachen: Englisch, Französisch, Spanisch‘ und Portugiesisch. Sie ist eine 
internationale Handelszeitschrift und wird außer nach Kanada und den Vereinigten 
Staaten in die ganze Welt versandt. Für diese beiden Länder besteht seit 1904 eine 
spezielle Zeitung: ‚The World’s Markets‘, welche den amerikanischen Import- und 
Exportfirmen Nachrichten über Marktlagen und Handelsusancen aller Länder der 
Welt bringt). 

Die großartige literarische ‚Betätigung der Mercantile Agency erhellt wohl den 
Umfang und die Beliebtheit dieses gewaltigen Unternehmens. Das 1841 mit 6 An- 
gestellten gegründete Institut beschäftigt heute viele Tausend Angestellte, über 
100000 Korrespondenten, Vertreter usw. in ihren 175 Niederlassungen innerhalb 
der Vereinigten Staaten und 83 Filialen im Auslande. 


1) Alle Drückschriften, Referenzbücher, Zeitschriften usw. werden in eigener hal 
und Binderei hergestellt. 
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3. The Bradstreet Company, New York. Die nächstbedeutende Auskunftei 
Amerikas ist die von Bradstreet 1849 gegründete, welche seit ihrem Bestehen eben- 


falls grundsätzlich nur Auskünfte über kommerziell tätige Personen erteilt. Das 
"Unternehmen ist seit 1879 eine, Aktien-Gesellschaft und trägt seitdem den Namen 


„Ihe Bradstreet Co., New York“. Die Tätigkeit dieses Institutes erstreckt sich auf 
folgende Gebiete: 
Ä 1. Beurteilung der Kreditwürdigkeit auf Grund tatsächlicher Verhältnisse, der 
Leistungsfähigkeit und des Charakters der Geschäftsleute; 

‚2. Beobachtung der Bewegungen und Veränderungen in Produktion und Handel; 
.., ‚8. Statistische Aufnahme von Konjußkiuren und Preisen der hauptsächlichsten 
Warengattungen ; 
.... 4 Bekanntmachung von Rechtsverhältnissen in den verschiedenen Staaten, 


‚, Schon seit seiner Gründung gibt dieses Unternehmen Referenzbücher ‚‚Brad- 
street's Commercial Reports‘ heraus, jedoch war deren Inhalt zunächst auf die 
Firmen der größten Städte Nordamerikas beschränkt. Später wurden natürlich alle 
Geschäftsleute der Union darin aufgenommen. Ebenso wie die Referenzbücher: der 
R. G. Dun: & Co. erscheinen diese jetzt vierteljährlich und stehen qualitativ auf 
derselben Stufel). Die Leihgebühren sind bei der Bradstreet Company nicht ein- 
heitlich: festgesetzt, sondern werden nach dem Umfange des Geschäftes der Abon- 
nenten, meist nach der Höhe des Umsatzes, bemessen. Die eigenartige, nicht über- 
all gleich’ große Inanspruchnahme der Referenzbücher rechtfertigt dieses System, 
die Leihgebühr dem subjektiven Wert anzugleichen, d. h. den Preis dem N BiangaEN 
wert anzupassen. 

Die Company hat den Versuch gemacht, ihre Commercial-Reports in Europa 
einzuführen. Der europäische Abonnent erhielt die Berechtigung, auch eine kleinere 
Anzahl Spezialauskünfte kostenlos einzuholen. Die meisten europäischen Abonnen- 
ten hatten aber mit Amerika keinen solch umfangreichen Geschäftsverkehr, daß sie 
von dieser Berechtigung in ausreichender Weise Gebrauch machen konnten. Außer- 
dem wurden die Leihgebühren für europäische Verhältnisse als zu hoch angesehen. 
Letzteres dürfte der Grund sein, weshalb die Referenzbücher der Bradstreet Com- 
pany keine weitere Verbreitung Tanden. 

Die Erteilung von Sonderberichten gehört ebenfalls zur Tätigkeit der ‚Com- 
pany. Die Abonnenten auf die Commercial-Reports erhalten eine kleine Anzahl 
Sonderberichte gratis geliefert. Eine gewöhnliche Abonnementsauskunft der Brad- 
street Company enthält folgende Angaben: 

1. Vollständiger Firmenname, Gesellschaftsform; 

2. Namen, Alter, Kapitaleinlage, Art der Einzahlung, EBEN Tätigkeit jeden 
Gesellschafters und Direktors, ferner ob verheiratet oder ledig; 

3. Aufstellung der Aktiva und. Passiva laut letzter Bilanz; 

4. Persönliche Eigenschaften. der Inhaber und Direktoren; 

5. Bemerkungen, ob das Unternehmen mit Gewinn oder Verlust arbeitet, 
ferner dessen Bedeutung innerhalb der Branche; 

6. Angabe, wie die Firma gewöhnlich ihren Zahlungsverpflichtungen genügt 
(Zahlungstermine). 
©» In den. meisten Fällen hat das Auskunftsinstitut die Sonderberichte. vorrätig, 
d. h.'das Material, welches als Unterlage für diese dient, entspricht den: Anforde- 
rungen, die man in Amerika an eine gute Auskunft stellt. Die Unterlagen müssen 
Volsianliig geprüft und neueren Datums sein. Liegen diese nicht vor, so: wird der 


1) Bradstreet verwendet als Zeichen in den Referenzbüchern nur Buchstaben: 
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Abonnent die Auskunft erst nach einigen Tagen erhalten, während diese gewöhnlich 
postwendend geliefert werden. Das Bestreben geht dahin, möglichst über alle 
Firmen Auskünfte stets bereit zu haben, damit solche Wartezeiten, die im Ge- 
schäftsleben oft sehr viel bedeuten, ausgeschaltet werden. Man hat den Auskunfts- 
instituten den Vorwurf gemacht, alte und den Verhältnissen nicht mehr entsprechende 
Auskünfte sozusagen ‚ab Lager‘ zu liefern. Für die amerikanischen Institute trifft 
dies keinesfalls zu, und weiter unten wird gezeigt werden, wie die 
eine Kontrolle über die Qualität der Bradstreet’s Auskünfte erhalten. 

The Bradstreet Company hat sich aus kleinen Anfängen heraus zu einem un- 
geheuer großen Unternehmen auszudehnen vermocht. Viele Niederlassungen in den 
Vereinigten Staaten, Kanada und in allen Erdteilen sind Zeugen des hervorragenden 
Organisationstalentes des Gründers und seiner Mitarbeiter. Am 1.Oktober 1887 
wurde mit der deutschen Auskunftei W. Schimmelpfeng ein Vertrag abgeschlossen, 
nach dem Schimmelpfeng die Generalvertretung der Bradstreet Company für den 
ganzen europäischen Kontinent übernimmt. Die Company hat dagegen in allen 
ihren Niederlassungen die Interessen Schimmelpfengs zu wahren. Durch diesen 
Vertrag war eine Arbeitsteilung geschaffen worden, die der Qualität der Auskünfte 
förderlich war. Die Bradstreet Company liefert alle Auskünfte über Firmen in den 
Vereinigten Staaten, Kanada und Australien, Schimmelpfeng bearbeitet die An- 
fragen über europäische Geschäftsleute. In Berlin, Paris und London unterhält die 
Company Bureaus, die ein vollständiges Archivmaterial über alle diejenigen nord- 
amerikanischen und australischen Firmen besitzen, die mit Europa in ständiger 
Geschäftsverbindung stehen. In dringenden Fällen geschieht die Berichterstattung 
zwischen Amerika und Europa durch Kabel. Man ersieht hieraus, daß die Auskunfts- 
institute keine Mühen und Kosten scheuen, um eine der Wichtigkeit .einer guten 
und gewissenhaften Geschäftsauskunft entsprechende Information zu erteilen. Dem 
deutschen Auskunftswesen war dieser Vertrag dienlich. Schimmelpfeng war durch 
ihn der Organisation in Nordamerika und Australien überhoben und konnte sich 
mehr dem Ausbau europäischer Organisationen widmen. 

Von der Bradtstreet Company wird eine Handelszeitung ‚The Bradstreet’s 
Journal“ herausgegeben, die gleich den Veröffentlichungen der :Mercantile Agency 
eine Fülle statistischer Erhebungen aus allen Wirtschaftsgebieten bringt. Durch die 
fortlaufende Beobachtung aller Firmen Nordamerikas sind die Auskunftsinstitute in 
der Lage, nicht nur die allgemeine Wirtschaftslage, sondern die Verhältnisse in 
allen Branchen und Erwerbszweigen zu beurteilen. In Bradstreet’s Journal er- 
scheinen Abschätzungen der voraussichtlichen Anzahl von Konkursen nordameri- 
kanischer Firmen innerhalb gewisser Zeitspannen, und es ist erstaunlich, wie die 
Zahl der vermuteten Konkurse derjenigen der wirklich eingetretenen nahekommt. 


4. Nebengeschäfte der Auskunftsinstitute. Inkassogeschäfte. Alle 
größeren Auskunftsinstitute befassen sich außer mit dem Kreditschutz durch Refe- 
renzbücher und der Erteilung von Sonderberichten noch mit einigen Nebengeschäften, 
von denen das Inkassogeschäft wohl die größte Bedeutung einnimmt. Man versteht 
hierunter die Einziehung notleidender Forderungen durch schriftliche Mahnung oder 
persönliche Verhandlung mit dem Schuldner. Für das Inland hat das Inkassogeschäft 
erfahrungsgemäß weniger Bedeutung als vielmehr für das Ausland. Dort sind 
dem Gläubiger die Persönlichkeit und die Verhältnisse doch weniger bekannt als im 
Inlande, fremde Landessitten, fremde Sprache und Unkenntnis der Rechtslage 
machen es dem Gläubiger manchmal unmöglich, den Gegenwert für seine Leistung 
einzuziehen. Hier greifen die großen Auskunftsinstitute helfend ein, indem sie ihre 
Organisation in den Dienst der Gläubiger stellen. Das geschieht gegen eine ge- 


Das Auskunftswesen in Amerika usw. 541 


_ wisse Provision von den erzielten Eingängen. Die Auskunftsbureaus’ machen für 
diese Tätigkeit eine starke Propaganda, indem sie auf ihre Eignung hierzu hin- 
weisen. Tatsächlich sind: die großen Institute zur wirksamen Eintreibung zweifel- 
hafter Außenstände befähigt. Ihre genaue Kenntnis der finanziellen Verhältnisse, 
des Charakters, der Tüchtigkeit der geschäftlich tätigen Personen usw. in Ver- 
gangenheit und Gegenwart läßt sie nur solche Inkassoaufträge annehmen, deren 
Einbringung ihnen noch irgendwie möglich erscheint. Den Instituten werden auch 
durchweg nur sehr schwer einzutreibende Forderungen zum Inkasso übertragen, da 
die Provision einen ziemlich hohen Prozentsatz des erreichten Erfolges ausmacht. 

Wohnt der Schuldner an demselben Platze wie der Gläubiger, so wird die Be- 
anspruchung einer Auskunftei nicht ratsam sein. Ein gerichtliches Vorgehen wirkt 
sicherer, sofern man sich über dessen Zweckdienlichkeit informiert hat. Wohnt 
der Schuldner aber an einem anderen Platze eines anderen Staates, dessen Rechts- 
verhältnisse einem unbekannt sind, oder ist er gar im Auslande ansässig, so dürfte 
doch die Einziehung durch ein Auskunftsinstitut angebracht sein, Erreicht das In- 
stitut durch Mahnungen und Verhandlungen nichts — die Interessenvertretung vor 
Gericht wird grundsätzlich nicht übernommen —, so wird sie dies in ihren Aus- 
künften und Referenzbüchern vermerken. Der Kredit des böswilligen Schuldners 
wird also auf das ernsteste gefährdet, ein Umstand, der den Mahnungen der Institute 
einen gewissen Nachdruck verleiht. Diese werden denn auch meist Erfolg haben, 
da die Macht der großen Institute bekannt ist, es sei denn, daß der Schuldner auf 
einen weiteren Kredit nicht angewiesen ist. Dann werden auch die Bemühungen 
der Auskunfteien fruchtlos sein. od 


Schlichtung kaufmännischer Differenzen. Diese Tätigkeit wird 
durch geeignete Platzvertreter, die kaufmännisch und juristisch vorgebildet sind, 
ausgeübt. Sie hat für das amerikanische Geschäftsleben sehr wenig Bedeutung. 
Die Auskunfteien betreiben sie anscheinend nur, um für ihren gewaltigen Beamten- 
apparat noch mehr Beschäftigung zu haben. Das Bestreben der Institute, den Rechts- 
streiten, die auch in Nordamerika wenig angenehm sind, da jeder Staat andere 
Gesetze hat, möglichst vorzubeugen, muß: als ein sehr begrüßenswertes Unter- 
fangen angesehen werden. Durch die sehr geringe Beanspruchung der Institute in 
dieser Beziehung wird es aber bei einem Bestreben wohl bleiben. Dazu sind Reibe- 
reien im Geschäftsverkehr zu häufig, als daß die Firmen derartige Arbeiten von 
Außenstehenden erledigen lassen könnten. Größere Unternehmungen haben juri- 
stisch gebildete Angestellte, die ihren Schuldnern die Rechtslage schon klarlegen 
können. Gätckel) sagt dazu: „Ja, es liegt auch diese Tätigkeit einigermaßen außer- 
halb der Sphäre der Krediterkundigung, da die Gefahr besteht, daß die Bureaus in 
den Interessenkreis der einzelnen hineingezogen werden.“ 

Förderung neuer Geschäftsbeziehungen. Die Auskunftsbureaus sind 
zur Vermittlung von Adressen von Lieferanten, Abnehmern, Agenten und Vertretern 
sehr geeignet. Im In- und Auslande kann man durch sie geeignete Verbindungen an- 
knüpfen, mit dem Vorzug, daß die Auskunftsbureaus nur solche Personen und Fir- 
men vorschlagen werden, deren Geschäftsgebaren sie als einwandfrei kennen. Di- 
rekte Anfragen bei Geschäftsfreunden führen oft zu unliebsamen Resultaten, da der 
Konkurrent sicherlich kein Interesse an der Auswahl wirklich brauchbarer Ver- 
bindungen hat. Schimmelpfeng sagt in einer seiner Broschüren: „Die stete Füh- 
lung, in der die Auskunftei mit ihren Gewährsleuten, Kunden und der Geschäftswelt 
im ganzen steht, die Sammlung und Verwertung aller erhaltenen Nachrichten sind 


1) M. Gätcke, a. a. O. S. 40. 
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eine wertvolle Quelle für die Anknüpfung von Geschäftsverbindungen, sei es zum 
Bezuge von Waren, sei es zu deren Absatz.“ In allen größeren Auskunftsunterneh- 
mungen spielt diese Vermittlertätigkeit in der Tat eine gewisse Rolle, zumal da 
die Gebühren äußerst minimal sind. Dem Geschäftsmanne kann dieser Dienst in 
den folgenden bedeutendsten Fällen sehr von Vorteil werden. Für die Ausschaltung 
des in- und ausländischen Zwischenhandels wird er direkte Abnehmer oder geeignete 
Reisende zur Bearbeitung der: durch das Auskunftsbureau in Erfahrung gebrachten 
einschlägigen Kundschaft finden. Sucht ein Geschäftshaus Verbindungen im Aus? 
lande, so wird er tatkräftige Exporteure des Inlandes oder Importeure des Aus? 
landes oder Agenten im Auslande, vielleicht sogar eine Menge von Adressen direk- 
ter Abnehmer im Auslande erhalten können!). Agenten, die neue Vertretungen 
suchen, geben der Auskunftei gerne ihre Adressen auf; aber auch solche Agenten 
werden ohne ihr Zutun empfohlen, die nach Ansicht unterrichteter Kreise dienlich 
sein könnten. Die Auswahl des passenden Agenten, Kunden, Importeurs und Ex! 
porteurs ist durch die ee ne der Auskunftei und ihre ne 
jährige Erfahrung gesichert. 

Eine Bezugnahme auf die Vermittlung durch das Auskunftsbureau ist bei An: 
bahnung neuer Geschäftsverbindungen meist unerwünscht. Nur bei der Agenten- 
beschaffung tritt das Bureau mit diesen in Vorverhandlungen, bis sich der Agent 
zur Übernahme der Vertretung entschlossen hat. Der Agent wird über die Ge 
schäftsverhältnisse des Auftraggebers nicht im unklaren gelassen. Der Vertreter 
wird dann in Vorschlag gebracht und gleichzeitig eine genaue Auskunft (Sonder- 
bericht) über ihn geliefert, Es erübrigt sich nur noch für den Auftraggeber, den 
Agenturvertrag abzuschließen. 

‘Gilt es, einen Lieferanten außergewöhnlicher Artikel zu nennen, so werden die 
einschlägigen Firmen von dem Auskunftsbureau befragt, ob sie auf eine neue Ge- 
schäftsverbindung reflektieren. Die die Frage bejahenden Firmen — und dies 
werden die allermeisten sein — werden in einer Liste zusammengestellt, die der 
Auftraggeber erhält. Die Listen werden durch Zusätze, die die Leistungsfähigkeit. 
der betreffenden Firma kennzeichnen, ergänzt. 


II. Die Innenorganisation der Auskunftsinstitute. 


1. Allgemeines. Zur Gründung und erfolgreichen Führung eines Auskunfts- 
instituts sind gewisse Voraussetzungen zu erfüllen, über die einige Urteile von 
Fachleuten hier angeführt werden sollen. E. Sutro?) nennt folgende Bedingungen: 


1. Großer Kapitalbesitz, hohe Bildung und Intelligenz des Leiters; 

2. ein großes und gut ausgebautes Netz von Korrespondenten; 

3. ein geschulter Beamtenkörper; 

4. ein großes und sorgfältig geführtes Archiv. 
Ehrenberg sagt bezüglich der Leitung: „Mit großem Kapitalbesitz allein ist hier 
gar nichts getan. Allgemeine Bildung, Rührigkeit und Energie, Organisationstalent. 
und Kenntnis des Geschäftslebens in möglichst zahlreichen Branchen sind die wich- 
tigsten Eigenschaften, die von der Leitung verlangt werden müssen. Nur aus- 
nahmsweise werden sich Personen finden, die diesen Anforderungen gewachsen 
sind, ein Umstand, der bei der prinzipiellen Beurteilung des Auskunftswesens 
schwer ins Gewicht fällt.‘‘ Carl Roscher verlangt auch von den Gewährsmännern her- 
vorragende Eigenschaften: Beobachtungsschärfe, Klarheit im Urteil, Deutlichkeit 


1) Entnommen aus einer Broschüre von W. Schimmelpfeng. 
2) Eugen Sutro, a. a. O 


Das Auskunftswesen in Amerika usw. 548: 


der Darstellung und eine ausgedehnte Bekanntschaft. ‚Wie ein Posten vor einer 
Festung muß ein solcher Beobachter wachsam, gewissenhaft und von makelloser, 
unnachsichtiger Gerechtigkeit sein.“ Daß diese Voraussetzungen bei den atrietikäht- 
schen Instituten zutreffen, erhellt schon die ungeheure Ausdehnung dieser Unter- 
nehmungen; daß deren Organisation hervorragend ist, beweist allein die Tatsache, 
daß diejenige der größten europäischen Auskunftei, W. Schimmelpfeng, dem ameri- 
kanischen Vorbilde nachgeahmt ist. 

Wie bei jedem Geschäftsbetriebe hat man auch bei den Auskunftsinstituten 
Anlage- und Betriebskapital zu scheiden. Das Anlagekapital ist hier sehr groß. Der 
Grundbesitz und die Bauten der vielen Niederlassungen, die Bureaueinrichtungen, 
Druckereien, Mobilien usw. erfordern allein schon beträchtliche Summen. Papier- 
vorräte, das umfangreiche Archivmaterial, Gehälter, Löhne und das Bargeld reprä- 
sentieren das Betriebskapital. Die dauernde Bereithaltung von Auskünften über 
mehr als 2 Millionen Firmen erfordert naturgemäß eine kolossale Arbeitsleistung, 
so daß man nicht sagen kann, ob Betriebs- oder Anlagekapital den größeren Teil 
bildet. Einen Vergleich der beiden Arten zu erhalten, war nicht möglich. Das 
Kapital bestimmt die Leistungsmöglichkeit im Auskunftswesen, die Leistungsfähig- 
keit wird durch verschiedene andere Umstände bestimmt. Die Herstellung der Aus- 
künfte erfolgt, indem man Korrespondentengebühren, Porti, Gehälter, Mieten, Hand- 
lungsunkosten aufwendet. Das Betriebskapital gibt also, wie das allgemein die 
Regel ist, fast seinen gesamten Wert an die Produktion ab. Es verwandelt sich in 
Wissensstoff, der aber nie ganz in die Geldform zurückkehrt; denn er wechselt 
nicht wie eine Ware den Besitzer, sondern bleibt vielmehr erhalten. So sieht der 
Produzent, wie im Auskunftswesen ein stetig wachsender Teil seines Kapitals sich 
in einem nicht beliebig transformierbaren Gut festlegt, dessen Kapitalwert an den 
Betrieb gebunden ist!). 

Mehr denn in anderen Betrieben wird die Intelligenz der leitenden Organe bei 
der Auskunftserteilung für das ganze Unternehmen ausschlaggebend. Auf die Aus- 
wahl der Mitarbeiter in leitenden wie in untergeordneten Stellungen ist ganz be- 
sonderer Wert zu legen. Die Angestellten haben sich bei Eintritt in ein Auskunfts- 
bureau einer umfassenden Fachausbildung zu unterziehen. Die Hauptaufgabe der 
leitenden Persönlichkeiten besteht darin, eine Organisation zu durchdenken, die den 
allgemeinen Anforderungen: Schnelligkeit in der Auskunftserteilung, Sicherheit 
der geleisteten Auskünfte, entsprechen. Unstimmigkeiten in den Auskünften mög- 
lichst zu vermeiden, muß das dauernde Bestreben der verantwortlichen Personen 
sein; denn ein Auskunftsbureau soll nicht nur Erwerbsinteressen nachgehen, son- 
dern ein Kreditschutzinstitut darstellen, das das ganze Wirtschaftsleben fördert. 
Von der Leitung hängt es ab, welches Vertrauen die Geschäftswelt dem Institut 
darbringen wird, und das Vertrauen zu einem Auskunftsinstitut ist „lie Voraus- 
setzung zu seiner Inanspruchnahme. 

Das Bureaupersonal einer Auskunftei hat von der leitenden bis ‚zur unter- 
geordneten Stellung eine große Verantwortung zu tragen. Ihm liegt,es ob, das ein- 
gegangene Material, das als Unterlagen für die Auskünfte dienen soll, auf ihre 
Brauchbarkeit zu prüfen und die Auskünfte zu erteilen. Zu ‚der ersten Betätigung 
muß bei den Beamten eine umfassende Geschäftskenntnis und Erfahrung, Ver- 
ständnis für das Wirtschaftsleben vorausgesetzt werden. Mechanische Arbeiten, 
außer im direkten Bureaudienst, wie Buchhaltung, Registratur, Kasse, gibt es im 


1) Entnommen aus: Handbuch des deutschen Auskunftswesens, herausgegeben von Hans 
A. Schimmelpfeng. Berlin 1922. 
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Auskunftswesen überhaupt nicht. : Alle Arbeiten verlangen vollständige Geistes- 
konzentration. Die Beantwortung einer Auskunft erfordert Beherrschung des Infor- 
mationsstoffes, außerdem eine stets auf dem laufenden zu haltende Vertrautheit 
mit den wirtschaftlichen, sozialen, politischen und rechtlichen Verhältnissen des . 
Landes. Der Bearbeiter einer Auskunft hat in jedem Einzelfalle seine Kenntnisse 
den vorliegenden, immer verschiedenen Umständen anzupassen. Die Kontrolle des 
eingegangenen Unterlagenmaterials wird sehr scharf und nur von Leuten vorge- 
nommen, deren Intelligenz und Bildung das Herausfinden der Wahrheiten und Un- 
möglichkeiten garantiert. Daß auf diese Kontrolle sehr großer Wert gelegt wird, er- 
scheint erklärlich, wenn berücksichtigt wird, daß das eingehende Material manch- 
mal sehr unzuverlässig ist. 


2. Korrespondenten. Die Leute, welche den Instituten die Auskünfte liefern, 
bezeichnen wir als Gewährsleute. Deren gibt es verschiedene Gruppen, und inner- 
halb dieser wieder ist die Qualität und die Art der Beschaffung des gelieferten Ma- 
terials sehr verschieden. Jedes Institut hat natürlich das Bestreben, qualitativ mög- 
lichst hochstehendes Material und dieses auf einfachstem und billigstem Wege zu 
erhalten. Dafür kommen natürlich nur solche Personen in Frage, deren Ehrenhaftig- 
keit und Zuverlässigkeit dem Bureau bekannt sind; denn nichts kann dem Ruf eines 
Auskunftsbureaus mehr schaden, als wenn bekannt wird, daß ein großer Prozent- 
satz der Angaben den Tatsachen nicht entspricht. Die Gewährsleute und auch das 
Unternehmen können natürlich keine materielle Haftung für die Richtigkeit ihrer 
Berichte übernehmen. Dafür sind die Entlohnungen viel zu gering bemessen. Es 
müssen vorurteilslose Leute sein, da eine zu optimistische oder zu pessimistische 
Beurteilung von Geschäftsverhältnissen weite Kreise schädigen kann. Es werden 
nur in geordneten Verhältnissen lebende Persönichkeiten für diesen Dienst berufen, 
weil sie zum Teil eine sehr geringe Vergütung für ihre Bemühungen erhalten und 
nur für ein Institut arbeiten dürfen. 


Die einzelnen Gruppen von Gewährsleuten sind folgende: Korrespondenten 
(Haupt- und Nebenkorrespondenten) und Rechercheure. Als Korrespondenten neh- 
men die Institute die besten Geschäftsleute aller Branchen in ihren Dienst. In 
jeder kommerziell bedeutenden Stadt werden deren mehrere, etwa drei bis vier, 
zur Auskunftserteilung über Firmen an ihrem Platze bestellt. Die Hauptkorrespon- 
denten sind in der Regel die ersten Geschäftsleute ihrer Branche. Bei diesen ist 
eine genaue Kenntnis der allgemeinen Geschäftslage und der wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse ihrer Geschäftsfreunde zu erwarten, während ihnen Einzelheiten und per- 
sönliche Verhältnisse meist unbekannt sind. Diese Kaufleute können den Instituten 
wertvolle Unterlagen zur Auskunftserteilung liefern. Als Nebenkorrespondenten 
fungieren für die Institute hauptsächlich kleinere Kaufleute, die diese Tätigkeit als 
eine angenehme Einnahmequelle ansehen. Diese haben hauptsächlich das Institut 
mit geschichtlichen Daten zu versorgen: Familienverhältnisse, Alter, Vergangen- 
heit usw. von Geschäftsleuten. Oft sind derartige Erhebungen nur mit recht 
schwierigen Mitteln zu bewerkstelligen. Dann erhalten die Nebenkorrespondenten 
neben der Vergütung ihrer Auslagen eine erhöhte Gebühr. 


Bei der Bewertung der von den Korrespondenten gelieferten Auskünfte hat 
man ihrem persönlichen Beruf einige Beachtung zu schenken, etwa weil eigene 
Interessen die Auskünfte gefärbt haben können, Bei den Hauptkorrespondenten wird 
dies kaum vorkommen, da sie in der Regel solch hohe Stellungen innerhalb des 
Wirtschaftslebens einnehmen, daß sie auf solche Mittel nicht angewiesen sind. Sie 
übernehmen die Tätigkeit nicht der Einnahmen wegen, anderweitig würde sich ihre 
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Zeit besser rentieren, sie erhalten auch kaum mehr als ihre Unkosten für Papier, 
Porti und Arbeitslohn vergütet. | 

Die Berichte der Nebenkorrespondenten sind jedoch mit Vorsicht zu gebrauchen. 
‚Kleinere Bankiers, deren Kunden prompt ihre Wechsel einlösen, stets über ein ge- 
nügenden Guthaben zur Deckung ihrer laufenden Schecks verfügen, sind leicht ge- 
neigt, zu optimistische Berichte zu liefern. Kleinere Geschäftsleute, Agenten und 
Kommissionäre können ihre Interessen mit guten Auskünften verbinden, indem sie 
die Kreditwürdigkeit ihrer Kunden zu hoch beurteilen. Andererseits besteht die 
Möglichkeit, daß diese Leute über andere Häuser zu schlechte Auskünfte geben, 
weil sie mit ihnen vielleicht Differenzen gehabt haben oder durch Kornkurrenzneid 
‚dazu verleitet werden. Diese Mängel, die der Verwendung von Korrespondenten zur 
Beschaffung von Auskunftsmaterial anhaften, treten im amerikanischen Auskunfts- 
wesen allerdings nur in sehr wenigen Fällen zutage. Die Institute schützen sich 
(davor, indem sie bei allen Anfragen die Berichte mehrerer Korrespondenten, die 
sich alle gegenseitig nicht kennen, einfordern. Durch die verschiedenen Äuße- 
rungen kann sich das Institut ein richtiges Bild der tatsächlichen Verhältnisse 
machen. 

An größeren Plätzen, wo das Auskunftsbureau einen eigenen Vertreter oder 
gar eine eigene Niederlassung unterhält, wird es deren Ansichten über das ange- 
iragte Geschäftshaus mit zu Rate ziehen. Die Berichte der Korrespondenten und 
Rechercheure gehen nämlich sämtlich dem Zentralbureau in New York zu, nicht 
den verschiedenen Platzniederlassungen. Trotz der angegebenen Mängel in der Ver- 
wendung von Korrespondenten kommen die amerikanischen Institute ohne deren 
Mitarbeit nicht mehr aus. Durch eine sorgfältige Kontrolle ist erreicht worden, daß 
die möglichen Fehlberichte auf ein Mindestmaß reduziert werden. 

Die Korrespondenten sind mit die Hauptstützen der beiden großen Auskunfteien, 
deren jede heute mehr als 100000 in ihren Diensten hat, ein Beweis für das 
Klassenbewußtsein der Kreditgeber, die durch ihre Mitarbeit an dem großen Werk 
der Auskunftsinstitute der Kreditgewährung eine größere Sicherheit zu geben 
suchen. 

Allerdings können die Institute kaum verhindern, daß, entgegen ihren Bestim- 
mungen, die Korrespondenten außer für ihren Betrieb auch noch für das Kon- 
kurrenzunternehmen arbeiten. Für die Hauptkorrespondenten, die von den Bureaus 
am meisten in Anspruch genommen werden, lohnt sich manchmal die Anlage einer 
kleinen Sammlung von Auskünften. Um für die entstehenden Unkosten dann bessere 
Vergütungen zu erhalten, versuchen einige, ihre Kenntnisse den beiden Instituten 
zur Verfügung zu stellen. Wenn dies auch ein Schaden für die Institute ist, denn 
jedes will natürlich die genauesten Auskünfte liefern, an der Güte der Auskünfte 
ändert dies nichts, höchstens werden die Berichte der Korrespondenten mit noch 
größerer Mühe und Umsicht hergestellt. 

Die Korrespondenten sind, wie gesagt, sich alle untereinander fremd, keiner 
kennt den Namen eines anderen. Sogar in den Zentralbureaus bleiben vor den aller- 
meisten Bureaubeamten die Namen der Korrespondenten geheim. Nur dieser un- 
verbrüchlichen Verschwiegenheit haben die Auskunftsanstalten die Mitarbeit dieser 
weiten Geschäftskreise zu verdanken, ohne die sie niemals zu solcher Leistungs- 
fähigkeit gelangt wären. Die Mitarbeit prominenter Kaufleute, Industrieller und 
Bankiers beweist uns, daß das amerikanische Geschäftsleben nicht nur, wie viel- 
fach angenommen wird, auf Erlangung persönlicher Vorteile, dem rücksichtslosen 
Jagen nach dem Gelde, eingestellt ist, sondern daß ihre besten Kräfte hohe volks- 
wirtschaftliche Ziele, deren das Kreditschutzproblem unbedingt eines ist, verfolgen. 
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3. Rechercheure. Mit den von den Korrespondenten gelieferten Informationen 
allein kommen die beiden großen Institute nicht aus, sie brauchen Persönlich- 
keiten, die jederzeit bereitstehen, über die eine oder andere Firma sofort Auskünfte 
zu besorgen oder da aufzutreten, wo Korrespondenten versagen. Zu diesem Zwecke 
Erkundigungen bei Bedarf einzuziehen, sind bei beiden Instituten fest angestellte 
Personen tätig. Diese Rechercheure, in Amerika reporters =Berichter genannt, 
widmen ihre ganze Zeit allein einem Bureau. Sie stehen in Amerika alle in einem 
festen Angestelltenverhältnis. Jede anderweitige Betätigung beruflicher Art ist 
ihnen untersagt. In allen Städten, in denen Niederlassungen einer Auskunftei sind, 
wirkt eine ganze Anzahl solcher reporters. Nach dem Umfang der zu bewältigenden 
Arbeitsleistung ist deren Zahl überall verschieden. Ihre Tätigkeit besteht haupt- 
sächlich darin, durch persönliche Eindrücke, Feststellungen und Fühlungnahme mit 
den Angefragten sich so viel Kenntnisse über deren Verhältnisse zu verschaffen, 
daß sie einen vollständigen Bericht anzufertigen imstande sind. Oft bedienen sie 
sich auch der Erfahrungen anderer Geschäftsleute, mit denen sie eine derartige Be- 
kanntschaft unterhalten, daß sie von diesen Erkundigungen über ein angefragtes 
Unternehmen erhalten können. Ein ausgedehnter Bekanntenkreis in der Geschäfts- 
welt kommt den reporters dabei sehr zu statten. In allen Branchen unterhalten die 
gewiegten Berichter Bekanntschaften, die ihnen so nötig sind, daß sie ohne diese 
ihre Erkundigungen nicht erschöpfend einziehen könnten. Es liegt an ihnen, ver- 
trauenswürdige Geschäftsleute für das große Werk und die allgemeine Nützlichkeit 
der Auskunftsanstalten zu interessieren, um ihre Gefälligkeit dauernd in Anspruch 
nehmen zu können. 

Allein auf die Informationen seitens seiner Gewährsleute kann sich der ge- 
wissenhafte Rechercheur nicht verlassen; es gilt die Erkundigungen auf ihren Wert 
zu prüfen und hierfür muß er anderwärts etwas zu erfahren suchen. Der Berichter 
ist oft genötigt, die angefragten Häuser direkt aufzusuchen, sich dort als Beauf- 
tragter ihrer Auskunftei vorzustellen und um Unterlagen für einen auszufertigenden 
Bericht zu bitten. In den meisten Fällen wird er schon einiges Wissenswerte. er- 
fahren können; denn der größte Teil der amerikanischen Geschäftswelt sucht nicht 
ängstlich seine Verhältnisse geheim zu halten, im Gegenteil, er unterstützt die 
Institute durch sehr zuvorkommendes Benehmen. Die größeren Unternehmungen 
werden ganz sicher gerne den reporters ihre Geschäftslage und ihren finanziellen 
Stand mitteilen; denn ihr Kredit ist in der Regel so unerschütterlich, daß sie gar 
kein Interesse an der Geheimhaltung ihrer Verhältnisse haben. Die kleinen und 
kleinsten Kaufleute, deren Kapitalschwachheit allein aus dem Äußeren ihres Ge- 
schäftslokals ersichtlich ist, sehen in dem Beauftragten einer Auskunftei einen 
Mann, der ihren Kredit in der Hand hat. Deshalb geben sie diesem gerne Auskunft 
über sich. Ihre Kapitalschwäche und der Umfang ihres Geschäftes sind bekannt, 
meist suchen sie, indem sie ihre Tüchtigkeit und Ehrenhaftigkeit stark betonen, 
eine günstige Krediteinschätzung bei den Auskunftsbureaus herauszuschlagen. Er- 
fahrungsgemäß ist bei den Selbstauskünften der mittleren Firmen die allergrößte 
Vorsicht am Platze. Täuschungen in bezug auf Absatz, Zahlungstermine, Betriebs- 
kapital usw. sind bei diesen am häufigsten und am schwersten nachzuprüfen. Die 
Firmen mittleren Umfangs arbeiten fast alle mit allen möglichen Kreditarten:: Bank-, 
Lombard-, Waren-, Wechsel- und Hypothekarkredit. Die reporters haben diese Tat- 
sache bei der persönlichen Inspektion solcher Häuser in Betracht zu ziehen. Ein 
umfangreiches Warenlager, eine größere Vertreterorganisation usw. sind hier noch 
‚lange kein Beweis für eine große Kapitalkraft. Die Rechercheure sind gezwungen, 
alle anderen Erkundigungsmöglichkeiten in Anspruch zu nehmen. Durch Verbin- 
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dung mit Bankiers sind die Bankschulden festzustellen, das Handelsregister, das 
Sehiffsregister und die Grundbücher sind einzusehen und Auszüge daraus anzu» 
fertigen. 

Wenn uns der Erkundigungsdienst der Korrespondenten und Rechercheure 
schon schwierig erscheint, so ist die Zusammenfassung und richtige Beurteilung 
aller. Verhältnisse aus den Berichten, die an das Hauptbureau der Auskunftsanstalt 
geliefert werden, noch weit schwieriger. Sie erfordert eine große Erfahrung im 
Auskunftswesen. Die Gabe, objektiv urteilen zu können, Unbestechlichkeit und Sorg- 
falt sind bei jedem Rechercheur Voraussetzung. Über Kenntnisse des Gesellschafts- 
und Wirtschaftslebens muß er mehr als sonstwo verfügen. Um ein einfaches Bei- 
spiel herauszunehmen: Die Verhältnisse und Kreditwürdigkeit eines Kalibergwerk- 
besitzers sind wegen der großen Betriebsgefahren anders zu beurteilen als die 
eines Eisenhüttenbesitzers, dessen Besitz durch Naturgewalten nicht zerstört wer- 
den kann. Einem Getreideexporteur wird man größere Kreditsicherheit zusprechen 
müssen als einem Baumwollexporteur, dessen Warenbestände im Werte dauernd 
schwanken. Der Charakter der Geschäftsleute ist bei der Abfassung eines Berichtes 
als äußerst wesentlich in Betracht zu ziehen, ferner Tüchtigkeit, Erfahrungen usw. 
der Geschäftsleiter. Genaue Scheidung der eigenen Ansicht von Tatsachen, Ge- 
rüchten und Vermutungen muß im Bericht vorgenommen. werden. Vor .undurch- 
sichtigen Redewendungen hat sich der Gewährsmann zu. hüten; denn es kommen 
sonst beim Durchlesen der Auskunft Gedanken auf, die gar nicht beabsichtigt waren 
und vielleicht unberechtigt sind, Die Rechercheure und Korrespondenten der ameri- 
kanischen Institute besitzen die nötige Übung im Erkundigungs- und Berichtsdienst; 
Welche Aufmerksamkeit sie ihrer Arbeit widmen, wird unten eine kleine Statistik 
über die Richtigkeit der gelieferten Berichte veranschaulichen. 


4. Selbstauskünfte der amerikanischen Geschäftswelt. Wir haben gesehen, 
welcher direkten Mittel sich die beiden größeren Auskunftsanstalten bedienen, um 
die erforderlichen Unterlagen für ihre Sonderauskünfte :und Referenzbücher zu 
erhalten. Obwohl, wie schon gesagt, in Nordamerika für jede Auskunftei über 
100.000 Korrespondenten und eine große Anzahl Rechercheure (reporters), in New 
York etwa je 60 tätig sind, genügen. diese Quellen allein nicht, um die: gewaltige 
Menge des benötigten Wissensstoffes zusammenzubringen. In Amerika gingen die 
Institute von Anfang an von dem Grundsatz. aus, daß der Kreditbeanspruchende. 
selbst seine Vertrauenswürdigkeit darzulegen habe durch Selbstauskünfte, Zuerst 
durch Aufforderungen seitens der Bureaus an die Darlegung ihrer Geschäftsverhält- 
nisse gewöhnt, gibt der weitaus größte Teil der amerikanischen Geschäftswelt heute 
freiwillig den Bureaus Angaben über allerhand wissenswerte Fragen, die viele Er- 
kundigungen ersparen. Die mündlichen Selbstauskünfte , werden, wie dargestellt, 
durch Rechercheure eingeholt. Zur Einholung schriftlicher eigener Angaben be- 
dienen sich, falls nicht die Firmen freiwillig umfassende Selbstauskünfte geliefert 
haben, die Bureaus der Anfragebogen. Diese enthalten alle die für die Auskunfts- 
erteilung wesentlichen Fragen: Kapital, Umsatz, Art des Geschäfts, Zahl der be- 
schäftigien Personen (Angestellte und Arbeiter), Vertretungen usw,, ferner Verhält: 
nisse der Geschäftsinhaber (auch privater Natur). Die Beantwortung der Fragen 
steht den Befragten frei, jedoch gehört es zu den Ausnahmen, daß ein Fragebogen 
ganz unbeantwortet bleibt, Die meisten -Fragen werden durchweg, mit. größten 
Offenherzigkeit beantwortet; denn die Geschäftsleute wissen, daß den Insühlien 
Mittel zur Verfügung stehen, um alles Gewünschte zu erfahren. 

Alle Geschäftskreise sind an der allgemeinen Durchführung der für äit: A 
kunfteien so überaus wichtigen Sitte, Selbstauskünfte zu geben, in hohem Maße 
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interessiert. In dem Bestreben, den Kreditverkehr zu sichern, unterstützen sich 
alle soliden Geschäftshäuser, indem sie den Auskunftsanstalten ihre weitestgehende 
Hilfe bieten. Wer Waren auf Kredit, Lieferanten mit Wechseln bezahlen oder sonst 
irgendwelche Kreditgeschäfte machen will, und das sind im modernen Geschäfts- _ 
leben alle Kaufleute, hat ein Interesse daran, in die Referenzbücher der großen 
Bureaus aufgenommen und als vertrauenswürdig eingeschätzt zu werden. Auch 
bei nicht allzu glänzenden Verhältnissen wird eine Selbstauskunft, die den Tat- 
sachen entsprechend gegeben wurde, eher nutzen als schaden. Wird die Erteilung 
einer Selbstauskunft verweigert, oder ist das Bureau außerstande, sich anderweitig 
genauere Informationen zu beschaffen, so daß eine Krediteinschätzung unmöglich 
erscheint, so wird die Firma dennoch in die Referenzbücher aufgenommen mit dem 
Zusatze ‚not rated“. Solchen Firmen wird nicht mehr allzuviel Vertrauen ent- 
gegengebracht werden! 

Die Geschäftssitte, über sich selbst laufend den Auskünftsanstälten Berichte 
zu liefern, ist so allgemein geworden, daß diese Selbstauskünfte heute die unent- 
behrliche Grundlage der amerikanischen Institute darstellen. Zum wenigsten leisten 
sie gute Dienste zur Vervollständigung der Berichte. Der Zusatz ‚not rated“, d. h. 
„eine Kapital- oder Krediteinschätzung ist unmöglich“, findet sich in den Referenz- 
büchern nur noch selten. Für die Zustellung von Selbstauskünften zahlen die Aus- 
kunfteien keine Vergütung. 

Selbstverständlich unterliegen die eigenen Angaben der Kaufleute einer sorg- 
fälligen Prüfung; denn oft sind diese unwissentlich gefärbt, vielfach aus Selbst- 
täuschung, oft werden wissentlich falsche Angaben gemacht. Die Prüfung der 
Selbstauskünfte erfordert naturgemäß tüchtige Kräfte, die Übertreibungen und 
Täuschungen aufzudecken vermögen. Das beste Hilfsmittel zur Prüfung der Selbst- 
ausküntte bilden die Bilanzen, die von vielen Unternehmungen den Instituten un- 
aufgefordert zugehen. Durch Vergleich mit den Bilanzen früherer Jahre werden 
auffällige Veränderungen sofort erkannt und deren Richtigkeit leicht durch die 
Korrespondenten oder Rechercheure aufgeklärt werden können. Besonders bei Neu- 
gründungen ist das Einreichen von Eröffnungsbilanzen nebst einigen Belegen und 
Bemerkungen den Instituten sehr erwünscht. Ein neues Unternehmen, das auf 
Kredite Wert legt, wird nicht versäumen, derartiges Material zur Verfügung zu 
stellen. Manche Geschäftsleute pflegen den Bureaus neben eigenen Angaben und 
Bilanzen noch Referenzen von Lieferanten aufzugeben, doch sind deren Auskünfte 
aus schon genannten Gründen mit Vorsicht aufzunehmen!). 

Zur Nachprüfung der eigenen Angaben stehen den Instituten die verschieden- 
artigsten Mittel zur Verfügung. Korrespondenten und Rechercheure können über 
einzelne Punkte leicht die erforderlichen Nachforschungen anstellen. Handels- 
register, Grundbücher, Schiffs- und Strafregister und Schuldnerverzeichnisse der 
Gerichte ermöglichen eine zwar zeitraubende und kostspielige, aber einwandfreie 
Kontrolle der Selbstauskünfte. Die einfachste Kontrolle bietet immer das Archiv 
einer Auskunftei, wo aller irgendwie interessierende Wissensstoff, in übersicht- 
licher Weise angeordnet, aufbewahrt wird. Eine umfassende Nachprüfung der 
Selbstauskünfte ist in den seltensten Fällen notwendig; denn sie beruhen fast 
durchweg auf Tatsachen. Manche Firmen übergehen in Selbstauskünften einfach 
die Stellen, wo Selbsttäuschungen oder Übertreibungen vorkommen könnten und 
stellen den Rechercheuren statt dessen die Einsichtnahme ihrer Geschäftsbücher 
zur persönlichen Information offen. 


?) Siehe „Geschäftsfreundliche Auskunft“. 
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5. Archiv. Die beiden Auskunfteien behalten das durch alle denkbar mög- 
lichen Mittel gewonnene Auskunftsmaterial nicht nur zu eigenem einmaligen Ge- 
brauch, sondern verwahren alle Berichte, Bilanzen usw, in ungeheuer groß und 
dennoch übersichtlich geordnet angelegten Archiven. Für ihre verschiedenen 
Tätigkeiten: Inkassogeschäfte, Schlichtung geschäftlicher Differenzen, Förderung 
neuer Geschäftsbeziehungen und das Hauptgeschäft, die Auskunftserteilung durch 
Referenzbücher und Sonderberichte, werden die Archive getrennt geführt. Das bei 
den verschiedenen Tätigkeiten gewonnene Material wird bei Gelegenheit natürlich 
kompensiert, um das erhaltene Bild noch vollständiger zu gestalten. Das Archiv 
bildet also den Konzentrationspunkt aller Informationen innerhalb des Wirtschafts- 
lebens. Es wird in den Hauptniederlassungen der Institute in New York geführt. 
Hier strömen alle Selbstauskünfte, Berichte der Korrespondenten und Rechercheure 
zusammen, In besonderen Bureaus werden von Angestellten alle bedeutenderen 
Handelszeitungen in englischer Sprache gelesen, einzelne Artikel und Nachrichten 
ausgeschnitten und den Archiven zur Aufnahme in die Akten zugestellt. 

Das Archiv für die Auskunftserteilung benötigt naturgemäß das allermeiste an 
Unterlagen; denn je vollständiger das Archiv ist, desto größer der Wert der ge- 
lieferten Auskünfte. Ferner wirkt die Wechseldauer der Auffrischung des Ma- 
terials auf die Qualität der Informationen ein. Seit dem jahrzehntelangen Bestehen 
der Institute sind die Archive natürlich zu enormem Umfange angewachsen, und 
diese dennoch übersichtlich zu erhalten, d. h. so zu organisieren, daß das Auffinden 
einer gewünschten Unterlage so leicht und schnell wie nur möglich von statten 
gehen kann, ist eine Hauptaufgabe des Archivleiters. | 

Das Hauptarchiv ist eingeteilt in In- und Auslandsarchiv. Das über jedes 
Unternehmen vorhandene Auskunftsmaterial, Selbstauskünfte, Berichte, Bilanzen, 
Zeitungsausschnitte usw., wird in Mappen geheftet. Diese werden wiederum kartei- 
artig in alphabetischer Reihenfolge aufbewahrt. Von allen Unterlagen werden so- 
fort bei ihrem Eingang Kopien angefertigt und diese in einem Reservearchiv auf- 
gestapelt, um bei Verlust, Brand oder dergl. sofort Ersatz zur Hand zu haben. 
Original- und Kopienarchiv treten im normalen Geschäftsgange sonst nie zu- 
sammen. 

Im Archiv liegt die Leistungsfähigkeit jeden Auskunftsbetriebes begründet, es 
ist die Seele der Auskunftsorganisation, und wie wir sehen werden, die Grundlage 
der einzigen in Amerika erscheinenden Konkursstatistiken. In ihm ist die jahr- 
zehntelange Arbeit von Kaufleuten enthalten, es ist das Grundkapital der Aus- 
kunfteien. Ein Fernstehender kann sich keine Vorstellung von dem riesigen Umfang 
dieser Archive machen, die von über 2 Millionen Firmen Berichte von deren 
Gründung bis zum jüngsten Datum besitzen. 

In dieser Fülle von Material ist peinlichste Ordnung zu halten. Nur den ım 
Archiv beschäftigten Personen ist Zutritt gewährt, auch die Direktoren anderer Ab- 
teilungen sind nicht befugt, selbständig Einsicht in die dort liegenden Unterlagen zu 
nehmen. Die Auskunfteien bemühen sich natürlich aus Gründen der Übersichtlich- 
keit und der Kostenersparnisse, mit dem kleinstmöglichen Umfang der Archive aus- 
zukommen. Das Hauptbureau der Mercantile Agency of America R. G. Dun & Co. 
befindet sich in einem Hochhause im Herzen New Yorks, auf dem Broadway, im 
„Dun Building‘, das der Bradstreet Company ebenfalls auf dem Broadway, wo die 
Ausdehnung der Archive wegen der kolossalen Grundstückspreise eine Rolle spielt. 

Bevor Unterlagen in das Archiv eingeordnet werden, erhalten diese einen Ver- 
merk über die Zeit der Informationen (Datum) und den Namen des Gewährs- 
mannes. Bei Ausfertigung der Sonderberichte werden die Namen der Anfragenden 
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eingetragen, so daß man jederzeit auf die darauf vermerkten Gewährsleute und 
die Anfrager zurückgreifen und letztere vielleicht um Auskünfte über das angefragte 
Haus und ihre Erfahrungen mit diesem angehen kann. Die Unterlagen selbst sind 

also wieder Wegweiser für Quellen neuer Erhebungen. 

Das Archiv muß natürlich ständig auf dem Laufenden gehalten werden. Bei 
den amerikanischen Instituten werden die Unterlagen mindestens vierteljährlich 
vor Ausgabe eines neuen Referenzbuches erneuert. In außergewöhnlichen Fällen, 
bei Konkursen, Zahlungseinstellungen usw., aber auch solchen günstiger Art, wie 
vorteilhafte Vertrags- oder Kaufabschlüsse, gute Ernten, Produktionsverbesserungen, 
erhalten die Archive sofort und unaufgefordert von den Korrespondenten und 
Rechercheuren Nachricht, ein Vorgehen, das besonders in den schnell wechseln- 
den amerikanischen Geschäftsverhältnissen nicht hoch genug einzuschätzen ist. 

Die Institute sind also in der Lage, sofort, ohne vorherige Informationen, Be- 
richte zu erteilen, und zwar nach den allerneuesten Erkundigungen. Selten kommt 
es vor, daß im Archiv keine oder veraltete Unterlagen vorhanden sind. Das Archiv 
ıneldet dann dem anfragenden Zweigbureau oder dem Anfrager selbst: No report! 
Die gewünschte Auskunft wird dann auf allerschnellstem Wege besorgt und dem 
Anfrager zugestellt, in dringenden Fällen oder bei großen Entfernungen geschieht 
die Übermittlung durch Kabel. Auch über ständig insolvente Firmen werden im 
Archiv Unterlagen gesammelt. Bei Anfragen über diese werden die Auskunft- 
suchenden vor ihnen gewarnt und in Kreditgeschäften größte Vorsicht angeraten. 
Tritt eine Besserung in dem finanziellen Stande solcher Firmen ein, so werden die- 
jenigen, welche früher Auskünfte über diese Firmen gewünscht haben, von dieser 
Änderung in Kenntnis gesetzt. Dasselbe geschieht bei den Anfragern, die bereits 
eine günstige Auskunft erhielten, über Firmen, deren Kreditwürdigkeit BeRuuE 
ist und die Gläubiger Gefahr laufen, ihre Forderungen zu verlieren. 

Die Archive dienen zur steten Bereithaltung von Auskünften, ohne die ein 
Auskunftsgeschäft in der- Ausdehnung der amerikanischen Institute gar nicht denk- 
bar ist. Dieser ständigen Bereitschaft verdanken sie ihre große Inanspruchnahme. 
In der Bereithaltung der Auskünfte kann man insofern keine spekulative Betätigung 
der Auskunfteien erblicken, als sie hauptsächlich für einen festen Abnehmerkreis 
ihrer Referenzbücher arbeiten. Daß die Nachfrage danach jemals beträchtlich nach- 
lassen könnte, ist weder in einer Zeit wirtschaftlicher Depression noch in Zeiten 
guter Konjunkturen zu erwarten. Die Geschäftswelt benötigt sie zu allen Zeiten. Daß 
sie jemals ohne diese auskommen könnte, ist ebenso undenkbar, wie daß das Ge- 
schäftsleben ohne Kreditgewährung von statten gehen könnte. 

In den Zweigniederlassungen der Auskunfteien, auch in denen des Auslandes, 
werden ebenfalls Archive, allerdings kleineren Umfanges, unterhalten. Jedes Zweig: 
bureau hat einen bestimmten Arbeitsbezirk, innerhalb dessen über die Geschäfts- 
leute Auskünfte direkt zu beziehen sind. Es geschieht dies, damit bei der Ein- 
holung der Auskünfte den Anfragenden möglichst schnelle Antwort erteilt werden 
kann. Die Organisation der Zweigbureaus ist dieselbe wie die des Hauptbureaus. 
Sie erhalten Kopien der Berichte, Nachrichten, Bilanzen usw. vom Hauptbureau in 
New York sofort und auf schnellstem Wege zugestellt, aber nur derjenigen Firmen, 
die innerhalb ihres Bezirkes ansässig sind. In San Francisco kann man z.B. Aus- 
künfte über die in an der Westküste gelegenen Plätzen wohnenden Geschäftsleute 
beziehen. Gingen Anfrage und Antwort nach bzw. von New York, so würde das 
Einholen einer Auskunft mindestens 15 Tage dauern, eine für das Geschäftsleben 
viel zu große Zeitspanne. Im Auslandsverkehr würden diese Mängel in noch viel 
höherem Maße hervortreten. Deshalb bestehen in allen Erdteilen Niederlassungen 
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der beiden großen Auskunfteien, die eigene Archive mit dem nötigen Material über 
die bedeutenderen Geschäftshäuser der betreffenden Länder besitzen. 

Die Zusammenstellung des Archivmaterials und der Berichte erfolgt nach ein- 
heitlichen Grundsätzen. Aus letzteren ist der Ursprung der Unterlagen nicht zu 
erkennen, weil die Gewährsleute natürlich geheim gehalten werden müssen. Ein 
direkter Verkehr mit diesen würde das Unternehmen ja schädigen. Der Kopf 
eines Sonderberichts enthält: 


1. Name und Adresse der Firma (sehr genau angegeben); 

2. Namen des Inhabers, der Direktoren und Prokuristen (manager); 

3. deren Fähigkeiten; 

4. Datum der Informationen und Angaben, ob vielleicht Vermutungen oder Ge- 
rüchte in der Auskunft enthalten sind; 

5. Kapital des Unternehmens, ob voll eingezahlt oder nur zum Teil; 

6. Aufstellung der Aktiva und Passiva laut letzter Bilanz; 

7. Angaben über Versicherungen gegen Feuer usw., auch Lebensversicherung 
der Inhaber; 

8. Besondere Angaben über Beschäftigungsgrad, Stellung des Unternehmens 
innerhalb der Branche, Gewinne oder Verluste usw. 


Das Bearbeiten der Auskünfte nach einem bestimmten Prinzip hat den Aus- 
kunfteien sehr zu Unrecht den Vorwurf der Schablonenhaftigkeit eingetragen. Ein 
System muß das ganze Auskunftswesen beherrschen, wenn nicht die Güte der 
Leistungen herabgedrückt werden soll. Für jede Auskunft ist, von wenigen Fällen 
abgesehen, stets eine neue Unterlage vorhanden, so daß von einer ‚„Schematisie- 
rung‘ nicht gesprochen werden kann. Die Institute halten mit Recht an einer be- 
währten Form der Sonderberichte und Referenzbücher fest, die über alles Wissens- 
werte Auskunft zu geben vermag. Eher ist nach Gätcke!) bei den Anfragern eine 
Schablonenhaftigkeit zu finden, die unüberlegterweise immer nach derselben Scha- 
blone anfragen, ohne dem Bureau gleichzeitig, mündlich oder schriftlich, die so sehr 
wichtigen Fingerzeige in bezug auf die Art und Höhe des in Rede stehenden Kredits 
zu geben. 


\ 


6. Behandlung und Beurteilung der Auskünfte. Bei allen Auskunftsarten, 
der geschäftsfreundlichen wie der gewerbsmäßigen, wird seitens der Gewährs- 
leute und Auskunftsinstitute und auch der Anfragenden Verschwiegenheit gefordert. 
Wir haben oben gesehen, wie die Auskunfteien die Namen ihrer Gewährsmänner 
geheim halten, weil ohne diese Verschwiegenheit einfach kein Korrespondent das 
Werk der Auskunftsinstitute unterstützen würde. Zum wenigsten würden die Be- 
richte ziemlich nichtssagend ausfallen, ein Fehler, der die geschäftsfreundlichen 
Auskünfte heute noch beherrscht. Andererseits fordern die Bureaus die Geheim- 
haltung ihrer Auskünfte, besonders der Sonderberichte. sn 

Der Wert der von den Bureaus gelieferten Auskünfte liegt in der Objektivität 
der Beurteilungen und in dem hervorragenden System, die Geschäftswelt selbst 
Auskünfte über sich geben zu lassen, die durch einen Stab angestellter Personen 
und im Wirtschaftsleben stehender Kaufleute ergänzt und kontrolliert werden. Daß 
sich über ihn alle Kreditgeber vor einer Geschäftsverbindung informieren, erfüllt 
den amerikanischen Geschäftsmann durchaus nicht mit Mißbehagen, wie es in 
einigen Ländern heute noch ist. Er weiß, daß die Verlustgefahr bei unvorsichtiger 
Kreditgewährung in den Vereinigten Staaten groß ist, so daß sich selbst für kleinere 


1) Gätcke, S. 77. 
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Firmen das Abonnement auf ein Referenzbuch sicherlich rentiert. Er weiß auch, 
daß den Ausküniten der beiden großen Institute unbedingtes Vertrauen entgegen- 
gebracht werden kann. Schließlich haben diese ja selbst ein Interesse an der 
Qualität ihrer Auskünfte, um ihre Organisationen nicht nur auf dem jetzigen Stande _ 
zu erhalten, sondern nach Möglichkeit noch weiter auszudehnen; denn je engmaschi- 
ser das Netz der Gewährsleute und Niederlassungen ist, desto größer die Sicherheit. 
ihrer Auskünfte und ihre Einnahmen. 


Fehler sind natürlich auch bei der großartigen Organisation der Auskunfts- 
anstalten in der Berichterstattung nicht ganz zu vermeiden. Sie treten weniger in 
den Sonderberichten, als in den Kapital- und Krediteinschätzungen der Referenz- 
bücher auf. Angesichts der riesigen Arbeitsmenge, die zur Zusammentragung und 
Zusammenstellung der Unterlagen für ein Referenzbuch zu bewältigen ist, werden 
einige Fehlberichte wohl nie ganz ausgeschaltet werden können. Durch solche 
Fehlberichte werden die betreffenden Kaufleute natürlich sehr geschädigt, und es 
entsteht die Frage, auf welchen Ursachen diese Fehler beruhen, und ob die Institute 
für die erlittenen nachweisbaren Schädigungen haftbar gemacht werden können. 
Wir haben die Organisation der Auskunftsanstalten kennengelernt und können. 
sagen, daß an ihr nichts auszusetzen ist und wir sie als eine Fehlerquelle nicht an- 
sehen können. Die Institute tun ja das denkbar Mögliche, um Fehler in den Selbst- 
auskünften und den Berichten ihrer Gewährsleute aufzudecken. 


Die Fehlerquelle sucht man also außerhalb der Organisation, nämlich bei den 
Gewährsleuten, bei denen die Geschädigten Bestechlichkeit — ein anderes Motiv kann 
nicht vorliegen — vermuten. Bestechungsversuche kann man nur von den interes- 
sierten Personen erwarten, und dies sind nur Konkurrenten eines Unternehmens, 
über das eine unrichtige Auskunft erteilt wurde. Die Hauptkorrespondenten schei- 
- den ganz aus, da sie durch ihren Hauptberuf nicht auf fremde, dazu unrechtmäßig 
erworbene Gelder angewiesen sind. Anders bei den Nebenkorrespondenten, die Be- 
richte der Entlohnung wegen liefern, und bei den fest angestellten Rechercheuren. 
Bei ihnen wäre ein Verdacht der Bestechlichkeit eher zu begründen, doch ist zu 
bedenken, daß die Institute jederzeit an Hand ihres Archivmaterials den verant- 
wortlichen Gewährsmann feststellen können und bei öfteren Fehlberichten den be- 
treffenden Mann entlassen werden. Aus diesem Grunde kann man bei den Gewährs- 
leuten kaum Bestechlichkeit annehmen, vorkommende Fehler eher der zu bewäl- 
tigenden übermäßig großen Arbeitsmenge zuschreiben. 


Eine andere Frage ist die, inwieweit die Institute für derartige Fehlberichte zu 
belangen sind, und ob Geschädigte ihren Schaden ersetzt bekommen. Daß den 
Instituten ein Vorwurf der Fahrlässigkeit nicht gemacht werden kann, ist bei ihren 
Organisationen klar, Vorsatz wird man derartig hochstehenden und allseitig ge- 
schätzten Unternehmungen nicht zutrauen können. Die Ordnungsmäßigkeit ihres 
Betriebes können die Institute jederzeit nachweisen, wenn sie noch nicht bekannt 
ist. Sie für die Schädigungen durch Fehlberichte gerichtlich zu belangen, wird also 
wenig Wert haben, vielmehr ist eine gütliche Regelung ratsam und auch gebräuch- 
lich. Stellt ein Geschäftsmann einen groben Fehler in einem Referenzbuch fest, so 
macht er dem Institut hiervon sogleich Mitteilung, und die Auskunftei wird in 
einem Nachtrag zu dem Referenzbuche den Irrtum sofort berichtigen. Kann der 
falsch Beauskunftete einen Schaden nachweisen, so wird er diesen in der Regel 
von dem betreffenden Auskunftsinstitut ersetzt bekommen. 


Nachstehende kleine Tabelle möge erhellen, daß Falschmeldungen in den Refe- 
renzbüchern in den letzten Jahren immer seltener geworden sind. Sie zeigt ferner, 
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wie die Bradstreet Co. selbst den Abonnenten in kleinen Broschüren!) eine Kon- 
trolle über ihre Arbeit giht. 


Die Zahl der Bankerotte 


in den Vereinigten Staaten und Kanada während der Jahre 1894, 1903, 1909 u. 1924 
rubriziert nach den von der Bradstreet Company den betreffenden Firmen gegebenen 
Krediteinschätzungen., 


1894 % 1903. °% 1909 %, 1924 9% 
Gesamtzahl der Bankerotte . 14588 — 10773 — 1343 — 2024 — 
Als fast völlig kreditunwürdig 
bezeichnete Firmen . . . .10358 71,0 9290 86,6 12761 95,0 21124 95,9 
Als durchaus kreditwürdig be- 


Zeichneüß. - an. : £b +005 27,4! 1269 11,8! 61 45! 847 8,71 
Als eines ausgezeichneten Kre- 
dites würdig befunden .. 225 186 174 10 61 05 83 04! 


7. Konkursstatistiken. In den nordamerikanischen Staaten wird eine staat- 
liche Überwachung von Konkursen nicht einheitlich und gleichwertig durchgeführt. 
Die Auskunftsinstitute haben sich eine statistische Erhebung aller Konkurse in 
Handel und Gewerbe zur Aufgabe gemacht. Sie selbst gewinnen daraus wertvolle 
Richtlinien und Unterlagen zur Auskunftserteilung, aber auch die Geschäftswelt 
begrüßt das Vorhandensein ziemlich genauer Konkurserhebungen. Die privaten 
Statistiken können allerdings kein vollständiges Bild der Krankheitserscheinungen 
im Wirtschaftsleben geben insofern, als sie Vergleiche und die große Zahl der 
auf Dubiosenkonten abgeschriebenen Summen nicht enthalten. Es bleibt also nur 
die Zahl der wirklichen Bankerotte durch eine Statistik vor Augen zu führen. Vor- 
bildlich sind die Konkursstatistiken der Bradstreet Company, die jährlich kleine 
Broschüren mit redaktionellen Anmerkungen darüber herausgibt. Seit 1878 er- 
scheinen diese Statistiken und sind heute noch die einzigen der Welt, welche auch 
die Ursachen der Konkurse in genauen Zahlen angeben. Nun wirken ja bei einem 
Konkurs oft sehr verschiedene Ursachen mit, die Hauptursache ist dann der Finger- 
zeig für dessen Einreihung. 

Die Ursachen für die von der Bradstreet Company statistisch aufgenommenen 
Konkurse sind in zwei Hauptgruppen geteilt: a) Konkurse, die auf eigene Schuld 
des Fallierenden zurückzuführen sind, b) Konkurse, deren Ursachen außerhalb 
dessen Geschäftsbereichs liegen. Weitere Unterteilungen, die sich in der jahrzehnte- 
langen Erfahrung der Bradstreet Company auf diesem Gebiet als dem Zweck ent- 
sprechend bewährt haben, sind folgende: 

a) Eigene Fehler der Fallierenden. 

1. Untüchtigkeit der leitenden Persönlichkeiten. 
2. Unerfahrenheit der leitenden Persönlichkeiten im Geschäftsleben. 
. Kapitalmangel des Unternehmens. 
. Unvernünftige Kreditgewährung an Abnehmer. 
. Spekulationen außerhalb des eigentlichen Geschäftes. 
. Vernachlässigung des Geschäftes durch die Inhaber. 


. Persönliche Extravaganzen der Inhaber. 
. Betrügerische Verfügung über Vermögen. 
b) Äußere Ursachen der Bankerotte. 
9. Besondere Umstände, wie Unglücksfälle, Tod des Inhabers. 
10. Konkurse anderer, scheinbar solventer Kunden. 
11. Besonderer oder unlauterer Weitbewerb innerhalb der Branche. 
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Das Studium der von der Company ihren Abonnenten gelieferten Konkurs- 
statistiken dürfte wegen der daraus zu entnehmenden Schlüsse interessieren. Da- 
her sollen einige Auszüge hier angefügt werden. 


Konkurse von Geschäftshäusern, klassifiziert nach ihren Ursachen (in Prozenten). 


a) Konkurse, die auf eigene Schuld der Fallierenden zurückzuführen sind. 


1900 1909 1924 

°o °/o °o 

15) Untüchtigkeit@r ©, „7 5..% 7.033 013,4 24,2 34,4 
2,„Unerlahrenheit 2, ‚ua... a. 4,9 4,7 
3. Kapitalmangel . . . 2..2.2.2.23,8 34,5 33,3 
4. Törichte Kredite . . . . ... 22 139 11 
5. Spekulationen . . 83 | 0,8 2,5 
6. Vernachlässigung des Geschäftes 1,& 3,0 1,3 
7. Persönliche Extravaganzen 1,0 0,9 1,6 
B.  DEITuge re EURE CR LU 10,8 3,8 
Insgesamt 61,3 81,0 80,7 


b) Konkurse, die außerhalb des Geschäftsbereichs der Fallierenden verursacht wurden. 


9. Besondere Umstände . . . . 312 15,3 15,9 
10. Konkurse anderer . . 2. ..2.%46 1,2 1;5 
sel. Wättbewerb. te rn susickmen rra,9 2,5 1:9; 

Insgesamt 38,7 19,0 19,3 


Die hohe Zahl der wegen Untüchtigkeit der leitenden Personen zusammen- 
gebrochenen Firmen beweist uns, welchen Wert die Auskunftsinstitute auf diese 
Eigenschaft in ihren Krediteinschätzungen zu legen haben. Der Prozentsatz der 
aus dieser Ursache bankerotten Firmen schwankt zwischen 10 und 35%. Noch 
größere Beachtung ist, wie aus obigem Auszuge hervorgeht, dem hohen Prozentsatz 
der an Kapitalmangel ruinierten Firmen zu schenken. Dieser schwankt in den ver- 
schiedenen Jahren zwischen 18 und 38%. Bei der Auskunftserteilung ist also 
die Höhe des Kapitals in Vergleich zu der Branche, den Kapitalkräften der Kon- 
kurrenz usw. zu setzen, ein sehr wesentlicher Fingerzeig, den die Institute durch 
diese Statistiken erhalten. Den Firmen, die bereits einmal Konkurs gemacht haben, 
ist besonders auf die Finger zu sehen. Erfahrungsgemäß versuchen sie ihr Glück 
nach einem Konkurse in einer anderen Branche. 


Statistik der Konkurse, klassifiziert nach den Verbindlichkeiten und den Kapitalien 
(in Prozenten)!). 


Verbindlichkeiten der Fallierenden KR en “8 
Weniger als 5000 $ . miaulh, I FOR 61,2 0,0. 
5000 $ und darüber . wi Ere: 38,8 60,0 
5.000— 20.000. emisind, wh dir 9 29.2 39,9 
20 000 50,000 Mu... .. .n.ı. ‚audesik mins 6,4 10,9 
50000-100008 - 2 2.2.2. 19 1,9 4.0 
1000005500000 0° EN NIEMSE, VE ee 12 42 
500000 $' und darüber. . . ... 01 01 1,0 
1000000 $ und darüber. . . . 2 ....0,08 0,06 0,4. 


2) Sämtliche Statistiken sind Originalbroschüren der Br. Co. entnommen. | 


Das Auskunftswesen in Amerika usw. 555 
7“ ——— sy 


Kapital der Fallierenden Fr A | 1924 
) 0 0 
5600 $ und weniger . . 2... 942 91,9 90,1 
RL AT 6,0 7,1 
20 000— 50 000 ‚$ 1,4 1,0 1,9 
GUBOOFFIOU BUG PR a ER! - 70,5 0,% 0,5 
EU 0N 500 000.807 MEN 0 4 0,3 0,3 
500 000 ‚$ und darüber. 0,05 0,01 0,09 
1000000 S und darüber. 0,01 0,01 0,03 


Über 90% aller in den letzten Jahren konkurs gegangenen Firmen hatten 90 0/0 
ein Kapital von 5000 $ und weniger, die Verbindlichkeiten waren jedoch bedeutend 
höher, was aus dem bedeutend langsameren Abnehmen der Prozentsätze an Ver- 
bindlichkeiten hervorgeht. 

Auffallend niedrig sind die Prozentsätze der wegen törichter Kreditgewährung 
zusammengebrochenen Firmen, ein Beweis für die große und erfolgreiche Inan- 
spruchnahme der Referenzbücher. Bedenklich erscheint der verhältnismäßig große 
Anteil der auf Betrug beruhenden Bankerotte, der 1906 sogar 16,2 %% betrug. Deren 
Verhinderung ist allerdings nicht Aufgabe der Auskunftsinstitute. Dies würde ja 
direkt gegen ihre Interessen gehen; denn je unsicherer die Kredite, desto besser 
blüht ihr Geschäft. 

Eine andere Statistik soll den Anteil der verschiedenen Territorien an der 
Gesamtsumme der Konkurse im Verhältnis zu den bestehenden Firmen zeigen. 


Vergleich der Konkurse und bestehenden Firmen in den verschiedenen Landesteilen 
der Vereinigten Staaten für dieselben Jahre. 


1909 1900 1924 
Landesteil de Bankerotte A al 05 Bankerotte Bankerotte 

Mittlerer Westen . . . 407 210 3793 308 845 2971 4109 
Osienin. enden id 124 109 1 269 104 725 2030 4 484 
Sugendesiun ei in 0 305 553 3001 193 265 1217 4744 
Wastencr coya Slendt, 425 241 2165 342 905 2153 2159 
Nordwesten . . . .. 174 590 607 136 279 724 1 708 
Ferner Westen (Pacific) . 100257 974 59 268 620 2 508 
Terrtorien „Im al.was a 6484 36 16 352 197 25 
Insgesamt in U.S.. . .„ 1543 444 11 845 1 161 639 9 912 19 737 
Bananen Set 123832 1 588 100 618 1337 22837 
Total U.S. und Canada . 1666676 13 433 1 262 257 11 249 22 024 


Hieraus ist ersichtlich, daß im Osten der Vereinigten Staaten trotz des Wach- 
sens von Handel und Gewerbe die Konkurse nicht unbedeutend seltener geworden 
sind. In allen Gebieten ist ein Nachlassen der Konkursziffer, gemessen an der Zahl 
der bestehenden Unternehmungen, festzustellen. Wir können dies auf die Aus- 
dehnung der Auskunftsinstitute zurückführen; denn wir sehen, daß die Konkurse, 
welche auf äußere Schädigungen zurückgeführt werden müssen, sehr stark ver- 
ringert wurden, die Zahl der auf eigenen Fehlern beruhenden Konkurse dafür ent- 
sprechend stieg. 

Die von der Company veröffentlichten Statistiken können keinen Anspruch auf 
Vollständigkeit und unbedingte Richtigkeit erheben. Man hat zu bedenken, daß es 
Zusammenstellungen eines Privatunternehmens sind, das naturgemäß nicht mit der- 
artigen Mitteln arbeiten kann, wie sie etwa von europäischen staatlichen statisti- 
schen Ämtern verwandt werden. Immerhin sind sie für die Auskunftsinstitute recht 
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brauchbare Wegweiser für ihre Auskunftserteilung und der amerikanischen Ge- 
schäftswelt interessante Meßwerkzeuge für die Wirtschaftslage. Den ausländischen 
Firmen, die mit Amerika in Geschäftsverbindung ee werden sie ebenfalls zu 
Rückschlüssen sehr willkommen sein. 


III. Die vereinsmäßige Auskunftserteilung in Amerika. 


1. Allgemeines. Wir haben gesehen, daß die gewerbsmäßige Auskunfts- 
erteilung in zwei Großunternehmungen konzentriert, also gewissermaßen mono- 
polisiert ist, da die kleineren Bureaus nicht von Bedeutung sind. Zwar ist eine Aus- 
nutzung dieser Monopolstellung nicht erwiesen, man kann nur das Fehlen eines 
gesunden Wettbewerbes, der zwischen diesen beiden Unternehmungen nicht be- 
steht, als einen Mangel empfinden. Wir haben ferner festgestellt, daß die Geschäfts- 
welt selbst, Korrespondenten und Selbstauskunftsgeber, den. allergrößten Teil der 
Unterlagen für die Auskunftserteilung in Referenzbüchern und Sonderberichten 
liefern. Die Referenzbücher können nur einen sehr unvollständigen Auszug aus den 
Kapital- und Kreditverhältnissen einer sehr großen Anzahl von Firmen geben, die 
Sonderberichte sind durchweg nach einem gewissen Prinzip aufgestellt, das viele 
eigene Vermutungen enthält und zudem nicht jedem Geschäftsmann als richtig 
erscheint. Wohin soll sich nun ein Unternehmen wenden, das eine zu kleine Kunden- 
zahl hat, als daß sich die Anschaffung eines Referenzbuches lohnt, andererseits 
Aufträge in derartiger Größe ausführt, daß eine Auskunft eines Referenzbuches 
zu unvollständig und auch ein Sonderbericht eines der beiden Großunternehmungen 
nicht ausreicht? Ein Abonnement bei beiden Instituten auf Sonderberichte würde 
dem manchmal stark empfundenen Übelstande nicht abhelfen, daß dem Geschäfts- 
‘ mann darin eine Fülle eigener Vermutungen und Gerüchte vorgesetzt wird, auf die 
er gern verzichten würde, wenn die Sonderberichte mehr Tatsachen enthielten. 


Im Jahre 1893 brach eine große Krise in den Vereinigten Staaten aus, welche 
namentlich die Eisenbahnen erfaßte. Fast ein Siebentel aller Eisenbahnen machte 
bankerott und gegen 650 Banken stellten ihre Zahlungen ein. Diese Krise war 
der Anstoß dazu, daß eine Anzahl Geschäftsleute den Gedanken aufnahm, statt den 
Auskunftsinstituten allein ihre Korrespondentendienste zu leisten, die allgemein 
gegebenen Selbstauskünfte und Berichte über andere Firmen gewissen Sammel- 
punkten zuzuführen, die ein eigenes Archiv anlegen sollten. Folgende Ziele wur- 
den angestrebt: 


1. Größere Schnelligkeit in der Auskunftserteilung; 

2. Verbesserungen in der Auskunftserteilung; 

3. Dem gesamten Wirtschaftsleben sollen die durch die Konzentration eines 
vielseitigen Wissensstoffes gemachten Erfahrungen mitgeteilt werden; 

. Hebung der Moral in allen geschäftlichen Angelegenheiten; 

. Schutz des Gläubigers und Schuldners vor Übervorteilungen; 

. Hilfe bei Zahlungsschwierigkeiten; 

. Verhinderung und gerichtliche Verfolgung von Kreditbetrügereien; 

. Hebung des amerikanischen In- und Außenhandels. 


DD ID OU 


Die gesteckten Ziele waren ebenso vielseitig wie schwer zu erreichen. Wir 
werden sehen, wie amerikanisches Organisationstalent dieser Schwierigkeiten 
Herr wird. 

Um die Kreditgewährung in Handel und Industrie, die durch die Krise von 
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1893 sehr im argen war, wieder zu fördern und eine gewisse Regelmäßigkeit in die 
Kreditgeschäfte zu bringen, trat eine Anzahl Interessenten, meist Kreditgeber, im 
Jahre 1896 zu einer Konvention zusammen. In Verfolg dieser Konvention schufen 
die etwa 400 anwesenden Geschäftsleute einen auf genossenschaftlicher Grundlage 
aufgebauten Kreditschutzverband, der obige Ziele verfolgen sollte. Die Mitglieder 
erhielten den Namen ‚credit men“. In Toledo, im Staate Ohio, wurde ein Lokal- 
bureau eingerichtet, dem von den Mitgliedern Berichte über die Kreditwürdigkeit 
und die Art der Zahlungsweise ihrer Kunden Berichte zugestellt wurden. So entstand 
die erste „Association of Credit Men“. Der Aufschwung des amerikanischen Han- 
dels in den nächsten Jahren war der Entwicklung der Association günstig. Bald 
folgten Nachbildungen in anderen Städten, so daß ein ganzes Netz von Lokalver- 
bänden entstand, die alle dieselben Ziele verfolgten, besonders aber ihre ideellen 
Bestrebungen betonten. 

Als sich die Local-Associations über das ganze Land verbreiteten, wurde eine 
einheitliche Leitung derselben erforderlich, welche die Verfolgung der angestrebten 
Ziele mit größerem Nachdruck betreiben konnte und auch die notwendige Trennung 
der Interessen des Großhandels und des Kleinhandels vornehmen mußte. Aus 
diesem Grunde wurden zwei Spitzenorganisationen geschaffen: 


The National Association of Credit Men, 41 Parc Row, New York, N.Y. und die 
‚Retail Credit Men’s National Association, St. Louis, Mo., Equitable Building. 


Erstere ist die Spitzenorganisation zur Wahrnehmung der Interessen von 
Fabrikanten, Großhändlern, Börsenleuten und Bankiers, letztere diejenige für den 
Kleinhandel, Beide Organisationen sind voneinander vollständig unabhängig, eine 
Scheidung, die sich dem ganzen Werk als förderlich erwiesen .hat. 


2. The National Association of Credit Men, New York. Sie stellt die größte 
Organisation auf vereinsmäßiger Basis innerhalb der Kreditschutz-Associations 
Amerikas dar. Ihre Mitgliederzahl beläuft sich heute auf ca. 31000 Firmen, eine 
im Vergleich zur Ausdehnung des amerikanischen Handels zwar kleine Zahl; aber 
ihre Mitgliederzahl muß ja schon wegen ihrer ideellen Bestrebungen, die große - 
Summen verschlingen, beschränkt sein. Man kann sagen, daß die angesehensten 
Firmen und die kapitalkräftigsten Unternehmungen der National Association of 
Credit Men angehören, und diese genügten, um deren Werk auf eine hohe Stufe 
zu bringen. Kaufleute aller Branchen gehören der Association an. Damit ist ein 
wesentliches Erfordernis erfüllt; denn die größten Firmen aller Branchen können 
die Archive der Association mit Berichten beliefern, die an Vollständigkeit und 
Zahl nichts zu wünschen übrig lassen. Hin und wieder wird den Archiven zwar 
ein Bericht nicht sofort vorliegen, sondern erst einzuholen sein, doch dies geschieht 
auch bei den gewerbsmäßigen Auskunftsinstituten. Diesen soll von den Associations 
grundsätzlich keine Konkurrenz gemacht werden, denn ein scharfer Wettbewerb 
schadet erfahrungsgemäß immer der Qualität der gelieferten Auskünfte. 

Seit ihrem Bestehen sind die Bestrebungen der National Association of Credit 
Men um einiges erweitert worden; sie sind, kurz gesagt, folgende: 

. Hebung und Sicherung des kommerziellen Kredits. 

Schutz vor Verlusten in allen Kreditgeschäften der Mitglieder. 
Beilegung von Geschäftsdifferenzen. 

. Verhinderung und gerichtliche Verfolgung von Kreditbetrügereien. 
. Förderung der Geschäftsbeziehungen solider Unternehmungen. 


. Ausarbeitung neuer Handelsgesetze. TR ie 
. Förderung des internationalen Handels durch Sicherung des ausländischen Kredit 


verkehrs. 


NFOS 
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Pie N. A.C.M. unterhält sechs verschiedene Ämter (departments), welche die 

obigen Bestrebungen vollständig unabhängig voneinander verfolgen: 


a): The Adjustment Bureaus, b) Credit Interchange Bureaus, c) Education ah 
Research, d) Foreign Credits, e) Investigation and Prosecution, f) Membership. 
Jedes dieser Ämter Een: unter Leitung eines Executive Committee und eines Nas 
tional Committee. 


Wie schon gesagt, sind die Credit AssBeiattbui über das ganze Land ver- 
breitet. Zumeist sind sie Platzorganisationen; manche üben ihre Tätigkeit über 
einen ganzen Staat aus. Die National Association bemüht sich durch eine große 
Propaganda und literarische Tätigkeit, diese Lokal- oder Staatsverbände unter ihre 
einheitliche Leitung zu bekommen. Dieser Anschluß der Unterverbände dient 
natürlich der ganzen Sache, die Leistungsfähigkeit der N.A. C.M. wird dadurch 
gefördert, ebenso wie die der Unterverbände. Alle Verbände tragen die Bezeichnung 
„Credit Men’s Association“; denn der Name credit men ist für die Mitglieder der 
N.A.C.M. eingeführt und wird ständig in allen literarischen Arbeiten beibehalten 
— eine eigenartige Reklame der N.A.C.M. 

Es werden zwei Klassen der Mitgliedschaft der N. A.C.M. unterschieden: Die 
Einzelmitgliedschaft der N.A.C.M. (direkte Art) und die Mitgliedschaft eines 
Unterverbandes, der an die N. A. C. M. angeschlossen und ihrer Leitung unterstellt 
ist (indirekte Art). Die Mitgliedschaft können nur selbständige Kaufleute erwerben. 
Sie haben ein Gesuch unter Beifügung einer annähernd erschöpfenden Darstellung 
ihrer Verhältnisse zu machen, worauf die N. A. C. M. über die Aufnahme ent- 
scheidet. Die Mitglieder einer Lokal-Association können ohne vorherige Prüfung 
ihrer Verhältnisse aufgenommen werden, da diese nur Firmen, die sich eines aus- 
gezeichneten Rufes erfreuen, als Mitglieder annehmen. Hat sich die N. A. C.M. 
- für die Aufnahme eines Einzelmitgliedes entschieden, so wird die Mitgliedschaft 
durch Zahlung von 158 an die National Office erworben. Die Mitglieder erhalten 
eine Karte der Vereinigten Staaten von Nordamerika, auf der die Bureaus der N. 
A. C. M. verzeichnet sind, nebst einer Aufstellung der Spezialtätigkeiten der Bu- 
reaus. Sie sind zur weitestgehenden Unterstützung der Bureaus verpflichtet, wofür 
sie von diesen in jeder Weise Gegenleistungen erhalten. 

Die N. A. C. M. verfolgt grundsätzlich keine Erwerbszwecke, alle Einnahmen 
werden zur Erfüllung der versprochenen Leistungen verwendet und, falls Über- 
schüsse erzielt werden, diese zur Vergrößerung der Organisation oder zur Propa- 
ganda für die gemeinschaftlichen Interessen gebraucht. Sämtliche Departments der 
N. A. C. M. stehen unter Aufsicht eines Supervisory Committee, dem die Über- 
wachung der Finanzen, Verwaltung und Geschäftsführung der N. A. C. M. und der 
Bureaus obliegt. Dieses ist aus Geschäftsleuten zusammengesetzt, u. a. ist ein 
Direktor der Bradstreet Company vertreten, die außer dem Ersatz ihrer Auslagen 
für ihre Tätigkeit keine Vergütung erhalten. Die Oberleitung der N. A. C. M. liegt 
in Händen eines National Committee, dem ebenfalls hervorragende Kaufleute welt- 
bekannter Unternehmungen angehören. Auch diese erhalten für ihre Tätigkeit keine 
Entlohnung, wie die meisten Leiter der N. A. C. M., die nicht ihre ganze Zeit und 
Arbeitskraft in ihren Dienst stellen. 


a) The Adjustment Bureaus. Wenn eines Kaufmanns Geschäft schlecht 
steht, so daß er seinen Verpflichtungen nicht nachkommen kann, die Liquidation 
seiner Schulden schwierig oder unmöglich erscheint, an wen soll er sich um Rat 
und Hilfe wenden? An einen Uninteressierten oder an diejenigen, die ein finan- 
zielles und ideelles Interesse an seinem Unternehmen haben? Zweifellos an 
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letztere; denn niemand ist zur Beratung und Führung eines in Zahlungsschwierig- 
keiten geratenen Geschäftes eher berechtigt als seine Gläubiger. Aus diesem 
Grunde haben die Gläubiger sich zu gemeinschaftlichem Vorgehen gegen den De- 
bitor vereint, um ihre Interessen zu schützen. Diese Bemühungen waren meist 
unbefriedigend. Allen diesen häufigen Vereinigungen ermangelte eine wesentliche 
Eigenschaft: sie verbürgten nicht, daß allen Beteiligten Gerechtigkeit widerfahre, 
d.h. alle Interessen der Gläubiger gleichmäßig behandelt würden. Die Vereinigung 
einer größeren Anzahl Gläubiger ist wegen der weiten Ausdehnung der Vereinigten 
Staaten überdies sehr schwierig. Der Erfolg war der, daß die Termine zur Liqui- 
dation oder Rehabilitation des Schuldners zum Nachteil der abwesenden Gläubiger 
von den in dessen näherer Umgebung ansässigen Gläubigern bestimmt wurden. 
Es kam häufig vor, daß die Majorität der Gläubiger bei der Bearbeitung der, Schuld- 
nerangelegenheiten nicht vertreten war und die Interessen der abwesenden Gläubi- 
ger und auch die des Schuldners oft der Habgier der vertretenen Kreditoren und 
Bevollmächtigten geopfert wurden. 

Diese Zustände brachten der N. A, C. M,. das Bedürfnis der Geschäftswelt zum 
Bewußtsein, eine Vertretung zu haben, welche die Interessen aller Gläubiger und 
die des Schuldners bei eingetretener Zahlungsschwierigkeit wahrnimmt. Die N. A. 
C.M. hat in ihren Adjustment Bureaus, deren es heute 79 in Nordamerika gibt, eine 
Organisation geschaffen, die diesen Zweck zu erfüllen sehr wohl imstande ist. 
Durch ihre Tätigkeit ist ein ersprießliches Zusammenwirken von Gläubigern und 
zahlungsunfähigen Schuldnern gewährleistet. Durch große Erfahrungen in der 
Liquidation insolventer Häuser verbürgen die Leiter dieser Bureaus die denkbar 
günstigste Abfindung der Gläubiger. Indem sie die Interessen der Gläubiger und die 
des Schuldners wahrnehmen unter unparteiischer Beurteilung der Verhältnisse, 
genießt diese Einrichtung das Vertrauen weitester Handelskreise. In San Francisco 
bestand seit vielen Jahren schon ein Amt, das derartige Liquidationen vornahm, 
„Board of Trade‘ geheißen, das auch heute noch eine bedeutende Stellung im Ge- 
schäftsleben einnimmt. 

Eine lange Zeit hindurch wirkten die Adjustment Bureaus unter alleiniger 
Leitung und Aufsicht der Lokal Associationen. Bei einer Konvention in Kansas im 
Jahre 1917 wurden sie alle unter Aufsicht der N. A. C. M. gestellt. Die Leiter dieser 
Bureaus hatten anerkannt, daß bessere Leistungen unter der Oberleitung der Spitzen- 
organisation und deren Kontrolle erreicht würden. Daraufhin übernahm die N.A. 
C. M. die Oberleitung über die Adjustment Bureaus und stellte einige Grundsätze 
und Vorschriften auf, die von diesen strikt zu beachten sind, sofern sie nicht ihre 
offizielle Anerkennung verwirken wollen. Ein Sekretär der N. A. C. M. setzt für 
jedes Adjustment Bureau einen Etat aus, der die Verwendung der eingenommenen 
Gelder genau vorschreibt. Über den tatsächlichen Verbrauch der Gelder sind dem 
Finanzsekretär monatlich genaue Aufstellungen einzureichen, die von diesem ge- 
prüft werden. Alle Adjustment Bureaus stehen unter Aufsicht eines Executive 
Committee und eines National Committee on Adjustment Bureaus. Beide Committees 
leitet ein ‚‚chairman‘“, der für die Finanzen, Tätigkeit und Geschäftsführung des 
Bureaus eine gewisse Verantwortung hat, indem er bei den jährlichen Konven- 
tionen einen Bericht über sein department abzulegen hat. Neben dem Vorsitzenden 
(chairman) sind in dem National Committee on Adjustment Bureaux zehn „oflicers‘ 


vertreten, von denen jeder die Bureaus seines Distriktes in bezug auf die oben an- 


gegebenen Punkte zu beaufsichtigen hat. 20 
Die große Anzahl von Unternehmerverbänden, die sich auch mit der Durch- 


führung von Liquidationen auf Grund von Gläubigerzusammenschlüssen befassen 
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oder dafür geeignete Bevollmächtigte angestellt haben, hinderten die Ausbreitung 
der Adjustment Bureaus. Diese sollen jedoch nicht in scharfen Wettbewerb mit 
jenen treten, sondern durch Unterstützung der Bemühungen anderer Organisationen 
dem gesamten Liquidationswesen dienen. Sie sind. ausschließlich auf die Durch- 
führung von Liquidationen und die Rehabilitation zahlungsunfähiger Firmen spe- 
zialisiert und erhalten dazu die Unterstützung der ganzen Organisation. In einer 
von der N. A. C. M. herausgegebenen Zeitschrift werden die von jedem Adjustment 
Bureau getätigten Geschäfte den Mitgliedern zur Kenntnis gebracht, in bemerkens- 
werten Fällen durch eine genaue Beschreibung der Verhältnisse. 


Die der N. A. C. M. angeschlossenen Bureaus genießen das volle Vertrauen 
der Geschäftswelt, da allgemein bekannt ist, daß ihre Tätigkeit mit Sachkenntnis 
und Objektivität ausgeübt wird. Ein verschwiegenes und schonendes Vorgehen ist 
durch die Grundsätze der N. A. C. M. gewährleistet. Das Bestehen derartiger Ein- 
richtungen, die den Gläubigern eine schnelle und sichere Eintreibung ihrer Forde- 
rungen durch alle Mittel garantieren, führt die Schuldnerschaft dazu, ihre Kredite 
nicht zu überspannen und ihre Zahlungstermine möglichst einzuhalten. 


Diejenigen Adjustment Bureaus, welche vor dem Anschluß an die N. A.C.M. 
schon bestanden und laut Gesetz des betreffenden Staates „shares“ ausgeben 
mußten, haben diese bei der N. A. C. M. zu deponieren. Sie behalten ihre eigenen 
Finanzverwaltungen, jedoch wird auf die Anteile keine Dividende ausgeschüttet. 
Werden neue Adjustment Bureaus eröffnet oder schon bestehende neu organisiert, 
so ist dem Verwaltungsrat ein Organisationsplan zur Billigung zu unterbreiten. 
Jeden Monat müssen die Adjustment Bureaus Berichte über ihre Tätigkeiten und 
Finanzen dem Supervisory Committee der N. A. C. M. einreichen. Die Berichte 
sollen die bereits in Angriff genommenen Fälle und die abgeschlossenen Geschäfte, 
spezialisiert aufgeführt, enthalten und eine der Kontrolle genügende Information 
geben. Die Prüfung der Berichte und der Finanzen wird sehr genau vorgenommen. 
Einige Kontrollbeamte nehmen von Zeit zu Zeit die Geschäftsführung der Bureaus 
in Augenschein und stellen fest, ob sie nach den Vorschriften der N. A. C.M. 
gehandhabt wird. Die höheren Beamten haben ebenfalls jederzeit Zutritt zu den 
Adjustment Bureaus. Sie sind befugt, dort Revisionen vorzunehmen; angeforderte 
Informationen müssen ihnen in allen Angelegenheiten erteilt werden. Diese scharie 
Kontrolle der Adjustment Bureaus geschieht aus dem Grunde, weil die Arbeit nach 
einem bewährten und in der Geschäftswelt anerkannten System geleistet werden 
soll. Die Berichterstattung geschieht der Vereinheitlichung wegen auf vorgeschriebe- 
nen Formularen. 


Beschwerden über irgendein Vorgehen der Adjustment Bureaus sind an das 
Supervisory Committee zu richten, das durch seine Kontrollorgane eine Prüfung 
der Beschwerde vornehmen und etwaige Übelstände sogleich abstellen läßt. Diese 
Organisation der Adjustment Bureaus garantiert dem sie in Anspruch nehmenden 
Geschäftsmanne die denkbar günstigste, einfachste und billigste Wahrnehmung 
seiner Interessen, sowohl den Gläubigern wie dem Gemeinschuldner. Da die ganze 
Geschäftsführung unter Aufsicht des Supervisory Committee steht (Abschlüsse von 
Vergleichen werden vorher von diesem auch geprüft), so ist ein unlauteres Ge- 
schäftsgebaren seitens der Adjustment Bureaus, die nebenbei für ihre Bemühungen 
keinerlei Zuwendungen oder Entschädigungen für günstige Vergleichsvorschläge an- 
nehmen dürfen, ausgeschlossen. 


Die Mitglieder der N. A. C. M. sind zur Unterstützung der Adjustment Bureaus 
und Lieferung von Informationen, die deren Tätigkeit wirksam gestalten können, 
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_ durch schriftlichen Vertrag verpflichtet. Die Zusammenarbeit der Mitglieder ver- 
schafft dem ganzen Kreditschutzwerk eine größere Leistungsmöglichkeit. Die Ver- 
träge sind nicht in allen Local Associations einheitlich ausgearbeitet, jedoch sind 
Bestrebungen im Gange, die Mitgliedsverträge grundsätzlich festzulegen. 


b) Credit Interchange Bureaus. Die Aufgabe dieses Departments der 
National Association of Credt Men besteht darin, durch Auskünfte über das Ge- 
schäftsgebaren und die finanziellen Verhältnisse von Kaufleuten Verluste zu ver- 
hüten. Wie von der Organisation angestrebt wurde, sind die Auskünfte nicht mit 
denen der gewerblichen Institute, zu vergleichen, sie sind qualitativ bedeutend 
besser als jene. Dieses Department der N. A. C. M. wird von allen am meisten in 
Anspruch genommen, weil die die Verluste vorbeugende Tätigkeit am höchsten ge- 
schätzt wird. 


Die Arbeit der Credit Interchange Bureaus beruht auf vollständiger Gegen- 
seitigkeit der Leistungen zwischen den Bureaus und den Mitgliedern. Irgendwelche 
Gewinnabsichten werden nicht verfolgt. Die Leitung und Aufsicht liegt in Händen 
von hervorragenden Kaufleuten, die für ihre Nebentätigkeit im Interesse der N.A. 
C. M. keinerlei Vergütung oder Gehälter empfangen. Nur die Festangestellten, 
„manager“, d. h. das Bureaupersonal, erhält natürlich, da es seine ganze Arbeits- 
kraft in den Dienst der N. A. C. M. stellt, ein festes Gehalt. Die Oberleitung führt 
das Credit Interchange Executive Committee; die Aufsicht besorgt das National 
Committee for Credit Interchange, welches für jede ihrer zehn Distrikts-Unter- 
abteilungen einen verantwortlichen Mann bestellt. 


Die N. A. C. M. hat dem Ausbau ihrer Haupttätigkeit, Sicherung der Kredite 
im In- und Auslande durch eingehende Auskünfte, ihr größtes Interesse gewidmet. 
In 110 verschiedenen Städten Nordamerikas wird die Auskunftserteilung über 
Firmen des Inlandes ausgeübt, während der Schutz der Auslandskredite in dem 
Foreign Credit Interchange Bureau, New York, zentralisiert ist. Diese 110 Bureaus, 
die früher selbständig ihre Geschäfte betrieben, sind jetzt der N. A. C. M. ange 
schlossen und haben sich den Vorschriften der Spitzenorganisation, insbesondere 
denen über die Vereinheitlichung des Geschäftsbetriebes, zu unterwerfen. Das 
Central Credit Interchange Bureau in St. Louis, Mo., ist als Zentralstelle für die 
Auskunftserteilung über inländische Firmen organisiert. 


Grundsätzlich liefern die Credit Interchange Bureaus nur ausführliche Aus- 
künfte, auf Grund deren sich die Mitglieder ein vollständiges Bild von der Kredit- 
würdigkeit ihrer Abnehmer machen können. Referenzbücher werden wegen der 
kaum zu übertreffenden Leistungen der beiden Großauskunfteien, Dun und Brad- 
street, nicht herausgegeben. Die Auskünfte der N. A. C. M. unterscheiden sich da- 
durch von denen der gewerblichen Auskunfteien, daß sie nur positive Tatsachen 
und Erfahrungen über das angefragte Haus berichten und die Beurteilung der 
Kreditwürdigkeit den Mitgliedern überlassen, im Gegensatz zu jenen Auskunfteien, 
welche eigene Ansichten der Korrespondenten, Rechercheure und der Verfasser der 
Auskünfte enthalten. Damit die Mitglieder die ihnen berichteten Tatsachen richtig 
beurteilen und die Vertrauenswürdigkeit der Abnehmer richtig zu werten ver- 
mögen, müssen die Auskünfte eine ganze Fülle von Erfahrungen, in deutlicher und 
klarer Weise geordnet, enthalten. Wir werden sehen, dab sich auch geschäfts- 
unkundige Personen auf Grund der Berichte der N. A. C. M. eine genaue Vorstel- 
lung von der Kreditwürdigkeit des angefragten Hauses machen können. 

Alle Berichte werden auf Grund von Informationen bei den Mitgliedern an- 
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gefertigt. Selbstauskünfte von Geschäftsleuten sowie Zeitungsnachrichten usw. 
finden zwar auch in den Auskünften Berücksichtigung, nehmen aber darin einen 
verschwindend geringen Raum ein. Die Auskunftserteilung wird also nur durch 
die Mitarbeit der Mitglieder betrieben, indem sich diese verpflichten, den Bureaus 
ihre Erfahrungen mit ihren Abnehmern auf Verlangen mitzuteilen. In dem Zentral- 
bureau befindet sich ein Register, enthaltend die Erkundigungsquellen von 1,6 Mil- 
lionen Firmen, bei denen Informationen eingezogen werden können, also fast eben 
soviel Firmen, wie die Referenzbücher enthalten. Durchschnittlich werden von den 
110 Bureaus täglich 3000 Anfragen behandelt. 


Sobald ein Mitglied der N. A. C. M. auch dem Department Credit Interchange 
beigetreten ist, ist dem Zentralbureau in St. Louis eine Liste einzureichen, die alle 
seine Kunden mit Namen und Adressen enthält. Das Mitglied erhält von dem Zentral- 
bureau eine Geheimnummer, unter welcher alle Post läuft, damit bei Verlust der 
Listen usw. der Finder damit keinen Mißbrauch treiben kann. Für jeden seiner 
Kunden werden in allen Bureaus Karteikarten geführt und auf diesen die Nummer 
des neuen Mitgliedes und die Nummern seiner Geschäftsfreunde, die bereits Mit- 
glieder sind, vermerkt. 


Muster einer solchen Karte. 


Smith and Co. The John Joungstown, Ohio 
(Department Store) 111 West i1th.St. 


19201 5771149929 
19217 831-1816. —172 117 

1922 — 423 

1923 = 

1924 — 


Die Zahlen hinter den Jahreszahlen bedeuten also die Mitglieder, welche seit den 
verschiedenen Jahren mit Smith and Co. arbeiten und bei denen im Falle einer 
Anfrage über diese Firma Informationen eingezogen werden können. Diese Karten 
werden in einer umfangreichen Kartothek eingeordnet, die alle Kunden sämtlicher 
Mitglieder umfaßt. Eine besondere Kartothek enthält unter den Geheimnummern 
die Namen der Mitglieder. Sie ist nur den Bureauleitern zugänglich. Alle Bureaus 
in Nordamerika erhalten die Kundenliste des neuen Mitgliedes und eröffnen Karten 
für seine Kunden oder vermerken seine Nummer auf den bereits vorhandenen 
Kundenkarten. In dem Cleveland-Bureau, an welches eine Anfrage über ein Haus 
im Staate Ohio zu richten wäre, werden 350000 solcher Kundenkarten geführt. Die 
Mitglieder erhalten von den Bureaus jede Woche eine Liste zugeschickt, die mit den 
Adressen neuer Kunden auszufüllen und zurückzuschicken ist. Die Kundenkarto- 
thek der Bureaus wird also wöchentlich mit den neuesten Aufzeichnungen versehen. 


Jedes Mitglied wird mit einer Anzahl Formulare versehen, deren es sich im 
Verkehr mit den Credit Interchange Bureaus zu bedienen hat. Hier sind zunächst 
die Anfragebogen ‚Subscribers Inquiry Tickets“ zu erwähnen, die genau so ein- 
gerichtet sind wie die Formulare des weiter unten geschilderten Foreign Credit 
Interchange Bureaus. Jeder Anfragebogen muß von den Mitgliedern auf das ge- 
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nauestg ausgefüllt werden. Die Fragen in der Rubrik ‚Geben Sie Ihre Erfah- 
rungen“ ist mit Gewissenhaftigkeit von dem Anfragenden zu beantworten. Ent- 
spricht eine Anfrage nicht den Vorschriften der N. A. C. M., so erhält das Mitglied 
eine kleine Karte mit folgendem Bescheid: 


Die von Ihnen eingesandte Anfrage ist nicht nach den Grundsätzen der N. A. 
C. M. ausgestellt worden, die im Interesse einer glatten Geschäftsabwicklung nach 
einem bewährten System gefordert werden muß. Sie erhalten die Anfrage daher 
zur Korrektur zurück. Beachten Sie die Vorschriften der Association! 


1. Der Grund zur Anfrage wurde nicht angegeben; 

2. die Rubrik „Eigene Erfahrungen“ blieb unbeachtet; 

3. Angabe, ob erster Auftrag, Höhe des Auftrages usw. wurde unterlassen; 
4. die Anfrage ist nicht an das richtige Bureau versandt worden. 


OOOD 


Sie sollten ebenso Angabe über die Branche usw. des angefragten Hauses machen! 
Wir beantworten gerne alle Anfragen, die in Übereinstimmung mit den ‚Verordnun- 
gen der N. A. C. M. gestellt sind. 


Lokal Association ........ 


Wir sehen also, welcher Wert auf eine genaue Anfragestellung gelegt wird, die 
zur Wahrung eines einheitlichen Systems einer dezentralisierten Organisation, wie 
die der N. A. C. M., unbedingt erforderlich ist. 


Geht eine ordnungsgemäße Anfrage bei einem Credit Interchange Bureau ein, 
so wird festgestellt, ob Informationen über die angefragte Firma vorhanden sind, 
die nicht älter als 60 Tage sind. Frühere Informationen finden zur Beantwortung 
keine Verwendung. Die Qualität der Auskünfte ist also auch in bezug auf das Alter 
der zugrunde liegenden Erkundigungen denen der Mercantile Agencies überlegen. 
Liegen genügend Informationen für eine Auskunft vor, so geschieht deren Aus- 
arbeitung und Lieferung sofort. Sind dagegen keine, nicht genügende oder nur ver- 
altete Erkundigungen zur Hand, so werden die auf der Kundenkarte vermerkten 
Mitglieder, welche mit dem angefragten Hause in Geschäftsverbindung stehen, um 
Berichte gebeten. Diese Berichte, welche für die Aufnahme der Erfahrungen der 
Mitglieder mit der angefragten Firma bestimmt sind, werden ebenfalls auf Formu- 
laren geliefertt), den „Subscribers Replies“. 


Die von den Mitgliedern eingehenden Berichte werden zu einer Auskunft zu- 
sammengestellt, die dem Anfrager schnellstens zugestellt wird 2). 


Zu der als Beispiel angefügten Auskunft über A. Fochtman’s Dpt. Store wurden 
die Erfahrungen von 48 Mitgliedern, die mit diesem Unternehmen in Geschäfts- 
verbindung stehen oder gestanden haben, verwandt. Der Anfrager erhält durch 
diese Auskunft eine viel genauere Übersicht über Kreditwürdigkeit, Zahlungsweise 
und Verpflichtungen des Kunden, als sie ein Bericht einer Mercantile RR 
bieten kann. er 


Ne 
ey 


1) Siehe „Foreign Credit Interchange Bureaus“ Subscribers Reply. 
2) Siehe nachstehende Auskunft. 
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Muster einer 6escehäftsauskunft über eiue inländische Firma. 


CREDIT INTERCHANGE BUREAU 


National Association of Credit Men 
326 Ingineer’s Building. Cleveland, Ohio. 
Für Richtigkeit dieses Berichtes wird nicht garantiert. Sein Inhalt ist in gutem Glauben 
aus von Mitgliedern zur Verfügung gestellten Quellen gewonnen und wird Ihnen von diesem 
Bureau ohne Haftung lür die Richtigkeit der Unterlagen zugestellt. 


I u 


Bericht über: 30/8/22 
A. FOCHTMAN’S DEPT. STORE 
PETOSKEY, Mich. 
Gewährsmann Wie lange| Höch- | Schul- |,© & & B hr SR AEN 
ee = Reel | nahe [855 A WogP matt, \fn Alt Jnmerkmuees 
nummer ; Re Ei: sel | Yeit ee er 
Cleveland Distrikt 2385—6. 
G.&S Jahre | 1700 | 300 | 280 0 858 60 u — [|(A) 
W. Ppr Jahre | 1121 | 1121 | 510 | — b- 10-90 — | — 60 IL 5.,22,.5.22 
Hdwe 26.6.18| 572 | 494 | — | — X bis 60 |L.S. 15. 6.22 
HHGds 1921—22| 66 | 18 | u 30 Nei a ee 
Sho. e. 3.2.21 +) | _ — 30 — x — .. |1L.S.12.20 
Mfrs. 4.8.19 | 960 | 165 ı 130 — 110-380) — | — 30 |L.S.13.6.22 
Mirs | 3.20 300 Ihe 300 hen Ada 2—15—30| — X — 1L.3.21.6.21 
Mfrs 1 Jahr 99 I — 2-10—-30| — | — 871 1.8.2.0 
Detroit en 525. 
Pg&Tw | 121 | 171 41 — 2—10-30| — | — 90 | manchmal! 
Fir. 1919,17 0 48) Be 30 alt ir 80 
Hdwe. Jahre | 209 | 77| 4 = — | — 30 |L.S. = 1922 
Fort Wayne Distrikt 933—6. 
Ppr. | 1910) 10] 2| 8|— | — .b-|.— | 60 |L.S.15.6.22 
Philadelphia Distrikt 1309—6. 
Clo. ki gar ira ozta erasiktrn ab Jaliterib attt \aronkl 
Milwaukee Distrikt BaATTE Da 
B&S. u — | 150 — | — — |Erste Ordre! 
D.G. Jahre 575 "51 _ _ x _ 
Clo. Jahre 644 | 624 205 — — _ x 30 — 
B.&S. 18—22 | 1022 | 761 | 595 | — — X  |22—50 —— 
Einige | 
K.G. rn 907 27 27 | _ _ — x _ _ 
Einige 
Groc Tahre 145 — +R | — — 11. 30 — 
Alum 141.719, EN 2—10 30 | — 30 _ 
Chikaso Distrikt. 
Clo. Jahre | 1000 | 300 | — Reg. | Ex 
Groc 1 Mon. | 408 | 408 °— | — 30 Keine Erfahrung |L.S. 29.6. 22 
Clo. Jahre 62 — Zu Reg. — X — 1/L.S.8.10.21 
Pt; 5.12.21 36 | — | — Reg. Ki 15% —: .|.(C.) 
B.&S 1918 823 | 366 | 3071| — 60 — | .—  |30—50 — 
Hos. 1917 3227| 116 — | — Reg. — X 30 |L.S. 16. 6.22 
D. G. u 595 — — — X 30 — 
D.G. Jahre | 3105 | 3000 1140| au Reg. — | x 
Pt. 1918 205 1 295 | 201 — Reg. — | X 120—40| L.S.20. 6.22 
B.&S. 12.1938 1599| — | — |... Reg. u 60 |L.S.10.9.21 
B.&S. Jahre 280 | 280 127 - 30 —- | — 30 !}1.S. 9.6.22 
Crocla. 1918 358 72 2| — 30 _ X 130—60|L.S. 23. 6.22 
W.Ppr 1916 305 | 305 | — | — Reg. _ x — |L.S. 1922 
Furn. Jahre | 317° 150) — — | Reg. 1" 9 180-6018. 3.6.22 
D.G. Jahre 404 | 106 | — | — Reg. u 30 |L.S.13.6.22 
Hat. 1921 47 | 9 I; — Reg. — X 130—60|L.S.13.3.22 
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Te 
en Wie Jange Höch- | Schul- |, 5 ® 38 5 u; Zr 
Mitglieds- z ster | diger |S-21E °= frist | Wech- , _|Zu spät! Bemerkungen 
ner bindung | Kredit | Betrag aa E 3° | | scl walig: Tage } 


St. Louis Distrikt 697. 


Hat. | 6.6.22 | — | _ | | EX | — | Noch nicht fällig! | Erster 
| | Auftrag! 
Grand Rapids Distrikt 817—6. 
Clo. 1919 | 144 | 117 | — | — | 10-30 | X X 30 |L.S.6.1922 
Conf. Jahre 400 3832| 40| — — -— | — 1830-90 (D.) 
B. &S. Jahre |. .144 | — | — |1— | Reg | — | .— 830.1 (E. 
Rbr. Jahre | 1862 | 136 | 136) — Reg. — 4 [BU -120 X.) 
182. | Keine | 
AuoA 1920 Habeinseist ll — I Verkäufe | — 
Pod. bidahzend HA alle heurmsail ik a er 
Michigan-Distrikt. 
Groc. Jahre 132.11 bu be 30 _ _— | X ‚Manchmal 
N | rechtzeitig 
Ppr. Jahre | 500 | 333 | 46) — |2—-10-30| — | — | 30 |L.S.6. 1922 
Toledo Distrikt. 
D.G. a EB a er Reg. | X re a 
Groc. 10.5. 22 47 aTıTa Piz _ ee ee — | Neue 
| | | Verbindung 
B.&S. | 1908 430, 1), — 11 — | Reg. — x — |L.S.18.12.20 


(A.) Manchmal Wechsel, jedoch meistens schleppende Zahlungsweise. 

(B.) Wir stehen mit der Firma in jahrelanger Geschäftsverbindung, lieferten zuletzt für 
‚$ 1418, wovon $' 1092 jetzt fällig sind. Zahlungen werden in der Regel 20—60 Tage 
nach Fälligkeit geleistet. Wir halten die Firma für kreditwürdig. 

(C.) Gerade neue Geschäftsverbindung eingegangen, daher unmöglich, genauere Information 
zu geben. L.S.12.5.22. 

(D.) Beansprucht unverdiente und übermäßige Kredite. 

» $/] ”» ” ” 


(E.) ” ” ri) ” 2 


Anmerkungen zu der Auskunft: 


' Die Buchstaben in der ersten Spalte „Gewährsleute“ bezeichnen die Informationsquellen 
in für den Anfrager geheimen Zeichen. 

Die zweite Spalte gibt dem Auskunitnehmer eine Übersicht, wie lange das angefragte 
Haus mit den anderen berichtenden Mitgliedern bereits arbeitet. In diesem Falle erfreuen 
sich beide Parteien einer größtenteils längeren Verbindung. Im umgekehrten Falle würde 
dies allein schon dem Anfrager ein bedenkliches Zeichen erscheinen! 

„Höchster Kredit.“ Hier werden die von den Gewährsleuten während des letzten Jahres 
höchsten Kredite an A. Fochtmann aufgeführt. 

„Schuldige Beträge.“ Die zur Zeit des Berichtes bestehenden Forderungen werden in 
dieser Spalte erwähnt. 

Die „überfälligen Beträge“ geben dem Anfrager wertvolle Auskunft über die Zahlüngs- 
methode des angeiragten Hauses. In unserer Auskunft sind etwa 30°], aller Forderungen 
überfällig, der Anfrager wird diese Kenntnis bei seiner Preissetzung berücksichtigen müssen 
und die wahrscheinlich eintretenden Zinsverluste seinen Preisen einkalkulieren. 

“:„Unerfüllte oder erste Order.“ In dieser Spalte erscheint die Höhe bereits erteilter aber 
noch nicht erledigter Aufträge, ferner die Angabe, ob es sich um einen ersten Auftrag, also 
eine ganz junse Geschäftsverbindung handelt. In letzterem Falle sind die Angaben mit der 
nötigen Vorsicht aufzunehmen, da oft bei einem Probeauftrag sehr prompt gezahlt wird, 
während man sich in längerer Verbindung nicht so genau an die Verpflichtungen hält. 

„Zahlungsfrist.“ Für den Anfrager ist es ‘wichtig, zu erfahren, welche Ziele dem neuen 
Kunden von Konkurrenten und anderen Lieferanten eingeräumt werden. „Reg.“ bedeutet 
„nach Übereinkunft“, also keine einheitliche Regelung der Zahlungstermine. Die Zahlen 30, 
60 usw. sind die Anzah! der Tage, nach deren Ablauf erfüllt werden muß, 2 heißt „sofortige 
Kasse“, 10=Zahlung durch Scheck, 30 = zahlbar nach 30 Tagen. Stehen die drei letzten 
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Ziffern nebeneinander, 2—10—30, so heißt dies, daß alle Zahlungsmethoden angewandt 
werden, das Ziel jedoch nie 30 Tage überschreitet. 

In der Rubrik „Zahlungsweise“ wird durch das Zeichen X angegeben, wie der Beaus- 
kunftete seine Zahlungen leistet. In unserem Falle zahlt Fochtmann recht unpünktlich, zu- 
meist 30—60 Tage nach der Fälligkeit. 

Unter „Bemerkungen“ geben die Mitglieder die Daten ihrer „Last Sales“, ihrer letzten 
Verkäufe an den Beauskunfteten an. Obwohl die Angaben der älteren Geschäfte durchaus 
nicht zwecklos sind, ist den neueren Daten dennoch größere Aufmerksamkeit zu widmen, da 
Veränderungen inzwischen eingetreten sein können. Die Anführung älterer Geschäftsver- 
bindungen, wie z.B. in unserer Auskunft aus dem Jahre 1921, während die Auskunft selbst 
aus dem August 1922 stammt, geschieht aus dem Grunde, um den Auskunftnehmer einen 
Maßstab der früheren Einkäufe und der Höhe der jetzigen Kredit-Inanspruchnahme zu geben. 


Ganz einheitlich sind die Auskünfte der verschiedenen Credit Interchange 
Bureaus noch nicht gestaltet, diejenigen der New York Credit Men’s National Asso- 
ciation sind zwar im Aufbau die gleichen wie die gezeigte Auskunft, nur die An- 
gaben der Zahlungsweise, die Bemerkungen und Zahlungsfristen sind noch mehr 
spezialisiert. In den betreffenden Rubriken werden Zeichen angeführt, die man 
mit Hilfe eines Schlüssels am Kopfe der Auskunft enträtseln kann. Die Speziali- 
sation ist sehr vielseitig: 


Zahlungsweise. 


SONIDTEDD m 


. Skonto-Zahlungen. 10. Macht ungerechte Ansprüche. 

. Zahlungen bei Fälligkeit. 11. Macht unberechtigte Abzüge. 

. Tage nach der Fälligkeit. 12. Verweigert Zahlung von Verzugszinsen. 

. Langsam, jedoch für gut erachtet. 13. Bezahlt Tratten. 

. Barzahlungen. 14. Bezahlt keine Tratten. 

. Barzahlung bei Fälligkeit. 15. Rechnung in Händen eines Bevollmäch- 

. Langsam und ungenügend. tigten. 

. Bezahlt durch Wechsel. 16. Durch Bevollmächtigte eingetrieben. 

. Wechsel werden bei Fälligkeit eingelöst. 

Spezielle Bemerkungen. 

A. Zahlung je nach Übereinkunft. E. Ersucht um Annullierung von Verträgen. 
B. Verweigert Annahme von Sendungen. F. Annulliert feste Abmachungen. 
C. Bricht Verträge. G. Ersucht um Aufschub von Lieferungen. 
D. Erbittet Verlängerungen usw. vonVerträgen. H.Schleunige Lieferungen erwünscht. 


Zahlungsfristen. 


CIA. = Cash in Advance. 

COD. = Cash on Delivery (Bezahlt nach Lieferung). 

CAD. = Cash against Documents {Bezahlt bei Erhalt der Beförderungspapiere). 
SDBL. = Sight Draft against Bill of Lading (Sichtwechsel gegen Verladescheine). 


Die Auskunftserteilung dieser Bureaus geht also noch genauer von statten als 
in dem oben gezeigten Bericht. Daß derartig fein ausgearbeitete Auskünfte über- 
haupt geliefert werden können und zu einem Preise, der unter dem eines Sonder- 
berichte, einer Mercantile Agency liegt, ist nur durch Kooperation von Geschäfts- 
leuten zu erreichen, die sich auch nicht scheuen, selbst ihre Konkurrenten vor 
Kreditverlusten zu schützen, indem sie ihrer Organisation ihre Erfahrungen zur 
Verfügung stellen. Die Auskünfte der. Credit Interchange Bureaus und der Foreign 
Credit Interchange Bureaus, welche der N. A. C. M. angeschlossen sind, stehen auf 
qualitativ so hoher Stufe, wie sie von keinem anderen Auskunftsinstitut einst- 
weilen geliefert werden können. Man muß sie als das Vollkommenste auf diesem 
Gebiete ansehen, das seinesgleichen nirgends hat. 
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Die Mitglieder, welche die Bureaus durch ihre Erfahrungen in der Auskunfts- 
erteilung unterstützen, erhalten in Form der „Reciprocal Reports‘ als Gegenleistung 
Kopien derjenigen Auskünfte gratis geliefert, zu denen sie Beiträge leisten. Die 
Anzahl der durchschnittlich von den Credit Interchange Bureaus pro Tag be- 
arbeiteten Auskünfte betrug im Jahre 1924 etwa 3000, die Anzahl der „Reciprocal 
Reports‘ 24000. 


Wie wir in der oben angeführten Auskunft sehen, enthält diese nicht nur die 
Ansichten und Berichte der Mitglieder eines Platzes oder Distriktes, sondern auch 
die weit auseinanderliegender Distrikte. Wie ist nun die Handhabung der Samm- 
lung von Informationen bei der in der N. A. C. M. sehr bewährten Dezentralisation ? 
Man kann sie als erstaunlich einfach bezeichnen. | 


Erhält ein Lokalbureau eine Anfrage, so werden an Hand der Kundenkarte 
die Lieferanten des betreffenden Unternehmens innerhalb des Bezirkes des Bu- 
reaus festgestellt und diese, falls neuere Berichte nicht vorhanden sind, um Beant- 
wortung der ‚Subscribers Reply‘ gebeten. Da das Bureau nur Berichte von Mit- 
gliedern seines Distriktes vorrätig hat, werden die anderen Distriktbureaus, in deren 
Interessenkreis Mitglieder ansässig sind, die mit dem angefragten Hause in Ver- 
bindung stehen, durch ein „Inter-Office Ticket‘ beauftragt, die vorliegenden Be- 
richte zu senden. Gleichzeitig erhält das Zentralbureau in St. Louis eine Benach- 
richtigung vor der Anfrage. Hier werden nochmals an Hand von Kartotheken die 
Informationsquellen geprüft und etwa übersehene Interessenten zur direkten Liefe- 
rung von Berichten an das Bureau, bei dem die Anfrage einging, aufgefordert. Bei 
diesem Bureau laufen nun alle Berichte von Mitgliedern und Lokalbureaus ein, 
werden zu einer vollständigen Auskunft zusammengestellt und diese dem Inter- 
essenten sofort zugestellt. Eine Kopie erhält das Zentralbureau, ferner jedes Mit- 
glied, welches das Bureau unterstützte. 


Diese äußerst spezialisierte und genaue Auskunftserteilung hat allerdings einen 
Nachteil: sofern viele Berichte eingeholt werden müssen, das Informationsmaterial 
in den Bureaus also nicht vorrätig ist, geht dem Anfrager kostbare Zeit verloren, _ 
so daß ihm in manchen Fällen die Auskunft nur noch von geringem Wert ist. 
Diesen Zeitverlusten sucht man dadurch wirksam vorzubeugen, daß die ‚Bureaus 
„vorläufige Berichte‘ versenden, die alle auf Lager befindlichen Informationen ent- 
halten. Darauf folgt dann der „Originalbericht“. Die vorläufigen Berichte werden 
begleitet von den „Supplementary Reports“, Ergänzungsberichten, die den An- 
fragern Auskunft über die grundlegendsten Verhältnisse der Kunden geben. Ein 
solcher Bericht enthält folgende Aufzeichnungen: 


‚ Genaue Adresse des Beauskunfteten, Branche des Unternehmens. 
. Geschäftscharakter: Groß-, Kleinhändler, Fabrikant, Agent usw. 

. Gesellschaftsform, Gründungsjahr, Filialen. 

. Bankverbindungen. 

Kapital, Jahresumsatz, Zahl der Angestellten und Arbeiter. 
Namen, Alter, Titel der Gesellschafter und Direktoren. 

. Umfang des Geschäftes. 

. Allgemeiner Ruf des Hauses, Versicherungen usw. 

. Datum des Berichtes. 


SRonDnmuwV- 


Durch diese drei Arten von Auskünften: Vorläufige, Original- und Ergänzungs- 
auskunft, bekommt der Anfrager ein vollständiges Bild von den Verhältnissen 
seines Debitors, Informationen, die aus denkbar besten und zuverlässigsten Quellen 


stammen. 
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Welcher Wert den Auskünften der N. A. C. M. beizumessen ist, erklärt am 
besten die Äußerung eines Mitgliedes), welches bereits jahrelang die Credit Inter- 
change Bureaus in Anspruch nimmt, als er um seine Ansicht über deren Wirken 
befragt wurde: „Wir hatten im vergangenen Jahre einen Umsatz von 3500000 $, 


und unsere Kreditverluste beliefen sich auf 350 $!“ Die Verluste betrugen also 


nur 1/,o00n der gewährten Kredite. 


c) Education and Research. Die Kooperation einer großen Anzahl von 
(reschäftsleuten hat den Gedanken aufkommen lassen, zum wenigsten bei diesen, 
nach Möglichkeit aber in der ganzen Geschäftswelt, das moralische Empfinden in 
geschäftlichen Angelegenheiten, das bei dem immer schärfer werdenden Konkurrenz- 
kampf in allen Ländern, besonders aber in Amerika, immer mehr gesunken ist, 
wieder auf eine höhere Stufe zu heben. Die National Association of Credit Men 
sowie die Retail Credit Men’s National Association erstreben dieses Ziel durch 
Einrichtung je eines besonderen Departments: Education and Research. 

In Zeitschriften und anderen Druckschriften, welche die Mitglieder kostenlos 
erhalten, wird zum Kampfe gegen „unfair business‘ aufgefordert, von den Mit- 
gliedern aber erwartet, daß sie zunächst als Vorbilder für ein reelles Geschäfts- 
gebaren angesehen werden können. Durch Veröffentlichung von „Canons, adopted 
by the N. A C. M.“, werden die Geschäftsleute zu einer gewissen Geschäftsmoral 
erzogen, eine Tätigkeit, die bisher von einigem Erfolg begleitet war. Diese „Canons‘ 
geben dem soliden Kaufmanne Verhaltungsmaßregeln bei Zahlungsschwierigkeiten, 
Liquidationen und auch bei den täglichen Geschäftsvorfällen. In schwierigen 
Dingen stehen erfahrene Kaufleute den Mitgliedern mit Rat und Tat zur Seite, ohne 
daß ihm dadurch irgendwelche Kosten, mit Ausnahme des Ersatzes der Auslagen, 
entstehen. 

Die Erkenntnis, daß den meisten Kaufleuten volkswirtschaftliche Kenntnisse 
_ fehlen, die für den Handel einer Nation doch sehr wesentlich sind, hat das Depart- 
ment „Education and Research“ veranlaßt, durch Veröffentlichung nationalökonomi- 
scher Artikel aus der Feder hervorragender Bankleute und Industrieller das Interesse 
für die volkswirtschaftlichen Fragen Amerikas zu wecken. Man muß der N. A. C.M. 
das Verdienst zusprechen, daß die amerikanische Geschäftswelt nicht nur reinen 
Privatinteressen nachgeht, sondern auch den nationalökonomischen Problemen und 
den handelspolitischen Maßnahmen der Regierung mehr Verständnis entgegenbringt 
und die staatlichen Interessen mehr unterstützt, als es in anderen Ländern leider 
der Fall ist. 

Für den täglichen Geschäftsverkehr gibt das Department einige kleine Druck- 
schriften heraus, die auf ein reibungsloses und für beide Teile günstiges Geschäfts- 
verhältnis hinzielen. Einige Punkte sollen hier erwähnt werden. 


Zahlungs- und Lieferungstermine sind als Teile eines Vertrages unbedingt einzu- 
halten! 

Nachträgliche Annullierungen von Aufträgen usw. sind nur in den dringendsten 
Fällen vorzunehmen! 

Jeder Kaufmann soll wenigstens eine Bankverbindung zur Erleichterung des allge- 
meinen Zahlungsverkehrs pflegen! 

Pünktlichkeit und deutliche Ausdrucksweise ist in allen Korrespondenzen zu be- 
achten! 

Jeder Kreditor soll vor Verlusten durch mögliche Naturereignisse geschützt werden, 
indem Mobilien und Immobilien gegen Feuer-”) und Sturmschaden, das Leben der 
Kaufleute, die Waren auf dem Transporte usw. versichert werden! 


" J. E. Stine af the A. R. Duncan, Jr., and Co. 
®) Jährlich gehen in Nordamerika Werte von über 500 000 000 ‚$ allein durch Feuer- 
schäden verloren! 
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Die angegebenen Maßregeln, die eigentlich jedem Kaufmanne Gewohnheit sein 
sollten, aber leider nicht sind, werden von der N. A. C. M. immer wieder betont. 
Insbesondere wird den Mitgliedern und der Öffentlichkeit ständig angeraten, ihre 
Vermögensbestände gegen äußere Einwirkungen im eigenen sowie im Interesse der 
allgemeinen Kreditsicherheit zu versichern; denn wie wir in der Konkursstatistik 
sahen, ist ein hoher Prozentsatz der eingetretenen Konkurse auf Unglücksfälle 
_ zurückzuführen. Daß sich die Ziffer im Laufe der Jahre ermäßigt hat, ist ein 
erfreuliches Zeichen dafür, daß die Bemühungen der N. A. C. M. nicht ohne Erfolg 
sind. 


d) The Foreign Credit Interchange Bureau. Dieses Bureau hat die - 
Aufgabe, ihren Mitgliedern, die Geschäftsverbindungen mit dem Auslande unter- 
halten, Auskünfte über ausländische Firmen zu liefern. Die Auskünfte werden aus- 
schließlich von der Zentrale in New York den Mitgliedern zugestellt. Dieses De- 
partment der N.A.C.M. steht unter Aufsicht zweier Committees: des National Foreign 
Credits Committee und des Supervisory Committee of the Foreign Credit Interchange 
Bureau. Ersteres ist in zwei Untergruppen eingeteilt: Das eine ist das Foreign 
Credits Excutive Committee, dem Mitglieder aus der näheren Umgebung New Yorks 
angehören, so daß Konferenzen abgehalten werden können. In ihren Händen liegt 
die direkte Aufsicht über das Bureau, während das National Committee on Foreign 
Credits mit ihren 10 officers, die je einen Distrikt zu bearbeiten haben, die Ober- 
aufsicht über das Department führt. Die andere Untergruppe des National-Committee 
besteht aus einer Reihe Untercommitees, deren jedes ein bestimmtes Täligkeitsge- 
biet hat. 


Sub-Committee on Publicity and Public Relations: Der Zweck dieses Komi- 
ces ist, durch Aufklärungen in Zeitungen usw. das Ansehen und die Nützlichkeit des Depart- 
ments vor Augen zu führen, Verträge mit anderen Organisationen abzuschließen, die den 
Zweck des Bureaus fördern können usw. 

Sub-Gommittee on Banks, Bank Collections and Banking Instruments: 
Dieses Komitee hat die Aufgabe, zwischen amerikanischen Exporteuren und ausländischen 
Banken ein günstiges Verhältnis zu erhalten, Differenzen mit diesen zu beseitigen usw. 

Sub-Committee on Commercial Laws and Adjustmenis: Dieses Komitee hat 
die gültige Beilegung von Streitigkeiten zwischen Exporteuren und Ausländern zu besorgen, 
in schwierigen Exporitransaktionen mit Rat und Hilfe die Mitglieder zu unterstützen usw. 

Sub-Committee on Standardized Letters of Credit, and Uniform Bills of 
Lading: Normalisierung von Kreditbriefen, Vereinheitlichung von Schiffskonossementen usw. 
im internationalen Handelsverkehr sind die zum Teil mit Erfolg verlolgten Bestrebungen 
dieses Departements. 

Foreign Trade Forum: Dieses Komitee hat die direkte Aufsicht über die Foreign 
Trade Forum-Kongresse, die monatlich abgehalten werden, und deren Zweck es ist, Expor- 
teure und officers der N. A. C. M. zusammenzubringen .zur Besprechung von Außenhandelsange- 
legenheiten und Diskussion über Kreditgewährung an ausländische Firmen. 


Alle Mitglieder der N. A. C. M. können durch Zahlung von 125.— $ und Aner- 
kennung der Bedingungen der N. A. C. M. auch Mitglied: dieses Bureaus werden. 
25.—$ des Beitrags sind eine einmalige Leistung. Durch diese Zahlung hat das 
Mitglied Anrecht auf folgende Leistungen des Bureaus: 


Hundert Original-Reports (Original-Berichte). 

Supplementary-Reports (Ergänzungs-Berichte). 

Kopie aller der Berichte, zu deren Ausfertigung das Mitglied seine Erlahrungen beiträgt, 
Anmahnungen überfälliger Beträge durch die Association. 

Wöchentliche Zustellung vertraulicher Mitteilungen für 1 Jahr. 

Zustellung allgemeiner Informationen über Auslandshandel. 

Bureau-Instruktionen, monatlich, für 1 Jahr. 
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Weitere 100 Originalauskünfte sind zum Preise von 75.—$% zu erhalten; für 
Einzelberichte über die ersten hundert Auskünfte ist 1.$ pro Stück zu zahlen. 
Alle gelieferten Informationen sind streng geheim zu halten. Das Mitglied hat dem 
Bureau eine vollständige Zusammenstellung seiner ausländischen Kunden und der 
heimischen Exporthäuser zu geben, mit denen es in Geschäftsverbindung steht. 
Diese Aufstellung ist durch monatliche Listen, die vom Bureau gestellt werden, zu 
ergänzen. Ferner verpflichtet sich das Mitglied, eine genaue Darstellung seiner 
Verhältnisse, Zahlungstermine usw. dem Bureau zu liefern und etwaige Anfragen 
über sich diesem genau und möglichst vollständig zu beantworten. 

Alle Mitglieder haben dieselben Rechte und Pflichten, ausgenommen allein 
die Banken, deren Mitgliedsbedingungen in einzelnen Punkten von den allgemeinen 
Regeln abweichen. Die N.A.C.M. organisierte vor fünf Jahren das Foreign Credit 
Interchange Bureau, um eine Stelle zu schaffen, wo eine Fülle von Erfahrungen im 
Außenhandel und Kreditinformationen gesammelt wird. Sie ist zur Förderung und 
zum Schutz der heimischen Industrie, der Banken und Exporthäuser, überhaupt aller 
Unternehmungen, die am amerikanischen Außenhandel beteiligt sind, in hohem 
Maße geeignet. Besonders das Archiv für Auskünfte über ausländische Firmen und 
Exportkommissionshäuser des Inlandes sind mit reichlichem Unterlagenmaterial 
versehen. | 

Die Informationen werden mit der nötigen Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit ein- 
gezogen; die Fälle, daß Angaben nicht auf Richtigkeit beruhen, sind äußerst selten 
geworden. Das Bureau hat Informationsquellen über 175000 Firmen des Auslandes 
und inländische Exportkommissionshäuser, die ständig Abnehmer amerikanischer 
Erzeugnisse sind. Angaben, welche in den Auskünften des F. C. I. B. gemacht sind, 
stammen aus durchschnittlich 650(!) Informationsquellen, und zwar von Ge- 
schäftsleuten, die mit dem angefragten Hause in jahrelanger Verbindung stehen. 
Diese kennen natürlich genau die Verhältnisse ihrer Kunden, ihre Charaktere, 
Kapitalien, ihren Wechselverkehr, ungefähre Höhe ihrer Einkäufe, Zahlungsge- 
wohnheiten usw., und wissen ihre Verhältnisse vom Standpunkt eines amerika- 
nischen Exporteurs oder Bankiers zu beurteilen. 


Das F. C. I. B. macht sich die Erfahrungen ihrer Mitglieder zunutze, indem 
sie bei diesen dauernd Informationen über die ihnen bekannten Firmen einholt. 
Zur Anfrage und Beantwortung werden Formulare der N. A. C. M. verwandt, 
welche hier wegen der Genauigkeit der Antworten beigefügt werden: 

Durch die Freundlichkeit der N.A.C.M. war es dem Verfasser möglich, einige Aus- 


künfte und Formulare zu erhalten, welche hier angefügt werden sollen, da sie für das Aus- 
kunftswesen in Amerika charakteristisch erscheinen. 


(Siehe Formular 1 und 2, Seite 571 und 572.) 


Durch die sehr spezialisierten Angaben in diesen Berichten, die dem Bureau 
von vielen Mitgliedern zugehen, erhalten die Auskünfte des F. C. I. B. einen großen 
Wert; durch die bis ins einzelne gehenden Angaben sind: sie höher einzuschätzen 

als die Auskünfte der Dun und Bradstreet Company. 


Der Verkehr mit den Mitgliedern des Bureaus gestaltet sich folgendermaßen: 
Sobald ein neues Mitglied aufgenommen wird, wird ihm eine Nummer zugewiesen, 
die nur der Leiter des Bureaus und das Mitglied kennt. Wie in dem Aufnahmever- 
trag vorgeschrieben, erhält das Bureau von dem neuen Mitglied eine Liste aller 
seiner Exportverbindungen mit den genauen Firmenbezeichnungen und Adressen 
seiner Kunden. Die Liste wird sonst nur mit der Nummer des Mitgliedes versehen, 
damit sie bei deren Verlust für den Finder wertlos ist. Erhält der Bureauleiter 
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Formular 1. 


FOREIGN CREDIT INTERCHANGE BUREAU 


National Association of Credit Men 
41 Park Row New York, N. Y. 


The information obtained from this questionnaire will be treaied in strict confidence and sent in 
consolidated form (without reference to names) to those members only who have contributed their 
experiences. 


The above concern has been reported to the Burean by one of its subsecribers, 
who has had the following experience :— 


Our records indicate that you have sold this account and accordingly will appre-— 
ciate receiving in confidence the following data:— 


Have von Had,a SimHar„expBTiench:.......B.....00u ensure ncnafrrnen hlesreinpeinerenennr nenne rg 


Has an extension been requested?.......... IE.58, howz long? u.\nn.chn.. ee 
or a.canzellatian?.........r..... or a price allowance?........ Give details:— 

Do you consider such action on the part of this customer justified? ............... State cir- 
cumstances:— 


From your experience do you consider this account satisfactory? ......neeeeee 


If not why? 


State proposed procedure in handling present account and reason for so doing:— 


GENERAL REMARKS:— 


SUBSCRIBER’S No. 


Be 
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diese Liste, so ist festzustellen, ob das Mitglied als solches schon in seiner Kartothek 
verzeichnet ist. Auf den Karten, welche die Namen und Adressen seiner Kunden 
tragen, wird er mit seiner Nummer vermerkt. Für jeden Kunden ist eine Karte 
mit den Nummern der Mitglieder, die mit diesen arbeiten, vorhanden.: Diese ein- 
fache Methode dient zwei Zwecken: sie ermöglicht, sofort festzustellen, wo über 
Firmen Informationen zu erhalten sind, und sie gestattet, bei wichtigen Vorfällen 
eine sofortige Bekanntmachung an alle Interessenten. 

Im Gebrauche der Kundenliste wird alle Vorsicht angewandt, um diese wich- 
tigen Papiere vor Einsichtnahme unberechtigter Personen zu schützen. Ist die Über- 
tragung auf die Karten erledigt, so erhält die Liste den Stempel „Complete“ und 
wird dem Mitglied „eingeschrieben“ zurückgeschickt. Das Bureau: fertigt keine 
Kopie der Kundenliste zur eigenen Benutzung an. Namen und Adressen neuer Ab- 
nehmer werden dem Bureau monatlich mitgeteilt. Die Möglichkeit des Bekannt- 
werdens der Kunden eines Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Das Bureau beschränkt seine. Informationsquellen nicht allein auf seine 
Mitglieder, vielmehr werden alle sicheren Nachrichten, z. B. Zeitungsberichte und Bi- 
lanzen zur Auskunftserteilung mit herangezogen. Die Mitglieder geben selbst manche 
Anregungen, indem sie Informationsquellen aufgeben, oder sie wenden sich selbst 
an diese und übermitteln dem Bureau das Erfahrene. 

Eine Anfrage ist ebenfalls auf einem dazu bestimmten „Inquiry ticket‘ 
zu stellen, auf dem das Mitglied fast dieselben Angaben zu machen hat über die Ver- 
bindung mit dem angefragten Hause wie in einer Mitgliedsauskunft (siehe Form. 2). 
Der Grund zur Anfrage ist anzugeben: Fällige Rechnungen; Neuer Auftrag; Anfrage. 
Ferner sind auf dem Anfragebogen die Adressen von Firmen anzugeben, die der An- 
frager an dieser Auskunft für interessiert erachtet, oder welche Firmen Informa- 
tionen über das angefragte Haus zu geben vermögen, z. B. Konkurrenten. Das 
Bureau setzt sich mit diesen in Verbindung und zieht bei diesen Informationen ein, 
die ohne Extraberechnung in der Auskunft erscheinen. In keinem Bericht kommen 
die Namen der Informationsgeber. vor, diese erhalten eine Kopie der fertigen 
Auskunft als Gegenleistung für ihre Unterstützung des Bureaus. 

Diese Handhabung, Informationen von möglichst vielen Seiten einzuziehen, 
beschränkt Fehlauskünfte auf das geringste Maß. Die Kopien, welche die Infor- 
mationsgeber als Gegenleistung für ihre Unterstützung des Bureaus erhalten, wer- 
den „Reciprocal Reports‘ genannt. Oftmals haben die Anfrager den Wunsch, sich 
mit den Informationsquellen des F. C. I. B. durch vorherige Verständigung mit dem 
Bureau in Verbindung zu setzen, um nähere Auskünfte von diesen durch direkten 
Verkehr zu erhalten. Das Bureau vermittelt diese direkten Verbindungen, falls der 
Informationsgeber hierzu geneigt ist. 

An ausländische Firmen, über die keine Informationen zu erhalten sind, 
tritt das F. C. I. B. heran und bittet um Einsendung einer Liste der amerikanischen 
Lieferanten und Bankverbindungen, ferner um eigene Angaben über seine finan- 
ziellen Verhältnisse. Eine Druckschrift, welche die Zwecke der N. A. C. M. darlegt, 
wird diesen Briefen beigelegt. Beide sind in der Sprache des Ausländers abgefaßt. 
Der Erfols dieser Handhabung hat alle Erwartungen übertroffen. In den allermeisten 
Fällen wurden dem Bureau die gewünschten Angaben und Listen eingesandt, oft 
sogar dem Ausländer erst hierdurch eine Geschäftsverbindung mit Amerika er- 
möglicht. 

Läuft bei dem Bureau eine Anfrage ein, so ist in der Kartothek leicht fest- 
zustellen, ob neue und vollständige Informationen zu deren Erledigung vorliegen. 
Trifft dies zu, so wird die Anfrage umgehend durch eine genaue Auskunft beant- 
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wortet!). Enthält das Archiv keine genügenden Berichte über das angefragte 
Haus, so werden postwendend Anfragen an die auf den Karten verzeichneten 
Informationsquellen versandt. Die Informationen, welche innerhalb zwei Tagen 
bei dern Bureau eingehen, werden in Form eines vorläufigen Berichtes zusammen- 
gestellt und dieser dem Anfrager zugeschickt. Nach 5—7 Tagen, nachdem alle ein- 
gezogenen Informationen vorhanden sind, erhält der Anfrager einen Zusatzbericht 
„Supplementary-Report‘“, welcher die grundlegendsten Verhältnisse des angefragten 
Hauses enthält. 


Supplementary Report of the Foreign Credit Interchange Bureau 


National Association of Credit Men +H: 11150 
41 Park Row New York, N.]J. 11:8. 


(Obwohl aus besten Informationsquellen stammend, kann die Richtigkeit dieser Auskunft 
nicht garantiert werden.) 

1. Bericht über: Estaban Escalda y Cia. 

2. Adresse: Av. Florida 47, Mexico City, Mexico. 

3. Gruppe von Waren: Schnittwaren. 

4. Korrespondenz in Sprachen: Englisch, Spanisch, Französisch. 

5 


: Geschäftscharakter: Großhändler X, Kleinhändler X, Kommissionär, Fabrikant, Impor- 
teur X, Exporteur, Agent X. 


6. Einkäufe hauptsächlich: Inland: ............... ‚ Ausland: D.S$. 75°],, Zuropa 25°]o. 
7. Geschäftsform: Gesellschaft..................... ‚ gegründet: 1900, in: Mexico. 

8. Filialen: Vera Cruz, Tampico. 
9) 


. Finanz-Beziehungen: ZKoyal Bank of Canada, Nat’l. City Bank N. J., 1st. Nat’l. Bank, 
El Paso, Texas. 


10. Kapital: 150 000 $', Geschäftsumfang: ( Umsatz), Zahl der Angestellten: 20. 
11. Datum der Informationen: 15. Juni 1933. 


12. Direktoren oder Teilhaber (Name, Titel, Alter, Nationalität): Estaban Escalda, S$r., Teil- 
haber, Alter 60, Spanier. Francisco Alvaro Jr., Teilhaber, Alter 45, Spanier. 


13. Kapital ist kontrolliert durch: (Name, Adresse, Nationalität)............................... ee 


Besnsenennnenerr sonen enasen nennen neh EEE Er ELLE rer Er EEE EEE ern EL RER EEE EEE En E EEE ET ER n En esene au e ae EEE Eee EEE ERREE EEEEEERLE EL En ER ehe rare 


14. ‚Apdentan dur: . 1.10 zent. a Sn en a a 
15. Relativer Umfang des Geschäftes: Sehr groß, Groß X, Mittel, Klein. 
16. Allgemeiner Ruf der Firma: Sehr gut; Versicherung 100 000 $. 


Sobald alle Informationen eingegangen sind, so daß eine vollständige Aus- 
kunft erteilt werden kann, was bei den manchmal ungeheuren Entfernungen bis 
zu 15 Tagen dauert, werden diese Berichte zu einem „Original-Report‘‘ zusammen- 
gestellt. Diesen erhält nicht nur der Anfrager, sondern alle Informationsquellen, 
welche dem Bureau ihre Erfahrungen mit dem angefragten Hause mitteilten, er- 
halten dafür kostenlos einen ‚„Reciprocal-Report‘‘ als Gegenleistung. Ein Original- 
bericht enthält nachstehende Angaben ?): 


1. Verkaufsbedingungen der anderen Lieferanten. 

2. Dauer der Geschäftsverbindungen. 

3. Deren höchste augenblickliche Krediteinschätzungen. 
4. Daten der letzten Umsätze. 


!) Die Auskünfte sind dieselben wie die unter Credit Interchange Bureaus gezeigten. 
?) Siehe Muster-Report unter Credit Interchange Bureaus. 
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. Höhe der augenblicklichen Schulden. 

. Überfällige Schulden. 

. Anzahl der überfälligen Tage. 

. Gewöhnliche Zahlungsweise. 

. Krediteinschränkung des Bureaus (F.C.1.B.). 

10. Erläuternde Bemerkungen. 

Diese Angaben werden durch Chiffren gemacht, welche jedes Mitglied mit 
Hilfe eines Schlüssels enträtseln kann; bei Verlust einer Auskunft ist sie für den 
Finder wertlos, und überdies wird die Geschäftsführung des F. C. I. B. durch diese 
Chiffren vereinfacht. 

Durch diese Auskunftserteilung, die vorläufigen Berichte, supplementary re- 
ports und die original-reports, wird den Mitgliedern eine Erkundigungsmöglichkeit 
geboten, die sie von keinem anderen Institut zu erhalten vermögen. 

e) Investigation and Prosecution. Die Aufgabe dieses 1918 organi- 
sierten Departments besteht darin, auf Anruf eines Mitgliedes die Verhältnisse zu- 
sammengebrochener Firmen zu untersuchen und bei Aufdeckung von Betrügereien 
bei Konkursen die gerichtliche Bestrafung des betrügerischen Bankerotteurs zu ver- 
anlassen. Das Department erhält von den Adjusters, die bei ihrer Tätigkeit un- 
lautere Machenschaften entdecken, diese Fälle zur weiteren Bearbeitung zugewiesen. 
Für den Kreditschutz ist die Tätigkeit dieses Departments insofern von Bedeutung, 
als betrügerische Bankerotte in Amerika äußerst häufig sind, da keine einheitliche 
Konkursordnung in den Vereinigten Staaten besteht, sondern jeder Staat auf diesem 
Rechtsgebiete selbständig ist und die Gesetze noch recht mangelhaft sind. Die Un- 
schädlichmachung von betrügerischen Bankerotteuren ist gewöhnlich sehr schwie- 
rig. Deshalb ist ein gemeinschaftliches Vorgehen hier das einzige Mittel, um diese 
Schädlinge des Geschäftskredits aus dem Wirtschaftsleben zu verdrängen. 

Seit 1918, dem Bestehen des Departments, wurden 623 Konkurse untersucht, 
493 Anklagen, wegen Betrugs gestellt und 175 betrügerische Bankerotteure unschäd- 
lich gemacht. Innerhalb sieben Jahren haben die Untersuchungen 262445.—$ an 
Kosten verursacht, demgegenüber wurden an verheimlichten Aktivbeständen 
381131.—- $ aufgedeckt und den Gläubigern wieder zugewiesen. Aus diesen Zahlen 
ist ersichtlich, daß dieses Department trotz seines jungen Bestehens lohnend ar- 
beiten kann, abgesehen von der abschreckenden und vorbeugenden Wirkung auf die 
Geschäftsleute, welche zu einem betrügerischen Bankerott neigen. Die Arbeit des 
Departments muß allerdings angesichts der Riesensummen, die jährlich solide Häu- 
ser durch Konkurse verlieren, verschwindend gering erscheinen. Einige Zahlen 
mögen dies deutlicher zeigen: 


SM-INI OL 


1900 11249 Bankerotte mit einer Gesamtsumme von Verlusten von ca. ‚$' 138 000 000 


1920 8821 } a i 5 2» 295 000 000 
1923 18718 j er El ’ 5 x 5.» .539 387 000 
1924 20 551 i TER i i ? >, 542 943 000 


Diese enormen Summen gehen jährlich dem soliden Kaufmannsstande an Kredit- 
verlusten allein durch Konkurse verloren, und die Entwicklung zeigt noch ein 
ständiges Zunehmen der Verluste. Welche Arbeit das Department Investigation and 
Prosecution bei einer umfassenden Tätigkeit und größeren Ausdehnung leisten 
könnte, wird am ehesten klar, wenn man erfährt, daß im Jahre 1924 die Summe 
der zu Unrecht verheimlichten Aktivbestände bei den Konkursen auf zirka 
250000 000.— $ geschätzt wird. Wieviel könnten davon gerettet sein, wenn das 
Department der N. A. C. M. im Jahre 1924 schon so ausgebaut gewesen wäre, 
wie es jetzt geplant ist! 
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Die Verhinderungen von Verschleierungen großer Aktivbestände ist eine 
Angelegenheit, an welcher die gesamte amerikanische Wirtschaft interessiert ist. In 
ihrer Zeitschrift „Credit Monthly“ weist die N. A. C. M. immer wieder darauf hin und 


entfaltet eine große Propaganda zur Ausdehnung dieses Departments. Augenblick- _ 


lich ist sie daran, für einen Nationalfonds von 1000000.— $ zu propagieren, der 
unter ihrer Leitung zum Ausbau dieser Tätigkeit der N.A.C.M. verwendet werden 
soll, nicht nur zum Wohle ihrer Mitglieder, sondern zum allgemeinen Nutzen der 
amerikanischen Wirtschaft. 


Durch diese Summe, die von der amerikanischen Wirtschaft sicherlich Re: 
bracht werden wird, ist die N. A. C.M. zu einem großzügigen Feldzug gegen be- 
trügerische Bankerotteure gerüstet. Nach ihrem Plane sollen 25 Distriktszentral- 
stellen errichtet werden, von denen jede die bekannt gewordenen Kreditbetrügereien 
registriert, eine genaue Beschreibung der Betrugsmethode erhält und diese sorgfältig 
aufbewahrt. Jede dieser Zentralstellen hält eine Anzahl Angestellte, die für ihren 
Dienst vorgebildet sind und die Wege und Listen der betrügerischen Bankerotteure 
kennen. Von diesen Zentralstellen sollen bei verdächtigen Vorfällen sofort Unter- 
suchungen über die Arbeitsmethoden und die Finanzen des betreffenden Geschäfts- 
hauses angestrengt werden. In bedeutenderen Städten sind Angestellte des Zentral- 
bureaus tätig, welche dieses im Bedarfsfalle benachrichtigen, z. B. bei Aufdeckung 
von Wechselreiterei, Veräußerung gestohlener Waren usw. 

Die Association verspricht sich von ihrem Vorgehen einen Erfolg, der die auf- 
gewendeten Kosten vielfach überschreiten wird. Zur Verwaltung des Nationalfonds 
für Kreditschutz sind zwei Committees eingesetzt worden, welchen angesehene In- 
dustrielle und Bankleute angehören. Das ‚Executive Committee‘ hat die Oberleitung 
des ganzen Werkes, das „National Committee‘ beaufsichtigt und leitet die Organi- 
sation der einzelneh Distrikte. 

Einen anderen Schaden für die Kreditsicherheit im Geschäftsleben zeigt die 
von der N. A. C. M. veröffentlichte Statistik der Bankzusammenbrüche des Jah- 
res 1924t). Unter den 20551 Konkursen dieses Jahres befanden sich 753(!) Kon- 
kurse von Bankinstituten, von denen allerdings 38 saniert und wieder eröffnet 
würden. In Anbetracht der Bedeutung, welche der Sicherheit von Bankdepositen 
für den gesamten Handel und darüber hinaus für die ganze Volkswirtschaft beizu- 
messen ist, hat das Department Investigation and Prosecution die Ursachen für diese 
hohe Zahl von Bankzusammenbrüchen untersucht. 

Die Statistik erweist, daß diese 753 Bankinstitute zusammen über ein Kapital 
von 35 267595.— $ und 11375390.— $ Reserven verfügten. Von den zusammenge- 
brochenen Banken waren: 


127 Nationalbanken mit zusammen ‚$ 9365000 Kapital und ‚f 4099 260 Reserven 
34 State-Banks . * „ 2545 000 > urn PTORDSU n 
592 Privatbanken % , „ 23 357.595 d u. '». 6516500 L 
In prozentualer Beteiligung entfallen: 
17 lo auf Nationalbanken mit 26'/,°/, des Gesamtkapitals 
41/9Jo „ State-Banks „7 lo» F 
78!/2%/o „ Privatbanken „oh ist. 
Bei der Einteilung nach den Kapitalverhältnissen "beziehen sich: 
65°/, der bankerotten Banken auf Institute mit einem Kapital von f 25000 u. weniger 
88 er 0.739 ” ” ” ” ” ” ” ” ” 75 ” ” 


90 lo ” ” ” ” n ” ” „ ” ” 100 000 ” n 


*) Februar- und Aprilnummer der „Credit Monthly“. 1924. 


rt 
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| Aus diesen Zahlen ergibt sich, daß die meisten Konkurse von Bankinsti- 
tuten, ähnlich wie Bradstreet es in der Gesamtziffer der Konkurse festgestellt hat, 
sich auf Kapitalschwäche begründen. Die Depositeneinlage bei Bankinstituten, 
welche mit einem Kapital von weniger als 50000.—$ arbeiten, muß deshalb als 
gefährlich bezeichnet werden). Die N. A. C. M. sucht die Handelswelt auf diese 
Gefahr durch Veröffentlichungen hinzuweisen und über die durch Verwendung grö- 
Berer Kapitalien seitens kapitalschwacher Banken zu Spekulationszwecken möglichen 
Schädigungen der Wirtschaft aufzuklären. Die Association arbeitet dahin, daß die- 
jenigen Banken mit weniger als 50000.— $ Kapital ihre Aktivbestände vermehren 
oder daß sie von der Geschäftswelt keine Depositen erhalten. 

Zur Ausarbeitung neuer Gesetze über die Ordnung von Konkursen sind von 
der N.A.C.M. zwei Committees eingesetzt worden, das Bankruptey Law-Excutive 
Committee und das National Committee-Bankruptey Law. Auf die Ergebnisse der 
Statistik über die Ursachen der Konkurse des Jahres 1924 hin sind einige Ver- 
ordnungen ausgearbeitet worden, welche die National Association als einen wirk- 
samen Schutz gegen betrügerische Bankerotte ansieht. Augenblicklich sucht man 
diese Bestimmungen in einigen Staaten als Gesetze durchzubringen. 


f) The Membership Department. Die Erledigung aller Angelegenheiten 
mit den Mitgliedern, den angeschlossenen Associationen wie den Einzelmitgliedern, 
liegt in Händen des Membership Department, das in New York zentralistisch. orga- 
nisiert ist. Die Werbung und Annahme neuer Mitglieder ist seine vornehmste 
Aufgabe. Zu diesem Zwecke wird durch Druckschriften, Broschüren, Artikel 
in Fachzeitungen usw. eine große Propaganda entfaltet. Überall stößt man auf 
Artikel, in denen die Vorteile der „Credit Men‘ geschildert werden. 

Je größer die Mitgliederzahl der N. A. C. M., eine desto größere Leistungsfähig- 
keit kann natürlich erreicht werden. Jedoch werden nicht alle Firmen aufgenommen. 
Wie bereits gesagt wurde, haben die Häuser, welche aufgenommen zu werden 
wünschen, eine Darstellung ihrer Verhältnisse zu geben. Ist der Ruf oder Stand eines 
Unternehmens nicht einwandfrei, so:wird seine Aufnahme als Mitglied der N.A.C.M. 
sehr schwierig sein. Das Membership-Department haftet der ganzen Organisation 
für das Ansehen der ‚credit men“; denn dieser Name verbürgt ein solides Ge- 
schäftsgebaren. 


Außer in diesen geschilderten Departments betätigt sich die N. A. C. M. noch 
auf einigen anderen Gebieten. Das National Institute of Credit, ebenfalls ein Depart- 
ment der N. A. C. M., veröffentlicht Druckschriften über allgemeine Kreditprobleme 
in „lectures“. Zu einem Preise von 15 $ können sich nicht nur Mitglieder, sondern 
auch Studenten und andere Interessenten auf den Bezug dieser Lektionen für ein 
Jahr abonnieren. Die ‚lectures“ behandeln volkswirtschaftliche, besonders Kredit- 
probleme, und betriebswirtschaftliche Fragen. Für den Kreditschutz in Amerika 
sind diese Departments jedoch von geringerer Bedeutung. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß die National Association of Credit 
Men im amerikanischen Auskunftswesen eine bedeutende Rolle spielt. Zwar ist 
ihre Verbreitung durch das Bestehen der Institute R. G. Dun & Co. und Bradstreet 
Company, welche schon Vortreffliches leisten, gehemmt, die Qualität ihrer Auskünfte 
und sonstigen Betätigungen wird ihr aber immer mehr Anhänger gewinnen. In 
keinem anderen Lande ist der Geschäftsmann in der Lage, für ein geringes Entgelt 


ı) Februarnummer der „Credit Monthly“. 1924. 
Zeitschr. f. Handelsw. Forschung. 19. Jahrg. Heft XI. 38 
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eine Auskunft zu erhalten, die der N. A. C. M. auch nur annähernd gleichkommt. 
Daß durch gemeinsames Zusammenwirken der Geschäftswelt auch im Auskunfts- 
wesen Hervorragendes geleistet werden kann, hat die N. A. C. Mı bewiesen. 


3. The Retail Credit Men’s National Association, Equitable Building, 

St. Louis, (Mo.) U. S. A. Während die oben geschilderte .N.A.C.M. die Großkauf- 
leute vereinigt, sind in dieser Organisation die Kleinhändler zusammengeschlossen. 
Sie wurde 1912 ins Leben gerufen und. hat heute ca. 12000 Mitglieder, für ihr 
kurzes Bestehen eine beträchtliche Zahl. Ihre Bestrebungen wie auch ihre Organi- 
sation sind fast dieselben wie die der N. A. C. M. Der Schutz vor Kreditverlusten 
ist auch ihre höchste Aufgabe. 205 Lokalverbände sind ihr angeschlossen, und ihre 
Organisation erstreckt sich außerdem auf 374 „national service bureaus“. Es ist 
also ein Netz von Niederlassungen vorhanden, das dem Kleinhändler einen wirk- 
samen Schutz seiner Kredite zu bieten vermag. 


Die Tätigkeit ihrer Adjustment Bureaus unterscheidet sich von denen 
der N. A. C. M. nur dadurch, daß beim Kleinhändler, der sich in Zahlungsschwierig- 
keiten befindet, manchmal andere Methoden zur Beseitigung angewandt werden. 
Industrie und Großhandel helfen ihren Detaillisten oft durch direkte Barkredite, um 
sich die Kundschaft zu erhalten. 


Die Auskunftserteilung hat bei dieser Association naturgemäß nicht die 
eroße Bedeutung wie im Großverkauf. Immerhin ist sie für die großen Waren- 
häuser, die auf Kredit Waren abgeben, nicht zu entbehren. Die Kreditgewährung 
von Detaillisten ist in Amerika sehr allgemein, ein Zustand, der zwar nicht zu be- 
grüßen ist, der aber in einem Umfang betrieben wird, :daß diese Gewohnheit sich 
wohl nie verlieren wird. Der Absatz von Automobilen z. B. ist ohne Kreditgewäh- 
rung an die Konsumenten gar nicht in dem Maße denkbar, wie er heute betrieben 
wird. Bei größeren Objekten, z. B. einem Automobil, das selbst von den weniger 
begüterten Kreisen viel gekauft wird, wird der Verkäufer vor Abschluß des Ge- 
schäftes eine Auskunft einzuholen genötigt sein. Da die Referenzbücher der großen 
Institute nur Krediteinschätzungen von Firmen enthalten, ist der retailer bei der 
Auskunftseinholung über Privatpersonen auf seine Organisation allein angewiesen. 


Die Organisation der Auskunftserteilung ist dieselbe wie bei der N.A.C.Mı 
Die Auskünfte beruhen auf Informationen unter den Mitgliedern und auf Selbstaus- 
künften von Käufern, welche von den Bureaus geprüft sind. 

Das Department Education and Research bemüht sich, die Verkaufs- 
bedingungen unter den Mitgliedern zu vereinheitlichen und durch sonstige Auf- 
klärungen die Kreditgewährung günstig zu beeinflussen. Anmahnungen fälliger Zah- 
lungen werden von den Bureaus mit besonderem Nachdruck besorgt. Bei anhalten- 
der Weigerung, die Zahlung zu leisten, wird dem böswilligen Schuldner jeder 
weitere Kredit gesperrt. 

Die Organisation hat in den wenigen Jahren ihres Bestehens erreicht, daß 
99 0 aller Kredite prompt abgelöst werden, es sei denn, daß Kredite verlängert 
werden oder der Schuldner durch ein Mißgeschick zahlungsunfähig ist. In allen 
Städten, in denen noch keine Lokal-Associationen bestehen, sollen im Laufe der 
Zeit noch Bureaus eröffnet werden, so daß die Organisation jedem Detaillisten mit 
ihren Erfahrungen und Einrichtungen zur Seite stehen kann. 

Der Massenabsatz der amerikanischen Industrieprodukte konnte nur durch das 
System der Abschlagzahlung ermöglicht werden. Daß sich dieses System so all- 
gemein ausbreitet und Verluste dabei fast gar nicht vorkommen, ist nur den be- 
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stehenden Auskunftsorganisationen zu verdanken. Die Retail Credit Men’s National 
Association dürfte an dem Erfolge einen großen Anteil haben. Die notwendige 
Überwachung der Abnehmer kann von keinem anderen Institut besser durchgeführt 
werden, | 


Unter vielen Großhändlern und Fabrikanten, die Mitglieder der N. A. C. M. 
sind, ist es gebräuchlich, den Mitgliedern der R. C. M. N. A. einen weit höheren 
Kredit einzuräumen als den nichtorganisierten Abnehmern; manche lehnen eine 
Kreditgewährung an letztere überhaupt ab. Sie wissen aus Erfahrung, daß ein 
großer Teil ihrer Verluste durch leichtsinnige Kredite der Kleinhändler verursacht 
wurden. Die R. C.M. N. A., welche die Kredite der Detaillisten sichert, schützt also 
auch indirekt die Industrie und den Großhandel vor Verlusten. Eine Zusammen- 
arbeit der beiden Organisationen ist also nur zu begrüßen. 96 % aller Detaillisten 
in Nordamerika verkaufen Waren auf Kredit! Für das Gedeihen einer Wirtschaft 
ist es von großer Bedeutung, ob der Kleinhandel, der im Mittelpunkt des Absatz- 
prozesses von Erzeugnissen steht, seine ihm von Banken, Industrie und Großhandel 
gewährten Kredite ablöst. Versagt jener, so muß das auf diese zurückwirken. Der 
Selbstschutz der Industrie und des Großhandels ist also berechtigt, wenn sie bei 
der Beantwortung von Anfragen, Aufträgen usw. an den Kleinhändler die Frage 
stellt: „Are you a member of a Local Retail Credit Men’s Association .or the 
Retail Credit Men’s National Association ?“ 

In einer eigenen Zeitschrift „The Credit World“ werden die Mitglieder über 
alle möglichen Geschäfts- und Kreditfragen unterrichtet. In besonderen „Supple- 
ments“ werden Kreditschwindler verzeichnet. Die Mitglieder, welche ihre Adressen 
kennen, sollen diese dem Bureau aufgeben, damit man ihrer habhaft werden kann. 
Hier ist also ein richtiger Suchdienst eingerichtet. 70% der in den Supplements 
verzeichneten Kreditschwindler sollen gefunden und gezwungen worden sein, ihre 
Schulden zu begleichen. 

Wie die N. A. C. M., so arbeitet auch die R. C. M. A. ohne jede Gewinn- 
absichten. Mit den bestehenden Mercantile Agencys können sie in keiner Weise ver- 
glichen werden; denn ihr Ziel ist lediglich die Hebung des amerikanischen und 
des internationalen Handels. Wir haben gesehen, daß man dieses Ziel durch den 
Zusammenschluß immer weiterer Geschäftskreise erreichen will, ein Gedanke, 
von dem man erwartet, daß er mehr und mehr Anhänger finden wird. Den beiden 
Organisationen wird dann sicher ein noch größerer Erfolg beschieden sein, als sie 
bisher verzeichnen konnten. Die Ansicht, daß im amerikanischen Auskunftswesen 
die Leistungen der Mercantile Agencys nicht übertroffen werden könnten, muß nach 
den Ergebnissen unserer Untersuchung endgültig als überholt angesehen werden. 


Ein Preisausschreiben 


für Beiträge zur Theorie und Praxis der monatlichen Erfolgs- 
rechnung in Wirtschaftsbetrieben. 


... Der Verband deutscher Diplom-Kaufleute e. V., Sitz Berlin, 
Hauptgeschäftsstelle in Brandenburg (Havel), erläßt ein Preisausschreiben für 
Beiträge zur Theorie und Praxis der monatlichen Erfolgsrech- 
nung in Wirtschaftsbetrieben. Die Bewerber haben die folgenden Bestim- 
mungen zu beachten: 


1. Anforderungen an die Arbeiten. 


Das Problem der monatlichen Erfolgsrechnung in Fabrikbetrieben, Verkehrs- 
betrieben, Handelsbetrieben usw. ist von großer Bedeutung. Man kann behaupten, 
daß, wenn die monatliche Erfolgsrechung in Deutschland auf einen wesentlich höhe- 
ren Stand gebracht wird als heute, dadurch viele Millionen erspart und neu ge- 
wonnen werden, und daß die Leistungsfähigkeit der deutschen Volkswirtschaft er- 
heblich gesteigert wird. Es ist sogar zu erwarten, daß infolge der dadurch gewonne- 
nen größeren Durchsichtigkeit der deutschen Wirtschaft sich die hohe Spanne 
zwischen Auslands- und Inlandszins verringert; auch wird das Kapital in Deutsch- 
land besser als bisher an die richtigen Stellen geleitet werden können. Diese Über- 
legung wird hoffentlich viele besonders leistungsfähige Köpfe zur Mitarbeit veran- 
lassen, auch solche, denen die ausgeschriebenen Geldpreise keinen besonderen 
Reiz bieten. 


Neben tatsächlich erprobten Einrichtungen kommen für den Wettbewerb auch 
Arbeiten in Betracht, die dem Organisationstalent der Verfasser entsprungen sind. 
Immerhin ist es für den objektiven Wert einer Arbeit von sehr großer Bedeutung, 
wenn über die mit der Einrichtung gemachten Erfahrungen berichtet werden kann. 
Bei Beschreibungen vorhandener Einrichtungen ist es besonders wertvoll, wenn die 
Verfasser angeben können, was die dargestellten Rechnungen in Hinsicht auf Ge- 
nauigkeit, Schnelligkeit und Arbeitsaufwand geleistet haben. Wichtig ist es, auf die 
zutage getretenen Mängel und die Schwierigkeit ihrer Abstellung hinzuweisen. 
Besserungsvorschläge geben sich zweckmäßigerweise als solche und nicht als Dar- 
stellung angeblicher Zustände. 


Wesentlich ist die Grenauigkeit und Vollständigkeit der Darstellung. Der Rech- 
nungsgang ist durch Formulare mit eingetragenen Beispielen zu erläutern. Die 
Beispiele können willkürliche Zahlen enthalten, wenn Betriebsinteressen der Ver- 
öffentlichung tatsächlicher Zahlen entgegenstehen. Die Beispiele müssen aufein- 
ander Bezug haben, damit der Leser den Zusammenhang sieht. 


In vielen Betrieben ist der Zusammenhang der monatlichen Erfolgsrechnung 
mit der Nachkalkulation sehr eng; dieser Zusammenhang ist alsdann deutlich zu 
machen. Auch etwaige Abweichungen von der Jahreserfolgsrechnung sind hervor- 
zuheben. 


Es ist vielfach üblich, die monatliche Erfolgsrechnung lediglich als eine Frage 
der wechselnden Vorräte anzusehen. Das ist jedoch einseitig. Zinsen, Provi- 
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sionen, Tantiemen, Versicherungen, Abschreibungen, Propagandaausgaben, Repara- 
turen usw. können in einer guten Monatsrechnung nicht allein dem Ausgabemonat 
belastet werden und bedürfen einer sinngemäßen Verteilung. Soweit es sich nur 
um den Wechsel der Vorräte handelt, kommt keineswegs die systematische Zu- und 
Abschreibung allein in Betracht; monatliche Inventuren, das Stücklistensystem, die 
von der Produktion oder vom Umsatz ausgehende retrograde Rechnung (Sollver- 
brauchsrechnung) u. a. m. behaupten sich daneben. Im Handel ist die Teilung der 
Warenkonten in Bestands- und Erfolgskonten in Übung. Die Bearbeiter tun gut, die 
von ihnen beobachteten Fälle in ihrer gesamten Wirksamkeit darzustellen und nicht 
durch ein Teilproblem sich ausschließlich fesseln zu lassen. 


Bei allen Darstellungen sollen die durch die monatliche Erfolgsrechnung ent- 
stehenden Kosten berücksichtigt werden. Es ist daher zu empfehlen, bei den ein- 
zelnen Rechnungsgängen auch den monatlichen Zeitaufwand wenigstens schätzungs- 
weise anzugeben. Eine genaue monatliche Gewinnrechnung kann dadurch, daß sie 
viel Umstände macht, an praktischem Wert erheblich verlieren. 


Auch ist es wichtig, anzugeben, in welcher Zeit die Monatsrechnungen fertig 
abgeschlossen vorzuliegen pflegen. 


Schematische Darstellungen sind oft geeignet, die Darstellung des Rechnungs- 
ganges zu unterstützen. 


2. Äußere Form der Arbeiten. 


Die Arbeiten sind in Maschinenschrift, einseitig beschrieben, einzureichen. Die 
Arbeit selbst muß an Stelle des Verfassernamens ein Kennwort erhalten. Das 
gleiche Kennwort ist auf einen verschlossenen Briefumschlag zu schreiben, der den 
Namen des Verfassers enthält. Manuskripte und Einlage sind unter „Einschreiben“ 
an den Verband deutscher Diplom-Kaufleute e. V., Brandenburg (Havel) zu senden. 


3. Einreichungszeit. 


Die Arbeiten müssen am 30. April 1926 in dem Bureau des Verbandes ein- 
gegangen sein 


4. Das Preisrichterkollegium besteht aus den Herren: 


Dipl.-Kaufm. Dr. A. Eversmann, Direktor der J. D. Riedel A.-G., Berlin, 
Dr. Hermann Großmann, ord. Professor der Betriebswirtschaftslehre, Leipzig, 
Dr.-Ing. Dr. rer. pol. M. R. Lehmann, Dozent für Betriebswirtschaftslehre an der 
Technischen Hochschule, Dresden, Herbert Peiser, Generaldirektor der Bamag- 
Meguin-A.-G., Berlin, Dipl.-Kfm. Walter Pfundt, Geschäftsführendes Vorstands- 
mitglied des Verbandes deutscher Diplom-Kaufleute e. V., Brandenburg (Havel), Dipl.- 
Kim. Dr. Willy Prion, ord. Professor der Betriebswirtschaftslehre, Vorsitzender des 
Ausschusses des Verbandes deutscher Diplom-Kaufleute e. V., Berlin, Dipl.-Kfm. Franz 
Reinecke, Prokurist des Verkaufsbureaus des Michelkonzerns m. b. H., Halle 
(Saale), Dipl.-Kfm. Dr. jur. h. c. Dr. rer. pol. Eugen Schmalenbach, ord. Pro- 
fessor der Betriebswirtschaftslehre, Köln, Dipl.-Kfm. Dr. Franz Uhlmann, Fabrik- 
besitzer, Vorsitzender des Verbandes deutscher Diplom-Kaufleute e. V.. Gransee 
(Mark), Geh. Regierungsrat A.Wallichs, ord. Professor an der Technischen Hoch- 
schule, Aachen. 

Das Preisrichterkollegium wählt seinen Vorsitzenden und bestimmt seine Ge- 
schäftsordnung selbst. Er hat das Recht der Ergänzungs- und Zuwahl. Das Preis- 
richteramt ist ein Ehrenamt. 
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5. Die Preise. 
Es werden folgende Preise ausgesetzt: 


1. Preis «A 1500.— 
2. Preis A 1000.— 
zwei 3. Preise zu je #7 750.— 
zwei 4. Preise zu je eZ 600.— 
zwei 5. Preise zu je cZ 400. — 


Der Ankauf weiterer Arbeiten bleibt vorbehalten. 


Der Verband behält sich das Recht vor, die preisgekrönten Arbeiten ohne Ge- 
währung eines weiteren Honorars ganz oder auszugsweise zu veröffentlichen. Die 
Verfasser verzichten auf ihr Veröffentlichungsrecht. 

Nicht preisgekrönte Arbeiten werden den Verfassern zurückgeschickt. Das 
Preisrichterkollegium ist berechtigt, die Preise zu 6 400.— und 6 600.— dann, 
wenn veröffentlichungsreife Arbeiten nicht in genügender Zahl vorhanden sind, 
anders einzuteilen oder diese Preise zur systematischen Verarbeitung (Ziffer 6) 
zu verwenden. 


6. Systematische Verarbeitung. 


Die eingereichten Arbeiten werden durch eine vom Preisrichterkollegium be- 
stimmte Persönlichkeit einer systematischen Bearbeitung unterzogen. 


Brandenburg (Havel), den 1. Oktober 1925. 
Verband deutscher Diplom-Kaufleute e.V. 
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Kerschagl, Dr. jur. et Dr. rer. pol. Richard, Dozent für politische Ökonomie an der 
Hochschule für Welthandel in Wien. Die Steuer- und Abgabenbe- 
lastung der Wirtschaft in Österreich. Berlin W 10. 1925. Industrie- 
verlag Spaeth und Linde. 72 Seiten. 


Die Ausführungen lassen die Entwicklung der Steuerbelastung seit der Sanie- 
rung im Jahre 1922 und ihren heutigen Stand erkennen. Auf dieser Schilderung der 
reinen Tatsachen liegt das Schwergewicht. Eine endgültige Kritik des Systems und 
der Tragbarkeit der Steuern wird nicht gegeben, da sich die Auswirkungen zur Zeit 
noch nicht vollständig übersehen lassen und bei der Beantwortung der Frage der 
Tragbarkeit die Verwendung der Abgaben auch einer kritischen Betrachtung unter- 
zogen werden müßte. Das schösse aber über das Ziel dieser Arbeit hinaus. Soweit 
der Verfasser dazu in der Lage ist, nimmt er zu Einzelerscheinungen kritisch 
‚Stellung. 

Die Steuern werden in Österreich vom Staat, von den Ländern und den Ge- 
meinden erhoben. Die durch den Staat erhobenen Abgaben machen etwa 40 % 
der Gesamtbelastung aus. Änderungen in der Höhe der Belastung können nur 
etwas Wesentliches ausmachen, wenn Staat, Länder und Gemeinden zusammen- 
arbeiten, was bisher nicht geschehen ist; manchmal haben die Länder, bzw. die 
Gemeinden sogar, eine Erleichterung, die der Staat durch Herabsetzen der Steuer- 
beträge geschaffen hatte, durch Heraufsetzen ihrer eigenen Sätze aufgehoben. 
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In der Inflationszeit bleibt die Bedeutung der direkten Steuern hinter denen der 
Umsatz- und Verbrauchssteuern zurück; seit der Sanierung tritt aber eine rückläufige 
Bewegung ein. 

Die Steuerbelastung der Industrie und diejenige der Banken werden besonders 
behandelt. Als besonders drückende Abgabe empfindet der Verfasser die Fürsorge- 
abgabe, die nach der Lohnhöhe erhoben wird und auf die Rentabilität des Unter- 
nehmens keine Rücksicht nimmt. Nicht zu verstehen sei auch die Wertzuwachs- 
abgabe. Sie trifft Verkäufe von Gebäuden in Wien und Niederösterreich bis zu 
maximal 60% des „Wertzuwachses“. Dabei werden noch heute Papierkronen den 
Friedenskronen gleichgestellt. 

In den letzten Kapiteln behandelt der Verf. den ursächlichen Zusammenhang 
des ‚Verlaufs der Einnahmen und, Ausgaben in Staatshaushalt und die Frage des 
österreichischen Normalbudgets. Gr. 


Rosendorff, Dr. Richard und Cleeves, Dr. Georg. Daweslast und Kredit. 

Berlin W 10. Industrieverlag Spaeth und Linde. 34 Seiten, geheftet. 

Zuerst entwickeln die Verfasser, daß der Personalkredit heute an Bedeutung ver- 
loren hat und der Realkredit im Vordergrunde steht. Will man also die Bedeutung 
der Daweslast für unsern Kredit erkennen, so ist zu erforschen, inwieweit durch die 
Annahme des Dawesplanes und insbesondere des Industriebelastungsgesetzes und 
seiner Ergänzung, des Industrieaufbringungsgesetzes, die deutsche Industrie noch in 
der Lage ist, reale Sicherheiten zu geben. In Frage kommen hier hypothekarische 
Sicherheit und Sicherungsübereignung. Die Verfasser kommen zu’ dem Ergebnis, 
daß trotz der Belastung durch die Dawesgesetze erste Hypotheken innerhalb üb- 
licher Grenzen eine vollkommene Sicherheit gewähren. Bei Sicherungsübereig- 
nungen ist zu beachten, daß die öffentliche Last bei ihrer dinglichen Sicherung die 
Bestandteile, Zubehöre oder Erzeugnisse der Grundstücke bzw. der grundstück- 
ähnlichen Rechte und die Versicherungsansprüche mit ergreift. 

Es ist hier nicht der Ort, um den Darlesungen der Verfasser, die übrigens teil- 
weise wirtschaftlicher Natur sind, im einzelnen nachzugehen. Ich möchte aber 
dazu bemerken, daß sie mir als viel zu optimistisch erscheinen. Sch. 


Behrend, Dr. Reisebriefe von der Balkan-Studienfahrt der Handels- 
hochschule'zu Mannheim. Verlag Badischer General-Anzeiger, Mannheimer Tage- 
blatt, Gengenbach und Hahn, Druckerei und Verlag A.-G. 1924. 44 S., geheftet. 
Die Schrift ist eine Sammlung kleiner Aufsätze, die während der Fahrt, oft bei 

Lärm, im Gedränge, ohne Benutzung von Tisch und Stuhl für das Mannheimer Tage- 

blatt geschrieben wurden. Wohl gerade deshalb wirkt sie so unmittelbar auf den 

Leser. Wir erleben die Reise mit all ihren Schönheiten und kleinen Unannehmlich- 

keiten mit. Der Höhepunkt der Studienfahrt ist der Besuch Konstantinopels mit 

seinem vielgestaltigen Leben, seinen aus allen Jahrhunderten stammenden Bauten, 
mit dem großen Bazar und seinem Hafen. Die Ausführungen verraten einen weit- 
gereisten Erzähler mit scharfem Auge und ungewöhnlichem Verständnis für fremde 

Völker. Sie sind in ihrer Lebhaftigkeit recht dazu angetan, für weitere Studienfahrten 

zu werben. Gr. 

Sommerzeit. Herausgegeben von der Sarotti-Zentrale für gesetzliche Einführung 
einer „Deutschen Sommerzeit“. Berlin-Tempelhof. Berlin W 62. Ecksteins Bio- 

. graphischer Verlag. 63 Seiten, geheitet. 
Die Sarottizentrale hat sich die Aufgabe gestellt, dem Gedanken der Einführung 
der Sommerzeit in Deutschland zum Siege zu verhelfen. Der Verbreitung dieser 

Idee soll auch diese Schrift dienen. An zahlreichen Zitaten aus der Poesie will der 


584 Literatur. 


Verfasser das Verlangen der Menschen: nach möglichst viel Sonne als eine allge- 
meine Erscheinung kennzeichnen. Vorteile und Nachteile der Sommerzeit werden 
genannt, letztere natürlich versucht zu widerlegen. Dann wird auf die Verbreitung 
dieser Idee in allen Berufsschichten hingewiesen. Ihre Hauptgegner finden die 
Verfasser in der Landwirtschaft und unter den Bergarbeitern. Ä 
Die Ausführungen sind eine Flugschrift und müssen als solche gelesen und 
gewertet werden. Gr. 


Baumgarten, Dr. Franziska. Arbeitswissenschaft und Psychotechnik 
in Rußland. München und Berlin, Verlag von R. Oldenbourg. 1924. 141. 


Die Darstellung schöpft, wie die Verfasserin in der Einleitung hervorhebt, nicht 
aus eigener Anschauung, sondern schildert auf Grund der zur Verfügung gestandenen 
Literatur. 

Die Revolution und in ihrem Gefolge der immer weiter um sich greifende Zer- 
fall der Wirtschaft haben die Russen in ihrer Abgeschlossenheit vor große Aufgaben 
gestellt. Der Arbeitsertrag mußte und muß noch heute gehoben werden. Zur Er- 
forschung dieses Problemes wurden Institute geschaffen, deren es 1924 schon 
sechzig gab. Von diesen greift die Verfasserin vier heraus, die eine besonders 
rege Tätigkeit entwickeln: 


1. Das Zentralarbeitsinstitut in Moskau, 

2. das Institut für Gehirnforschung in Petrograd, 

3. das Arbeitsinstitut in Charkow, 

4. das Institut für wissenschaftliche Arbeitsyrganisation in Kasan. 

Die Tätigkeit dieser Institute erhält durch ihre Leiter ein besonderes charak- 
teristisches Gepräge. 
| Das Moskauer Institut untersteht Gastew, dessen Ideologie ziemlich 

ausführlich dargelegt wird. Er führt alle Arbeitsbewegungen auf zwei Grundbewe- 
gungen, Schlag und Druck, zurück. Das Institut hat sieben Laboratorien, von denen 
jedes ein besonderes Feld bearbeitet. 

Gegen die Tätigkeit Gastews opponierten eine Menge Praktiker, Lehrer der 
Werkschulen, Theoretiker der Psychotechnik und Arbeitswissenschafter. Sein 
System sei konsequentester Taylorismus und führe zur Ausbeutung der Arbeiter; 
das Physiologische und Psychologische käme zu kurz. 

Die Institute, nicht nur das Moskauer, begnügen sich nicht damit, wissen- 
schaftliche Forschungen vom physiologischen, physikalischen und psychologischen 
Standpunkte aus vorzunehmen; es finden auch Bemühungen statt, die Resultate in 
der Praxis anzuwenden. Außerdem wird eine rege Propaganda betrieben. 

Dann 'wendet sich die Verfasserin der Taylorbewegung in Rußland zu. Den 
umfassendsten Versuch einer kritischen Betrachtung unternimmt Prof. Ermanskij. 
Manches erkennt er an; manches verwirft er. Seine Ansicht sucht er durch Rechen- 
exempel zu beweisen. Neben ernsten Forschern, die sich der Untersuchung des 
Taylorismus zugewandt haben, finden wir Tayloranhänger, denen das Problem der 
wissenschaftlichen Arbeitsorganisation nur Stoff zu Träumen und Utopien gibt. 

In diesem Streit der Meinungen eine Klarheit zu schaffen, trat 1921 erst- 
malig eine allrussische Konferenz für wissenschaftliche Betriebsführung zusammen, 
die 400 Teilnehmer hatte. Das Hauptergebnis der Tagung ist eine scharfe Tren- 
nung zwischen wissenschaftlicher Arbeitsorganisation und Taylorismus, da letzterer 
teilweise nichtwissenschaftliche Momente aufweise und bei seinen Forschungen 
die Energiebilanz des Arbeitenden nicht berücksichtige. 

Im Gegensatz zur wissenschaftlichen Arbeitsorganisation baut die Psycho- 
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technik auf den Ergebnissen der westlichen Literatur auf. Die Untersuchungen tragen, 
da sie ausschließlich in offiziellen, nicht privaten Instituten vorgenommen werden, 
sozialpolitischen Charakter. Die Prüfung der Methoden von Lipman-Stolzen- 
berg, Dück für Kanzleiangestellte, von Moede mit den Moedeschen Apparaten 
sind zu deren Ungunsten ausgefallen. Das hat zu einer großen Abneigung gegen 
die „ausländische‘ Psychotechnik geführt. Nur die reinen Psychologen und psycho- 
logisch gebildeten Arbeitswissenschafter haben sich nicht entmutigen lassen und 
setzen die Versuche fort, die in diesem Buche ausführlich dargestellt werden. 

Das Petrograder Institut erhält seine besondere Note durch das Zentral- 
laboratorium für Arbeitsforschung am Institut für Gehirnforschung und durch die 
Fakultät der sozialen Technik am Petrograder technologischen Institut. Die 
Fakultät der sozialen Technik hat sich zwei Aufgaben gestellt: 

1. Die wissenschaftliche Untersuchung der Fragen, die eine Beziehung zum 
sozialen Arbeitsschutz haben. 

2. Die Vorbereitung der sozialen Ingenieure, die die praktische Durchführung 
der Forschungsergebnisse und die Überwachung ihrer Anwendung vornehmen sollen. 
Die Untersuchungen in Petrograd sind wesentlich von der Persönlichkeit und 
der Theorie des Psychologen Prof. W. Bechterer beeinflußt. 

Eine Eigenheit des Kasanschen Instituts ist der Plan .des Philosophen 
Sotonin, eine „philosophische‘“ Klinik zur Hebung der Lebensfreude zu schaffen. 

Das Arbeitsinstitut in Charkow baut bei seinen Forschungen auf den Er- 
gebnissen der westeuropäischen und amerikanischen Untersuchungen auf. Beson- 
deren Wert legt man darauf, das Problem der Begabung in Tiefe und Breite zu 
untersuchen. 

Der wissenschaftlichen Arbeitsorganisation widmet man sich in Rußland nicht 
nur in den Instituten; sie ist zur nationalen Bewegung geworden, und mit dem Aus- 
druck wird sicherlich viel Mißbrauch getrieben. Es hat sich eine heute über ganz 
Rußland verbreitete Gesellschaft gegründet, „die Zeitliga‘“, die den Kampf aufnimmt 
gegen die Verschwendung der Zeit und für eine stramme Arbeitsdisziplin eintritt. 

Zuletzt wenden sich die Ausführungen dem Rufe in Rußland nach dem - 
„neuen Menschen‘ zu. Neben die verbale Intelligenz soll der homo technicus treten, 
d. h. es wird derjenige gesucht, der die Kraft und Fähigkeiten besitzt, die großen 
Pläne in die Tat umzusetzen. 

Festzustellen, wieweit dieses Buch ein wirkliches Bild von dem Stande der 
Arbeitswissenschaft und Psychotechnik in Rußland gibt, hat zwei Schwierigkeiten. 
Erste Voraussetzung ist die Kenntnis der außerordentlich reichhaltigen russischen 
Literatur. Zweitens müßte geprüft werden, ob die russische Literatur selbst ein ge- 
naues Bild der Lage gibt, was ich bezweifeln möchte; denn es ist ganz natürlich, 
daß die Leiter der Institute, die deren Forschungen und Ergebnisse berichten, diese 
in ein helles Licht zu rücken suchen. 

Den Ausführungen der Verfasserin fehlen straffe Systematik und Begriffsfor- 
mulierung. So stellt die Verfasserin Arbeitswissenschaft und Psychotechnik gegen- 
über, ohne eine genaue Abgrenzung zu geben. 

Die Schrift wurde auf Veranlassung eines Mitarbeiters des Internationalen 
Arbeitsbureaus in Genf verfaßt und sollte zuerst in französischer Sprache in der 
Serie J. der Schriften des B.I.T. (Bureau International du Travail) veröffentlicht 
werden, was, wie die Verfasserin sagt, aus äußeren Gründen nicht geschehen 
konnte. Ob diese Schilderung als zu sowjetfreundlich angesehen wurde? Die 
Art der Darstellung und eine flüssige Sprache machen die Schrift zu Propaganda- 
zwecken geeignet. Gr. 
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Barth, Alfred, Dr. Ing., Dr. rer. pol., Stadtschulrat und Universitätsdozent in 
Frankfurt a. M. Buch- und Wirtschaftsführung in gewerblichen 
Schulen. Frankfurt a. M. Moritz Diesterweg. 222 Seiten. 


Der Verfasser untersucht, ob und wie die Buchführung an gewerblichen Schulen . 
zu lehren ist. Die Methode dieser Untersuchung ist gut, das Eindringen in das 
Problem nicht ohne Sachverständigkeit und Tiefe, die Sprache sehr ansprechend. 
Die Arbeit gibt in vieler Hinsicht ein Muster dafür ab, wie derartige Untersuchungen 
zu führen sind. In der Beweisführung allerdings macht es sich der Verfasser im all- 
gemeinen zu leicht; auch wird aus dem Stoffe nicht herausgeholt, was sich herausholen 
ließe. Wenn die Buchführung an gewerblichen Schulen nicht den Sinn haben soll, 
Buchhalter zu erziehen, sondern betriebswirtschaftliches Urteilsvermögen zu för- 
dern, müssen die Preis-, Wert- und Kostenbeziehungen noch wesentlich deutlicher 
herauskommen; auch läßt die Darstellung den Zweifel aufkommen, ob der Verfasser 
seine werttheoretischen Studien nicht zu früh abgeschlossen hat. Dagegen sind die 
Formen zu stark betont. Besonders stört die leidige Pädagogenangewohnheit, sich 
auf Lehrverfahren, Kontentheorien usw. vorschnell festzulegen. Die Literatur- 
kenntnis und -verwertung weist ausgeprägte Einseitigkeit auf. Schmalenbach. 


Jüngst, Dr. E., Essen. Lohn, Selbstkosten und Lebenshaltung im 
Ruhrbergbau. Essen. 1924. Verein für bergbauliche Interessen. 51 Seiten. 


Das Heft bietet eine Sammlung kleiner Aufsätze, die der Verfasser in der Köl- 
nischen Zeitung und in der Bergwerkszeitung gelegentlich der Lohnbewegung im 
Ruhrbergbau gegen Ende 1924 veröffentlicht hat. Jüngst sucht durch Zahlenmate- 
rial zu beweisen, daß der Reallohn des Arbeiters heute gegenüber dem der Vorkriegs- 
zeit nicht wesentlich schlechter dastehe. Daß die Forderungen der Arbeiter trotzdem 
verständlich seien, gibt er unumwunden zu. Sie seien aber für den Bergbau untrag- 
bar, da dieser z. Z. mit Verlust arbeite und der Lohn heute entgegen ‚allen anders 
lautenden Behauptungen schon mit einem größeren Prozentsatz als vor dem Kriege 
an dem Preise partizipiere. Eine Kohlenpreiserhöhung vorzunehmen gehe nicht. Sie 
ziehe im Inlande wieder die Preisschraube an und verhindere im Auslande jeg- 
lichen Absatz, da unsere Kohlenpreise schon höher als die ausländischen liegen. Bei 
der Begründung der Unrentabilität läßt er als Hauptursache die Herabsetzung der 
Arbeitszeit in Erscheinung treten. Obwohl die Schrift von Tendenz nicht frei ist, 
enthält sie beachtenswertes Material. Gr. 


Friters, Alfred. Zur Rehabilitierung der Vorzugsaktie, aus einem 
aktienrechtlichen Hexenprozeß, mit einer Tabelle. Berlin und Leipzig. 1925. 
Walter de Gruyter & Co., vormals G. J. Göschen’sche Verlagshandlung — J. 
Guttentag, Verlagsbuchhandlung — Georg Reimer — Karl J. Trübner — Veit 
& Comp. 35 Seiten. Preis geheftet M 2.— 


In einer ziemlich blumenreichen Deniz kämpft der Verfasser für die 
amortisable, schuldverschreibungsähnliche Vorzugsaktie, die er in den Goldmark- 
 bilanzverordnungen zu schlecht behandelt glaubt. Es ist ihm darin zuzustimmen, 

daß die Schuldverschreibungsaktie vielleicht ein wichtiges und unentbehrliches 
Mittel der Industriefinanzierung werden wird und daß sich gegen sie die Bedenken 
die gegen die Vorzugsaktien im allgemeinen bestehen, nicht richten, aber es ist 
nicht einzusehen, wieso dieser Aktie die Ausübung ihrer natürlichen Funktionen 
verschlossen ist. Daß die Aktie als Mehrstimmrechtsaktie das Instrument groben 
Unfugs gewesen ist, kann nicht bestritten werden; und diese Spezies hat die Gold- 
bilanz eher zu gut als zu schlecht behandelt. Schmalenbach. : 
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Pick, Dr., Oberregierungsrat, Vorsteher des Finanzamts Berlin-Tempelhof. Die 
Bewertung des Betriebsvermögens für Industriebelastung, Vermögens- 
steuer und Handelsgoldbilanz, ein Führer für die Praxis, unter Mitwirkung von 
Regierungsrat Dr. Rasch, Berlin. Berlin C 2. 1925. Industrieverlag Spaeth & 
Linde. 210 Seiten. Preis geheftet 6 4.50, in Halbleinen gebunden % 5.20. 


Ein Teil des Inhalts ist durch die inzwischen erschienenen Gesetze (Vermögens- 
steuer, Reichsbewertungsgesetz) überholt. Ein wesentlicher Teil hat noch seine 
Gültigkeit; zahlreiche Ausführungen wirtschaftlicher Natur verdienen Beachtung. 
Auch der Verfasser ist der Meinung, daß diejenigen Kaufleute, die in Hinsicht auf 
die Einkommen- oder Körperschaftssteuer ihre Anlagewerte hoch angesetzt haben, 
wegen der Industriebelastung leicht schlechter wegkommen können als diejenigen, 
die ihre Anlagewerte auf einen den Zeitverhältnissen angepaßten Stand gebracht 
haben. Schmalenbach. 


Woytinsky, Wl. Die Welt in Zahlen; erstes Buch: Die Erde, die Be- 
völkerung, der Reichtum. 1. Buch der „Serie populärer statisti- 
scher Bücher“, herausgegeben von L. v. Bortkiewicz, o. Professor an der Uni- 
versität Berlin. Berlin. Rudolf Mosse, Buchverlag. 264 Seiten Text. 16 Tafeln 
bunter, graphischer Darstellungen. Preis geheftet 6 17.—, in Ganzleinen ge- 
bunden #% 20.—. 


Das Gesamtwerk „Die Welt in Zahlen‘ wird 7 Bücher umfassen: 
. Die Erde, die Bevölkerung, der Reichtum. 
. Die Arbeit. 
. Die Landwirtschaft. 
. Das Gewerbe. 
. Handel und Verkehr. 
. Der Staat. 
. Daten der politischen und der Moralstatistik. 
Jedes Buch ist in sich abgeschlossen und einzeln käuflich. Das erste Buch 
erschien im Mai 1925. Es enthält: 
I. Die Erde. 
II. Die Bevölkerung. 
A. Aus der Geschichte der Bevölkerung. 
B. Die Verteilung der Bevölkerung. 
C. Geschichte, Alter, Familienstand, Beruf. 
III. Die Bevölkerungsbewegung. 
A. Heiratlichkeit. 
B. Geburtlichkeit. 
C. Sterblichkeit. 
IV. Die Wanderungen. 
V. Die Städte. 
VI. Die Reichtumsverteilung. 

Ich habe nach ausgiebiger Durchsicht den Eindruck erhalten, daß das Buch 
eine ungewöhnlich vortreffliche Sammlung wissenswerten Materials enthält. Wer 
Vergnügen daran hat, Statistik zu lesen, kann einer starken Fesselung gewiß sein. 
Ich habe das Buch eines Sonntags zur Hand genommen, um ihm einige Minuten 
zu widmen; aber es hat mich bis in den späten Abend festgehalten. Für eine Neu- 
auflage melde ich als Wünsche an: Die oberen Ränder der Seiten empfehle ich 
mit den Kapitelüberschriften zu versehen, was jedem Buche mit Nachschlage- 
charakter wohl ansteht. Den Abschnitt „Städte“ würde ich raten, durch eine Statistik 
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der bekannten Einwohnerzahlen europäischer, besonders deutscher Städte im 
Mittelalter zu ergänzen. Die Schaubilder namentlich in Teil VI und VII sind zum 
Teil sehr nett, zum Teil aber zu kompliziert; wenn man mehr Zeit braucht, um den 
Sinn einer Zeichnung zu verstehen, als Zeit dazu gehört, um .das Nötige aus einer 
Tabelle herauszulesen, so ist die Zeichnung nicht angebracht. Schmalenbach. 


Beckmann, Fritz, o. Professor der Volkswirtschaftslehre. Die Organisations- 
formen des Weltfunkverkehrs. Moderne Wirtschaftsgestaltungen. Her- 
ausgegeben von Kurt Wiedenfeld. Heft 7. Bonn. 1925. A. Marcus und E. 
Webers Verlag (Dr. jur. Albert Ahn). 166 Seiten. 

Die von Land zu Land verschiedenen Zwecke des Funkverkehrs — militärische 
Benutzung, Unterhaltung, Bordverkehr, Auslandsdienst usw. —, nicht etwa die 
Technik, bestimmen im Grunde die Organisationsform des Funkverkehrs; daher die 
außerordentliche Mannigfaltigkeit der Formen. Ihre äußere Entwicklung zu zeigen, 
diese auf ihre Ursachen zurückzuführen und die Folgen der so gearteten Organi- 
sation darzulegen, ist die Aufgabe dieses Buches. | 

In Deutschland sind es drei Firmen, die die Erfindungen gemacht und die Ein- 
richtungen für deren praktische Anwendung geschaffen haben, Telefunken, Gesell- 
schaft für drahtlose Telegraphie m.b. H, Lorenz A.-G. und Erich F. Huth. Jede 
hat ihre Eigenarten. Telefunken, das führende Unternehmen, erfindet, vertreibt die 
von den Mutterfirmen Siemens & Halske und A. E. G. bezogenen Maschinen und Ge- 
räte, produziert also nicht selbst, gründet und finanziert neue Stationen und richtet 
sie ein. Lorenz schließt die Produktion mit ein, schafft aber keine neuen Betriebs- 
gesellschaften. Huth ist im Gegensatz zu Telefunken und Lorenz nicht an große 
Konzerne angelehnt. Die .Betriebsgesellschaften sind organisatorisch von den Lieie- 
rungsgesellschaften formell getrennt. Sie werden privat betrieben und unterliegen 
när bestimmten staatlichen Einflüssen von der Post her. 

In England sehen wir eine monopolistische Organisation. Marconi’s Wireless 
Co. Ltd. London ist der Erfinder, Lieferant und Bauunternehmer; die Post, also der 
Staat, ist der Betriebsunternehmer. Doch ist diese Trennung nicht überall streng 
durchgeführt, sondern nur im Grundzug vorhanden, was sich aus historischen, tech- 
nischen und politischen Gründen erklärt. Das starre Festhalten des Staates an dem 
Staatsbetrieb für den Verkehr in England und mit den Kolonien beruht auf der un- 
ermeßlichen Bedeutung einer guten und schnellen Nachrichtenverbindung für den 
Bestand des Imperiums. Trägt sich doch England mit dem Gedanken, für sein 
ganzes Weltreich eine nach einheitlichem Plane gebaute und im geschlossenen Be- 
trieb außerhalb des sonstigen Verkehrs arbeitende Funkverbindung herzustellen. 

In Amerika übt der Staat ein Lizenzrecht in sehr freiheitlicher Weise aus; aber 
auch das wahrscheinlich nur deshalb, weil der Wirrwarr der Wellenfrequenz dazu 
zwang. Die führenden Gesellschaften gründeten aus dem gleichen Anlaß ein neues 
Unternehmen, das zugleich Lieferungs- und Betriebsgeschäft ist, die Radio Er 
ration of America. 

In Frankreich hat sich das Unternehmertum trotz aller erdenklichen Begünsti- 
gungen durch den Staat zurückgehalten. Es trat erst auf den Plan, als es die Ent- 
wicklung in den andern Ländern gesehen hatte, das Risiko also bedeutend ein- 
geschränkt war, und als es fürchten mußte, von den großen weltumspannenden Or- 
ganisationen ausgeschlossen zu werden. Die unter dem Druck des Staates ge- 
sründete Compagnie generale de tel&graphie sans fil ist eine Nachbildung der Tele- 
funkengesellschaft, ein reines Lieferungs- und Finanzierungsgeschäft, das den Be- 
trieb andern Unternehmungen überträgt. Der ganzen Bewegung fehlt das Schöpfe- 
rische, das Geniale. 
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Das Aufkommen des Rundfunks bringt ein neues Motiv in die Organisation, 
fordert neue Formen im Lieferungs- und Betriebsunternehmen. Es gibt die Mög- 
lichkeit, an beliebig viele Aufnahmestellen Nachrichten zur Belehrung und Unter- 
haltung zu senden, so daß der Markt eine wesentliche Erweiterung erfährt, zumal 
sich die Apparate einer verhältnismäßigen Woblfeilheit erfreuen. 

Der deutsche Rundfunk untersteht einem noch größeren staatlichen Einfluß 
als der Nachrichtenverkehr, obwohl es sich sachlich umgekehrt verhalten müßte. In 
diesem übergroßen Einfluß erblickt der Verfasser die Hauptschuld für das Zurück- 
bleiben Deutschlands im Rundfunkverkehr. 

In England sehen wir wieder eine geschlossene Organisation. Eine einzige Be- 
triebsgesellschaft, die British Broadcasting Co. Ltd., die sämtliche Fabrikanten zu 
ihren Mitgliedern zählt — unter ihnen steht Marconi nicht einmal an erster Stelle — 
und die vom Staat notwendigerweise kontrolliert und von ihm finanziell und han- 
delspolitisch unterstützt wird, erledigt den Bau der Sender, den gesamten Dienst 
und das Aufstellen des Programms. 

In Amerika führten die Freiheit von allen einschränkenden Fesseln und Li- 
zenzen, der Reichtum und der infolge der weiten Entfernungen große Bedarf zu 
einem unübertroffenen Siegeszug des Rundfunks. Das Fehlen einer einheitlichen 
Organisation verursachte Überproduktion und ließ die Finanzierung der Sender durch 
ee vielfach in eine Sackgasse münden. Daher versucht man heute 
nach 5 Jahren eine Organisation zu schaffen. Es fehlt eine re Verbindung 
zwischen Sender und Fabrikanten. 

Als letztes behandelt der Verfasser noch die internationale Rögklung‘ Die 
bedeutendste Erscheinung ist hier der Viererbund, der aus einer Reihe von privaten 
Einzelverträgen besteht. Einen Generaivertrag hält der Verfasser für unmöglich 
wegen der großen sachlichen und territorialen Verschiedenheiten bei den vertrag- 
schließenden Teilen. Der Bund ist eine Arbeitsgemeinschaft auf dem südameri- 
kanischen Kontinent, eine Patent- und Erfahrungsgemeinschaft und für den Ver- 
kehr der vier vertragschließenden Länder eine Betriebsgemeinschaft. Er regelt den 
internationalen Verkehr dieser Länder und erfüllt somit staatliche Nah Die 
nationale Selbständigkeit ist überall gewahrt. 

All diese Erscheinungen werden mit scharfer Logik und präziser Ausdrucks- 
weise klargestellt. Gr 


Kroker, Prof. D. Dr. Ernst, Direktor i. R. der Leipziger Stadtbibliothek. Han- 
delsgeschichte der Stadt Leipzig, die Entwicklung des Leipziger 
Handels und derLeipziger Messen von derGründung der Stadt bis auf die Gegen- 
wart. Beiträge zur Stadtgeschichte, herausgegeben von Dr. F. Schulze und 
Dr. J. Hofmann. VII. Band. Leipzig. 1925. 339 Seiten. Walter Bielefeld 
Verlag. 


Der Verfasser bietet eine auch für den Laien lesbare lebensvolle Geschichte 
Leipzigs als Handels- und Industriestadt. Im großen und ganzen sehen wir eine 
kontinuierliche, langsame Aufwärtsbewegung. Kein noch so harter Stoß hat diesen 
Lauf dauernd zu hemmen vermocht. Neben andern Ursachen, wie der Unter- 
stützung durch die Wettiner, der günstigen Lage der Stadt an wichtigen Straßen, 
dem Reichtum naheliegender Bergwerke, vor allem der Silbergruben, führt der 
Verfasser dieses stete Wachsen der Bedeutung Leipzigs auf den nie rastenden Fleiß, 
die zähe Ausdauer, den erprobten Geschäftsinn und das frische Vorwärtsstreben 
der eigenen Kaufmannschaft zurück. Diese Eigenschaften der Kaufherren sind 
vielleicht ein Vorzug der jungen gemischten Bevölkerung gegenüber reinrassigen, 
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alteingesessenen Stämmen. Auf die einzelnen Phasen der Entwicklung näher ein- 
zugehen, würde an dieser Stelle zu weit führen. Es genüge der Hinweis, ‚daß die 
Geschichte des Leipziger Handels eigene, interessante Züge aufweist. Große Hem- 
mungen — der dreißigjährige Krieg, die Kipper- und Wipperzeit, schwere Seuchen, 
eine zeitweise miserable Finanzverwaltung der Stadt, der siebenjährige Krieg, die 
napoleonische Zeit mit der Kontinentalsperre, Zusammenbrüche vermeintlich erst- 
klassiger Firmen usw. — mußten überwunden werden. Im Vordergrunde der Er- 
zählung steht natürlicherweise die Geschichte der Messen. Gr. 


Findeisen, Prof. Dr. Franz. Die Unternehmungsform als Rentabili- 
tätsfaktor. Berlin. 1924. Spaeth & Linde. 167 Seiten. 

Das Thema lockt. Passow hat die Aktiengesellschaft, Fraenkel die G. m. b. H. 
als Unternehmungsform zu erfassen gesucht; Liefmann hat sich an den ganzen 
Gegenstand ohne Beschränkung auf die Rentabilitätsfrage herangewagt. Sie alle 
haben sich ungewöhnliche Mühe mit dem Stoff gegeben, und es hat keineswegs 
an geistigem Können gefehlt. Dennoch sind diese Arbeiten nicht an den Punkt 
gekommen, von dem an der auf neue Ergebnisse erpichte Betriebswirtschaftler an- 
fängt aufzuhorchen. Ich will nicht verschweigen, daß ich mich selbst 1913 und 1914 
mit dem Gegenstande herumgeschlagen habe und zu der Einsicht gelangte, daß das 
Ergebnis nicht den Anspruch erheben durfte, gedruckt zu werden. Der Papierkorb 
hat die Studie, wie so manche andere, verschlungen. Aber es war doch ein Ergebnis 
dabei: die Überzeugung, daß das Thema mit den vorhandenen Mitteln noch nicht 
bewältigt werden kann. 

Nun liegt die Arbeit von Findeisen vor. Ich habe sie mit Erwartung zur Hand 
genommen und mit Enttäuschung weggelegt. Was mir nicht gelingen wollte, ist erst 
recht Findeisen nicht gelungen. Der Unterschied ist nur der, daß Findeisen sich 
. offenbar viel weniger unbedenklich zum Druck entschließt. 

Ich sagte „erst recht‘. Das lautet überheblich, ist aber nicht so gemeint. Ich 
hatte durch meine eigene und von mir behauptete Treuhandpraxis offenbar über 
breitere Erfahrungen zu verfügen als Findeisen; eine reine Zufallsfrage. Darum 
sagte ich „erst recht“. 

Das, was Findeisen über die Rentabilitätseinflüsse der Unternehmungsformen 
zu sagen weiß, ist, vom Steuerlichen abgesehen, blitzwenig. Es hält sich im ıEr- 
fahrungskreise eines ordentlichen Handelslehrers. Das ist für Findeisen offenbar 
zum Schweigen zu viel, aber es ist zum Drucken zu wenig. 

Nehmen wir beispielsweise die Kommanditgesellschaft. Findeisen ist nicht ein- 
mal die oft beobachtete Erfahrung bekannt geworden, daß die Kommanditgesellschaft 
in der üblichen Form eine für die Rentabilität höchst unangenehme Eigenschaft 
der Ungleichheit der Interessen besitzt; eine Erscheinung, die in der Finanzierungs- 
praxis als stereotyp gilt und bei der Behandlung der Kommanditgesellschaft an die 
Spitze gerückt werden muß. Außerdem fehlt die wesentliche Unterscheidung der Be- 
teiligungsformen (Teilhaberform und Darlehnsform), wie denn überhaupt bei den 
sog. Personalgesellschaften das Problem ‘ohne Unterscheidung der typischen Vor- 
kommen unmöglich mit Erfolg behandelt werden kann. 

Wenn diese Aufgabe bei der etwas kryptogamen Kommanditgesellschaft viel- 
leicht schwer war, mußte sie um so leichter bei der Aktiengesellschaft sein. Aber 
auch hier besitzt Findeisen offenbar einen zu mageren Erfahrungsschatz. Sonst hätte 
ihm die fast regelmäßige, im Grade natürlich sehr verschiedene Umstellung der 
leitenden Geister ebensowenig entgehen können wie die Folgen auf die Rentabilität. 

Hier liegt der entscheidende Mangel der Arbeit. Sie ist im wesentlichen Studier- 
stubenarbeit. Und das eben erlaubt der Stoff nicht. 
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Aber auch wenn man die Publikation als Studierstubenarbeit würdigt, ist sie 
in vieler Hinsicht unzulänglich. Zunächst verzichtet der Verfasser auf zwei für das 
Gesellschaftswesen sehr wichtige Erkenntnismittel, auf die Geschichte und auf die 
Statistik. 

Sodann aber ist die Arbeit zu schulmeisterlich angelegt; ein Umstand, den an- 
genommenes Beispiel verschuldet haben mag. Der Verfasser beginnt mit „Be- 
griffen“. Die Begriffe ‚Unternehmung‘ und ‚Betrieb‘, „Privatwirtschaft‘‘ und ‚„Be- 
triebswirtschaft‘‘ werden begriffstechnisch behandelt. Offenbar hat hier, wie schon 
einigen andern Betriebswirtschaftlern, das Beispiel der nationalökonomischen „Grund- 
begriffe‘“ einen Streich gespielt. 

Es geht gewiß nicht in der Wissenschaft ohne Begriffe. Aber sie sind nicht 
Selbstzweck, sondern sollen einem gewichtigen Forschungs- oder Lehrzweck dienen. 
Was darüber ist, ist vom Übel. Begriffe soll man nur bilden, wenn feinen die Um- 
stände dazu drängen. Findeisen wurde durch seine Arbeit lediglich gedrängt, den 
Begriff der Unternehmungsform zu erklären. Das Übrige bis S. 24 ist für das Fol- 
gende nicht fördernd und daher überflüssig und unkünstlerisch. 

Wenn es nun aber ohne Begriffsbildung nicht geht, so sollte wenigstens bei 
diesem Geschäft alle Sorgfalt angewendet werden. Aber auch hier sind schwere 
Angriffsflächen. Gleich der zweite Satz lautet: „Kapital ist vom Standpunkt der 
Betriebswirtschaft aufgespeicherte Arbeit“. Mir scheint das nach Ausdruck und In- 
halt so abwegig wie möglich zu sein. Eine reine Gerechtsame ist nicht aufge- 
speicherte Arbeit und kann trotzdem aus einem betriebswirtschaftlichen Kapital- 
begriff nicht ausgeschaltet werden; dies unter der Voraussetzung, daß man über- 
haupt unter Kapital die Güter in concreto bezeichnen will. Oder einige Zeilen später: 
„Zweck der Unternehmung ist die Mischung von vorgeleisteter und neuer Arbeit zur 
Erzielung der Leistung des Betriebs“. Das Mischen von Kapital und Arbeit ist viel- 
leicht so nötig wie das Mischen der Karten zum Spiel, aber Zweck des Kartenspiels 
ist deshalb nicht Mischen. 

Nachdem ich so den schweren Bedenken Raum gegeben, die gegen die neue 
Untersuchung Findeisens zu erheben sind, kann ich nicht unerwähnt lassen, daß sie 
Einiges enthält, was zu Hoffnungen berechtigt; dieser Umstand ist es, der mir. zu 
diesen langen Ausführungen Veranlassung gab. 

Die Arbeit ist stramm durchdisponiert; die Untergliederung zeigt eine einheit- 
liche Folge. Das Kapitel „Die Überformen“ ist dispositionell anerkennenswert und 
zeigt, daß der Verfasser von oben herunter einen Stoff wohl zu fassen versteht. 
Eignet er sich die Fähigkeit an, ihn in gleicher Weise von unten herauf zu meistern, 
wird es an erfreulicheren Gelegenheiten, seine Arbeiten kritisch zu würdigen, 
nicht fehlen. 

Die ausführlichen Steuererörterungen durchzuarbeiten, lohnt sich vorläufig 
nicht. Sobald sie Dauerwert beanspruchen, bedürfen sie, wenn sie in einer solchen 
Schrift Wert haben sollen, eines ausgiebigen kalkulatorischen Vergleichs unter Zu- 
grundelegung bestimmter Fälle. Schmalenbach. 


Braun, Prokurist Dr. Heinrich. Geschichte der Lebensversicherung und 
der Lebensversicherungstechnik. Nürnberg. Carl Koch Verlag. 434 Sei- 
ten. Preis nicht gebunden % 12.—. | 

Der Verfasser widmet den Ansätzen zum Lebensversicherungswesen in der 
römischen Kaiserzeit 10 Seiten, der Entwicklung des Versicherungsgedankens bei 
den Gilden und Zünften im Mittelalter, dem Rentenwesen bis zum 15. Jahrhundert 
und dem Seedarlehen nebst den Anfängen der Wettversicherung 20 Seiten. Die 
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Darstellung der Neuzeit (1450—1800) umfaßt 160 Seiten, die der neuesten Zeit 
(1801—1914) 223 Seiten. Der Abschnitt über die Neuzeit beginnt in den Sozie- 
täten, den Montes und dem Rentenwesen. Die mathematische Seite des :Ver- 
sicherungswesens wird hier bevorzugt und mit besonderer Liebe und großem _ 
Sachverständnis dargestellt; auch in dem ausführlicheren Abschnitt der neueren 
Zeit gibt sie dem Verfasser willkommenen Anlaß zum Verweilen, jedoch drängen 
sich hier andere Umstände und Begebenheiten stärker in den Vordergrund... 

Der Verfasser zeigt ausführlich das Aufkommen der Zahlenrechnung, der 
Zinseszins- und Rentenrechnung sowie die Anfänge der Wahrscheinlichkeitsrech- 
nung nebst der Kombinationslehre. Das Glücksspiel, insbesondere das in den Kreuz- 
zügen mächtig geförderte Würfelspiel, das Wetten, das vielleicht dadurch mächtig 
geförderte Interesse an der Mathematik, sie alle wirken auf die Entwicklung ein und 
schufen dem Versicherungswesen eine wichtige Basis und führten in verhältnis- 
mäßig ununterbrochener Linie zu den Ergebnissen der modernen Versiche- 
rungsmathematik; der Verfasser weist diese Entwicklung, deren hauptsäch- 
lichster Träger unter den Nichtdeutschen Halley (1656—1742, Zinseszinsrech- 
nung, Sterblichkeitstafel), Bernouilli (1654-1705, Gesetz der großen Zahl), 
Moivre (1667—1754), Dodson (1710—?), Simpson (1710—1761)), Laplace 
(1749—1827) sind, im einzelnen nach. Von den deutschen Mathematikern sind 
Euler (1707—1783) und ganz besonders Carl Friedrich Gauss (1777—1855) und 
Wilhelm Lexis (1856—1914) zu nennen. Die 1827 und 1839 ins Deutsche über- 
setzten englischen Lehrbücher von Bullage und Bailey haben zur Ausbreitung 
versicherungsmathematischer Kenntnisse viel beigetragen. Die Vermehrung der 
Anwendungsgebiete und der in ihm tätigen Personen hatte zur Folge, daß: die eng- 
lischen Versicherungsmathematiker sich 1848 zu einer Vereinigung zusam- 
menschlossen, die neben den Funktionen einer wissenschaftlichen Akademie die- 
jenigen einer Lehranstalt übernahm und Verbandsexamina einführte. Ein prak- 
tisch wesentlicher Fortschritt war, daß man die Sterblichkeitsgrößen und Diskontie- 
rungszahlen miteinander verknüpfte und mit den so gewonnenen Hilfszahlen das 
Ausrechnen von Renten- und Prämienwerten erleichterte; das ist der eigentliche 
Sinn der „Kolumnarmethode“, an der besonders Baily (1774—1844) .be- 
teiligt gewesen ist. 

Die Sterblichkeitsmessung wurde stark gefördert durch die in den Versiche- 
rungsunternehmungen selbst entstehenden Materialien. Im Zusammenhange damit 
stehen die Bemühungen, ein Gesetz der menschlichen Sterblichkeit zu finden. 
Sie sind sehr stark beeinflußt von den Vorstellungen, daß alle Dinge, auch die 
menschlichen Handlungen, einer Gesetzmäßigkeit unterliegen. Auf diesem Ge- 
biete haben die Engländer Gomperz (1779—1865) und Makeham (1827—1891) 
große Verdienste. 

Der Untersuchung der Sterblichkeitsverhältnisse kam die im 18. Jahrhundert 
aufblühende Statistik zu Hilfe; besonders das Interesse an der Bevölkerungs- 
vermehrung förderte ihre Entwicklung, und es war sowohl das Interesse an der Be- 
 völkerungsvermehrung als auch die bei Malthus aufkommende Idee, daß ein starker 
Bevölkerungszuwachs ein Übel sei, das in dieser Richtung wirkte. Quetelets Sur 
l’homme et de developpement de ser facultes (1835) gab dem Bevölkerungsstati- 
stiker neue Richtung und starken Anstoß. ‚„Quetelet hat‘, so sagt ‘der Verfasser, 
„das große Verdienst, die in der Astronomie ausgebildete Fehlertheorie auf die 
menschlichen Körperdimensionen angewendet und nachgewiesen zu haben, daß 
diese als typische Größe in dem Sinne zu betrachten sind, daß: sie nach dem Ge- 
setz der zufälligen Abweichungen um ihre Mittelwerte gruppieren.‘ 
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Wer die Geschichte der Mathematik auch nur in den Umrissen sich angesehen 
hat, ist sicherlich überrascht gewesen, welche Bedeutung der mathematischen 
Zeichensprache zukommt. Die Erfindung sinnfälliger und übersichtsfördern- 
der Zeichen ist nicht nur eine Frage der Kommunikation unter ıden Fachleuten; 
sie ist auch Voraussetzung der gedeihlichen Arbeit des einzelnen Forschers. Erst 
recht ist sie Voraussetzung erfolgreicher Schulung des Nachwuchses. Es ist daher zu 
begreifen, daß der Verfasser der Frage Aufmerksamkeit schenkt. Dem mathematisch, 
aber nicht speziell versicherungsmathematisch geschulten Leser ist anzuraten, die 
Ausführungen Seite 322ff. zu lesen, damit er sich nicht erst fruchtlos abquält. 

Die wirtschaftliche Geschichte der Lebensversicherung schildert Braun 
mit großer Vollständigkeit und bietet so ein in allen Teilen deutliches, abgerundetes 
Bild. Die erste Versicherungsanstalt war ein 1698 gegründetes englisches Witwen- 
pensionsversicherungsunternehmen, das nach 47 jähriger Tätigkeit infolge zu hoher 
Rentenberechnung seine Zahlungen einstellen mußte; die Versicherten kamen aber 
infolge staatlicher Hilfe nicht zu Schaden. Von den in den nächsten Jahren er- 
folgten neuen Gründungen hatte nur die Gründung des Buchhändlers Hartley im 
Jahre 1706 dauernden Erfolg. 1867 wurde diese Unternehmung mit der Norwich 
Union fusioniert. Um 1740 waren in England, nach Absterben vieler unehrlicher 
Unternehmungen, nur die Amicable, Royal Exchange und London Assurance Com- 
pany zu nennen. 1765 entstand dann, nach Überwindung vieler Widrigkeiten, die 
Society for Equitable Assurances on Lives and Survivorships, eine Gesellschaft auf 
Gegenseitigkeit, die mit den verbesserten, nach dem Alter abgestuften Prämien, auf 
der Grundlage von Dodsons Berechnungen arbeitete und große Erfolge hatte. 
1776 machte diese Gesellschaft eine versicherungstechnische Bilanz auf. 

In Deutschland begnügte man sich bis 1806 mit roh organisierten Kassen, 
den Witwen- und Waisenkassen, Sterbekassen (die schließlich überhand nahmen) 
und Heiratskassen. Der erste Versuch mit einer Lebensversicherungsgesellschaft nach 
dem Musterr der Amicable wurde 1806 in Hamburg gemacht, scheiterte aber an 
den Wirren der Zeit. Auch ein 1823 entstandenes Elberfelder Unternehmen kam 
nicht zum Leben, und die Folge war, daß die 1824 in London mit Rothschilds 
Beistand gegründete Alliance Life viele Agenturen einrichten und hohe, gewinn- 
bringende Prämien einheimsen konnte. Ein eigentümlicher Umstand scheint die 
Dinge ins Rollen gebracht zu haben: 

Der 1822 in Sachsen-Gotha-Altenburg zur Regierung kommende Herzog Fried- 
rich IV. verpflichtete sich zur Tilgung der Schulden seines Vorgängers und Bruders. 
Die Gläubiger wollten auch im Falle seines Todes gedeckt sein und versicherten 
sein Leben mit 20000 £ bei fünf englischen Gesellschaften. Noch vor Ablauf des 
ersten Versicherungsjahres starb Friedrich IV. Zwei englische Gesellschaften 
zahlten, die drei anderen nicht. Es kam zu einem Prozeß gegen eine Gesellschaft, 
bei dem die Prozeßkosten schließlich die Versicherungssumme überstiegen. Den 
Ausgang, den natürlich ein kaufmännischer Leser nun auch wissen möchte, kann 
ich nicht erzählen, denn Braun erzählt ihn auch nicht; den herzoglichen Gläubigern 
scheint der Atem ausgegangen zu sein. a 

Ernst Wilhelm Arnoldi (1778—1841) begann, vermutlich. in seinen Bestre- 
bungen gestüzt durch die soeben erzählte Begebenheit, 1823 mit den Vorbereitungen 
zur Gründung einer deutschen Versicherungsgesellschaft. Das Statut wurde 1828 
genehmigt und die Gesellschaft trat, nachdem bereits 11/4 Millionen Taler Ver- 
sicherungen abgeschlossen waren, mit dem 1. Januar 1829 ins Leben. Fast gleich- 
zeitig mit der ‚Gothaer‘ entstand in Lübeck unter Führung von Vermehren die 
„Deutsche Lebensversicherungsgesellschaft in Lübeck“, diese als Aktiengesellschaft. 


Zeitschr. f. Handelsw. Forschung. 19. Jahrg. Heft XL. 39 
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Es folgten 1831 Leipzig, Hannover und Gießen (letztere ging bald wieder ein), 
1836 Berlin, 1836 München (als Abteilung der Bayrischen Hypotheken- und Wechsel- 
bank), 1842 Braunschweig, 1844 Frankfurt a. M., 1845 Hamburg. 

Aus der Entwicklung der übrigen Länder will ich nur noch referieren, daß 
in den Vereinigten Staaten die erste eigentliche Lebensversicherungsgesellschaft. 
1809, die erste Gegenseitigkeitsgesellschaft 1818 gegründet wurde. 

Nachdem die Lebensversicherungsgesellschaft in ihren verschiedenen Formen 
sich durchgesetzt hatte, konnte es nicht ausbleiben, daß die Entwicklung über das: 
gesunde Maß hinausschoß. Die Gründungen nahmen überhand; viele Gesell- 
schaften konnten sich nicht halten, und einige endeten mit einer Katastrophe und 
mit Schaden für die Versicherten. Die Gesetzgebung griff ein und vermehrte: 
Publizität und staatliche Kontrolle. In Deutschland hatte sich die Zahl der Lebens- 
versicherungsanstalten von 1852 bis 1860 von 12 auf 24 und bis 1870 auf 28 vwer- 
mehrt. Die Gründerjahre brachten einen raschen Zuwachs. Die große wirtschaftliche 
Depression, mit dem großen Krach von 1873 einsetzend, brachte auch im Ver- 
sicherungswesen Ernüchterung. Durch das Gesetz von 1901 wurden die deutschen 
Lebensversicherungsgesellschaften einer besonderen Beaufsichtigung unterstellt. Das: 
Aufsichtsamt für Privatversicherung griff mächtig, nach Ansicht der 
(Gesellschaften übermächtig, ein; in der Tat scheint mehr reglementiert und 
Statistik getrieben worden zu sein als nötig war. Eine böse Nebenwirkung der 
staatlichen Bevormundung wurde der Zwang zur Anlage der Kapitalien in Staats- 
papieren. Andererseits sind ohne Zweifel Mißstände beseitigt und ihr Entstehen 
verhütel worden. 

Dieses kurze Referat kann kein vollständiges Bild der mit sehr reichem Mate- 
rial ausgestatteten Darstellung Brauns geben; sie soll nur die wesentlichsten Etappen 

und Kräfte zeigen. Der Verfasser selbst bedient sich nicht der hier durch die 
Kürze des Referats gebotenen Disposition, sondern hält sich an die Zeitperiode, 
innerhalb derselben jedoch das stofflich Verwandte übersichtlich gliedernd. Zwar 
wird dadurch die Darstellung der verschiedenen Seiten des Gegenstands ein wenig, 
zerrissen, aber die mathematische und wirtschaftliche Seite des Versicherungs- 
wesens sind so eng miteinander verknüpft, daß die von Braun gewählte Darstellungs- 
form gerechtferligt erscheint. 

Die Arbeit ist nach Inhalt und Form vortrefflich gelungen. So weit ich sehen 
kann, ist auch die historische Zuverlässigkeit gegen Angriffe gesichert, jedoch 
möchte ich in diesem Punkte dem Urteil des Spezialisten nicht vorgreifen. Die 
mathematische Seite ist gegenüber der wirtschaftlichen nicht nur stärker gepflegt, 
sie findet auch den Verfasser besonders sachverständig. Mit Bezug auf die wirt- 
schaftliche Seite sind einige nicht unwesentliche Dinge etwas zu kurz gekommen. 
Das Versicherungsbedürfnis des Versicherten, im Wechsel der Zeiten durch die 
Veränderung der menschlichen Abhängigkeiten und durch Wandlungen im mensch- 
lichen Vorsorgebedürfnis sicherlich sehr verschieden sich äußernd, bedarf meines. 
Erachtens noch wesentlich genauerer Untersuchung. Auch vermisse ich Darlegungen 
über die Abhängigkeit der Lebensversicherung von anderen Versicherungszweigen. 
Aber die in dem Buche steckende Arbeit ist so groß und anerkennenswert, daß ich 
diese Bemerkungen nicht als Beanstandungen, sondern als Anregungen für eine 
zweite Auflage, die das Buch fast mit Gewißheit erleben wird, aufgefaßt sehen 
möchte. Auch ein Sach- und Namensregister wäre bei einer Neuauflage willkommen: 

Schmalenbach. 
Penndorf, Prof. Dr., und Oberbach, Direktor Johannes. Der Musterkontorge+ 
danke in seiner geschichtlichen Entwicklung und neuzeit- 
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lichen Durchführung. (Schriften für kaufm. Bildungswesen. Herausgeg. 
von Oberstudienrat Prof. Dr. Ziegler und Direktor Dr. Feld, Gießen, 2. Heft.) 
Leipzig. 1925. G. A. Gloeckner. 26 Seiten. 


Es ist ein sehr guter Gedanke der beiden Herausgeber, diese Schriftenserie her- 
auszubringen. Es ist schon lange deutlich ersichtlich, daß gewisse Fragen des 
kaufmännischen Bildungswesens gründlicher Monographien bedürfen, für die ein 
Buch zu groß, ein Zeitschriftenaufsatz zu klein ist. Auch die neuen Prüfungsbestim- 
mungen für die Handelslehrer drängen darauf hin, denn die Zweiteilung des Faches 
Betriebswirtschaftslehre bringt die allgemeine Betriebswirtschaftslehre wieder mehr 
zu Ehren; damit entstehen Diplomarbeiten aus diesem Gebiete, von denen ein 
Teil sicherlich in den Bereich der Handelspädagogik fällt. Schon im Mittel- 
alter tritt nach Penndorf in der Ausbildung des Kaufmanns neben die Praxis die 
Schule, und es kommt der Gedanke auf, den schulmäßigen Unterricht in Art 
eines Idealkontors zu führen. Er legt dar, wie diese Idee in Deutschland; Österreich, 
Holland, Belgien und in den Vereinigten Staaten bald mehr, bald weniger unter 
den Fragen der Kaufmannsausbildung von Bedeutung wird. Zum Schluß gibt er 
eine Aufstellung der verschiedenen Formen des Musterkontors nach Stern und 
Schär. 

Im zweiten Teile bespricht Oberbach 1. die Aufgaben des Musterkontors, 2: die 
Anwendungsmöglichkeit für die verschiedenen Handelsschulsysteme und 3. die Ge- 
staltung der praktischen Durchführung. Die Aufgaben sind: 

1. Das in den einzelnen kaufmännischen Fächern getrennt Durchgenommene 
durch das Musterkontor in dem Bewußtsein des Schülers wieder zur Einheit des 
kaufmännischen Betriebes zu vereinigen, 

2. das Leben, die Organisation zu zeigen, 

3. alle Tätigkeiten nach dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit zu betrachten, 

4. den Unterrichtsstoff zu wiederholen. 

Für die Durchführung des Musterkontorgedankens lehnt der Verfasser einen 
eigenen Kontorraum ab. Ebenso arbeitet er nicht mit verteilten Rollen. Nachdem er 
erst allgemein dargelegt, wie er selbst in seinem Unterricht vorgeht, führt er noch 
praktische Beispiele aus seinem Buche „Ein Monat in einer Kleineisenwaren- 
fabrik“ an. B Gr. 


Feld, Dir. Dr., Ziegler, Prof., Oberbach, Dir. Die Wirtschaftsoberschule. 
Schriften für kaufmännisches Bildungswesen. Herausgegeben von Oberstudien- 
rat Prof. Adolf Ziegler, Dresden, und Direktor Dr. Feld, Gießen. 1. Heft. 1925. 
G. A. Gloeckner, Verlagsbuchhandlung, Leipzig. 24 Seiten. Preis geheftet # 1.—. 


Cassel, Prof. Dr. Gustav. Das Geldwesen nach 4%14. Schriften des, Welt- 
wirtschafts-Instituts der Handels-Hochschule Leipzig. Herausgeg. von Prof. Dr. 
Ernst Schultze, Leipzig, Band1. Leipzig. 1925. G. A. Gloeckner. 220 Seiten. 

Der Verfasser schildert den Beginn der Inflationszeit nach Aufhebung der tat- 
sächlichen Goldwährung und die mit der Vermehrung der Zahlungsmittelmenge 

(hauptsächlich für Schweden dargestellt) zusammenhängenden Störungen. Der 

Allerweltsauffassung von der Warenknappheit und ihren Folgen tritt Cassel natür- 

lich, nicht ohne gerechte Ironie, entgegen. Er zeigt dann die Einwirkungen der In- 

flation auf die Goldbewegung, die Wechselkurse und bespricht in einem besonders, 
interessanten Kapitel die Abweichungen der Wechselkurse von den Kaufkraft- 
paritäten. Ebenfalls außerordentlich unterrichtend, weil in Schweden vorzüglich. 
zu beobachten gewesen, sind die Ausführungen über die Deflation und das Stabili- 
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sierungsproblem, wobei die besonderen, m. E. mit Recht bestrittenen Auffassungen 
Cassels über die Zukunft des Goldes in den Hintergrund treten. 

Das Ganze ist ein nachdenkliches, gründliches und gutgeschriebenes Buch, das 
sich als ein hochwertiges Produkt abhebt von der Masse der seichfen Erscheinun- _ 
gen unserer Tage. Namentlich den Studierenden der Handelswissenschaften möchte 
ich das Buch warm empfehlen; nicht nur, weil eine Beherrschung einer tragfähigen 
Geldtheorie für sie unerläßlich ist, sondern auch, weil ich mir von der Lektüre eine 
Veredelung des wirtschaftlichen Denkvermögens und der Darstellungsfähigkeit ver- 
spreche. Es ist ein Buch, das man dem in die Hand geben möchte, den man gern hat. 

Schmalenbach. 


Apelt, Dr. Kürt, Synäikus der Industrie- und Handelskammer M.-Gladbach, Dozent 
an der Universität Köln. Die wirtschaftlichen Interessenvertre- 
tungen in Deutschland, ihr Aufbau, ihr Wesen und ihre Entwicklung. 
Gloeckners Handels-Bücherei. Herausgegeben von Professor Adolf Ziegler. Band 
107. Leipzig. 1925. G. A. Gloeckner, Verlagsbuchhandlung. 104 Seiten. 


Inhaltsangabe: 


A. Allgemeines: Begriff, Bedeutung, Verhältnis zum Staat, geschichtliche Entwick- 
lung und die verschiedenen Arten. Seite 5—24. 
B. Einzeldarstellung. 
I. Die öffentlich-rechtlichen Wirtschaftsvertretungen. Seite 24—51. 
II. Die wirtschaftlichen Verbände. Seite 51—81. 
a) Unternehmerverbände. 
b) Arbeitnehmerverbände. 
IH. Zusammenschluß verschiedenartiger Interessenvertretungen. Seite 81—86. 
C. Rückblick und Ausblick. Seite 86—92. 
_ "D. Schrifttum. Seite 93. 
E. Anlagen. Seite 94—104. 


Micha, Albert. Die Algebraim Dienste des kaufmännischen Rechnens. 
Gloeckners Handels-Bücherei, Band 42. Herausgegeben von Prof. Adolf Ziegler. 
Leipzig. 1925. G. A. Gloeckner, Verlagsbuchhandlung. 2. Dr 124 Seiten. 
Preis kart. 46 1.50. 


Sieveking, Dr. Heinr., Professor an der Universität Hamburg. A der 
‚Wirtschaftslehre. Handels-Hochschul-Bibliothek. Herausgegeben von Pro- 
fessor Dr. Max Apt, Berlin, Band 20. Leipzig. 1925.  G. A. Gloeckner, Ver- 
lagsbuchhandlung. ..353 Seiten. Preis gebunden M 13.—. 


Pfeifer, Dr. Bruno, Professor an der Handels-Hochschule in Königsberg i. Pr. 
Der Schriftwechsel im Bankgeschäft. Gloeckners ‚Handels-Bücherei. 
Herausgegeben von Professor Adolf Ziegler. Band 52. Leipzig. 1925. 6. gi: 
Gloeckner, Verlagsbuchhandlung. 112 Seiten. Preis: kart. 1.50. 


Müller-Hagen, Dr. B. Der wirtschaftliche Auslandsnachrichten- 
dienst in. Deutschland. Leipzig. 1925. G. A. Gloeckner, Verlagsbuchhand- 
lung. 28 Seiten. Preis geheftet Ib 1. —. 

‚Inhaltsübersicht: . i 


. Grundsätzliche Betrachtungen. Seite 39, 

2. Die Entwicklung in den letzten Jahren bis zur Gründung des Deutschen Wirt- 
' -schaftsdienstes und der Arbeitsgemeinschaft. Seite 9—23. 

‘8. Die praktische Bedeutung für das. Wirtschaftsleben. Seite 23—25. 
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Raacke, Richard, Handelslehrer in Nordhausen. Mas chinenschreiben. Gloeck- 

ners Handels-Bücherei, Herausgegeben von Professor Adolf Ziegler. Band 111. 
Leipzig. 1925. G. A. Gloeckner, Verlagsbuchhandlung. 1118. Preis kart. 461.50. 


Bierbrach, Dr. Kurt, Referent beim Reichskunstwart. Die Kunst im Leben des 
Kaufmanns. Gloeckners Handels-Bücherei. Herausgegeben von Prof. Adolf 
Ziegler. Band 105. Leipzig. 1924. G. A. Gloeckner, Verlagsbuchhandlung. 
95 Seiten. Preis geh. 6 1.50. 


Zeiger, Dr. rer. pol. Philipp, Leiter der Städtischen Kaufmannsschule in Darm- 
‚stadt. Einführung iin die Volkswirtschaftslehre. Gloeckners Handels- 
Bücherei. Herausgegeben von Professor Adolf Ziegler. Band 85. Leipzig. 1922. 

G. A. Gloeckner, Verlagsbuchhandlung. 106 Seiten. 


auf der Nöllenburg, Wilh., kaufmännischer Direktor, Dozent an der Humboldt- 
Hochschule Berlin. Die Exportorganisationundihre Technik. Leipzig. 
1925. G. A. Gloeckner, Verlagsbuchhandlung. 203 Seiten. Preis geheftet 4b 7.80, 
gebunden M 9.—. Ä 
Inhaltsübersicht: 
I. Die Formen des Ausfuhrgeschäfts. (Eigenhandel, Fremdhandel, Anteil- 
geschäft.) 
II. Art und Einkauf der Ausfuhrwaren. | 
Ill. Organisation des Verkaufs im Inlande. (Korrespondenz, Auskunftserteilung, 
Kalkulation, Auftragsausarbeitung, Spedition und Verfrachtung, Transport- 
versicherung, Berechnung, Buchhaltung und Finanzierung, Statistik, Tele- 
graphenverkehr.) 
IV. Das Exportgeschäft im kleineren Ausmaße. 
V. Der Aufbau der Außenorganisation. (Auslandsvertretung, Auslandsreisende.) 
VI. Exportreklame. 
VI. Quellennachweis und Literaturangaben. 
VIII. Anlagen. 
IX. Schlagwortverzeichnis. 


Handwörterbuch des Kaufmanns, Lexikon für Handel und Industrie. Her- 
ausgeg. von Karl Bott. Band I. Hamburg. Ohne Jahr (1925). Hanseatische Ver- 
lagsanstalt. 946 Seiten. Preis M 30.—. 

Eduard Weber, einer der verdienstvollen Literaturhistoriker der Betriebswirt- 
schaftslehre, berichtet, daß das eigentliche Zeitalter für kaufmännische Wörter- 
bücher das 18. Jahrhundert gewesen sei. Marpergers ‚Das in Natur- und Kunst- 
sachen eröffnete Magazin‘ (Hamburg 1708, zuletzt ebenda 1765 herausgekommen) 
scheint den Reigen eröffnet zu haben. Grundlegend: wurde dann das. „Dictionnaire 
universel de commerce, d’histoire naturelle, d’arts et metiers‘‘ des jüngeren Sa- 
vary (Paris 1723—1730, zuletzt Kopenhagen und Genf 1759—1766); diesem folgte 
Ludovici ‚‚Akademie der Kaufleute“ (Leipzig 1752—1756, 1795—1798) von 
Schedel neu herausgegeben. Weniger bekannt wurde das 1824 erschienene „Aus- 
führliche Handels-Lexicon“ des sonst so verdienstvollen Leuchs. Einen neuen 
Anstoß empfing die Wörterbuch-Edition durch das Beispiel von J. R. Mc Culloch, 
das nach weniger bedeutsamen englischen Vorgängern (z. B. Mortimer, Postleth- 
ways) den Büchermarkt eine Weile beherrschte (London 1832) und für Deutschland 
von Richter und Schmidt bearbeitet wurde (Leipzig 1834). Zu nennen sind 
ferner das dreibändige Schiebesche „Universallexikon der Handelswissenschaf- 
ten“ (Leipzig und Zwickau 1837—1839) und die „Allgemeine Encyclopädie für 
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Kaufleute und Fabrikanten“, herausgeg. von einer Gesellschaft gelehrter und prak- 
tischer Kaufleute (1. Aufl. ?, 3. Aufl. Leipzig 1838). Minder bedeutsam sind die 
Wörterbücher von Schleier (1844), Fort (1852). Durch hohe Auflagenziffer ist 
bekannt geworden Nobachs „Allgemeine Encyclopädie für Kaufleute“ (12. Aufl. 
fortgesetzt von Steger, 1859). Dann hörte die Konjunktur der alphabetischen Nach- 
schlagewerke auf dem Gebiete der Handelswissenschaften und der Handelsdaten 
allmählich auf. Vielleicht haben dabei die systematischeren Lehrbücher, mehr 
aber die einsetzende Spezialisierung von Handel und Gewerbe, dazu beigetragen, 
das Bedürfnis zu mindern. 


In unserer Zeit ist das Interesse für kaufmännische Wörterbücher wesentlich 
geringer geworden. Sterns Buchhaltungslexikon war die letzte, auf ein Teilgebiet 
sich beschränkende Veröffentlichung. Neuerdings jedoch zeigen Verleger und 
Herausgeber einen neu erwachten Unternehmungsgeist. Als erste dieser Publi- 
kationen legt mir der verdienstvolle Hamburger Fachschriftsteller Karl Bott den 
ersten Band des oben genannten Lexikons vor. Der erste Band dieses auf 5 Bände 
berechneten Wörterbuchs schließt mit dem Buchstaben D ab. 


Der Herausgeber legt im Vorwort dar, daß alle einschlägigen Stoffgebiete be- 
rücksichtigt wurden, neben der Betriebswirtschaftslehre die Volkswirtschaftslehre, 
Finanzwissenschaft, Rechtswissenschaft, Warenkunde, Geographie usw. Es wird 
hervorgehoben, daß die Abhandlungen über die Länder auch Abschnittte über ihre 
Presse, Parteien und Gewerkschaften enthalten. Das Wörterbuch sei in erster 
Linie für praktisch tätige Kaufleute und Techniker bestimmt. 


Den Inhalt eines solchen Wörterbuchs zu beurteilen, ist selbst nach mancher- 
lei Stichproben nicht leicht. Man müßte ein genaueres Bild davon haben, welcher 
Art die wichtigen und möglichen Verbraucher sind und wie ihre Nachschlage- 
bedürfnisse beschaffen sind. Mit diesem Vorbehalt möchte ich sagen, daß mir die 
Dosierung und Ausführungsart gut gefallen hat. Daß ich bei den Ländern eine un- 
genügende Darstellung der Währungsverhältnisse, bei den Städten eine ungleich- 
mäßige Behandlung festzustellen glaube, fällt nicht ins Gewicht bei den mannig- 
fachen Vorzügen, die dem Leser ins Auge fallen. 


Der betriebswirtschaftliche Teil ist naturgemäß ungleich. Beispielsweise klafft 
zwischen der von Sommerfeld in sehr guter Weise behandelten „Abschrei- 
bung“ die einseitige und daher wissenschaftlich völlig unmögliche Darstellung des 
Stichwortes „Bilanzkurs“ von Hummel ein sehr großer Unterschied. Mehrere 
Beiträge von Auler dürfen das Prädikat ‚solide‘ mit gutem Recht beanspruchen; 
jedoch möchte man hier und da die Frage stellen, ob nicht ohne Erweiterung des 
Umiangs einige für den Nachschlagenden wichtige Fragen mit aufgenommen oder 
hätien stärker betont werden müssen. 


‘Wenn ich mir recht überlege, was alles dazu gehört, um für ein solches Wörter- 
buch die Stichworte vorzubereiten, ihnen den angemessenen Platz zu geben, sie 
richtig und übersichtlich in Verbindung zu bringen, die Mitarbeiter zu einer dem ge- 
. samten Gefüge gerecht werdenden Arbeit anzuhalten, die trägen aufzumuntern, 
die ausfallenden zu ersetzen, die Vorbeischießenden so zu korrigieren, daß: :ihre 
Eitelkeit halbwegs dabei bestehen kann, dann überkommt mich eine sehr hohe 
Achtung vor dem Herausgeber, der das alles fertig bringt; und zwar so fertig bringt, 
daß man die Spuren des Übereilens, Zusammenstoppelns und des sonstigen Flick- 
werks nicht gewahr wird. Bott hat mit dieser Arbeit den Beweis hoher organisa- 
torischer Fähigkeit geliefert, und wenn wir einmal größere literarische Arbeit zu 
leisten haben werden, sollten wir dieser Fähigkeit uns erinnern. Schmalenbach. 
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Albrecht, Dr. Karl. Die Geschichte der Emil Busch A.-G., Optische Indu- 
strie, Rathenow, vom wirtschaftswissenschaftlichen Standpunkt. Ein Beitrag 
zur Erkenntnis der Struktur des Wirtschaftslebens. Optische Bücherei, Band 3. 
Erfurt. 1925. 152 Seiten. 


Der Verfasser hat, wie man so sagt, zwei Fliegen mit einer Klappe erschlagen. 
Er hat über das Thema seine Doktor-Dissertation und gleichzeitig eine Festschrift 
zum 125jährigen Geschäftsjubiläum der Firma Emil Busch A.-G., Optische Indu- 
strie in Rathenow, geliefert. Dieser doppelte Zweck hat der Arbeit ein besonderes 
Gepräge gegeben, das sie vorteilhaft aus der Masse der üblichen Geschäfts- 
jubiläumsschriften heraushebt. Der in Firmenfestschriften oft so störende Ton der 
Selbstverherrlichung und der gewöhnlich mehr oder weniger verhüllt zutage 
tretende Reklamecharakter fehlt hier ganz. Statt dessen ist die Schrift beherrscht 
von dem Gedanken, die wirtschaftliche Natur und Struktur dieses führenden Unter- 
nehmens der optischen Industrie wissenschaftlich zu erforschen und durch die Dar- 
stellung der Geschichte einer in ihrem Gewerbezweige typischen Einzelunterneh- 
mung zur Erkenntnis der Stellung der Einzelunternehmung in der kapitalistischen 
Wirtschaftswelt überhaupt einen Beitrag zu liefern. 

In einem kurzen einleitenden Kapitel werden die Aufgabe, die Methode und 
die allgemeinen Voraussetzungen der Untersuchung dargelegt. Die Darstellung geht 
aus von der Persönlichkeit des Unternehmers und den allgemeinen wirtschaftlichen 
Grundlagen des Unternehmens (Bedarfs- bzw. Marktverhältnisse und technische 
Produktionsverhältnisse) und folgt dann dem Entwicklungsgang des Unternehmens, 
wobei die von außen auf das Unternehmen einwirkenden Kräfte und die als Maß- 
nahmen des Unternehmens erscheinenden Gegenkräfte in ihrem Wechselspiel dar- 
gestellt werden. > 

Sehr dankenswert ist, daß der Verfasser den Gründungsvorgängen und Motiven 
durch eifrige Quellenforschung im Geheimen Preußischen Staatsarchiv nach- 
gegangen ist. Einige vom Standpunkt firmenkundlicher Betrachtung sehr wertvolle 
Urkunden, z.B.die erste Patenturkunde, die Konzessionsurkunde und ein technisches 
Gutachten, ferner die ersten Zeitungsanzeigen der Firma in der Vossischen Zeitung 
1803 und später, die in ihrer behäbigen Breite sehr viel mehr sagen als heutzutage 
unsere „Annoncen“, sind als Anlagen abgedruckt. Interessant ist auch die ebenfalls 
abgedruckte Kundgebung Emil Buschs an seine Arbeiter gelegentlich der Umwand- 
lung der Firma in eine Aktiengesellschaft (1872). 

Leider scheint der Verfasser, als er die weitere Entwicklung der Firma er- 
forschte, nur sehr unvollkommenes Quellenmaterial zur Verfügung gehabt zu haben. 
Jedenfalls stützen sich seine Darlegungen, wie er angibt (S. 61), in erster Linie auf 
die Geschäftsberichte der Aktiengesellschaft, die Verwaltungsberichte der Stadt 
Rathenow und seit 1899 auf die Berichte der Handelskammer Rathenow. Internes 
Material, wie Geschäftsbücher, wichtige Korrespondenzen, Sitzungsprotokolle, Ver- 
träge und statistische Aufstellungen scheinen nicht intensiv durchforscht und be- 
nutzt worden zu sein. Vielleicht war für die länger zurückliegende Zeit nicht allzu- 
viel von diesem Material vorhanden. Jedenfalls erhält der Betriebswirtschaftler 
beim Lesen des Buches über mancherlei, was ihn vom Standpunkt firmenkund- 
licher Betrachtung interessiert, gar keine oder keine ausreichende Auskunft. Die 
Untersuchung beschäftigt sich hauptsächlich mit den Produktions- und Absatzver- 
hältnissen und den mit der Arbeiterschaft zusammenhängenden Fragen. Wenig 
oder gar nichts erfährt man über die finanzielle Struktur, die finanzielle Kräfti- 
gung, die Geschäftsergebnisse und ihre Verwendung, die Quellen und Formen der 
Kapitalbeschaffung, die Bankverbindung und ihren Einfluß, über die Gründe der 
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Änderung des Firmennamens und vieles andere mehr, worüber eine Firmengeschichte 
Auskunft geben sollte. Hier hätte mit wenigen, aber sorgfältig ausgearbeiteten 
Zahlenübersichten und graphischen Darstellungen sehr viel gesagt werden können. 
Sehr beachtlich ist die Darstellung der Stiftung und ihrer Dotierung (S.103), die 
durch Übernahme von gebundenen Vorzugsaktien wenigstens einigermaßen derGeld- 
entwertung entzogen wird. 

Die Arbeit ist Mitte 1923 unter dem Eindruck der Geldentwertungszeit abge- 
schlossen worden. Sie weist daher manche Anschauung auf, die der Verfasser heute 
wohl selbst nicht aufrechterhalten würde. So darf man es wohl als zu einseitig 
betrachtet bezeichnen, wenn die Schuld an der Geldentwertung ausschließlich dem 
Versailler Vertrag zugeschrieben wird (der damit etwa in keiner Weise von mir 
irgendwie beschönigt werden soll). Auch ist es nicht wissenschaftlich, von der 
„völligen Vernichtung der deutschen Wirtschaft durch die Bestimmungen 
des Versailler Vertrages“ zu sprechen (8.111). 

Ein kurzer Anhang bringt einige Angaben über die Entwicklung des Unterneh- 
mens während der Jahre 1923 und 1924. Dr. Bork. 


Tönjes, Carl. Rentabilität. Berlin. 1923. Verlag von Georg Stilke. 186 Seiten. 

Die Schrift ist teils betriebswirtschaftlicher, teils volkswirtschaftlicher Art. 
Der Standpunkt ist überall ein rein ökonomischer; Aufwand und Leistung sollen 
ein gesundes Verhältnis haben. Daraus erklärt sich die Überschrift. In einem 
Kapitel ‚‚Umsatz‘‘ weist der Verfasser mit Nachdruck auf die Folgen .degressiver 
Kosten bei nicht voller Beschäftigung hin; auch ist ihm aufgefallen, daß es für 
den Beschäftigungsgrad nach oben Grenzen gibt. Natur und Vorteile der Arbeits- 
teilung werden recht vernünftig dargestellt, die ökonomischen Folgen der Tausch- 
und Geldwirtschaft, der freien Wirtschaftsordnung nicht uneben geschildert, das 
. Kapital als das Vorgeleistete wenigstens in dieser seiner Eigenschaft erkannt, als Er- 
scheinung der Arbeitsteilung dagegen nicht glücklich erfaßt. Auch was der Ver- 
fasser in dem Kapitel ‚Organisation‘ namentlich von der Überorganisation sagt, 
ist gut beobachtet und für viele beherzigenswert. Hingegen bleibt, was der Ver- 
fasser im Schlußabschnitt „Was ist und was muß: werden ?‘“ ausführt, im Selbst- 
verständlichen haften. 

Im ganzen ist jedoch gegen das Buch der Vorwurf zu erhabenk daß es seine 
eigene Grundsätze verleugnet. Wirtschaftspolitisch zeigt es uns keine Wege, auf 
die nicht an anderer Stelle mit großem Nachdruck hingewiesen wurde. Betriebs- 
wirtschaftlich hat es mehr den Charakter einer Plauderei als den einer fachwissen- 
schaftlichen Untersuchung. Aber mit Plaudereien lassen sich betriebswirtschaftliche 
Probleme nicht lösen. Und so hat der Verfasser im wesentlichen Verleger, Drucker 
und Papierfabrikanten beansprucht für Ausführungen, die keineswegs unklug sind, 
uns aber nicht weiterbringen. t 

Ganz besonders muß ich es dem Verfasser zum Vorwurf ihrschön] daß er, wie 
er in der Einleitung dem erstaunten Leser offenbart, betriebswirtschaftliche Be- 
lehrung in der Volkswirtschaftslehre gesucht hat. Wenn man Schuhe im Hanl- 
schuhladen kaufen will und dann klagt, daß man nichts Passendes gefunden hat, 
nimmt sich das ein wenig eigentümlich aus. ‚Schmalenbach. 


Hasenack, Diplomkaufmann Wilhelm. Betriebskalkulationen im Bank- 
gewerbe. 5. Heft der Bank- und finanzwirtschaftliche Abhandlungen. Her- 
ausgeg. von Prof. Dr. W. Prion, Köln. Berlin. 1925. Julius Springer. 134 Seiten. 
Preis geheftet 6 6.30. 

Die Arbeit will das ‚„Unmöglich“, das man bis heute Bankkalkulationen ent- 
gegenhält, überwinden. Die bisherige allgemeine Überzeugung, daß im Bankbetrieb 
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keine Kalkulationen gemacht werden könnten, sie aber auch nicht erforderlich 
seien, wurzelte in Vorurteilen, in dem hohen Gewinn der Banken aus dem seit 
1890 wachsenden Depositengeschäft und in jüngerer Zeit in den wirklichen Infla- 
flations- und Inflationsscheingewinnen. Die Bankkalkulation war zur Rentabilität 
nicht notwendig. Das Bankgeschäft war in hohem Grade gewinnbringend. Heute 
ist das anders geworden. Daher stammt auch dieser Versuch. | 

Der: Verfasser knüpft an die Arbeit Isaacs ‚Über das. Selbstkostenproblem 
im Bankbetrieb‘, Leipzig 1921, an, die den theoretischen Unterbau geschaffen hat, 
und an das amerikanische Schrifttum, an Pattersons Kontenkalkulation, an das 
von Regan vorbereitete Werk „Accounting and Costs“ und an die durch Weg- 
brod vermittelte amerikanische Methode. Accounting and Costs ist eine Zu- 
sammenstellung von Kostenberechnungsverfahren, die die Banken, jede für sich, 
entwickelt und dann zur Verfügung gestellt haben. 

Im nächsten Abschnitt kennzeichnet der Verfasser die volkswirtschaftliche und 
betriebswirtschaftliche Bedeutung der Bankkalkulationen. Er ist ehrlich bemüht, 
ihren Wert nicht zu unter-, aber auch nicht zu überschätzen. So weist er z. B. 
selbst darauf hin, daß bei Prämien- und Termingeschäften die glückliche Hand, das 
schnelle Handeln und der Börseninstinkt eine weitaus größere Rolle spielen als die 
Kostenfrage. 

Dann kommt er auf den Hauptinhalt seiner Arbeit, die methodologischen Mög- 
lichkeiten der Bankkalkulation. Er unterscheidet: 

Abteilungskalkulation, 

Stückkalkulation, 

Kreditkalkulation und 

Kontenkalkulation. 

In der Abteilungskalkulation wendet er sich gegen das grobe Verfahren der Zeit- 
zuschlagsmethode, bei der die Gesamtunkosten auf die Arbeitsstunden als die 
einzige Zuschlagsgrundlage projiziert werden. Soweit die Kosten direkt erfaßbar 
sind, rechnet er sie den Abteilungen unmittelbar an. Die übrig bleibenden belastet 
er anteilsmäßig mittels Sonderzuschlägen für jede Kostenart, und zwar den 
Leistungs- und den Hilfsabteilungen, die wieder auf die Leistungsabteilungen auf- 
geteilt werden. Wie die Kosten will er auch die Erträge abteilungsweise erfassen. 
Die Gegenüberstellung ergibt die Abteilungserfolgsrecehnung. Weiter versucht er 
das in den Abteilungen arbeitende Kapital festzustellen, das er zu dem jeweiligen 
Erfolg in Beziehung setzt. So erhalten wir eine Abteilungsrentabilitätsrechnung. 

Bei der Stückkalkulation unterscheidet der Verfasser Stücknachkalkulation, 
Maßkalkulation und Stückkostenschätzung. Als Maßstab für die Aufteilung der 
Kosten gemäß der Kostenverursachung auf die Leistungsarten nimmt er in An- 
‚lehnung an Wegbrod die Manipulationszeit, d. h. die Zeit, die notwendig ist, um 
einen Kundenauftrag auszuführen. 

In der Stücknachkalkulation bezieht der Verfasser die Kosten auf eine Stück- 
leistung, nicht auf eine Leistungseinheit. Unter Stückleistung versteht er z. B. 
eine Giroüberweisung gleich von welcher Höhe, unter Leistungseinheit eine Einheit 
Giroüberweisung, etwa 6 1000.—. Bestandteile der Stücknachkalkulation sind 
1. die Abteilungskosten, 2. die Zahl der Stückleistungen und 3. die Manipulations- 
zeit, sofern in einer Abteilung Leistungen von verschiedener Arbeitsdauer ausge- 
führt werden. Daß die Manipulationszeit nicht für alle Leistungen eine vollkommene 
Schlüsselgröße darstellt, weiß auch der Verfasser. Trotzdem hält er dieses Ver- 
fahren für brauchbar, zumal sich die Banken bei ihrer heutigen Organisation noch 
in der Hauptsache der Handarbeit bedienen. 
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Unter Maßkalkulation versteht er die Messung der Zeitdauer einer Arbeit und 
die Messung von sachlichen Kosten; er nimmt sie vor als Selbstzweck und als 
Hilfsmittel der Stücknachkalkulation und Stückkostenschätzung. 

Stückkostenschätzung nennt der Verfasser den Versuch, „die Beschäftigungs- 
grade mit ihren verschiedenen Kosten im vornhinein zu bestimmen“. 


Die Kreditkalkulation soll die Rentabilität des Hauptgeschäfts der Banken, des 


Kreditgeschäfts mit Ausnahme des Wechselkredits, feststellen, und zwar nicht nur 
unter Berücksichtigung der Zinskosten, sondern auch der anteiligen mittelbaren 
Kosten. Bei der Kontenkalkulation werden die Zinserträge den Zins-, Material- und 
Arbeitskosten gegenübergestellt. 

Im letzten Abschnitt erfahren wir die Vorteile der Bankkalkulation als ein 
Mittel der Kontrolle, als eine Erkenntnisquelle notwendiger organisatorischer Maß- 
nahmen und als eine Handhabe bei der Gebührenfestsetzung, 

Ein Hauptziel des Verfassers, auf das er in der ganzen Arbeit immer wieder 
hinweist, ist, jeder Leistung ihre Kosten zu belasten, damit nicht ‚wie bisher das 
Kreditgeschäft die Kosten anderer regulärer sowie irregulärer Bankleistungen mit- 
trägt; denn die Zinsspanne muß verringert, ein hoher Habenzins gezahlt werden, 
um in unserer kapitalarmen Zeit den letzten Sparpfennig herauszuholen. Gref. 


Bio-Bibliographische Beiträge zur Geschichte der Rechts- und Staatswissen- 
schaften. Herausgegeben von R. L. Prager, Berlin NW 7. Preis für jedes Heft 
46 0.80—2.00 je nach Umfang. 

Jedes Heft dieser Sammlung befaßt sich mit der Persönlichkeit und den 
Werken eines bedeutenden Vertreters der Rechts- und Staatswissenschaften. Inhalt 
und Zweck dieser Schriften erkennen wir am besten, wenn wir uns einige Hefte 
etwas näher betrachten: 

I. Neisser, Hans, und Palyi, Melchior. Lujo Brentano. Abteilung Staats- 
wissenschaften, Heft 5. 

Die Arbeitt zerfällt in zwei Abschnitte, einen biographischen und einen ‚biblio- 
graphischen. Im ersten (Seite 7—1”7) zeigen uns die Verfasser das Leben und 
Wirken Brentanos, des Sozialpolitikers, des Wirtschaftshistorikers, des Agrarpoli- 
tikers, des Freihändlers und Bevölkerungspolitikers. Wie sie selbst erklären, können 
die Ausführungen infolge ihrer Kürze keinen Anspruch auf Vollständigkeit erheben.. 
Sie sollen zur Einführung in die Bibliographie dienen, dem Leser ‚die Anregung: 
zur näheren Beschäftigung mit Lujo Brentano geben und ihm die Auswahl der zw 
wählenden Schriften erleichtern. 

Der zweite Teil führt 1. die Schriften Brentanos (Seite 15—38) und 2. die 
Schriften über Brentano an (Seite 39—50). Die Ausführungen dieses zweiten: 
Teiles sollen nach dem Herausgeber dieser Sammlung nicht nur einen bibliographi- 
schen Wert besitzen. Ihre Aufgabe ist es auch, neben der Biographie das Können: 
und den Fleiß des betreffenden Wissenschaftlers zu bezeugen. 

Abraham, Paul. Emil Seckel. Abteilung Rechtswissenschaften, Heft 1. 

Das Heft zeigt dieselbe Anlage wie das oben beschriebene. Neben einer 
Lebensbeschreibung entwirft uns der Verfasser im ersten Teil (Seite 7—1?) ein: 
Bild des Romanisten, Kanonisten und Feudalisten Seckel. Der zweite Teil gibt 


wieder eine Zusammenstellung der Veröffentlichungen von Emil Seckel (Seite 18: 


bis 23) und über Emil Seckel (Seite 23—24). 

Angekündigt sind außer diesen beiden Heften in der rechtswissenschaftlichen: 
Abteilung Hefte über Otto Neubecker und Otto Mayer, in der staatswissenschaft- 
lichen über Eberhard Gothein, Lenin, Gustav Steffen u Gerhart von Schulze- 
Gaevernitz. Gr. 
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Jöhlinger, OÖ. Die Praxis des Getreidegeschäfts. Ein Hand- und Lehrbuch 
für den Getreidehandel. 3. Auflage. Durchgesehen und ergänzt von Hans 
Hirschstein, unter Mitarbeit von Alfred Wolff. Berlin. 1925. Julius Springer. 
380 Seiten. Preis gebunden 46 18.—. 


Die Neuauflage dieses Standard-Werkes des Getreidehandels ist mit Rücksicht 
auf die vielfachen Veränderungen zu begrüßen. Es ist erfreulich, daß’ der leider so 
früh verstorbene verdienstvolle Verfasser in Hirschstein einen Nachfolger gefunden 
hat. Auch der wieder eingerichtete Handelsrechtliche Lieferungsverkehr an der 
Berliner Börse ist, allerdings unter Benutzung von Vorkriegsbeispielen, zur Darstel- 
lung gelangt. Die wesentlichsten Kapitel sind: E 
Organisation des Berliner Getreidehandels, Handel „loco‘“, „auf Abladung‘, „auf 
Lieferung“, die Einfuhrgeschäfte, die Ausfuhrgeschäfte, die Zeitgeschäfte, die 
Kursfeststellung, Berichterstattung und Tendenz, das Schiedsgerichtswesen, Stati- 
stik, Literatur, Sachverzeichnis. 


Schlösser, Robert, und Klein, Fritz. Neuzeitliche Werbearbeit für Kon- 
sumgenossenschaften. (Verkaufsgenossenschaftliche Bücher. Herausge- 
geben vom Reichsverband Deutscher Konsumvereine. Nr. 5.) Düsseldorf—Reis- 
holz. 1925. Verlag der ‚Gepag‘. 81 Seiten. 


Schlösser begründet zunächst, daß die Konsumvereine heute, entgegen ihrer 
früheren Zurückhaltung, Reklame treiben dürfen und: müssen. Klein schließt sich 
mit mannigfachen Durchführungsvorschlägen an. Er befürwortet einen einheit- 
lichen Namen für sämtliche Genossenschaften des Reichsverbandes Deutscher Kon- 
sumvereine; in Bayern ist dieser Gedanke nahezu durchgeführt. In Hinsicht 
auf die Schaufensterausstattung fordert er vierzehntägigen Wechsel, Ausstattung 
der Ecken als Blickfang, Spezialausstellungen vor wichtigen Kauftagen, Ausstattung 
der Ware mit Preisen; der Einblick in den Betrieb soll erhaben bleiben. Auch für 
eine gleichmäßige Ladeneinrichtung bringt Klein gute Gründe. Daneben werden 
betont: Hübsche harmonische Innenausstattung, freundliche Bedienung, Betonung 
der spezifischen Genossenschaftsfabrikate, bedruckte Einschlagpapiere und Werbe- 
einlagen, persönliche Werbearbeit durch die ‚Genossenschaftsorgane, Zeitungsan- 
zeigen in mäßigem Umfange. Vielleicht wäre an dieser Stelle (Seite 34) ein Wort 
über den Rhythmus im Propagandasatz von Wert gewesen. Sogar an. einen Fest- 
zug des gesamten Fuhrparks ist gedacht. Bei den Ausführungen über die Kosten 
wäre eine normale, auf den Umfang berechnete Etatsumme empfehlenswert. Im 
ganzen möchte man, ohne den Ausführungen der beiden Verfasser zu widersprechen, 
raten, daß die Genossenschaften sich der Reklame zwar unter Ausnutzung aller Mög- 
lichkeiten, aber unter strenger Beschränkung in den Kosten bedienen mögen. Re- 
klamekosten sind gemeinwirtschaftlich unproduktiv, und der größte Vorzug der Ge- 
nossenschaften ist, daß sie unproduktive Kosten meiden. 

Ein letzter Teil des Heftes enthält Einzelabhandlungen über die Genossen- 
schaftsreklame von Schlösser. Ich möchte diesen Gedanken noch einige eigene 
anfügen. 

Die Werbearbeit unter der Jugend würde sich nach meiner Meinung vortrefflich 
unterstützen lassen durch Schülergenossenschaften, die den Einkauf von Schul- 
büchern, Kladden usw. besorgen. Hier würde eine Propoganda mit Mustersta- 
tuten, Musterbuchführung und dergleichen vortreffliche Wirkung tun können. Ich 
habe gelegentlich die Bemerkung gemacht, daß Studenten durch Beteiligung an 
den Geschäften der Börse eher gute Genossenschaftler werden als durch Kollegs. 
Eine wesentliche und für die Genossenschaften sehr günstige Propaganda würde 
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ferner die Einrichtung von Versandgeschäften in mäßigem Umfange (Typenpakete) 
sein; sie würde, die Genossenschaftsidee in neue und für die Genossenschafts- 
entwicklung nicht unwichtige Kreise tragen. Schmalenbach. 


Zeiger, Dr. Philipp, Direktor der Kaufm. Berufsschule und höheren Handelsschule 


Darmstadt. Das deutsche Geldwesen. Gloeckners Handels-Bücherei. Her- 


ausgegeben von Prof. A. Ziegler; Band 110. Leipzig. 1925. G. A. Gloeckner. 
119 Seiten. 


Böhm, Dr. Gust., Regierungsrat im Bayr. Staatsministerium für Soziale Fürsorge. 
Sammlung von Reichsgesetzen und Verordnungen arbeits- 
rechtlichen Inhalts. Textausgabe mit kurzen Anmerkungen und Sach- 
verzeichnis. München. 1925. C. H. Becksche Verlagsbuchhandlung. 616 Seiten. 

| 1. Allgemeine Rechtsquellen des Arbeitsrechts, besonders des Arbeiterschutzes. 

2. Arbeitszeit. 3. Tarifvertrag. 4. Betriebsräte. 5. Arbeitsgerichtsbarkeit und Schlich- 

tungswesen. 6. Arbeitsmarkt und Erwerbslosenfürsorge. 7. Kriegsopferversorgung. 

8. Wohlfahrtspflege. 9. Wohnungs- und Siedlungswesen. 

Die Sammlung schließt ab mit dem Nachtrag zur w. zum Gesetz betr. 

Kinderarbeit, veröffentlicht am 31. Juli 1925. | 


Lehmann, Dr. Fritz. Rechtsformen und Wirtschaftstypen der priva- 
ten Unternehmung. 7. Band der Sammlung ‚Die private Unternehmung 
und ihre Betätigungsformen“. Juristische und privatwirtschaftliche Abhand- 
lungen. Herausgegeben von Dr. Heinrich Hoeniger, Prof. der Rechte, und 
Dr. Ernst Walb, Prof. der Privatwirtschaftslehre an der Universität Freiburg i 1. Br. 
Mannheim. 1925. J. Bensheimer. 94 Seiten. Preis % 3.—. 


Inhaltsübersicht: | 
Die Unternehmungsform in Recht und Wirtschaft (Unternehmung und Unterneh- 
mungsformen in wirtschaftlicher Beziehung, in rechtlicher Beziehung und das 
Verhältnis zwischen Rechtsformen und Wirtschaftsformen). 
Die Verbreitung der Unternehmungsformen nach den Ergebnissen der Statistik. 
‚Die einzelnen Unternehmungsformen (Einzelunternehmung, Unternehmergesellschaft, 
Einlagegesellschaft, Kapitalgesellschaft). 


Goldschmidt, Dr. Friedrich, Rechtsanwalt in München. Die Gründung der 
Aktiengesellschaft, ein Handbuch für die Praxis. Berlin C 2. 1925. Indu- 
strieverlag Spaeth & Linde. 232 Seiten. Preis ers 6 5.20, in Halbleinen 
gebunden M% 6.—. 

Inhaltsübersicht: 

' I. Einleitung. (Darunter: Vorgründungsverhandlungen, Arten der Gründung, Grün- 

 dungskosten.) 

Il. Entwürfe von Gesellschaftsverträgen. (Einfacher Vertrag, Ausführlicher Bar 
mit Erläuterungen.) 

III. Formulare und Beispiele (zum Teil mit Erläuterungen). 

IV. Stichwortverzeichnis. 

V. Sachregister. 


Leskow, R., Vorstand des Verkehrsbüros der Handelskammer Leipzig. Handbuch 
für Eisenbahn-Verfrachter, praktische Ausnutzung der Gütertarifierung, 
zweckmäßige Vorbereitung der Transporte und deren Sicherung vor Schadens- 
fällen. Berlin C 2. 1924. Industrieverlag Spaeth & Linde. 168 Seiten. Preis 
geh. M% 5.—, in Halbleinen geb. 6 6.—. re 
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S: oe b.e.n erschienen: 


"Dauerkrisis und Daweslast | 


von Prof. Dr. Ernst Schultze-Leipzig. 


(Wirtschaftspolitische Zeitfragen 2.Heft) 5 
96 Seiten . Da ee RD ee Steif geheftet M. 4.80 


Inhalt: Die Extsuteruhe der deutschen Volkswirtschaft — Kabine — Die Urach er 
Passivität unserer Handelsbilanz — Die Verwendung unserer Auslandskredite — Das Gesetz des 
Handelsbilanzumschwungs — Fiskalismus — Die Dawes-Last — Die Dawes-Behörden als Herren der 
deutschen Volkswirtschaft. — Die Absichten des Dawes - Abkommens — Lohndruck zwecks Aus- 
fuhrsteigerung als Dawes-Diktat — Fremdkapital und Schuldknechtschaft — Dauerkrisis u. Dawes-Last. 


Wir befinden uns in einer Periode des Niedergangs, die im Gegensatz zu früheren nicht die Tendenz 
zum Aufschwung in sich tragt — obwohl uns doch das Dawes- Abkommen mit der Versicherung 
schmackhaft gemacht wurde, es werde alsbald einen Wiederaufstieg der Deutschen Wirtschaft im Ge- 
folge haben. In Wirklichkeit hat die Schonfrist, die das Abkommen festlegte, keine Neubelebung unser 
Volkswirtschaft gebracht. Eine Kapitalsneubildung will sich nicht vollziehen. Unsere Handelsbilanz i 
passiv in unerhörtem Ausmaß. Nur einen großen Erfolg haben wir zu verzeichnen : im Borgen nämlic 
von Auslandskapital, das wir in Milliarden an uns ziehen — ohne zu ahnen, daß wir Ban der frem 

Einfuhr die Tore noch weiter öffnen. 


Über diese Zusammenhänge will die vorliegende Schrift sprechen. Mit erfrischender Deuichkit 
die Wirkungen des Londoner Bee aufgezeigt. 
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DI ERBENSER SCHIENEN: 


Grundlagen 
der Selbstkostenrechnung 
und Preispolitik | 


von 


Dr. rer. pol., Dr. jur. b. c. E. Schmalenbach, 


Professor der Betriebswirtschaftslehre an der Universität Köln am Rhein. 
2. Auflage 
SONDEHeH Er nk, Geheftet M. 2.60 


Inhalt: Die Selbstkostenrechnung im Rahmen des gesamten kaufmännischen 
Rechnungswesens — Die Grenzen der Selbstkostenrechnung — Der Begrif 
der Kosten — Der Kalkulationswert — Die Abhängigkeit der Kosten vom 
Beschäftigungsgrad — Die Kosten und der Preis — Die Zwecke der Selbst- 
kostenrechnung. 

Es ist die gemeinwirtschaftliche, nıcht die privatwirtschaftliche Wirtschaftlich- 
keit, die unserer theoretischen Arbeit die Richtung gibt. Nicht das ein Fabrikant 
viel oder wenig verdient, besorgt uns hier, sondern lediglich das Ziel, daß 

nicht durch unwirtschaftliche Arbeit Güter verschwendet werden. 


G. A. Gloeckner, Verlagsbuchhandlung in Leipzig 
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Geidiager 
dynamischer Bilanzlehre 
von Prof. Dr. Dr. h.c. E. Schmalenbach - Köln. 
VII, 288 Seiten. 3. Aufl. Geb. M. 12,80 


. Der Verfasser läßt in der Neuauflage seines 
schon längst anerkannten Buches aus der reichen 
praktischen Erfahrung seines großen Lebens- 
inhaltes und aus seiner Sonderart ökonomische 
Vorgänge wissenschaftlich zu erleben, heraus, 
eine Zielsetzung erstehen, die sowohl der Bilanz- 
theorie neue Wege weist, als auch der Bilanz- 
de neue Methoden verfügbar macht.“ 

Kölnische Zeitung 


Grundzüge der Bilanzkunde 
von Prof. Dr. Walter le Goutre- Mannheim. 


Band 1: Die allgemeinen Lehren. 127 Seiten. 


Band 2: Die Sondergebiete der Bilanzkunde. 
128 Seiten. 
(Gloeckners Handels-Bücherei Bd.81 u.82) 
‚ Jeder Band im Steifdeckel M. 2.— 


. Die Bändchen sollten in keiner kaufmänni- 
schen Bücherei fehlen. Die Darstellung ist über- 
sichtlich und bietet leichte Hilfe in Zweifelsfällen.“ 

Rundschau G. m: b. H. 


Steuerbilanz 
und Goldbilanz 


von Prof. Dr. le Coutre und Diplom-Kaufmann 
R. Altenloh. 


(Gioeckners Handeis-Bücherei Band 99) 
128 Seiten. ... Im Steifdeckel M. 2.— 


. In gedrängier Weise ist hier alles Wissens- 
werte zusammengefaßt, daß dem Kaufmann von 
Gesetzeswegen zur Beobachtung unbedingt zur 
Pflidit gemacht wird,“ Die Aktiengesellschaft 


Die Steuerbuchführung 


‚Ein Wegweiser durch Recht und Praxis 


der Buchführung unter dem Einfluß der 


Steuergesetzgebung 
von Dr. Karl Spannenkrebs. 


(Gloeckners Handels-Bücherei Band 120) 
120 Seiten .. Im Steifdeckel M. 2.— 


Hier ist der Weg gezeigt, wie den Schwierig- x 


keiten, die sich in der Praxis nur zu oft ein- 
stellen, begegnet werden kann. 


6 B. GLOECKNER, Verlagsbuchhandiung in I 


Buchdruck von a Hills Kltuknarse} in ‚Leipzig. A 2 =; 


j von Dr.j jur. et phil, Karl ‚Sewering- Hamburg. 


1217 Serfen&- 


(Gloeckners Handels-Bücherei Band 1 


Die Einheitsbilanz 
Die Überbrückung. des Gegensatzes 


zwischen statischer und dynamischer Bilanzlehre 


VIH, 84 Seiten... ..Geheftet M. 4.20 


Die Zerrättung des Bilanzwesens drängte die 
Frage auf, ob hier nur eine notwendige‘ 1 die 
erscheinung der Zerrüttung des Geldwesens vor- 
liege oder ob sie auf Fehler der bisher üblihen _ 
Bilanzierungsgewohnheiten zurückzuführen s 
Die Untersuchungen über diese Frage haben zu 
einem tieferen Eindringen in die Bilanzprobleme 
geholfen, deren Ergebnisse in dieser Schrift N i $ 

wertet worden sind. RR. 


"Bilaazen * 
von Prof. Dr. Walter. le'Coutre- Mannheim. # 


(Anschauungsstoffe aus dem Gebiete 4 
der KAnfRtangiedien Wirtschaft, 6.Teil) 58 


.. „Gebunden M. is 


"Bilanzbeispiele, in Verbindung mit den 
„Grundzügen“ des gleichen Verfassers 
-zu benutzen. 


„...Je größer der Fleiß ist, mit dem es studiert 

wird, um so höher ist der praktische Nutzen, den- = 

dasWerk bringt.“ DeutscheBuchhaltungs-Zeitung : 
. 2; 


Die praktische Auswertung 

von Blanzen 
von Prof. Dr. Walter le Gontre-Marabei = 
(Gloeckners Handels - Bücherei Band 93) 
116 Seiten... . Im Steifdeckel M.2.— 


. Das Büchlein dürfte weitesten Kreisen 
Kanfmasnschaft von großem Wert und Nutze 
sein, weshalb hier warm empfehlend darauf hi 1 
gewiesen sei.“ . Welt des Kaufma 


Der Kaufmann Se 
und die Steuerbehö rd > 


von W. Kebschull, 


Obersteuersekretä 


120 Seiten . Im Steifdeckel M. 


Ein reibungsloser, sachgemäßer Verkehr m t: 
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